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DIE GLOCKE 

. Heft 7. April 1917 3. Jahrg. 

^achdnick s&mtUcher Artikel mit ansfOhrlicherQueUenangabe gestattet 


HEINRICH CUNOW: 

Gegensätzliche Strömungen in der 
russischen Revolution. 

D ie russische Revolution hat das autokratische Regiment der 
Romanows, die, 1613 durch Wahl auf den Zarenthron be- 
ruien, vor vier Jahren ihr dreihundertjähriges Herrschaftsjubi¬ 
läum durch prunkvolle Feste feierten^ schneller weggefegt, als 
selbst viele unter jenen Beobachtern russischer Zustände erwartet 
haben dürften, die die Gärung in fast allen Schichten Rußlands 
unaufhaltsam steigen sahen. Sogar unter den Kennern des rus¬ 
sischen Volkslebens herrschte zunächst nach dem Eintreffen der 
russischen Revolutionsmeldungen die Auffassung vor, es handle 
sich nur um kurze revolutionäre Erhebungen in Petersburg, 
Moskau und noch einigen anderen größeren Städten, die wahr¬ 
scheinlich bald unterdrückt werden würden. 

Der schnell durchgeführte Sturz des Zarenregiments hat 
freilich etwas Ueberraschendes; aber dieses Regiment hatte 
durch seine neurasthenische Unbeständigkeit und durch seine 
Unfähigkeit, die dringendsten Forderungen der Kriegslage zu 
erfassen, es nachgerade mit allen russischen Parteien und 
Volkskreisen verdorben, so daß man in gewissem Sinne sagen 
darf, Nikolai Alexandrowitsch habe zuletzt, abgesehen von 
einem Teil der Hof Cliquen und der orthodoxen Geistlichkeit, 
nur noch einige tausend Gendarmen und Polizisten als Stützen 
seiner Macht hinter sich gehabt. 

Selbst die Hofkreise, die ohnehin durch den Familienkrieg 
der Romanows in verschiedenartige Intrigenfaktionen gespalten 
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waren, hatten infolge der nervösen, lediglich jeweiligen Ein¬ 
flüsterungen und Stimmungen folgenden Verfügungen des 
Zaren alles Vertrauen zu seiner Regierung verloren; und noch 
mehr gilt das von der russischen Bourgeoisie, die ihre politische 
Vertretung hauptsächlich in den Gruppen der Oktoberpartei (Ok- 
tobristen) und der konstitutionellen Demokraten (Kadetten) findet. 
Seit der Revolution von 1905, die ihren immer mehr erstarkenden 
Einfluß auf das staatliche Getriebe vorbereitete, hat diese Bour¬ 
geoisie, je mehr sich ihre kapitalistische Macht hob, desto 
mehr ihre alten demokratischen Anschauungen kalt gestellt 
und sich imperialistischen Bestrebungen zugewandt. 

Weit mehr als die eigentlichen Reaktionäre ist es diese Bour¬ 
geoisie, die den Krieg gewollt, gefördert und für ihn bis in die 
letzte Zeit gearbeitet hat, wenn sie bei diesen Bestrebungen 
auch in den nach Ausdehnung der russischen Macht lüsternen 
reaktionären Regierungskreisen auf inniges Verständnis für ihr 
Begehren stieß. Die liberalen Parteien, wie sie sich im „fort¬ 
schrittlichen Block“ zusammengefunden hatten, der halbkonser¬ 
vative Nationalisten mit beutegierigen Oktobristen, Kadetten und 
den erst vor einigen Monaten abgefallencn Progressisten ver¬ 
einte, hofften durch einen siegreichen Krieg nicht nur die 
drohende revolutionäre Gärung der Arbeiterschaft, Klein¬ 
bauern und proletarischen Intellektuellen einzudämmen, sondern 
zugleich durch die Gewinnung Konstantinopels und der Dar¬ 
danellen sowie die Annektion ostpreußischer, österreich-un¬ 
garischer und türkischer Landesteile ihr wirtschaftliches In¬ 
teressengebiet auszudehnen und in Rußland ein konstitutionell¬ 
monarchistisches Regierungssystem durchführen zu können, 
das ihnen, wenn auch nicht die volle politische Herrschaft 
sicherte, so doch die Möglichkeit bot, weit mehr als bislang die 
russische Staatsmaschinerie zur Ausnutzung der russischen 
Landesreichtümer zu gebrauchen. 

Aber dieses Ziel, das sich das mit großen Hoffnungen in den 
Krieg stürzende liberale russische Bürgertum gesteckt hatte, 
wurde durch die Niederlagen der russischen Heere mehr und 
mehr vernichtet — zum Teil sicherlich infolge der Unfähig¬ 
keit des autokratischen Regierungssystems, nicht minder aber 
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infolge der wirtschaftlichen Unentwickeltheit des russischen 
Reiches: der relativ geringen .technischen Leistungsfähigkeit 
seiner Industrie, des Mangels an Eisenbahnen und Schiffen, 
der ungenügenden Durchbildung seiner Bevölkerungsklassen. 
In der liberalen Bourgeoisie schob man jedoch in eitler Selbst¬ 
überschätzung das Versagen der Waffen wie des gesamten 
technischen Apparates allein auf die Unzulänglichkeit der 
Zarenregierung und machte diese für alle Mißerfolge verant¬ 
wortlich. Und als dann im vorigen Herbst auch die mit großen 
Anstrengungen und noch größeren Siegeshoffnungen unter¬ 
nommene neue Offensive scheiterte, da stand es für die libe¬ 
ralen Beutepolitiker fest, daß Rußland unter dem herrschenden 
System des Zarismus seine imperialistischen Kriegsziele nie 
erreichen werde und nur noch eine völlige Aenderung dieses 
Systems helfen könne. 

In dieser Meinung begegneten sich die politischen Führer 
der Oktobristen und Kadetten mit der unter der Vormundschaft 
Sir George Buchanans stehenden Petersburger Ententediplo¬ 
matie, die sich in ihren schönsten Hoffnungen auf die zermal¬ 
mende Wucht der russischen Dampfwalze immer mehr ent¬ 
täuscht sah. Zwar der Gedanke eines Sturzes des Zarismus 
durch eine bürgerliche Revolution fand zunächst bei England 
und seinem geriebenen Vertreter am Zarenhofe wenig Beifall. 
Die englische Regierung versuchte vorerst durch allerlei Pres¬ 
sionen und Drohungen, schließlich sogar durch die Entsendung 
Lord Milners, den Zaren zu einer Aenderung des herrschenden 
Systems zu bewegen. Als jedoch alle solche Versuche resul¬ 
tatlos blieben, fand sich die Lloyd Georgesche Regierung be¬ 
reit, die Revolution der Gutschkows und Miljukows zu unter¬ 
stützen, denn was sollte aus der Durchführung des großen In¬ 
teressenkampfes gegen das rivalisierende Deutschland werden, 
wenn die russische Kraft versagte. Allzuviel stand auf dem 
Spiel. Die russische Bevölkerung mußte um jeden Preis auf¬ 
gepeitscht und zu neuen militärischen Anstrengungen getrieben 
werden, bis es England gelang, Deutschland den Frieden zu 
diktieren. Sollten denn die riesigen Kraftanstrengungen Eng¬ 
lands und seine enormen finanziellen Opfer vergebens gewesen 
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sein, nur weil das Zarenregiment nicht die nötige Widerstands¬ 
und Stoßkraft aufzubringen vermochte? 

Freilich eine Entthronung der Dynastie der Romanows dürf¬ 
ten Herr George Buchanan und seine Hintermänner in der 
Downingstreet kaum geplant haben. Ihre Absicht wird 
schwerlich darüber hinausgegangen sein, irgend ein anderes 
nicht an geistigem Uebermaß leidendes Mitglied der Roma¬ 
now-Familie auf den Thron zu bringen, natürlich unter Bedin¬ 
gungen, die die eigentliche Regierungsgewalt in die Hände der 
imperialistischen Oktobristen- und Kadettenführer und ihres 
englischen Protektors legten. 

Weder die englische Regierung noch die imperialistischen 
Führer der russischen Bourgeoisie haben sicherlich eine Volks¬ 
revolution gewollt, sondern nur einen mit Hilfe gewisser vom 
Kriegsindustriellenkomitee abhängiger Offiziersgruppen durch¬ 
geführten Staatsstreich, der ihnen die Regierungsgewalt aus¬ 
lieferte. Doch es kam anders; die revolutionären Kräfte der 
aufgerufenen sozialistischen Arbeiterschaft und radikalen 
Bauernparteiler mit ihrer Anhängerschaft im Heer machten 
nicht gehorsamst bei der abgesteckten Demarkationslinie Halt 
die die liberalen Imperialisten gerne eingehalten hätten. Die 
in der provisorischen Regierung vertretenen Kadetten- und 
Oktobristenführer wurden zu vorläufigen radikalen Zugeständ¬ 
nissen gezwungen, die zu ihren erst vor einigen Wochen abge¬ 
gebenen programmatischen Erklärungen im schönsten Wider¬ 
streit stehen. Die Kadetten haben sich sogar schon in vier¬ 
zehn Tagen vom konstitutionellen Vernunftsmonarchismus zuin 
prinzipiellen demokratischen Repubhlcanismus durchgemausert 
Eine ganz ansehnliche Leistung. 

Und dieses Hinaustreiben der Revolution über die ihr von der 
liberalen Bourgeoisie zugewiesene Grenzlinie wird sich fori- 
setzen, denn nicht nur birgt die jetzige Revolutionsregierung 
in sich die schärfsten politischen und wirtschaftlichen Gegen¬ 
sätze, hinter ihr steht auch als Vorwärtstreiber die industrielle 
Arbeiterschaft und die Kleinbauernschaft mit dem proletarisch¬ 
revolutionären Intellektualismus, die sämtlich, wollen sie auch 
nur einen Teil ihrer Ziele erreichen, die Revolution über ihre 
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heutige Etappe hinausdrängen müssen. Mag heute auch in 
der provisorischen Regierung Herr Miljukow, der mit Zustim¬ 
mung von Sir Buchanan zum Minister des Auswärtigen avan¬ 
cierte Kadettendiplomat, in der karikierten Rolle des ehe¬ 
maligen Citoyen Paul Barras die erste Geige spielen, während 
Herr Qutschkow als Kriegs- und Marineminister die moralische 
Pose des Monsieur Mailet du Pan oder, wie Camille Desmoulins 
ihn witzig nannte. Mailet Pandu kopiert, die Aussichten, daß 
sie sich lange au! ihren Ministersesseln behaupten, sind keines¬ 
wegs die besten. 

Schon zwischen dem agrarischen Semstwo-Liberalismus, der 
in der jetzigen provisorischen Regierung hauptsächlich durch 
ihren Ministerpräsidenten, den Fürsten Lwow vertreten wird, 
und dem Liberalismus der städtischen Industriellen, Bankiers 
und Kaufleute bestehen recht scharfe Gegensätze. Während 
der erstere eine gemäßigt-liberale Selbstverwaltung der Semst- 
wos (Landkreise) und Gouvernements erstrebt, dem größeren 
ländlichen Grundbesitz einen entscheidenden politischen Einfluß 
zu sichern sucht und teilweise einer Verständigung mit 
Deutschland nicht abgeneigt ist, da seiner Ansicht nach die 
russische Landwirtschaft das deutsche Reichsgebiet als Absatz¬ 
markt für ihre Agrarprodukte gebraucht, verlangt der in¬ 
dustriell-kaufmännische Liberalismus im wesentlichen mög¬ 
lichst uneingeschränkte Auslieferung der reichen wirtschaft¬ 
lichen Hilfsquellen Rußlands zu profitabler Ausbeute, die Her¬ 
stellung eines vornehmlich dem Kapitalsinteresse dienenden 
Scheinkonstitutionalismus, die Zentralisierung der russischen 
Macht in einer starken Regierungsgewalt und ihre Anwendung 
zur Fortsetzung einer aggressiv-imperialistischen Ausdehnungs¬ 
politik. In Deutschland aber erblickt diese Bourgeoisie durchweg 
ihren Hauptfeind, der ihr in eigenem Lande ihre Profite strittig 
macht. Und nun gar erst der Gegensatz zwischen dem ge¬ 
mäßigten Großgrundbesitzer-Liberalismus und der Kadetten¬ 
partei, die neben den Interessen bestimmter Handels- und Geld¬ 
kapitalsschichten vornehmlich die Forderungen des zu Amt 
und Würden gelangten Gelehrtentums vertritt und auf ihrem 
Programm nicht nur die Aufteilung der großen Staats- 
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domänen und Kirchengüter, sondern auch des privaten Groß' 
grundbesiizes stehen hat. 

Noch schärfer ist der Gegensatz der städtischen Bourgeoisie 
gegen die in der provisorischen Regierung durch ihren Führer, 
den früheren Rechtsanwalt und jetzigen Justizminister Kerenski, 
vertretene, aus den Sozialrevolutionären hervorgegangene 
Partei der Trudowicki mit ihrem Kampfspnich »Land und Frei¬ 
heit*" und ihrem intensiven Bauernhaß gegen die sie ausnützen¬ 
den „Bare i Kuptzy“ (Großgrundbesitzer und Händler). In der 
deutschen Presse wird die Trudowaja-Gruppe meist als ,^Ar- 
beitergruppe“ oder „Arbeiterpartei“ bezeichnet. Dem Sinne 
nach wird ihr Name weit besser mit „Partei des werktätigen 
Volkes“ übersetzt, woraus jedoch nicht geschlossen werden 
darf, daß sie vornehmlich aus Arbeitern und Kleinhandwerkern 
besteht. Sie ist vielmehr eine revolutionäre Bauernpartei, die 
die verschiedenartigsten Muerlidhen Volkselemente umfaßt, 
von den Landhungrigen, die nichts weiter als die Aufteilung 
des Großgrundbesitzes und dessen Zuweisung an die Klein¬ 
bauern erstreben, bis zu ausgesprochenen Agrarkommunisten, 
die eine rücksichtslos durchgeführte Rekonstruktion altkom¬ 
munistischer Bodengemeinschaftsformen verlangen. Als sozial¬ 
demokratisch in unserem Sinne kann die Partei der Trudo¬ 
wicki im ganzen nicht gelten, wenn auch manche sozialistische 
Anschauungen in ihr Verbreitung gefunden haben. Auch Ke- 
.renski kann nur als Halbsozialist gelten. Die Hauptforderungen 
»der Trudowicki sind: Enteignung und Aufteilung der Krön- und 
Staatsdomänen, der Klostergründe und des privaten Groß¬ 
grundbesitzes zugunsten der Bauernschaft, freie Selbstverwal¬ 
tung, Begründung einer die Interessen der Bauernschaft 
wahrenden demokratischen Republik, baldigen Friedensschluß. 

Neben der Trudowaja-Gruppe steht als Vorwärtstreiber der 
Revolution die sozialistische Arbeiterschaft. In der proviso¬ 
rischen Regierung hat sie keine Vertretung gefunden, besitzt 
aber die festesten Organisationen und übt durch den Arbeiter¬ 
delegiertenrat und das im Taurischen Palais tagende bolsche¬ 
wistische Exekutivkomitee einen starken Einfluß auf die provi¬ 
sorische Regierung aus! Obgleich in mehrere Richtungen ge- 
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teilt, steht sie doch im ganzen auf demselben programmatischen 
Boden wie die deutsche Sozialdemokratie, nur daß ikr Be¬ 
kenntnis zum Republikanismus infolge ihres fortgesetzten 
Kampfes mit dem Zarentum ein weit energischeres ist. Ab¬ 
gesehen von der Plechanowschen Gefolgschaft fordert sie eben¬ 
falls baldigen Friedensschluß. 

Daß diese Gegensätze aufeinanderprallen, sobald die provi¬ 
sorische Regierung aus dem Gebiet der schönen Versprechun¬ 
gen und Verheißungen heraustritt und zur Durchführung größe¬ 
rer politischer und wirtschaftlicher Reformen schreitet, ist un¬ 
vermeidlich. Schon bei der Versorgung der Großstädte mit 
den nötigen Lebensmitteln werden sich große Differenzen er¬ 
geben. Ist auch die jetzige Revolution keineswegs eine bloße 
Hungerrevolte, so sieht sich doch die Revolutionsregierung, 
genau wie in der französischen Revolution die Nationalver¬ 
sammlung und der Konvent, vor die schwierige Aufgabe ge¬ 
stellt, für die hungernden Massen der Großstädte die nötigen 
Nahrungsmittel herbeizuschaffen. Vorläufig hat man die an 
verschiedenen Eisenbahnstationen aufgespeicherten Vorräte 
herangeschafft und teilweise die Militärmagazine geplündert; 
auf die Dauer läßt sich jedoch eine derartige Verprovian¬ 
tierung der Städte nicht durchführen, wenn nicht die Versor¬ 
gung der im Felde stehenden Truppen darunter leiden soll. Die 
Lebensmittelnot ist aber keineswegs allein durch die Unzuläng¬ 
lichkeit des russischen Eisenbahnsystems verschuldet; Groß¬ 
grundbesitzer und Bauer halten ihre Ueberschüsse zurück, teUs 
um höhere Preise zu erzwingen, teils aus Aengstlichkeit, weil 
sie selbst nicht so viel geerntet haben wie in früheren Jahren 
und fürchten, in Not geraten zu können, wenn sie ihre Vor¬ 
räte in die Städte schicken. Zudem hat auch die Ernte ein 
beträchtlich geringeres Ergebnis geliefert als in normalen 
Zeiten, da es den Bauern an genügenden Arbeitskräften, Ar¬ 
beitsgeräten, vielfach auch an Saatgetreide gefehlt hat; wozu 
noch eine gewisse durch die ländlichen Qesamtverhältnisse 
großgezogene Trägheit und Sorglosigkeit kommt. Will die 
provisorische Regierung die erforderlichen Lebensmittel her¬ 
anschaffen, muß sie zu massenhaften Beschlagnahmen der in 
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den bäuerlichen Wirtschaftsbetrieben steckenden Vorräte und 
deren zwangsweiser Abführung greifen. Das aber werden die 
durch die Revolution aufgerüttelten Bauern sich nicht ohne 
Gegenwehr gefallen lassen. 

Dazu kommt, daß die Revolution die nationalistische Bewe> 
gung unter den sogen. „Fremdvölkern“ neu entfacht hat, und 
diese energisch ihre Autonomieforderungen anmelden: eine Be¬ 
wegung, welcher die neue Regierung in weitestem Maße Rech¬ 
nung tragen muß. Damit setzt sie sich aber in Gegensatz zu 
der großrussischen Bourgeoisie, die eine Zusammenfassung der 
verschiedenen Völker und Volksteile zu einer einheitlichen 
Macht, eine sogen. Konzentration der russischen Kräfte fordert, 
um diese als Motor vor ihre imperialistische Politik zu spannen. 

Ferner braucht die provisorische Regierung für die mili¬ 
tärischen Aufwendungen, die Lebensmittelversorgung und die 
Neuordnung des ganzen Verwaltungsapparates notwendig neue 
Geldmittel. Die Barksche Finanzpolitik, durch stetige Ver¬ 
mehrung des Notenumlaufs und die Aufnahme kurzfristiger 
schwebender Schulden im In- und Auslande läßt sich nicht 
;weiter fortsetzen. Vielleicht wird es Herrn Tereschtschenko, 
dem neuen Finanzminister, einem mehrfachen Millionär, Fi¬ 
nanzmann und Zuckerindustriellen aus Kiew, gelingen, den eng¬ 
lischen und amerikanischen Gesandten in Petersburg zu über¬ 
zeugen, daß es im eigenen Interesse ihrer Regierungen liegt, der 
provisorischen russischen Regierung neue Kredite einzu¬ 
räumen. Aber außerdem wird sich die Revolutionsregierung zu 
starker Anziehung der Steuerschraube entschließen müssen: 
eine Manipulation, die ihre Beliebtheit in den davon betroffenen 
kapitalistischen Kreisen schwerlich steigern wird. Tatsächlich 
hat denn auch die provisorische Regierung bereits angekUn- 
digt, daß sie alle Zahlungsverpflichtungen der früheren Re¬ 
gierung übernimmt und sich daher zu neuen Steuererhebungen 
gezwungen sehe. 

Noch schärfer dürfte sich bald der Gegensatz in der Frie¬ 
densfrage zuspitzen. Die Oktobristen und Kadetten haben vor¬ 
nehmlich das Zarenregiment gestürzt, um mit verstärktem 
Eifer den Kampf gegen die Mittelmächte aufzunehmen und ihre 
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imperialistischen Forderungen durchzusetzen. In der indu¬ 
striellen Arbeiterschaft, der Kleinbauernschaft und vielfach auch 
den Truppen, die größtenteils nicht mehr von unteren Berufs¬ 
offizieren, sondern von Studenten, Lehrern, Beamten, Ange¬ 
stellten befehligt werden, die erst infolge des Offiziersmangels 
in jüngster Zeit zu Offizieren aufgerückt sind, herrscht aber 
ein entschiedener Friedenswille, der sich noch steigern wird, 
wenn das Heer der politischen Flüchtlinge, unter denen zwar 
manche Sympathien für Frankreich, aber auch nicht geringe 
Antipathien gegen England bestehen, nach Rußland zurück¬ 
gekehrt ist. Vorläufig suchen allerdings die Führer der Ok- 
tobristen, Kadetten und Progressisten dadurch diesem Ver¬ 
langen nach Friedensschluß zu begegnen, daß sie Deutsch¬ 
land — wobei ihnen die Auffassung gewisser revolutionärer 
Intellektuellenkreise sehr zu statten kommt — als Hort aller 
Reaktion in Europa hinstellen, dessen Sieg unzweifelhaft zur 
Restauration des alten Zarenregimes und zu grausamer Be¬ 
strafung aller an der Revolution Beteiligten führen werde. 

Es steht demnach die provisorische Regierung vor höchst 
schwierigen Aufgaben. Daraus zu folgern, daß die Revolution 
bald in ihr Gegenteil Umschlagen müsse und daß das alte 
Regierungssystem wieder zur Herrschaft gelangen werde, ist 
Jedoch verkehrt. Es gibt Regierungsmethoden, die sich so 
überlebt haben, die bereits in einen solchen Verwesungszustand 
übergegangen sind, daß sie, einmal abgetan, durch die stärkste 
galvanische Behandlung nicht mehr zum Leben erweckt zu 
werden vermögen. Was sich aus der Betrachtung der rus¬ 
sischen Lage ergibt, ist vielmehr die Folgerung, daß jene Wen¬ 
dung, die sich in Rußland vollzogen hat, erst die Einleitung 
oder allenfalls den ersten Akt des großen Revolutionsdramas 
darstellt, und diesem Akt aus innerem Zwange andere folgen 
müssenw Werden auch sicherlich nicht alle Hoffnungsträume 
reifen, so gilt doch für die jetzige russische Revolution noch 
weit mehr als für alle früheren die Lehre, daß um alles abzu¬ 
streifen, was längst vermorscht ist, und jenes zur Entfaltung 
zu bringen, was bereits in dem wirtschaftlichen Entwicklungs¬ 
stand sicher begründet ist, die Revolution notwendig zunächst 
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über sich selbst hinaustreiben muß. Der Hauptakt des Dramas 
wird erst beginnen, wenn die aus den allgemeinen Wahlen her¬ 
vorgegangene Konstituante zur Verfassungsberatung Zu¬ 
sammentritt. 

Als Sozialisten verfolgen wir diesen Entwicklungsgang mit 
größter Sympathie und dem heißen Wunsch, daß es der Ar¬ 
beiterklasse Rußlands gelingen möge, möglichst viele ihrer 
Forderungen durchzusetzen; und wir fordern, daß, sobald der 
Friedenswille in Rußland zum Durchbruch kommt, die Reichs¬ 
regierung die Hand zum Frieden bietet. Deutschlands 
eigenes Zukunftsinteresse gebietet, daß es mit Rußland 
eine Verständigung findet. Die Frage, ob Deutschland sich nach 
Osten oder Westen orientieren soll, steht nicht in unserem Be¬ 
lieben, noch ist sie eine bloße Frage der Ethik und Aesthetik. 
Die Sicherung des eigenen Lebensinteresses nötigt Deutsch¬ 
land, sich mit Rußland auf einer die Entwicklungsmöglichkeit 
beider Länder sichernden Basis zu verständigen, denn der 
Friedensschluß wird den Rivalitätskampf der von der nord- 
amerikanischen Union unterstützten englischen Weltmacht 
gegen Deutschland nicht enden. Solche Verständigung ist aber 
nur, wie sich die Dinge in Rußland gestaltet haben, zwischen 
einem demokratischen Deutschland und einem demokratischen 
Rußland möglich. 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die Revolution und der Reichstag. 

A ls 1905 die erste russische Revolution aufflammte, fand sie 
in Deutschland eigentlich nur in der sozialdemokratischen 
Arbeiterschaft ein Echo. Es war die Zeit der beginnenden 
Straßendemonstrationen und der Massenstreikdebatten. Der 
Parteitagsbeschluß von Jena über den Massenstreik war im 
Gründe genommen ihr einziges positives Ergebnis. Das Bürger¬ 
tum war scheu und argwöhnisch wegen der politischen Er¬ 
schütterung, erblickte auf der andern Seite in den Verlegen¬ 
heiten Rußlands eine verführerische Gelegenheit zum Abschluß 
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eines Handelsvertrages, von dem später die Russen immer 
wieder behaupteten, er sei mit dem Blute der russischen Nieder- 
lagen geschrieben. Im übrigen war von politischen „Errungen¬ 
schaften“, die sich als Folgeerscheinung der russischen Revo¬ 
lution hätten charakterisieren lassen, nicht viel zu merken. 

Jetzt, genau ein Dutzend Jahre später, stehen wir an der 
Schwelle der zweiten russischen Revolution. Sie verhält sich 
zur ersten, wie der Russisch-Japanische Krieg sich zum Welt¬ 
kriege verhält. Sie ist selber nur eine Teilerscheinung jener 
ungeheuren Weltrevolution, die wir Weltkrieg nennen, und 
wenn schon jetzt ihre Rückwirkungen auf Deutschland unver¬ 
gleichlich stärker sind, als jene der ersten, so deshalb, weil 
Deutschland selber im wildesten Wirbel der Weltrevolution 
drinsteckt. 

Der Unterschied der Zeiten kam dort am klarsten zum Aus¬ 
druck, wo wir das relativ treueste Spiegelbild der öffentlichen 
Meinung Deutschlands haben: im Parlament des allgemeinen 
Wahlrechts. Die Debatten zum Etat des Reichskanzlers und 
des Auswärtigen Amtes waren völlig verschieden von den bis¬ 
herigen Aussprachen zu diesen Etatstiteln während der Kriegs¬ 
zeit. Es zeigte sich, worauf wir schon vor zwei Wochen an 
dieser Stelle hingewiesen, daß das dritte Kriegsjahr die revo¬ 
lutionären Wirkungen zur Reife bringt, die sich in den beiden 
vorangegangenen vorbereitet haben. ^ gesehen, ist das, was 
sich jetzt in Preußen und im Reich vollzieht, nicht ausschließ¬ 
lich und nicht einmal in erster Linie auf das Konto der rus¬ 
sischen Revolution zu setzen. Es ist vielmehr die Auslösung 
der gesamten weltrevolutionären Situation. Die Ereignisse in 
Rußland haben auf das Tempo dieser Auslösung freilich einen 
beschleunigenden und belebenden Einfluß. 

Was sich am Donnerstag und Freitag voriger Woche 
im Deutschen Reichstage vollzog, hat seine Bedeutung 
darin, daß dieses Parlament zum ersten Male in einer 
wichtigen Frage jene fast legendäre Frontlinie „von 
Bassermann bis Elebel“ oder, wie man heute sagen 
muß, von Stresemann bis Ebert aufwies, und daß die 
Elemente von rechts zu einem ohnmächtigen Beiseitestehen 
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verurteilt waren. Die trefflichen Reden Noskes und Strese- 
manns entsprachen der geschichtlichen Situation, in der sie 
gehalten wurden, ln den Worten des einen kam die feste Ent¬ 
schlossenheit des deutschen Proletariats zum Ausdruck, sich 
die politische Stellung zu erobern, die fhm gebührt, koste es, , 
was es wolle. In der Rede des andern pulsierte das gesteigerte 
Machtbewußtsein des deutschen Bürgertums, das gerade in 
diesem Kriege zu sehr hinter die Gardinen der Reichs- und 
Staatsverwaltung geblickt hat, um sich noch länger von den 
beamteten Mandarinen imponieren zu lassen, und das die Zeit 
kommen fühlt, einen großen Schritt vorwärts zur Ergreifung 
der politischen Macht zu tun. Offen verlangte Stresemann 
den Uebergang zum parlamentarischen System. Allein diesen 
Schritt kann das kapitalistische Großbürgertum unmöglich zu¬ 
rücklegen, ohne zugleich der Arbeiterklasse einen entsprechen¬ 
den Anteil an der politischen Gewalt abzutreten. Der Unter- ! 
schied der Zeiten besteht nun darin, daß in früheren derartigen 
Situationen — man denke an 18^ — das Bürgertum aus 
Angst vor der Revolution und der aufsteigenden Arbeiterklasse 
immer wieder in die Bajonette der Reaktion abdankte und dem 
Junkertum Leitung und Verwaltung des Staatswesens über¬ 
ließ. Heute dagegen hat es diese Angst endlich überwunden, 
und deshalb will es lieber der Arbeiterklasse einen Teil der 
politischen Macht abtreten, als sich noch weiter in die poli¬ 
tische Fron Osteibiens zu begeben. Das Ergebnis dieser 
neuen Situation war der nationalliberal-sozialdemokratische 
Antrag auf Einsetzung eines Verfassungsausschusses. Mit an¬ 
dern Worten: die politische Einrichtung des neuen Deutsch¬ 
land haben der Liberalismus und die Sozialdemokratie gemein¬ 
sam in die Hand genommen. 

Diese fundamentale Tatsache gilt es zunächst sich voll zum 
Bewußtsein zu bringen. Die politische Neuorientierung, die der 
Reichskanzler erst nach dem Kriege vollziehen möchte, bahnt 
sich schon während des Krieges ihren Weg, und an Herrn von 
Bethmann Hollweg liegt es, sich mit dieser Tatsache abzu¬ 
finden. Sie kann ihm im Grunde nicht unwillkommen sein; 
denn er will diese Neuorientierung selber, und nur die Blässe 
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seiner Gedanken kränkelt die angeborene Farbe der Ent¬ 
schließung an. Werden seine Bedenken, über die er nicht'hin¬ 
auskommt, durch die Entwicklung selber aus dem Wege ge¬ 
räumt, so wird der deutsche Reichskanzler der letzte sein, der 
sich ihr entgegenstemmen will. Deshalb ist es eine unbegreif¬ 
liche und verhängnisvolle Täktik, wenn im Zentralorgan der 
deutschen Sozialdemokratie ganz offen der Sturz des Reichs¬ 
kanzlers verlangt wird. Erfreulicherweise hat sich in der Par¬ 
teipresse schon selber scharfer Protest gegen derartige Prak¬ 
tiken geregt, die, wie wir versichern können, in den Kreisen 
der Reichstagsfraktion ebenfalls fast einstimmig mißbilligt 
werden. Die politische Konstellation ist zwar von einer der¬ 
artigen Wucht, daß die kommende Neuorientierung sich durch¬ 
setzen wird, gleichgültig, wer in Deutschland Reichskanzler ist, 
aber die Sozialdemokratie hat keinen Anlaß, durch den Sturz 
des jetzigen Reichskanzlers der Reaktion in die Hände zu 
arbeiten. 

Dazu kommt, daß Herr von Bethmann Hollweg in der ak¬ 
tuellsten Frage, nämlich in der Frage, welche Haltung das 
Deutsche Reich der russischen Revolution gegenüber einzu¬ 
nehmen hat, eine völlig vorurteilslose Stellung bewiesen und 
bei Formulierung seines Standpunktes eine höchst glückliche 
Wendung gefunden hat. Die russische Revolution ist ihrem 
Wesen nach ein Friedensfaktor imd nur in einem Falle könnte 
dieser Friedensfaktor Umschlagen in ein kriegverlängerndes 
Element: wenn Deutschland gegen das revolutionäre Rußland 
etwa den Eroberungs- und Zerstückelungsgedanken propagieren 
sollte. Bekanntlich gibt sich England alle erdenkliche Mühe, 
um dem revolutionären Rußland die Ueberzeugung beizu¬ 
bringen, daß „der preußische Feldwebel“ der grimmigste Feind 
der jungen russischen Freiheit sei, und es hätte mit Wunder¬ 
dingen zugehen müssen, wenn nicht in der deutschen Presse 
sich zahlreiche geistige Feldwebel gefunden hätten, wie bei¬ 
spielsweise der Professor Spahn in der Vossischen Zeitung, die 
dem in Kopenhagen eingesetzten englischen Pressebureau alles 
an politischer Einfalt lieferten, worauf die Engländer lauerten. 
In dieser kritischen Situation war leider dieses Pressebureau 
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imstande, durch eine sorgfältige Kontrolle der deutschen 
Zeitungen in der öffentlichen Meinung Rußlands die Befürch¬ 
tung zu verstärken, daß in der Tat Deutschland die russische 
Revolution zu einer entschlossenen Offensiv- und Eroberungs¬ 
kampagne benutzen wolle. Nicht bloß den Engländern, sondern 
auch den Talmirevolutionären vom Schlage eines Miljukow 
war damit der größte Gefallen erwiesen; denn auch für ihn 
ist die Verwandlung des von ihnen lediglich geplant gewesenen 
Staatsstreiches in eine Revolution höchst unbequem und sie 
brauchen dringend ein paar deutsche Annexionsphrasen, um 
die verschwundene Kriegsbegeisterung der russischen Massen 
von neuem anzufachen. 

ln dieser Situation war es von entscheidender Wichtigkeit 
daß der deutsche Reichskanzler von diesen Elementen weit ab¬ 
rückte und die russische Revolution als einen Faktor des 
Friedens begrüßte, mit Freuden begrüßte. Trägt die jetzige Be¬ 
wegung in Rußland, so führte er aus, dazu bei, die Wieder¬ 
annäherung der beiden, auf gute Nachbarschaft angewiesenen 
Völker zu erleichtern, so begrüßen wie sie mit Freuden. Das 
Einzige, was wir wünschen, ist, daß sich in Rußland Zustände 
entwickeln mögen, die es zu einem festen und gesicherten 
Bollwerk des Friedens machen. Das russische Volk, das diesen 
Krieg gewiß nicht gewollt hat, kann ohne Sorgen vor irgend¬ 
welcher Einmischung von unserer Seite sein. Und es war ge¬ 
wiß nicht ohne politische Absicht, wenn der Reichskanzler in 
einem anderen Teile seiner Rede, als er auf die militärische 
Lage zu sprechen kam, ausdrücklich erklärte: an unserer Ost¬ 
front kommen größere Operationen zurzeit nicht in Frage. 

Mit dieser Stellungnahme hat der Reichskanzler die Hoff¬ 
nungen der Feinde enttäuscht und der Sache des Friedens einen 
großen Dienst erwiesen. Sie bringt ihn notgedrungen in einen 
verschärften Gegensatz zu den Elementen von rechts, die schon 
durch den Mund des Herrn von Gräfe im Reichstage ihre 
„schweren Bedenken“ gegen einen Frieden mit der Revolution 
zum Ausdruck gebracht haben, und verweist ihn auch dadurch 
immer mehr auf die Unterstützung durch die Unke, wo die 
Massenparteien sitzen und wo die Zukunft des deutschen 
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Schicksals Gestalt gewinnen wird. Zugleich aber verweist sie 
ihn weltpolitisch nach dem Osten und rechtfertigt damit end¬ 
gültig die Stellungnahme, die von Anbeginn des Krieges von 
uns unbeirrt festgehalten wurde. Gerade Herr von Bethmann 
war immer und ist in seinem Herzen vielleicht heute noch ein 
Anhänger der „westlichen Orientierung*', was freilich mehr für 
sein kulturelles Empfinden als für seinen politischen Weitblick 
spricht. Aber auch er hat der unwiderstehlichen Logik der 
Tatsachen sich nicht versperren können und mußte just in 
dem Augenblick den Osten als den großen Friedensbringer er¬ 
kennen, wo in diesem Lande das Werk der „vaterlandslosen 
Gesellen“ zum Triumph kam. — 

Noch ist das Schicksal der russischen Revolution unabsehbar 
und es wäre banaler und gedankenloser Optimismus, wenn man 
nicht mit Nackenschlägen und reaktionärem Vorstößen in dieser 
soeben erst entfesselten Bewegung rechnen wollte. Aber schon 
jetzt ist eins erkennbar: die russische Revolution hat in England 
und in der Entente überhaupt einen entschlossenen Feind, in 
Deutschland und den Zentraimächten ihren besten und stärk¬ 
sten Verbündeten. Die Revolution wird um so schneller zum 
endgültigen Siege gelangen, je rascher sie dem russischen Volke 
den Frieden bringt. Der Friede aber steht nicht im Programm 
der Entente, wohl aber im Programm der Zentralmächte. 
Darüber hat das Schicksal des deutschen Friedensangebotes die 
bündigste Aufklärung geschafft. Die Solidarität zwischen den 
Interessen Deutschlands und der russischen Revolution dünkt 
uns aber nicht der schlechteste Beweis zu sein für die revo¬ 
lutionäre Rolle, die Deutschland in diesem Kriege zu spielen 
berufen ist. 


CARL HOFFMANN: 

Weltkrieg und Moral. 

B evor wir mit unseren Betrachtungen über dieses Thema be¬ 
ginnen, dürfte es nötig sein, die Vorfrage zu beantworten: Hat 
Krieg mit Moral überhaupt etwas zu tun? Ist er nicht vielmehr so 
durch und durch, so seinem ganzen Wesen nach unmoralisch, daß 
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gleichzeitig von ihm und Moral gar nicht gesprochen werden kann? 
Die sozialistische Weltanschauung strebt nicht nur einen Zustand 
der menschlichen Gesellschaft an, in welchem Kriege zu den Unmög¬ 
lichkeiten gehören, sondern sie vertritt auch den Standpunkt, daß dk 
menschliche Gesellschaft sich in der Entwickelung nach einem solchen 
Zustand hin befindet, ja, bis vor kurzem, ehe wir durch die entsetzliche 
Tatsache des nun schon fast drei Jahre tobenden Weltkrieges leider 
eines Besseren belehrt wurden, gaben sich viele und nicht die schlech¬ 
testen unserer Genossen der Hoffnung hin, daß diese Entwickeluns 
^ sich vollziehen könne, ohne daß es vorher noch zu einem Kriege 
zwischen den Kulturvölkern kommen werde. 

Wenn wir sagen, wir seien durch die Tatsache des Weltkrieges 
eines Besseren belehrt worden, so ist das nicht so ganz richtig, denn 
beim besten Willen wird man gegenüber dem Glauben und der Hoff¬ 
nung, ohne Blutvergießen zur internationalen Harmonie zu kommen, 
den Weltkrieg nicht als das Bessere ansehen können. Dennoch wird 
auch hier Goethes Wort: „Schädliche Wahrheit, ich ziehe dich vor 
dem nützlichen Irrtum“ Geltung haben, und wenn auch die Illusionen, 
die uns geraubt worden sind, schön waren, und das Erwachen ans 
ihnen furchtbar war, wir müssen es doch als eine Befreiung ansehen. 
daß wir unseren Irrtum in der Einschätzung der Kraft der nationalen 
Widerstände eingesehen haben. Damit ist nun nicht etwa verbunden, 
daß wir den Glauben an unsere bisherigen Ideale aufgeben mflss^ 
nur die Einsicht, daß der Weg, auf dem wir bisher zu ihnen zu ge¬ 
langen suchten, nicht der richtige war, und daß wir einen anderen 
einschlagen müssen, ist von uns gewonnen worden. Allerdings hat 
es nicht erst dieser Einsicht für uns bedurft, um die Bedeutung des 
Krieges in der Weltgeschichte richtig einzuschätzen. Ohne daß wir, 
wie besonders früher viele unserer Patrioten, begeisterte Anhänger 
eines frischen, fröhlichen Krieges waren, bewahrte uns unsere materia- 
listische Geschichtsauffassung davor, im Krieg nichts als eine bedauer¬ 
liche Erscheinung Zusehen, die besser nicht existieren würde. Wir stehen 
vielmehr dem Krieg ebenso gegenüber, wie vielen anderen welt¬ 
geschichtlichen Erscheinungen, die mit fortschreitender Entwickelung 
ihre Existenzberechtigung verlieren oder schon verloren haben, wie 
z. B. die Sklaverei, die bei ihrem Entstehen einen Fortschritt bedeu¬ 
tete, indem sie die Menschenfresserei ablöste, während sie bei ihrer 
Abschaffung. nur noch ein atavistisches Rudiment äußerster Rück¬ 
ständigkeit und Barbarei war. 

. Aus unseren Ausführungen ergibt sich, daß die Form, in der wir 
unsere Vorfrage gestellt haben, das Wesen der Sache nicht trifft. Ob 
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der Krieg mit Moral etwas zu tun hat oder nicht, darauf kommt es bei 
Beurteilung und Einschätzung der Rolle, die der Krieg in der Geschichte 
der Menschheit gespielt hat und noch spielt, ebensowenig an, wie 
darauf, ob er unmittelbar segensreich wirkt oder nicht, wenn es natür¬ 
lich auch für die persönlich davon Betroffenen äußerst wichtig sein 
mag. Vielleicht ist es ein Trost für sie, wenn sie sich darüber klar 
werden, daß das Leid, das der Weltkrieg mit sich gebracht hat, so 
ungeheuer groß es uns auch erscheinen mag und es auch wirklich 
ist, doch nur einen Tropfen ausmacht in dem Weltmeer des Leides, 
das die Begleiterscheinung des Aufstiegs der Lebewelt durch die ge¬ 
waltigen Zeitperioden der Entwickelung bis zur jetzigen Kulturhöhe 
der Menschheit gewesen ist 

Somit ist es also nicht von der Hand zu weisen, daß der Krieg 
bei aller seiner Furchtbarkeit und Wildheit eines jener Mittel gewesen 
ist und noch sein kann, durch die die Entwickelung vor sich geht 
Wenn die Sozialdemokratie die Hoffnung hegte, daß in der Gegenwart 
die Weiterentwickelung der Kulturwelt eines so brutalen Mittels wie 
des Krieges nicht mehr bedürfe, so stützte sich diese Hoffnung auf die 
unbestreitbare Tatsache der Vervollkommnung und Verfeinerung der 
menschlichen Kultur, die gerade in den letzten hundert Jahren außer¬ 
ordentliche Fortschritte in der Beseitigung der schlimmsten Ueber- 
reste aus dem Zeitalter der Barbarei gemacht hatte. Trotz des nun 
doch ausgebrochenen Weltkrieges haben wir es durchaus nicht nötig, 
zuzngeben, daß unsere Hoffnung töricht oder auch nur unwissen¬ 
schaftlich gewesen sei Sie hat sich nur in dem Zeitpunkt geirrt, wann 
die Entwickelung bis zu dieser Höhe aufgestiegen sein würde. Kom¬ 
men wird dieser Zeitpunkt sicher, wenn wir ihn vielleicht auch nicht 
mehr erleben werden, und mit dem Irrtum in betreff der Nähe eines 
solchen Zeitpunktes haben wir uns in der Gesellschaft gerade der 
geistvollsten und besten Männer aller Zeiten befunden. 

Indessen, es war eben ein Irrtum, und der Weltkrieg ist nun da. 
Und wenn wir vorläufig noch mit dem Krieg in der Weltgeschichte 
zu rechnen haben, so ist es von höchstem Interesse, zu untersuchen, 
wie weit er heute, wo er doch unserer Ansicht nach eigentlich als bar¬ 
barischer Ueberrest schon überlebt sein sollte, noch moralische Eigen¬ 
schaften aufzuweisen hat, die ihn vielleicht dennoch als nicht ganz 
ungeeignet zur Entwickelung der Menschheitskultür erscheinen lassen 
könnten. 

Bei dieser Untersuchung gehen wir am besten von dem Satz aus, 
den Hegel seiner Philosophie der Geschichte vorausgeschickt hat 
und mit dem er deren Inhalt charakterisieren wollte: „Die Welt- 
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beschichte ist der Fortschritt im Bewufitsein der Freiheit“ In dies» 
Charakterisierunb des Inhalts der Weltbeschichte kann die Sozialdemo¬ 
kratie gar nicht anders, als sich völlig eins fühlen mit dem bedeutendsten 
Vertreter der deutschen klassischen Philosophie, der sie ausgesprochen 
hat nicht etwa als einen beiläufigen geistreichen Einfall, sondern als 
die notwendige Folg seiner ganzen Philosophie überhaupt, wie er denn 
auch, die Aufgabe der philosophischen Betrachtung der Qeschichte 
bestimmend, fortfährt: „ein Fortschritt, den wir in seiner Notwendig¬ 
keit zu erkennen haben“. 

Es käme demnach für die Beantwortung der Frage, inwieweit 
Kriege und insbesondere der jetzt tobende Weltkrieg mit der Moral 
etwas zu tun haben, darauf an, sich darüber klar zu werden, inwiefern 
Kriege geeignet gewesen sind, das Bewußtsein der Freiheit in der 
Weltgeschichte zu fördern, und ob auch der Weltkrieg nach dieser 
Richtung hin einen Einfluß auszuüben imstande ist. 

Was die Kriege vergangener Zeiten betrifft, so gibt es eine ganze 
Reihe darunter, bei denen ohne weiteres feststeht, daß die eine Seite 
mit ihrer Führung durchaus moralisch, und zwar moralisch im Sinne 
des Inhalts der Weltgeschichte gehandelt hat; das sind die Kriege, 
in denen es sich um die Unabhängigkeit von Völkern handelte, dk 
ihr Volkstum gegen einen übermächtigen Angreifer zu verteidigen ge¬ 
zwungen waren. Mögen auch Qreueltaten über Qreueltaten in dieser 
Kriegen und auch von den sich gegen die Fremdherrschaft Wehrenden 
begangen worden sein, das ändert an ihrem moralischen Qrund- 
charakter, daß sie dem Prinzip der Weltgeschichte gedient haben, 
nicht das Mindeste. Es ist auch für die richtige Wertung der Rolle, 
die der Krieg in der Entwickelung der Menschheit gespielt hat, io 
Betracht zu ziehen die Entwickelung, die der Krieg selbst dabei durch¬ 
gemacht hat. Der Krieg mit aller seiner entsetzlichen Wildheit ist 
nicht etwa eine Erfindung der Menschheit, sondern diese hat ihn 
von der Natur, aus der sie ja überhaupt herausgewachsen ist, und in 
welcher der mitleidlose Krieg aller gegen alle oberstes Lebensprinzip 
ist, nur übernommen. Es ist hier der Ort, darauf hinzuweisen, daß es 
kaum ein unwahreres und inhaltsdürftigeres Dichterwort gibt als 
das Schillers in seiner „Braut von Messina“: „Denn die Weit ist voll¬ 
kommen überall, wo der Mensch nicht hinkommt mit seiner QuaL“ 
Das gerade Gegenteil ist wahr und, was noch viel wichtiger ist, der 
eigentliche Sinn der Weltgeschichte: Es ist die Menschheit und die 
menschliche Kultur, durch welche die Welt aus der Wildheit und 
Barbarei der Natur zur Vollkommenheit gelangt Es ist gar nicht 
anders möglich, als daß der Veredelungsprozeß, der der Welt die 
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! Vollkommeoheit bringen soll, anknüpft an die ursprüngliche Wildheit 
I und Barbarei der Natur. Da in der Natur der Krieg aller gegen alle 
herrscht, und zwar in seiner grausamsten Gestalt, so mußte auch die 
; Menschheit für ihre Entwickelung sich zunächst dieses Mittels be¬ 
dienen. Und sie ist ja. leider, über dieses Mittel heute noch nicht 
hinausgekommen. Allein man mag vor der Grausamkeit, mit der der 
Krieg auch beute noch immer geführt wird, einen noch so starken 
und berechtigten Abscheu empfinden, darum unterliegt es doch keinem 
Zweifel, daß trotz aller wahren und erdichteten Greuel der Krieg von 
heute sich gar nicht in Vergleich stellen läßt mit der Wildheit und 
Barbarei, in der sich die Kriege früherer Zeiten vor 200, 500, 2000 
Jahren usw. ausgetobt haben. Darüber zu sprechen, ist ja eine heikle 
Sache, weil der Zuhörer gar zu leicht die Feststellungen, die die ver¬ 
gleichende Gerechtigkeit zu machen gezwungen ist, für Lobeshymnen 
auf die leider noch bestehenden Grausamkeiten nimmt Und gewiß ist 
es durchaus berechtigt, diese Grausamkeiten angesichts der hohen 
Friedenskultur, die die Menschheit heute erreicht hat, als eine fast 
unerträgliche Schmach des menschlichen Geistes zu empfinden. Aber 
demgegenüber steht doch fest, daß nur der allmähliche Fortschritt, 
der langsam, aber sicher Grund und Boden gewinnt, einen definitiven 
Gewinn für die Entwickelung und Vermehrung der menschlichen 
Kultur bedeutet, und daß die Verhandlungen über Fragen des Völker¬ 
rechts, das in den Kriegen des Altertums und Mittelalters überhaupt 
ein noch unbekannter Begriff war, in noch keinem Kriege einen so 
breiten Raum eingenommen haben, wie in dem jetzigen. Wir befinden 
uns also auf dem ganz richtigen Wege der Entwickelung, der zu dem 
Endziel der Abschaffung des Krieges hinführt. 

Damit haben wir nicht nur die Notwendigkeit des Krieges in dem 
Haushalt der Entwickelung der menschlichen Kultur nachgewiesen, 
sondern wir haben auch Anhaltspunkte gewonnen, um die Rolle, die 
der Krieg darin gespielt hat, näher zu bestimmen. Er ist, wie wir 
schon oben bemerkten, sehr oft das Mittel gewesen, zu dem ein Volk 
griff, das gezwungen war, sein Volkstum gegen einen übermächtigen 
Angreifer zu verteidigen. Gelang es, die Verteidigung siegreich zu 
führen und den Angriff abzuwehren, so war gewöhnlich der Krieg 
auch eine Probe für eine Qualitätsminderheit gegenüber einer bru¬ 
talen Zahlenmehrheit, und hatte dann die Förderung der Kultur dieser 
Qnalitätsminderheit zur unmittelbaren Folge. Das glänzendste Bei¬ 
spiel in der Weltgeschichte bieten hierfür die Perserkriege, in welchen 
es dem kleinen Volk der Griechen gelang, gegen die ungeheure Ueber- 
macht der Perser sein Volkstum und seine Freiheit siegreich zu ver- 
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tekügen. Die Folge hiervon war die Blüte Athens, die für die Ent¬ 
wickelung des menschlichen Geistes auf Jahrtausende hinaus bestim- 
mend gewesen ist. Diese Kriege, in denen die glühende Vaterlands¬ 
und Freiheitsliebe eines kleinen Volkes über die zahllosen Scharen 
eines asiatischen Despoten den Sieg davontrug, werden für alle Zeiten 
ein Beispiel bleiben dafür, dafi der Krieg mit aller seiner BmtaUtSt 
und Grausamkeit in der Weltgeschichte für Freiheit und Moral den 
Ausschlag gegeben hat. 

Selbstverständlich hat er dies nicht immer getan, sondern es lassen 
sich genug Beispiele anführen, wo die Menschheit unter all den 
Kriegseiend hat leiden müssen, ohne dafi für die Kultur ein Fortschritt 
erzielt worden wäre. Ja, wo als Resultat des Krieges nichts fibris 
geblieben ist, als die Vernichtung gewaltiger Kultur werte. Dies gilt 
ganz besonders von dem auf IJeutschiands Boden ausgefochtenen 
sogenannten Dreifiigjährigen Kriege, der mit geringer Unterbrechung: 
vom Jahre 1618 bis zum Jahre 1648 dauerte und dessen Sufierer Anla£ 
der Streit zwischen den beiden christlichen Konfessionen war. Die 
Roheit und Grausamkeit, mit denen er geführt wurde, waren maßlos, 
und weit über 100 Jahre dauerte der Rückfall in die Barbarei, den das 
bei seinem Beginn als hochentwickeltes Kulturland dastehende 
Deutschland durch ihn erlitt. Der schlimmste Schaden aber, den er 
anrichtete, und der auch böse Folgen für den Fortschritt im Bewnfit- 
sein der Freiheit mit sich gebracht hat, bestand darin, dafi er das 
Zentrum der damaligen Kulturwelt, eben dieses Deutschland, nicht 
nur in seiner Kultur weit über hundert Jahre in Rückstand brachte, 
sondern dafi er es auch durch den Zwiespalt, den er dauernd in ihm 
festlegte zwischen dem Norden und dem Süden, dem Protestantismus 
und dem Katholizismus, zwischen Preußen und Oesterreich, für diese 
Dauer zur Ohnmacht verurteilte und zur Unfähigkeit, den Pflichten 
und Geschäften des Zentrums nachzukommen. Die Folge hiervon 
war, daß nach dem Dreißigjährigen Kriege die Führung der euro¬ 
päischen Völker in politischer Hinsicht auf die Völker der Peripherie 
überging, auf Spanien, Frankreich, England. Es wurde dann auf 
breitester Grundlage ein gewaltiger Versuch gemacht, an Stelle des 
ungeeigneten Deutschlands Frankreich zum Zentrum der Kulturweh 
zu gestalten. Der Versuch scheiterte. Und die letzte Episode der 
damit verbundenen Kämpfe, die Erhebung des preußischen Volkes 
gegen die französische Fremdherrschaft, ist der einzige Krieg in der 
Weltgeschichte, der einen Vergleich mit den Perserkriegen zuläBL 
Auch hier war es die Liebe zur Freiheit und zum Vaterlande, die dei 
Sieg über den fremden Despoten, zu dem sich der große Napoleoa 
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leider berabgewUrdist batte, davontrug, auch hier handelten die Unter¬ 
drückten wie die aiten Griechen nach dem Wort Hektors in der Ilias: 
nEin Wahrzeichen nur gilt, das Vaterland zu erretten,“ und setzten 
sich damit über all das Furchtbare des Krieges hinweg, auch hier 
gab der Krieg endlich mit aller seiner Brutalität und Grausamkeit 
den Ausschlag für die Freiheit und die Moral 

Indessen war auch mit der siegreichen Erhebung gegen das 
napoleonische Frankreich noch immer nicht das Unglück, das Deutsch¬ 
land im Dreißigjährigen Krieg getroffen hatte, wieder gut gemacht 
worden, noch immer war Deutschland nicht wieder in der Lage, die 
Rolle des 2^ntrums für das übrige Europa zu übernehmen, vielmehr 
hatte England zunächst sein Ziel Frankreich an der Uebernahme 
dieser Rolle zu verhindern, vollständig erreicht, ohne daß Deutschland 
das Erbe Frankreichs hierin hätte antreten können, und so blieb es 
auch im weiteren Verlauf des neunzehnten Jahrhunderts dabei, daß 
England, das Land der Peripherie, die Führung des politischen Fort¬ 
schritts behielt Aber an das Volk, das geographisch die Position 
des Zentrums inne hat, tritt schon der geometrischen Beziehungen 
wegen, die mit dieser Position verknüpft sind, immer wieder im Laufe 
der weltgeschichtlichen Entwickelung die Aufforderung heran, auch 
politisch die führende Stellung, die dem Zentrum naturgemäß zu¬ 
kommt, zu übernehmen. Dies ist auch bei Deutschland des öfteren 
der Fall gewesen, und manche Niederlage hat es sich geholt, weil ihm 
bei den Versuchen hierzu die nötige Kraft fehlte. Erst mit dem Kriege 
von 1870/71, als mit dem Deutschen Reich an Stelle der 22 zerrissenen 
Kleinstaaten wieder ein starkes, zusammenhängendes Gebilde trat, 
war seine Zeit wieder gekommen, und jetzt im Weltkrieg handelt es 
sich um die Entscheidung zwischen Zentrum und Peripherie, das heißt, 
darum, ob weiter wie in dem letzten Vierteljahrtausend die europäische 
Kultnrwelt ihre Führung von der Peripherie her erhalten und damit 
weiter des die feste Richtung angebenden Mittelpunktes entbehren 
soll, oder ob das weltgeschichtliche Unglück des siebzehnten Jahr¬ 
hunderts endgültig überwunden sein und die europäische Kulturwelt 
wieder einen Mittelpunkt erhalten wird, von dem ein Kristallisations- 
prozeß ausgehen kann, der zur Internationalen Kulturgemeinschaft 
führt Darin besteht unserer Ansicht nach die letzte und höchste, 
die ihm weltgeschichtlich innewohnende Moral des Weltkrieges, die 
man wohl auch als seine objektive Moral bezeichnen kann. 

Wenn wir nun so die Antwort auf die Frage, welche die Ueber- 
schrift unseres Artikels in sich birgt, in möglichst weltumfassender 
Weise gegeben zu haben glauben, so bleibt doch noch übrig, die Frage 
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zu beantworten, auf welcher Seite der Kriegführenden die subjektive 
oder hausbacken bürgerliche Moral vertreten ist. Denn wenn auch 
der gewaltige weltpolitische Inhalt des Krieges im Grunde genommen 
mit dieser verhältnismäßig untergeordneten Präge wenig oder nichts 
zu tun hat, so beweist doch der Feuereifer, mit dem beide Seiten der 
Kriegführenden jegliche Schuld am Ausbruch des Weltkrieges weit 
von sich zu weisen und dem Gegner in die Schuhe zu schieben bemüht 
sind, daß diese Frage der subjektiven, der bürgerlichen Moral für den 
Ausgang des Krieges durchaus nicht gleichgültig ist. Aber auch für 
die Beantwortung dieser verhältnismäßig kleinen Frage läßt sich ein 
höheres Niveau und sicherer Standpunkt gewinnen, als die Unter¬ 
suchung der Ereignisse, die unmittelbar den Ausbruch des Krieges 
herbeigeführt haben, ergeben könnte. Denn einwandfrei läßt sich 
vielleicht niemals, jedenfalls aber heute und auf lange hinaus noch 
nicht feststellen, welche Absichten die Staatsmänner Oesterreich- 
Ungarns mit ihrem Ultimatum an Serbien, die russischen Staatsmänner 
mit der Mobilisation gegen Oesterreich-Ungarn, die englischen mit 
der Ablehnung der deutschen Aufforderung, einen Druck hinsichtlich 
.dieser Mobilisation auf Rußland auszuüben, gehabt haben. Dagegen 
ist es klar, daß unsere heutige Kultur schon eine solche Höhe erreicht 
hat, daß für ihre naturgemäße Weiterentwickelung das brutale Mittet 
des Krieges entbehrt werden konnte. Nur wer ein Interesse daran 
hatte, diese naturgemäße Weiterentwickelung zu stören und zu hin¬ 
dern, hatte auch ein Interesse am Ausbruch des Krieges. Das hatten 
aber zweifellos die Zentralmächte nicht, im Gegenteil, ^ hatten von 
der naturgemäßen Weiterentwicklung alles zu erwarten; diese hätte 
zur allmählichen Erweiterung des Kulturkreises, von dem sie das 
Zentrum waren, geführt und damit ihren EinfiuB und ihre Bedeutung 
ganz von selbst vermehrt. Nicht so die Mächte der Peripherie, vor 
allem England und Rußland. Zwar wird letzten Endes die Kultur- 
entwickelung der gesamten Menschheit zugute kommen, das schließt 
aber nicht aus, daß vorübergehend der eine Teil von ihr benachteiligt 
wird, und selbstverständlich wehrt dieser sich dann gegen die ganze 
ihn zunächst benachteiligende Weiterentwickelung. In dieser Lage 
befinden sich nun zurzeit die Mächte der Peripherie gegenüber 
Deutschland, dem durch die natürliche Weiterentwickelung mit dem 
Platz im Zentrum auch dessen natürliches Führeramt zufallen würde, 
in erster Linie England, das durch die Gunst der Umstände die 
führende Rolle in der Weltgeschichte seit Jahrhunderten innegehabt, 
und bei Frankreichs Versuch, sich ihrer zu bemächtigen, den Beweis 
geliefert hat, daß es sie gutwillig abzugeben nicht gesonnen ist, in 
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zweiter Linie Rußland, dessen ungeheurer Landbesitz ziemlich nahe 
an das geographische Zentrum heranreicht und das auch schon seit 
beinahe zwei Jahrhunderten nach dem Besitze von Konstantinopel 
getrachtet hat, offenbar in der Absicht, im Besitz dieses alten Kultur¬ 
zentrums die Anwartschaft zu erhalten, führende politische Macht zu 
werden. Beide Länder wären durch die ruhige Weiterentwickelung 
benachteiligt worden, sie wären weiter vom Zentrum ab- und in die 
Peripherie hinausgedrängt worden, wogegen ihnen kein anderes Mittel 
zu Gebote stand als der Appell an die brutale Macht, um die ruhige 
Entwickelung aus ihrer natürlichen Bahn zu werfen. 

Hiermit ist der schlüssige Beweis erbracht dafür, daß Rußland 
und England in diesem Kriege die Angreifer sind und Deutschland nur 
seinen Platz im Zentrum verteidigt. Für seine und seiner Verbündeten 
Wehrmänner hat gegenüber dem Ansturm der wilden Barbarenhorden 
der Mächte der Peripherie, gegenüber einer Welt von Feinden, und 
zwar in des Wortes verwegenster Bedeutung, wiederum das Wort 
Hektors, das schon den alten Griechen in ihren Kämpfen gegen die 
Scharen der Perserkönige Kraft und Mut verlieh, Anwendung: „Ein ‘ 
Wahrzeichen nur gilt, das Vaterland zu erretten.“ Dazu paßt aber 
auch Deutschlands und seiner Verbündeten Friedfertigkeit, die sich 
in ihrem Friedensangebot kundgetan hat. Denn Deutschland hat gar 
nicht nötig, in diesem Kriege einen alle seine Feinde auf die Knie 
zwingenden Sieg zu erfechten. Wenn es ihm nur gelingt, sich seiner 
Feinde, der Mächte der Peripherie, siegreich zu erwehren, so kann 
es das Uebrige ruhig der natürlichen Weiterentwickelung überlassen, 
von derem Strom es getragen und in die Höhe gehoben wird. Eng¬ 
land darf das nicht, deswegen seine schroffe Ablehnung des Friedens¬ 
angebots und seine Fortsetzung des Kampfes bis zum Weißbluten. 

Eins aber geht noch aus unseren Betrachtungen unwiderleglich her¬ 
vor: Es ist der Sieg Deutschlands, der im Interesse des Fortschritts 
der Kultur liegt, ein Sieg Englands würde für die Kulturmenschheit 
ein ähnliches Unglück bedeuten, wie es der Dreißigjährige Krieg mit 
seiner Zerstückelung Deutschlands war. 


Wer nur in das eigene Herz sieht, um über Menschen und Welt Ur¬ 
teile zu gewinnen, wird meistens schief sehen lernen — trotz Schiller. 

♦ 

Ein Mensch, der im Ansehen steigt, findet schnell Freunde, die hinter 
seinem Rücken rufen: Steinigt ihn! H. Sonntag. 
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Dr. WILLY ALTSCHUL: 

lieber Justizreform. 

Sehr verehrter Herr Haemsch! 

D ie anregende Rede, die Sie im Preufiischen Abgeordnetenhanse 
zum Justizetat gehalten haben, erscheint mir als willkommener 
Anlaß, mit Ihrer gütigen Erlaubnis in der von Ihnen geleiteten Zeit¬ 
schrift kurz darzulegen, welche Grund- und Mindestforderungen m. C. 
die Sozialdemokratie an die staatliche Justizreform zu stellen bat 
Diese wird kommen, weil sie kommen muß. Sie war bereits unmittel¬ 
bar vor dem Krieg in verheißungsvoller Weise eingeleitet durch Mil¬ 
derung des Majestätsbeleidigungsparagraphen, durch Schaffung der 
Rechtsbegriffe „Notentwendung“ und „Notbetrug“ usw.; auch im 
Kriege ist, wie z. B. das Wucherstrafrecht oder die Anerkennung des 
Arbeitstarifvertrages seitens der Staatsgewalt bezeugen, die Rechts- 
■ entwickelung nicht stehen geblieben; ein „Großes Lebendiges*' ist 
auch das Recht. Es trägt in sich die unbezwingliche Eignung zur 
Höherentwickelung, also daß es selbst in diesen trüben Tagen zum 
Lichte emporstrebt. Aber wenn, wie wir hoffen, der Krieg nuo- 
mehr seinem Ende zugeht, dann scheint mir die Aufgabe für uns 
sozialistische Reformpolitiker die zu sein, an Steile der verzettelten 
Gelegenheitsgesetzgebung der jüngsten Zeit, die einige Schäden flidctt 
um desto sicherer große Reformen auf die griechischen Kalenden 
vertagen zu können, ein systematisches, durch die Gedanken des 
Sozialismus umgewälztes Rechtssystem zu erschaffen. Darum habe 
ich es auch wohl verstanden, daß Sie vor einer Gemeinde, vor der 
man als Reformpolitiker sonst tauben Ohren predigt, Ihre Anschau¬ 
ungen über die Mängel des geltenden Rechts und Ihre Gedanken über 
die künftige Reform vorgetragen haben: Je weiter sich die Ueber- 
zeugung von der Notwendigkeit der Rechtsreform durchringt 
denn dies ist eine nationale und Kulturfrage — desto besser scheinen 
mir die Aussichten auf baldige und großzügige Verwirklichung der 
Justizreform uhter dem ständig wachsenden Druck der öffentlichen 
Meinung zu sein. 

Kein Zweifel besteht wohl darüber, daß eine Rechsreform, zu 
deren Ausgestaltung der Sozialismus — gleichviel aus welchen Grün¬ 
den — seine Mitwirkung versagt oder versagen muß, eine Scheinreform 
ist, außerdem in den Augen des Volkes als eine Strafgesetzgebung 
gegen die arbeitende Klasse erscheinen wird. 
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Cs besteht aber auch hierflber wohl kaum ein Zweifel, daß der 
Sozialismus seine unschätzbare Mithilfe bei dem Ausbau dieses 
großen Reformwerkes dann versagen maß, wenn die sozialistischen 
Qnindforderungen, wie es bisher bei so vielen Gebieten der Gesetz* 
gebung leider der Fall war, unberücksichtigt bleiben. Es scheinen mir 
aber innerhalb der sozialistischen Kreise über die Art und Erheb- 
licbkelt unserer Forderungen an die Justizreform tiefgehende 
Meinungsunterschiede zu herrschen, wenigstens kann ich mit Ihren 
Anschauungen nicht vollkommen fibereinstimmen. 

L Ausgehend davon, daß eine dreifache Erhöhung der Anwalts¬ 
und Qerichtsgebühren angestrebt wird, erheben Sie die Forderung 
nach Unentgeltlichkeit der Rechtspflege; dieser Grundsatz, der auch 
im Erfurter Parteiprogramm niedergelegt ist, scheint mir in der 
gegenwärtigen Rechtspraxis schon so weit verwirklicht zu sein, daß 
seine Erweiterung nur in beschränktem Maße als dringlich anzuer¬ 
kennen ist. Ich möchte bei Erörterung dieser Frage drei Rechtsge¬ 
biete unterscheiden: 

1. ) Die außergerichtliche Beratung, das Gebiet der sog. „Rechts¬ 
auskunft“: Hier ist in den letzten Jahren eine Fülle von unentgelt¬ 
lichen Rechtsauskunftstellen wie Pilze aus dem Boden geschossen: 
Gewerkschaftskartelle, Arbeitersekretariate, Frauenvereine, sozial¬ 
politische Vereine, Stadtgemeinden haben sie, oft ohne daß überhaupt 
ein sachliches ^dürfnis danach vorhanden war, ohne geringste 
Fühlungnahme miteinander ins Leben gerufen. Jedenfalls ist in den 
Großstädten dem Bedürfnis der arbeitenden Bevölkerung nach un¬ 
entgeltlicher Rechtsauskunft Genüge getragen; ein Anlaß, auch Be¬ 
mittelten diese Wohltaten zukommen zu lassen, scheint mir nicht 
vorzuliegen. Ich gebe freilich zu, daß auch Unbemittelte in schwieri¬ 
geren Rechtsfragen es häufig vorziehen, nicht bei den unentgeltlichen 
Rechtsauskunftsteilen Rat zu holen. Dies rührt daher, daß es hier 
an berufsmäßigen Juristen fehlt, da die Schöpfer dieser Institutionen, 
nicht zuletzt die Organe der Arbeiterbewegung, im allgemeinen sich 
bisher nicht dazu verstanden, ausgebildete Juristen mit der Leitung 
ihrer Auskunfteien zu betrauen. 

2. ) Auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtsstreits scheint mir kein 
dringliches Bedürfnis nach einer Erweiterung des gesetzlich dem 
Unvermöglichen in nicht ganz aussichtslosen Rechtsstreitigkeiten zu¬ 
stehenden Anspruchs auf Zulassung zum „Armenrecht“ zu bestehen. 
Ich habe vielmehr den Eindruck, daß, wenigstens an badischen Ge¬ 
richten, die Zulassung zum Armenrecht in durchaus wohiwollender und 
weitherziger Weise sich vollzieht. Der Name hat nichts so odiöses 
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an sich, wie es dem Nichtjuristen, vor allem dem Sozialpolitiker, 
erscheinen mag:» der hierbei an .Almosen“ usw. denkt. Für den 
Juristen ist der Name .Armenrecht“ längst ein technischer Ausdruck 
wie jeder andere geworden. Gegen eine Beseitigung dieser vieUeicbt 
in anderen Kreisen Anstoß erregenden Nomenclatur ist aber natürlich 
nichts einzuwenden. 

Es darf andererseits auch nicht verschwiegen werden, daß eine 
Erweiterung des Armenrechts auf sämtliche zivile Ansprüche der un¬ 
bemittelten Bevölkerung die schwersten Bedenken hat; eine gericht¬ 
liche Vorprüfung nach der Begründetheit des Anspruchs im allge¬ 
meinen darf ruhig vorangehen; sonst wird die Prozeßsucht, die gerade 
in der ärmeren Bevölkerung mancher Orte hochgradig gesteigert 
ist, einfach unerträglich werden. 

3.) Auf dem Gebiete der Strafrechtspflege muß man bei dieser Er¬ 
örterung zwischen den eigentlichen Gerichtskosten und den Gebühren 
des Verteidigers unterscheiden: 

Qerichtskosten im engeren Sinne entstehen dem Angeklagten nur 
im Falle der Verurteilung. Dem Angeklagten, der freigesprochen 
wird, erwachsen keine Gerichtskosten. Früheren Kriegsteilnehmem 
gegenüber sollten aber auch hier in der Regel im Gnadenwege die Qe¬ 
richtskosten erlassen werden. Hierzu bedarf es aber keiner gesetz¬ 
lichen Reform. 

Wesentlich anders liegen die Dinge auf dem Gebiete der Verteidi¬ 
gung; hier mag allerdings der Grundsatz der Unentgeltlichkeit der 
Rechtspflege bezüglich der Gebühren des Verteidigers gesetzlich er¬ 
weitert werden. Denn die Kosten der Verteidigung trägt in der 
Praxis fast ausnahmslos der Angeklagte selbst im Falle der Frei¬ 
sprechung. 

II. Sie erstreben weiter, wenn auch nur unter einigen ausdrücklichen 
Vorbehalten, die Ersetzung der Anklagepflicht durch das Opportunitäts¬ 
prinzip. Für Laien sei der Sinn dieser gelehrten Begriffe hiermit kurz 
erläutert: Unter Anklagepflicht verstehen wir den Grundsatz, daß die 
Staatsanwaltschaft, sofern die gesetzlichen Tatbestandsmerkmaie der 
strafbaren Handlung erfüllt sind, unter allen Umständen das Strafver¬ 
fahren einleiten muß, ohne jedes Ansehen der Person und der Sache, 
unbekümmert darum, ob durch die Verfolgung einer noch so unbedeu¬ 
tenden Sache im Einzelfall die Ehre eines Menschen, das Glück der 
Familie zerstört wird. Fiat justitia, pereat mundus! 

Das Opportunitätsprinzip stellt hingegen die Verfolgung der Straf¬ 
tat in das freie pflichtgemäße Ermessen der Anklagebehörde. Un¬ 
bedingt stimme ich Ihnen darin zu, daß das Opportunitätsprinzip 
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sofort im Jügendsirafrecht einzeführt werilen muß. Im flbrizen ist 
gewiß das Anklageprinzip starr, unbeugsam und ein Ueberbleibsel 
aus der Zeit des Inquisitionsverfahrens. Der Ankläger wird oft gegen 
seinen Willen, gegen seine innere Ueberzeugung und gegen sein so¬ 
ziales Gefühl gezwungen, die Anklage zu erheben. 

Mir ist ein Fall bekannt, in dem vor kurzem ein äußerst sozial- 
denkender süddeutscher Staatsanwalt durch das Anklageprinzip ge¬ 
zwungen war, beim Gericht die Erlassung eines Strafbefehls gegen 
eine Frau zu beantragen, welche (entgegen einem örtlichen Ausfuhr¬ 
verbot) ihrem Sohne ins Lazarett einige Eier gebracht hatte. 

Wenn wir dennoch als sozialistische Politiker uns letzt gegen die 
allgemeine Abschaffung des Anklageprinzips wenden, obwohl wir den 
Vorzug des überlegenen Opportunitätsprinzips unbedingt anerkennen, 
so geschieht dies, weil wir die Handhabung des Opportunitätsprinzips 
durch die Staatsanwälte fürchten. Unsere Staatsanwälte sind — 
mögen sie im Einzelfall noch so hochdenkende und hochstrebende 
Persönlichkeiten sein — als Institution von ihren dienstlichen Vor¬ 
gesetzten abhängige Beamte der Justizverwaltung, deren geheimes 
Schaffen nicht einmal der parlamentarischen Kontrolle unterliegt. 
Nimmt man noch hinzu, daß die überwiegende Anzahl der deutschen 
Staatsanwälte ganz bestimmten Kreisen mit bestimmt ausgeprägten 
Anschauungen entstammt, so kann man, wie ja auch Sie selbst im 
Landtage scharf hervorgehoben haben, nicht das Vertrauen zu ihnen 
haben, das die Anwendung des Opportunitätsprinzips, vorzüglich in 
politisch erregten Zeiten, von dem öffentlichen Ankläger unbedingt 
erheischt. Vor allen Dingen muß der Reform des Prinzips eine Re¬ 
form der staatsanwaltschaftlichen Institution vorangehen. Den 
Staatsanwälten muß der Charakter der richterlichen Unabhängigkeit 
und zwar der von uns zu erstrebenden „verfassungsrechtlich quali¬ 
fizierten“ richterlichen Unabhängigkeit l^igemessen werden; ohne 
dieses notwendige Korrelat der Reform müssen wir die Bestrebungen 
zur Beseitigung des Anklagezwanges, zurückweisen; mindestens sollen 
wir nur mit des Speeres Spitze diese Gabe empfangen. 

Vorläufig kann der Anklagezwang, wenn auch nicht gebrochen, 
so doch erheblich erschüttert werden. 

1. ) durch Beseitigung veralteter Strafbestimmungen (z. B. des Ma- 
iestätsbeleidigungsparagraphen), 

2. ) durch Erhöhung der Strafmündigkeitsgrenze vom 12. auf das 
14, Lebensjahr, 

3. ) dadurch, daß die Einleitung des Strafverfahrens in die Hände 
Privater gelegt wird, vor allem (vergl. die Novelle von 1912: „Not- 
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entwendung** und „Notbetrug**) von einem Strafantrag des Beschs- 
digten abhängig gemacht wird. 

III. Sie verlangen weiter eine Ausdehnung der Zuständigkeit der 
Schwurgerichte auf alle „politischen Prozesse'*. Jeder Versuch, die 
Zuständigkeit der Schwurgerichte auszudehnen, ist zu begrüßen; man 
darf aber auch hier nicht doktrinär Vorgehen. Es ist doch Tatsache, 
daß die meisten „politischen Prozesse** (in der Form von Beleidigungs¬ 
prozessen) in der ersten Instanz das Schöffengericht beschäftigen. 
Dem Angeklagten bleiben bei ungünstigem Ausgang des Verfahrens 
immer noch die Rechtsmittel der Berufung und der Revision gewahrt 
Würde heute jeder Strafprozess, dessen Gegenstand politischer Natur 
ist, den Schwurgerichten überwiesen, so würde der Angeklagte so¬ 
fort das Rechtsmittel der Berufung einbüßen und das der Revision 
nur in einem gegenüber den Strafkammerurteilen sehr beschränktem 
Umfange erhalten; wir können also zweifellos eine Erweiterung der 
schwurgerichtlichen Zuständigkeit nur im Zusammenhang mit einer 
inneren UmgestaStung des ganzen techwurgerichtlichen Verfahrens 
befürworten. Um dem Angeklagten das Rechtsmittel der Be¬ 
rufung gegen schwurgerichtliche Verurteilung gewähren zu 
können, bedürfen wir freilich der Schaffung wirklich verant¬ 
wortlicher Geschworener; durch die künstliche Trennung von 
Berufsrichtern und Volksrichtern im geltenden schwurgerichtlichen 
Verfahren wurden unverantwortliche Geschworene geschaffen; Ge¬ 
schworene. die zwar ihren Wahrspruch auf ihren Eid hin nach bestem 
Wissen und Gewissen abgeben, ohne daß doch die Begründetheit und 
Gesetzmäßigkeit dieses Wahrspruchs einer obergerichtlichen Nach¬ 
prüfung unterzogen werden kann. Wir kennen nur die Stimmabgabe 
des Geschworenen; zur Begründung dieser Stimmabgabe ist er nicht 
verpflichtet. Ja überhaupt nicht berechtigt; aber nur, wenn der Wahr¬ 
spruch mit einer Begründung versehen ist, ist (schon rein theoretisch 
und logisch betrachtet) eine Berufung möglich, um die tat¬ 
sächlichen und rechtlichen Voraussetzungen des Wahrspruchs anzu- 
fechten. Freilich wird man einwenden, daß die Geschworenen mög¬ 
lichst unbeeinflußt von der Autorität des Berufsrichtertums und der 
Starre des Gesetzes des Recht handhaben sollen. Es ist aber doch eine 
mehr als naive Anschauung, daß erst durch ihre künstliche Isolierung 
das wahre Recht sich verwirklichen soll; vielmehr kann nur ans dem 
Zusammenwirken der besten Richter und der besten Männer aus dem 
Volke die Rechtsprechung einen Grad idealer Vervollkommnung er¬ 
reichen. 
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Daß die von Ihnen mit vollem Recht gerQste geradezu skandalöse 
Zusammensetzung der Qeschworenenbank fast ausschließlich aus An¬ 
gehörigen der besitzenden Klasse notwendigerweise das Ansehen der 
Schwurgerichte überhaupt, besonders in den Augen der arbeitenden 
Klasse, verschlechtern muß, ist kein Wunder. Man sollte hier aber 
weniger an die QUte der Landesregierung appelieren, als vielmehr 
danach trachten, das unselige verzettelte Listensystem, das so viele 
Kräfte unnötig beansprucht, zu beseitigen und im künftigen Recht 
einfach eine Wahl der Geschworenen durch die städtischen Selbst- 
verwaltungskörper vorsehen. Gegen diese kleine Erweiterung 
städtischer Selbstverwaltungsbefugnisse wird sich schwerlich etwas 
einwenden lassen. 

IV. Mit den schärfsten Worten wenden Sie sich gegen den Wucher 
im Krieg. Auch ich wünschte mit Ihnen, daß die Wucherer „gehängt** 
würden. Leider aber werden wir nicht genug Galgen im Lande haben 
und Leute, die sich dieser dankbaren Aufgabe unterziehen. Cs wird 
also zunächst bei den alten Geld- und Freiheitsstrafen sein Bewenden 
haben. Sie glauben nun, daß durch die Nebenstrafe des Verlustes der 
bürgerlichen Ehrenrechte, die übrigens jetzt schon in erheblichem 
Maße zulässig ist, das ersehnte Abschreckungsmittel gefunden ist. 
Leider vermag ich Ihren Optimismus nicht zu teilen. Gewiß, augen¬ 
blicklich bedeutet es eine schwere Schädigung der Ehre und des gesell¬ 
schaftlichen Ansehens, wenn eine solche Maßnahme verhängt wird. 
Aber, wenn der Wucherer seine Strafe verbüßt hat, wird er dann nicht, 
mit seinen Schätzen reich beladen, als unabhängiger Mann, der nach 
niemandem zu fragen hat, in eine andere Stadt verziehen, nach den 
schönen Worten des Mephisto handelnd: 

„Nur mit zwei Schiffen geht es fort. 

Mit zwanzig sind wir nun im Port!** 

Ich fürchte, daß ihn das Bewußtsein, daß er bei der nächsten 
Reichstagswahl der kleinen aber mächtigen Partei der Nichtwähler 
angehören muß, und daß ihn auch die Sorgen eines Vormundes einige 
Jahre lang nicht drücken werden, nicht sehr schrecken 
wird; außerdem bedarf es ia gar keines Abschreckungs¬ 
mittels mehr; er ist ja ein „gemachter** Mann, und, in einem Krieg 
Wucher treiben, wird er, wie ich hoffen will, in diesem Leben keine 
Gelegenheit mehr haben. 

Ich glaube vielmehr, daß durch eine andere Nebenstrafe, die mir so 
wirksam erscheint, daß ich kein Verständnis dafür habe, sie nicht 
schon längst eingeführt ist, ein wirksames Abschreckungsmittel ge- 
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schaffen werden kann. Warum bestimmt man nicht« daß in dem ver¬ 
urteilenden Erkenntnis der durch Wucher (und diesem Kleichstebende 
Delikte) erlangte Gewinn als dem Staate verfallen erklärt wird? 
Dies scheint mir die einzig wirksame Bekämpfung des Kriegswucbers 
zu sein« viel einschneidender als die öffentliche Ehrloserklämng« da 
hierdurch erst die höchsten Interessen dieser Menschenkasten (die 
Portemonnaieinteressen) empfindlich getroffen werden. 

V. Aber allen diesen Forderungen, zu denen sich ja. Je nach den 
Anschauungen des Reformers und nach den augenblicklich dringlichstes 
Bedürfnissen andere gesellen, muß unsere gegenwärtige Grundfor- 
denmg vorangehen: Die Zulassung aller zum Ehrenamt eines 
Richters« auch der Sozialisten. Der heutige« Recht und Verfassung 
hohnsprechende, das Volksempfinden aufreizende« das Gefühl von 
einer Klassenjustiz geradezu ins Leben rufende Zustand muß be¬ 
seitigt werden. Aber wir dürfen uns nicht auf Ministerworte. 
die ach so schnell wieder vergessen zu werden pflegen« verlassen. 
Uns hat ja bisher das Gesetz, das keine weitere Voraussetzung: zur 
Zulassung zum Richteramt als das Bestehen der gesetzlich vorge¬ 
schriebenen Prüfungen kennt, nicht vor ständigem Rechtsbruch zo 
schützen vermocht. Wir wünschen daher eine gesetzliche Festsetzung 
dessen, was sein sollte, aber leider nicht ist, in der Reichsverfassmg. 
Dort muß künftig bestimmt werden, daß die Zulassung zum Amt eines 
Richters (und eines Staatsanwaltes) (vergL oben Ziff. II) nicht von der 
Zugehörigkeit zu einer politischen Partei abhängig gemacht werden 
darf. Künftig muß die Reichsregierung selbst für alle Fälle, in denen 
Sozialisten auf Grund ihres politischen Bekenntnisses vom Richteramte 
ferngehalten werden« die verfassungsmäßige Verantwortlichkeit über¬ 
nehmen. Es ist ein unsagbar beschämendes Gefühl« daß wir Sozialisten, 
die in den letzten Jahren immer mehr Subjekte der Gesetzgebung 
geworden sind« nach wie vor zu Objekten der Rechtsprechung herab¬ 
gewürdigt sind. Dieser Zustand schädigt schließlich den Staat selbst 
am meisten. Den Staat haben wir alle jetzt in seiner Größe erlebt 
Die Idee der Volksgemeinschaft hat sich uns allen eingeprägt Die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit über alle Staatsbürger ist die Krönirag 
des Staatsgedankens. Sie kann nicht zum Monopol bestimmler 
Schichten und Parteien erstarren, ohne der ihr innewonenden Rein¬ 
heit und Hoheit entkleidet zu werden. 

Welche schwere Enttäuschung würde der aus dem Felde heim¬ 
kehrenden Sozialisten harren« wenn man ihnen blutenden Herzens 
mitteilen müßte« daß auch im neuen Deutschland sie unfähig und 
unwürdig seien, das Richteramt zu bekleiden! 
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FQr alle Rcchtsreformer sollte dies ein hohes Ziel, das erste Ziel 
der Reform sein; seltsam, daß in dem sonst so wertvollen Sammelwerk 
nReclit, Verwaltung und Politik im neuen Deutschland“, soweit wir 
gesehen haben, diese Forderung nicht einmal angedeutet, geschweige 
denn kräftig erhoben worden istl Und doch wie in der griechischen 
Sage dem Riesen Antäus durch Berührung mit der Erde die Kräfte 
neu wuchsen, so wird auch unser altersgraues und verknöchertes 
Recht durch Berührung und Verschmelzung mit den lebenspendenden 
Kräften mit den weckenden Ideen des Sozialismus, die aus der Trübe 
dieser Tage auf eine lichtvolle Zukunft hindrängen, erneuert und ver¬ 
jüngt werden. Es wird den Glanz ewiger Jugend erlangen. 

Hierin hoffe ich Ihrer Zustimmung sicher zu sein, sehr verehrter 
Herr Haenisch. .J’reiheit des Richtertums!“ sei unser Feldgeschrei 
für den Kampf ums neue Recht, Befreiung dieses höchsten irdischen 
Amtes von den politischen Fesseln, in die es der Klassenübermut der 
Besitzenden und beschränkter Bureaukratenverstand geschlagen. In 
diesem Zeichen werden wir siegen! 

Indem ich Ihnen für die freundliche Aufnahme dieser Zeilen herz- 
lichst danke, bin ich mit dem Ausdruck vollkommener Hochachtung 

Ihr ergebenster 
Dr. Willy Altschul 


EDGAR STEIGER: 

Amerika und England. 

W AS beim Einzelmenscben die Erinnerung, ist bei den Völkern die 
Geschichte. ^Nichts gelernt und nichts vergessen“ — in diesem 
Vorwurf gipfelt alle politische Weisheit, die einer toten Vergangen¬ 
heit gegenüber das Recht der lebendigen Gegenwart betont Damit 
soll aber nicht etwa das Allesvergessen dem Menschen als höchste 
Tugend angepriesen werden. Im Gegenteil Gerade wenn man das 
Glück hat kein Altertum auf dem Rücken mit sich zu schleppen, 
sollte man sich um so mehr der 150 Jahre, die man auf der Welt ist 
erinnern. Der angelsächsische Vetter* in Europa würde dann den 
Enkeln der halsstarrigen Puritaner von Massachusetts nicht in dem 
bengalischen Lichte erscheinen, das Lloyd George in London ange¬ 
zündet hat Aber darf man den Vanderbilts und Rockefellers, von 
deren Gnaden Wilson der dreijährige Monarch der United States ist 
als die Enkel jener wackeren Urwaldrebellen bezeichnen? Und ist 
es diesen Milliardären, die jetzt die Rolle der damaligen Engländer 
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spielen, etwa angenehm, an die große Vergangenheit ihrer anjreb- 
liehen Großväter erinnert zu werden? Ich weiß wohl, daß sich das 
großkapitalistische Amerika von heute nicht mit dem primitiver 
Farmertum von damals vergleichen läßt; aber ich will ia hier keine 
ökonomische Entwicklungsgeschichte des amerikanischen Staates 
geben, sondern einfach die Vergangenheit neben die Oegenw'ar 
stellen. 

Als die ersten englischen Puritaner im Jahre 1620 beim Kap Coc 
gelandet waren, gaben sie sich selbst folgende Verfassung: „Wir 
verbinden uns feierlich und wechselseitig in Gottes und unser alle: 
Gegenwart zu einer bürgerlich politischen Körperschaft . . . un: 
werden Kraft dessen von Zeit zu Zeit gerechte und gleiche Ge¬ 
setze, Befehle, Beschlüsse und Verfügungen ergehen lassen, wie sie 
für das allgemeine Beste der Kolonie nötig erachtet werden. Wir ge¬ 
loben diesen Gesetzen hiermit gebührenden Gehorsam und schuldige 
Unterwerfung.“ Das war der erste Gesellschaftsvertrag, den 10 
Jahre vor Rousseau freie Männer im amerikanischen Urwalde ver¬ 
einbarten. Und als auf dem Boden des großen Urwaldes die Stad 
Boston erblühte, blieb das demokratische Gemeinwesen von Massa¬ 
chusetts die Seele der verschiedenen Neuenglandstaaten, die nacr 
und nach auf der den Engländern abgerungenen Ostküste Nord¬ 
amerikas zwischen dem Ontariosee und Florida emporschossen. 

Es waren gar verschiedenartige politische Gebilde, diese eng¬ 
lischen Kolonien, die sich im 17. Jahrhundert zwischen die franzö¬ 
sischen Besitzungen in Kanada und das spanische Wunderland Jäh 
mini“, wie die Indianer auf Portorico Florida nannten, hinein- 
schoten. Da gab es aristokratische Kronkolonien, in denen der 
Großgrundbesitz und die Plantagenwirtschaft herrschten, wie das ol^! 
Dominion Virginia, das schon 1582 Walter Raleigh entdeckt nnc 
nach der jungfräulichen Königin Elisabeth genannt hatte, das aber 
erst 20 Jahre später von der mit königlichem Patent ausgestatteten 
London*Gesellschaft der Kultur erschlossen wurde, oder wie Karo- 
lina, ein Pflanzerstaat mit Sklaverei, der vom König Karl II. an acht 
oder neun feudale Herren verschenkt wurde, die nun dort als kleine 
Könige herrschten. Da galr es ferner absolute Monarchien, wie 
Maryland, das Karl 1. seinem Liebling Lord Baltimore 1632 zu Erb 
und Eigen gab, ein Asyl der unter Cromwell verfolgten englischen 
Katholiken, oder wie Newyork, vormals Neu-Amsterdam, eine ur¬ 
sprünglich holländische Kolonie, mit der König Karl III. 1664 seinen 
Bruder, den Herzog von York, belehnte. Da gab es patriarchalische 
Gemeinwesen, wie Pennsylvania, das Königreich des edlen Quäken 
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William Penn» in dem alle Stillen im Lande» welchen Glaubens sie 
auch sein mochten» eine Zuiluchtstätte fanden. 

Aber so verschieden auch die sozialen Schichtungen und die polU 
tischen Einrichtungen in diesen englischen Ansiedelungen sein moch* 
ten: eines war in all diesen neuen staatlichen Gebilden, mochten sie 
nun Demokratien» aristokratische Agrarstaaten oder Monarchien 
sein, von Anfang an lebendig: das trotzige Unabhängigkeitsgefühl 
dem Mutter lande gegenüber. Ganz natürlich. War doch jede dieser 
Kolonien von Anfang an ganz auf sich selbst angewiesen. Nament- 
Uch in den sogenannten Neuenglandsaaten» wo sich die unter den 
Stuarts verfolgten Puritaner niederließen, mußte der einzelne Far¬ 
mer jeden Qadratfuß Ackerland mit eigener Kraft dem Urwald und 
den Indianern abtrotzen. Aber auch sonst hätte das Mutterland ge¬ 
rade in der Zeit» als sich diese Farmen im Urwald zu staatlichen 
Gemeinwesen entwickelten» beim besten Willen keine Zeit gehabt, sich 
am ihr Wohl und Wehe zu kümmern. Hatte es doch an den religiösen 
Händeln und Thronstreitigkeiten im eigenen Lande — ich brauche 
hier nur die Namen Stuart und Cromwell zu nennen — das ganze 
17. Jahrhundert hindurch gerade genug. 

Wie übrigens die Stuarts selbst über die Abhängigkeit der Kolo¬ 
nien dachten» zeigen ihre Schenkungsurkunden: Lord Baltimore» der 
Herr von Maryland» soll König Karl 1. als einzige Abgabe jährlich 
zwei indianische Pfeile und William Penn» der patriarchalische König 
von Pennsylvanien, dem König Karl II. zwei Bieberfelle liefern! 
Nichtsdestoweniger haben gerade mit der Wiederherstellung der 
Stuartschen Monarchie» der die amerikanischen Staaten all ihre 
Freibriefe verdankten, eben diesen Staaten gegenüber jene klein¬ 
lichen Quälereien begonnen, die dann um die Mitte des 18. Jahrhun¬ 
derts unter Georg 111. zur amerikanischen Revolution führten. Doch 
darf man nicht etwa die englischen Monarchen zu Sündenböcken 
machen. Denn die Ironie des Schicksals wollte, daß die Navigations¬ 
akte» mit denen die gesetzgeberische Ausbeutung der Kolonien an¬ 
hebt» gerade von der freiheitlichen Regierung Cromwells erlassen 
wurden. Auch Cromwell war eben nur der gehorsame Diener des 
Merkantilismus» der damals ganz Europa beherrschte. Gerade wie 
100 Jahre später ein so eingebildeter Serenissimus wie Georg III.» 
im Grunde genommen nur das Werkzeug der geldgierigen Lords im 
englischen Parlament war, die jetzt die amerikanische Kuh» die sie 
nicht gefüttert hatten, um jeden Preis melken wollten. Wie sagte 
doch der englische Minister Charles Townshend heute vor 150 
Jahren im englischen Parlament?: „Und nun wollen diese ameri- 
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kanischen Kinder, durch unsere Nachsicht und Pflege zu einem 
gewissen Qrad von Wohlstand und Kraft gelangt, durch 
unsere Waffen geschützt, nicht einmal ihr Scherflein beitragen, 
um uns die schwere Last zu erleichtern, die auf uns ruht** 
Mit Recht antwortete ihm Isak Barrel: „Diese Kolonien durch 
eure Sorge gepflanzt? Nein, eure Unterdrückung hat die 
Kolonisten nach Amerika verpflanzt Sie flohen vor eurer Tyran> 
nei nach einem damals unwirtlichen Lande, wo sie sich allen Drang¬ 
salen aussetzten, denen die menschliche Natur unterworfen werden 
kann — so auch der Grausamkeit eines wilden Feindes, des hinter¬ 
listigsten und furchtbarsten Volkes, das auf Gottes Erdboden exi¬ 
stiert Und dennoch trugen sie alle Beschwerde mit Freuden im 
Hinblick auf die Leiden, die sie in ihrem Vaterlande von den Hän¬ 
den derer erlitten hatten, die ihre Freunde hätten sein sollen . . 

Aber was kümmerte die englischen Lords damals, wie heute, die 
schönste Rede über Recht und Gerechtigkeit? Sie wollten Geld 
haben, nichts weiter; und darum beklagten sie sich bitter darüber, 
daß in Neuengland kein Untertaneneid geleistet und nicht im Namen 
des Königs Recht gesprochen werde. Man sieht also: war auch das 
Wörtchen cant damals noch nicht gebräuchlich, so war doch die 
Sache, die es bezeichnet, in allen Palästen herauszufinden. Und so 
ging man denn ohne Gewissensbisse zur Züchtigung der ungehor¬ 
samen Kolonien über. Die Ereignisse folgen sich nun Schlag auf 
Schlag. Nachdem der Gouverneur Berkeley in Virginia Ordnung ge¬ 
schafft und 1676 die demokratische Verfassung dieses Feudalstaates 
aufgehoben, die Rebellen aber mit Galgen und Gefängnis bedroht 
hat, wird 1684 der Freibrief für Massachusetts zurückgezogen. Die 
wackern Puritaner von Boston, denen man königliche Beamte auf- 
zwingen will, beantworten diesen Eingriff in ihre Rechte dadurch, 
daß sie dem königlichen Gouverneur das Gehalt verweigern. Aber 
schon im folgenden Jahre wird auch im monarchisch regierten Staate 
Newyork, dessen Beherrscher, der Herzog von York, als Jakob II. den 
englischen Thron besteigt, die Gewissensfreiheit teseitigt und das 
Wahlrecht beschränkt, ganz zu geschweigen von dem Recht des 
Volkes, über etwaige Einquartierungen oder Abgaben selbst zu ent¬ 
scheiden. Und als infolge dieser Gewalttätigkeiten eine Revolution 
ausbricht, wird der Rädelsführer der Europäer, der Reeder und Groß¬ 
händler Jakob Beisler, hingerichtet. Damit aber keine Regierung vor 
der andern etwas voraus hat, macht der auf den Thron berufene 
Oranier Wilhelm III. Maryland die Monarchie des katholischen 
Lords Baltimore, zum königlichen Gouvernement und zwingt 
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dessen Sohn, zur englischen Hochkirche fiberzutreten, widri¬ 
genfalls er seinen ganzen Landbesitz verlieren müßte. Endlich wird 
ums Jahr 1700 der selbstloseste aller Könige, der Quäker William 
Penn, der auf Jedes Einkommen aus seinem Königreiche verzichtet 
hatte, weil er durch die Gründung seiner Kolonie nur zeigen wollte, 
»wie frei und glücklich die Menschen sein können“, durch allerlei 
kleinliche Kabalen und gemeine Drohungen solange gepeinigt, bis er 
das blühende Pennsylvanien an die englische Krone abgibt 

Aber was besagen all diese politischen Unterdrückungsversuche, 
verglichen mit der wirtschaftlichen Knebelung der Kolonien durch die 
Navigationsakte von 1651, laut der nur englische Schiffe Waren 
nach den Kolonien bringen oder von dort ausführen durften, ja laut 
der fast der ganze Export- und Importhandel Amerikas auf die 
britischen Kolonien beschränkt wurde. Das Merkantilsystem, dem 
seit Colbert alle Regierungen Europas huldigten, war so recht eigent¬ 
lich das Evangelium der englischen Machthaber, denen das neue Eng¬ 
land über dem Meere die leeren Kassen füllen sollte. Daher der 
ParlamentsbeschluB von 1699, der die Ausfuhr von Wolle und Woll- 
fabrikaten in allen Kolonien untersagt, und das 20 Jahre später er¬ 
lassene Verbot der Walzwerke und Hochöfen, wodurch die Kolonien 
gezwungen werden, alles Eisen, Jeden Hammer, Jeden Nagel, Jede 
Pflugschar und Jede Axt vom Mutterlande zu beziehen. Ja, im 
Jahre 1732 wird dann, während Amerika vom Haarwild wimmelt, 
die Ausfuhr amerikanischer Hüte, sogar von einer Kolonie zur andern, 
unterbunden und die Hutmacherei dadurch, daß man eine sieben¬ 
jährige Lehrzeit festsetzte und den Neger vom Handwerk ganz aus¬ 
schließt, den Kolonisten verleidet. Aber damit nicht genug. Schließ¬ 
lich befehlen die allmächtigen Gesetzgeber in London den Amerikanern 
sogar, all ihre Bedürfnisse ausschließlich mit Waren aus englischen 
Besitzungen zu befriedigen. So wird der rege Tauschhandel von 
amerikanischem Holz gegen Rum, Zucker und Melasse aus dem 
spanischen Westindien gänzlich vernichtet. 

In diesen Beschlüssen des englischen Parlamentes offenbarte sich, 
wie Bancroft treffend bemerkt, jener elende Krämergeist, der große 
Nationen nach den Gepflogenheiten des Ladentisches regieren will. 
Und dieser Krämergeist triumphierte und gab sich, wenn ich so sagen 
darf, einen heroischen Anstrich, als sich England im Utrechter 
frieden 1713 des gesamten internationalen Sklavenhandels bemäch¬ 
tigte. Seit John Hawkins, dem ersten Sklavenhändler großen Stils, von 
der Jungfräulichen Königin Elisabeth wegen seiner Verdienste um 
den britischen „Handel“ zum Ritter geschlagen, sich in echt eng- 

V3* 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




36 


Amerika und England 


lischer Qeschmacklosigkeit einen gefesselten Neger als Wappentier 
gewählt hatte, waren gerade 150 Jahre vergangen. Jetzt bot sich 
den Engländern die günstige Gelegenheit, den Negerhandel nach 
Amerika zu monopolisieren. Spanien, das von jeher zu stolz ge¬ 
wesen war, sich die Hände mit dem Verkauf von lebendigem Men- 
schenfleisch selbst zu besudeln, mußte ihnen das sogenannte Assiento 
verkaufen, und nun wurden die ameriknanischen Kolonien mit 
Schwarzen so überschwemmt, daß selbst die nicht sehr feinfühligen 
Pflanzer von Virginia und Karolina Beschwerde dagegen erhoben. 
Vergebens. Sic mußten die armen Neger auf ihren Plantagen sc 
schnell als möglich aufbrauchen, um dem lieben Mutterlande neue 
Ware abkaufen zu können. 

Aber das alles befriedigte die englische Habsucht noch lange nicht 
Die Herren in London wollten bares Geld sehen. Und so erwog man 
Jahre lang, aber um so gründlicher die kitzliche Frage, ob man den 
amerikanischen Kolonien nicht auch eine direkte Steuer auflegen 
könnte. Das Ende des siegreichen Krieges gegen Frankreich, das 
den Engländern ganz Kanada eingebracht und in den Amerikanern 
durch die Waffenbrüderschaft die erstorbene Anhänglichkeit ans 
Mutterland wieder erweckt hatte, bot den Krämern an der Themse 
die ersehnte Gelegenheit zu neuen Steuervorschlägen. Ein eng¬ 
lisches Heer, das zwar ohne die Mithilfe der Amerikaner stets ge¬ 
schlagen worden war, hatte die Kolonien gegen die Franzosen ge¬ 
schützt. Warum sollten die Kolonisten also nicht dieses Heer aus 
der Tasche bezahlen? Und warum nicht auch die Gouverneure, die 
der König von England — zwar ganz gegen den Willen der Be¬ 
völkerung — den einzelnen Staaten vorgesetzt hatte? Vergebens 
erhob Benjamin Franklin seine warnende Stimme, indem er die 
direkte Steuer mit einer Kontribution in Feindesland verglich. Ver¬ 
gebens legte Minister Walpole sein Amt nieder, um die ^Steuerung 
Amerikas einem Mann zu überlassen, der mehr Mut habe und weniger 
Freund des Handels sei. Der hannöversche Serenissimus Georg IlL 
und sein Liebling Bute hatten sich nun einmal in diesen Gedanken 
verbissen, und Ende März 1765 wurden die Stempelakte, nach denen 
von allen Verträgen, Käufen, Wechselgeschäften usw. in den ameri¬ 
kanischen Kolonien eine Stempelsteuer erhoben werden sollte, durch 
Parlamentsbeschluß Gesetz. 

Wie aber am 1. November, an dem zum erstenmal die neue 
Steuer bezahlt werden sollte, in Boston alle Glocken läuten, ist in 
sämtlichen Kolonien kein einziger Steuerbeamter mehr zu finden! 
Die Revolution ist da, bevor sich die Führer des ganzen Ernstes der 
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Lage bewußt werden. Was hilft es da, daß die Stempelsteuer wieder 
zuriickaezogen wird? Die Londoner Herren wollen Geld sehen. Und 
an Stelle der Stempelsteuer kommt der Teezoll. Allein die Bostoner 
Jusrend wirft den Tee der Ostindischen Compagnie ins Meer, und 
Benjamin Franklin veröffentlicht seine beißenden Satiren „Erlasse 
Friederichs des Großen** und ,J^egeIn, um ein großes Land kleiner 
zu machen**. Und zehn Jahre später sagt sich nach allerlei unfrucht¬ 
baren Verhandlungen und Beschwichtigungsversuchen das junge 
Amerika vom alten England los. Die Politik des Geldbeutels hat 
die erste Schlappe erlitten, und die „American Diplomatie Correspon- 
dence** schreibt: „Jede Nation in Europa wQnscht Britannien gede- 
mOtigt zu sehen, da es alle der Reihe nach durch seinen Uebermut 
beleidigt hat** 

So die amerikanische Presse vor hnndertffinfzig Jahren Ober Eng¬ 
land. Und heute? 

CONRAD SCHMIDT: 

Der Kapitalismus im Roman. 

F^R anonyme Verfasser der beiden,^ in ihrem spezifisch kapi- 
talistischen Thema und in ihrer äußeren Kompositionsform ver¬ 
wandten Bücher gehört, wie ans dem Vorworte zum „Fenriswolf* 
hervorgeht, einem Kreise junger Dichter und Maler an, der sich „Werk¬ 
leute auf Haus Nydland'* nennt und die Zeitschrift „Quadriga** her¬ 
ausgibt Anonymität der von den Mitgliedern publizierten Arbeiten 
gehört zu den Grundsätzen des Bundes. Nur als sachliche Leistung, 
losgelöst von allem Persönlichen, sollen die Erzeugnisse gewertet 
werden. „Aus dieser Forderung reinster Sachlichkeit** — heißt es dann 
weiter — „entsprang auch diese Novelle (Der Fenriswolf). Wir er¬ 
streben mit ihr eine neue Form kflnstlerischer Gestaltung. Denn hier 
ist wohl zum ersten Male der Versuch gewagt, einen umfassenden 
wirtschaftlichen Stoff in konstruktiver Kühle kongruent zur Form zu 
zwingen, ihn aus sich selber seine Sprache bilden zu lassen, ohne die 
billige Floskel tausendfach erprobter Stimmungsmalerei, ohne eine 
romantisierende Zerflüchtigung des wesentlichen, ohne Charak¬ 
terisierung und Beschreibung — alles nur in Fluß und Aktion. Schein- 

‘ Der Fenriswolf, eine Finanznovelle. — Das Weltreich und sein 
Kanzler. (Jena, Engen Diedrichs.) 
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bar unpersönlich. Scheinbar seist sich diese nette Art auch 
als rein verstandesmäBis, als bureankratisch ruhige Schreib¬ 
tischarbeit, ohne iede geffihlsschwangere Imponderabilien aus 
Herz und Gemüt, die ein echtes Kunstwerk immer unter- 
strömen. Wer aber feinere Ohren hat, der hört den brausenden 
Pulsschlag stahlhart und leidenschaftlich miteinander ringender 
Menschen, der fühlt die gewaltige Schicksalsstunde ihrer Existenz und 
der ganzer Volksmassen. Der sieht die Struktur seiner Zeit in vibrie¬ 
render, jagender, allumfassender Bewegung.“ 

Die neue, mit solcher Emphase angekündigte Form aber charak¬ 
terisiert sich durch den wunderlichen, in beiden Büchern programm- 
mäBig durchgeführten Einfall, das ökonomische Thema rein doku¬ 
mentarisch durch bloBes Aneinanderreihen von lakonischen Geschäfts¬ 
briefen, Protokollen und Zeitungsnotizen darzustellen. Eine Forderung, 
die alles, was irgendwie spezifisch dichterische Qualitäten erheisdieo 
würde, ausschlieBt. Diese Art von Abstinenz wird zum Prinzip er¬ 
hoben, die freie Beweglichkeit der Schilderung zu Gunsten eines strikt 
gebundenen Berichts- und Korrespondenzstils unterbunden. Der Wider¬ 
spruch, der darin liegt, ein solches Experimentieren als neue Form der 
künstlerischen Gestaltung zu feiern und dann nach einigen Zeilen 
selber im gleichen Atemzuge zu erklären, daB gefühlsschwangere 
Imponderabilien aus Herz und Gemüt ein echtes Kanstwerk immer 
unterströmen, scheint dem Schreiber des „Vorworts“ gar nicht eiomal 
zum BewuBtsein gekommen zu sein. DaB neben einer in breit aus¬ 
ladender phantasiereicher Ausmalung groBer Bilder des wirtschaft¬ 
lichen Lebens fortschreitende Schilderungsweise, wie in dem Zolaschen 
Börsenroman „L*argent“ und Kellermanns „Tunnel“, ebenso woM ancli 
eine sachlich kühle nur gewisse Hauptmomente in gedrängtem Um- 
riB skizzierende Darstellung solcher Stoffe auch ihrerseits starke 
Wirkungen erzielen könnte, wird niemand im voraus bestreiten woHen 
Nur sollte eine solche Form nicht mit der Prätention auftreten, die 
höhere, vollkommenere, dem Gegenstände allein entsprechende zu sein, 
oder gar AeuBerlichkeiten, wie die Einschränkung auf bloBe Doku¬ 
mente des Verkehrs, zum Kennzeichen eines neuen, konstruktiven 
Geistes zu machen. 

Immerhin, „Der Fenriswolf“, so wenig künstlerische Züge das Buch 
enthält, ist eine in ihrer Art originell interessante Publikation in der 
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die Form dem Inhalte sich zwanglos anpafit, das wesentliche der 
Operation und Beziehungen im Spiegel der geschäftlichen Korrespon¬ 
denz und Zeitungsartikel prägnant epigrammatisch zum Ausdrucke 
bringt E>er dargestellte Vorgang hat ein Qepräge von typischer 
Bedeutsamkeit Die mysteriöse Atlgegenwart die heimlichen Methoden 
und Machtmittel des modernen iede nationale Schranke übersprin¬ 
genden Finanzkapitals gelangen an einem realistisch-logisch durch¬ 
geführten Beispiel zu lebendiger Erscheinung. Eine allem Anschein 
nach eingehende Kenntnis der Verhältnisse in Norwegen, auf dem als 
Schauplatz sich das Ringen des koalierten Riesenkapitals mit Gruppen 
kleinerer Kapitalisten wie mit dem von der Demokratie und Sozial¬ 
demokratie verfochtenen kollektiven Volksinteresse abspielt erhöht die 
Spannung und die Illusion. 

Der Kampf geht um die Wasserkräfte, mit denen Norwegen wie 
kaum ein anderes Land gesegnet ist Von den Volksparteien getragen, 
hat seit geraumer Zeit dort eine Bewegung eingesetzt die der Aus¬ 
beutung dieses nationalen Schatzes durch ausländische Kapitalisten 
Schranken ziehen, ihn wenn möglich staatlichem Obereigentum unter¬ 
werfen will In den Briefen und Artikeln eines Doktor Vaermland, 
des Führers der Radikalliberalen und des gewichtigsten Gegners des 
von einem deutschen GroBkapitalisten betriebenen Vertrustungsield- 
zuges ist dieser Standpunkt klar und lichtvoll dargelegt Aber der 
heißhungrige Fenriswolf der Kapitalmacht holt sich trotz aller Gegen¬ 
wehr die Beute. Die Kampagne des mit einer Berliner Großbank 
liierten Kommerzienrat Böhle spielt ihre Trümpfe Zug um Zug, kalt 
überlegen aus. Unter liineinziehung eines norwegischen Bankhauses, 
dem reiche Beteiligung versprochen ist, wird das Syndikat auf einer 
Basis von sechzig Millionen vorbereitet Woran sich dann sofort ein 
raffinierter Börsenbetrug des Gründers wider den älteren Bund der 
norwegischen Wasserwerkbesitzer anschließt Allerhand Zeitungs¬ 
notizen über eine neue, die Produktionskosten der elektrischen Eisen¬ 
verhüttung angeblich um zwanzig Prozent verbilligende Erfindung, 
deren Patent ein Unbekannter erworben, erregen einen panikartigen 
Aktienkurssturz der bestehenden Werke, welcher von den Machern 
zu gewaltigen Ankäufen der sinkenden Papiere ausgenutzt wird. Ge¬ 
kaufte Blätter sekundieren den weiteren Aktionen. In der General¬ 
versammlung des Bundes wird die Opposition von der Böhleklique. 
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die jetzt über die Aktienmehrheit verfaßt, niedergestimmt, dk: An¬ 
gl iederung des Bundes an den Trust beschlossen. Die unabhängige 
Presse macht mobil Der Storthing soll entscheiden. Hinter den 
Kulissen spielen die Verhandlungen. Die Regierung ist bereit, mit 
den von Bohle eingeräumten Konzessionen sich zufrieden zu sreben. 
Nicht so die Opposition. Aber bei den Neuwahlen trägt die von der 
Trustgesellschaft unterstützte Rechte den Sieg davon. Die Annahme 
des Syndikatsentwurfes ist gesichert. 

Von der Energie und wuchtigen Geschlossenheit, die hier dec 
Leser in Atem hält, ist leider in der neuen Arbeit des nämlichen Ver¬ 
fassers nDas Weltreich und sein Kanzler“ kaum noch etwas zu ver¬ 
spüren. Da wird die Form zur bloßen leeren Spielerei, die durch ihre 
sensationelle Neuheit über innere Unmöglichkeiten und den Mangel 
jeder psychologischen Motivierung wegzutäuschen sucht Eine nebulöse 
Phantastik mischt sich in die Millionenrechnungen. Als Held figurier: 
ein ganz schematisch konstruierter Advokat, der in seiner abstruses 
Wahnidee, auf Basis eines kapitalistisch organisierten und komman¬ 
dierten Weltreiches den ewigen Frieden zu verwirklichen, sich während 
des Weltkrieges für die Spekulationen eines amerikanischen Milliar¬ 
därs anwerben läßt und selbstverständlich düpiert wird. Der Phan¬ 
tastik fehlt phantasievoUe Veranschaulichung. So bleibt — bei aller 
„Aktualität der Daten“ — die Geschichte in einer monotonen, schließ¬ 
lich langweiligen Unbestimmtheit stecken. 


Weisheiten. 

Eines stiftet noch weit größeres Uebel, als die Ungerechtigkeit: Ge¬ 
rechtigkeit ohne ihr Schwert in Händen. Recht ohne Macht ist das 
allerfurchtbarste. 

Persönlichkeiten, nicht Prinzipien, bringen die Zeit in Bewegung. 

Wenige sind stark genug, den albernen Forderungen der Ortho¬ 
doxie zu widerstehen. 

0 

Man wird zumeist Lehrer, um seine eigene Unwissenheit zu ver¬ 
hüllen, wie man ja gewöhnlich lächelt, um seine Tränen zu verbergen. 

Leute, die stets in sehr vernünftigen Sätzen reden, gleichen den 
Steinklopfern auf der Landstraße: sie decken uns mit Staub und 
Splittern. Oskar Wüde. 
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Nachdnidi simtlichar Artikel mit ausfilhrUcher Quellenangabe gestattet 


HEINRICH CUNOW: 

Osterbotschaft. 

D er Weltkrieg erweist sich immer mehr in seinen Folgen 
als ein nicht nur die Wirtschaftsweise» sondern auch die 
politischen Lebens- und Staatsformen der kriegführenden 
Länder umgestaltender revolutionärer Faktor. Ohne die Er¬ 
schütterung des autokratischen zaristischen Regierungssystems 
durch die deutschen Waffensiege keine russische Revolution» 
und ohne die durch den Krieg völlig veränderten politischen 
Lebensverhältnisse des deutschen Volkes keine die Reform der 
deutschen und preußischen Verfassungseinrichtungen ankündi¬ 
gende Kaiserbotschaft» die» wenn sie auch kein solcher überlebte 
politische Traditionen und Staatsinstitutionen mit eisernem Be¬ 
sen hinwegfegender Gewaltakt ist wie die russische Revolution» 
doch für die zukünftige Entwicklung des Deutschen Reiches 
vielleicht nicht mindere geschichtliche Bedeutung hat. Was 
Jahrzehntelange erbitterte Kämpfe um das preußische Wahl¬ 
recht, was Straßendemonstrationen und die eifrigste Agitation 
in Presse und Versammlungen nicht vermochten, der Kaiser¬ 
erlaß aus dem großen Hauptquartier verkündet es: Ab¬ 
schaffang des Klassenwahlrechtes, geheimes und direktes 
Wahlrecht zum preußischen Abgeordnetenhause, Und über 
die Wahlrechtsreform hinaus verheißt er eine Neuzu¬ 
sammensetzung des preußischen Herrenhauses, die Män¬ 
nern aus den verschiedensten Volks- und Berufskreisen 
den Einzug in das feudale Haus der preußischen Land¬ 
lords gewährt» sowie ferner eine freiheitliche Neuordnung 
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der Reichsverfassung. Denn nichts anders kann gemeint sein, 
wenn es im Erlaß nach der Bezugnahme auf die Reichsgründung 
im Jahre 1871 und die Einführung der Sozialreform heißt: 
„Bestrebt, in fest bewährter Einheit zwischen Volk und Mon¬ 
archie dem Wohl der Gesamtheit zu dienen, bin ich ent¬ 
schlossen, den Ausbau unseres inneren politischen, wirtschaft¬ 
lichen und sozialen Lebens, sowie es die Kriegslage gestattet, 
ins >Verk zu setzen.“ 

Solche Ankündigung kann sich schon deshalb nicht allein auf 
Preußen beziehen, weil die wirtschaftliche und sozialpolitische 
Gesetzgebung gar keine preußische Landesangelegenheit, son¬ 
dern Reichssache ist, wie denn Wilhelm II. in seiner Botschaft 
auch nicht bloß in seiner Eigenschaft als König von Preußen, 
sondern zugleich als Deutscher Kaiser spricht und seinen Erlaß 
gleichzeitig an den Reichskanzler und an den Präsidenten des 
preußischen Staatsministeriums gerichtet hat. 

Mancher, der den Ostererlaß liest und sich der Tatsache er¬ 
innert, daß schon im Jahre 1908 eine Thronrede das Königswort 
für eine preußische Wahlreform einsetzte, und daß dann doch 
die verheißene Reform an dem Widerstand der reaktionären 
Parteigruppen scheiterte, mag an das Wort des Goetheschen 
Faust denken, mit dem dieser auf den Klang der Osterglocken 
antwortet: „Die Botschaft hör’ ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube!“ Derartige Zweifel mochten bei den früheren An¬ 
kündigungen des Reichskanzlers angebracht sein, denn obgleich 
Herr von Bethmann Hollweg vom besten Willen zur Durch¬ 
führung seiner Versprechungen erfüllt sein dürfte, würde es 
doch nicht das erstemal in Preußen sein, daß ein Minister¬ 
präsident über seine eigenen Versprechungen stolpert und 
sein Nachfolger sich an seine Zusagen nicht gebunden hält; doch 
diesmal handelt es sich nicht um eine bloße halbe Ankündigung 
in einer gelegentlichen Tisch- oder Thronrede, sondern um ein 
feierliches persönliches Versprechen, durch das der Kaiser 
gewissermaßen vor dem deutschen Volke selbst die Bürgschaft 
übernimmt, denn der Erlaß stellt in der Form, in der er gehalten 
ist, einen vom preußischen Ministerpräsidenten gegengezeich¬ 
neten Staatsakt dar. 
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Und selbst wenn man den Wert von Königsworten noch so 
gering einschätzen mag, treibt nicht in diesem Fall das eigene 
Interesse der Monarchie den Kaiser sein verpfändetes Wort ein¬ 
zulösen? Es heißt absichtlich die Augem vor den gegebenen Tat¬ 
sachen verschließen, wenn man bestreiten wollte, daß das Ver¬ 
halten des Kaisers im Kriege bisher den Monarchismus in 
Deutschland nicht geschwächt, sondern vielmehr gestärkt hat. 
Das mag man im Auslande, wo man verständnislos die inneren 
deutschen und besonders preußischen politischen Verhältnisse 
nach mittelalterlichen Analogien beurteilt und die Rückständig¬ 
keit gewisser preußischer Staatsinstitutionen auf einen reaktio¬ 
nären Eigenwillen des preußischen Königs zurückführt, nicht 
begreifen; Herrn Woodrow Wilsons naive Ansprache an den 
amerikanischen Kongreß beweist, durch weiche stark ge¬ 
krümmten Konvexbrillen man im Ausland deutsche Zustände 
ansieht. Im deutschen Volk aber haben gerade die inneren Re¬ 
gierungsmaßnahmen während des Krieges immer stärker die 
Erkenntnis gefördert, daß weit weniger der Wille des Monar¬ 
chen und das monarchische Staatssystem demokratischen Re¬ 
formen im Wege stehen, als der Einfluß und die Umtriebe einer 
mächtigen Kaste, die auch vor offenen Konflikten mit dem 
Königtum nicht zurückscheut, wenn es die Erhaltung ihrer pri¬ 
vilegierten Machtstellung im Staate erfordert. Andererseits hat 
man an den Kriegsvorgängen in Frankreich und Portugal wie 
in den Vereinigten Staaten gesehen, daß die republikanische 
Staatsform, selbst wenn sie reichlich mit allerlei angeblich de¬ 
mokratischen Verfassungsgarantien ausgefüttert ist, ein Land 
nicht im geringsten vor der selbstsüchtigen Herrschaft kleiner 
mächtiger Finanzcliquen schützt. 

Das hat dem monarchischen System bis tief in die Reihen 
der sozialdemokratischen Arbeiterschaft hinein eine wesentlich 
andere Bewertung verschafft wie früher, und diese starke Po¬ 
sition der Monarchie in Deutschland hat durch den Ostererlaß 
des Kaisers sicherlich nichts an Festigkeit verloren. Falls aber 
das gegebene feierliche Versprechen des Kaisers uneingelöst 
bliebe, würde — darüber dürfte man sich auch im Hohenzollern- 
hause kaum täuschen — nicht nur die preußische Monarchie im 
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Auslände jeglichen Kredit verlieren« sondern auch im Inlande 
entschieden weit mehr an Boden einbüßen« als sie seit Kriegs¬ 
beginn im Volke gewonnen hat — und ob sie« selbst wenn 
gewisse reaktionäre Cliquen sich mit allen Mitteln der Durch¬ 
führung der angekündigten Verfassungsreformen entgegen¬ 
stemmen sollten« ihre neue Verankerung in der breiten Volks¬ 
masse so leichthin aufs Spiel setzen wird« dürfte denn doch 
höchst zweifelhaft sein. 

Zudem aber stellt die monarchische Regierung bei der Neu¬ 
ordnung der politischen Verhältnisse nur einen Faktor dar, der 
andere Faktor ist das Volk selbst, und dessen gesamte Lebens¬ 
und Entwicklungsbedingungen sind durch den Krieg derart 
verschoben« daß für sie nicht nur die preußische Wahlreform, 
sondern auch eine Aenderung der Reichsverfassung zur 
dringenden Notwendigkeit wird. Der aus dem Kriege heraus¬ 
kommende weltpolitische Staat mit seinen wesentlich anders 
gearteten Bedürfnissen und seiner gründlich veränderten Stel¬ 
lung innerhalb des Konzerts der europäischen Mächte läßt sich 
nicht in die Formen und Regierungsmethoden des alten land¬ 
ständischen Preußens einspannen« und jeder ernste Versuch, ihn 
dennoch in diese Formen hineinzupressen« muß schließlich mit 
deren gewaltsamer Sprengung enden. Das Wort des Herrn 
V. Bethmann Hollweg in der Sitzung des preußischen Abgeord¬ 
netenhauses vom 14. März: „Wehe dem Staatsmann« der glaubt, 
daß wir nach einer Katastrophe« wie sie die Welt überhaupt 
noch nicht gesehen hat« deren Umfang wir Mitlebende und Mit¬ 
handelnde überhaupt noch gar nicht verstehen können^ wieder 
anknüpfen könnten an dem« was vorher war — der glaubt« er 
könnte neuen und jungen Wein in alte Schläuche füllen« ohne 
daß diese zersprengten“ — dieses Wort gilt nicht nur für 
Minister« auch für Monarchen, 

Von diesem Gesichtspunkt aus« ist es daher auch von ziem¬ 
lich nebensächlicher Bedeutung« daß der Erlaß nur von einer 
Abschaffung des Klassenwahlrechts in Preußen und einer „un¬ 
mittelbaren und geheimen Wahl der Abgeordneten**, nicht von 
einem gleichen Wahlrecht spricht. Da ein derartiger Erlaß 
nicht flüchtig hingeworfen« sondern seine Fassung sorgfältig 
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festgestellt wird, scheint es, daß in den sogenannten maßgebenden 
Kreisen noch teilweise die Ansicht besteht, ein Mehrstimmen¬ 
recht nach sächsischem Muster oder mit Zuschlagsstimmen für 
Akademiker, Besitzer des eisernen Kreuzes oder bestimmte 
Beamtenkategorien könnte vorerst genügen. Die sozialdemo¬ 
kratische Arbeiterpartei, und nicht nur sie, auch liberale 
Kreise, fordern die Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf 
Preußen, und die Regierung kann sich kaum darüber täuschen, 
daß der Einführung eines Pluralwahlrechts nur eine sehr kurze 
Kampfpause folgen würde, nach der sofort wieder der Wahl¬ 
rechtskampf mit erneuter Gewalt losbrechen würde — nicht 
zum Vorteil der inneren Neukonsolidierung Preußens nach dem 
Kriege, seines Verhältnisses zu den süddeutschen Staaten und 
seiner Anpassung an die veränderten staatlichen Lebensbedin¬ 
gungen, die in Zukunft weit mehr als bisher unter dem Einfluß 
der auswärtigen Politik stehen werden. Sollte es unter solchen 
Umständen nicht im eigenen Interesse der Regierung liegen, 
statt eine diese notwendige Anpassung Preußens und im 
weiteren ganz Deutschlands an die neuen staatlichen Lebens¬ 
verhältnisse hindernde Wahlreform in Etappenabständen zu 
versuchen, gleich einige Schritte weiter zu tun und, wie Bis¬ 
marck nach dem Kriege von 1866, selbst das allgemeine, gleiche, 
geheime und direkte Wahlrecht vorzuschlagen? Solche Be¬ 
schneidung seiner Vorrechte mag dem adligen Qroßgrund- 
besitzertum zwar als eine allzu gründliche und schmerzhafte 
Amputation erscheinen; sie wäre aber jedenfalls im Staats¬ 
interesse einer unzureichenden Teilamputation vorzuziehen, 
deren Folge nur eine Reihe weiterer langwieriger Nachamputa¬ 
tionen sein könnte. — 

Noch weniger Bedeutung hat die Hinausschiebung der 
preußischen Wahlreform bis nach der Beendigung des Krieges. 
Wichtig ist nur, daß die Vorbereitungen soweit gefördert und 
nach dem Kriege das neue Wahlrecht alsbald so energisch 
durchgeführt wird, daß die nächsten Landtagswahlen bereits 
unter den neuen Wahlrechtsbestimmungen stattfinden — und 
für diese baldige Durchsetzung übernimmt der Erlaß gewisser^ 
maßen die Garantie. Ohnehin ist, wenn die Masse der russl- 
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sehen Arbeiter- und Bauernschaft einen stärkeren EinfluB auf 
die revolutionäre Regierung Rußlands gewinnt, vielleicht schon 
in einigen Monaten auf einen Friedensschluß zu rechnen. 

Die Konservativen möchten die Wahlreform hinausschieben, 
da sie auf ihre Machtstellung in der preußischen Verwaltungs¬ 
maschinerie und auf den Eintritt von Umständen rechnen, die 
den Reformeifer abkühlen könnten. Es ist jedoch nicht unwahr¬ 
scheinlich, daß sie sich in dieser schönen Katkulation mit un¬ 
bekannten Größen verrechnen. Eine Wahlrechtsänderung 
während der Kriegsdauer würde immer unter dem Einfluß des 
Burgfriedens, der Rücksichtnahme auf die Kriegslage stehen 
und auf eine Art Kompromiß, eine Abschlagszahlung, hinaus¬ 
laufen; nach dem Kriege, wenn die jetzt im Waffendienst 
Stehenden zurückkehren und die ganze Reihe der durch den 
Krieg heraufbeschworenen Lasten und der in das soziale Leben 
eingreifenden Probleme sich vor ihren Blicken ausbreitet, wird 
kaum mehr in gleichem Maße die Neigung zu schwächlicher 
Kompromisselei vorhanden sein. Aufgabe der deutschen Sozial¬ 
demokratie ist, daß sie für jene kommende Zeit alle politischen 
Kräfte bereit hält, denn schließlich wird doch die gesamte 
„Neuorientierung“ nur so weit gehen, als der Druck und die 
Stärke der deutschen Volksbewegung reichen. 

Mit der preußischen Wahlreform kann in keinem Fall die 
Neuordnung nach dem Kriege erledigt sein. Kaum geringere 
Bedeutung hat für die Volksmasse die gründliche Reform der 
Reichs- und Landesfinanzen, die Ausgestaltung des Koalitions¬ 
rechtes und der Sozialpolitik, die Neueinteilung der Reichstags¬ 
wahlkreise und die Durchführung von Maßnahmen, die dem 
Deutschen Reichstag eine stärkere Anteilnahme an der Reichs¬ 
regierung sichern. — Mögen die Konservativen der Kreuz¬ 
zeitungsrichtung auch die Forderung des Ueberganges zum 
parlamentarischen System als Ausfluß eines kritiklosen „demo¬ 
kratischen Phrasenrausches“ verhöhnen, so wird doch in der 
veränderten weltpolitischen Lage nach dem Kriege sich das 
Deutsche Reich nur dann als anerkannter politisch-moralischer 
Machtfaktor Geltung verschaffen können, wenn es diesen Fort¬ 
schritt vollzieht. 
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AUGUST WINNIQ: 

Fünf Minuten vor Zwölfl' 

W^NN Herr v. Bethmann so viel politische Witterung hätte, 
VV wie man ihm geschichtlichen Blick zuerkennen muß, so 
könnte er nicht mehr daran zweifeln;, daß Deutschland jetzt 
der entscheidenden Krisis entgegeneilt. Der Sinn dieser Krisis 
ist einfach und verblüffend klar. Er läßt sich mit wenigen Sätzen 
wiedergeben. Der Krieg stellt jetzt die Durchhaltekraft des 
deutschen Volkes auf die härteste Probe. Es gilt jetzt der 
höchsten Anspannung standzuhalten. Daher kommt es darauf 
an, dem Volke neue Kräfte zuzuführen. Da man keine anderen 
mehr zu vergeben hat, können dies nur moralische Kräfte sein. 
Will man das nicht, nun — so beklage man sich auch nicht, 
wenn die Dinge eine — um es gelinde zu sagen: unerwünschte 
Wendung nehmen. Und man sei dann auch bereit, vor Volk und 
Geschichte die Verantwortung dafür zu tragen. 

Der törichte Eihwurf, die Sozialdemokratie wolle die rus¬ 
sische Umwälzung nützen, um jetzt während des Krieges ihre 
Ernte in die Scheuer zu bringen, kann uns nicht abhalten, den 
Regierenden so eindringlich wie möglich zu sagen, was diese 
Tatsache gerade in dieser bitterernsten Gegenwart für unser 
eigenes Volk bedeutet. Unser Wille und unser Streben sind 
heute wie vor zweieinhalb Jahren auf den Sieg unseres Landes 
gerichtet, und es gibt nichts, was uns heute höher stünde als 
dieses Ziel. Aber wir glauben auch heute wie damals, daß der 
deutsche Sieg nicht nur von der Genialität unserer militärischen 
Führung und der Güte unserer Kriegsmittel, sondern auch von 
der moralischen Kraft des ganzen Volkes diesseits und jenseits 
der Grenzen abhängt. Wir haben Tag für Tag all unseren 
Einfluß eingesetzt, diese moralische Kraft unseres Volkes zu 


^ Der nachfolgende Artikel war bereits vor dem kaiserlichen 
OstererlaB gesetzt und kann jetzt als durch diesen teilweise 
überholt gelten. Dennoch möchten wir auf den Abdruck nicht ver¬ 
zichten, da der Artikel, aus der Stimmung weiter Arbeiterkreise vor 
dem Kaisererlaß geboren, gewissermaßen ein Dokument dieser Stim¬ 
mung darstellt. Redaktion der „Glocke^’. 
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erlialten, sie zu stärken, wenn sie unter den zermürbenden 
Wirkungen der 32 Kriegsmonate schwach werden wollte: da 
haben wir ein Recht, heute zu reden und freimütig auszu¬ 
sprechen, was nach unserer heiligen Ueberzeugung das Wohl 
des Landes in dieser Stunde erfordert. 

Dem russischen Volke ist in diesen Tagen zugefallen, was es 
seit Menschenaltern ersehnt hat, die politische Freiheit; dem 
deutschen Volke steht jetzt bevor, was es seit zwei Jahren ge¬ 
fürchtet hat, der bittere Mangel an des Lebens Notdurft. Was 
wie ein gesuchter Gegensatz aussieht, ist eine handfest greif¬ 
bare Tatsache. Mit diesem Gegensatz müssen wir uns abfin- 
den; was ihn ausmacht, müssen wir auf der einen Seite be¬ 
grüßen, auf der andern als unabänderlich ertragen. Was aber 
für das deutsche Volk von Tag zu Tag weniger erträglich 
wird, das ist sein Mangel an» politischer Geltung im eigenen 
Lande, ist die Vorherrschaft einer einzelnen Klasse auf allen 
Gebieten öffentlicher Machtausübung. 

Sprechen wir damit so unerhört Neues aus? Saß nicht diese 
Tatsache als ein Pfahl im Fleische des deutschen Volkes? War 
sie nicht der letzte Grund der heißen Konfliktsstimmung, die 
uns schon ein Jahrzehnt vor dem Kriege in Atem hielt! Und 
trägt nicht sie mit all ihren Auswirkungen die Schuld, daß der 
Einklang des Wollens unserer schwergeprüften Nation als¬ 
bald gestört wurde von zersetzender Skepsis, von höhnischen 
Verwahrungen und Schlimmerem! Konnten diese Einflüsse 
nicht nur darum weiter leben, weil sie einen günstigen Boden 
fanden in dem Mißtrauen und der Erbitterung, die das po¬ 
litische Ergebnis der bedingungslosen Klassenherrschaft in un¬ 
serem Lande waren! 

Wer möchte auch nur eine dieser Fragen verneinen? — Das 
zeitliche Zusammentreffen der russischen Umwälzung und der 
Steigerung unserer Ernährungsschwierigkeiten schafft auf dem 
Untergründe der politischen Machtverteilung im deutschen 
Volke einen psychologischen Moment. Es wäre ein Jammer 
und ein Unglück, wenn die Regierenden ihn nicht erkennten 
oder ihn ignorieren zu dürfen glaubten. Herr v. Bethmann 
prägte einmal, in einer Zeit, die wir ihm nicht nachtragen 
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wollen, das Wort von den gottgegebenen Abhängigkeiten. 
Nicht zu zweifeln, daß er selber diese Abhängigkeiten stark 
empfindet Sein geschichtlich gerichteter Sinn sieht die be¬ 
deutende Rolle, die der Staatstradition in der deutschen Ver¬ 
gangenheit zu spielen vergönnt war. Er sieht in dieser Ver¬ 
gangenheit niemals das Volk selbständig etwas Großes be¬ 
ginnen und zu Ende führen, sondern alles, was Him gelingt, 
unter der Führung der Staatshoheit tun. Das ist die rührende 
deutsche Treue zu den „gottgegebenen Abhängigkeiten.**, deren 
Zähigkeit Heinrich Heine bewundernd mit der eines italie¬ 
nischen Beefsteaks verglich. 

Im gewöhnlichen Lauf der Dinge würde Herr v. Bethmann 
jedenfalls niemals genötigt worden sein, sich das deutsche 
Volk einmal ohne diese Eigenschaft zu denken. Aber er selbst 
hat wiederholt bekannt, daß der Krieg ein ungeheures Erlebnis 
für das ganze Volk geworden sei. Sollte ihm da nicht auch der 
Qedanfke kommen, daß dies große Erleben auch die politische 
Psyche des deutschen Volkes umgeschmolzen haben könnte? 
Freilich, sein Amt und die dadurch bedingte Lebensweise 
bringen es nun einmal so mit sich, daß er und seine Genossen 
in der Regierung das Volk nur sehr wenig kennen. Vorträge 
nüd Broschüren kluger Leute bilden allein noch keine aus¬ 
reichende Gelegenheit, allen Regungen und Wandlungen in 
der Psyche eines Volkes zu folgen. Kennte Herr v. Bethmann 
sie so, wie wir sie zu kennen glauben, er würde wie wir die 
Schwere der bevorstehenden Krisis fühlen, würde mit festem 
Entschluß aufstehen und vor seinen Monarchen treten, um ihm 
zu sagen, daß er jetzt von der Notwendigkeit einer sofortigen 
innerpolitischen Neuordnung überzeugt sei und um die erfor¬ 
derlichen Vollmachten bitte. 

Es handelt sich um das Schicksal des Landes und nicht um 
Herrn v. Bethmanns achtenswerte Persönlichkeit. Er kennt wohl 
seine Leute, er weiß sicher, daß die ost- und westelbischen 
Granden alle Minen springen lassen würden, wenn er jetzt die 
Hand an ihre Vorrechte legte. Er weiß, daß sein Einfluß allein 
nicht hin reicht, um ihren Widerstand zu brechen, und so be¬ 
fürchtet er bei jedem Versuch eine solche Erschütterung der 
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politischen Welt, daß er sich sagt: Um diesen Preis nicht 
Aber er sollte sich nun doch die Konstellation von der anderen 
Seite ansehen: Deutschland kann seinen Krieg auch ohne die 
einigen Hundert Geschlechter gewinnen, deren Vorrechte der 
Neuordnung geopfert werden müssen; es könnte es ertragen, 
wenn diese es vorzögen, ihre Kräfte statt dem Staatsdienste 
hinfort der Bebauung ihrer Güter zu widmen. Aber Deutsch¬ 
land muß weiter die Masse seiner Millionen hinter sich haben, 
wenn es siegen will, es bedarf der freudigen hingebungsvollen 
Arbeit des großen Volkskerns. Dieser Arbeit ist Unerhörtes 
gelungen. Sieht man einen Globus an und bedenkt, daß die 
kleinen Tüpfelchen, die Deutschland mit seinen Verbündeten 
darauf ausmacht, sich bis heute gegen die Feindseligkeit fast 
des ganzen übrigen Teils der bewohnten Erde behauptet hat, 
so kann man ob solcher Leistung nur bewundernd schweigen. 
Welch gewaltige moralische Kraft gehört dazu, und was müssen 
es für Völker sein, denen das möglich ist! Aber auch die 
höchste Kraft ist nicht ohne Ende und Erschöpfung. Dies Volk, 
das die Seele dieses unvergleichlichen Kampfes ist, soll und 
muß jetzt noch Schwereres auf sich nehmen. 

Wie erscheint uns da der Gedanke, eine Vermehrung seiner 
moralischen Kräfte abzulehnen, weil das eine kleine bisher be¬ 
vorrechtigte Klasse übelnehmen könnte? 

Wenn das Volk die Steigerung seiner Anspannung nicht mehr 
tragen kann, weil seine Kraft nicht mehr ausreicht, weil ein 
Weniges daran fehlte — ein Weniges, das mit entschlossenem 
Willen leicht zu beschaffen gewesen wäre — wenn darum alle 
bisher gebrachten Opfer vergeblich bleiben — wer möchte das 
verantworten? 

Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der Krieg des Herrn Wilson. 

D ie Beteiligung Amerikas am Kriege verlangt eine andere 
Beurteilung, wie die der bisher nachträglich in den Krieg 
eingetretenen Staaten. Als Italien den Frieden brach, glaubte 
die gesamte Entente und die meisten neutralen .Staaten, jetzt 
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sei das Schicksal der Zentralmächte entschieden, gegen den 
neuen Gegner würde sich Zentraleuropa unmöglich länger 
halten können. Dasselbe wiederholte sich beim Eintritt 
Rumäniens in den Krieg. Die Sommeschlacht tobte seit andert¬ 
halb Monaten, Brussilows Offensive hatte gewaltige Erfolge 
gehabt, die österreichische Offensive gegen Italien war ab¬ 
gebrochen, ebenso die deutsche Offensive bei Verdun, die Er¬ 
nährungsfrage begann ein ernstes Gesicht zu zeigen: jetzt 
mußte sich das Schicksal der Zentralmächte erfüllen. Allein, 
was sich erfüllte, war lediglich der Zusammenbruch Rumäniens. 

Wenn jetzt Amerika in den Krieg tritt, so sind es nur noch 
die französischen Zeithngsschreier, die darin das diesmal ganz 
bestimmte Ende der Zentralmächte erblicken. Die übrige Welt 
oder vielmehr die wirkliche Welt sieht die Dinge ganz anders 
an. Schon die Weigerung der Neutralen, Wilsons Aufforderung 
nachzukommen und aus Anlaß des beginnenden verschärften 
U-Boot-Krieges die Beziehungen mit Deutschland abzubrechen, 
war ein deutliches Anzeichen dafür, daß man im neutralen Aus¬ 
lande nicht mehr an die deutschen Niederlagen glaubt. Inzwi¬ 
schen ist die russische Revolution hinzugekommen, die, mögen 
die Miljukow und Gutschkow noch so wild nach Krieg und Er¬ 
oberung schreien, die militärischen Kräfte der Entente zum 
mindesten auf absehbare Zeit empfindlich schwächt. Außerdem 
hat der U-Boot-Krieg dieVerhältnisse in den westlichen Ländern 
der Entente immer mehr dem wirtschaftlichen Zusammenbruch 
entgegengetrieben. In Italien und Frankreich leidet die Kriegs¬ 
industrie schwer unter dem Mangel an Kohlen, von den Leiden 
der Menschen ganz zu schweigen, in England aber starrt man 
zum ersten Male dem drohenden Gespenst der Hungersnot ins 
Gesicht, und bei der geographischen und landwirtschaftlichen 
Situation Englands muß diese Ernährungskrisis schnell ernste 
Formen annehmen. Wenn in diesem Augenblick England sein 
letztes Pferd aus dem Stalle zieht und nun auch Amerika in den 
Krieg hetzt, so ist es offenkundig, daß hierbei weniger die Hoff¬ 
nung mitspricht, Deutschland endgültig niederzuboxen, als viel¬ 
mehr die Furcht, dem eigenen Zusammenbruch rettunglos ent¬ 
gegenzusteuern. Schon bei früherer Gelegenheit schrieben wir, 
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für Wilson sei der Ausgang des Krieges und das Schicksal der 
Völker völlig gleichg^ültig, nur eines werde er unter allen Um¬ 
ständen zu verhindern suchen: die Niederlage Englands. Jetzt 
ist es soweit. England steht dem deutschen U-Boot-Krieg hilf¬ 
los gegenüber. Die Zeit, der mächtige Faktor, der bisher ledig¬ 
lich im englischen Interesse zu wirken schien, arbeitet jetzt 
gegen Britannien, an der Westfront hat die Rückverlegung der 
deutschen Linie den vereinigten Engländern und Franzosen just 
in dem Augenblick das Sprungbrett weggezogen, als sie gerade 
den Anlauf zur entscheidenden Offensive machen wollten. Sie 
sind gezwungen, mindestens drei weitere Monate zur Vorberei¬ 
tung der neuen Offensive zu verwenden — ganz abgesehen da¬ 
von, was Hindenburg sonst im Schilde führen mag — und In 
diesen Monaten frißt der U-Boot-Krieg am Mark der Entente 
weiter, gefährdet ihre Existenz, verschärft die Ernährungs¬ 
krisis, bedroht die Aufrechterhaltung der Kriegsindustrie und 
treibt die arbeitenden Massen zur Verzweiflung. 

Daß sich Amerika selber nicht ganz wohl dabei fühlt, wenn 
es jetzt an die Seite der Entente in den Krieg tritt, geht schon 
daraus hervor, daß es die diplomatischen Beziehungen zu 
Oesterreich-Ungarn aufrechtzuerhalten beabsichtigte. Augen¬ 
scheinlich wollte es sich ein Hintertürchen aufhalten. Auch ein 
Spionagebureau in Wien ist nicht zu verachten, und wer da 
weiß, welche Vorteile England daraus zog, daß der amerika¬ 
nische Botschafter Qerard in Berlin seine amtliche Steilung den 
englischen Interessen zur Verfügung stellte, der kann zur An¬ 
nahme kommen, daß der amerikanische Vertreter in Wien eine 
ähnliche Spionenrolle ausüben sollte wie der übel beleumdete 
Qerard, der sich ja jetzt nach seiner Rückkehr nach Amerika 
in seiner vollen Glorie entpuppt hat. 

Militärisch wird Amerikas Eintritt in den Krieg sich auf 
absehbare Zeit ebensowenig bemerkbar machen wie die un¬ 
freundliche Haltung, die China gegen Deutschland eingenom¬ 
men hat. Nichtsdestoweniger wird niemand den Schritt der 
Vereinigten Staaten leicht nehmen. Die Schwierigkeiteuv die 
sich aus ihm ergeben, werden für Deutschland vielleicht erst 
nach dem Kriege voll in die Erscheinung treten, während des 
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Krieges wird es sich in erster Linie und sofort auf finanziellem 
Gebiete wirksam zeigen. 

Es lohnt sich eigentlich nicht, die moralisierenden Redens¬ 
arten zu zerpflücken, mit denen Herr Wilson seinen Entschluß 
vor sich und der Welt rechtfertigen will. Objektiv ist der Ein¬ 
tritt Amerikas in den Krieg die gewaltigste Ehrenbezeugung, 
die Wilson dem deutschen Volke erweisen konnte; denn er ge¬ 
steht damit ein, daß die materielle wie die moralische Kraft 
Deutschlands so über alle Maßen stark ist, daß die vereinigten 
Kräfte fast der ganzen Welt nicht imstande sind, diese Kraft 
zu brechen. Da ist es begreiflich, daß Herr Wilson, der ja dem 
deutschen Volke keineswegs schmeicheln will, das Bedürfnis 
empfindet, diesen Eindruck seines Entschlusses durch wilde 
Beschimpfungen Deutschlands abzuschwächen. Wir gehen auf 
diese Schimpfereien nicht ein. Der Geist, der aus ihnen spricht, 
ist nur ein neuer Beweis für die alte Tatsache, daß das Volk der 
Vereinigten Staaten noch ein jugendliches Volk ist, ohne ge¬ 
schlossene Kultur, ohne geistige Traditionen und bewußte Selb¬ 
ständigkeit. Es geht alles noch ein wenig knabenhaft, um nicht 
zu sagen bengelhaft zu. Die naive Selbstvergötterung ist eben^ 
so pueril wie die märchenhafte Unwissenheit und der für 
Amerika besonders kennzeichnende Mangel jeglichen Respekts 
vor geistiger Arbeit und Kultur. Ueber diese Dinge also sei kein 
Wort verloren. Nur den Bemerkungen gegenüber, die Herr 
Wilson über „das deutsche Volk“ zu machen beliebt, ist viel¬ 
leicht eine kurze Zurückweisung am Platze. Die „Sympathie“ 
und die ,J'reundschaft“, die Herr Wilson für das deutsche Volk 
zu empfinden behauptet in einem Augenblick, wo er diesem 
deutschen Volke an die Kehle springt, mag er nur wieder ein¬ 
stecken. Das deutsche Volk verzichtet darauf. In diesem Kriege 
geht es nicht um das Schicksal der Hohenzollern oder Wittels¬ 
bacher, sondern um das Schicksal des gesamten deutschen 
Volkes, und deshalb ist es eine tendenziöse Narrheit, einen 
Unterschied zwischen dem deutschen Volk und jenen genannten 
Färstengeschlechtern zu machen. Dem feindlichen Auslande 
gegenüber gibt es keinen Gegensatz zwischen dem Volke 
Deutschlands und seiner Regierung; was es mit ihr auszu- 
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machen hat, dazu braucht es nicht die gönnerhafte Hilfe solcher 
geistigen Knirpse wie Wilson. Und wir sind weit davon ent¬ 
fernt, die Verfassung, die sich einst die Sklavenhalter Virginiens 
gegeben hatten und die die heutige Bourgeoisie Amerikas zu der 
bestechlichsten und korrumpiertesten Schicht gemacht hat, die 
es Jetzt nach dem Sturz des Zarismus in der alten und neuen 
Welt gibt, als das Ideal der Demokratie anzusehen, das wir uns 
gar mit Waffengewalt aufzwingen lassen sollen. Der frühere 
Abgeordnete Karl Liebknecht hatte auf einer Reise durch 
Amerika, die er kurz vor dem Weltkriege machte, gerade bei 
Betrachtung der amerikanischen Arbeiterverhältnisse offen ein¬ 
gestanden, daß ihm da die deutschen Verhältnisse in vielen 
Hinsichten lieber seien. In keinem Staate ist der Despotismus 
des Kapitals so schamlos entwickelt wie in Amerika, kein Land 
steht der Verfügungsgewalt seiner Milliardäre so hilflos gegen¬ 
über wie das berufene „Land der Freiheit“. 

Indem wir diese abgegriffene Wortschablone gebrauchen, die 
in den vierziger oder fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
geprägt wurde und auch heute noch zuweilen gebraucht wird, 
fällt uns freilich ein, daß an den zwar falschen, uns trotzdem 
aber höchst schädlichen Vorstellungen Amerikas über deutsche 
Zustände nicht die schlechtesten Deutschen kräftig mitgearbeitet 
haben. Es waren jene Auswanderer der dreißiger und vierziger 
Jahre, die die Verzweiflung über das deutsche Elend über das 
große Wasser trieb und die dann in den Jahren der Reaktions¬ 
wirtschaft nach der deutschen Revolution und später noch ein¬ 
mal in den Jahren des Ausnahmegesetzes eine Verstärkung er¬ 
lebten. Sie waren die feurigsten Vertreter jener Auffassung 
vom reaktionären Deutschland, das in ihrer Zeit freilich noch 
eine ganz andere Wahrheit war, wie es heute ist. Hier rächt 
sich bitter jene tückische Demokraten- und Sozialistenbetze, 
mit der Bismarck sich selber und seine Zeit schändete und die 
natürlich von den kleineren Geistern mit Wonne mitgemacht 
wurde. Diese deutschen Zustände waren ein wesentlicher 
Grund dafür, daß die deutschen Auswanderer so schnell wie 
möglich ihre Nationalität abzustreifen suchten und schon in 
der ersten Generation meist völlig im neuen Volkstum auf- 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Der Krieg des Herrn Wilson. 


55 


gingen. Wer wollte es ilinen verdenken, daß sie für ihr altes 
Vaterland nur einen Fluch und einen Steinwurf übrig hatten? — 
Das Deutschtum Amerikas aber gehörte mitnichten zu den 
angeregtesten und geistig lebendigsten Teilen der Republik. 
Man weiß, daß es die Tendenz hatte, bei seinen Bierkrügen zu 
verspießern. Dem Fluche der Kleinstaaterei sollten dieDeutschen 
auch in der neuen Weit nicht entgehen. Und so kam es, daß sie 
ihre Anschauungen über deutsche Zustände immer noch predig¬ 
ten, als diese Zustände mehr und mehr aufgehört hatten, wahr 
zu sein. Und immer noch priesen sie Amerika als das „Land 
der Freiheit“, als von diesem Begriff nur noch eine widerliche 
Karikatur übrig geblieben war. — 

Aber schließlich ist mit alledem an der Tatsache, daß wir jetzt 
den Krieg mit Amerika haben, nichts mehr zu ändern. Im 
Grunde ist es ja auch nicht die ideelle Sorge über Deutschlands 
mangelnde Demokratie, die Amerikas Finanzgötzen in den Krieg 
trieb, sondern die höchst materielle Sorge, ob das der Entente 
vorgeschossene Geld nicht verloren gehen möchte. Amerikas 
Kapital hatte sich bereits so sehr mit der Finanzierung der 
Entente festgelegt, daß es einen freien Willen kaum noch besaß, 
und so wiederholte sich dasselbe Spiel zwischen Schuldner und 
Gläubiger, das sich in den letzten Jahrzehnten zwischen Ruß¬ 
land und Frankreich abgespielt hatte. Je mehr Frankreich dem 
Zarismus lieh, desto fester verknüpfte es sein Schicksal mit dem 
seines Schuldners, bis es in unseren Tagen mit Entsetzen be¬ 
merken mußte, daß der Zusammenbruch des Zarismus auch 
den Zusammenbruch des frans^ösischen Finanzwesens bedeutet. 
Denn obwohl die provisorische Regierung in Petersburg die 
finanziellen Verpflichtungen des alten Regimes nominell über¬ 
nommen hat, zweifelt doch in Paris kein Einsichtiger mehr 
daran, daß die russisiche Revolution zum Staatsbankrott führen 
wird; deshalb ist die Kunde vom Siege der russischen Freiheit 
nirgendwo mit saurerer Miene aufgenommen worden als in den 
Kreisen der französischen Finanz, und kein Volk verfolgt den 
Fortschritt der russischen Revolution mit größerer Beklem¬ 
mung, als das klassische Volk der Revolution. Aehnlich so ist 
auch die Situation der Vereinigten Staaten der Entente und be- 
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sonders England gegenüber. Je mehr sie vorgeschossen hatten, 
desto mehr mußten sie vorschießen, wie es denn kein Zufall ist, 
daß man in England von dem Eintritt Amerikas in den Krieg 
sich in militärischer Hinsicht nichts, desto mehr aber in finan¬ 
zieller Hinsicht verspricht. Und in seiner Botschaft an den 
Kongreß vom 2. April betonte Herr Wilson als eine der ersten 
Konsequenzen, die der Krieg für Amerika mit sich bringen 
würde, „die Gewährung finanzieller Kredite“ an die Entente¬ 
mächte. Hier liegt in der Tat der Hund begraben. Würden die 
amerikanischen Kapitalisten die Situation, in die England durch 
den U-Boot-Krieg täglich mehr und mehr hineingerät, nicht für 
kritisch ansehen, so hätten sie schwerlich auf die Vorzüge ver¬ 
zichtet, die ihnen die Beibehaltung der Neutralität für den wei¬ 
teren Verlauf des Krieges sowohl, wie ganz besonders für den 
Friedensschluß bringen mußte. 

Für die deutsche Heeresleitung wie für das deutsche Volk 
bringt der Eintritt Amerikas in den Krieg keine Ueberraschung. 
Ueberrascht hat nur, daß er so spät erfolgte. Man hatte ihn 
schon zwei Monate früher erwartet. Es wird sich zeigen, ob 
die Vereinigten Staaten mehr als einen Scheinkrieg führen kön¬ 
nen. Sicherlich brauchten sie nicht weniger lange Zeit als Eng¬ 
land, um eine nennenswerte Landmacht aufstellen zu können. 
Das dauerte zwei Jahre. Solange aber wird dieser Krieg 
schwerlich noch dauern. Die Hoffnung ist also berechtigt, daß 
der Krieg beendet sein wird, ehe die Wirkungen des amerikani¬ 
schen Krieges voll zum Ausschlag kommen können. 


HERMANN WENDEL, M. d. R.: 

Der bürgerliche Charakter der 
französischen Revolution. 

I. 

D ie Sturmglocken der großen französischen Revolution läuteten 
für das ganze europäische Festland die Herrschaft der Bourgeoisie 
ein. Freilich führte eine feudale Rebellion an die Schwelle der bürger¬ 
lichen Revolution, und in den Machtkämpfen, die den Umwälzungen der 
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Jahre nach 1789 vorarbeiteten, spielte die bürgerliche Klasse Frank¬ 
reichs fast nur die Rolle des Chors in der griechischen Tragödie, denn 
die im Vordergrund der Bühne ihre Kräfte aneinandermaßen, waren 
der königliche Absolutismus und der junkerliche Feudalismus. Das 
Hin und Her dieser Kämpfe spiegelte sich am klarsten in dem Werk 
dreier Minister, deren Namen in der Vorgeschichte der Revolution 
eine besondere Stelle einnehmen: Turgot, Necker und Calonne. 

Jeder von ihnen faßte als Schatzkanzler einen anderen archime¬ 
dischen Punkt ins Auge, um die Finanzmisere zu bannen, der Frank¬ 
reich zuerst durch die ausschweifende Weltpolitik seiner Ludwige 
und dann erst durch ihre ausschweifende Harems- und Höflingswirt¬ 
schaft verfallen war. Turgot dachte sofort nach dem Antritt seines 
Postens, glühender Anhänger Quesnays und der physiokratischen 
Lehren, das Königtum auf dem Wege zum zentralistischen Einheits¬ 
staat stürmisch voran zu drängen und, was an feudalen Seibstver- 
waltungseinrichtungen in Frankreich noch stand, zugunsten des mon¬ 
archischen Absolutismus niederzulegen. Daher klangen den Zeit¬ 
genossen die Forderungen seiner sechs Reformedikte von 1776 wie 
dröhnende Axthiebe gegen das alte System ins Ohr, denn er wandte 
sich damit ebenso kühn gegen das Steuerprivileg des Adels wie er 
kecklich die Frage der Qewerbefreiheit anschnitt. Auch hieß es eben 
dieselben Steuervorrechte und die ständische Gliederung des Staates 
überhaupt angreifen, wenn Turgot die sehr willkürliche Auflage der 
beiden Zwanzigsten durch eine Grundsteuer ersetzen, deren Höhe 
aber von neuzubildenden Munizipalitäten nach dem wahren Ertrag 
der Güter bestimmen lassen wollte. So erlag denn der Reform¬ 
minister bald den Quertreibereien der Gegner, die ihm aller Ecken und 
Enden erwuchsen, von der Feudalklasse in ihrer Gesamtheit über 
die Hochfinanz, deren Spekulationen er zu durchkreuzen suchte, bis 
zu den Kleinbürgern und Zunftmeistern, die vor allem durch das Ge¬ 
spenst der Gewerbefreiheit geängstigt wurden. 

Nach dem Zwischenspiel Clugny, das immerhin das ganze Reform¬ 
werk mit einem Federstrich ins Nichts zurückscheuchte, folgte Necker 
in der Leitung des Finanzministeriums. Obzwar Bürgerlicher und 
Bankier, war er mit seinen Zukunftsplänen so sehr für den Feudalis¬ 
mus, wie Turgot gegen ihn gewesen war. Die parlamentarische Kon¬ 
trolle des Finanzwesens, die er in England als die sicherste Basis 
des Staatskredits kennen gelernt hatte, glaubte er, weit entfernt, an 
eine wirkliche Volksvertretung zu denken, durch ständisch feudale 
Provinzialversammlungen ausüben lassen zu können. Für das Kraut¬ 
junkertum mußten diese Körperschaften ein mächtiger Hebel zur Neu- 
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eroberuns: der politischen Macht werden, aber um so lebhafter mnfite 
ihnen der Beamtenschwarm des absoluten Staates widerstreben, in 
dem namentlich die Intendanten der Provinzen mit einer paschahaften 
Allgewalt ausgestattet waren. Vor der Gegenwehr der herrschenden 
Staatsschreiber und des adligen Hofgesindes räumte denn Necker bald 
den Platz, obgleich es ihm gelungen war, mit dem Blendwerk seines 
Rechenschaftsberichts von 1781 den Finanzstand Frankreichs im 
rosigsten Lichte zu zeigen. 

Als sein Nachfolger Calonne, in seiner Leichtlebigkeit und Leicht¬ 
herzigkeit ganz ein Vertreter des ancien r^gime, die Rolle des 
Bankrotteurs, der glänzend den Bankrott zu verschleiern weiß, ans¬ 
gespielt hatte, warf auch er sich auf die Bahn der Reformen, im 
Gegensatz zu Turgots und Neckers tastendem Vorgehen zielten die 
Pläne dieses Leichtfußes auf nichts Geringeres ab, als auf die Um¬ 
schmelzung des alten Ständestaates mit seinem Gemisch von Pro¬ 
vinzen in einen einheitlichen nationalen Staat mit absoluter Mon¬ 
archengewalt, von dem Turgot und die Physiokraten geträumt hatten. 
Auch dieser Versuch erschien als eine Kriegserklärung an die privi¬ 
legierten Stände. Ihren Widerstand zu brechen, sollte sich der König 
der Zustimmung einer Notabelnversammlung versichern, in der Ca¬ 
lonne nichts als eine Art höherer Gesindestube mit dem steten Ja und 
Amen auf den Lippen sah. Aber zu seiner bittersten Enttäuschung 
erwies sich diese 1787 zusammengetretene Notabelnversammlung 
sofort als ein Instrument des feudalen Klassenkampfes gegen den 
Absolutismus. Mit brutalem Klassenegoismus verweigerte sie jede 
Ausdehnung der Steuern auf die Bevorrechteten und zwang Lud¬ 
wig XVI. zur Entlassung seines jüngsten Reformministers. Jetzt hielt 
der Feudalismus den Augenblick für einen allgemeinen Sturmangriff 
gekommen. Nach der Auflösung der Notabelnversammlung erklärte 
der Parlamentsgerichtshof von Paris, in seiner Art eine Vertretung 
des korporativ gegliederten Frankreichs, statt Steuern und Reformen 
zuzustimmen, unter dem stürmischen Beifall aller Klassen, die Ein¬ 
berufung der Generalstände für unvermeidlich. Gern hätte auch jetzt 
noch der Absolutismus weiter laviert, aber der Staatsbankrott stand 
vor der Tür. So wurden in zwölfter Stunde die Generalstände ein¬ 
berufen. 

Das erschien als der vollständige Sieg nicht des dritten Standes, 
sondern der beiden privilegierten Stände. Mit Hilfe der Versammlung 
der Generalstände dachten Adel und Geistlichkeit nicht etwa daran, 
einem bürgerlich-kapitalistischen Frankreich die Pforten aufzustoBen, 
sondern auf den Trümmern des Absolutismus den Feudalstaat in 
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alter Qlorie wieder aufzurichten. In ihrem Triumph ahnten sie nicht, 
daB die historische Aufgabe ihres Sieges lediglich gewesen war, die 
letzten Dämme wegzu reißen, die den Absolutismus noch von der 
bürgerlichen Revolution trennten. Handelnd trat jetzt die bürgerliche 
Klasse in den Vordergrund, die wohl von sich sagen durfte, daß sie 
nach ihrem politischen Einfluß im Staate nichts war, aber nach ihrer 
ökonomischen Bedeutung Anspruch darauf hatte, alles zu sein. 

Der starke und frohe Atem dieser emporstrebenden Klasse bewegt 
alle Tage der großen Revolution. Noch heute lebt hier und da die 
närrische Anschauung,, mit der Revolution sei ein sozialistisch oder 
kommunistisch gestimmter Pöbel, Beute zu machen, mit brutalen 
Fäusten in eine Watteausche Schäferidylle hineingefahren. In Wahr¬ 
heit fegte der Sturm, der in diesen Jahren über Frankreich hinfuhr, 
nur bürgerliche Saatkörner in die Furchen des gelockerten Erdreichs. 
Was etwa an zwei, drei sozialistischen Körnchen mitgewirbelt wurde, 
fiel auf unfruchtbaren Fels. 

Als die wahren Sturmvögel der Revolution umflatterten die Cahiers 
de dolöance den Zusammentritt der Qeneralstände, Jene Beschwerde¬ 
hefte, in denen die drei Stände ihre Klagen, Anklagen und Forde¬ 
rungen niedergelegt batten. Steigt aus diesen Cahiers im ganzen auch 
ein Wirrklang vieler Stimmen auf, so waren doch die des Bürgertums 
auf einen Qrundton gestimmt: der Wunsch nach Abbruch des Feudal¬ 
systems und der Ru! nach einem neuen kapitalistisch-bürgerlichen 
Frankreich war die vorherrschende Note. Auf dieser Linie lag das 
Verlangen nach Steuergleichheit der drei Stände nicht minder wie 
die scharfe Wendung gegen die Binnenzölle und Verbrauchsabgaben, 
die als schädlich für die Industrie abgetan wurden. Den indirekten 
wurden in den Cahiers die direkten Steuern vorangestellt, weil jene 
»gegen die Freiheit des Handels und der Arbeit gerichtet“ seien, sollte 
^ißen: eine kapitalistische Produktion erschwerten, die bei aller Ent¬ 
wickelung die Kinderschuhe doch noch nicht ausgetreten hatte. Ebenso 
sollten Stetigkeit des Münzfußes und Einheit von Maß und Gewicht 
den innern, Straßen und Wegebau, Erweiterung des Verkehrsnetzes, 
Verbesserung der Hafenanlagen den auswärtigen Handel beflügeln. 
Ein paar andere Forderungen: Freiheit des Wuchers, Ordnung des 
Schulwesens und Aufhebung der Leibeigenschaft, standen im engsten 
Zusammenhang: die aufblühende Industrie brauchte flüssige Gelder, 
freie Proletarier und anstellige und geweckte Arbeiter. Die bislang 
in den verschiedenen großen und kleinen Kreisen, in Provinzen und 
Landschaften, voneinander getrennt waren und gleich den Zeitgenossen 
im deutsch-römischen Reich wie durch Gitterstäbe miteinander ver- 
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kehrt hatten, sollten als Franzosen gleich sein und ohne Einschachte¬ 
lung und Einkasteiung eine Vielheit durcheinanderwimmelnder In¬ 
dividuen bilden. Die „Völker“ Frankreichs, von denen die Cahiers 
sprachen, strebten danach, in die Einheit der Nation aufzugeheo. 
Statt der geltenden buntscheckigen Rechtsnormen sollte diese Nation 
wie ein Ring ein Strafgesetz und ein bürgerliches Recht umspannen, 
die außerdem natürlich den Begriffen der kapitalistischen Qesellschalt 
angepaßt sein mußten. Schließlich war auch die ersehnte Verfassung 
nichts als das Dach, das sich über dem Markttreiben der Bourgeoisie 
wölben und ihr Qeschacher vor Blitz und Hagelschlag absolutistischer 
Willkür schützen sollte. Klang in den Forderungen des dritten Stan¬ 
des auch mancher kleinbürgerliche Einschlag durch, wie das Begehren 
nach einer Luxussteuer, so waren sie doch in ihrer Gesamtheit derart 
abgefaßt, daß ihre Erfüllung der kapitalistischen Entwickelung des 
Landes zum besten dienen mußte. Ihrer aller Sinn und Inhalt schlossen 
die Hefte des dritten Standes von Pdris in die knappe Formel: Zweck 
der Gesetze ist es, die Freiheit und das Eigentum zu sichern. 

Ueberhaupt heischten die meisten Cahiers die Unverletzlichkeit des 
Eigentums. So wenig hat die Revolution daran gedacht, das Privat¬ 
eigentum in kommunistischer Absicht anzutasten, daß es umgekehrt 
zu keiner Zeit Gegenstand einer fanatischeren Verehrung war. Den 
Physiokraten, die in vielem die Lehrmeister der Revolution spielen 
durften, gehörten Freiheit und Eigentum zu den Naturrechten. Dk 
echt bourgeoise Auffassung vom Weltenganzen war es, daß der 
Mensch als Eigentümer dem Mutterleib entspringe und daß das 
Privateigentum eins der ewigen Rechte sei, die in den Sternen hängen 
unveräußerlich. Aber auch Montesquieu, dessen „Geist der Gesetze“ 
gleichfalls über der Revolution leuchtete, hatte das bürgerliche Recht 
als Palladium des Eigentums gefeiert. Von derselben Gesinnung 
waren, wenn schon mit Unterschieden, die drei Revolutionsparla- 
mente, Konstituante, Legislative und Konvent, von der Rechten bis 
zur Linken beseelt. An stürmischen Tagen rasselten und dröhnten 
die Worte hier manchmal so bedrohlich, daß das Schuttgewölk des 
einstürzenden Feudalsystems den Zusammenbruch der auf Privat¬ 
eigentum gegründeten Gesellschaftsordnung zu verhüllen schien, aber 
spürt man statt in den Worten in den Taten und prüft man vor 
allem das Verhalten der Revolution in Geldsachen, in denen die Ge¬ 
mütlichkeit und auch die Ideologie aufhört, so hebt sich der bour¬ 
geoise Eigentumsstandpunkt als Grundpfeiler dieser gewaltigen Um¬ 
wälzung klar und scharf hervor. 
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Schon die erste Tätisrkeit der konstituierenden Nationalversamm¬ 
lung zielte auf eine Befestigung des kapitalistischen Eigentums ab. 
In den Cahiers des Adels war nicht weniger als dreiundzwanzigmal 
das Verlangen nach Herabsetzung der oft wucherischen Zinsen laut 
geworden, zu denen der Staat seine Anleihen hatte unterbringen 
mässen. während beim dritten Stande, im wohlverstandenen kapita¬ 
listischen Interesse, die Meinung vorherrschte, die sich aus dem Ver¬ 
langen des dritten Standes von Montpellier ergab, „die Staatsschuld 
zur Nationaischuld zu erklären und als solche ohne Verminderung 
oder Herabsetzung anzuerkennen“. In ihrem ersten überhaupt er¬ 
lassenen Dekret tat die Nationalversammlung also, nicht nur aus 
kapitalistischer Wahlverwandtschaft, um die Rentner zu beruhigen, 
sondern auch aus schlauer Politik, um die wichtige Klasse der Staats- 
gläubiger eng mit der Revolution zu verkoppeln. Mit einem Feder¬ 
strich konnte das absolute Königtum, wieder oben aufkommend, ihre 
Schuldtitel zerstören, aber die Revolution, auf dem einmal betretenen 
Wege fortschreitend, verbürgte ihnen Rente wie Kapital. So weit sie 
nicht schon darin lebte und webte, wurde die Bourgeoisie durch diesen 
Beschluß zu stürmischer Begeisterung für die Nationalversammlung 
hingerissen. Freilich hing auch oft interessierte Heuchelei die Triko¬ 
lore der neugeeinten Nation aus. „Die Brieftasche der Rentner“, 
schrieb später Cambon, der Finanzminister des Konvents, „strotzten 
von königlichen Schuldbriefen; aus Furcht, ihr Kapital einzubüBen, 
banden sich die Besitzer dieser Effekten die revolutionäre Maske vor“. 

Auch sonst waren die Kapitalisten die Schoßkinder der Konstituante. 
Trat ihnen, vor allem auf der Rechten, irgendwer zu nahe, so sprang 
sofort Mirabeau, der bejubelte Wortführer des dritten Standes gleich 
einem brüllenden Löwen auf und grollte die Mahnung in den Saal, 
doch „die leeren Deklamationen gegen Finanziers, Geschäftsleute, 
Bankiers und Kapitalisten sein zu lassen“. Er, der auf den Sou genau 
wußte, wieviel er wert oder um wieviel er feil war, feierte wohl die 
Staatsschuld als den „Keim unserer Freiheit“ und leitete daraus die 
Forderung einer ganz besonderen nationalen Ehrfurcht für die Staats¬ 
wucherer ab. Von seiner Partei begrüßt, von den Anhängern des 
Feudalismus befehdet, lag die Aufhebung des Zinsverbots im Interesse 
d^ Qeldhandlungskapitals wie des Industriekapitals: seinen Ursprung 
leitete es aus dem kanonischen Recht her und war für seihen Teil 
ein Erhaltungsmittel des feudalen Qesellschaftzustandes, indem es 
den Uebergang von der Naturalwirtschaft zur Qeldwirtschaft er¬ 
schwerte. Pötion tat dar, wie dieses Verbot eine Menge des Kapitals 
bedflrftiger industrieller Unternehmungen lähme, und alle industriellen 
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Unternehmungen zu beflQgeln, war gerade die Losung der neuen Zeit 
Sogar als eine Verletzung der Menschenrechte wurde )ede Steuer 
gebrandmarkt, die Arbeit und Industrie entmutige, gegenständlicher 
ausgedrückt: den Kapitalprofit zu mindern geeignet war. 

Bei der Beratung der Steuerfrage bemühte sich denn auch die Kon> 
stituante ängstlich, die Menschenrechte des Kapitalprofits zu schützen. 
Der Vorschlag einer Rentensteuer, der zu verschiedenen Malen auf¬ 
tauchte, wurde jedesmal unbarmherzig abgelehnt und bei der Mehr¬ 
heit der Versammlung hatte der Plan einer Luxussteuer ebensowenig 
Glück, da sie viele wichtige Industriezweige mit dem Ruin zu bedrohen 
schien. Aehnlich war es mit den indirekten Steuern. Ein begeisterter 
Lobredner meinte, nur sie seien, im Gegensatz zu den direkten, eines 
freien Volkes würdig, und auch der Bericht des Finanzausschusses 
fand schöne Worte für ihre Brauchbarkeit, doch da er gleichzeitig 
betonen mußte, daß sie die Industrie erstickten und den Handel hemm¬ 
ten, wurden sie für abgeschafft erklärt. Aber da ein Ersatz nicht 
sofort bei der Hand war, ließ während des ganzen Jahres 1790 die 
Nationalversammlung Dekret um Dekret ins Land flattern, um, freilich 
vergebens, vorderhand die Weiterzahlung dieser beseitigten Ver¬ 
brauchsabgaben zu sichern. 

In der Frage der direkten Steuern war lener Delegierte des zweiten 
Standes ein weißer Rabe, der eine wirklich gerechte progres^’e 
Einkommensteuer vorschlug: kleine Einkommen ließ sie frei, mit fünf 
vom Hundert wollte sie die über zweitausend Livres, mit zehn vom 
Hundert die über zehntausend Livres jährlich treffen. Aber das Bonr- 
geoisparlament ging über diesen Antrag zur Tagesordnung über, da 
es längst mit sich darüber im klaren war, daß Grund und Boden das 
Schwergewicht der neuen Abgal)en zu tragen hatten. Das entsprach 
den Grundsätzen der Physiokraten. Wenn diese nationalökonomische 
Richtung im Ackerbau die Quelle aller Werte sah, schien das auf eine 
Verherrlichung der Landwirtschaft hinauszulaufen. In Wahrheit aber 
verkörperte die Lehre Quesnays und der Seinen die neue kapita¬ 
listische Gesellschaft in der Zeitspanne, da sie aus dem Feudalismus 
herausbricht, denn indem die Physiokraten aus der Voraussetzung, 
daß nur der Ackerbau Reichtum erzeuge, die Folgerung ableiteten, 
daß nur die Besteuerung der Grundrente gerecht sei, endete ihr 
Dogma bei der zum Teil durchgeführten Konfiskation des Grundeigen¬ 
tums. Die Konstituante nun war nichts anderes als die parlamen¬ 
tarische Widerspiegelung der neuen kapitalistischen im Rahmen der 
feudalen Gesellschaft, und darum mußte die physiokratische Lehre auf 
ihren Bänken die Zauberwirkung des kleinen Katechismus ausstrahlen. 
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Auf dieser Linie lehnte sie das geringste Zugeständnis schroff ab. 
Um die Grundsteuer nicht noch schärfer als geplant anziehen zu 
müssen, war der FinanzausschuB nur für eine Herabsetzung, statt für 
eine Aufhebung des Oktrois an den Stadttoren. Aber aus der Ver¬ 
sammlung heraus wurde ihm energisch bedeutet, es gelte, wenn man 
die Revolution fest verankern wolle, die städtische Bevölkerung zu 
gewinnen. So fiel das Oktroi, und der Ertrag der Grundsteuer wurde 
für 1791 auf dreihundert Millionen eingeschätzt. Die sogenannte Mo¬ 
biliarsteuer dagegen, die dem beweglichen Vermögen der Bourgeoisie 
galt und in der Hauptsache nach der Höhe der Wohnungsmiete be¬ 
stimmt wurde, sollte wenig über ein Fünftel dieser Summe abwerfen. 

WILHELM BLOS, M. d. R.: 

Die alte und die neue Internationale. 

I MMER wieder macht sich der Wunsch geltend, einen internationalen 
SozialistenkongreB zustande zu bringen, der die Friedensbestrebun¬ 
gen in allen Ländern fördern soll. Zuletzt ist die Anregung zu einem 
solchen KongreB von den Sozialisten Nordamerikas ausgegangen. 
Ob der KongreB zustande kommen wird, ist zurzeit fraglich; ebenso 
ist fraglich, ob gerade der jetzige Moment, in dem die Heftigkeit des 
Weltkrieges ihrem Höhepunkt zustrebt, der geeignete für ein solches 
Unternehmen ist 

Der dies schreibt gehört zu den letzten noch lebenden Mitgliedern 
der alten Internationalen Arbeiter-Assoziation von 1864 und gestattet 
sich, seine Auffassung dieser Dinge ohne Voreingenommenheit dar- 
zulegen.* 

I. 

Die deutsche Sozialdemokratie hat sich nach meiner Ud>erzeugong 
von Beginn des Weltkrieges an durchaus richtig verhalten, was man 
allerdings nur der Mehrheit zubilligen kann, die auf dem Boden der 
Politik vom 4. August 1914 steht Sie hat die Mittel zur Verteidigung 
Deutschlands bewilligt um einer Niederlage Vorbeugen zu helfen, 

* Der Artikel unseres werten Mitarbeiters war schon vor dem 
Ausbruch der russischen Revolution geschrieben und gesetzt Trotz- 
(tem sich inzwischen in der Beurteilung RuBlands durch uns natürlich 
vielerlei geändert hat glauben wir die Arbeit des alten Mitkämpfers 
aus den 2^ten der ersten Internationale ihres historischen Interesses 
wegen doch noch veröffentlichen zu sollen. Redaktion der „Glocke'*. 
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deren Fölsen die deutsche Arbeiterklasse am schwersten treffen wür¬ 
den. Sie hat Jede Verantwortlichkeit für den Kries von sich sewiesen 
und hat deshalb auch niemals den Wunsch schabt, in eine Resicrons 
einzutreten. Sie hat sich von allen chauvinistischen und nationalisti¬ 
schen Ueberschwenglichkeiten frei gehalten, und wo sie genötigt war, 
gegen die Sozialisten anderer Lander Stellung zu nehmen, hat sie dies 
in sachlicher und maßvoller Weise getan. Das gleiche kann man von 
den Sozialisten anderer Länder nicht immer sagen. 

Gleich nach Beginn des Krieges wurden von den Sozialisten des 
Auslandes heftige Angriffe gegen die deutschen Sozialisten erhoben. 
Die ausländischen Sozialisten hatten, von einigen geringen Minder¬ 
heiten abgesehen, genau dasselbe getan wie die Deutschen: sie hatten 
ihren Regierungen die Mittel zur Kriegführung bewilligt Dabei 
kommt es allerdings darauf an, wer sich im Angriff und wer sich in 
der Verteidigung befindet Wenn nun, wie es der Fall gewesen, von 
zwei Weltmächten seit Jahren die größte aller Koalitionen der Welt¬ 
geschichte gegen Deutschland vorbereitet wird und wenn man weiß, 
daß die auswärtige Politik dieser beiden Weltmächte Eroberung und 
Weltherrschaft ist dann kann bei normal denkenden Menschen eigent¬ 
lich kein Zweifel mehr bestehen, auf welcher Seite der Angreifer zu 
suchen ist Bei der ungeheuren Spannung, die dem Krieg vorausging, 
war es auch ohne sonderliche Bedeutung, wo und wie der Funke ins 
Pulverfaß fiet dessen Explosion den Brand entzündete. Der Krieg 
muBte kommen und er kam. 

Merkwürdigerweise erhob sich nun gegen die deutsche Sozialdemo¬ 
kratie sogleich die Beschuldigung, sie hätte der Internationale gegen¬ 
über ihre Pflicht gröblichst verletzt Die Sozialdemokraten eines 
kleinen Dorfes in Italien — ob sie wohl ein Dutzend oder weniger 
zählten? — gingen mit gutem Beispiel voran; sie erklärten, daß die 
deutsche Sozialdemokratie aus der Internationalen ausgeschlossen 
werden müsse. Diese überwältigende Kundgebung fand eine un¬ 
geahnte Beachtung. Andere solcher Kundgebungen folgten und 
alsbald wurde offenbar, daß weite Kreise der ausländischen So¬ 
zialisten von der Haltung der deutschen Sozialdemokratie „ent¬ 
täuscht“ waren, weil man von dieser erwartet hatte, sie werde beim 
Ausbruch eines Krieges sich mit den Waffen erheben und der deut¬ 
schen Armee in den Rücken fallen. Diese Erwartung hatte sich so 
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sehr festgesetzt, daß alsbald in ausländischen sozialistischen Blättern 
das Gerücht verbreitet wurde, es seien hundert — ausgerechnet hun¬ 
dert — deutsche sozialdemokratische Abgeordnete standrechtlich er¬ 
schossen worden. Als das Gerücht sich nicht bewahrheitete, wurde 
die sozialdemokratische Reichstagsfraktion von einem heroischen 
Italiener angehaucht und ihr verkündigt, daß er keine Achtung mehr 
vor ihr haben könne, solange sie sich nicht auf dem Straßenpflaster 
von Berlin niederschießen ließe. Wir sind so menschenfreundlich, 
diesem Helden zu wünschen, daß er sich gesund und wohl in Sicher¬ 
heit befindet, obschon wir den Verlust seiner Achtung ertragen 
müssen. 

Aber wie mag es gekommen sein, daß man von der deutschen So¬ 
zialdemokratie so bestimmt erwartete, daß sie einen solch schmäh¬ 
lichen Verrat am eigenen Volke begehen würde in demselben Augen¬ 
blick, da Deutschland von einer übermächtigen Koalition mit dem 
russischen Zaren an der Spitze angegriffen wurde? Durch den 
Mund ihrer berufensten Führer hatte sie doch nicht nur einmal, son¬ 
dern dutzendmal erklären lassen, daß sie, wenn Deutschland ange¬ 
griffen würde, bei der Landesverteidigung ihre Pflicht bis zum 
äußersten erfüllen würde. Diese Erklärungen hatten sich iedem er¬ 
kennbar noch mit äußerster Schärfe gegen Rußlands Selbstherrscher 
gerichtet. 

Es kann nicht anders sein, als daß von Deutschland aus im Aus¬ 
lande ganz falsche Anschauungen über die deutsche Sozialdemokratie 
verbreitet worden sind. „Revolutionäre" Wichtigtuer, Anhänger des 
bei uns theoretisch und praktisch überwundenen Putschismus, der von 
niemand energischer als gerade von Marx und Engels bekämpft wor¬ 
den, haben draußen die gänzlich irrige Meinung verbreitet, bei einer 
kriegerischen Katastrophe werde sich sofort die deutsche Sozial¬ 
demokratie gegen die Regierung erheben. Man weiß, wie oft Leute 
mit vom Fanatismus überreizten Nerven ihre Person und nächste 
Umgebung mit der Gesamtheit verwechseln. Wir wollen niemand be¬ 
schuldigen, solange nicht die exaktesten Beweise vorliegen. Aber in 
einem Falle liegen sie vor. Dem holländischen Anarchisten Panne- 
koek war es gelungen, in der deutschen Sozialdemokratie eine Po¬ 
sition zu gewinnen, in der man ihn leider allzu gutmütig gewähren 
und seine anarchistischen Ideen von der „Zerstörung des Staates" 
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durch die Presse verbreiten ließ. Wer dies von draußen beobachtete, 
mußte überzeugt sein, daß ein großer Teil der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie der Verschwörungs- und Putschtaktik zugänglich sei. Es lies:! 
auf der Hand, daß Pannekoek sich auch gegenüber den ausländischen 
Sozialisten mit seinen „Erfolgen“ gerühmt hat. Als der Krieg aus¬ 
brach, glaubte er nur die Parole ausgeben zu dürfen. Nachdem er 
sich vorher in Sicherheit gebracht, schleuderte er über die Grenze 
einen Aufruf herein, der die deutschen Arbeiter aufforderte, sich zu 
erheben und der deutschen Armee in den Rücken zu fallen, um so 
„den Krieg zu verhindern“. Zugleich spendete er den Trost, daß, 
wenn ein solcher Aufstand auch viele Opfer erfordern würde, die^ 
doch lange nicht so zahlreich sein würden wie die Opfer des Krieges. 
Und wenn der Aufstand mißlang, so konnte Herr Pannekoek ein inter¬ 
essantes Buch darüber schreiben. 

Der Aufruf fand nicht den geringsten Widerhall. 

Aber auch in keinem anderen Lande haben sich die sozialistischen 
Arbeiter gegen die Regierung erhoben. Ihre Abgeordneten bewillig¬ 
ten, von kleinen Minderheiten abgesehen, die Kriegsausgaben. Und 
trotzdem wurden die Angriffe gegen die Mehrheit der deutschen So¬ 
zialdemokratie fortgesetzt. Noch in Jüngster Zeit wurde in über¬ 
legenem Tone angekündigt, daß sich die deutsche Sozialdemokratie, 
resp. die Mehrheit der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion, auf 
dem nächsten internationalen Kongresse nur sehr schwer werde ver¬ 
antworten können. Daß diese Ausbrüche von der Presse der Oppo¬ 
sition in der deutschen sozialistischen Bewegung begierig aufge¬ 
schnappt und nachgedruckt wurden, erhöht für uns deren Bedeutung 
nicht. Sie lassen aber ahnen, was auf dem nächsten internationalen 
Kongresse vor sich gehen könnte. 

II. 

In der alten Internationale war uns unter den feindlichen politischen 
Machtfaktoren das russische Zarentum weitaus am meisten verhaßt 
Es galt uns als der Hort der Reaktion in der ganzen Welt. Mit be¬ 
sonderem Abscheu erfüllten uns die Tücke, Arglist und Grausamkeit 
der russischen Regierungen, die Verschleppung der besten Elemente 
des russischen Volkes nach dem sibirischen Totenhause, die Gewissen¬ 
losigkeit der russischen Diplomatie und die unersättliche Eroberungs- 
gier der Dynastie Romanow, die in Rußland selbst jeder politischen 
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und sozialökonomischen Weiterentwickelung brutal den Weg zu ver¬ 
sperren versuchte. Bei der Begründung der Internationale 1864 hat 
Karl Marx in seiner berühmten Inaugural-Adresse das Zarentum und 
die ihm huldigenden herrschenden Klassen gebrandmarkt. „Der 
schamlose BeHall“, so heißt es dort, „die nur scheinbare Sympathie 
oder der beschränkte Gleichmut, mit welchem die (^ren Klassen 
Europas die Bergfestung des Kaukasus Rußland zur Beute fallen und 
das heldenmütige Polen durch Rußland haben vernichten sehen; die 
unwiderstandenen Uebergriffe dieser barbarischen Macht, deren Haupt 
in Petersburg, deren Hände in allen Kabinetten Europas sitzen, haben 
den arbeitenden Klassen die Pflicht gelehrt, sich selbst der Mysterien 
der internationalen Staatskunst zu bemeistern, die diplomatischen 
Streiche ihrer Regierungen zu überwachen, ihnen nötigenfalls mit aller 
ihnen zu Gebote stehenden Macht entgegenzuarbeiten und, wenn 
außerstande den Streich zu verhindern, sich zu gleichzeitiger öffent¬ 
licher Anklage zu verbinden und die einfachen Gesetze der Moral und 
des Rechts zu proklamieren, welche ebensowohl die Beziehungen ein¬ 
zelner regeln, als auch die obersten Gesetze des Verkehrs der Na¬ 
tionen sein sollten.“ 

Diese machtvollen Worte wurden damals von den herrschenden 
Klassen mit höhnischem Achseizucken vernommen. Für uns waren 
sie ein Leitstern für unsere auswärtige Politik. 

Heute aber sitzen in den Regierungen dreier mit dem Zaren verbün¬ 
deter Großstaaten und eines kleineren Staates Sozialisten, die die Poli¬ 
tik dieser Regierungen, die sie mitgemacht, vor dem nächsten inter¬ 
nationalen Kongreß werden zu verantworten haben. Diese fatale 
Tatsache ist und bleibt der springende Punkt der künftigen Kongreß¬ 
debatten über die Krisis in der Internationale. Daß die sozialistischen 
Entente-Minister die Zustimmung ihrer Parteigenossen oder der 
Mehrheit derselben zum Eintritt in die Regierungen erhalten, kann die 
Verantwortlichkeit zwar ausdehnen, aber sie nicht aus der Welt 
schaffen. 

Alle anderen Differenzpunkte sind nebensächlich. Heute wird der 
Versuch gemacht, durch hochtönende Worte und durch unaufhör¬ 
liche mehr oder weniger schlecht motivierte Angriffe auf die deutsche 
Sozialdemokratie die allgemeine Aufmerksamkeit von der Hauptsache 
abzulenken und sie an die Nebensachen zu fesseln. 
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In Bundesgenossenschaft mit dem Zarentum treten, heifit sich all 
den verderblichen Wirkungen aussetzen, welche von dieser barba¬ 
rischen Macht ausströmen. Man kommt dadurch nicht ungeschoren 
davon, daß man ein Geschrei Ober ,4)eutsche Barbaren“ erhebt Aber 
fragen wir, hatten denn die in der französischen Regierung befind¬ 
lichen Sozialisten gar keine Gelegenheit, ihren Einfluß geltend zu 
machen gegen die grausame Behandlung, welche vielfach deutschen 
Gefangenen zuteil geworden ist? Hier muß einmal ein offenes Wort 
gesprochen werden. Die romanischen Völker sind bekanntlich sran- 
samer gegen Wehrlose als die germanischen, von welch letzteren 
wohl die Engländer — man denke an ihr Verfahren gegen die Buren 
und deren Familien — auszunehmen sind. Aber in Frankreich war 
man grausam gegen die eigenen Volksgenossen; man denke nur, um 
Beispiele aus neuester Zeit anzufOhren, an die Junischlacht von 1848 
und an die Kommune von 1871. Nach der Niederlage wurden in beiden 
Fällen die Gefangenen zum Teil in Massen abgeschlachtet, zum Teil 
in den Gefängnissen barbarisch behandelt und zu vielen Tausenden 
Obers Meer in ungesunde Gegenden deportiert Danach kann man 
die Behandlung der deutschen Kriegsgefangenen in Frankreich be¬ 
messen. Wir glauben nicht vorschnell alles, was da berichtet worden; 
daß aber ein gewisser Janhagel in Frankreich sich ans der Mißhand¬ 
lung und Beleidigung der Kriegsgefangenen ein Vergnügen macht 
kann doch nicht lauter Erfindung sein, und daß deutsche Gefangene 
in die heißen SandwOsten von Marokko und in die sumpfigen Niede¬ 
rungen von Dahomey deportiert worden sind, ist auch nicht bestritten 
worden. Unter diesen Gefangenen befanden sich viele Tausende von 
Sozialisten und doch haben wir niemals vernommen, daß die sozia¬ 
listischen Minister in Frankreich auch nur einen Versuch gemacht 
hätten, das Los der Gefangenen zu lindern. Auch die englischen 
Minister haben niemals dergleichen getan, obschon glaubwürdige 
Berichte vorliegen, daß die deutschen Gefangenen in den von Eng¬ 
land weggenommenen deutschen Kolonien sehr hart behandelt wer¬ 
den. Sollten wir uns hier in einem Irrtum befinden, so lassen wir uns 
sehr gern belehren. Aber wir erinnern uns beim besten Willen nicht, 
von einem Eingreifen der französischen sozialistischen Minister oder 
nur von dem Versuch eines solchen etwas vernommen zn haben. 

Der verderbliche Geist, der vom Zarentum ausgeht, erstreckt sich 
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in seinen Wirkungen aucA auf die Sozialisten in neutralen Ländern, 
wo man sich zu der Entente bingezogen fühlt Man denke , an die 
Maßregelungen, welche durch Brantings Einfluß Uber deutschfreund¬ 
lich gesinnte schwedische Sozialisten ergangen sind. Bedenkt man, 
daß Schweden ständig von den Eroberungsgelosten des Zaren be* 
droht ist so erscheint dieser Akt als politische Perversität 

Auf das Entschiedenste trennen wir uns von Jenen Sozialisten in 
Deutschland, die alle Fehler der ausländischen Sozialisten verschwie¬ 
gen wissen oder beschönigt haben wollen. Sie haben die klägliche 
Rolle Jener bürgerlichen Schichten übernommen, welche von kritik¬ 
loser Bewunderung alles Ausländischen seinerzeit überflossen, und sie 
haben in dieser Rolle geradezu Lakaiendienste verrichtet welche 
solche bleiben, ob man ihnen nun einen „wissenschaftlichen“ Anstrich 
gibt oder nicht Dadurch ist uns gegenüber das Selbstgefühl nament¬ 
lich der französischen Sozialisten ungemein gesteigert worden und 
das hat dazu beigetragen, daß die von den Sozialisten Deutschlands 
so oft dargebotene Hand in so verletzender Art zurOckgewiesen 
worden ist 

Bekanntlich wird gegen die deutsche Sozialdemokratie spöttisch 
der Vorwurf erhoben, sie sei zu selbstgerecht Das trifft völlig da¬ 
neben, denn die deutsche Sozialdemokratie hat viel zu wenig betont 
daß kein anderes Land eine so starke Sozialdemokratie aufzuweisen 
hat wie Deutschland, und daß diese den übernommenen internationalen 
PfUchten in weit höherem Maße nachgekommen ist als die Sozial¬ 
demokratie irgendeines anderen Landes. Dabei hat sie sich auch von 
vielen Illusionen freigehalten, die namentlich bei schwachen Organi¬ 
sationen in anderen Ländern so unangenehm hervorgetreten sind. 
Bei aller Betonung der materialistischen Geschichtsauffassung hat man 
sich dort manchmal in Träumen befunden, die man den Philanthropen 
der bürgerlichen Friedensgesellschaften hätte überlassen sollen. 

III. 

Man sieht daß Streitfragen vorliegen, die auf einem internationalen 
Kongreß schwerlich erledigt werden können. Die Debatten würden 
die Verwirrung und Verwickelung nur steigern und die Möglichkeit 
wäre nicht ausgeschlossen, daß der Versuch der Wiederherstellung 
der zweiten Internationale die nationalen Gruppen in noch schärferen 
Gegensatz zueinander bringen würde als bisher. Zurzeit ist die 
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sroBe Umwälzung noch im Gange und welche Gestalt Europa nach 
dem Kriege angenommen haben wird, weiß zurzeit niemand. Eine 
neue Internationale wird sich aber doch den veränderten Verhält* 
nissen anpassen müssen und man wird darum gut tun, erst das Ende 
des Krieges abzuwarten, bevor man sich definitiv über die Form und 
den Inhalt einer neuen Internationale entscheidet. Kommt vorher ein 
internationaler Kongreß resp. ein internationaler Gewerkschaftskon¬ 
greß zustande, so können dort gefaßte Beschlüsse nur vorläufige sein. 

Es wäre ohne Zweifel nach dem Kriege das Beste, durch das lange 
Register der während des Krieges zwischen den Sozialisten der ein- 
zelnen Länder entstandenen Differenzen einen dicken Strich za 
machen. Ob man in der gegenseitig aufgeworfenen Frage der „Ver¬ 
antwortung** überhaupt zu einem gedeihlichen Ende käme, ist sehr zn 
bezweifeln. Die Bestrebungen zur Wiederherstellung der Internatio¬ 
nale haben sich im Gegensatz zu den Illusionen der Vergangenheit 
einer praktischen Richtung zugewendet. Einzelne Gruppen allerdings 
streben mit aller Kraft rückwärts. Die einen wollen mit der Inter¬ 
nationale einfach da fortfahren, wo man am 4. August 1914 aufgehört 
hat, unbekümmert um das, was inzwischen in der Welt vorgegangen. 
Sie werden umsonst ächzend und stöhnend im Schweiß ihres Antlitzes 
das Rad der Geschichte rückwärts drehen wollen. Eine andere Rich¬ 
tung Berliner Ursprungs dekretiert einfach die Aufhebung aller Gren¬ 
zen; eine dritte will, daß die Sozialisten der einzelnen Länder nur 
nach den Beschlüssen internationaler Kongresse zu handeln haben. 
Solche Wirrköpfe wird kein Mensch mehr ernst nehmen wollen, der 
die Grundgedanken der Internationale begriffen hat 

Wenn man über die Vergangenheit zur Tagesordnung übergegangen, 
wird es leicht sein, eine neue zeitgemäße Form zu finden. Diese neue 
Form ist schon mehrfach präzisiert worden als internationale Aktions¬ 
und Arbeitsgemeinschaft, wie Cunow die Bezeichnung glücklich ge¬ 
wählt hat Er versteht darunter internationale Gewerkschaftsver¬ 
bände oder Kartelle mit gemeinsamen internationalen Sekretariaten, 
Verständigungs- und Aktions-Ausschüssen; die Errichtung von sozia¬ 
listischen Vermittelungs- und Arbeitsausschüssen zum Zweck des Zu¬ 
sammenwirkens der verschiedenen sozialistischen Landesparteien 
bei wichtigen Gelegenheiten, interparlamentarische Kommissionen, 
gegenseitige Förderung des sozialistischen Bildungs- und Unterrichts- 
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Wesens in den einzelnen Lündern, Scbaffuns internationaler Preß- 
ausschOsse und Nachrichtenbureaus. Darüber ein internationales 
Hauptbureau. 

Diese Vorschläge kommen in glücklicher Weise den gewerkschaft¬ 
lichen Anregungen entgegen, die auf einem internationalen Gewerk¬ 
schaftskongreß neue Verbindungen suchen. Sie werden nach dem 
Kriege sich verwirklichen, wenn das jetzt in Interessengruppen sich 
befehdende Kapital gleichfalls unter sich Verständigungen suchen 
wird. Die Wiederherstellung von Welthandel und Weltverkehr drängt 
von selbst auf derartige internationale Verbindungen der Arbeiter hin. 

Das tiauptbureau aber kann auch nicht eine einfache Neuauflage 
des gegenwärtigen Internationalen Bureaus sein. Für die deutsche 
Sozialdemokratie muß die Vertretung in diesem Bureau gründlich 
reformiert werden. Man fordert mit Recht dringend die Beseitigung 
des preußischen Dreiklassenwahlsystems, aber die deutsche Sozial¬ 
demokratie hatte in ihrer Masse auf die Zusammensetzung des Inter¬ 
nationalen Bureaus weniger Einfluß als auf die Zusammensetzung des 
preußischen Abgeordnetenhauses. So konnte es kommen, daß aus 
der Zusammensetzung des Internationalen Bureaus heraus und durch 
engeren Zusammenschluß einzelner Mitglieder sich eine Art „heiliger 
Familie“ — mit Karl Marx zu reden — bildete, die sich eines großen 
Teils der internationalen Korrespondenz bemächtigte. Und so 
wiederum kam es, daß weltferne Wolkenwandler weit über Land und 
Meer den Sozialisten anderer Länder ihren „guten Rat“ in den wich¬ 
tigsten Angelegenheiten erteilten, während sie selbst den Verhält¬ 
nissen daheim fremd blieben. Es war wie bei jenem Gelehrten, der 
das Straßengewirr des alten Rom genau kannte, aber sich in den 
Gäßchen seiner Vaterstadt verirrte. Und so kam es weiter, daß die 
Sozialisten im Ausland eine ganz irrige Vorstellung von der Eigenart 
der deutschen Sozialisten hatten. 


Die Deutschen erreichen später als andere Völker ein Ziel, es 
sei in Kunst, Wissenschaft oder im bürgerlichen Leben. Nicht etwa, 
daß sie den kürzesten Weg nicht kennten oder zu träge fortwander- 
ten — sie haben nur darum einen längeren Weg zum Ziele, weil sie 
weiter herkommen. Sie gehen überall von Grundsätzen aus. und ist 
ein Fettfleckerl vom Rockärmel wegzubringen, studieren sie die 
Chemie vorher, und studieren solange und so gründlich, bis der Rock 
darüber in Lumpen zerfällt. Boerne. 
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Dr. PALATINUS: 

Rdeikommisse in Bayern. 

A ls vor hundert Jahren das absolutistisch resierte Bayern sich 
in einen konstitutionellen Staat verwandelte, da ward dies den 
bislang mit vielen Rechten ausgestatteten Qrundherren, Adeligen und 
Standesherren durch Verleihung von Sonderrechten schmackhafter ge¬ 
macht. Zu den Vorrechten des Adels gehören die Familienfidei¬ 
kommisse. Mit umfassender Liebe und juristischem Scharfsinn sind 
in der siebenten Beilage zur Verfassungsurkunde in 109 Paragraphen 
die Verhältnisse der Fideikommisse festgelegt Nach diesem Edikt kön¬ 
nen in Bayern solche Familienfideikommisse, kraft welcher ein Ver¬ 
mögen für alle oder doch für mehrere Qeschlechtsfolgen als unverkäuf¬ 
liches Out der Familie bestimmt wird, nur zum Vorteil adeliger Per¬ 
sonen und Familien errichtet werden. Um ein solches Familienfidei- 
kommis gründen zu können, wird ein Grundvermögen gefordert, von 
welchem an Grund- und Dominikalsteuern in simpla wenigstens fünf¬ 
undzwanzig Gulden zu entrichten sind. Die Verhältnisse der Fidei¬ 
kommisse der ehemals reichsunmittelbaren Fürsten, Grafen und Her¬ 
ren regelt die vierte Verfassungsbeilage. 

Diese beiden Edikte gelten noch heute und ragen als ein ver¬ 
steinertes Stück feudalen Mittelalters in unsere moderne Zeit hinein, zu 
deren Forderungen und ethisch-wirtschaftlichem Empfinden sie in 
einem schroffen Gegensätze stehen. Denn einmal stellen sie eine 
Klassen- und Kasteneinrichtung dar, weil nur adeligen Familien das 
Vorrecht auf Errichtung von Fideikommissen zusteht. Das bürger¬ 
liche und gewöhnliche Volk ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der 
in den letzten Jahrzehnten in die Höhe gekommene Industrieadel, 
mitunter auch reich gewordener Beamtenadel, machte und macht 
von dem Fideikommißvorrecht reichlich Gebrauch. Sogar hessische 
Industriebarone gründeten in Bayern Fideikommisse. Zum anderen 
sind die Fideikommisse in wirtschaftlicher Hinsicht ein großer 
Krebsschaden für das arbeitende Volk, besonders aber den Bauern¬ 
stand. Durch die Fideikommisse wird dem landwirtschaftlichen 
Kleinbetriebe der Grund und Boden entzogen, ganze Höfe und Dörfer 
verschwinden. Was aber ein Fideikommiß einmal geschluckt hat. 
das ist gebunden und bleibt dem freien Verkehr entzogen. Das 
Fideikommißwesen ist die schlimmste Bauernlegerei und dezimiert 
die Landbevölkerung. Wenn der Fideikommißbesitzer Grund und 
Boden auch gut bezahlen mag, so bedeutet das Aufkäufen doch den 
wirtschaftlichen Ruin des Bauern. Denn das Geld wird in seiner 
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Hand, da er geschäfts- und handwerksunkundig ist, bald zerrinnen. 
Im bayerischen Odenwald z. B. haben die Erbach, Leiningen, Löwen¬ 
stein viele Kleinbauern aufgekauft. Ein ganz beträchtliches Beispiel 
modernen Bauernlegens ist das Dorf Qenstruben im bayerischen All¬ 
gäu, das durch den Freiherrn von Heyl angekauft und in — Jagd¬ 
gebiet verwandelt wurde. Wo einst der fleißige Qebirgsbauer sich und 
seine Familie durch Weizenbau und Viehzucht ernährte, halten heute 
die hochfeudaien Herren Jagden auf Hirsche und Gemsen. Solch mo¬ 
dernes Mittelalter ist doch eigentlich ein Hohn auf unsere Volkswirt¬ 
schaft! Dabei muß man aber immer bedenken, daß sich der Feudalis¬ 
mus als Hort und Retter des Bauerntums aufspielt und den Klein¬ 
bauern auch als politisches Zugtier vom Großagrarier benutzen läßt 
Die Fideikommisse sind in Bayern ständig im Wachsen begriffen. 
Es waren vorhanden: 

Im Jahre 1904: 166 Fideikommisse mit 171147 ha Grundbesitz, 
im Jahre 1906: 169 Fideikommisse mit 174 717 ha Grundbesitz und im 
Jahre 1909 bereits 202 Fideikommisse mit 238559 ha Grundbesitz, ln 
5 Jahren betrug also die Zunahme 36 Fideikommisse mit 67412 ha 
Grundbesitz. Welche unsoziale Sprache reden diese ZiffernI 
Die Größe der Fideikommisse ist sehr verschieden, sie schwankt 
zwischen weniger als 100 ha und mehr als 5000 ha. Unter 100 ha 
hatten 15 Besitzungen mit zusammen 621 ha, von 100 bis 300 ha 44 
mit 8 714 ha, von 300 bis 500 ha 31 mit 12 505 ha, von 500 bis 1000 ha 
50 mit 35 924 ha, von 1000 bis 2000 ha 31 mit 43 986 ha, von 2000 bis 
5000 ha, 22 mit 64 072 ha, von 5000 ha und darüber 9 mit 72 737 ha.^ 
Von den kleinsten Fideikommissen hat eines im Durchschnitt 41 ha, 
von den größten dagegen 8000 ha. Die 9 größten Fideikommisse haben 
zusammen mehr Bodenfiäche als die 140 der vier unteren Klassen. 
Auf ein Fideikommiß treffen im Durchschnitt 1100 ha; unter diesem 
Durchschnitt bleiben 140 Besitzungen, während sich 62 ganz be¬ 
deutend darüber erbeben. 

Die 238 559 ha Gesamtfläche verteilen sich auf 67416 ha landwirt¬ 
schaftlich benutzte Fläche, 160 404 forstwirtschaftlich benutzte Fläche, 
1749 ha für Haus- und Hofräume und 8990 ha sonstiges Land. 

Die Hauptbetriebsform der Fideikommisse sind Forstwirtschaft und 
damit enge zusammenhängend die Jagd. Landwirtschaftlich werden 
im ganzen benützt 67416 ha, d. i. 28 Proz., forstwirtschaftlich da¬ 
gegen 160404, d. L 67 Proz. Der Nutzen des Waldes ist über jeden 


* Ziffern aus dem ^Statistischen Jahrbuch für das Königreich 
Bayern; 13. Jahrgang, 1915“. 
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Zwdfei erhaben; aber die FideikommiBherren haben das Bestreben, 
den Wald auf Kosten der Landwirtschaft auszuddinen. Das Verhält* 
nis zwischen Landwirtschaft und Forstwirtschaft ist in den einzelnen 
Klassen sehr verschieden. Bei den kleinsten Fideikommissen der 
1. Klasse werden 70 Proz. landwirtschaftlich und 28 Proz. forstwirt* 
schaftlich benutzt. Bei denen der 2. Klasse ist die Verteilung: fast 
gleich, neig:t aber schon etwas mehr zur Forstwirtschaft In der 3. 
Klasse verschiebt sich das Verhältnis schon mehr zug:unsten der 
Forstwirtschaft um in den höheren Klassen in ein schreiendes Mifi- 
verhältnis auszuarten. Wenn wir die landwirtschaftlich benutzte 
Fläche als 1 setzen, ergeben sich folgende Verhältnisse: 

Landwirtschaft : Forstwirtschaft 

1. Klasse: 1 : 0,4 

2 . „ 1:1 

3. „ 1 : 1,1 

4. „ 1 : IJ8 

5. „ 1 : 2,2 

6 . „ 1 : 2,6 

7. n 1:4 

Auch das ^sonstige Land“, welches in der Hauptsache Oedland ist 
tritt am stärksten in der 6. und 7. Klasse aut 

Die Verteilung der Fideikommisse Aber die einzelnen Regiernn^s- 
bezirke Bayerns ist eine ungleiche. Es treffen an Fideikommifibesitz 
auf Oberbayern 38 756 ha, auf Niederbayern 26106 ha, auf Oberpfalz 
35463 ha, auf Oberfranken 22 702 ha, auf Mittelfranken 16 830 ha, 
auf Unterfranken 46 990 ha, auf Schwaben 51 712 ha. Die Rheinpfalz 
besitzt gar kein FideikommiB, weil sie keinen seBhaften Adel hat Am 
gesegnetsten sind Unterfranken und Schwaben. Von der Qesamtfläche 
der einzelnen Regierungsbezirke treffen in Prozenten auf Fideikom¬ 
misse: bei Oberbayern 2,3 Proz., bei Niederbayern 2,4 Proz., bei 
Oberpfalz 3,7 Proz., bei Oberfranken 3,2 Proz., bei Mittelfranken 2,2 
Prozent, bei Unterfranken 5,6 Proz. und bei Schwaben 5,3 Proz. Für 
das ganze Königreich ist der Prozentsatz 4,1. Vom ganzen Königreich 
befindet sich also ^/n in fest gebundenem Besitz! 

Die Fideikommisse mit ihrem gebundenen Besitz sind nicht nur 
ein Krebsschaden für die ganze Volkswirtschaft eines Landes, son¬ 
dern sie sind auch oft die Quelle vielfacher Reibereien und langwieri¬ 
ger Prozesse zwischen den Familienstämmen. Von welchem welt¬ 
fremden Formalismus die Fideikommisse noch geleitet werden, ergibt 
sich auch aus der Tatsache, daB, als verschiedene FideikiMiunifi- 
besitzer aus dem FIdeikommiBvermögen Zeichnungen auf die deut- 
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sehen KrieKsanleiben machen wollten, das bayerische Oberlandes« 
aericht, <lem sie in luristiscber Hinsicht unterstehen, die Qenehmiguns: 
zur Zeichnung versagte, weil das Stanunvermögen nicht geändert 
werden dürfe. Es bedurfte erst öffentlicher Proteste in Zeitungen 
und Landtag, bis diese ungehenerlicbe Rechtsprechung sich zeit¬ 
gemäßen Verhältnissen anbequemte. 

Im bayerischen Landtag wurde das Problem der Fideikommisse 
schon mehrmals angeschnitten. Aber nicht nur die Regierung ver¬ 
sagt; auch die herrschende Partei, die mit ihrem Banernwohlwollen 
immer Reklame macht, hindert nicht nur Jede Reform und ist für 
radikale Aufhebung erst recht nicht zu haben. Desungeachtet müssen 
die Parteien der Linken immer wieder auf diese schwärende Wunde 
am Volkskörper hinweisen. 


FRIEDRICH KLEEIS: 

Die „Sucht" nach Rente. 

I N den letzten Jahren vor dem Kriege wurde eine Frage lebhaft er¬ 
örtert, von deren Beantwortung die Weiterentwickelung unserer 
Sozialpolitik abhängt: die der ,Rentenhysterie“. Die Gegner der 
Sozialreform wollten herausgefunden haben, daß die soziale Versiche¬ 
rung einen ungünstigen Einfluß auf unser Volksleben ausfibe, daß sie 
verweichliche, zu niedriger Rentensucht verführe und die eigene Vor¬ 
sorge des einzelnen für den Fall der Krankheit, der Erwerbsunfähig¬ 
keit und des Alters unterbinde. Einer ihrer typischsten Vertreter, der 
Berliner Professor Bernhardt, versuchte in einem Buche „Uner¬ 
wünschte Folgen der Sozialpolitik“ sogar den „wissenschaftlichen“ 
Beweis für diese Behauptungen anzutreten. Das von den Leuten 
geprägte Schlagwort von der entnervenden Wirkung und Demorali¬ 
sierung der sozialen Fürsorge fand vielfache Zustimmung in all den 
Kreisen, die Jeden weiteren Fortschritt auf diesem Gebiete ablehnen. 
Es läßt sich auch nicht bestreiten, daß diese Strömung einen Erfolg in 
der Rechtsprechung und der Gesetzgebung selbst fand. Der sprich¬ 
wörtliche Kampf um die Rente nahm immer schärfere Formen an und 
die Gesetzgebung unterließ einen weiteren nennenswerten Ausbau der 
Leistungen der Sozialversicherung. Beweis: die Reichsversicherungs- 
ordnnng. 

Da brach der Krieg aus. Vor seiner Glut mußten die Behauptungen 
Jener Schwarzseher zerschmelzen. Die Kriegserfahrungen gaben den 
Pfadfindern der Sozialreform recht. Das in Deutschland für die soziale 

2/r 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 





76 


Die „Sucht** nach Rente. 


Digitized by 


FOrsorg:e auseegebene Geld erschien — am die Worte des Professors 
Edoaard Fuster in Paris zu gebrauchen — in tausend Gestalten wieder. 
Es wurde zur Gesundheit und Menschenwürde und schaffte ein starkes 
lebenskräftiges Deutschland. Es erwies sich, daß ein Staat, der für 
die wirtschaftlich Schwachen eintritt, damit dem eigenen Nutzen und 
Frommen dient, und daß die von der Industrie ergriffenen Massen 
gegen gesundheitliche Schädigungen zu schützen, des Staates wert¬ 
vollstes Gut. nämlich die Volkskraft sichern heißt. Und selbst der 
Präsident des Reichsversicherungsamtes sagte bald nach Ausbruch des 
Krieges, daß die große Zeit, die unser Volk wie eine eiserne Pflugschar 
aufwfihle, und in seiner Seele scheinbar schlummernde Kräfte macht¬ 
voll ans Licht bringe, auch den bisher nicht voll erkannten Segen 
der Arbeiterfürsorge offenbar gemacht habe. „Sie erwies sich als 
eine Quelle deutscher Kriegsbereitschaft. Was man von Ihren ver¬ 
weichlichenden und entnervenden Wirkungen, von Ihren politischen 
Enttäuschungen erzählte, waren Märchen". 

Aber noch sind wir mitten drin in dem großen Ringen, noch stehen 
die unleugbaren Erfolge unserer gewiß immer noch sehr verbessemngs- 
bedOrftlgen Sozialpolitik riesengroß vor unseren Augen, da erheben 
die Kritiker Ihr Haupt von neuem. Wiederum treten sie in mannig¬ 
fachen Veröffentlichungen mit unerhörten Behauptungen hervor. Ans 
ihrer Fülle seien nur einige Beispiele herausgegriffen. Der Verwal¬ 
tungsdirektor einer Berufsgenossenschaft, Pani Lohmar, Köln, hat 
Ende 1916 in Heymanns Verlag in Berlin ein Buch erscheinen lassen 
mit der Bezeichnung „Schattenseiten der Reichsunfallversichernng“. 
Er will abermals nichts weniger als nachweisen. welche gesundheit¬ 
lich. sittlich und volkswirtschaftlich nachteiligen Begleiterscheinungen 
der Unfallversicherung anhaften und zeigen, wie sie zu beseitigen sind. 
Lohmar behandelt zunächst die ..traumatische Neurose", die erst mit 
der Unfallgesetzgebung entstanden sei. Ohne den Entschädigungs¬ 
anspruch würden die nervösen Erkrankungen viel seltener auftreten 
und schneller verlaufen. Sie sei daher gesundheitlich, sittlich und 
volkswirtschaftlich sehr nachteilig. Sodann geht Lohmar auf die 
Uebertreibung und Simulation ein. Fast die Hälfte aller Unfallrenten¬ 
empfänger beziehe im wesentlichen die Rente als Zugabe zum vollen 
Arbeitsverdienst und habe daher durch den Unfall einen Gewinn. Da 
somit ein Schaden entschädigt werde, der gar nicht bestehe, werde 
natürlich die Rentensucht gesteigert. Aehnliche Töne schlägt ein Herr 
Moritz Müller in einer Aufsatzreihe in der Zeitschrift „Die Hansa“ 
über «J'ragen unserer Sozialversicherung" an. Das Milliardenblei¬ 
gewicht dieser Versicherung hänge schwer an unseren Füßen. Sie 
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wirke erzieherisch unsQnstig, indem sie die EntschlaBkraft lähme 
ood damit die hervorragenden Triebkräfte hemmend beeinflusse, die 
den Qesellschaftsmechanismus in Bewegung setzen. Wir hätten in 
der Sozialpolitik die Grenzen weit überschritten, die das Gebiet des 
Zweckmäßigen und Notwendigen vom Ueberflüssigen und Schädlichen 
trenne. Der Fehler unserer Sozialpolitik bestehe darin, daß sie mit 
allen ihren Verordnungen und Gesetzen die Keime der Entwickelung 
eines kraftvollen Innenlebens in jedem Augenblick ungünstig und 
hemmend beeinflusse, wo die für die Selbstentwickelung empfängliche 
Seele vom staatlichen Fürsorgegedanken umnebelt werde. Ein anderer 
Rufer in dem Streite Ist der Reichstagsabgeordnete Dr. Doormann, 
der kürzlich in einem Aufsatz im „Hamburger Fremdenblatt“ der An¬ 
sicht Ausdruck gab, daß die Sozialpolitik das Stadium, ln dem es sich 
allein um die Lage der Lohnarbeiter gehandelt habe, überwunden hätte 
und die Interessen des ganzen Volkes nunmehr in Frage stünden. 
Es müsse zur Vorsicht und Besinnung gemahnt werden. Die ,Arbeii- 
geher-Zeitmg“ spann diese Fäden gleich weiter und führte aus. daß 
sich die Verhältnisse so gründlich geändert hätten, daß nicht mehr die 
Lohnarbeiter in erster Linie einer sozialpolitischen Fürsorge bedürfen, 
sondern, so ist zwischen den Zeilen zu lesen, die — Unternehmer. 

Und warum jetzt die ganze Aufrollung der Frage und Erregung? 
Weil die vielen sozialpolitischen Fragen, die der Erledigung harren, 
namentlich soweit eine Gewährung von Renten in Frage kommt, in 
einem diesen Gedankengängen entsprechenden Sinne geregelt 
werden sollen. Man will Vorbeugen! Man will, daß nach dem Kriege 
nicht „erst recht“, sondern möglichst „nicht mehr“ Sozialpolitik ge¬ 
trieben wird. Das sprechen denn die aufgeführten Stimmen auch 
unumwunden ans. So sagt Lohmar, daß bei der Aenderung der Be¬ 
stimmungen über die Versorgung unserer Kriegsteilnehmer für das 
große Heer der Kriegsbeschädigten die Fehler, die in der Arbeiter¬ 
versicherung gemacht wurden, auszuschließen seien. Dabei verweist 
er auf eine Einschränkung der Entschädigangsieistangen. Besonders 
die ,Jcleinen“ Renten hält er für überflüssig. So behauptet Lohmar 
z. B., daß Einäugige meistens dasselbe leisten, wie vor der Beschä¬ 
digung und ähnliches mehr. Die kleinen Renten seien reine Geschenke. 
Müller greift weiter. Unsere zukünftige wirtschaftliche Wiederer- 
starknng hänge ganz von dem Maße der Freiheiten ab. unter deren 
Einfluß sie sich vollziehen könne. Starke Belastungen aber seien 
Hemmungen und Unfreiheiten, die eine volle Entwickelung der noch 
vorhandenen Kräfte behindern müßten. Sonst ständen wir vor einer 
Krise und die Leidtragenden einer überspannten Sozialpolitik seien nicht 
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in letzter Linie die Arbeitnehmer selbst. Dr. Doormann sagt, für die 
nationale Wohlfahrt können die schwersten Schädigungen entstehen, 
wenn man wieder einmal tiefeinschneidende Gesetze schaffen wollte, 
bevor die ganze Sachlage bis auf den letzten Grund durchforscht sei 
Das gefällt natürlich der „Arbeitgeber-Zeitung“, die hinzufügt, es 
gebe keinen sozialpolitischen Fortschritt, der nicht entweder positive 
Aufwendungen erfordere oder negativ wenigstens vorübergehend 
Ausfälle bringe. E>a nach dem Kriege an die Kapitalkraft des deutschen 
Volkes und vornehmlich des deutschen Unternehmertums gewaltige 
Anforderungen gestellt werden würden, sei es nur logisch, wenn auf 
alle Aufwendungen zur Fortführung der Sozialpolitik verzichtet werde. 

Da es höchst einflußreiche Kreise sind, die hier am Werke sind, ist 
dieses Auftreten sehr ernst zu nehmen. Wenn sie sich jetzt schon 
nicht scheuen, den Kriegsverletzten und solchen, die es werden 
können, jede Hoffnung auf angemessene Versorgung zu nehmen, was 
soll da erst nach dem Kriege werden? Fs würde zu weit führen, hier 
eine ausführliche Widerlegung all dieser Behauptungen vorzunehmen. 
Das ist schon oft und ausführlich genug geschehen. Es soll zuge¬ 
geben werden, daß sich unter den Verletzten auch solche befinden, 
die von der sogenannten „Rentensucht“ angekränkelt sind. Dagegen 
ist aber zweifellos die Zahl derjenigen Verletzten, deren wirkliche 
Beschwerden nicht anerkannt werden, und die daher oft jahrelang 
einen harten Kampf um die Rente führen müssen, viel größer. Häu¬ 
figer als die „Uebertreibung“ der Schadensfolgen durch die Verletzten 
ist festzustellen, daß diese vollkommen zu Unrecht als „Simulanten*' 
hingestellt werden. Die Vertrauensärzte der Berufsgenossenschah 
sind geneigt, so ziemlich jeden Verletzten als „Simulanten“ anzusehen. 
Selbst das Reichsversicherungsamt hat kürzlich in einem Urteil aus¬ 
gesprochen, daß in vielen Fällen die Unfallverletzten das ernste Be¬ 
streben zeigen, möglichst schnell wieder arbeitsfähig zu werden, um 
in den Genuß des vollen Lohnes zu kommen. Alle in der Kriegsbe¬ 
schädigtenfürsorge Tätigen haben eine Meinung darüber, daß die 
Kriegsversehrten fast ausnahmslos das Bestreben haben, sobald wie 
möglich und oft früher als gut ist, wieder an ihren alten Arbeitsplatz 
zu kommen. In der Kostenfrage seien der Pfennigfuchserei in der 
Festsetzung der Unfall-, Invaliden- und Kriegsverletztenrenten nur 
einmal die Summen entgegen gehalten, die der Krieg verschlingt. 
Mußten solche Riesensummen für die Vernichtang von Gesundheit und 
Lebenskraft aufgewandt werden, so muß es auch möglich sein, den 
tmsendsten Teü davon für die Erhaltung und Pflege dieser kost¬ 
barsten Güter bereit zu halten. 
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ARTUR ZICKLER; 

Erfüllung. 

Die Welt ist voll Schönheit — ich wußte es nicht, 
ein zages Greifen nach einem Licht 
war meine Kindheit. 

Bis eines Tages ich fabelnd fand, 
daß ich ta nicht alleine stand 
mü meiner Sehnsucht: 

Das Menschenvolk ist wie ein Baum, 
dran bläht der immerfunge Traum 
von der Freiheit. 

Wirft Macht und Unrecht sich zu Häuf, 
so springt die Not mit Fäusten auf, 
frei Weg zu schaffen. 

Wo viele durch bange Nächte gehn, 
darf auch ich fallen oder stehn 
mit den andern. 

Drum: schwelt mich Mord und Haß im Tal, 
die Höhe fauchzt den Siegchoral 
von Liebe und Leben: 

Empor, empor! Das Ende ist gut; 
o Volk, so ewig wie dein Blut 
ist einst dein Glück! 


Glossen. 

Die konservative Presse 

ergeht sich in langen Jeremiaiden darüber, dafi mit der Aufhebung 
des Drciktessenwahlsystems das alte Preußen begraben sei. Wie 
schlecht sind diese Konservativen über ihre eigene Qeschichte in¬ 
formiert! Im Sommer 1848 schrieb der damalige Prinz von Preußen, 
der spätere Kaiser Wilhelm /.. an das Haupt der Berliner Hofkama¬ 
rilla. den General Leopold von Gerlach: 

„Jawohl was ist aus Preußen geworden, seitdem wir uns zuletzt 
bei jener Batterie sprachen am Kandelaber? (Am Abend des 
18. März 1848 vor dem Berliner Schlosse.) Wer konnte ahnen, 
daß zwölf Stunden später das alte Preußen begraben sein wü^e, 
ein ganz neues entstehen sollte.“ 

Die Herren Konservativen hiidcen sonach fast sieben Jahrzehnte 
hinter den historischen Tatsachen her, wofür der alte Wilhelm als 
klassischer Zeuge dienen kann. w. B. 
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Gustav Stengele f. 

Wieder bat das Geschick einen der Begabtesten und Tüchtigsten 
aus unseren Reihen gerissen: einen Mann, der mehr als dreißig Jahre 
im journalistischen Dienst der sozialdemokratischen Partei gestanden 
und sich in seinem Wirkungskreise die allgemeine Anerkennung als 
einer der fähigsten, arbeitsamsten Parteischriftsteller erworben bat 
Kurz vor den Ostertagen kam aus Hamburg die erschütternde Mel¬ 
dung. daß dort nach dreitägiger Krankheit Gustav Stengele, der lang¬ 
jährige Redakteur des „Hamburger Echo“, einem Herzschlag erlegen 
ist — Am 14. Februar 1861 in Berwangen (Baden) geboren, erlernte 
Stengele in Konstanz das Buchdruckergewerbe und sah sich dann als 
fahrender Jünger der „schwarzen Kunst“ ein gutes Stück der Welt 
an, bis er 1887 in Hamburg landete und dort als Setzer und zugleich 
als Mitarbeiter in die von Johannes Wedde redigierte Hamburger 
„Borgerzeitung“ eintrat eine Stellung, die er bald darauf, als aus 
der „Bürgerzeitung“ das „Hamburger Echo“ hervorging, mit einem 
Redaktionsposten vertauschte. 

In dieser Stellung fand er Gelegenheit seine bedeutenden schrift¬ 
stellerischen Fähigkeiten völlig zu entfalten und zu verwerten. Vor- 
’ nebmlich widmete er seine Arbeitskraft dem auslandspolitischen Teil 
des ..Echo“, da er sich gute englische, französische und italienische 
Sprachkenntnisse erworben hatte und auch mit den politischen Ver¬ 
hältnissen dieser Länder genau bekannt war. Daneben schrieb er 
die beliebten poetisch-satirischen Wochenplaudereien des Blattes. 

Die größte Bedeutung für das deutsche Parteileben gewann jedoch 
Gustav Stengele, als 1914 der Weltkrieg ausbrach und sich alsbald 
in der Partei eine Scheidung der Geister vollzog. Ein Feind jeder 
verlogenen Phrase und ein scharfer kritischer Beobachter des Volks¬ 
lebens. der gründlich den tiefen Sinn des Carlyleschen Wortes erfaßt 
hatte, daß man Tatsachen anerkennen müsse, wenn es einem noch 
so schwer falle, stellte er sich sofort auf die Seite derer, die sich für 
die energische Verteidigung der deutschen Lande gegen die feindliche 
Mächtekoalition entschieden, und hat seitdem mit unermüdlichem 
Eifer in Wort und Schrift die sogen. Politik des 4. August verfochten. 
Wenn das „Hamburger Echo“ während der Kriegsdauer eine aus¬ 
schlaggebende Stellung in der Partei gewonnen hat, eine Reihe der 
besten Federn der Partei sich dienstbar zu machen wußte und zeit¬ 
weilig allgemein als die erste Wortführerin der Parteimehrheit an¬ 
erkannt wurde, dankt es dies vor allem den Fähigkeiten Stengeles. 

Trotz dieser aufreibenden Tätigkeit fand Gustav Stengele Zeit, 
teils unter seinem Namen, teils unter einem bekannten Pseudonym 
an der „Glocke“ mitzuarbeiten, die in ihm einen ihrer geschätztesten 
Mitarbeiter verliert und seiner stets als eines lieben, edelherzigen 
Freundes gedenken wird. — 
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DE GLOCKE 

3. Heft 21. April 1917 3. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit eusfOhrlicherQuellenensrabe sfestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Nahender Riede. 

N aht der Friede? — Die voriäufige Regierung in Petersburg 
erließ am 10. April ein Kundgebung, auf die am 15. April 
eine Antwort der Zentralmächte erfolgte, in der die Identität 
der Kriegsziele auf beiden Seiten festgesteUt und daraus der 
Schluß gezogen wurde, daß der Weg der Verständigung nun 
nicht mehr schwer zu finden sein könne. Jedenfalls waren die 
Friedensaussichten noch nie so gut, wie sie durch diese beider¬ 
seitigen Erklärungen geworden sind. Die Aufgabe der am 
Frieden interessierten Schichten muß darum sein, alle Energie 
darauf zu verwenden, um diese Hoffnungssaaten nicht wieder 
vor dem Erntefest zugrunde gehen zu lassen. Daß hier die 
Sozialisten beider Länder in erster Linie zu stehen haben, ist 
ihre historische Aufgabe, wie es ihr persönlicher Stolz ist. Der 
Sozialismus ist im Begriff, sich ein für seine ganze Zukunft un¬ 
ermeßlich wichtiges Verdienst zu erwerben, indem er die Qunst 
der Stunde, die die geschichtliche Situation geschaffen, zur Be¬ 
friedung der Weit ausnützt. 

Die Kräfte auf der Gegenseite sind inzwischen nicht müßig. 
Immer deutlicher erkennt die Entente, daß der Ausbruch der 
russischen Revolution zu einem vernichtenden Schlage für alle 
ihre Hoffnungen geworden ist, und dieselben Leute, die zu Be¬ 
ginn der großen Bewegung das befreite Rußland als einen 
würdigen Bundesgenossen in ihrem „Bunde der Ehre** be¬ 
grüßten, tun jetzt alles mögliche, um den Fortgang der Revo¬ 
lution zu verhindern. Am kennzeichnendsten ist auch auf dieser 
Seite die Haltung der Sozialisten. Vandervelde forderte zu 
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Nahender Friede. 


Beginn des Krieges die rossischen Sozialdemokraten aaf, threa 
Kampf gegen den Zarismus einzustellen; der Kampf ffir die 
„Freiheit“ und „Kultur“ könne in der Welt nur siegen, wenn er 
in Rußland preisgegeben werde. Ihm schlossen sich die franzö¬ 
sischen Regierungssozialisten an, deren Führer den schmutzigen 
Ruf ausstießen: es lebe der Zar! Beute, wo der Zarismus am 
^den liegt, nahen sich diese schwankenden Gestalten als ein 
begeisterter Gratulantenchor den russischen Freiheitskämpfern, 
aber gleichzeitig fordern sie sie auf, jetzt Schluß zu machen 
mit der Revolution und den Winken der Miljukow und Buchanan 
zu folgen. Ein Branting hetzt die Russen wieder gegen 
Deutschland auf und behauptet, die russische Freiheit werde 
von Berlin aus bedroht. Frohlockend meldet er, in Rußland 
sei man zwar zum Frieden geneigt, aber die russischen Kriegs- 
Ziele seien solche, daß sie Deutschland unmöglich annehmen 
könne. 

Aus alledem ergibt sich nur, daß diese ,J’reiheitskämpfer“ 
keine größere Gefahr für ihre auf englischer Grundlage be¬ 
ruhenden Kriegsziele kennen, als wenn Deutschland mit einem 
befreiten russischen Volke in Frieden und Freundschaft leben 
würde. Diese östliche Orientierung der deutschen Politik wäre 
in der Tat ein unverwindlicher Schlag für die englische Welt- 
herrschaft und erst sie würde der jungen russischen Freiheit 
eine gesicherte Grundlage bieten. Die Verbündeten Rußlands, 
vor allem England und Amerika, behandeln das Reich fast wie 
China und veranstalten einen großen Ausverkauf von russischen 
Eisenbahnkonzessionen, Erwerbungen von Bodenschätzen und 
tlandelsprivilegien. Ja, sogar direkte Landabtretungen an der 
Ostseeküste soll sich England als Sicherung seiner finanziellen 
Hilfeleistungen ausbedungen haben. 

Der Zarismus war diesen fremdländischen Forderungen 
gegenüber fast wehrlos, und in den zweieinhalb Jahren des 
Weltkrieges war Rußland in der Tat drauf und dran, sich in 
ein zweites Indien zu verwandeln. Die revolutionäre Regierung 
befindet sich ebenfalls England gegenüber in furchtbarer 
Zwangslage. Sie hat die alten finanziellen Verpflichtungen an¬ 
erkennen müssen, daneben versucht sie, dem dringenden Geld- 
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mangel durch eine innere Anleihe abzuhelfen! Aber es ist 
^hr unwahrscheinlich, daß sich das russische Kapital als ge- 
nfigend willig und genügend stark erweisen wird, um diese An¬ 
leihe unterzubringen. So erhebt sich vor der Entente die Ver¬ 
pflichtung, Rußland ganz neu zu finanzieren, und vor Rußland 
wieder die entsprechende Verpflichtung, der Entente neue 
Sicherheiten zu schaffen. Hier ergeben sich noch unabsehbare 
Schwierigkeiten auf beiden Seiten. Jedenfalls kann das revolu¬ 
tionäre Rußland unmöglich mit der gleichen Seelenruhe wie der 
alte Zarismus mit ansehen, wie die Produktivkräfte des Landes 
immer mehr in englische und amerikanische Hände gespielt 
werden. 

Schon in den letzten Jahren fungierte der Zar offen als der 
Sicherheitsmann des ausländischen Kapitals. Man borgte Ruß¬ 
land, weil man an die Sicherheit des Zarismus glaubte, und die 
zaristische Regierung sah eine ihrer Hauptaufgaben darin, für 
pünktliche Zinsenzahlung an das Ausland zu sorgen. Es ist 
bekannt, einen wie gewaltigen Bruchteil des russischen Reichs¬ 
etats diese Zinsenzahlungen ausmachten. Sie betrugen schon 
vor dem Kriege 800—900 Millionen Mark iw Qold. Der Zar 
war nicht viel mehr als der Sachwalter des fremden Wucher- 
tnms geworden, und aus der Pünktlichkeit, mit der er seine 
Pflichten erfüllte, erklärte sich seine Beliebtheit bei den Entente¬ 
kapitalisten, die jetzt ob seines Sturzes gar beweglich jammern. 
Die Solidarität zwischen dem Zarenregime und dem das rus¬ 
sische Volk schwer ausbeutenden Auslandskapital trat deutlich 
zutage. In der Tat wurden durch den Sturz des Zarismus die 
ausländischen Forderungen ebenfalls schwer bedroht. Ohne 
Staatsbankrott wird die russische Volkswirtschaft nicht zu 
sanieren sein. Das aber wäre der furchtbarste Schlag, der das 
verbündete Frankreich in allen seinen bisherigen Nöten noch 
treffen könnte. 

Inzwischen bedrängen die Ententestaaten noch dringen¬ 
dere Sorgen. Der verschärfte U-Boot-Krieg hat im März eine 
Strecke von mehr als 861000* Tonnen gehabt. Damit sind all 
die eifrigen Bemhigungsversuche Reuters über den großen 
J’ehlschlag** dieser Waffe wieder erledigt. Es gibt zurzeit 
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kein wirksames Abwehrmittel gegen die U-Boote. Im ersten 
Vierteljahr 1917, von dem nur zwei Drittel auf den verschärften 
Tauchbootkrieg entfallen, beträgt die Einbuße der feindlichen 
und neutralen Tonnage rund 2 Millionen Tonnen, ein Ergebnis, 
das seine vernichtende Wirkung auf die Kriegskraft der Entente 
mit absoluter Sicherheit ausüben muß. Dazu kommen die vom 
Ententestandpunkt aus direkt katastrophalen Berichte über den 
Stand der amerikanischen Ernteaussichten. Das Ackerbau¬ 
bureau der Vereinigten Staaten gab dem Durchschnittsstand des 
Winterweizens die Note 63,4. Hierbei ist zu bemerken, daß 
80 einen guten und 100 einen ausgezeichneten Stand bedeutet 
Seit 1914 wurden die Ernteaussichten immer schlimmer. Der 
positive Ernteausfail war im Jahre 1915 allerdings noch sehr 
günstig, aber schon 1916 war die Ernte schlecht 
Man muß rund dreißig Jahre ziirfickgehen, um eine ähnlich 
schlechte Schätzung wie die für 1917 zu finden. Da diesmal 
Reste aus alter Ernte, wie bisher noch immer, nicht oder nur 
verschwindend vorhanden sind, so steht Amerika vor der ziem¬ 
lich sicheren Tatsache, daß es Brotgetreide nicht mehr aus¬ 
führen kann. Die amerikanischen Qetreidepreise sind infolge 
dieser Aussicht in den letzten Tagen ganz außerordentlich ge¬ 
stiegen. Während 1914 in Chikago der Weizen noch 80 Doll, 
kostete, ist er jetzt auf 217V^ gestiegen. Aehnliche, wenn auch 
nicht ganz so starke Steigerungen treten für Mais und Haler 
ein. Der Eintritt Amerikas in den Krieg ist nur geeignet, diese 
Schwierigkeiten noch zu erhöhen. Die Union muß für ihre 
werdenden Heere Vorräte aufstapeln, die dadurch der Ausfuhr 
entzogen werden. In dem Erntejahr 1915-16 betrug die Aus¬ 
fuhr 11 Millionen Tonnen, was allerdings eine Rekordziffer dar¬ 
stellt. Jetzt berechnet man, daß kaum 2 Millionen für Ausfahr¬ 
zwecke freibleiben. Aber auch diese zwei werden der Ausfuhr 
wegen der bevorstehenden Militarisierung des Landes noch 
vorenthaiten bleiben. Ebenso trostlos sieht es in den andern 
Hauptexportländern für Getreide aus. Argentinien hat Ende 
März die Ausfuhr von Getreide und Mehl verboten, um dem 
Lande die nötigen Vorräte zu sichern. Eine seit Menschen¬ 
gedenken unerhörte Mißernte ist über dieses bisher unerschöpf- 
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liehe Getreideland s^ekommen. Auch Indien hat nicht viel ab> 
zugeben, und Australien, wo etwas mehr, wenn auch entfernt 
nicht ausreichendes zu holen wäre, liegt zu entfernt, als daB 
es der Entente aus einer direkt verzweifelten Situation aus¬ 
reichende Hilfe bringen könnte. Die Getreideschiffe brauchen 
für eine Fahrt nach Australien vier Monate und länger und sind 
den Verfolgungen durch die U-Boote ganz besonders ausgesetzt. 

So geht das Entente-Europa dem absoluten Zusammenbruch 
seiner Ernährungsmöglichkeiten entgegen. Das trifft besonders 
für England zu, wo ja die regierende Aristokratie den heimi¬ 
schen Acker schon lange ihrem Sportsbedürfnis unterworfen 
hat. Auf der Konferenz der Unabhängigen Arbeiterpartei in 
Leeds zu Ostern führte der Vertreter von Manchester, Wall- 
head, aus, nach seinen Informationen werde sich England in 
längstens 6 bis 8 Wochen im Zustande völliger Aushungerung 
befinden. Wir lassen es dahingestellt sein, ob dieser Zustand 
nun gerade in der angegebenen Frist eintreten wird. Sicher 
scheint aber, daß in England die Ernährungsverhältnisse schnell 
einen akuten Zustand errreichen müssen. Aus eigenem hat das 
Land wenig zuzusteuern. Schon letzt ist die Kartoffel so gut 
wie verschwunden. Das Brot kostet im Gewicht von zirka 
deutsche Pfund einen Schilling. In dieser Situation be¬ 
deutet allerdings die Aussicht auf eine Riesenmißernte in fast 
allen Bezugsländem für die Entente und besonders für den die 
Entente führenden Staat, für England, den Zusammenbruch. Die 
Aushungerung, mit der England die Zentralmächte erdrosseln 
zu können hoffte, richtet sich nunmehr gegen die alte Seekönigin 
selber. 

So besteht in der Tat die Hoffnung, daß der Friede naht. 


nWann wird Ihre Frau entbunden?** fragte Ludwig XIV. einen Hof- 
mann. „Wann es Eurer Majestät gefällt,** antwortete dieser mit 
tiefer Verbeugung. ... So schmeichelt man noch heute den Fürsten, 
sie könnten die Stunde bestimmen, in welcher die Zeit ins Kindbett 
kommen soU. 

* 

Es hat immer, solange die Welt besteht, Reiche und Arme gegeben, 
predigen uns die Moralphilister. Qut, so woUen wir einmal einige 
Abwechselung in die Weltgeschichte bringen. Boerne. 
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HEINRICH CUNOW : 

DieBevölkerungsbewegungimWeltkrieg 

D er Krieg übt nicht nur insofern einen nachteiligen Einfluß 
auf die Bevölkerungsvermehrung und -Zusammensetzung 
aus, als er auf den Schlachtfeldern einen großen Teil der 
kämpfenden Völker, und zwar gerade den im besten Mannes¬ 
alter befindlichen leistungsfähigsten Teil, hinweggerafft, auch 
zwischen den Kriegsgefangenen und den vor den herannahenden 
Heereswellen Flüchtenden sowie der in der Heimat verbliebenen 
Bevölkerung räumt er mit scharfem Sensenschnitt auf, denn die 
mit jedem großen Kriege verbundenen Entbehrungen und 
Aengste, der Qram über gefallene Familienmitglieder und die 
fortgesetzte Nervenspannung vermehren in beträchtlichem 
Maße die Zahl der Todesfälle. Und dieser Zunahme der Sterb¬ 
lichkeit steht auf der anderen Seite ein starker Rückgang der 
Geburten gegenüber. Selbst in früheren, viel weniger tief in 
das soziale Leben der Bevölkerungsmassen eingreifenden Krie¬ 
gen zeigten sich solche Folgeerscheinungen, um so mehr müssen 
sie im jetzigen Riesenkampf hervortreten, in dem alle Groß¬ 
mächte der Welt gegeneinander ringen. 

Die vom Genossen Parvus gegründete „Studiengesellschaft 
für soziale Folgen des Krieges“ (Selskabet for social forsken 
af Krigensfölger) in Kopenhagen hatte sich schon in einem 
früheren Bulletin die Aufgabe gestellt, auf Grund sorgfältiger 
Ermittlungen und Abschätzungen eine Uebersicht über die 
Menschenverluste zu bieten, die bis dahin die kriegführenden 
Völker auf den Kriegsschauplätzen erlitten* hatten; in ihrem so¬ 
eben erschienenen neuesten Bulletin^ dehnt die Gesellschaft 
ihre Untersuchungen auf die zu Hause gebiiebene, nicht direkt 
am Kriege beteiligte Bevölkerung aus, indem sie festzustellen 
sucht, in welchem Grade die Sterblichkeit zugenommen, die 
Zahl der Eheschließungen und Geburten abgenommen hat 


* Bulletin Nr. 3: Die Bevölkerungsvermehrung im Weltkrieg. 
I. Deutschland und Frankreich. Kopenhagen, Buchdruckerei Bianco 
Luno. 
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Leider erstreckt sich die Untersuchung nicht auf alle krieg¬ 
führenden Ländern, sondern zunächst nur auf Deutschland (be¬ 
arbeitet von C. Döring) und Frankreich (bearbeitet von 
V. Perazitsch), und selbst die Darstellung der Bevölkerungs- 
Verhältnisse dieser beiden Länder weist manche Lücke auf, da 
das vorliegende statistische Material nicht überall zur Beant¬ 
wortung der sich ergebenden Fragen ausreicht. Immerhin er¬ 
laubt es im Ganzen einen höchst interessanten Einblick in die 
Bevölkerungsbewegung beider Reiche. Wenigstens ist die 
Richtung der Entwicklung und die Art der Bevölkerungsver¬ 
schiebung deutlich zu erkennen, wenn auch jedenfalls viele 
Einzelzahlen durch spätere genauere Nachforschungen nach Be¬ 
endigung des Krieges eine Korrektur und Ergänzung erfahren 
werden. 

Betrachten wir zunächst den Einfluß des Krieges auf die 
Qeburtenverhältnisse in Deutschland. Schon hier ergeben sich 
für eine genaue Statistik viele Unzulänglichkeiten. Ueber die 
statistischen Aufnahmen verschiedener Bundesstaaten fehlen 
selbst für 1915 noch genaue offizielle Angaben, und die Ver¬ 
öffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes betreffen 
nnr Orte mit mehr als 15 000 Einwohnern. So sah sich denn 
der Bearbeiter, Genosse C. Döring, um für das ganze Deutsche 
Reich die erforderlichen Zahlen zu erhalten, vielfach genötigt, 
anzunehmen, daß in den deutschen Einzelstaaten, die noch mit 
ihrer Statistik im Rückstände sind, sich die Bevölkerungsver¬ 
schiebung in gleicher Weise vollzogen hat, wie in jenen, aus 
denen bereits Berichte vorliegen. 

Aus hier nicht näher zu erörternden Gründen ist selbstver¬ 
ständlich, daß sich der Einfluß des Krieges auf die Geburtenver¬ 
hältnisse nicht sofort, sondern erst im zehnten Kriegsmonat 
nach den Einberufungen zur Fahne bemerkbar macht. Tatsäch¬ 
lich ist denn auch in 1914 der prozentuale Geburtenrückgang 
nicht größer gewesen, als in den vorauf gegangenen Jahren. 
In Preußen und Bayern, die zusammen mehr als zwei Drittel 
der GesamteinwohnerzaM Deutschlands umfassen, war der Ge¬ 
burtenrückgang von 1913 auf 1914 sogar etwas geringer, als 
von 1912 auf 1913. — Schon für den April 1915 ergibt sich je- 
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doch, soweit die Städte über 15 000 Einwohner in Betracht 
kommen, im Vergleich zum April 1914 eine Abnahme von un¬ 
gefähr 6 Proz. Im Mai 1915 setzt dann der Geburtenrückgang 
sofort mit großer Wucht ein. Für ganz Deutschland fehlen 
nähere statistische Nachweise; die Angaben des Bulletins er¬ 
strecken sich nur auf 29 Millionen, also ungefähr 42 Proz. der 
damaligen deutschen Qesamtbevölkerung. Innerhalb dieses 
Teils sind aber im Mai 1915 14860 Kinder (Lebendgeborene 
und Totgeborene zusammengerechnet) weniger geboren worden 
als im Mai 1914. Das ist ein Rückgang von 26^ Proz. Um 
mehr als ein volles Viertel ist also die Geburtenzahl schon in¬ 
folge der im ersten Kriegsmonat erfolgten Einberufungen ge¬ 
sunken. Am wenigsten an diesem Rückgang war Badens beteiligt, 
wo er nur 21,7 Proz. betragen hat, am stärksten Bayern, wo er 
sich auf 293 Proz. stellte. Freilich noch weit mehr hat schon 
im Mai 1915 die Geburtenziffer Elsaß-Lothringens abgenommen, 
um ungefähr 40 Proz.; aber dieses Land bildet, da ein Teil 
seiner Fläche alsbald Kriegsgebiet wurde, eine Ausnahme. 

Vom Mai 1915 geht dann die Geburtenziffer fast stetig, wenn 
auch nicht in gleicher Progression, zurück, so daß sich für das 
erste volle Jahr nach Eintritt des Geburtenrückganges, also für 
die Zeit vom 1. Mai 1915 bis Ende April 1916, im Vergleich zum 
gleichen Zeitraum 1914/15 eine Abnahme von 32,6 Proz. ergibt 

Bemerkenswert ist die Tatsache, daß zunächst die Geburten¬ 
ziffer in den kleinen Gemeinden mehr als in den Gemeinden 
mit mehr als 15 000 Einwohnern, und in diesen wieder etwas 
mehr als in den Großstädten abgenommen hat In den deut¬ 
schen Großstädten mit mehr als 200000 Einwohnern hat näm¬ 
lich, wie das Bulletin nachweist, im Zeitraum vom Mai 1915 
bis April 1916 der Rückgang nur 29,4 Proz. betragen. Das gilt 
jedoch nur für das erste Jahr, später hat sich der Geburten¬ 
rückgang in den Großstädten mehr und mehr dem allgemeinen 
Durchschnitt angenähert, so daß heute kaum noch ein nennens¬ 
werter Unterschied vorhanden sein dürfte. Wahrscheinlich ist 
diese Erscheinung darauf zurückzuführen, daß zunächst in den 
Großstädten infolge der geringeren Tauglichkeitsziffer eine ver¬ 
hältnismäßig kleinere Zahl von kriegsdienstpflichtigen Männern 
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ansgehoben worden ist und daß ferner auf Reklamation hin 
manche der Tauglichen vorläufig zurflckgestellt worden sind, 
damit den verschiedenen Zweigen der Kriegsindustrie nicht alle 
gelernten Arbeitskräfte entzogen würden. 

Für die Zeit vom Mai 1916 bis jetzt fehlen noch nähere 
statistische Angaben über die Geburtenabnahme, nur für einige 
der ersten Monate sind Ziffern vorhanden. Um auch für das 
Ende April 1917 abschließende zweite Berechnungsiahr eine 
annähernd richtige Ziffer zu erhalten, nimmt deshalb das Bulle¬ 
tin an, auch seit dem Sommer 1917 habe sich der Geburten- . 
rfickgang in gleicher Progression fortgesetzt wie vordem, und 
gelangt auf Grund dieser Annahme zu dem Resultat, daß für 
die zwölf Monate vom 1. Mai 1916 bis 30. April 1917 sich im 
Vergleich zu demselben Zeitraum 19H/15 die Abnahme auf 
42 Proz. stellt. Im ganzen kann man rechnen, daß im ganzen 
Deutschen Reich während der ersten 33 Kriegsmonate, also vom 
Kriegsbeginn bis Ende April 1917, beinahe iVz Millionen Kinder 
weniger geboren sind, als wenn die Friedenszeit nicht durch 
den Weltkrieg unterbrochen worden wäre — gegenüber dem 
Geburtenrückgang, der sich als Folge des Deutsch-französi¬ 
schen Krieges für die Zeit von Mitte April 1871 bis Februar 
1872 einstellte, eine enorme Zahl, denn damals hat sich die 
Geburtenabnahme nur auf rund 162 000 belaufen. 

Dieser Menschenverlust erscheint um so bedenklicher, als 
während der Kriegszeit auch die Sterblichkeit der deutschen 
Zivilbevölkerung nicht unbeträchtlich zugenommen hat, be¬ 
sonders die Sterblichkeit im Säuglings- und im höheren Lebens¬ 
alter. Die Frage, in welchem Grade der Krieg die Sterblichkeit 
der Zivilbevölkerung beeinflußt hat, ist freilich nicht ganz leicht 
zu beantworten, denn nur in verhältnismäßig wenigen deut¬ 
schen Staaten und Städten veröffentlichten die statistischen 
Aemter Sterblichkeitstabellen, in denen die Zahl der Kriegs¬ 
gefallenen gesondert angegeben wird; indem aber das Bulletin 
diese Angaben als Norm zugrunde legt und unter Berück¬ 
sichtigung der Altersklassen und Geschlechter ergänzt, gelangt 
es zu Zahlen, die, wenn sie auch nicht genau sind, doch wenig¬ 
stens annähernd die Zunahme der Sterblichkeit erkennen lassen. 
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Am besten läßt sich die Zunahme beim weiblichen Ge¬ 
schlecht und den nichtmilitärischen Jahrgängen der männlichen 
Bevölkerung feststellen. Danach ergibt sich, daß in Preußen 
beim weiblichen Geschlecht bereits in den fünf ersten Kriegs¬ 
monaten (August bis Dezember 1914) die Sterblichkeit um rund 
12V^ Proz. größer gewesen ist, als in den gleichen Monaten 
1913, und wenn man die Säuglingssterblichkeit in Abzug bringt 
um ungefähr 10 Proz. 

Ein ähnliches Ergebnis stellt sich heraus, sobald man die 
Sterblichkeit jener männlichen Altersschichten untersucht, die 
vom Militärdienst befreit sind, also die Altersgruppen bis zum 
17. Lebensjahr und vom 45. Jahr bis ins hohe Qreisenalter. 
Schon 1914 hat, verglichen mit 1913, innerhalb dieser Lebens¬ 
alter die Zunahme der Sterblichkeit in Preußen 6,8 Proz. be¬ 
tragen, und zwar entfällt der größte Teil dieser Steigerung auf 
die höchsten Altersschichten, also auf alte Männer, die schon 
vor dem Kriege wenig widerstandsfähig waren. 

Eine gleiche Tendenz weisen die mitgeteilten Sterblichkeits¬ 
ziffern aus dem Jahre 1915 auf, doch sind sie noch zu 
spärlich, als das daraus heute schon allgemeine Schlüsse ge¬ 
zogen werden können. Einigermassen wertvolles Zahlen¬ 
material haben bisher in dieser Beziehung nur Hessen, Ham¬ 
burg und eine Anzahl größerer Städte geliefert Genaue Fest¬ 
stellungen werden also der Zeit nach dem Kriege Vorbehalten 
bleiben müssen. 

Noch weit mehr als Deutschlands Bevölkerungsbewegung 
hat jene Fränkreichs unter dem Kriege gelitten, auch in solchen 
Gegenden, die nicht in der Kriegszone liegen. Leider ist das 
bisher vorliegende französische Zahlenmaterial noch weit un¬ 
zulänglicher als das deutsche; nur Paris und eine Anzahl 
größerer Städte haben brauchbare Vergleichsziffern geliefert. 

In Paris hat die Zahl der Geburten betragen: 



1914 

1915 

1916 

I. Vierteljahr . 

. 12394 

11291 

6524 

11 . 

. 12461 

7531 

7 378 

III. 

. 11094 

5753 

7156 

IV. 

. 9379 

6078 

6937 
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Weit fibersichtlicher wird das Bild, wenn das Jahr vor dem 
Kriege (vom 1. August 1913 bis 31. Juli 1914) mit den beiden 
ersten Jahren nach Kriegsbeginn vergleicht. Es ergibt sich 
dann, daß im ersten Kriegsjahr die Geburtenziffer um 12830 
oder 25,7 Proz., im zweiten um 23 738 oder 47JS Proz, zurfick- 
gegangen ist. Dazu hat jedenfalls die zeitweilige Flucht der 
Pariser Bevölkerung sehr wesentlich beigetragen; doch zeigen 
die statistischen Aufnahmen anderer französischer Städte im 
ganzen eine gleichartige Geburtenabnahme. Aus einer im 
Bulletin enthaltenen Zusammenstellung von neun größeren und 
mittleren französischen Städten, die bisher genauere Angaben 
geliefert haben, ergibt sich z. B., daß dort im zweiten Halbjahr 
1915 die Geburtenzahl um 42 Proz. kleiner gewesen ist, als im 
zweiten Halbjahr 1913. 

Auch die Sterblichkeit war in Frankreich eine größere als 
in Deutschland. Im ganzen sind in den nicht besetzten 77 fran¬ 
zösischen Departements im ersten Kriegs! ahr 72300 (113 
Proz.) Menschen mehr gestorben, als im Jahre vor dem 
Kriege, und diese Ziffer dürfte im zweiten Jahr sich noch be¬ 
trächtlich erhöht haben, denn im Vergleich zum ersten Halb¬ 
jahr 1913 weist das erste Halbjahr 1915 in diesen 77 Depar¬ 
tements eine Zunahme von 53 722 Gestorbenen, um fast 17 Proz., 
auf. Genosse Perazitsch, der Bearbeiter des zweiten 
Teils des Bulletins, kommt denn auch, indem er die Geburten¬ 
zahlen mit den Sterbeziffern vergleicht, zu dem Ergebnis: „Es 
sind aiso, wenn man von den Kriegsveriusten an Menschen ab¬ 
sieht, während des ersten Kriegsjahres in Frankreich 143 229 
Menschen mehr gestorben als geboren.“ 

Für Frankreich um so gefährlicher, als ohnehin seine Be- 
vöikerungszunahme sehr langsam vor sich geht. Es hat sich 
in dem letzten Jahrzehnt vor dem Krieg nur jährlich um 0,18 
Proz. vermehrt, Deutschland um 136 Proz., das europäische 
Rußland um 1,14 Proz. und Großbritannien mit Irland um 
037 Proz. Dazu kommt die Hinwegraffung des besten Teiles 
der männlichen Bevölkerung durch den Krieg, die Perazitsch 
zum Schluß seiner Betrachtung über den „Altersaufbau** Frank¬ 
reichs zu der Bemerkung veranlaßt: 
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„Es werden also in den fOr wirtschaftliche Betätigung am meisten 
in Betracht kommenden Altersgruppen nach drei Jahren Krieg auf 
10 000 Köpfe der Bevölkerung nur noch 4704 arbeitsfähige Personen 
kommen. Bezogen auf die männliche Bevölkerung allein würde das 
ein Verhältnis von nur 4287 auf 10000 abgeben. Das bedeutet, daB 
das verschärfte Einrücken der Frau ins Arbeitsheer auch nach dem 
FriedensschluB anhalten wird, was in vielen Fällen auf die Frucht* 
barkeit hemmend, in allen auf die Aufzucht des Nachwuchses infolge 
der Schwierigkeiten, den Beruf mit der Mutterschaft zu vereinigen, 
ungünstig wirken wird.“ 

Traurig für Frankreichs Zukunft! Im Kampfe für Englands 
Weltmachtsinteressen unterzieht es seiner Bevölkerung einem 
Aderlaß, von dem diese sich in Jahrzehnten nicht erholen 
wird, — 


HERMANN WENDEL, M. d. R.; 

Der bürgerliche Charakter der 
französischen Revolution. 

II. 

A uf demselben Blatt stand die Zollpolitik der Konstituante. Die 
Schlagbäume im Innern, ähnlich wie das Mosaik der Zwergstaaterei 
in Deutschland schier unüberwindliche Hindernisse für die Entwicke¬ 
lung des Handels und der Industrie, waren glücklich niedergerissen. 
An den Grenzen aber sollten Zollmauern, wie der Bericht darlegte, zu 
dem Zweck errichtet werden, „unseren industriellen Unternehmungen 
die Wohltat des inneren Marktes zu sichern und sie vor der Kon¬ 
kurrenz des Auslandes zu schützen“. Da aber auch, getreu den frei¬ 
händlerischen Prinzipien der Physiokraten, laute Stimmen darauf bin- 
wiesen, daß die Schutzzölle den Ideen der Revolution zuwiderliefen, 
wurde der Entwurf noch einmal den gemeinsamen Beratungen des 
Steuerausschusses und Handelsausschusses unterworfen und mehr 
nach fiskalischen Gesichtspunkten geprüft. War der neue Entwurf 
auch wesentlich gemäßigter, so wußten doch in dem Gesetz selbst 
die schutzzöllnerischen Interessenten beträchtliche Zollerhöhungen, 
namentlich auf Textilwaren, durchzusetzen. 

In schwerere Gewissensnöte geriet die Versammlung beim Abbruch 
des Feudalsystems. Die herkömmliche Revolutionslegende pflegt viel 
Wesens zu machen von der berühmten Nacht des 4. August als einer 
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Bartholomäusnacht des feudalen Eigentums", in der die beiden ersten 
Stände in lodernder Bezeisterung ihre Vorrechte auf dem Altar des 
Vaterlandes geopfert hätten. Allerdings erlitt das Prinzip der Feudali- 
tät in dieser Nacht einen unverwindbaren Stoß, und empfindsame 
Qemater mochten auch von der scheinbaren Opferwilligkeit der 
Privilegierten bis zu Tränen gerührt sein. Aber einmal schlug die 
Flamme, in der die Feudalen erglühten, weniger aus ihren Herzen 
als aus ihren Schlössern und Scheuern empor, denn die aufgestürmten 
Bauern waren wacker an der Arbeit, den feudalen Zwingburgen im 
Lande das Schicksal der Pariser Bastille zu bereiten und in ihren 
Brand lustig alle vermoderten Eselshäute und Pergamente mit den 
mittelalterlichen Rechtstiteln hineinzuschleudern. Auch lief aus allen 
Ecken und Enden Frankreichs die Kunde ein, daß nirgends mehr die 
Feudalabgaben gezahlt würden. So gaben denn die opferfreudigen 
Mitglieder des Adels und der Geistlichkeit nur Rechte preis, die sie 
höchstens noch auf dem Papier besaßen, und glichen zudem etwas 
allzusehr den Räubern, die auf eiliger Flucht einen Teil der Beute 
wegwerfen, um den Rest desto sicherer unter Dach und Fach zu 
bringen. Denn zum zweiten suchten sie bald, wessen sie sich in sechs 
Stunden jener Rauschnacht entäußert, in sechs Tagen danach zurück¬ 
zumarkten und zurückzufeilschen. &n schöner Schnörkel nur war 
der erste Artikel des Dekrets über die Abschaffung des Feudaleigen- 
tnms, der stolz das Feudalregime für vernichtet erklärte, denn was an 
Fendalabgaben Qeldeswert hatte, wurde durchaus aufrechterhalten 
und konnte lediglich abgelöst werden. Das Joch, das der vermögende 
Bauer zu zerbrechen vermochte, scheuerte dem armen Teufel nach 
wie vor den Nacken wund, und zu allem übrigen hielt ihn die Kon¬ 
stituante noch durch besondere Dekrete zur Entrichtung des Grund¬ 
zinses, des Fruchtzinses, des Ackerzehnten, des Kehrzehnten und all 
der anderen buntscheckigen Abgaben an. Jagdrecht und Tauben- 
scblagsrecht waren die beiden einzigen Privilegien, die wirklich mit 
Stumpf und Stiel von der Augustgesetzgebung ausgerottet wurden. 

In ihrem zugleich eigensüchtigen und heuchlerischen Verhalten fan¬ 
den die Vertreter der bevorrechteten Stände die willige Unterstützung 
der Bourgeoisie, die mit einem nassen und mit einem trockenen Auge 
die scheinbare Selbstverleugnung von Adel und Geistlichkeit in der 
berühmten Augustnacht mit ansah. Gewiß handelte es sich um feu¬ 
dales Eigentum, das hier zerstört wurde, aber für jeden kapitalistischen 
Besitzfanatiker war es doch zunächst Eigentum an sich. Gefährliche 
Schlüsse stellten sich ein. Opferte man das feudale Eigentum ohne 
Gegenleistung, so konnte auch das kapitalistische Eigentum derart 
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unter irzendeinem Rechtszrund eskamotiert werden. Dazu kam, daß, 
so sicher die bürzerliche Klasse nur auf dem Hinterzrund des Bmiern- 
aufstandes hatte handeln können, sie sich so weniz um die Banem 
kümmerte. 

Wie stets nach den ersten leuchtenden Erfolzen einer Revolution, 
atmeten auch nach dem 14. Juli 1789 die Männer der Konstituante 
im rosizcn Licht des Optimismus. Auch in Finanzfrazen herrschte 
diese ewiz lächelnde und tänzelnde Leichtherzizkeit. Dem Staats¬ 
bankerott, der noch immer seine drohenden Schatten Ober den Be¬ 
ratunzssaal des Parlaments warf, zlaubte man leicht mit der im No¬ 
vember 1789 beschlossenen Auszabe von Geldscheinen, Assiznaten 
zenannt, bezeznen zu können, zu deren Deckunz der Grundbesitz 
der Kirche enteiznet und versteizert werden sollte. Die Aufteilunz 
dieser riesizen Liezenschaften war im Gefolge der physiokratischen 
Lehre, so von Boncerf, schon vor der Revolution gefordert worden. 
Auch in den Wünschen der Cahiers von 1789 stand sie nicht an letzter 
Stelle. Da überall die fettesten Weidegründe, die fruchtbarste Acker¬ 
scholle und die sonnigsten Rebenhänge der Klerisei gehörten, wußte 
die begehrliche Bourgeoisie leicht ihr Gewissen mit der Dariegung zu 
beschwichtigen, die Güter seien Klöstern und Kirchen nur zur Ver¬ 
waltung im Interesse der Armen überlassen worden. Wenn der Staat 
der pflichtvergessenen Klerisei die Armenfürsorge abnehme, dürfe er 
ihr auch, ohne den Willen der Schenker zu veMetzen, die Güter ab¬ 
nehmen. 

Um so leichter befreundete sich die revolutionäre Bourgeoisie mit 
dieser gewaltigen Expropriation, als die Kirchengüter Korporativ¬ 
eigentom waren und so einen Quader des feudalen Gesellschafts¬ 
systems bildeten. Der Revolution, die im Sinne des Kapitalismus 
in seiner ersten Existenzform, der freien Konkurrenz und seiner 
Weltanschauung, des Liberalismus, einen äußersten Individualismus 
verfocht, war jede Zerstörung korporativen Eigentums verdienstlich, 
und in diesem Fall um so verdienstlicher, je mehr Individuen anf 
dem zerstückelten Boden als neue Eigentümer emporschossen. Gerade 
davon, von der Vermehrung der Eigentümer und der Demokratisierung 
des Eigentums, schwärmte man redlich in diesen hitzigen Tagen, un¬ 
beschadet der kühlen kapitalistischen Köpfe, die im Interesse der 
industriellen Ausbeutung die Unmöglichkeit nachwiesen, alle Franzosen 
zu Eigentümern und Ackerbauern zu machen, da auch Industrie und 
Handel Arme nötig hätten. Aber die Schwärmerei von der Demo¬ 
kratisierung des Eigentums war kaum mehr als ein blendendes Fener- 
werk am Revolotionshimmel, denn wo sie in der Verkaofsgesetzgebong 
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ihren nQchternen Niederschlag fand, sahen sich fast durchweg die 
Kapitalisten begünstigt 

Allerdings sinkt die Behauptung Tocquevilles und anderer Oe* 
schichtsscbreiber, daB die Veräußerung der NationalgOter den bäuer¬ 
lichen Kleinbesitz nicht vermehrt habe, desto schneller in sich zu¬ 
sammen, Je zahlreicher die Schätze der Departementsarchive gehoben 
werden. Die Periode des Verkaufs dieser konfiszierten Liegenschaften 
zerfiel vielmehr in zwei Abschnitte. Das Kirchengut mußte zunächst 
daran glauben. Mit lautem Preudengeschrei begrüßte die Bourgeoisie 
seine Einziehung und stürzte sich heißhungrig, mit echt kapitalisti¬ 
schem Appetit, auf die ausgebotenen Ländereien. Da sie nur im 
Großen losgeschlagen wurden, bemächtigte sich ihrer zum Teil die 
Spekulation, um sie unter Umständen zu verkleinern und weiter zu 
verschachern, zum anderen Teil gingen sie in den dauernden Besitz 
der neuen Bourgeoisie über, die sich brüstete, auch hier an die Stelle 
der alten Qrundaristokratie zu rücken. Als dann die nicht minder 
ausgedehnten Liegenschaften der ausgewanderten Feudalklasse unter 
den Hammer kamen, war es, dank einer Regierung, die auf die breiten 
Schichten des Volkes mehr Rücksicht nehmen mußte, Kleinbauern 
und armen Teufeln möglich, sich ein paar Hufen zu erstehen und sie 
mit dem Stolz des Eigentümers zu umzäunen. 

Die Klerisei sah natürlich in der Einziehung des Kirchenguts eine 
willkürliche Räuberei und donnerte den Enteignern ihre Drohungen 
und Bannflüche entgegen. „Wenn man,“ rief dem dritten Stande der 
Bischof Tröguier zu, „über das Eigentum der zwei ersten Stände 
herfällt, wer wird Ihnen in Zukunft für das Ihre Gewähr leisten?“ 
Aber die Bourgeoisie ließ sich mit nichten beirren. In der Tat war der 
Schritt, den sie mit der Enteignung der Kirchen- und Emigrantengüter 
vorwärts tat, nur kapitalistisch, nicht sozialistisch. War im alten 
Frankreich der Besitz einer Scholle fest im Boden verankert und 
klebte häufig der Habenichts als Leibeigner an der Scholle, so mobili¬ 
sierte die Revolution beides, Dinge wie Menschen. Im Interesse der 
kapitalistischen Entwickelung machte sie beiden Beine: jene warf sie 
dem Wellenspiel einer zügellos entfesseltenen Spekulation hin, die 
leden reichen Emporkömmling zum Schloßherrn machen konnte, diese 
schleuderte sie auf die Landstraße und fegte sie in die Städte zu¬ 
sammen, wo der Fabrikherr als der Grandseigneur des neuen Frank¬ 
reichs sie anfiesen mochte. 

Diese Besitzverschiebnng rüttelte die alte Gesellschaft mächtig 
durcheinander und war nach der sozialen wie politischen Seite hin 
eines der wichtigsten, wenn nicht das wichtigste Ereignis der Revo- 
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lution Oberhaupt Einmal wandelte sie Frankreich zu dem vorbfld- 
Uchen Land der kleinbäuerlichen Klasse um, in dent eben wegen dieser 
großen Zahl von fanatischen Kleineigentümern, noch in unseren Tagen 
der Pflug des Sozialismus auf weit zäheres Erdreich stößt als ander* 
wärts. Zum zweiten aber schuf sie der politischen Herrschaft der 
Bourgeoisie eine dauernde und entscheidende wirtschaftliche Basis. 
Damit, daß sie Qrundeigentümerin wurde und ihre neuerworbenen 
Guter durch eine Schicht ländlicher Lohnarbeiter bestellen ließ, gewann 
diese Klasse vor der Stadt den Einfluß, den sie in der Stadt schon 
besaß, und ward so die unbestrittene Herrin Frankreichs. 

Nicht zum letzten prägte diese eben emporgekommene herrsdiende 
Klasse durch ihre Behandlung der Arbeiter und Armen der Konstitu¬ 
ante den bourgeois-kapitalistischen Charakter auf. Schon durch die 
Unterscheidung in Aktiv- und Passivbürger bewies die Verfassung 
der konstituierenden Versammlung, daß der Besitzlose bei den un¬ 
bedingten Anbetern des alleinseligmachenden Privateigentums als un¬ 
erwünschter Bürger galt Das Stimmrecht der AktivbUrger war an 
eine Ansässigkeitsdauer von einem Jahr und an einen jährlichen 
Steuerbetrag im Wert von mindestens drei Arbeitstagen gebunden. 
Die Wahlmänner, die durch indirekte Wahl erkoren wurden, mußten 
eine Steuerleistung im Wert von zehn Arbeitstagen und die Depu¬ 
tierten gar 54 Livres Steuern jährlich nach weisen. So wurde durch 
peinliche Siebung dafür gesorgt daß die Gesetzgeber des Parlaments mehr 
von kapitalistischem als von revolutionärem Geiste erleuchtet waren. 


CURT BIQING: 

Der Empfangniszwang. 

N ach der Debatte im Preußischen Abgeordnetenhaus vom 
17. Februar über das Gesundheitswesen in Preußen ist kein Zweifel 
mehr darüber möglich, daß die Reichsregierung es mit allen iVlitteln 
versuchen wird, im Reichstag ein Gesetz durchzubringen, das den 
Handel mit Empfängnis verhütenden Mitteln bei Strafe verbietet Die 
Debatten im Abgeordnetenhause ließen deutlich erkennen, daß man 
namentlich bei den Konservativen und beim Zentrum sich der Ge¬ 
wißheit hingibt dieses Gesetz werde durchgehen. Der Abgeordnete 
von Kessel bezeichnete die Angelegenheit als eine wesentlich sittlich 
religiöse Frage, eine Frage der Weltanschauung, während der Ab¬ 
geordnete Kaufmann besonderen Wert auf die Tatsache legte, daß 
man za den Beratungen von seiten der Regierung medizinische Auto- 
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ritäten herangezogen habe. Die bisherige Stellung einfluSreicber 
Autoritäten auf diesem Gebiet legt die Vermutung nabe, daß die 
Hinzuziehung der Fachmänner nicht geschah, um ihren Rat zu hören, 
sondern um ihre Bedenken gegen diese Qesetzesvorlage zu beseiti¬ 
gen. Daß bedeutende Fachleute für die Verwendung empfängnis¬ 
verhütender Mittel sind, gibt der Abgeordnete von Kessel ohne weite¬ 
res zu. Er spricht sogar von einem Buch eines verstorbenen be¬ 
kannten Gelehrten, der diesen Mitteln das Wort redet, lehnt es aber 
ab. Buch und Verfasser zu nennen —, ein deutliches Zeichen, daß 
man nichts will als jede gegnerische Stimme einfach ignorieren. 
Den Kern der Sache hat der Chef des Preußischen Gesundheits¬ 
wesens, Ministerialrat Dr. Kirchner, verraten; er sagte wörtlich: 
„Darüber dürfen wir uns keinem Zweifel hingeben, daß wir uns im 
ersten punischen Kriege befinden und daß der zweite und dritte 
wohl auch noch kommen wird.“ Auf deutsch heißt das: wir wollen 
unsere Bevölkerungsproduktion ins Ungemessene steigern, um für 
den nächsten Krieg genug Menschen zu haben. 

Die vielleicht unbewußte Offenheit des Professor Kirchner wird 
zweifellos die wahren Gründe für die Einbringung des Qesetzantrags 
klargelegt haben. Die von den Abgeordneten von Kessel und Kauf¬ 
mann geäußerten Argumente sind wohl mehr der Zucker, mit dem die 
Pille versüßt werden soll, damit sie den Reichsboten lieblich eingeht. 
Aber im höchsten Grade bedenklich sind die volksgesundheitlichen 
Folgen, die mit Sicherheit eintreten werden, wenn das Gesetz wirk¬ 
lich durchgebt. 

Es wurde die Erwartung ausgesprochen, daß künftig die männ¬ 
liche und die weibliche Jugend sich aus ethischen Gründen allgemein 
des Geschlechtsverkehrs bis zur Ehe enthalten werde. Ob ein 
Naturtrieb sich tatsächlich durch moralische Räsonnements unter¬ 
drücken läßt, ist, trotzdem wir seit etwa 2000 Jahren moralisch er¬ 
zogene Christen sind, auf Grund der bisherigen Erfolge äußerst 
zweifelhaft. Wir wollen diese Frage aber fallen lassen und uns in 
der Hauptsache auf die Ehe beschränken. Wenn der Frau der Zwang 
auferlegt wird, dauernd Kinder in die Welt zu setzen, wird es nach 
den allgemeinen Erfahrungen, die wohl kein vernünftiger Mensch be¬ 
streiten wird, in der Ehe sehr bald zu heftigen Differenzen auf diesem 
Gebiet kommen. Die Frau wird sich einfach weigern, diese dauernde 
Gefahr auf sich zu nehmen und der Mann wird sich von ihr ab¬ 
wenden, um sich der Prostitution in die Arme zu werfen. Die ein¬ 
fache Folge wird sein, daß die Zahl der gescblechtskranken Ehe¬ 
männern eine erstaunliche Zunahme erfahren wird und damit zu- 
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Kleich infolge der erhöhten Nachfrage in Verbindung mit den für die 
Frauen ungünstigeren Erwerbsverhäitnissen nach dem Kriege eine 
Zunahme der geheimen Prostitution. 

Auf der anderen Seite wird es trotz alter Zuchthaus-Paragraphen 
zu einer erschreckenden Erhöhung der Zaht der kriminellen Aborte 
kommen, die ohnehin schon eine genügend hohe Ziffer erreicht hat 
Die weitere Folge werden vermehrte Todesfälle der Frauen sein, zum 
mindesten aber schwere Erkrankungen der Unterleibsorgane. Man 
frage einmal die Frauenärzte und die Leiter der Frauenkliniken, wie 
unendlich viele und häufig genug zum Tode führende Unterletbs- 
leiden der Frau auf den Versuch zurückzuführen sind, ihre Frucht 
abzutreiben. Die vorhin angedeutete Erhöhung der ^hl der ge- 
schlechtskranken Männer wird auch auf den Gesundheitszustand der 
Ehefrauen nicht ohne EinfluB sein, und die dadurch bedingte Ver¬ 
schlechterung des Kindermaterials liegt klar auf der Hand. Mao 
darf auch die psychologische Seite der Frage nicht ganz außer 
acht lassen. Geht das Gesetz durch, so werden die ewigen Sorgen 
um die Kinder und die stetige Angst der Frau vor der Schwanger¬ 
schaft den ehelichen Frieden in einer Weise stören, dafi für die 
Moral der Männer auch auf anderem Gebiete viel oder alles zu 
fürchten ist. Ich möchte nur kurz auf die Wahrscheinlichkeit hin- 
weisen, daß der Alkoholismus eine bedeutende Steigerung erfahren 
wird und daß dadurch wiederum ein verhängnisvoller Einfluß auf den 
Gesundheitszustand der kommenden Generationen ausgeübt wird. 
Es ist ganz klar: Wer materiell nicht in der Lage ist, viele Kinder 
zu ernähren, wird jeden Weg beschreiten, den Kindersegen von sich 
fernzuhalten; jeden Weg, auch wenn er eventuell ins Zuchthaus 
führt, denn das Zuchthaus droht dem Gesetzesübertreter nur dann, 
wenn er abgefaßt wird. Gegenüber der angenehmen Tatsache des 
drohenden wirtschaftlichen Ruins, der Furcht, sozusagen von seinen 
eigenen Kindern aufgegessen zu werden, werden die strafrechtlichen 
Bedenken im Hintergründe verschwinden. Die Zahl der kriminellen 
Abtreibungen ist viel größer als man in Laienkreisen glaubt, und es 
liegt in der Natur der Sache, daß nur ein ganz geringer Teil von 
ihnen zur Kenntnis der Staatsanwaltschaft und damit zur Bestrafung 
kommt Die Folge des neuen Gesetzes wird sein, daß dieses Treiben 
noch heimlicher und in noch größerem Maßstabe betrieben wird, ohne 
daß die hohe Behörde in der Lage sein wird, etwas dagegen zu tun. 
Man kann doch schließlich nicht in jedes Schlafzimmer einen Schutz¬ 
mann stellen! Nebenbei sei noch erwähnt daß die Zunahme der 
kriminellen Aborte zugleich eine Herabsetzung der allgemeinen kriml- 
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nellen Bedenklichkeit zur Folge haben und das Publikum daran ge¬ 
wöhnen wird, Dinge zu tun, die mit dem Strafgesetz kollidieren. 

Noch eine andere Gefahr droht der Volksgesundheit Je mehr 
Kinder in der Familie sind, um so Qbler werden bei gleich¬ 
bleibenden Einkommen des Ernährers die Ernährungsverhältnisse für 
das einzelne Kind. Statt eine gesunde Generation heranzuziehen, 
werden wir eine an Zahlenreichtum mit einem Kaninchenstall wett¬ 
eifernde Kinderschar herumwimmeln sehen, unter der Tuberkulose und 
andere Infektionskrankheiten ein reiches Feld finden. Der Durch¬ 
schnitt der Volksgesundheit, den wir mit allen möglichen Mitteln zu 
verbessern trachten, wird dadurch auf ein niedrigeres Niveau herab- 
eedrückt und die Rasse in einer Weise verschlechtert dafi wir nicht 
wissen, wie wir ihr wieder aufhelfen sollen. 

Natürlich wird die Industrie versuchen, Auswege zu finden, um 
trotz des Gesetzes Mittel zur Verhütung der Empfängnis ins Publi¬ 
kum zu bringen. Selbst wenn man ganz genaue Unterschiede macht 
zwischen den Mitteln, clie nur die geschlechtliche Ansteckung ver¬ 
hüten und denen, die außerdem die Empfängnis verhindern, wird es 
doch äußerst schwierig sein, die Grenze so zu ziehen, daß nicht eins 
von den Mitteln der zweiten Kategorie durchschlüpft und so den Wert 
des Gesetzes illusorisch macht, oder aber, man wird so radikal Vor¬ 
gehen müssen, daß notgedrungen auch die Mittel zur Verhütung der 
geschlechtlichen Ansteckung unter die verbotenen rechnen, und wird 
so ungeheure Verheerungen in der Volksgesundheit anrichten. 
Schließlich — was will man alles verbieten? Wer da weiß, was für 
Mittel die Frauen anwenden, um den überreichen Kindersegen von 
sich fern zu halten, wird schließlich fordern müssen, daß auch Seife 
zur Bereitung von Seifenwasser, sämtliche desinfizierende Flüssig¬ 
keiten, endlich sogar Irrigatoren und andere Spülapparate, Ja selbst 
Strick- und Filetnadeln vom Verkauf ausgeschlossen werden. Was 
man von dem Gesetz erwartet, wird auf keinen Fall eintreten. Im 
glücklichsten Fall wird man im Deutschen Reiche Jährlich ein paar 
hundert arme Teufel beiderlei Geschlechts mehr unglücklich machen, 
hn übrigen aber weder die Verhütung der Empfängnis einschränken, 
noch irgend welche Vorteile auf volksgesundheitlichem Gebiet er¬ 
reichen. Die Fachleute werden sich wohl darüber einig sein, daß 
eine von unkundiger Hand vorgenommene Unterbrechung der , 
Schwangerschaft ganz unverhältnismäßig höhere Gefahren in sich 
birgt, als die Prophylaxe gegen die Schwangerschaft. Man wird 
nlso nichts weiter errei^n, als das größere gegen das kleinere Uebel 
einzutanschen. 
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Das ganze Gesetz richtet sich im Effekt Qbrigens nur g^en die 
minderbemittelte Volksschicht und wird nur die Wirkung haben, dafi 
die Frauen unterhalb einer gewissen Einkommensstufe einfach zur 
Zuchtstute degradiert werden. Die Angehörigen der bemittelten 
Volksschichten werden mit Leichtigkeit einen Weg finden, um nach 
wie vor unwillkommenen Kindersegen weiterhin zu beschränken. 
Eine kleine VergUngungsreise beispieisweise nach Norditalien oder 
Frankreich wird den Schaden mit Leichtigkeit reparieren. 

Der Hauptfehler des Qesetezs ist der, daß man glaubt, mit seiner 
Hilfe Erscheinungen beseitigen zu können, die untrennbar mit unse¬ 
ren kulturelien und wirtschaftlichen Verhältnissen verbunden sind. Es 
ist ungefähr so, ais wenn man einen schwer herzkranken Menschen, 
der durch Stauungen im Blutkreislauf eine bläuliche Qesichtsfärbnng 
hat, dadurch von seinem Herzleiden befreien wollte, daß man ihm rät, 
sich zu pudern. Wenn man wirklich die große Masse dazu veran¬ 
lassen will, mehr Kinder als bisher in die Weit zu setzen, so wird 
man vor allen Dingen das bisherige Leiden än seinen Grundlagen zu 
packen suchen müssen, statt, wie ein untüchtiger Arzt, nur sympto¬ 
matisch zu behandeln. So lange ein Famiiienvater selbst mit ein 
oder zwei Kindern nur ein kümmerliches Auskommen hat, so lange er 
nicht die Aussicht hat, daß seine Kinder ein anderes Fortkommen 
finden, als nur ihr Leben lang gerade so von der Hand in den Mund 
zu leben, so lange wird es unmöglich sein, erfolgreich auf eine Ver¬ 
mehrung der Bevölkerungsziffer hinzuarbeiten. So lange die so¬ 
zialpolitischen und wirtschaftlichen Grundbedingungen fortbesteben, 
die bisher zu einer wiilkürlichen Einschränkung der Kinderzahl ge¬ 
führt haben, wird jeder Versuch, hier Remedur zu schaffen, an seiner 
inneren Unmöglichkeit scheitern. 

Es wurde bereits darauf hingewiesen (Nr. 49 u. 53, II. Jahrg. der 
„Glocke“: „Die Voiksgesundbeit nach dem Kriege“ und ,4)er Kampf 
gegen die Tuberkulose“), daß es vor allem notwendig ist, nicht einen 
numerischen Ausgleich für die in diesem Kriege verlorenen Menschen¬ 
leben zu erstreben, sondern einen qualitativ gesteigerten. Und 
zweifellos wird man zur Verbesserung der Volksgesundheit in Er¬ 
kenntnis ihrer Notwendigkeit keine Kosten scheuen, um durch Ein¬ 
richtung von Heilstätten, Säuglingsfürsorge-Beratungsstellen und ähn¬ 
liche Organisationen der Gefahr einer Rasseverschlechterung vorzn- 
beugen. Gebt aber das Gesetz, das den Vertrieb empfängnisverhin¬ 
dernder Mittel verbietet und mit schweren Strafen belegt, durch, so 
ist alles Geld für Volksgesundheitliche Bestrebungen direkt zum 
Fenster hinausgeworfen und wir bekommen vielleicht, aber auch 
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nur vielleicht, eine zahlreichere Nachkommenschaft, die jedoch derartiz 
nnterernährt und tuberkuloseverseucht Ist, daB unser kultureller Auf¬ 
schwung in den späteren Generationen nicht nur in Frage gestellt, 
sondern ein Niedergang so gut wie sicher ist 


KARL MATTUTAT: 

Aussichten der Sozialreform. 

D ie Anfänge der deutschen Sozialgesetzgebung liegen schon so weit 
zurück, daB sich nur verhältnismäßig wenige der Verhältnisse er¬ 
innern können, die zu ihrer Inangriffnahme nötigten. Sie fallen in die 
Zeit, als noch das Sozialistengesetz auf der deutschen Arbeiterschaft 
lastete und der Sozialdemokratie wie den Gewerkschaften jede öffent¬ 
liche Tätigkeit unmöglich machte. Es war im Jahre 1881, als die 
kaiserliche Botschaft Wilhelm I. den Reichstag aufforderte, „seine 
Mithilfe zur Heilung sozialer Schäden im Wege der Gesetzgebung 
nicht zu versagen**, und darauf hinwies, daB diese Heilung nicht nur 
im Wege der Repression sozialistischer Ausschreitungen, sondern 
auch gleichmäßig auf dem der positiven Förderung des Wohles der 
Arbeiter gesucht werden sollte. Seitdem sind 35 Jahre vergangen. 
Ueberblickt man die seither vergangene Zeit und den Verlauf der mit 
der kaiserlichen Botschaft eingeleiteten Sozialreform, so kann selbst 
der optimistischste Beurteiler nicht sagen, daß die Entwicklung der 
deutschen Sozialgesetzgebung stürmisch gewesen ist 
Es sind Fortschritte gemacht worden; wer wollte das leugnen! Im 
Vergleich zu jener Zeit ist die Lage der Arbeiter eine bessere. Dem 
fortgesetzten Drängen der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften 
ist es gelungen, wenigstens zu einem Teil die Widerstände zu über¬ 
winden und die Hindernisse hinwegzuräumen, die sich der Fort¬ 
führung und Ausgestaltung der Sozialgesetzgebung entgegenstellten. 
Das war keine leichte Arbeit. Standen doch die Arbeiter selbst — wie 
nach den mit dem Sozialistengesetz und seinen polizeilichen Schikanen 
gemachten Erfahrungen nur zu verständlich erscheint — allen auf die 
Fortführung der Sozialreform gerichteten Bestrebungen mit dem größ¬ 
ten Mißtrauen gegenüber. Dieses Mißtrauen wurde durch die Unzu¬ 
länglichkeiten der geschaffenen sozialen Einrichtungen ständig ge¬ 
nährt. Was man ihnen an Rechten, an Arbeiterschutz, Versicherungs¬ 
leistungen und Bewegungsfreiheit bot, konnte selbst den mäßigsten An¬ 
forderungen nicht genügen. Und selbst dieses Mindestmaß an sozialen 
Vorteilen fand von seiten der Unternehmer die heftigste Bekämpfung. 
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Sie empfanden die zum Schutze für Leben und Gesundheit der Ar¬ 
beiter durch^eführten Maßnahmen als unerhörte Eingriffe in ihre Rechte 
und klagten in der beweglichsten Weise über die dadurch der deut¬ 
schen Industrie auferlegten unerträglichen Lasten. Hätte man ihren 
Behauptungen Glauben schenken können, so befand sich die deutsche 
Industrie infolge der sozialreformerischen Maßnahmen am Rande ihrer 
Leistungsfähigkeit und war außerstande, den Wettbewerb mit der des 
Auslandes noch länger aufrechtzuerhalten. Damit nicht genug, stellten 
es die Soldschreiber des Industriekapitals ä la Bernhard so hin, als ob 
die Sozialreform auch zur Entmannung und Verweichlichung der deut¬ 
schen Arbeiter sowie zur Untergrabung der deutschen Volkskraft und 
schließlich zum Zusammenbruch führen müsse. 

Derartigen Widerständen ist es zuzuschreiben, daß die Fortführung 
der Sozialreform nur äußerst langsam und zögernd vor sich ging, ja 
oftmals völlig ins Stocken geriet Abgesehen von der sehr mangel¬ 
haften und wenig befriedigenden Angestelltenversicherung ist denn 
auch in den letzten Jahren vor dem Kriege auf dem Gebiete der 
Sozialgesetzgebung nichts geschehen, was als neu und einigermaßen 
von Wichtigkeit zu bezeichnen wäre. Man begnügte sich mit der 
Ausgestaltung der bestehenden Sozialgesetze, die aber auch in sehr 
unzulänglicher Weise erfolgte und — wie die Reichsversichernngs- 
ordnung zeigt — nach keiner Seite Befriedigung auslösen konnte. 
Wenn trotzdem die Sozialreform nicht einschlief und Fortschritte ge¬ 
macht wurden, so ist das nur dem unausgesetzten Drängen der Ar¬ 
beiterschaft zu verdanken, deren politische und gewerkschaftliche 
Vertretung es sich angelegen sein ließ, immer wieder an das sozial¬ 
politische Gewissen der Regierung und der bürgerlichen Parteien zu 
appellieren und es aufzurütteln. Auf diese Weise gelang es, wenig¬ 
stens einzelne Vorteile zu erreichen, die Existenz- und Arbeitsbedin¬ 
gungen für die Arbeiterschaft zu erlassen und geplante Verschlech¬ 
terungen von ihr fernzuhalten. 

Wie wenig die von den Unternehmern und insbesondere von den 
Vertretern der Großindustrie in bezug auf die Wirkungen der sozialen 
Gesetzgebung geäußerten Befürchtungen zutrafen, das hat der Ver¬ 
lauf des gegenwärtigen Krieges auf das eindringlichste und über¬ 
zeugendste nachgewiesen. Er hat nicht nur gezeigt, wie trotz der 
soviel beklagten Lasten die deutsche Industrie imstande war, den 
Wettbewerb mit der Industrie des Auslandes auszuhalten, sondern 
auch den weitgehendsten Anforderungen an ihre Leistungen zu ge¬ 
nügen. Darüber hinaus ist aber auch der Beweis dafür erbracht, 
wie recht die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften batten, wenn 
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sie fortzesetzt die Nowendigkeit der Fortführung und Erweiterung der 
Sozialrefomi und ihre günstigen Wirkungen für die Leistungsfähigkeit 
der deutschen Arbeiter betonten. Heute geht wohl — wie selbst von 
früheren Gegnern der Sozialreform zugestanden werden muB — 
überwiegend die Ansicht dahin, daß ohne den gesetzlichen Arbeiter» 
schütz und ohne Versicherungsgesetzgebung das deutsche Volk 
außerstande wäre, jene ungeheuren Leistungen und jene Wider¬ 
standsfähigkeit zu entwickeln, die der Kampf Deutschlands und seiner 
Verbündeten mit fast der ganzen Welt nun schon fast drei Jahre von 
ihm fordert Gleichzeitig hat aber auch dieser ungeheure Krieg 
jedem der sehen will oder den Ereignissen nicht mit verbundenen 
Augen gegenüber steht, offenbar gemacht, wie groß noch die Lücken 
unserer Sozialgesetzgebung sind und wie dringend notwendig es ist, 
diese Lücken nach Beendigung des Krieges so bald wie möglich 
anszufüllen und zu schließen. 

Am stärksten und sichersten treten die Mängel und Lücken unserer 
Sozialgesetzgebung bei der Arbeiterversicherung hervor. Das war zu 
erwarten, nachdem die Reichsversicherungsordnung nur ein schwäch¬ 
licher und in Rücksichten aller Art ersterbender Reformversuch ge¬ 
blieben ist Sie ließ das Wesen der bestehenden Versicherungsgesetze 
unberührt und hielt die vorhandene Trennung der einzelnen Versiche- 
mngsgebiete aufrecht Nach wie vor bleibt zwischen Kranken-, Un¬ 
fall- und Invalidenversicherung mit ihren besonderen, teilweise höchst 
ungenügenden Leistungen zu unterscheiden. Verschlimmert wird 
dieser Zustand dadurch, daß jede Versicherung ihre besondere, recht 
kostspielige Organisation mit nach Art und Zusammensetzung ver¬ 
schiedenen Versicherungsverträgen hat Die Angliederung der Hinter- 
biiebenenversicherung an die Invalidenversicherung vermochte an 
diesen Verhältnissen nichts zu bessern, sondern hat das Gesamtbild 
der Arbeiterversicherung nur noch verworrener und weniger über¬ 
sichtlich gemacht Den Gipfel erreicht diese Verworrenheit durch 
die Angestelltenversicherung, für die man aus mittelständlerischen 
Rücksichten ebenfalls eine besondere Organisation für notwendig er¬ 
achtete und die sich deshalb nicht nur als recht kostspielige, sondern 
auch al.s höchst schwerfällige und verfehlte Einrichtung darstellt 

Die Unzulänglichkeiten der Arbeiter- und Angestelltenversicherung 
haben während des Krieges mancherlei Ergänzungen erforderlich ge¬ 
macht die vor dem Kriege von den Beteiligten vergeblich verlangt 
aber wegen angeblichen Mangels an Mitteln oder aus anderen mehr 
oder minder fadenscheinigen Gründen verweigert wurden. Der 
Krieg zwang zur Berücksichtigung dieser Wünsche. So hat man die 
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Krankenversicherunz ausgedehnt, die Versicherungsgrenzen er¬ 
weitert, die Wochenhilfe und die Zahlung von Stillgeld eingeführt bezw. 
erstere auf eine erweiterte Grundlage gestellt, die Altersgrenze für die 
Altersrente auf das 65. Lebensjahr herabgesetzt und die Leistuoffen 
der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung in bezug auf die 
Kinderzuschuß- und Waisenrenten erhöht. Daneben gewähren die 
Versicherungsanstalten nicht unerhebliche freiwillige Zuwendungen 
an die Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern in Form von Ehren¬ 
gaben und beteiligen sich in hervorragender Weise an den sonstigen 
Aufgaben der allgemeinen Kriegsfürsorge. An die gleichzeitige Er¬ 
höhung der Krankenversicherungsleistungen, der Unfall-, Kranken-, 
Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenenrenten wagte man sich leider 
nicht heran, obgleich die Lebensmittelpreise rapide in die Höbe 
gingen und sich damit die Existenzverhältnisse der Rentenbezngs- 
berechtigten ganz beträchtlich verschlechterten und immer unerträg¬ 
licher gestalteten. 

Auch auf anderen Gebieten wurden unleugbare Fortschritte er¬ 
zielt Nur blieb alles Stückwerk und ohne genügenden organischen 
Zusammenhang, wofür man als Entschuldigung auf die für Schaffung 
besserer und zweckmäßigerer Einrichtungen ungünstige Zeit ver¬ 
wies. Hierunter fällt die Regelung der Arbeitsvermittlung, der Er- 
werbslosenunterstOtzung, der Familienfürsorge, Hinterbliebenenfür¬ 
sorge für Kriegerwitwen- und -waisen und die Kriegsinvalidenfür¬ 
sorge. Allen diesen Einrichtungen haften erhebliche Mängel an und 
bleiben sie von einer Befriedigung der in dieser Richtung gestellten 
Forderungen der Arbeiterschaft noch sehr weit entfernt Zugleich ist 
festzustellen, daß man bei einigem guten Willen und etwas mehr 
Energie wohl imstande gewesen wäre, trotz der für soziale Reformen 
ungünstigen Zeitverhältnisse Besseres zu schaffen. Man ist aber bei 
uns zu sehr daran gewöhnt sich mit Flickereien zu behelfen, um den 
drängendsten Bedürfnissen Rechnung zu tragen, alles weitere aber 
der Zukunft zu fiberlassen. So hofft man auch jetzt auf die Zeit nach 
dem Kriege, die Gelegenheit und Muße bringen soll, das Begonnene 
auf eine festere und sicherere Grundlage zu stellen und weiter anszu- 
bauen. 

Ob und in welchem Maße das gelingen wird, ist eine Frage, die 
sich schwer beantworten läßt Der Krieg hat unsere wirtschaftlichen 
Verhältnisse derart in Mitleidenschaft gezogen und sie so unübersicht¬ 
lich gestaltet daß es zur Zeit unmöglich ist über ihre Entwicklung 
nach dem Kriege Bestimmtes vorauszusagen. Soviel erscheint je¬ 
doch als sicher, daß die arbeitenden und mittleren Schichten des 
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Volkes wesentlich onsUnstisere Existenzbedinsungen vorfinden und 
ganz gewaltige Anforderungen an das Reich, die Bundesstaaten und 
Gemeinden herantreten werden, um ihre Lage erträglich zu machen. 
Welcher Art die gestellten Aufgaben sein werden, das lassen die 
Forderungen erkennen, die sowohl aus den Kreisen der Arbeiter¬ 
schaft wie auch von sonst sozialpolitisch interessierten Stellen er¬ 
hoben worden sind. Und Jeder Tag bringt neue Forderungen, die 
nicht weniger dringlich sind, teils wirtschaftlicher, teils versicherungs- 
rechtlicher Art Mit Recht verlangen die Arbeiter angesichts der ge¬ 
sundheitlichen Verwüstungen, die durch den Lebensmittelmangel, die 
daraus folgende Unterernährung und die außerordentlichen Anforde¬ 
rungen an ihre Leistungsfähigkeit seitens der Rüstungsindustrie ver- 
u^acbt werden, nach baldiger Wiedereinführung des durch den Krieg 
suspendierten Arbeiterschutzes auf erweiterter Grundlage, Verbesse¬ 
rung des Jugendlichenschutzes und des Fortbildungsschulwesens, Be¬ 
seitigung der Kinderarbeit und Einschränkung der Frauenarbeit, Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit, Umwandlung und Reformierung des Lehr¬ 
lingswesens. Daneben geht einher die Forderung nach Regelung der 
Arbeitsvermittlung und Einführung einer reichsgesetzlichen Arbeits¬ 
losenversicherung. In versicherungsrechtlicher Beziehung • wird ge¬ 
fordert: die Reform der Arbeiterversicherung durch Zusammenlegung 
der verschiedenen Versicherungszweige: Kranken-, Unfall-, Invaliden-, 
Alters-, Hinterbliebenen- und Angesteiltenversicherung, Schaffung 
einer einheitlichen Organisation, Ausdehnung der Versicherungs¬ 
grenzen und zeitgemäße Erhöhung der Versicherungsleistungen, Ein¬ 
führung einer Mutterschaftsversicherung unter Berücksichtigung der 
Schwangerschafts- und Stillperiode, Säuglings- und KinderfOrsorge, 
sowie einer Kinderversicherung zur Unterstützung kinderreicher 
Familien. Weiter wird verlangt eine Reform der Kriegsinvaliden- 
und Hinterbliebenenfürsorge und insbesondere Besserung der für sie 
geltenden Rechtsverhältnisse nach dem für die Arbeiterversicherung 
gegebenen Vorbilde und schließlich eine Reform des Wohnungs¬ 
wesens, vor allem die Schaffung billiger, den Einkommensverhältnissen 
der minderbemittelten Bevölkerung und den hygienischen Anforde¬ 
rungen angepaßten Wohngelegenheit. Dazu kommen noch eine An¬ 
zahl Forderungen wirtschaftlicher und rechtlicher Natur, wie Ver¬ 
besserung des Verkehrswesens, Schaffung neuer Wasserwege, Reform 
des Genossenschaftswesens, Aenderung des Arbeiter-, Angestellten- 
nnd Beamtenrechts, des Zivil- und Militärstrafrechts, sowie zahl¬ 
reiche andere Wünsche, deren vollständige Aufzählung unmöglich 
ist und auch zu weit führen würde. 
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Alle diese Forderongen siad nicht nur berechtigt, sondern noch 
dringlich. Ihre Inangriffnahme und Durchführung sollte sobald vie 
möglich erfolgen. Während des Krieges ist jedoch darauf nicht za 
rechnen, und man wird sich weiter damit begnügen müssen, daB 
wenigstens etwas geschieht, was den dringendsten Bedürfnissen ent¬ 
gegenkommt. Noch tobt der Krieg, der alle für die Durchführung 
von sozialen und sonstigen Reformen notwendigen Kräfte in An¬ 
spruch nimmt und sein Ende ist leider nicht abzusehen. Unsere 
Feinde haben ihre Vernichtungsabsichten gegen das Deutsche Rddi 
noch nicht aufgegeben, wenngleich sie ihre Z^rschmetterungstiraden 
seit einiger Zeit merklich weniger laut in die Welt hinausschreien. 
Sie glauben wohl selbst nicht mehr daran, daß sie ihr Ziel erreichen, 
falls sie diesen Glauben gehabt haben. Das enthebt uns jedoch nicht 
der Verpflichtung, alle Kräfte anzustrengen, um ihrem Vernichtungs¬ 
willen entgegenzuwirken, was gegenwärtig nur dadurch geschehen 
kann, daß wir alle unsere Energie auf unsere Verteidigung konzen¬ 
trieren und alles über das Gebot der Erhaltung unserer Selbständig¬ 
keit Hinausgehende für später zurückstellen. 

Wie wird es aber nach dem Kriege? Wer glaubt daran, daß sich 
mit seinem Ende die ganze Gesetzgebungsmaschinerie sofort am- und 
darauf einstelien läßt, die zu Bergen angehäuften sozialen und son¬ 
stigen gesetzgeberischen Aufgaben alsbald in Angriff nehmen und er¬ 
ledigen zu können? Wohl nur wenige! Die mit dem Ende des Krieges 
der Regierung, dem Reichstage als auch den bundesstaatlichen Par¬ 
lamenten zufallende Arbeitslast ist so riesengroß, daß es vieler Mühe 
und Arbeit bedürfen wird, um nur die allernotwendigsten Anforde¬ 
rungen zu befriedigen. Schwierigkeiten auf Schwierigkeiten werden 
sich dieser Erledigung entgegentürmen, die hinwegzuräumen nicht 
leicht fallen wird. Man braucht nur auf die Ueberführung der gegen¬ 
wärtigen Kriegswirtschaft in die Friedenswirtschaft, sowie darauf 
zu verweisen, was in den Kriegsjahren an laufenden Geschäften zn- 
rückgestellt werden mußte. Es hat bei Beginn des Krieges Monate 
gedauert, ehe sich die Umgruppierung der Industrie soweit vollzog, 
daß sie einigermaßen den Anforderungen des Heeresbedarfs genügte. 
Damit war sie aber noch lange nicht vollständig. Erst vor kurzem 
hat sie durch das Hilfsdienstgesetz ihren formellen Abschluß er¬ 
langt. Die Umgruppierung geht noch immer vor sich und dürfte so¬ 
bald noch nicht abgeschlossen sein, da uns fortgesetzt neue Auf¬ 
gaben erwachsen. Aehnliches zeigt sich auf anderen Gebieten. Die 
gleiche Erscheinung wird sich bei Beendigung des Krieges bemerk¬ 
bar machen. Schon jetzt steht die Unmöglichkeit fest, mit dem 
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Friedensschlüsse die Millionen von im Felde an and hinter der Front 
stehenden Krieser sofort in die Heimat zn entlassen. Dazu fehlt es 
an allen Voraussetzungen und dieselben lassen sich nicht in kurzer 
Zeit schaffen. Die industriellen Betriebe sind ohne Rohstoffe, wie sie 
für die Friedenswirtschaft erfordert werden. Der Handel hat seine 
alten Absatzgebiete und Verbindungen verloren und muß erst wieder 
Verbindungen anknüpfen, um die alten Absatzgebiete wieder zu er> 
schließen oder neue zu gewinnen. Es fehlt an Schiffsraum und rollen¬ 
dem Material und schließlich auch an Qeid, das in den Kriegsan¬ 
leihen festgeiegt ist und nicht sofort wieder flüssig zu machen ist. 

Nur langsam kann und wird sich daher die Friedenswirtschaft 
wieder entwickeln und es geraume Zeit dauern, bis wir einigermaßen 
normale Verhältnisse haben. Demzufolge kann sich der Abbau des 
Heeres nur allmählich vollziehen und werden dabei eine Reihe neuer 
und dringender Aufgaben entstehen, die den Qesetzgebungskörper in 
angestrengtester Tätigkeit halten werden, so daß für weitergehende 
Anforderungen wenig Zeit übrig bleiben wird. Diese Verhältnisse 
sind einer baldigen und restlosen Befriedigung der erhobenen und 
durch die Zeitverhältnisse bedingten Soziaireformwünsche wenig gün¬ 
stig. Das umsomehr, als auch die parteipolitische Gestaltung der Dinge 
für eine baldige gründliche und systematische Durchführung der Sozial¬ 
reform wenig geeignet erscheint. Dazu gehört auch die Entwicklung, 
die sich innerhalb der sozialdemokratischen Partei vollzieht Täuschen 
wir uns darüber nicht! Die Streitigkeiten innerhalb der Partei haben 
nicht dazu beigetragen, ihre Aktionskraft zu erhöhen. Das macht sich 
schon letzt nur zu sehr bemerkbar und nach dem Kriege wird diese 
Tatsache noch stärker hervortreten. Der Kampf um die Einheit der 
Partei ist durch die Abstoßung der oppositionellen Gruppen noch nicht 
abgeschlossen. Er wird nach dem Kriege in verschärftem Maße ent¬ 
brennen und ihre Tätigkeit auf politischem und sozialem Gebiet lähmen. 
Das, was bis letzt von der Opposition an Parteizerstörungsarbeit 
geleistet wurde. Ist noch nicht das Schlimmste, was zur Zerreißung 
und Zerfleischung des Parteikörpers sowie zur Untergrabung des Ein¬ 
flusses der Arbeiterschaft in bezug auf die Entwicklung der politischen 
und sozialen Verhältnisse geschehen konnte. Es wird nach dem Kriege 
tin erbittertes Ringen um die Mehrheit innerhalb der Arbeiterschaft 
einsctzen. 

Unter diesen Umständen ist die Gefahr sehr naheliegend, daß die 
sozialen Forderungen der Arbeiter vor anderen Dingen zurückgestellt 
werden, in den Hintergrund treten und leere Wünsche bleiben. Die 
Arbeiter würden nach den beispiellosen Opfern, die sie im Laufe des 
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Krieges auf sich genommen haben, kaum ruhig Zusehen. Deshalb 
aber sollten die leitenden Steilen in der Partei wie der Gewerkschaften 
bei Zeiten dahin Vorsorge treffen, einer solchen Gefahr vorzubeugen. 
Dazu gehört, daB eine Sichtung der im Laufe der Zeit, insbesondere 
während des Krieges als dringlich hervorgetretenen sozialen For¬ 
derungen vorgenommen und Klarheit darüber geschaffen wird, wie 
man dieselben am besten zur Geltung bringen kann. Zugleich wird es 
notwendig sein, alle Kräfte auf diese Forderungen zu vereinigen, 
um ihre Durchführung zu erkämpfen. Den Gewerkschaften fällt hier¬ 
bei eine besonder Aufgabe zu. Sie sind von den Streitigkeiten inner¬ 
halb der Partei verhältnismäßig wenig berührt worden und haben 
auch in der Folge hoffentlich darunter nicht allzusehr zu leiden. Ans 
diesem Grunde wird ihnen die Sammlung der Kräfte zur Durch¬ 
setzung ihrer Forderungen am leichtesten fallen. Das könnte um so 
eher geschehen, wenn es gelänge, die Arbeiter aller Richtungen auf 
gewisse Forderungen zu vereinigen. 

Eine solche Einigung und ein daraus sich ergebendes Zusammen¬ 
arbeiten sollte zu erreichen sein. Während des Krieges war dies 
wiederholt der Fall, das hat vor allem das Zusammengehen der Ge¬ 
werkschaften aller Richtungen in den Ernährungsfragen bewiesen. Es 
sind damit Erfolge erzielt worden, die, mögen sie auch im allgemeinen 
noch so wenig befriedigen, doch nicht unterschätzt werden dürfen. 
Nach Lage der gegebenen Umstände war dieses Zusammengehen das 
einzig Richtige, um den Wünschen und Forderungen der Arbeiter Nach¬ 
druck zu verschaffen. In dieser Weise dürfte fortzufahren sein. Unter 
den erhobenen sozialpolitischen Forderungen sind eine ganze An¬ 
zahl, bezüglich deren sich die Interessen aller Gewerkschaftsrichtungen 
begegnen und über die sowohl selbst, als auch über ein gemeinsames 
Vorgehen zu ihrer Durchsetzung eine Einigung erfolgen kann. Nur 
so wird es möglich gemacht werden können, wenigstens einen Teil der 
Widerstände auszuschalten, die sich ihnen entgegenstellen und die 
Bahn für einen sozialpolitischen Fortschritt frei zu machen. 


MAX SACHS: 

Arbeiterschaft und Bauvereinigungen. 

D er neue preußische Wohnungsgesetzentwurf, den Genosse Paul 
Hirsch in Nr. 42 des vorigen Jahrgangs der „Glocke“ besprach, 
sieht unter anderem eine wenn auch sehr bescheidene Unterstützung 
der sogenannten gemeinnützigen Bauvereinigungen vor. Die Tat- 
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Sache, daB Jetzt, wo eine Verschärfung der herrschenden Wohnungs- 
mifistände droht der Staat sich zu einer stärkeren Unterstützung der 
Bauvereinigungen entscbiieBt, ist geeignet auch die Aufmerksamkeit 
der Arbeiterschaft auf die Organisationen zu lenken, die bisher in der 
Partei- und Qewerkschaftspresse nur verhältnismäßig wenig Be¬ 
achtung fanden. Die Zahl und die Wirksamkeit der Baugenossen¬ 
schaften und ähnlichen Organisationen sind in den letzten Jahren 
gewachsen. Und wenn die Voiksmassen irgendwo Ursache haben, 
sich zusammenzuschließen, um sich ihrer Haut zu wehren, so sicher 
anf dem Gebiet des Wohnungswesens. Die auf dem Boden der mo¬ 
dernen Arbeiterbewegung stehende Arbeiterschaft hat sich aber bis¬ 
her an den gemeinnützigen Bauvereinigungen nur verhältnismäßig 
wenig beteiligt. Auch heute noch sind diese Vereinigungen zum großen 
Teil „Wohlfahrts“einrichtungen von Unternehmern, die ihre Arbeiter 
mit Wohnungen versorgen wollen, oder sie werden von bürgerlichen 
Sozialpolitikern geleitet und gestützt. Während man es in der Ar¬ 
beiterschaft schon längst für selbstverständlich hält, daß sich ein 
Jeder ais Verbraucher von Brot, Zucker und Kaffee organisiert, haben 
sich die Arbeiter bisher nur in geringer Zahl zusammengeschlossen, 
um ihre Interessen als Wohnungskonsumenten mit den Mitteln der ge¬ 
nossenschaftlichen Selbsthilfe zu verteidigen. Die Gründe für diese 
Erscheinungen liegen nahe. Wer in der Arbeiterbewegung tätig ist, 
weiß, eine wie große Arbeitslast die Genossen zu bewältigen haben, 
die die gewerkschaftliche und politische Arbeiterbewegung leiten.. 
So ist es begreiflich, daß sie nicht allzu große ^Neigung zeigten, ihr 
Arbeitsgebiet zu erweitern. Dazu kommt, daß es Viel schwerer ist, mit 
Hilfe von Arbeitergroschen Häuser zu bauen, als etwa Kolonialwaren 
zu kaufen und zu verkaufen. Ein Kleinhandelsgeschäft, wie es unsere 
Konsumvereine betreiben, kann mit einem verhältnismäßig kleinen 
Kapital eröffnet und es können allen Mitgliedern des Vereins sofort 
in die Augen fallende Vorteile geboten werden. Zum Bau von Häusern 
müssen, selbst wenn die sehr schwierige Beleihungsfrage so günstig 
wie möglich gelöst wird, bedeutende Mittel aufgebracht werden, und 
es kann wenigstens zunächst nur ein Teil der MUgliedex mit Woh¬ 
nungen versorgt werden. 

Trotzdem wäre es ein schwerer Fehler, wenn auch nach dem Krieg 
die Arbeiterschaft sich so wenig um die Bauvereinigungen kümmerte, 
wie bisher. Gewiß, Häuser bauen kostet Geld. Aber verfügen nicht 
schließlich auch viele Arbeiter über Spargroschen, die insgesamt eine 
stattliche Summe ausmachen und die vielmehr als bisher den Inter¬ 
essen des Proletariats nutzbar gemacht werden könnten? Der Anfang 
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einer MobUisienmg der Arbeiierspargroschen ist gemacht Viele 
Konsumvereine haben Sparkassen und auch die Volksffirsorge ist ein 
gutes Werkzeug, um den Arbeitern den Nutzen ihrer Spargroschen in 
möglichst weitem Umfang zuteil werden zu lassen. Ein gro&er Teil 
dieser Spargroschen aber wandert noch heute auf dem Wege über 
die kommunalen Sparkassen in die Hände von privaten Unternehmern. 
Der Arbeiter erhält für seine Spargroschen nur den Zins, während die 
Differenz zwischen dem Zins und dem mit dem Oelde erzielten Profit 
irgend einem Geschäftsmann zufließt. So erhält das aus Arbeiter¬ 
spargroschen angesammelte Geld häufig irgend ein Hausbesitzer als 
Hypothek, der alles tut, um aus seinen Arbeitermietern möglichst viel 
herauszuholen und jede für ihn günstige Gestaltung des Wohnungs¬ 
marktes ausnützt, um seine Mieter mit einer gehörigen Mietsteigening 
zu beglücken. Das ist ein Zustand, dem ein Ende gemacht werden 
muß. Und ein Mittel, um diesem Ziele näher zu kommen, wäre ge¬ 
wonnen, wenn es gelänge, die Arbeiter in ihrer Eigenschaft als 
Wohnungskonsumenten ebenso zu organisieren, wie sie als Käufer 
von Brot, Zucker und Seife bereits organisiert sind. 

Freilich muß man sich von vornherein davor hüten, sich von der 
Wirksamkeit der Bauvereinigungen allzuviel zu versprechen. Selbst¬ 
verständlich können die Bauvereinigungen in der Regel keine Ver¬ 
billigung der Wohnungen herbeiführen. Sie müssen dieselben Preise 
für Baumaterialien zahlen wie irgend ein Privatunternehmer, nnd 
auch für den Grund und Boden müssen sie, wenn sie nicht etwa durch 
Staat oder Gemeinde besonders begünstigt werden, meist dasselbe an- 
legen wie der privatkapitalistische Häuserbauer. Und wenn sie 
von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, wie z. B. von den Invaliden¬ 
versicherungsanstalten, Hypothekenkapitalien zu einem geringeren als 
dem üblichen Zinsfuß erhalten, so sind sie dafür zu einer regeünäfil- 
gen Tilgung ihrer Hypotheken verpflichtet, die der private Haus¬ 
besitzer meist nicht nötig hat 

Aber die Bauvereinigungen können dazu beitragen, daß Mieter¬ 
höhungen, die nicht durch eine Steigerung der Baukosten gerecht¬ 
fertigt sind, vermieden werden. Wie stehen denn heute häufig die 
Dinge? Die Wohnungsknappheit, die auch schon vor dem Kriege in 
unseren größeren Städten und Industriebezirken von Zeit zu Zeit ein¬ 
trat, hat es den Hauswirten oft ermöglicht, die Mieten wesentlich zu 
steigern. Die Erhöhung der Wohnungsmieten übt aber leicht einen 
nachteiligen Einfluß auf den Bodenpreis aus. In dem Preis des un¬ 
bebauten. aber für eine baldige Bebauung geeigneten Landes, wird 
der Ertrag kapitalisiert, den man ans dem Grundstück nach der Be- 
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banoDK glaubt ziehen zu können. Ein durch die Wohnungsknappheit 
herbeigeführtes Steigern der Mieten erhöht die Ertragsaussichten 
und damit die Bodenpreise. Wer auf dem so teuer gewordenen Boden 
Häuser errichtet, muß nun von vornherein höhere Mieten nehmen, 
sonst kommt er nicht auf seine Rechnung. Sind aber leistungsfähige 
gemeinnützige Bauvereinigungen vorhanden, die durch rechtzeitige 
Errichtung von Kieinwohnungen der Wohnungsknappheit begegnen 
können, so kann unter Umständen mit Erfolg einer allgemeinen Miet¬ 
steigerung entgegengewirkt werden. Kann doch das Angebot einer 
Reihe von Wohnungen, deren Zahl im Verhältnis zur Menge der über¬ 
haupt an einem Ort vorhandenen Wohnungen gering ist, darüber ent¬ 
scheiden, ob so und soviei Wohnungsucbende sich gegenseitig über¬ 
bieten, um Oberhaupt eine Wohnung zu bekommen, oder ob die Haus¬ 
wirte, die unverschämte Mietforderungen stellen, fürchten müssen, 
daß ihnen ihre Wohnung leer stehen bleibt. 

Infolge des günstigen Einflusses, den die Bauvereinignngen unter 
Umständen auf die Gestaltung der Miethöhe ausüben, können sie auch 
denjenigen ihrer Mitglieder Nutzen bringen, die nicht die Absicht oder 
die Möglichkeit haben, eine von ihrer Vereinigung errichtete Wohnung 
zu beziehen. Ausgeschlossen ist es natürlich, daß eine Bauvereinigung, 
wenn ihr nicht eine außergewöhnlich weitgehende Unterstützung aus 
öffentlichen Mitteln zu Teil wird, für jedes ihrer Mitglieder eine Woh¬ 
nung beschaffen kann, es sei denn, daß sie von jedem Mitglied eine 
sehr hohe Einzahlung verlangt Selbst wenn eine Bauvereinigung 
ihre Häuser mit 80 bis 90 Proz. h 3 n;>othekarisch belieben erhält so 
müssen doch von den Mitgliedern, wenn man, wie geboten, die durch¬ 
schnittlichen Herstellungskosten einer Kleinwohnung auf etwa 
7000 Mark beziffert für die Wohnung 700 bis 1400 Mark aufgebracht 
werden, soll das Unternehmen auf einer soliden Grundlage aufgebaut 
werden. Nehmen wir an, daß, wie dies vielfach der Fall ist, die 
Summe, die das einzelne Mitglied einzuzahlen hat 200 Mark beträgt 
so kommt im günstigsten Pali auf jedes 5. oder 4. Mitglied eine 
Wohnung, vorausgesetzt daß alle Mitglieder ihre Geschäftsanteile voll 
eingezahlt haben. In Wirklichkeit wird aber wieder eine Bauvereini¬ 
gung die volle Einzahlung der Geschäftsanteile durch alle Mitglieder 
oft nicht erreichen können. Die Arbeiter müssen aber die Bau¬ 
vereinigungen als eine Art Mietergewerkschaften betrachten. Der Ar¬ 
beiter sieht doch die Vorteile, die ihm die Gewerkschaft bietet auch 
nicht in erster Linie darin, daß er eventuell eine Unterstützung aus der 
Qewerkscbaftskasse erhalten kann. Im Gegenteit es wird ihm lieber 
sein, wenn er direkte Leistungen seiner Gewerkschaft gar nicht in An- 
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Spruch zu nehmen braucht und sich mit dem Nutzen beanQsen kann, 
den ihm die Gewerkschaft durch ihren Einfluß auf die Oestaltuns der 
Arbeitsbedingungen bieten. So wie seine Zugehörigkeit zur Gewerk¬ 
schaft muB der Arbeiter auch seine Mitgliedschaft bei einer Banver¬ 
einigung bewerten lernen, die durch ihre Fähigkeit einem Steigen der 
Kosten entgegenwirkt 

Der Nutzen der Bauvereinigungen für die Volksinteressen liegt dann 
aber auch darin, daß sie zur Besserung der Wohnungsverhältnisse 
beitragen können, indem sie besonders gute und zweckmäßige Woh¬ 
nungen schaffen. Schon heute haben die Bauvereinigungen vielfach 
vorbildlich gewirkt Wo sonst der Arbeiter in eine dumpfe Miet¬ 
kaserne ziehen muß, wird es ihm eine Bau Vereinigung oft ermöglichen, 
daß er eine Wohnung in einem Kleinhaus mit Garten erhält Von 
welch großem Vorteil wäre es für viele und besonders für kinderreiche 
Arbeiterfamilien, wenn sie statt im vierten Stock oder im Keller einer 
Mietkaserne in einem Kleinhaus wohnen könnten, wo von der Woh¬ 
nung aus mit wenigen Schritten das Freie erreicht werden kann, 
wenn sich das Leben der Kinder statt auf der Gasse oder in einem 
engen Hofe in einem, wenn auch nicht sehr großen Gärtchen abspielen 
könnte? Zweifellos wäre es ein großer Gewinn für unsere Volks¬ 
gesundheit gelänge es einen nennenswerten Teil der Massen, die beute 
in den Mietkasernen eng gedrängt hausen, ins Kleinhaus zu ver¬ 
pflanzen. Man braucht dabei gar nicht anzunehmen, daß die Wohnung 
im Kleinhaus an sich unter allen Umständen hygienisch vorteilhafter 
ist als in der Mietskaserne. Auch wenn das nicht der Fall ist, bleibt 
doch der große Nutzen für die Gesundheit der eben darin liegt, 
daß die Kleinhauswohnüng es den Bewohnern so sehr erleichtert, 
ins Freie zu kommen, es zum Beispiel auch möglich macht, 
daß ein Teil der Hausarbeit statt im Zimmer im Freien 
verrichtet wird. Auch der wirtschaftliche Vorteil eines kleinen Gärt¬ 
chens, das sich mit einer Wohnung im Kleinhaus leichter verbinden 
läßt als mit einer Mietkasernenwohnung, wird gerade in der Zeit 
nach dem Kriege, wo die Teuerung vermutlich noch längere Zeit an- 
halten wird, nicht ganz gering zu bewerten sein. Mag man die Pro¬ 
duktivität der im Kleingarten geleisteten Arbeit auch nicht hoch ein¬ 
schätzen, so haben doch dessen Nutznießer zum mindesten den VorteiL 
daß sie die Summen sparen, die sie beim Kauf von Kartoffeln, Gemüse 
usw. dem Händler als Zwischengewinn zahlen müssen. 

Bauvereinigungen, die sich in guten Verhältnissen befinden, 
werden unter Umständen auch allerhand Wohlfahrtseinrichtnngen 
für ihre Mitglieder schaffen können, zum Beispiel gemeinsame 
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Kficben und Waschhäuser, Kinderaärten und Kinderhorte. Auch 
Unterstatzunaseinrichtungen lassen sich leicht mit Bauvereinigungen 
verbinden; durch zweckmäßige Bestimmungen kann dafür gesorgt 
werden, daß Wohnungsinhaber, die durch Krankheit oder Arbeits- 
iosigkeit in Not geraten, nicht gleich auf die Straße gesetzt zu 
werden brauchen, wenn sie ihre Miete nicht bezahlen können. Na¬ 
türlich muß sich die Bauvereinigung dabei vor Verlusten durch An¬ 
sammlung entsprechender Fonds schützen. 

Die wirtschaftlichen und politischen Organisationen der modernen 
Arbeiterbewegung haben ein starkes Interesse an einer günstigen Ent¬ 
wicklung der Bauvereinigungen: Einmal deswegen, weil ihnen viel 
daran liegen muß, daß ihre Angehörigen gut und gesund wohnen. 
Menschen, deren Gesundheit nicht durch elende Wohnungsverhält¬ 
nisse untergraben wird, die nicht täglich vom Aerger darüber, daß sie 
in einem elenden Loch hausen müssen, in die Kneipe getrieben werden, 
werden sicher für die Arbeiterbewegung brauchbarer, unseren Bil¬ 
dungsbestebungen zugänglicher sein als solche, die unter der Last 
einer schlechten Wohnung seufzen. 

Dann aber würde es ein Zuwachs an Macht, sowohl an wirtschaft¬ 
licher wie an politischer, für die Arbeiterbewegung sein, wenn es der 
Arbeiterschaft gelänge, neue große wirtschaftliche Organisationen zu 
bilden. Selbstverständlich wollen wir nicht etwa sozialdemokratischen 
Baugenosenschaften das Wort reden. Ganz abgesehen davon, daß 
schon aus gesetzlichen Gründen die absolute politische Neutralität 
der Bauvereinigungen geboten ist, wenigstens wenn die Rechtsform 
der Genossenschaft gewählt wird. Warum sollen nicht Angehörige 
verschiedener politischer Parteien Zusammenwirken, um Häuser zu 
bauen und Wohnungen zu vermieten? Außerdem ist gerade bei den 
Bauvereinigungen ein Zusammenarbeiten mit Leuten aus bürgerlichen 
Kreisen wünschenswert, weil es der Arbeiterschaft nicht leicht fallen 
wird, in ihrer Mitte genügend Leute zu finden, die über die nötigen 
geschäftlichen Kenntnisse verfügen, um Bauvereinigungen zu leiten. 
Aber das Vorhandensein großer wirtschaftlicher Organisationen, deren 
Kern Proletarier bilden, ist geeignet, indirekt auch die politische 
Macht der Arbeiterschaft zu vermehren. Die Gewerkschaften und 
Konsumvereine haben dem Proletariat nicht nur bestimmte materielle 
Vorteile gebracht, sondern auch zur Erhöhung seines Einflusses und 
seines Ansehens verhelfen. Die Stimme des Arbeitervertreters, der 
nicht nur die Millionen Stimmen, sondern auch die Millionen Mark 
hinter sieb hat, wirkt eindringlicher als die des bloßen Agitators. 
Ferner kommen in Betracht, daß das Vorhandensein leistungsfähiger 
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Bauvereinigungen, die die Arbeiterschaft vor einem Wobnungsmangel 
bewahren, geeignet ist, die Errichtung sogenannter Werkwohnungen 
durch die Unternehmer zu verhüten. Ein wie schweres Hemmnis für 
die Arbeiterbewegung solche Werkwohnungen leicht oft werden, ist 
genügend bekannt. Natürlich werden die Unternehmer sich nicht so 
leicht veranlaßt sehen, selbst für ihre Arbeiter Wohnungen zu banen, 
wenn von anderer Seite das Wohnungsbedürfnis der Arbeiterschaft 
ausreichend befriedigt wird. Schließlich bleibt noch zu erwähnen, 
daß es für die Bauarbeiter zweifellos von großem Wert wäre, wenn 
die Arbeitgeber für das Baugewerbe in großem Umfange Organi¬ 
sationen sind, auf die organisierte Arbeiter einen maßgebenden Ein¬ 
fluß haben. 

Man kann vielleicht einwenden, daß auch die stärksten Banver¬ 
einigungen nichts würden ausrichten können, wenn es ihnen nicht ge¬ 
lingt, den notwendigen Hypothekarkredit für die von ihnen zn er¬ 
richtenden Häuser zu erlangen. Gewiß, die Bauvereinigungen 
können im günstigsten Fall durch Einzahlungen ihrer Mit¬ 
glieder nur 10 bis 20 Proz. der Summe aufbringen, die 
zum Wohnungsbau erforderlich sind, und nach dem Kriege 
wird voraussichtlich die Geldbeschaffung für den Kleinwohnungs¬ 
bau mit großen Schwierigkeiten verbunden sein, die nur mit Hilfe von 
Staat und Gemeinde zu lösen sein werden. Aber gerade deswegen 
ist eine starke Organisation der Wohnungskonsumenten erforderlich, 
gerade dann, wenn Bauvereinigungen vorhanden sind, denen ein erheb¬ 
licher Teil der Bevölkerung angehört, wird es leichter sein, durchzn- 
setzen, daß Staat und Gemeinde für den Kleinwohnungsbau Mittel zur 
Verfügung stellen. Es könnte vielleicht weiter gesagt werden, daß es 
überhaupt Aufgabe von Staat und Gemeinde sei, für die Herstellung 
einer genügenden Anzahl von Wohnungen zu sorgen. Aber wir 
haben Staat und Gemeinde noch nicht in der Hand, Ja in den Getnein- 
den haben vielfach die Hausagrarier einen maßgebenden Einfluß, 
denen Jede Wohnungsfürsorge ein Greuel ist, weil ihr Geldbeutel 
darunter leiden könnte. Zudem werden, wie auch das preußische 
Wohnungsgesetz zeigt, Staat und Gemeinde sich eher dazu ent¬ 
schließen, Bauvereinigungen mit Geldmitteln zu unterstützen, als selbst 
Wohnungen zu bauen. 

Was können aber die Arbeiterorganisationen tun, um die Bauver¬ 
einigungen zu fördern? Ausgeschlossen ist wohl, daß die Gewerk¬ 
schaften einen erheblichen Teil ihres Geldes hypothekarisch in Häusern 
der Bauvereinigungen festlegen, da sie ihre Mittel flüssig erhalten 
müssen; eher kommt vielleicht in Frage, daß die Gewerkschaften und 
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aocb die Konsumvereine die Bauvereiniguneen durch kurzfristige 
Darlehen, etwa durch die Gewährung von Baugeld unterstfitzeu, 
ferner ist es denkbar, daß die Mittel der Gewerkschaften wenigstens 
zum Teil auf dem Wege über ein Bankinstitut, etwa die Bankabteilung 
der GEG., dem gemeinnützigen Wohnungsbau dienstbar gemacht 
werden. Notwendig ist aber vor allem eine systematische Propa¬ 
ganda für die Bauvereinigungen innerhalb der Arbeiterschaft, eine 
Propaganda, die nicht wie bisher vereinzelten Genossen als Privat¬ 
arbeit fiberlassen werden darf, sondern die oft offiziell von den Or¬ 
ganen der Arbeiterschaft, am besten vielleicht von den Oewerkschafts- 
kartellen in die Hand genommen werden muß. Nur dann wird es mög¬ 
lich sein, etwas Großzügiges zu schaffen. Und nur große, an Mit¬ 
gliedern reiche Organisationen können der Arbeiterschaft die Vorteile 
bieten, die sich durch Bauvereinigungen erzielen lassen. Vielleicht 
wäre es zweckmäßig, wenn die Hauskassierer der Gewerkschaften 
auch die Einzahlungen für die Bauvereinigungen, die doch in kleinen 
Teilbeträgen geleistet werden dflrften, in Empfang nähmen. 


JOACHIM KAISER: 

Käthe Kollwitz. 

B ei Cassirer in Berlin hat Käthe Kollwitz ausgestellt. Zu ihrem 
50. Geburtstag wird hier ein Ueberblick fiber ihr Schaffen ge¬ 
geben. Wir wußten es längst: Das Erlebnis, die Schaffensquelle 
ihrer Kunst ist das Proletariat, die verarmte, verelendete, gehetzte, 
verstumpfte, vertierte Masse, die „Hände“, wie sie die Engländer so 
bezeichnend genannt haben. Doch der Eindruck dieser Zusammen¬ 
fassung des Lebenswerkes ist so unerhört in seiner Geschlossenheit, 
der Wucht seiner Einförmigkeit, daß es uns wie eine neue Erkenntnis 
fiberfällt. Wenn wir in den zwei Räumen stehen und den Blick fiber 
diese Gesichter, fiber diese Körper und Glieder wandern lassen, denen 
die Sklavenarbeit der Fabrik ihren furchtbaren Stempel aufgedrfickt 
hat, so glauben wir das in den Bildern vor uns zu sehen, was uns 
Karl Marx in Worten und Zahlen, die oft noch schrecklicher sind 
als Worte, zum erstenmal ins Bewußtsein gebracht hat. Wie bei der 
Kollwitz, so ist es auch bei Marx die Geschlossenheit, die Gleich¬ 
förmigkeit der Darstellung und des Dargestellten, was die Wucht des 
Eindrucks so maßlos steigert Und es ist wohl charakteristisch ffir 
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diese Masse, daß ihre Wirkuns: eben in der Masse nnd der Gleich* 
förmigkeit der Masse liegt; ihre Wirkung als Produktionsfaktor wie 
ihre Wirkung in der Darstellung, beim Betrachten. Es ist fast un¬ 
denkbar, daß ein Künstler nur gelegentlich einmal ein Bild des Elends 
konzipiert und aufs Papier bringt, das die Wucht und die Entsetzlich¬ 
keit dieser Tatsache auch nur annähernd erschöpft Wer nicht ganx 
besessen ist von diesem Material, wer nicht seine ganze Passungs¬ 
und Gestaltungskraft in den Dienst dieser Sache stellt, dem offenbart 
sich auch nicht ihre ganze Tiefe, ihre volle Bedeutung. Ist es nicht 
auch das gleiche bei Zola? Finden wir nicht auch bei ihm diese Kon¬ 
zentration der künstlerischen Kraft auf das eine Problem? Wird ein¬ 
mal der Krieg seine künstlerische Darstellung finden, so wird sie wohl 
auch nur einem Menschen gelingen, der seine Kunst ganz und gar 
diesem Ereignis weiht Denn dieser Krieg ist der Krieg der Masse. 

Das jetzt so oft zitierte Wort von Klausewitz: „Der Krieg ist die 
Fortführung der Politik mit anderen Mitteln!“ erfährt hier eine un¬ 
geahnte schreckliche Erläuterung. Wer auch nur einige Phasen dieses 
Krieges selbst in vorderster Linie miterlebt hat, dem erscheinen beim 
Anblick der Kollwitzschen Gestalten Visionen mit schrecklicher Deut¬ 
lichkeit: Wo sah er schon einmal solch stumpfe Erschlaffung, wo sah 
er schon einmal — nein hundertmal und mehr —, wie sich Menschen 
mit letzter Kraft dahinschleppen, wie ein wutentstelltes menschliches 
Gesicht zwischen erhobenen Waffen auftaucht, wie eine breite schwie¬ 
lige Faust schwere Wunden zu lindern sucht, wie dieselbe Faust im 
Dunkel der Nacht tastend über tote Gesichter hinfährt, um den Kame¬ 
raden zu finden? Wo sah er schon einmal, wie die menschlichen Züge 
sich verändern unter der wuchtenden Last einer namenlosen Anstren¬ 
gung, wie die Knochen hervortreten, wie der Ausdruck sich ver¬ 
gröbert, vertiert, wie die GUeder breit werden und schwer und 
knochig, als entstellte sie der Druck einer unsichtbaren Macht? Auf 
den qualvollen Märschen in den Sandwfisten Polens, im Trommel¬ 
feuer der Schützengräben von Souchez und Malancourt, da sah er das 
alles, und viele sahen es dort zum erstenmal Die kannten nicht die 
Bilder der Kollwitz, die Worte von Zola und Marx nnd das, woher 
diese ihre Modelle nahmen. Sie sahen es nicht und wollten es auch 
nicht sehen. Im Kriege gab es kein Ausweichen, da stand die Häßlich¬ 
keit und der Jammer und das Elend unserer Kultur vor ihnen, daß 
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sie es sehen mnfiten. Und sie faßte ein namenloser Schrecken. Wenn 
nichts anderes, so wird dieser Schrecken vielleicht die heiligste Beute 
dieses Krieges für unser Volk und die Menschheit sein. 

Gleich deutlich, gleich unentrinnbar ist der Eindruck der Ausstel¬ 
lung. Man mag sich wenden, wohin man will: überall erfaßt das Auge 
nur neue formen desselben Sdireckens. Die blutigen Tage der Fran¬ 
zösischen Revolution, das stumpfe Leid der schlesischen Weber, ihr 
schrankenloses Rasen gegen die Herrschaft des Kapitals, die noch 
schrankenlosere Unterdrückung des Aufstandes — woher kommt diese 
übermenschliche Kraft, dies fiebernde Rasen in diesen Bildern? Die 
Antwort ist uns nicht versagt: langsam, ganz allmählich in der man¬ 
nigfaltigen Einförmigkeit des Proletarierlebens wird sie gesammelt. 

Die Mutter, die dem Kind nur welke Brüste reichen kann, die ihr 
Kind nicht kleiden kann, ihm keine frohe Jugend bereiten kann, 
das Kind, das hungert und friert und zusieht, wie andere Wohlleben; 
der Mann, der die Geliebte seiner Jugend — denn diese Menschen 
lieben auch — hinsiechen sieht unter der Last des Schicksals, ohne 
daß alle Kraft seiner Hände hinreicht, ihr zu helfen, der mit leeren 
Händen sein Tagewerk beschließt und dann daheim erschüttert ein 
neues Leben erblickt, das die bleiche Frau ihm geboren: sie alle tragen 
Stück für Stück, Teil für Teil zusammen zu iener Kraft, deren gehäufte 
Wut alle inneren und äußeren Grenzen der Menschheit zersprengt, 
die Menschen zum Tier erniedrigt. 

Nicht ohne Grund finden wir so häufig tierhafte Formen in diesen 
Menschenbildern. Das Paar, das den Pflug zieht, die Mütter, die ihre 
Kinder schützend an sich drücken, die zum Angriff vorschnelienden 
Körper: sie alle zeigen einen erschütternden tierischen Zug in den 
Konturen. 

Und zwischen diesen Gebilden — kaum noch Menschen und doch 
so menschlich — da hängen Bilder, zu denen sich Auge und Gemüt 
flüchten, wenn der Jammer und die Erdenschwere der Gestalten Jede 
Hoffnung zu verscheuchen droht Diese Bilder zeigen alle das Antlitz 
derselben Frau. Wie das tränenbenetzte Antlitz der Himmelsjungfrau 
in seiner überirdischen Verklärung die Erlösung und die Wonnen der * 
Gnade ahnen läßt, so liegt im Angesicht dieser Frau die Verklärung 
des Jammers um sie her. Es sind dieselben schweren Augen in weiten 
Höhlen, derselbe breite Mund, dieselbe Wucht der Züge, derselbe 
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Schmerz — und doch nicht dasselbe. Der Hauch höchsten Geistes 
hat diese Stirn berührt, diesen Schmerz geadelt Hier zeigt sich für 
die Kreaturen des Elends und der Not eine Hoffnung, eine Erlösung. 
Die Bilder zeigen das Selbstbildnis der Künstlerin. 

Wir stehen vor einem geschlossenen Werk, einer geschlossenen 
Persönlichkeit Diese Einheit von Künstler und Werk berührt uns am 
tiefsten: was die Künstlerin in ihrer Seele so ganz tief und ausschließ¬ 
lich erlebte, ist in ihre.-i Bildern gestaltet auf ihrem Gesicht in gei¬ 
stigster Schöne sublimiert 


ERNST ALMSLOH: 

Eine Wagenfahrt. 

S onst gings hoch zu wagen durch das schöne Thüringer Land. 

Wenn die Reichstagswahlen vor der Tür standen und kiine Zeit 
zu verlieren warl Wenn an einem einzigen Sonntag drei und vier 
Versammlungen abgehalten werden mußten, damit man überall wenig¬ 
stens einmal gewesen war und sich als Kandidat vorgestellt hatte! 

Hei, das war ein Vergnügen! Vorn auf dem Bock sitzen, neben dem 
Kutscher, damit der Blick frei schweifen konnte. Ueber die Felder und 
Wälder, über die Wiesen und fernen Berge. Und die Pracht wenn 
nächtlicher Rauhreif die Natur geschmückt hattet Kein Baum, kein 
Zweiglein, kein Hälmchen ohne die zarte, weißglänzende Einfassnng! 
Auf die Augen, damit sie tranken, was sie konnten, vom goldenen 
UeberfluB der Welt! 

Und die Oesprächel Nur von Kampf und Sieg bandelten sie. Wie 
der Gegner gestern abend ein Niederlage erlitten batte, wie wir ihn 
heute erneut zu treffen hofften, wie die Versammlung in Sillerianter 
besucht sein würde, wieviel Stimmen wir bei der vorigen Wahl hatten, 
wieviel wir dieses Mal mehr bekommen würden, wie wir ohne Stich¬ 
wahl den Kreis zu gewinnen hofften.- 

„Herr Feldwebel, wollen wir in diesem Orte halten?“ Rauh ist der 
Schleier träumerischer Erinnerung, der auf Augenblicke die wilde 
Gegenwart mitleidvoll verhüllte, zerissen. 

Hier ist nicht das liebliche, vertraute Thüringen, sondern fremde 
Berge und Dörfer im fernen Feindesland sehen mich gleichgültig an. 
Nicht zum friedlichen Wahlkampf, in dem nur Worte als Gefallene 
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auf dem Felde bleiben und nur Ströme schwarzen Druckerbluts fließen, 
bin ich hier, sondern der fürchterliche Ernst des männermordenden 
Krieges hat mich Qraukopf in das feldgraue Tuch gezwungen und 
mir den kalten Stahl in die Hand gegeben. Nicht wohlvertraute 
thüringische Wahlkampfgefährten sind meine Begleiter, sondern 
uniformierte und bewaffnete Kameraden von irgendwoher aus Deutsch¬ 
land. Wie sie der Kriegswind zufällig zusammenfegt, ein Pommer, 
ein Hesse, ein Berliner. 

Wir steigen aus. 

Der Bürgermeister 4es Ortes steht Rede und Antwort Höflich ist 
er, zu höflich. Er weiß warum. Jede Unfreundlichkeit und Wider¬ 
setzlichkeit hatten er und seine Gemeinde schwer zu büßen. Ich 
möchte nicht Bürgermeister in besetzten Gebieten sein! 

So macht er gute Miene zum bösen Spiel Bietet uns Kaffee an. 
Lädt uns an den warmen Ofen. 

Und wünscht im Herzen doch nichts sehnlicher, als daß er uns 
Hals über Kopf wieder hinauswerfen könnte. Aus seiner Wohnung, 
ans seinem Land! 

Weiter gehts. Zum nächsten Dorf. 

Der Braune zieht an. Wer weiß, wo in Deutschland er noch vor 
einigen Wochen friedlichem Gewerbe nachgegangen ist Die Kom¬ 
pagnie hat ihn noch nicht lange, sie mußte ihn eintauschen gegen 
ein starkes Tier, das weiter nach vorn geholt worden ist 

Ans der Etappe an die Frontl 

Es ist mit den Tieren wie mit den Menschen. 

Wann rücken wir weiter nach vorn? Der Pommer und der Hesse 
und der Berliner unterhalten sich darüber bei der Weiterfahrt Lange 
wirds nicht mehr dauern. Die meisten ihrer Kameraden sind schon 
heransgesiebt worden. Die Maschen des Siebes werden aber immer 
enger. Werden sie noch einmal hindurchschlüpfen? 

Oder sind ihre Tage gezählt? 

Der Kutscher zeigt mit der Peitsche nach der Seite. 

Mitten im schneebedeckten Feld grüßt wehmütig ein einfaches, 
schmuckloses Grab. 

Im Vorbeifahren sagt uns die Inschrift auf dem Holzkreuz: 

„Hier ruht ein braver deutscher Soldat 
der für sein Vaterland gefallen ist“ 
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BRUNO DIETEL; 

Aufrichtung. 

Das ist in den winterkahlen Tagen, 

Irgendwo steigst du aas engem Graben. 

Gehst über sonderes einsames Feld, 

Das, wie du, seine steilen Fragen 
in die wirrenden Nebel stellt . . . 

— Wie du nur Jäh deine Schritte hemmst! 

Wie du den Blick auf den Boden stemmst! 

Bist ob dem Hügel des Maulwurfs erstaunt, 
als habe das heüigste Leben geraunt! 

Und als ein verflogener Vogel flattert 
und aus zerrissenem Strauche zirpt, 
sind in dir Fahnen hochauf geknattert, 
weü dich noch Leben, das Leben umwirbt! 

Das ist in den winterkahlen Tagen. 

Irgendwo kommst du aus engem Graben; 

Gehst über Feld hin nach einem Ziel: 

Denkst kaum, daß Schreiten schon helles Wagen, 
Denkst nur, daß wieder ein Lichtwort fiel. 


OSKAR MARIA QRAF-München: 

Wegspruch. 

Du sollst dich nie im Rasten gehen lassen und immer ein bi dir 
Schlummerndes suchen. 

Es gibt keine Ruhe, dessen sei eingedenk. Und das Mitleid ge¬ 
wöhne dir früh ab. 

Freude und Vorwärts sollen sich in dir verschwistem. Da bist nicht 
zur Welt gekommen, Freund, um satt zu werden und einen Pol früh 
schon zu finden. Ueber Schlacken mußt du gehen und über Ver¬ 
zweiflung und Jede Stunde muß schwer sich und immer schwerer vor 
dich stellen, damit du Zeit schätzen lernst und das täglich Vollbraehte 
wie eine Gnade ansiehst. Erfolg macht flau und schwächt den Cha¬ 
rakter, besonders solcher, der sich leicht gab. 

Verbissen und trotzig vor wüsten Zeiten stehend, so soüst du auf¬ 
stehen Tag für Tag. 

Aber vergiß darüber rächt, daß es Freude ist, so zu leben und denke 
an das Elend Hunderttausender, wenn es dir bitter bekommt, dieses 
Dasein, dann, Freund, dann hast du etwas vom Rhythmus des Ganzen 
und bist ein Mensch, der des Lebens wert ist. . . 
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Nadtdnick sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenang’abe grestattet 


HERA/UNN WENDEL, M. d. R.: 

Der bürgerliche Charakter der 
französischen Revolution. 

III. (SchluB.) 

W IRTSCHAFTSKRISE und Hungersnot, aus denen das Jahr 1789 
für seine revolutionären Talen nicht den schlechtesten Teil seiner 
Kraft gesogen hatte, zwangen immer noch die ärmere Bevölkerung, von 
Tag zu Tag den Schmachtriemen enger zu schnallen. Mehr als einmal re¬ 
voltierte in den Straßen von Paris der leere Bauch, aber das Armengesetz, 
das darauf die geängstigte Konstituante erließ, gestattete zwar der Qe- 
meindebehörde, ein paar Haufen menschlichen Elends in die Provinzen 
abzuschieben, brachte den Notleidenden jedoch keine Hilfe. Auch die 
Anweisung von ganzen fünfzehn Millionen Livres zur Linderung der 
Not in dreiundachtzig Departements mußte den hungernden Prole¬ 
tariern wie Hohn erscheinen. Als aber die Arbeiter verschiedener 
Berufe von Paris, wie Zimmerer, Maurer und Steinhauer, zwecks 
Lohnerhöhung und Festsetzung eines einheitlichen Lohntarifs zu- 
sammentraten, fuhr die angerufene Stadtverwaltung mit echt kapita¬ 
listisch-liberaler Begründung verbietend dazwischen: „Alle Bürger 
sind zwar gleich in Rechten, aber nie und nimmer in Fähigkeiten, Ta¬ 
lenten oder Mitteln. Unmöglich ist es darum, daß sie alle dieselben 
Gewinne zu erzielen wähnen. Ein Gesetz, das den Lohn ihrer Arbeit 
festsetzen und den einen die Hoffnung nehmen würde, mehr zu ver¬ 
dienen als die anderen, wäre deshalb ungerecht.“ Die Kunde von 
ähnlichen Arbeiterkolationen in der Provinz ließ die Nationalversamm¬ 
lung flugs und ohne Debatte ein Gesetz annehmen, das mit der gro¬ 
tesken Berufung auf die Abschaffung der Zünfte, den Arbeitern eines 
Gewerbes untersagte, sich zu vereinen oder über gemeinsame Inter¬ 
essen zu verabreden. Zusammenrottungen, gerichtet gegen die freie 
Ausübung der Arbeit, sollten als Landfriedensbruch geahndet werden. 
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Wenn der Wortlaut des Gesetzes auch den Zusammenschluß der 
Unternehmer verbot, so fiel es doch mit ungleich schwererer Wucht 
auf die wirtschaftlich Schwächeren, die eben der Geschlossenheit 
bedurften, um stark zu sein. 

Die Nationalwerkstätten, Vorläufer der berühmteren von 1848, aber 
in ihrer Art schon unter dem Königtum nicht unbekannt, boten ge¬ 
ringen Ersatz. Gleichwohl erschien die Zahl von dreißigtausend 
Proletariern, die hier im Frühjahr 1791 kaserniert waren, den Leuten 
am Ruder als eine gefährliche Hilfsmannschaft neuer Umwälzungen, 
an denen sie verzweifelt wenig Interesse hatten. Wenn die demo¬ 
kratische Wochenschrift „Revolutions de Paris'* die Zerstörung der 
„Wohltätigkeitswerkstätten“ sehr wichtig nannte, „in denen eine 
Schar Elender, angesammelt unter dem Vorwand der Arbeit, sich 
allen Lastern hingibt, die der Müßiggang erzeugt“, so sprach sie 
damit nur die Stimmung der Nationalversammlung aus. Nach einem 
vergeblichen Versuch, die Insassen der Nationalwerkstätten in die 
Provinzen zu verteilen, ordnete diese ihre Auflösung an. Verhältnis¬ 
mäßig leicht gelang die Ausführung, wenn auch die Nationalgarde, 
die Leibwache des bürgerlichen ^Sitzes, erst mit Bajonnett und 
Kolben unter die Hungernden dreinfahren mußte. 

Als die Konstituante im Herbst 1791 der Legislative Platz machte, 
hinterließ sie nur in allen kapitalistischen Herzen, nicht aber in den 
Massen des Volkes ein dankbares Angedenken. An das Werk ihrer 
Vorgängerin anknüpfend, hatte die gesetzgebende Versammlung zu¬ 
nächst das neugeschaffene Eigentum mit dichten Paragraphengittern 
zu umgeben, derart, daß nach dem neuen Besitzrecht nicht einmal der 
Apfel, der am überhängenden Zweig auf fremden Boden niederfiel, 
zurückgeholt werden durfte. Im Zusammenhang mit der neuen Eigen¬ 
tumsordnung stellte die Gesetzgebung der Legislative wie des Kon¬ 
vents auch die Familie auf eine andere Grundlage. Die alte patriarcha¬ 
lische FanHIie war die Urzelle des feudalen Gesellschaftsbaues 
gewesen und Vater, König und Herrgott glichen drei Stufen in der 
^ramide des überlieferten Vorgesetztenverhältnisses. Hatten die 
göttliche und königliche Allgewalt schon Haare lassen müssen, so 
wurde auch der Vater eines Teils seiner Autorität beraubt. Nach der 
revolutionären Gesetzgebung waren ihm unter den Händen die Kinder 
mit einundzwanzig Jahren zur Selbständigkeit herangewachsen, 
konnten als freie Individuen über sich verfügen und durften ohne 
elterliche Einwilligung heiraten. Freilich war die Ehe kein Sakrament 
mehr wie im alten Frankreich. Schon Calvin hatte sie einst, ähnlich 
wie Luther, bürgerlich-kapitalistisch ihres Heiligenscheines entkleidet 
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and nicht mehr Sakramenthaftes in ihr sehen wollen als in Feldwirt¬ 
schaft, Baukunst oder Barbierhandwerk. In denselben Bahnen wan¬ 
delnd, dekretierte die Legislative, unmittelbar vor Toresschluß, die 
Zivilehe. Die Erlaubnis der Priesterehe und der Ehescheidung folgten. 

Wie der Franzose mit einundzwanzig Jahren rechts- und geschäfts¬ 
fähig wurde, erhielt er mit diesem Lebensalter auch das Wahlrecht. 
Noch blieb das indirekte Wahlverfahren und die Bedingung der ein- 
iährigen Ansässigkeit, aber mit dem Wegfall eines bestimmten Steuer¬ 
nachweises wurde der Unterschied von Aktiv- und Passivbürgern aus¬ 
geglichen. 

Trotz allem Optimismus sah sich, unter dem Druck der stets steigen¬ 
den Finanzmisere, die Legislative gezwungen, die Besitzenden 
schärfer zu den Staatslasten heranzuziehen. Von einem Sechstel des 
Jahreseinkommens wurde der Höchstbetrag der Grundsteuer auf ein 
Fünftel heraufgesetzt. Das bewegliche Vermögen traf ein IJekret, das 
Wertpapiere beim Besitzwechsel einer Stempelsteuer unterwarf, wie 
ein anderes, das vorläufig nur mehr staatliche Schuldverpflichtungen 
unter 10000 Livres zurfickgezahlt wissen wollte. Aber es kam der 
Legislative nicht im Traum bei, ihr bourgeois-kapitalistisches Wesen 
unter den Scheffel zu stellen, und Bauernaufstände und Pariser Volks- 
unruhen mußten erst mit harten Fäusten an ihre Tore trommeln, bis 
sie den größten Teil dessen niederriß, was ihre Vorgängerin von dem 
Feudalsystem auf dem flachen Lande noch hatte stehen lassen. 

Gänzlich reinen Tisch machte allerdings erst der Konvent, wie 
auch er Sorge trug, daß die von der gesetzgebenden Versammlung 
beschlossene Zerstückelung der eingezogenen Emigrantengüter in 
Kleineigen von höchstens vier Morgen wirklich ausgeführt wurde. 
JClebt der Mensch an seiner Scholle“, erläuterte im dritten Revo¬ 
lutionsparlament Basire den politischen Zweck dieser Maßregel, „so 
verteidigt er sie. Ein Bauer oder ein armer Teufel aus der Stadt, 
dem Sie den Erwerb eines Stücks Erde erleichtern, wird sein Eigen¬ 
tum wie sein Leben verteidigen und die Revolution, derart befestigt 
durch das Interesse einer Menge Kleineigentümer, wird nicht zu 
erschüttern sein“. 

Mit Konvent und Schreckensherrschaft erreichte die Revolution 
ihren radikalen Höhepunkt. Der Hunger von innen und der Krieg von 
außen waren die Treibstacheln der Entwickelung nach links. Je 
aufsässiger das eigentliche Volk von Parts wurde, arbeitslos, brotlos 
und verhetzt durch alle losgebundenen Dämonen des Hungers, und 
je dringender gegen die Invasionsheere eine kühne Hand und ein 
scharfes Schwert nottaten, desto mehr wurde Paris an sich die 
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französische Revolution und desto mehr sank der Einfluß des flachen 
Landes und der anderen Städte. Die Qironde, die Partei der Oe- 
schäftsbourgeosie namentlich im Süden, träumte denn auch davon, 
diese Tendenz wohl erkennend, Paris zu enthaupten und zu ent- 
hauptstadten, doch die Entwicklung schritt über die Partei der QroB- 
krämer unbarmherzig hinweg. Der Einfluß von Paris war nicht 
an letzter Stelle der Einfluß jenes Qemischs von Budikern, Hand¬ 
werkern und Vorstadtplebeiern, das nach dem Sturze der Qironde dem 
Konvent und mehr noch der mächtigen Kommune von Paris sein 
Qepräge aufdrückte. 

Dieses Qepräge aber war durchaus kleinbürgerlicher Art So¬ 
lange die Qironde im Parlament noch die Vorhand hatte, überwog 
freilich der streng kapitalistische Charakter. Beim Bau eines Lagers 
vor den Toren von Paris hatte die Legislative, ähnlich wie in den 
aufgelösten Nationalwerkstätten, rund zehntausend Arbeitern Nah¬ 
rung gegeben. Sofort nach seinem Zusammentritt ersetzte der Kon¬ 
vent aus Sparsamkeitsrücksichten den Tagelohn durch Akkordlohn 
und ließ, auf das Gemurr der Geschädigten, die Arbeiten kurzerhand 
einstellen. Für die Besitzenden schlug sein Herz wärmer, als er für 
die Scheine einer verkrachten Privatbank, im Betrage von mehreren 
Millionen umlaufend, die Zahlverpflichtung übernahm, um die Eigen¬ 
tümer dieser sogenannten Billets de Confiance zu befriedigen. Be¬ 
sonders aber war der Konvent entschlossen, die Freiheit des Handels 
auf Tod und Leben zu verteidigen. Als, der Hungersnot zu steuern, 
der Pariser Qemeinderat Mehl aufkaufte und zu niedrigem Preise an 
die Massen abgab, waren die rechten Bourgeois über diese Verletzung 
des freien Handels weidlich empört. Ihrem Fanatismus trug das Ge¬ 
setz vom 8. Dezember 1792 Rechnung, das die Freiheit des Qetreide- 
handels ausdrücklich festlegte und den Versuch, sie zu unterbinden 
wie auch die Kornausfuhr mit der Todesstrafe bedrohte. Nicht 
minder stand, kraft eines anderen Gesetzes, erlassen, „um die 
Eigentümer zu beruhigen“, die Guillotine für Jeden bereit, der es 
unternehmen sollte, das Agrargesetz einzuführen, also eine gleiche 
Verteilung des Bodens anzuregen, oder sonstwie „Grund-, Handels¬ 
oder Industriebesitz umzuwälzen“. 

Aber auch unter der Herrschaft der kleinbürgerlichen Demo¬ 
kratie blieb der Konvent demselben Eigentumsfanatismus treu, und 
nie hat in dieser prinzipiellen Frage das dritte Revolutionsparlament 
anders gedacht als die beiden ersten. „Je mehr wir uns in der Re¬ 
volution befinden“, betonte mit allem Nachdruck Basire, unter den 
jakobinischen Heißspornen einer der ersten, „desto mehr müssen wir 
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in diesen politischen Stürmen die beiden einzigen Anker auswerfen, 
die das Staatsschiff festhalten: den Anker des Eigentums und den An¬ 
ker der öffentlichen Moral“ In der Tat waren auch die bluttriefend¬ 
sten Schreckensmänner in ihrem Weitblick genau so von den Scheu¬ 
klappen des Privateigentums behindert, wie die sattesten Kapitalisten. 
Weder die Volksführer der Kommune, des revolutionären Gemeinde* 
rats von Paris, noch das leuchtende Dreigestirn des Jahres 1793, 
Danton, Marat, Robespierre, träumten auch nur von einer Vergesell¬ 
schaftung der Produktionsmittel oder hatten sonst irgend etwas mit 
dem modernen Kommunismus gemein. Gab sich der vulkanische Dan-p 
ton als den Vertreter der hungernden Intelligenz und eines gewissen 
Kunst- und Revolutions-Zigeunertums, und war der unermüdliche 
Marat der zähe Sachwalter der Vorstadtplebejer, so stellte Robes¬ 
pierre ganz und gar das Urbild nicht des revolutionären Klein¬ 
bürgers, wohl aber des kleinbürgerlichen Revolutionärs dar. 
Kleinbürgerlich war sein überschwenglicher Glau^ an die Tugend 
und sein Wahn, er könne mit dem Messer der Guillotine die Flecken 
des Lasters aus dem Weltbild ausradieren, der ganze Schrecken war 
nur ein kleinbürgerliches Hilfsmittel, und schließlich entschleierte 
sich auch die übersinnliche Schwarmgeisterei mit der unsterblichen 
Seele und dem höchsten Wesen, von der Robespierre bis über die 
Grenzen der Lächerlichkeit hinausgetrieben wurde, als ein klein-* 
bürgerlicher Spuk: unfähig, die Welt der Erscheinungen zu durch¬ 
dringen, hüllte Robespierre sie in mystische Nebel ein. 

Kleinbürgerlich war auch die Wirtschaftsauffassung des „Unbestech¬ 
lichen“ und der Seinen. Wie alle die Existenzen, deren Büdchen dem 
Wogenschwall der entfesselten freien Konkurrenz nicht standhalten 
konnten, waren sie weniger grimme Hasser der kapitalistischen Wirt¬ 
schaftsweise, die sie nicht zu zergliedern vermochten, als vielmehr 
ihrer Träger und der Besitzenden überhaupt Konvent, Kommune und 
Klubs hallten oft wider von den wildesten Schmähungen, ausgestoßen 
gegen die Nutznießer großer Vermögen, die als feile Egoisten alle¬ 
samt in einen Topf geworfen wurden. In vielem hatten sich Lebens^^ 
mittelspekulanten, Großhändler und Kriegslieferanten mit PreistreU 
bereten und Beutelschneidereien redlich allen Volkshaß verdient, 
aber in dieser unterschiedslosen Erbitterung gegen alle Vermögenden 
steckte doch ein gut Stück von jener unhistorischen Auffassung des 
neuen Testaments, das den Lazarus nur seiner Armut wegen in 
Abrahams Schoß und umgekehrt den Reichen nur um seines Reich¬ 
tums willen in der Hölle Gluten verwies. Galten die Besitzenden ohne 
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weiteres als Schurken und Schufte, so war die erträumte Welt der 
kleinbürgerlichen Revolutionspartei mit lauter mittleren Existenzen 
bevölkert, die, unbeheliigt von dem kapitalistischen Kampf ums Da¬ 
sein, ihr Tagewerk besorgten und alltags ihren Tabak in der Pfeife 
und Sonntags ihr Huhn im Topfe hatten. Diese kleinbürgerliche 
Idylle setzte eine gewisse Ausgleichung des Besitzes voraus, aber was 
die Jakobiner damit anstrebten, war nicht etwa ein revolutionäres 
Ziel der Zukunft, das auf der Linie der Entwickelung lag, sondern eine 
reaktionäre Erstarrung der Vergangenheit, die durch keine Mittel sich 
bewirken ließ. 

Freilich waren diese Mittel radikal genug, und die Kapitalisten 
schrien Zeter und Mordio, als sie von den neuen Machthabern unsanft 
angepackt wurden. Mit dem System der Kostituante, Schröpfung 
des Grundbesitzes und Schonung des beweglichen Vermögens, war 
es vorbei. Von der Feststellung ausgehend, daß dieses jenem an 
Wert zum mindesten gleichkomme, schlug Vernier als Berichterstatter 
des Finanzausschusses eine Progressivsteuer vor, die den Ueberflnß 
des Reichen treffe und das Bedürfnis des Armen schone. Nach der 
Stufenfolge, die er gleichzeitig in einer Broschüre aufstellte, sollten 
von 12 000 Livres Einkommen 318, von 48 000 2 644 Livres Steuer er¬ 
hoben werden. Die Einkommensteuer, die nach dem Vorschlag des 
Finanzausschusses der Konvent beschloß, griff beträchtlich schärfer zu. 
Die mäßig beginnende Progression erreichte bei 50 (KX) Livres Ein¬ 
kommen bereits ein Viertel, bei 100000 die Hälfte der Gesamtsumme. 
Eine Kriegsteuer gar, zu der außerdem die Reichen herangezogen 
wurden, betrug das Doppelte, so daß von 50000 Livres Einkünften 
die Hälfte in die Staat^asse floß. Doch es kam noch besser. Eine 
Zwangsanleihe, die das Departement Hörault ausgeschrieben hatte, 
wurde von Danton als Vorbild gefeiert mit der Ankündigung, daß 
man auch in Paris und dem übrigen Frankreich den Schwamm aus- 
drücken werde. Bald kam denn der Finanzminister Cambon mit dem 
Plan einer „Bürgeranleihe“ von einer Milliarde Livres. Vergebens 
standen von den Bänken der Gironde die Gegner des Vorschlags auf, 
vergebens suchte Buzot die Interessengemeinschaft von Kapital und 
Arbeit darzutun und warnte vor einer Abschreckung der Kaufleute 
und Fabrikanten von der Sache der Revolution — der Konvent be¬ 
schloß die Anleihe, die von einem Jahreseinkommen von 3000 Livres 
schon 600 heischte und niemandem mehr als 4500 Einkommen ließ, so 
wirklich die Einkünfte zu einer „Gleichheit“ zurechtstutzend. Auch 
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die Bekämpfung der Finanzgesellschaften entsprang dem Haß des 
kleinen Besitzes gegen das QroBkapital Die Diskontokasse, die in 
den Tagen der Konstituante mehr als einmal die Helferin aus der 
Fioanznot hatte spielen müssen, wurde samt anderen Aktiengesell¬ 
schaften geschlossen, und um ein kleines später die Bildung solcher 
Qesellschaflen überhaupt verboten. 

Aber wenn es den geängstigten Kapitalisten auch schien, als gingen 
diese Dekrete und Gesetze wie eine Flutwelle zerstörend über jeglichen 
Besitz hin, so ragte doch am Ende das Prinzip des unantastbaren 
Eigentums wie ein starrer Fels aus den schäumenden Wogen auf. Bei 
der Beratung der Zwangsanleihe mahnte Robespierre zu einer Scho¬ 
nung der mittleren Vermögen und Rdal warnte vor einer zuweit- 
gebenden Progression, geeignet, Frankreich einer peinlichen Um¬ 
wälzung in der Verteilung der Kapitalisten auszusetzen, auf denen 
doch die der arbeitenden Klasse nötige Tätigkeit ruhe. Entscheidender 
aber war, daß Qdmisseus Vorschlag, auch das Kapital zur Zwangs¬ 
anleihe beranzuziehen, eine bündige Ablehnung erfuhr. Als Mallarmd 
erklärte, das Kapital treffen, heiße das Eigentumsrecht verletzen, er¬ 
scholl auf allen Bänken lauter Beifall — heilig war das Eigentum! 
Darum flickte der Konvent auch in die Verfassung die Erklärung ein, 
daß die Staatsschuld zu den unantastbaren Gütern gehöre. Aller¬ 
dings wurde bald darauf eine Rentenkonversion durchgesetzt und 
eine Rentensteuer beschlossen, zugleich mit einem Gesetz, das die 
Gläubiger des alten Frankreichs und die der Revolution in ein so¬ 
genanntes Grand Livre, in ein Großes Buch, zusammenschüttete, so 
daß kein Kapitalist mehr von der Rückkehr der Bourbonen, sondern 
nur von dem Bestand der Republik die prompte Zahlung seiner Zinsen 
erhoffen konnte. 

Aber die Freude über die Schröpfung der Besitzenden ersetzte noch 
nicht das Brot im leeren Magen der Besitzlosen. Da sich die neue 
Regierung aber gerade auf die Aermsten der Armen als die geborenen 
Bastillestürmer und die unerschrockensten Pikenträger stützte, durften 
sie von ihr wohl eine Stillung ihres Hungers erwarten. Zudem 
hatten sich ihre leitenden Männer mehr als einmal auf dieses Pro¬ 
gramm verpflichtet. „Das erste Gesellschaftsgesetz“, war Robes- 
pierres Ansicht, „ist jenes, das allen Mitgliedern der Gesellschaft die 
Existenzmittel sichert'*, und Saint-Just* Wort, von Heinrich Heine 
als das größte Wort der Revolution gefeiert, klang den niemals 
Satten verführerisch ins Ohr: ,J)as erste Recht des Volkes ist das 
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Brot“. So beschloß auch der Konvent auf Antrag des Unterstfitzungs- 
ausschusses, daß jeder Bürger das Recht auf Unterhalt habe, durch 
Arbeit, wenn er dazu fähig sei, durch öffentliche Hilfe bei Arbeits¬ 
unfähigkeit. Ein ähnlicher Satz war in die Menschenrechte eingefügt 
worden. 

Solche Grundsätze galt es jetzt in Taten umzusetzen. Auf die 
Beine gebracht durch die furchtbare Lebensmittelteuerung, hatten 
die hungernden Volksmassen selbst den (^setzgebern den Weg ge¬ 
zeigt, sie erstürmten die Kramläden, aber nicht um zu plündern, son¬ 
dern um den zitternden Budikern den Verkauf ihrer Waren zu einem 
billig erscheinenden Preise vorzuschreiben — so waren in ihrem tief¬ 
sten Elend noch die zerlumptesten Hilfstruppen der Bergpartei vom 
Eigentumsprinzip durchdrungen. Ais dann die achtundvierzig Sek¬ 
tionen von Paris die Festsetzung eines Maximums, eines gesetzlichen 
Höchstpreises für die wichtigsten Lebensbedürfnisse, verlangten, 
witterte selbst Marat in dieser Forderung ein reaktionäres Manöver, 
um die Massen aufzuwiegeln. Aber sobald zehntausend Bewaffnete 
vor den Toren der Versammlung mit der Hungerrevolte drohten, 
ward der Konvent anderen Sinnes: ein Gesetz vom 4. Mai 1793 setzte 
das Maximum für Getreide in jedem Departement fest und warf für 
die Lebensmittelwucherer die Todesstrafe aus. Allein die Wirkung 
von Angebot und Nachfrage war stärker als die gesetzliche Preis¬ 
taxe. So wurde denn wenige Tage danach ein einheitliches Maximum 
und das Verbot des Getreidehandels für die ganze Republik be¬ 
stimmt. Bald verfielen auch Kohlen und Brennholz der amtlichen 
Preisfestsetzung, und es dauerte nicht lange, so war das Maximum, 
dem meist die Durchschnittspreise von 1790 zu Grunde gelegt wurden, 
auf Fleisch, Butter, Fisch, Wein, Aepfelwein, Salz, Hanf, Zucker, Seife, 
Wachsleinen, Stoffe, Schuhe, Papier, Eisen und Blei ausgedehnt Da 
endlich auch der Handelsausschuß des Konvents die vom Ausland 
eingeffihrten Waren öffentlich verkaufte, war die ganze gepriesene 
Freiheit des Handels in ein starres eisernes Netz eingesponnen und 
gelähmt Aber auch dieses Stück Staatssozialismus war mit klein¬ 
bürgerlichem Wasser getauft Bei der Begründung des Maximums 
erging sich der Berichterstatter des Lebensmittelausschusses in der 
nationalökonomischen Plattheit daß sich zu gewöhnlichen Zeiten im 
Preis der Ware das Interesse des Käufers wie des Verkäufers ver^ 
körpere, und die Preistabelle, die Bavöre ruhmredig das wichtigste 
Werk der Nationalökonomie nannte, sah fünf vom Hundert Oe- 


Googlf 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 


Der bQrgerl. Charakter der französischen Revolution. 129 


winn für den Großhändler, aber zehn vom Hundert für den 
Kleinkrämer vor. Das Maximum hatte auch seine Kehrseite, indem 
ein Gesetz die Gemeindebehörde ermächtigte, ein Lohnmaximum 
festzusetzen. Arbeiter, die sich weigern sollten, für diesen Lohn tätig 
zu sein, konnten bis zu drei Tagen eingesperrt werden. 

Aber der Hunger und das Elend sollten auf jeden Fall aus den Grenzen 
des republikanischen Frankreichs verbannt werden. Darum warf der 
Konvent nicht nur mehr als einmal sehr ansehnliche Summen zum 
Ankauf von Getreide aus, sondern er sicherte auch durch ein be¬ 
sonderes Gesetz Jährliche Unterstützungen allen zu, die nicht selbst 
für des Lebens Nahrung und Notdurft zu sorgen vermochten, ob es 
sich nun um Greise, Kranke oder Witwen handelte. In ein Buch 
der öffentlichen Wohltätigkeit sollten alle Bedürftigen eingetragen 
werden, aber noch ehe die Listen aufgestellt waren, schnitt das Fall¬ 
beil, das Robespierres Nacken traf, mit einem Schlage die Hoffnungen 
ab, die die Nichtbesitzenden an den Bestand des kleinbürgerlich- 
demokratischen Jakobinerregiments geknüpft hatten. 

War dieses Jakobinerregiment auch durch und durch antisozia¬ 
listisch, so tummelten sich doch immer abseits der Gefechtslinien der 
kämpfenden Klassen vereinzelte Schwärmer, die, meist zurUckgehend 
auf Mably und Morelly, zwei Utopisten des achtzehnten Jahr¬ 
hunderts, ihre ausnahmslos agrarsozialistischen Anwandlungen nicht 
unter den Scheffel stellten. Der Abb6 Fauch6 taufte einen recht ver¬ 
waschenen Agrarkommunismus mit Weihwasser und prägte den Satz; 
.Alles für das Volk, alles durch das Volk!“, aber auch er sah, be¬ 
schränkt durch kleinbürgerliche Halbheit, die Quelle aller Verbrechen 
lediglich in dem extremen Reichtum und in der extremen Armut. 
Namentlich Bonneville wandelte in seinen Fußtapfen, während Ra- 
baut Saint-Etienne auch nur vorschlug, den Reichen ihren Ueberfluß 
zu nehmen und damit Nationalwerkstätten zu gründen. Wenn es hoch 
kam, stellten all diese Schwarmgeister Vorläufer Saint-Simons dar. 
Der einzige, der sich als Vorläufer des modernen Sozialismus von dem 
Hintergründe seiner ganzen Zeit abhebt, war Gracchus Babeuf: wie 
ein Meteor leuchtete er am Himmel Frankreichs auf und erlosch all- 
Zttschnell in einer Blutlache. 

Aber Babeufs Schicksal erfüllte sich erst im Jahre 1797, als längst 
die französische Bourgeoisie behaglich in dem Sumpf der Reaktion 
umberkrocb. Der neunte Thermidor hatte mit der siegreichen Revolte 
der Bourgeoisie gegen -das Kleinbürgertum den Wendepunkt gebracht. 
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Erleichtert atmeten, da sie nicht mehr jeden Augenblick nach der be¬ 
drohten Kehle oder der bedrohten Tasche zu greifen brauchten, Kapi¬ 
talisten, Spekulanten und Finanziers auf. Eben noch hatten mit 
finsteren Brauen die Jakobiner die Handelsaristokratie der alten 
Feudalklasse als gleich fluchbeladen an die Seite gerfickt, jetzt sang 
selbst der Konvent das begeistertste Loblied auf den süßen Handel In 
den letzten Tagen der Jakobinerherrschaft noch hatte Cambon das 
Qold als feiles Metall von der Schwelle der Republik verbannen 
wollen; jetzt war es mit einem Schlage wieder der Qötze des Tages 
geworden, dem alles huldigte und alles diente. Triumphierend hob 
eine Gesellschaft das Haupt, die kapitalistische Fäulnis durch alle 
Poren schwitzte und schon durch die mehr als offenherzige Mode 
der Frauen den Geist der Schamlosigkeit bezeugte, der sie be¬ 
herrschte. In ihren Augen war Freiheit nur ein Wort für Spekulanten, 
und alle Schleusen galt es aufzuziehen, damit sich die Finten der 
kapitalistischen Entwickelung ins Land ergießen könnte. Damm 
mußte das Maximum, das in dem gesäuberten Konvent kaum zwei 
schüchterne Verteidiger fand, fallen und eine Proklamation verkün¬ 
dete, daß die Versorgung der Republik mit Lebensmitteln künftig 
Sache der Konkurrenz und der Freiheit sei — als der einzigen 
Grundpfeiler des Handels und des Ackerbaus! 

Je wohler es den Reichen ging, denen die Rentensteuer um die 
Hälfte herabgesetzt wurde, desto übler ging es den Armen: die un¬ 
entgeltliche Brotverteilung wurde eingeschränkt, der Hunger war 
wieder steter Gast in Frankreich und die Sterblichkeit stieg. Aber 
was lag dieser herrschenden Bourgeoisie, die froh war der Skylla der 
feudalen Reaktion wie der Charybdis der kleinbürgerlichen Revo¬ 
lution entronnen zu sein, in ihrem Lebenshunger und Genußtaumel 
an der Masse der Besitzlosen! „Ein Land“, sagte die Einleitung zu 
der neuen Verfassung, „das von den Eigentümern regiert wird, be¬ 
findet sich im sozialen Gleichgewicht“, und bei der Beratung über 
den Zusammenhang zwischen Steuerleistung und Wahlrecht schlug 
Merlins Ausspruch durch: „es gehe nicht an, das Los des Staates dem 
Habenichts anzuvertrauen“. So ward das Wahlrecht wieder an die 
Steuerleistung geknüpft und von neuem das indirekte Wahlverfahren 
eingeführt. 

Gepackt von dem Fieber des neuen Regimes, verdoppelten die 
Mitglieder des Konvents selbst ihre Diäten. Ein Vorschlag, jeder 
Deputierte möchte vor der Auflösung des Parlaments seinen Ver- 
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roösensbestand vor und nach der Revolution angeben, wurde unter 
lauter Begeisterung zum Dekret erhoben, das aber am folgenden 
Tage, als man nüchterner dachte, ein stilles Begräbnis fand: wie die 
Diebe bei der Nacht schlichen die Konventsmitglieder auseinander. 

Mit dem Direktorium trat die Bougeoisie ihre unbeschränkte Herr¬ 
schaft an. Den Feudalstaat hatte sie zertrümmert und an Stelle der 
wirtschaftlichen Gebundenheit den freien Wettbewerb gesetzt. 

Der innere Markt gehörte ihr. Jetzt galt es, den Weltmarkt zu 
erobern! 


DR. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der Parteiausschuß. 

D ie Manifestation des sozialdemokratischen Parteiaus¬ 
schusses ist eine eindringliche Demonstration, deren Er¬ 
folg freilich völlig davon abhängt, welchen Eindruck sie im 
feindlichen Auslande machen wird. Sie ist bestimmt, dem Frie¬ 
den und der Demokratie zu dienen, vor allem dem Frieden, 
denn er ist zurzeit das höchste Qut, auf das die furchtbar leU 
dende Menschheit nicht mehr lange verzichten kann. 

Um diese Friedensdemonstration so eindringlich wie möglich 
zu gestalten, hat diesmal der Parteiausschuß neben dem Ver¬ 
zicht auf alle Annexionen auch den Verzicht auf alle Entschädi¬ 
gungen ausgesprochen. Zum erstenmal. Bisher war darüber 
noch keine Entschließung irgendeiner Parteirichtung gefaßt, und 
der Genosse Scheidemann hatte erst vor kurzem für seine Per¬ 
son mit einer ironischen Wendung erklärt, daß er gegen eine 
Kriegsentschädigung wenig einzuwenden hätte. Nun ist die 
Frage der Kriegsentschädigung allerdings höchst kompliziert 
und durch einen rasch gefaßten Beschluß keineswegs in ihrer 
sachlichen Tiefe erledigt. Aber darauf kam es dem Parteiaus¬ 
schuß wohl weniger an. Worauf er mit Recht das entschei¬ 
dende Gewicht gelegt hat, war, einen möglichst wuchtigen 
Vorstoß zu machen, um alle Hindernisse aus dem Wege zu räu¬ 
men, die dem Beginn der Friedensverhandlungen noch im Wege 
stehen. Sitzen die Diplomaten und Staatslenker erst einmal 
am Verhandlungstisch, so werden sie schwerlich wieder auf- 
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stehen, ohne den Krieg beendet zu haben. Deshalb wollen wir 
alles tun, was geeignet erscheint, den Beginn von Friedensver¬ 
handlungen zu beschleunigen. Das war wohl die Psychologie, 
aus der sich der Beschluß erklärte. 

Dazu kam freilich als ein sehr belebendes Element, daß der 
russische Arbeiter- und Soldatenrat bereits die Formel: Friede 
ohne Annexionen und Kriegsentschädigungen geprägt hatte, 
und es lag nahe, daß der Parteiausschuß zur Bekräftigung 
dieses Friedenswillens sich vorbehaltlos auf den gleichen Boden 
stellte. Erst dadurch, daß es aus dem deutschen Walde genau 
so herausschallte, wie man von Petersburg her hineingerufen 
hatte, kam die Einheitlichkeit der Friedensbereitschaft hüben 
wie drüben zum deutlichen Ausdruck, und es war ein glück¬ 
licher Zufall, daß Vertreter der österreichischen wie der unga¬ 
rischen Sozialdemokratie gleich an Ort und Stelle ihre Ueber- 
einstimmung mit diesen Friedenszielen zum Ausdruck bringen 
konnten. 

Wie stark der Eindruck dieser gemeinsamen Friedensdemon¬ 
stration in Deutschland war, ging am besten aus dem Toben 
der rechtsstehenden Presse hervor, die über sie mit einem 
selbst für die Zeit des „Burgfriedens“ ungewöhnlich reichlichem 
Maße an Schimpfereien herfiel. Aber wichtiger als diese 
Papierkanonade ist die Frage, ob die Friedensresolution bei den 
Sozialdemokraten der anderen Länder die Neigung zum Frie¬ 
den verstärken wird. Bisher sahen die Aussichten hierfür trübe 
genug aus, und es ist bekannt, daß englische wie französische 
Sozialisten und Arbeiterführer im Aufträge ihrer Bourgeoisie 
nach Rußland gefahren sind, um die russischen Sozialisten zur 
Kriegsbegeisterung anzufeuern. Man wird gut tun, die Erwar¬ 
tungen nicht zu hoch zu spannen. Die politische Hörigkeit, in 
der sich die englische wie die französische Arbeiterklasse den 
bürgerlichen Schichten gegenüber befindet, ist viel zu groß, 
als daß sie durch den Berliner Friedensruf, der ja wirklich nicht 
der erste ist, gelöst werden könnte. So schätzenswert die rast¬ 
losen und heißen Bemühungen der Sozialdemokratie zur Her¬ 
beiführung des Friedens an sich sicherlich sind, ausschlag¬ 
gebend ist natürlich der objektive Stand der Verhältnisse, das 
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heißt die Lage an den Fronten und hinter den Fronten. Hätte 
Hindenburg nicht die Armeen des Zarismus zerschmettert, so 
wäre niemals die russische Revolution ausgebrochen und die 
russische Sozialdemokratie wäre wie zu Beginn des Krieges 
ein bescheidenes Blümlein geblieben. Und so hoch wir den 
entschlossenen Friedenswillen der russischen Revolutionäre 
schätzen, zu einem politischen Machtfaktor wurde er erst, als 
die russischen Armeen der inneren Zersetzung verfielen. So 
weit man ein Urteil aus den Meldungen der russischen Presse 
fällen darf, verlassen die russischen Soldaten in dichten Scha¬ 
ren die Armee und eilen in das heimatliche Dorf zurück, um bei 
der großen Landverteilung dabei zu sein. Wie unter solchen 
Umständen in zwei bis drei Monaten der Zustand der russi¬ 
schen Armee sein dürfte, kann man sich ungefähr vorstellen. 
Es leuchtet ein, daß durch diese Faktoren der Friedenswille 
in Petersburg sehr wesentlich unterstützt wird. 

Nun bedeutet freilich der Ruf des russischen Arbeiter- und 
Soldatenrats: keine Annexionen und Kriegsentschädigungen 
nicht nur eine Absage an die eigenen MUjukows, sondern noch 
viel mehr an die verbündeten Mächte. Frankreich lebt und 
stirbt mit dem Rufe: Elsaß-Lothringen, und England hat seinem 
Weltreiche durch den Krieg derartig ungeheure Landmassen 
wieder zugefügt, die es nie wieder herausgeben will, daß ihm 
die Zumutung: keine Annexionen wie eine feindselige Hand¬ 
lung Vorkommen dürfte. In der Tat hat sich die englische 
Bourgeoisie nach und nach daran gewöhnt, in den russischen 
Revolutionären ihre Todfeinde zu erblicken. Ganz Afrika ist 
durch den Krieg ein englischer Kontinent geworden, die nicht¬ 
englischen Enklaven spielen um so weniger eine Rolle, als ihre 
Besitzer: Frankreich, Italien, Portugal selber aufgehört haben, 
eine Rolle zu spielen. Aegypten, der Kanal von Suez und Sinai 
sind englisch geworden, dazu halb Arabien, Mesopotamien mit 
Bagdad, Südpersien. Mit anderen Worten: nicht nur die Bahn 
von Kapstadt nach Kairo kann eine Wirklichkeit werden, son¬ 
dern auch die Bahn von Suez nach Bombay. Nach leiden 
Seiten hin gebietet England nunmehr über geschlossene Land¬ 
wege. Und das alles müßte England wieder preisgeben, wenn 
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d«r russische Arbeiter- und Soldatenrat sein Friedensprogramm 
durchsetzen will. Was bedeuten gegen diese ungeheuren 
Machtverschiebungen zugunsten Englands in Asien und Afrika 
die Veränderungen der Landkarte, die selbst die wütigsten An- 
nexionspoiitiker aller Länder in Europa vornehmen wollen! 
In der Tat kehrt sich der Ruf: Keine Annexionen seinem sach¬ 
lichen Gehalt nach am aller schärfsten gegen England, freilich 
hat man auch keinem Lande gegenüber so geringe materielle 
Machtmittel, um es auf alle Annexionen verzichten zu machen, 
wie gerade gegen England. Darüber muß sich jeder klar sein, 
der da glaubt, in dem Verzicht auf alle Annexionen die Frie- 
denswünscheirute gefunden zu haben. — 

Neben der Forderung nach Frieden war es die Forderung 
nach Freiheit, die in der Resolution des Parteiausschusses zum 
kräftigsten Ausdruck kam. Man verlangte, daß die Regierung 
mit der Demokratisierung unseres Staatslebens anfange. Die 
Resolution verlangt die „Beseitigung aller Ungleichheiten der 
Staatsbürgerrechte in Reich, Staat und Gemeinde** und „den 
entscheidenden Einfluß der Volksvertretung**. Das sind die 
gleichen Forderungen, die ich seit Monaten an dieser Stelle und 
anderswo vertreten habe. Der Parteiausschuß legt jedoch 
Wert darauf, auszusprechen, daß er diese Neuorientierung „so¬ 
fort** verlangt. Daß die sofortige Demokratisierung ein Ding 
ist, aufs innigste zu wünschen, auch darüber dürfte in der deut¬ 
schen Sozialdemokratie eine Meinungsverschiedenheit nicht 
vorhanden sein. Nur stehen der „sofortigen** Beseitigung „aller 
Ungleichheiten** in Reich, Staat und Gemeinde gewisse Schwie¬ 
rigkeiten entgegen, auf die in zwei Leitartikeln des „Vorwärts“ 
hinzuweisen ich verwegen genug war. Darüber hat man sich 
im Parteiausschuß sehr stark entrüstet, und fast jeder Redner 
hielt sich für verpflichtet, zu erklären, daß er mit meinen Arti¬ 
keln nicht übereinstimme. Ja, einige bedauerten sogar, daß der 
„Vorwärts** sie aufgenonmien habe. Hieraus spricht zunächst 
ein Maß von Intoleranz, das um so bemerkenswerter ist, als 
der augenblickliche Zustand unserer Parteipresse schon an sich 
fast jede Debatte über unsere Taktik unmöglich macht. Die 
,44eue Zeit“ ist bekanntlich seit Jahr und Tag das Organ einer 
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feindlichen Gruppe und für Parteidiskussionen gesperrt, der 
einzige Ort, wo diese mit genügender Oeffentlichkeit geführt 
werden können, ist der „Vorwärts“. Hier nun zu verlangen, 
daß in einer Zeit der ungeheuersten Gegensätze, wo jeder Tag 
neue Spannungen und Entscheidungen von welthistorischer 
Tragweite bringt, in der Sozialdemokratie keine taktischen Dif¬ 
ferenzen bestehen oder zum Ausdruck kommen dürfen, das 
hieße, die Partei zu einem Totenhause machen. Wohlgemerkt: 
es handelte sich hier lediglich um taktische Differenzen, ledig¬ 
lich um die Frage: wie kommen wir am sichersten zum allge¬ 
meinen Wahlrecht in Preußen. Ich hatte darüber ausgeführt, 
der Eifer, mit dem jetzt plötzlich nationalliberale und selbst 
freikonservative Kreise für eine „sofortige“ Wahlreform in 
Preußen eintreten, sei etwas auffällig. Ihr altes Ziel, den 
Reichskanzler zu stürzen, weil er in der Friedensfrage den So¬ 
zialdemokraten zu weit entgegenkomme, sei immer noch vor¬ 
handen; augenscheinlich hoffe man, wenn man jetzt eine sofor¬ 
tige Wahlreform verlange, die der Reichskanzler sicherlich ab¬ 
lehnen werde, daß die Sozialdemokratie helfen werde, den 
Kanzler zu stürzen. In der Tat forderte der „Vorwärts“ schon 
seit Wochen den Sturz des Kanzlers. Gegen diese Versuche 
wandte ich mich. Sodann aber könnte eine „sofortige“ Wahl¬ 
reform in Preußen schwerlich etwas anderes sein, als ein Kom¬ 
promiß, und gerade um ein Kompromiß herbeizuführen, das 
dann fertig sei, wenn die Feldgrauen zurückkämen, verlangten 
jetzt Nationalliberale und Freikonservative eine „sofortige“ 
Reform. Haben wir die materielle Macht, um den Kanzler zu 
zwingen, „sofort“ das Reichstagswahlrecht in Preußen einzu- 
führen? Diese Frage verneinte ich. Die Voraussetzungen für 
eine deutsche Revolution seien anders wie die einer russischen 
Revolution. Unter diesen Umständen bleibe uns nichts anderes 
übrig, als uns mit der Osterbotschaft vorläufig zu bescheiden. 
Sie gebe uns die Garantie, daß die schlimmsten Erscheinungen 
des bisherigen Preußenwahlrechts für alle Zukunft beseitigt 
seien. Mit der Rückkehr unserer Feldgrauen hätten wir dann 
die materielle Macht, das allgemeine Wahlrecht in Preußen zu 
erzwingen. 
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Diese Argumentation halte ich auch heute noch für absolut 
richtig. Sachliche Einwendungen wurden auch auf der Sitzung 
des Parteiausschusses dagegen nicht erhoben. Bedauerlicher* 
weise war die Reichstagsfraktion zu diesen wichtigen Debatten 
nicht hinzugezogen, so daß ich mich nur auf den Bericht be¬ 
rufen kann. Ich wurde angegriffen, ohne die Möglichkeit der 
Verteidigung zu besitzen. Doch das nur nebenbei. Wichtig 
ist, daß der Parteiausschuß mit dem Parteivorstand der ent¬ 
gegengesetzten Ansicht sind und augenscheinlich ein Mittel in 
der Hand zu haben glauben, den Reichskanzler zur „so¬ 
fortigen Beseitigung aller Ungleichheiten der Staatsbürger¬ 
rechte in Reich, Staat und Gemeinde** zu zwingen. Ich freue 
mich dieses Beschlusses aufrichtig, wenn ich auch leider noch 
nicht das Mittel erkennen kann, mit dem man den> Kanzler 
zur Erfüllung dieser Forderung zwingen will. Ein General¬ 
streik scheint nicht ins Auge gefaßt zu sein. Was sonst noch 
in Frage kommen könnte, weiß ich nicht. Durch Resolutionen 
im neu zu wählenden Verfassungsausschuß wird man zwar 
sicherlich vieles erreichen und manches vorbereiten können, 
ob aber die allgemeine und sofortige Demokratisierunig des 
preußischen Staatswesens, erscheint etwas zweifelhaft. Es 
kämen vielleicht noch der Eintritt in die grundsätzliche Oppo¬ 
sition zur Regierung nebst Etats- und Kriegskreditablehnung 
in Betracht. Aber schwerlich wird die Partei diesen Weg 
gehen. Aber irgend etwas Wuchtiges, Entscheidendes, Zwin¬ 
gendes wird natürlich geschehen, und zwar bald („sofort^), 
denn es ist natürlich vollkommen ausgeschlossen, daß der 
Parteiausschuß eine derartige Forderung aufgestellt hätte, 
unter gleichzeitiger moralischer Verdonnerung meines Stand¬ 
punktes — das ist nämlich das Entscheidende —, ohne daß er 
entschlossen wäre, die höchste politische Tatkraft und Ent¬ 
schlossenheit hinter diese Forderung zu setzen. Wir werden 
also bald wichtige Beschlüsse der sozialdemokratischen Partei¬ 
leitung zu hören bekommen. Die Massen sind aufs äußerste 
gespannt, denn diese Resolution mußte die höchsten Erwar¬ 
tungen in ihnen wecken. Das weiß auch der Parteiausschuß, 
und er hat mit seiner scharfen und entschlossenen Resolution 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Die russische Revolution und der Friede. 


137 


gegen alle Flaumacher sicherlich nicht bloß einen blinden Schuß 
in den Obstgarten abfeuern wollen, lediglich zu dem Zweck, 
damit einige reaktionäre Spatzen für einen Augenblick er¬ 
schreckt aufflattern, die sich aber bald wieder setzen, da sie 
an derartige harmlose Geräusche schon gewöhnt sind. 

Sicher sind wir bald in der Lage, unseren Lesern von den 
Taten zu melden, von denen die Worte des Parteiausschusses 
nur die Einleitung waren. 


WILHELM JANSSON: 

Die russische Revolution und der Friede. 

D ie Hoffnungen aller Friedensfreunde auf die russische Revo¬ 
lution sind zweifellos sehr stark und sie finden eine gewisse 
Bestätigung in dem geschäftigen Eifer der Kriegshetzer, die 
den Ententeländern angehören oder in ihrem Dienste stehen, 
die Friedenstendenzen der Revolution zu paralysieren. Kaum 
hatten sich um die Mitte des März die Verhältnisse in Peters¬ 
burg so weit geklärt, daß man zwischen den bürgerlichen 
Anhängern des Krieges und den sozialistischen Friedensfreunden 
klar unterscheiden konnte, als die Ententegesandten in Stock¬ 
holm sich des Herrn Branting sicherten, der im besonderen Auf¬ 
träge nach Petersburg reiste, begleitet von dem französischen 
Regierungsagenten Waliz. „Echo de Paris“ bezeichnete seine 
Petersburger Tätigkeit ausdrücklich als „die nützliche Propa¬ 
ganda Brantings“, der den russischen Sozialdemokraten die Ge¬ 
fahren „einer freien Sonderbewegung“, d. h. einer freien Frie¬ 
densbewegung gezeigt habe. Um seinen Zweck zu erreichen, 
schildert er die Haase-Ledebour-Gruppe in Deutschland als 
„eine nur geringe Minderheit“, was der Wahrheit zwar ent¬ 
spricht, aber mit den gegenteiligen immer wiederkehrenden Be¬ 
hauptungen Brantings, wenn er zu schwedischen Arbeitern 
spricht, in unvereinbarem Widerspruch steht. 

Neben Branting sind auch französische und englische Sozia¬ 
listen mobilisiert worden, um den russischen Genossen die Ge¬ 
danken an eine ernste Friedensaktion auszutreiben. Drei Fran- 
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zosen und drei Engländer wurden mit dieser Kriegspropaganda 
betraut und sie sind bereits in Petersburg eingetroffen. Auch 
sind „vorbereitende Arbeiten** im Gange, um einen neuen Keil 
in die deutsche Sozialdemokratie zu treiben, wobei die Hoff¬ 
nung auf den Ententesieg sich mit der Hoffnung auf eine deut¬ 
sche Revolution verbindet. Branting stellte den Russen in Aus¬ 
sicht, daß die Wirkungen der russischen Revolution auf 
Deutschland sich erst in einigen Monaten zeigen können. So¬ 
lange müsse man selbstverständlich aushalten. Und die Mission 
der anderen Ententegenossen hat den Zweck, diesen Gedanken 
in den Kreisen der russischen Revolution weiter zu festigen. 

Ob das gelingen wird, mag dahingestellt bleiben. Aber an 
Geldmitteln fehlt es dieser Kriegspropaganda nicht. England 
hat neuerdings nicht weniger als 40 Millionen Pfund Sterling, 
d. h. 800 Millionen Mark für diese Zwecke zur Verfügung ge¬ 
stellt, eine selbst für russische Verhältnisse ansehnliche Summe. 
Die Kriegspropaganda in Rußland kann also aus einer reichlich 
fließenden Quelle schöpfen. 

Daß wir in Deutschland den Einfluß dieser Einwirkungen auf 
die russische Revolution nicht unterschätzen dürfen, sollte 
jedem klar sein. In Rußland ist alles in Gärung und niemand 
kann am Abend des einen Tages mit Sicherheit sagen, wie sich 
die Verhältnisse beim nächsten Sonnenaufgang gestalten kön¬ 
nen. Auch wenn wir auf die Entschlossenheit der russischen So¬ 
zialisten, für den Frieden zu wirken^ vertrauen dürfen, so haben 
wir doch keine Gewähr dafür, daß nicht die entgegenstehenden 
Kräfte schließlich die Oberhand behalten. Um so notwendiger 
ist es in dieser Situation, alles zu unterlassen, was den Friedens¬ 
freunden in Rußland notgedrungen die Arbeit erschweren muß. 

Das geschieht bis Jetzt nicht. Unter völliger Verkennung der 
Verhältnisse, unter denen die Friedenspartei in Rußland ihren 
Kampf führen muß, taucht in unserer Presse immer wieder der 
Gedanke eines Separatfriedens mit Rußland auf. Der „Vor¬ 
wärts** spielt gern mit diesem Gedanken, der zur Zeit des alten 
russischen Regimes noch einen Sinn hatte, weil in diesem eine 
starke deutschfreundliche Strömung vorhanden war, dessen Er¬ 
örterung heute aber als unklug angesprochen werden muß. 
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Denn diese Erörterung kann keinen anderen Erfolg haben, als 
die russischen Friedensfreunde in der öffentlichen Meinung 
ihre Landes zu diskreditieren und somit die Friedensbewegung 
in Rußland zu schwächen. 

Es kann keinem gewissenhaften Beobachter entgangen sein, 
daß die russischen Friedensfreunde ihre Aktion auf die Herbei- 
ffihrung des allgemeinen Friedens eingestellt haben. Man kann 
zwar einwenden, daß ein deutsch-russischer Separatfrieden so¬ 
fort den allgemeinen Frieden nach sich ziehen muß. Aber die 
Sache hat für diejenigen, die in Rußland den Kampf für den 
Frieden führen, ein ganz anderes Gesicht. Sie stehen der 
Bewegung der Kriegshetzer in den Parteien der Kadetten und 
Oktobristen gegenüber. Miljukow, der hervorragendste Führer 
der kriegerischen Gruppen, ist vollständig auf das Programm 
der Westmächte eingeschworen und von diesen hat er auch sein 
Staatsideai bezogen, das er auf die russischen Verhältnisse 
übertragen will. Er ist so mit der anglo-französischen Ideen¬ 
welt verknüpft, daß er auch als Politiker einen andern Weg gar 
nicht gehen kann, selbst wenn die ureigensten russischen Inter¬ 
essen dabei unter die Räder kommen. Dazu ist er der Vertreter 
des russischen Imperialismus mit einem ausgedehnten Ex¬ 
pansionsprogramm. Ihm ist der Separatfrieden mit Deutsch¬ 
land ein Verrat an den Verbündeten, und noch mehr: ein Ver¬ 
rat an seinen eigenen expansiven russischen Zielen. 

Nun ist Miljukow nicht der erste beste hergelaufene Entente¬ 
agent, sondern er ist eine der hervorragendsten Persönlich¬ 
keiten des russischen öffentlichen Lebens, ein Gelehrter, zu dem 
die jüngeren Generationen des intellektuellen Rußlands mit Ver¬ 
ehrung emporblicken und auch da, wo sie ihm politisch nicht 
folgen, vernehmen sie gerne sein Wort. Wenn Miljukow den 
Separatfrieden als Verrat stempelt, werden die ausgesandten 
Agitatoren seiner Richtung jeden Verfechter eines solchen als 
Verräter brandmarken und die Wirkung auf die unaufgeklärten 
Massen kann nicht ausbleiben. Die Aktion der russischen So¬ 
zialisten für einen allgemeinen Frieden entspricht daher völlig 
den zurzeit in Rußland gegebenen Möglichkeiten, der Kriegs¬ 
hetze entgegenzutreten^ Es heißt, ihre Arbeit erschweren, wenn 
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in sozialdemokratischen und anderen Blättern Deutschlands 
einem unklaren Qerede vom Separatfrieden in diesem Moment 
Raum gewährt wird. Viel wichtiger ist die Betonung der all¬ 
gemeinen deutschen Friedensbereitschaft, wie sie in der letzten 
großen Reichstagsrede des Reichskanzlers enthalten war, die 
auch deshalb der englischen Kriegspropaganda so unbequem 
wurde, weil sie mit der englischerseits verbreiteten Legende 
aufräumte, Deutschland wolle die russische Reaktion wieder 
aufrichten. Ohne diese nachdrücklichen offiziellen deutschen 
Aeußerungen wäre die letzte russische Regierungserklärung 
nicht zu erzwingen gewesen, die dem Annexionsprogramm Mü- 
jukows eine Absage erteilt und einen großen Erfolg der russi¬ 
schen Friedensbewegung darstelit. Da aber in Rußland zur¬ 
zeit alles fließt und brodelt, kann das heute Errungene morgen 
wieder verloren sein, wenn den Kriegshetzern neues Material 
geliefert wird. 

Daß die russische Revolution, wie es mancher zu glauben 
scheint, so ohne weiteres uns dem Frieden näher bringt, ist eine 
Illusion. Es ist eine vollständige Verkennung der Demokratie, 
wenn man ihr allein die Friedensliebe und dem autokratischen 
Staatswesens die Kriegsneigung zuspricht. Der alte Salisbury 
war ein kluger Mann und sein Wort von der landhungrigen De¬ 
mokratie, die weder bei den alten noch bei den jüngeren Völ¬ 
kern den Krieg scheute, wenn er ihre Zwecke fördern konnte, 
ist bis heute noch nicht widerlegt. Wohl aber dürfen 
wir hoffen, daß gewisse Folgen der russischen Revolution eine 
Friedensneigung der alliierten Mächte hervorrufen können, um 
so mehr, als der endliche Sieg der Friedensfreunde in Rußland 
nicht zu den Unwahrscheiniichkeiten gehört 


Kommen seh ich ein neu Geschlecht 
lebensfreudiger Menschen, 
wissend, daß sie müssen erzeugen, 
wissend, daß sie müssen vollenden. 

Da quillt aus eigner Kraft dem Menschen 

ungeahnte Segensfülle 

und ein Leben in Schönheit auf Erden. 

Leopold Jacoby. 
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WILHELM KOLB: 

Die Kernfrage 

und der Weg zu ihrer Lösung. 

M it Recht ist von der sozialdemokratischen Presse darauf 
hingewiesen worden, daß die Reform des preußischen 
Wahlrechts zwar einen wichtigen Schritt auf dem Wege zur 
politischen Erneuerung Deutschlands bedeutet, daß damit aber 
das Problem selbst noch keineswegs gelöst ist. Solange der 
Wille des deutschen Volkes in der Zusammensetzung der Reichs¬ 
regierung keinen sichtbaren Ausdruck findet, kann von einer 
Demokratisierung der deutschen Politik keine Rede sein. Diese 
Kernfrage des vielumstrittenen Problems der politischen Neu¬ 
orientierung wird aber in der Presse — auch in der sozialdemo¬ 
kratischen — noch immer sehr dilettantenhaft behandelt 
In der Osterbotschaft des Kaisers, die durch die Gegen¬ 
zeichnung des Reichskanzlers zu einem Regierungsakt ge¬ 
stempelt wurde, wird nur ganz allgemein die Notwendigkeit des 
Ausbaues unseres innerpolitischen Lebens anerkannt In wel¬ 
cher Form und unter welchen Umständen dieser Ausbau sich 
vollziehen soll, ist in dem Erlaß nicht einmal angedeutet Der 
Kaiser und der Kanzler haben diese Frage offen gelassen und sie 
hatten — um es gieich vorweg zu sagen — dazu ihre guten 
Gründe. Man darf daraus aber nicht den Schluß ziehen, als ob 
die maßgebenden Stellen an dem bisherigen halbkonstitutionel¬ 
len Regierungssystem festhalten wollten. 

Ob und wann wir zum parlamentarischen Regierungssystem 
kommen, hängt viel weniger von dem Wollen und der Haltung 
der Regierung ab, als vielmehr davon, ob und wann im Reichs¬ 
tag die Voraussetzungen für die Einführung des parlamen¬ 
tarischen Regierungssystems vorhanden sind. Meines Wissens 
bestehen in keinem der parlamentarisch regierten Staaten 
förmliche Verfassungs- oder Gesetzesbestimmungen darüber, 
daß die Regierung aus den Vertrauensleuten des Parlaments 
sich zusammensetzen müsse. Das parlamentarische Regierungs¬ 
system fußt auf der Stärke und dem politischen Machtwillen 
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der Volksvertretungen. Es gibt auch in Deutschland einen 
Bundesstaat, der zeitweise eine parlamentarische Regierung 
hatte. In den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts hat 
der Qroßherzog von Baden den Führer der nationalliberalen 
Partei Lamey mit der Bildung des Ministeriums betraut, und 
bis in die siebziger Jahre hinein waren badische Minister und 
Ministerialräte zugleich Abgeordnete der II. Kammer. Damals 
war die nationalliberale Partei in Baden ein politischer Macht¬ 
faktor von ausschlaggebender Bedeutung, und wenn die Krone 
Konflikte mit dem Landtag vermeiden wollte, blieb ihr gar nichts 
anderes übrig, als die Vertrauensmänner dieser Partei in die 
Regierung zu berufen. Mit dem Zerfall der politischen Macht¬ 
stellung der Nationalliberalen verschwand auch in Baden wie¬ 
der das parlamentarische Regierungssystem. — Die Berufung 
des ehemaligen Zentrumsführers v. Hertling zum bayerischen 
Ministerpräsidenten war ebenfalls eine Konzession an die poli> 
tische Machtstellung, die das Zentrum in Bayern, erlangt hatte. 

Im Reiche wie in den meisten Bundesstaaten fehlen heute 
noch die elementarsten Voraussetzungen für die Einführung des 
parlamentarischen Regierungssystems. Das parlamentarische 
Regierungssystem hat feste politisch aktionsfähige Parlaments¬ 
mehrheiten zur unerläßlichen Voraussetzung. Da in absehbarer 
Zeit in Deutschland keine der bestehenden Parteien irgend¬ 
welche Aussicht hat, von sich aus die Mehrheit der Reichstags¬ 
mandate zu erobern, muß der Weg zur Bildung einer koalierten 
Reichstagsmehrheit gesucht und gefunden werden. Die Kon¬ 
servativen sind bekanntlich „prinzipielle“ Gegner der parla¬ 
mentarischen Regierungsmethode, wenigstens überall dort, wo 
sie sich nicht in den alleinigen Besitz der politischen Macht 
setzen können, und das Zentrum wird auch nur dann sich mit 
dem* parlamentarischen Regierungssystem befreunden, wenn 
es ihm nicht mehr ausweichen kann. 

Unter diesen Umständen kann im Reiche das parlamenta¬ 
rische Regierungssystem erst dann erzwungen werden, wenn 
die Linke tatsächlich so stark ist, daß man ihr regierungsseitig 
diese Konzession nicht mehr vorenthalten kann, ohne die 
schwersten innerpolitischen Konflikte heraufzubeschwören. Im 
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Ernste wird wohl niemand behaupten wollen, daß die Linke im 
Reichstag bei ihrer derzeitigen Zusammensetzung willens und 
fähig wäre, das Regierungsruder des Reiches in die Hand zu 
nehmen. Solange es keinen politisch aktionsfähigen Block der 
Linken gibt, bleibt das parlamentarische Regierungssystem eine 
in mehr oder weniger weite Ferne gerückte schöne Hoffnung. 
Darüber können alle noch so diplomatisch gedrechselten 
Redensarten nicht hinwegtäuschen. Deshalb hat es auch keinen 
Sinn, dem Reichskanzler Vorwürfe darüber zu machen, daß 
in dem Ostererlaß nichts über das künftige Regierungssystem 
enthalten ist Der Reichskanzler könnte, selbst wenn er ein 
ausgesprochener Anhänger der parlamentarischen Regierungs¬ 
methode wäre, diese nicht durchführen, solange die dafür er¬ 
forderlichen Voraussetzungen fehlen. Diese zu schaffen, ist 
nicht Aufgabe der Reichsregierung, sondern die ureigenste 
politische Pflicht der Parteien, welche die Einführung eines 
parlamentarischen Regierungssystems erstreben. Dieses kommt 
sozusagen von selbst, sobald der Reichstag ernstlich gewillt 
ist das halbkonstitutionelle Regierungssystem durch das parla¬ 
mentarische abzulösen. * 

Es herrscht in der Sozialdemokratie und bis weit in die 
Kreise der liberalen Parteien hinein Uebereinstimmung darüber, 
daß, wenn die durch den Krieg im deutschen Volke entfesselten 
politischen Kräfte ihren entsprechenden politischen und staat¬ 
lichen Ausdruck finden sollen, dies nur durch Einführung des 
parlamentarischen Regierungssystems möglich ist. Die poli¬ 
tische Neuorientierung bliebe ein Pfuschwerk und unsere künf¬ 
tige auswärtige Politik würde wahrscheinlich in dieselben ver¬ 
hängnisvollen Fehler verfallen, wie es bei der früheren der 
Fall war, wenn der Wille des deutschen Volkes nicht auch 
in der Zusammensetzung der Reichsregierung seinen klaren, 
unverfälschten Ausdruck finden würde. Nur dadurch kann 
auch die Vorstellung des Auslandes über die politischen Zu¬ 
stände Deutschlands, mit der die Entente während des Krieges 
so erfolgreich krebsen ging, gründlich korrigiert werden. 

Indessen heißt es, das Pferd beim Schwanz aufzäumen, wenn 
man dem parlamentarischen Regierungssystem durch Beseitl- 
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gung von im Wege stehenden formalen Verfassungsbestim¬ 
mungen zur Einführung verhelfen will. Gewiß muß die Be¬ 
stimmung in der Reichsverfassung, wonach Mitglieder des 
Bundesrats nicht zugleich Mitglieder des Reichstags sein 
können, ausgemerzt werden. Allein die Beseitigung dieser 
Bestimmung in der Reichsverfassung hat so lange nur eine 
rein formale und keinerlei praktisch-politische Bedeutung, als 
im Reichstag selbst keine parlamentarische Mehrheit vor¬ 
handen ist, die willens und fähig ist, das Ruder der Reichs¬ 
regierung zu ergreifen. 

Wenn Genosse Stampfer in einem seiner Korrespondenzartikel 
schreibt, wir brauchen eine Regierung, die erkennbar mit dem 
Vertrauen des Volkes und seiner Vertretung ausgestattet, diesen 
Krieg liquidiert — also eine parlamentarische Regierung —, so 
kann man ihm darin gewiß ohne weiteres zustimmen. Dagegen 
fordert seine immer wiederkehrende Behauptung, der Reichs¬ 
kanzler habe quasi die Pflicht, das parlamentarische Regie¬ 
rungssystem in sichere Aussicht zu stellen und mit der poli¬ 
tischen Neuorientierung sofort zu beginnen, zum Widerspruch 
heraus. Die guten Absichten Stampfers in allen Ehren, aber 
in der Politik kommt es bekanntlich nicht so sehr auf die 
Absichten, als vielmehr auf die Wirkungen an. Das parlamen¬ 
tarische Regierungssystem hätte Herr v. Bethmann Hollweg 
doch nur dann in Aussicht stellen können, wenn er die Gewiß¬ 
heit gehabt hätte, daß er damit einem festen entschlossenen 
Wollen der Mehiheit des Reichstages entgegengekommen 
wäre. Genosse Stampfer wird aber doch nicht behaupten 
wollen, daß im jetzigen Reichstag eine solche Mehrheit 
existiert. Genau ebenso steht es um die preußische Wahl¬ 
rechtsfrage. Daß der preußische Landtag und das preußische 
Herrenhaus in ihrer jetzigen Zusammensetzung die preußische 
Wahlreform zur Zufriedenheit der Sozialdemokratie lösen 
werden, damit rechnet wohl auch Genosse Stampfer nicht. 
Er meint allerdings, es sei Sache des Reichstags, das Problem 
zur Lösung zu bringen*. Hat aber Genosse Stampfer irgend¬ 
welche Garantie dafür, daß im Reichstag zurzeit für diese 
Lösung der preußischen Wahlrechtsfrage eine Mehrheit be- 
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steht? Und wenn, ist auch nur die geringste Garantie dafür 
gegeben, daß diese Mehrheit die Einführung des Reichstags¬ 
wahlrechts für Preußen beschließt? Ich möchte das stark be¬ 
zweifeln. Das Zentrum geht auch in der preußischen Wahl¬ 
rechtsfrage nicht weiter als es unbedingt /miß. Die National¬ 
liberalen sind nur zum Teil für das gleiche Wahlrecht zu haben. 
Woher soll also die Mehrheit für die Einführung des Reichs¬ 
tagswahlrechts in Preußen kommen? 

Alle diese und verschiedene andere Gründe sprechen ent¬ 
schieden dafür, die grundlegenden Reformen für die innerpoli¬ 
tische Neuorientierung nicht zu machen, bevor nicht unsere 
Feldgrauen das schwere Gewicht ihres Einflusses in die Wag¬ 
schale werfen können. Der jetzige Reichstag mag ruhig die un¬ 
bedingt nötigen Vorarbeiten für das neue Deutschland machen. 
Die eigentliche Entscheidung liegt aber in den Händen des 
Reichstags, der aus den nächsten Wahlen hervorgeht. Und 
ebenso liegen die Dinge in Preußen. Der jetzige preußische 
Landtag wird nie und nimmer eine auch nur halbwegs befrie¬ 
digende Lösung der preußischen Wahlrechtsfrage herbeiführen. 
Das weiß auch der Reichskanzler, und deshalb sind die fortge¬ 
setzten Angriffe Stampfers gegen ihn deplaciert, ein gefähr¬ 
liches Spiel mit dem Feuer, das einen Brand entzünden 
könnte, der ganz andere Folgen hat als die, welche Genosse 
Stampfer sich von der Beseitigung des jetzigen Kanzlers ver¬ 
spricht. Weiß denn Stampfer, daß der Nachfolger Bethmann 
Hollwegs mit mehr Entschiedenheit die politische Neuorientie¬ 
rung in Angriff nehmen wird? Wer auch immer an Bethmann 
Hoilwegs Stelle treten würde, der neue Kanzler stünde genau 
vor denselben Schwierigkeiten, wie der mit unserer Hilfe be¬ 
seitigte. Die Gefahr ist aber nicht von der Hand zu weisen, 
daß, wenn Bethmann Hoüweg in der Versenkung verschwindet, 
nichts Besseres nachkommt. Dagegen ist die Wahrscheinlich¬ 
keit sehr groß, daß, wenn der jetzige Kanzler mit Unterstützung 
der Sozialdemokratie gestürzt wird, der Reaktion neue starke 
Trümpfe in die Hand gespielt werden, zumal dann, wenn die 
Sozialdemokratie mit ihren Forderungen für die politische Neu¬ 
orientierung sich isoliert. 
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Mit Fug und Recht hat Genösse Lensch im „Vorwärts“ vor 
der Illussion gewarnt, als ob die Nationalliberalen nun plötzlich 
mit Feuer und Flamme für das parlamentarische Regierungs¬ 
system und für die sofortige Inangriffnahme der preußischen 
Wahlreform zu haben wären. Sicher meint es ein Teil der 
Nationalliberalen damit durchaus ehrlich. Welche Absichten die 
politische Windfahne Bassermann mit der so plötzlich erfolgten 
Bekehrung im Schilde führt, dürfte auch für den Genossen 
Stampfer zu erraten nicht schwer sein. Nichts wäre für die 
politische Neuorientierung gefährlicher, als in der jetzigen Si¬ 
tuation mit dem Kopf durch die Wand rennen zu wollen. 

In welchem Umfange und in welchem Tempo im Reiche und 
in Preußen die politische Neuorientierung erfolgen wird, das 
hängt — man kann es nicht oft und nachdrücklich genug be¬ 
tonen — in allererster Linie von der Politik der Sozialdemo¬ 
kratie ab. Sie bildet den Kern der zu erkämpfenden politisch 
links orientierten Mehrheit. Von ihr muß die Initiative zur Bil¬ 
dung dieser Mehrheit ausgehen. Sie muß zweifelsfrei bereit 
sein, das entsprechende Maß der politischen Verantwortung 
auf sich zu nehmen. Mit dem Fordern allein macht man das 
neue, parlamentarisch regierte Deutschland nicht, dazu gehörl 
die Kunst der Politik, und zwar einer sachlichen, von allen 
agitatorischen Nebenabsichten unbeeinflußten Politik. 

Es ist kein Zufall, daß das Zentrum mit seiner Stellung¬ 
nahme zur politischen Neuorientierung sich vorsichtig zurfick- 
hält und mit allerhand zweideutigen Redensarten seine poli¬ 
tische Stellung ii'askiert. Wenn die Lütke vom Zentrum nicht 
wie schon so oft auch jetzt wieder düpiert werden will und 
wenn die deutsche Politik durch das Zentrum nicht abermals 
verpfuscht werden soll, dann ist es allerhöchste Zeit, daß die 
Linke sich über ein politisches Aktionsprogramm verständigt 
welches in kurz umrissenen Limen die Grundzüge einer aui 
die Demokratisierung eingestellten Politik und Taktik enthält 
Behält die Linke ihre bisherige Taktik des jeweils gesonderter 
Vorgehens bei, dann liegt die Entscheidung über die politische 
Neuorientierung beim Zentrum. Was dabei herauskommer: 
würde, bedarf für Kenner der Zentrumspolitik keiner näheren 
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Charakterisierung. Dafi das Zentrum nur der Not gehorchend 
und nicht dem eigenen Triebe folgend die politische Neuorien¬ 
tierung mitmacht, weiß jeder, der in der deutschen Politik 
auch nur einige Erfahrungen besitzt. Das Zentrum geht nur 
so weit nach links mit, wie es unter allen Umständen muß. 
Bleibt es ausschlaggebende Partei auch in der Zukunft, d. h. 
kann es auch nach dem Kriege sowohl nach rechts als nach 
links mehrheitsbildend auftreten, dann wird weder das parla¬ 
mentarische Regierungssystem zur Einführung kommen, noch 
werden die sonstigen Hoffnungen auf die politische Neuorien¬ 
tierung Erfüllung finden. Wir bleiben dann auf halbem Wege 
stecken. Das Zentrum kann zu einer demokratisch orientierten 
Politik nur dann gezwungen werden, wenn ein politisch aktions¬ 
fähiger Block der Linken besteht, der, wenn das Zentrum ver¬ 
sagt, ihm zehntausendweise die Wähler wegnimmt. Mit dies.er 
Gefahr muß aber das Zentrum rechnen, sobald ein solcher 
Block der Linken in Aktion tritt. 

Aehnlich liegen die Verhältnisse bei den Nationalliberalen. 
Diese können, wenn der übrige Teil der Linken geschlossen 
vorgeht, gar nicht anders, als sich dem Block der Linken anzu¬ 
schließen, wenn sie nicht haufenweise die Wähler von sich ab¬ 
stoßen wollen. Die jetzige Parteikrise der Nationalliberalen 
ist die notwendige Folge der Krise der Sozialdemokratie. Je 
früher diese ihre Krise überwindet und festen Boden für ihre 
künftige Politik gewinnt, desto rascher geht die alte national¬ 
liberale Partei ihrer Auflösung entgegen und desto früher wer¬ 
den wir auch in Deutschland die liberale Partei bekommen, mit 
der zusammen die Sozialdemokratie das neue Deutschland zim¬ 
mern kann. Es ist eine der wichtigsten politischen Qegenwarts- 
aufgaben der Sozialdemokratie, dieser Entwickelung die Wege 
zu ebnen. Wir kommen um die so viel verhöhnte und verspot¬ 
tete Blockpolitik nicht herum. Das ist ganz und gar unmöglich. 
Ich habe schon vor zehn Jahren für die Idee gefochten und in 
Baden mitgeholfen, sie zu verwirklichen. Daß sie hier die auf 
sie gesetzten Hoffnungen nicht erfüllen konnte, war angesichts 
der uns von den Parteitagen auf genötigten Taktik klar. Mittler¬ 
weile ist diese Idee auch für das Reichsgebiet reif geworden. Sie 
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heute zu vertreten, dazu gehört wahrlich nicht viel politische 
Einsicht Daß sie der Sozialdemokratie aber förmlich aafge- 
zwangen werden mußte, zeigt wie verwirrend die bloße Agita¬ 
tionspolitik gewirkt hat 

Das Geflenne über den politisch unzulänglichen Reichskanzler 
hat keinen Sinn, so lange die Linke selbst sich als politisch un¬ 
zulänglich erweist. Anstatt sich gegenseitig immer wieder das 
Attest der politischen Unzuverlässigkeit und Unzulänglichkeit 
zum Gaudium der Reaktion zu attestieren, sollten die Fahrer 
der Linken zu einer Konferenz zusammentreten, um sich Qber 
ihren Kriegsplan zu verständigen. Es muß die Parole auf 
biegen oder brechen ausgegeben werden. Dazu gehört aber 
ein Aktionsprogramm, das die Nationalliberalen und das Zen¬ 
trum vor die Alternative stellt: „Vogel friß oder stirb!“ Ein 
solches Aktionsprogramm hätte schon vor dem Beginn der 
Beratungen des Verfassungsausschusses aufgestellt werden 
müssen. Wohin die Zersplitterung der Linken führt, hat die 
Beratung und Erledigung der letzten Steuervorlagen gezeigt 
Die Beschlüsse des Verfassungsausschusses werden dieselben 
Merkmale der politischen Unzulänglichkeit aufweisen, wenn die 
bisherige TaktÜc seitens der Linken fortgesetzt wird. 

Alle politischen Fragen sind MachÜxzgtn. Warum zieht 
man nicht endlich aus dieser veralteten Binsenwahrheit die 
logischen taktischen und politischen Konseqaenzen auf Seite 
der Linken? So lange dieser der Wille zur politischen Macht 
fehlt kommt sie auch nicht in ihren Besitz. Die Elemente 
für eine Demokratisierung der deutschen Politik sind vorhan¬ 
den, es fehlt nur an der Kunst sie zu mobilisieren. Mit dem 
fortgesetzten Darumherumreden von der Idee des Problems 
der deutschen Politik kommen wir nicht vom Fleck. Am 
Anfang war die Tat! 


Eine Revolution ist eine Explosion der organischen Kraft eine 
Evolution der Gesellschaft von innen nach außen. Sie ist nur legitim, 
sobald sie natOriich, friedlich und historisch begründet ist Es ist 
dieselbe Tyrannei, sie zu unterdrücken, wie sie mit Gewalt zu machen. 

Proudhon. 
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MANFRED: 

Von der Utopie zur Wissenschaft. 

I. 

D ie folgenden Ausführungen sind geschrieben, um zu zeigen, 
daß die heutige Haltung der sozialdemokratischen Mehr¬ 
heit ein weiterer Schritt auf dem Wege ist, den der Sozialis¬ 
mus von der Utopie zur Wissenschaft bisher geschritten ist. 

Es sind zwei ganz verschiedene, ja ganz entgegengesetzte 
Denkweisen, die von den streitenden Richtungen mehr oder 
weniger folgerichtig bei der Verteidigung ihrer Ansichten be¬ 
nutzt werden. Die ältere dieser Denkweisen ist der Rationalis¬ 
mus, die jüngere die historische Betrachtung. 

Der Rationalismus sieht alle Gegenstände, die er behandelt, 
losgelöst von ihren geschichtlichen Voraussetzungen lediglich 
unter dem Gesichtspunkt der „Vernunft** (lateinisch: ratio, 
woher auch der Name stammt). Dies hielt er für etwas ganz 
Festes, das zu allen Zeiten gleich gewesen sei und ewig unver¬ 
ändert fortieben werde. Den Maßstab dieser „Vernunft** legte 
er an bei der Kritik am Staatswesen, an der Wirtschaftsweise, 
an der Religion, um nur die wichtigsten Gebiete zu nennen. Da 
Frankreich die Hauptpflegestätte des Rationalismus war, so 
übte er seine schonungslose Kritik besonders an den französi¬ 
schen Zuständen. Hoffnungslos verfahren schien alles in Frank¬ 
reich. Darum galt es, durch eine radikale Umwälzung einen 
vernünftigen Staat, eine vernünftige Gesellschaft, eine ver¬ 
nünftige Religion herzustellen, Dinge, die dann in der großen 
Französischen Revolution versucht wurden. Das war die prak¬ 
tische Anwendung der Ergebnisse des rationalistischen 
Denkens. 

Soweit diese Denkweise Ziele aufstellt, nimmt sie sie aus der 
Welt ihrer Ideen. Sie konstruiert sich einen Idealstaat, eine 
ideale Gesellschaft, ideale Zustände auf allen Einzelgebieten 
menschlichen Lebens. Der Rationalismus denkt überhaupt nur 
in Konstruktionen. Ihn fesselt nicht, wie die Dinge sind; er 
weiß nur, wie sie sein müßten. 
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Wir wissen heute, daß die „Vernunft“, der Maßstab des 
Rationalismus, historisch bedingt ist, also zu verschiedenen 
Zeiten ein ganz verschiedenes Gesicht hat. Sieht doch, um ein 
nahegelegenes Beispiel zu erwähnen. Jede jüngere Generation 
die Welt immer mit anderen Augen an als die ältere und wird 
von dieser gewöhnlich für „unvernünftig“ gehalten. Nimmt 
man dem Rationalismus aber die Sicherheit seines Maßstabes, 
so ist er an seiner Wurzel getroffen. 

Ihm steht entgegen die Welt der wirklichen Tatsachen, der 
Dinge, also die Welt des Realen. Die Denkweise, die von dieser 
ausgeht, heißt Realismus. Sie arbeitet empirisch, d. h. mit Er¬ 
fahrungen. Darum ist sie geneigt, aus den Tatsachen der Ver¬ 
gangenheit, aus der Geschichte zu lernen. Sie betrachtet alle 
Dinge in ihren geschichtlichen Zusammenhängen und sucht sie 
als Ergebnis treibender und hemmender Kräfte zu verstehen. 
Sie setzt sich nicht leichtfertig auf einen Richterstuhl, sie prüft 
nicht nach „ewigen Gesetzen“ und legt nicht den „ewig unver¬ 
änderlichen Maßstab der Vernunft“ an die Tatsachen. Ihr sind 
die Tatsachen notwendige Ergebnisse gesellschaftlicher Kräfte 
und in diesem Sinne „vernünftig“. Sie arbeitet nicht mit morali¬ 
schen Begriffen, nicht mit moralischer Entrüstung. 

Der äußerste Rationalismus, die Verneinung alles Bestehen¬ 
den, rief seinen äußersten Gegensatz hervor: den unbedingten 
Konservativismus, die Reaktion. Diese betonte das historisch 
Gewordene, erforschte es und wollte am Alten festhalten. 
Durch die Geschichtsforschung fanden ihre klügeren Vertreter, 
daß zu allen Zeiten eine Entwickelung stattgefunden habe. Sie 
neigten sich reformerischen Ansichten zu, wollten aber immer 
an das Bestehende anknüpfen, nie grundstürzend Neues schaf¬ 
fen. Ihr Ziel war langsame Umformung, Evolution. 

Auch der Rationalismus lernte um. Aus seiner praktischen 
Tätigkeit erkannte er die Zähigkeit des Bestehenden. Aus 
seiner Beschäftigung mit der Geschichte kam er zu ähnlichen 
Ergebnissen wie die Vertreter der Evolution. Die beiden bisher 
unversöhnlichen Gegner lernen einander verstehen. Das rein 
konstruktive Denken des Rationalismus verschwindet Das 
Konstruieren von Idealen aus der Welt der Wünsche und Qe- 
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fühle, also der Utopismus, macht der wissenschaftlichen Be^ 
trachtung der Wirklichkeit Platz. Das ist der allgemeine Ent¬ 
wicklungsvorgang des Denkens im 19. Jahrhundert: Auf allen 
Gebieten des Denkens, nicht nur im Sozialismus, fand der 
Uebergang von der Utopie zur Wissenschaft statt, vom ratio¬ 
nalistischen zum empirischen Denken. 

Wegen der Rolle, die sie auch im Sozialismus spielen, mögen 
hier die bürgerlichen Zentralideen des Rationalismus genannt 
sein. Der Vernunftstaat, den der Rationalismus einzurichten 
versprach, sollte nach den Grundsätzen! der Freiheit, Gleich¬ 
heit und Brüderlichkeit aufgebaut sein. Die Kritik, die der 
Rationalismus an alles Bestehende legte, arbeitete ebenso mit 
diesen Grundideen. Was ihnen entsprach, war gut, alles andere 
schlecht und wert, daß es beseitigt würde. Freiheit und Gleich¬ 
heit waren die bevorzugten Menschenrechte der französischen 
Staatsverfassungen der Revolution. Noch bis heute hin be¬ 
rauschen sich zahlreiche Köpfe an diesen „unveräußerlichen 
Menschenrechten“. 

Mit Hilfe dieser beiden Grundideen konstruierte sich der 
Rationalismus das Ideal der unbeschränkten Demokratie auf 
allen Gebieten des menschlichen Gemeinschaftslebens. Wer 
diesen Gedanken konsequent zu Ende dachte, wurde Anarchist. 
Die einzige Staatsform, die der Demokratie genügte, war die 
Republik. Den Anarchisten war jede Staatsform schon eine 
Einschränkung der persönlichen Freiheit und darum ein Greuel. 
Der unerschütterliche Glaubenssatz des echten Rationalisten 
war, daß auf alle Staaten zu allen Zeiten die republikanische 
Staatsform als die einzig gerechte gepaßt hätte und immer 
passen werde, und daß die Demokratie für alle Zeiten und 
alle Gesellschaftsformen die einzig passende Form des Gemein¬ 
schaftslebens sei. Man suchte die Monarchien zu stürzen und 
Republiken an ihre Stelle zu setzen, man suchte die weitest¬ 
gehende Demokratie auf allen Gebieten der menschlichen Ge¬ 
sellschaft durchzuführen. 

Ein Teil der Rationalisten hielt nicht an dieser Formulierung 
fest. Die Entwicklung der Französischen Revolution machte sie 
an dem Ideal der Republik und der unbeschränkten Demokratie 
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irre. Sie suchten nach einem neuen Ideal und entdeckten dies 
in der englischen Staatsform. Hier fand man eine Mischung 
von monarchischen und demokratischen Einrichtungen und hielt 
eine solche bald für die Lösung aller Schwierigkeiten. Aus den 
Schriften des geistvollen Franzosen Montesquieu grub man 
eine dort gemachte Feststellung aus, die man die Trennung 
der Gewalten, nannte. Die drei Gewalten im Staate sind die 
verwaltende, die gesetzgebende, die richterliche. Wo diese in 
drei voneinander unabhängigen Händen liegen, steht es wohl 
um den Staat, so lehrt Montesquieu. Nach ihm ist dies in Eng¬ 
land der Fall. 

Lange Zeit erwartete eine Richtung die Gesundung aller 
Verhältnisse von der Einführung der Republik, eine andere von 
der englischen Staatsform. Durch das ganze 19. Jahrhundert 
lassen sich immer wieder die Vertreter dieser beiden Richtun¬ 
gen feststellen. Die Beliebtheit der englischen Staatsform stei¬ 
gerte sich mit der Entwicklung des Liberalismus, der im Handel 
und der Industrie in England sein Vorbild sah und damit auch 
zahlreiche englische Einrichtungen zu seinem Ideal erhob. 
(Manchestertum, Parlamentsregierung.) Nach den beiden 
Staatsidealen unterschied sich lange Zeit der entschiedene 
Liberalismus (Republikaner) von den gemäßigten (mit dem 
Vorbilde Englands). 

Das Interesse des gesamten Liberalismus war vornehmlich 
auf die innere Politik gerichtet, da nur auf diesem Gebiete Ver¬ 
fassungsfragen eine Rolle spielen. Auch Fragen der äußeren 
Politik, z. B. militärische, wurden zu Fragen der inneren Politik 
gemacht, wie im preußischen Verfassungskonflikt. Die engen 
Beziehungen zwischen äußerer und innerer Politik waren dem 
Verständnis noch völlig verschlossen. 

II. 

Trifft die vorstehende Schilderung auf das gesamte bürger¬ 
liche Denken des 19. Jahrhunderts zu, so ist auch der Sozialis¬ 
mus in ähnlichen Bahnen fortgeschritten. Auch das soziali¬ 
stische Denken des 19. Jahrhunderts machte einen Prozeß von 
der konstruktiven zur empirischen, von der spekulativen zur 
realistischen Denkweise durch. 
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Eine weitere Konsequenz dieser Entwicklung zum empiri¬ 
schen Denken war die Aenderung der Kampfesweise. Bis da¬ 
hin hatte man sich in geheimen Verschwörergesellschaften 
zusammengefunden und predigte als politisches Kampfmittel 
den Putsch. Die Ereignisse von 1848 hatten ebenso wie einige 
vorhergehende Versuche gezeigt, daß mit dieser Kampfes¬ 
methode nichts zu erreichen war. Das bedeutete einen neuen 
Sieg des historischen Denkens über den Rationalismus, und der 
1. November 1864, wo die Internationale Arbeiterassoziation 
den Satzungsentwurf Mazzinis ablehnte und den von Marx 
ausgearbeiteten annahm, ist vielleicht die schwerste und folgen¬ 
reichste Niederlage des sozialistischen Rationalismus gewesen. 
Wie den theoretischen, stellte Marx damit auch den praktischen 
Sozialismus auf den Boden der Tatsachen. 

Der nächste Schritt auf demselben Wege wurde unabhängig 
von Marx in Deutschland getan: die Gründung des Allgemeinen 
Deutschen Arbeitervereins. Marx hatte zunächst noch ge¬ 
glaubt, die Nationen als Tatsachen bei seiner Gründung der 
Internationale übersehen zu dürfen. Im Gegensatz dazu betonte 
Lassalle den Aufbau der Arbeitervereine auf nationaler Grund¬ 
lage. Wieder ging ein Stück Rationalismus verloren, wieder 
wurde eine bisher unbeachtet gebliebene Tatsache anerkannt 
und zur Grundlage des Strebens nach einem fernen Ziel ge¬ 
macht. Der Gegensatz zwischen Marx und Lassalle gewinnt 
vor unsern Augen eine weit größere Klarheit, wenn wir fen 
unter dem angegebenen Gesichtswinkel betrachten. Doch soll 
das hier im einzelnen nicht weiter untersucht werden. 

Auch Lassalle schritt auf dem Wege realistischen Denkens 
und realistischer Praxis weiter fort. Anfänglich wollte er von 
Gewerkschaften nichts wissen. Er lernte um und duldete sie. 
Nach seinem Tode förderte der Allgemeine deutsche Arbeiter¬ 
verein die Gewerkschaften sehr lebhaft. Ebenso setzte sich 
Lassalle für eine Beteiligung an den Parlamentswahlen ein und 
forderte das allgemeine Wahlrecht. Er rechnete also auch auf 
diesem Gebiet mit gegebenen Tatsachen. 

Die andere Richtung der deutschen Arbeiterbewegung, die 
in ihrem Gedankensystem mehr von Marx abhängig war, hielt 
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in einigen Dingen länger am rationalistischen Denken fest. 
Ihr Führer, der alte Liebknecht, wollte lange nichts von der 
Teilnahme am Parlament wissen. Er ließ sich aber trotzdem 
aufs .Parlamentein“ ein und wurde Führer einer parlamen¬ 
tarischen Fraktion. Zuerst dachte er sich seine dortige Tätigkeit 
lediglich als eine Demonstration. Im Laufe von Jahrzehnten 
jedoch hat sich die sozialistische Tätigkeit in den Parlamenten 
zur praktischen Teilnahme an der Gesetzgebung und der Ver¬ 
waltung umgestaltet. Diese Teilnahme ist jetzt bis in die klein¬ 
sten Vertretungen, in Städten, in Dörfern, in öffentlichen Kassen 
ausgedehnt und wird überall zur Verbesserung der Lage der 
Arbeiter benutzt. Auch das ist eine weitere Abwendung vom 
Rationalismus. 

In der Anerkennung von Tatsachen, die durch geschichtliche 
Kräfte geschaffen* worden waren, zeigte sich ebenfalls ein 
Unterschied zwischen Eisenachern und Lassalleanern. Bei den 
Eisennachern war noch lange nach 1866 der Wunsch lebendig, 
die Verdrängung Oesterreichs aus Deutschland rückgängig zu 
machen. Man wollte den Norddeutschen Bund nicht aner-. 
kennen. Die Lassalleaner -hatten schärferen historischen Blick 
und wollten sich auf dem durch Bismarck geschaffenen Boden 
einrichten. Die Zeit hat gelehrt, daß sie recht daran getan 
haben, während die Eisenacher erfahren mußten, daß sich das 
Rad der Geschichte nicht an den Speichen festhalten oder gar 
rückwärts drehen lasse. 

Langsam verschwand bei den Hauptvertretern des Sozialis¬ 
mus die rationalistische Verehrung der republikanischen Staats¬ 
form. Uebte schon Marx an der französischen Bourgeois¬ 
republik die allerschärfste Kritik, so wurde später in den Organi¬ 
sationen der Eisenacher und Lassalleaner wohl vereinzelt die 
Ansicht aufgestellt, daß die Arbeiterbewegung die Einführung 
einer Republik zu erstreben habe, niemals jedoch wurde dieser 
Gedanke in eins der Parteiprogramme aufgenommen. Hier 
liegt der Gegensatz zu den achtundvierziger Revolutionären, 
die alles Heil in der politischen Umwälzung erblickten. Bebel 
hielt einige Jahrzehnte nach Marx den* französischen Genossen, 
die sich viel auf ihre republikanische Staatsform zugute taten, 
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vor, daß es Monarchien gebe, die besser für die Arbeiterklasse 
sorgten als manche unentwegt demokratische Republik. Wie 
die Bewunderung der französischen nahm auch die der amerika¬ 
nischen Republik stetig ab. An diesem Beispiel und an dem der 
Süd- und mittelamerikanischen Staaten wurde immer hand¬ 
greiflicher verdeutlicht, daß die Republik weit entfernt von der 
idealen Staatsform sei, und man erinnerte sich, daß Marx und 
Engels wenig Interesse für die Staatsform gehabt hatten, da¬ 
gegen um so eifriger auf die Umgestaltung der gesellschaftlichen 
Zustände bedacht gewesen waren. 

Auch Verehrer der englischen Verfassung hat es unter den 
deutschen Sozialisten gegeben; sie waren aber dünner gesät 
als die Republikaner; denn es waren ausschließlich Leute, die 
aus der bürgerlichen Intelligenz stammten, wo die Anglomanie 
stärker verbreitet war. In dem Qrade, wie England sich mit 
seiner Politik unangenehm bemerkbar machte, bröckelte die 
Verehrung seiner Zustände immer mehr ab, in den bürgerlichen 
Kreisen besonders auffällig, in den sozialistischen weniger ge¬ 
räuschvoll. Diese Ernüchterung wurde durch die eigentümliche 
Haltung der englischen Arbeiter zur Internationale beschleunigt 
Immer mehr wurde erkannt, daß die „Trennung der Gewalten“ 
eine fixe Idee des Liberalismus sei und nicht einmal in dem 
Musterstaate England bestände. Immer deutlicher wurde es, 
daß die englische „Freiheit“ ein Produkt der englischen Ge¬ 
schichte sei, gegründet auf der englischen Weltherrschaft be¬ 
dingt durch die insulare Lage. — Die Haltung Englands trug 
dazu bei, den Vernichtungsprozeß seines Ansehens bei Liberalen 
und Sozialisten zu fördern. 1864 fiel es Preußen und Oester¬ 
reich in den Arm, 1870/71 lieferte es Frankreich Munition, was 
ebenso zur Kritik herausforderte wie die indische, die südafri¬ 
kanische, die sudanische Kolonisation, wie später der Buren¬ 
krieg, der Zweimächte-Standard seiner Flotte, das Festhalten 
am Seebeuterecht die Einkreisung Deutschlands. Die Zurück¬ 
haltung und das Versagen der englischen Arbeiterorganisationen 
in internationalen Angelegenheiten taten ein übriges. Der „Hort 
der Freiheit“ entpuppte sich immer mehr als ein brutales kapi¬ 
talistisches Gebilde; unter der äußeren Maske der Demokratie 
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und der Moral verbarg sich geschickt, aber ohne dauernden 
Erfolg derselbe Kapitalismus, der in andern Ländern unverhüllt 
herrschte. 

Noch jetzt ist die Erkenntnis vom imperialistischen Cha< 
rakter Englands bei einem Teil der Parteigenossen recht ge¬ 
ring. Sie können zwar die kapitalistische Natur Englands nicht 
leugnen, halten aber den Tropfen demokratischen Oels und den 
Firnis der Moral für ebenso bedeutend. Man sollte sich doch 
endlich darauf besinnen, daß der englische Imperialismus nun 
einmal Imperialismus ist, nur älter als der deutsche und darum 
mächtiger, erfahrener, gerissener und gefährlicher. 

III. 

Noch eine weitere Erbschaft hat uns der Rationalismus 
hinterlassen: die Neigung, die innerpolitischen Zustände eines 
Staates ohne Zusammenhang mit den äußeren zu betrachten. 
Die Volksparteien des 19. Jahrhunderts haben sämtlich ein ganz 
einseitiges Interesse an der Umgestaltung der inneren Zustände 
genommen und nehmen müssen. Es war die große Aufgabe 
des Jahrhunderts, dem sich entwickelnden Kapitalismus die 
Lebensmöglichkeiten zu schaffen, was zunächst durch Weg- 
räumung innerpolitischer Hemmnisse geschehen mußte. Noch war 
der Kapitalismus der rückständigen Staaten, auch Deutschlands, 
lediglich eine Angelegenheit des inneren Marktes. Für Deutsch¬ 
land wurde der Weltmarkt erst durch den. Krieg von 1870/71 
geöffnet. Von nun an wurde der auswärtige Einfluß auf die 
innere Politik Deutschlands stärker fühlbar und für den Be¬ 
trachter deutlicher. Zögernd und in weitem Abstande folgten 
die Volksparteien in ihrer Politik. Der größte Teil der Libe¬ 
ralen, Führer wie Anhänger, gab dabei indem er seinem 
Klasseninstinkt folgte, seine alten Grundsätze preis und wollte 
von einer weiteren Entwickelung in ihrer Richtung aus dem Ge¬ 
fühl der Sättigung heraus nichts wissen. — Auch die Sozial¬ 
demokratie verbrauchte ihre ganze Kraft auf dem Gebiet der 
innerpolitischen Kämpfe. Trotz der dringenden Hinweise von 
Marx auf die Bedeutung der äußeren Politik, trotz der glän¬ 
zenden Anläufe, die die sozialistische Kritik der auswärtigen 
Politik in zahlreichen Schriften von Marx und Engels, Lassalle 
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und Schweitzer nahm, sank seit der sozialistengesetzlichen Zeit 
das Interesse und die Fähigkeit zur kritischen Betrachtung der 
auswärtigen Politik der Regierungen auf einen so geringen 
Qrad, daß sich der seichteste Rationalismus auf sozialistischem 
Boden wieder ansiedeln konnte. Seine eine Lebensaufgabe, 
die innere Politik, begründete der Sozialismus fest und mit 
glänzendem Erfolg auf dem Boden der Wissenschaft, die Marx 
ihm geschaffen; die andere große Aufgabe, die äußere Politik, 
löste er durch Konstruktionen im luftigen, wurzellosen Ideen¬ 
reich des Rationalismus, als Utopie, ohne wissenschaftliche 
Forschung nach der mutmaßlichen Entwicklungsrichtung auf 
Qrund der Vorgefundenen Verhältnisse, so wie es Marx für die 
innere Politik im „Kapital“ methodisch verdeutlicht hatte. Der 
Zusammenbruch der neuen Internationale konnte unter diesen 
Umständen nicht überraschen. 

Den Beziehungen zwischen der äußeren Politik und der 
Staatsverfassung einerseits, sowie der Heeresverfassung 
andererseits soll hier nicht nachgegangen werden, so reizvoll 
es auch sein mag. Es sei nur betont, daß die lichtvollen Aus¬ 
führungen, die Lassalle in seinen Reden über Verfassungs- 
wesen gemacht hat, durch den Gedanken ergänzt werden 
müssen, daß zu den Faktoren, die die Verfassung eines Staates 
bestimmen, auch das Ausland gehört. 

Ebenso sehr wie die Sozialdemokratie vor dem Kriege die 
auswärtige Politik vernachlässigte, ebensowenig hatte sie Ver¬ 
ständnis für die Methode des diplomatischen Denkens und 
Handelns. Sie verlangte immerfort — rein rationalistisch — 
daß die Grundsätze der Moral auch unter den Völkern gelten 
sollten, statt die vorhandenen Tatsachen zu untersuchen. Nur 
ein kleiner Teil der Arbeiterführer hatte Verständnis für das 
Wesen der Diplomatie: die Gewerkschaftsführer. Sie wußten 
aus ihrer Praxis, was Diplomatie heißt. Sie verstanden auch 
zuerst, daß die innere Verfassung vom äußeren Druck abhängt 
Das haben sie selbst an ihren Organisationen erfahren. Darum 
standen sie bis dicht vor dem Kriege zum Teil im Streit mit 
den Gewerkschaftsmitgliedern über die Ausdehnung der Demo¬ 
kratie in der Verwaltung, wobei sie den Standpunkt vertraten. 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 


Von der Utopie zur Wissenschaft. 


159 


I * 


daß die unbeschränkte Demokratie bei den großen, zentrali¬ 
sierten Kämpfen unpraktisch und gefährlich sei. 

Damit haben wir unsern Lesern in großen Zügen 
den geistigen Umwälzungsprozeß des Sozialismus im 
19. Jahrhundert vor Augen gestellt. Wie sich aber überlebte 
Ideen immer noch längere Zeit erhalten, bis ihre letzten Ver¬ 
treter umgelernt haben oder gestorben sind, so haben sich auch 
die einzelnen rationalistischen Gedanken noch immer in kleinen 
Kreisen Anhänger bewahrt. Der utopistische Sozialismus zählt 
noch heute eine Anhängerschar in denen, die sich mit Vorliebe 
einer» „Zukunftsstaat“ ausmalen; bei einigen Sozialisten ist 
noch jetzt die Republik 4ie wichtigste politische Frage für 
die Arbeiterklasse. Andere bewundern die englische Freiheit 
und Verfassung, wieder andere berauschen sich an „Freiheit 
und Gleichheit“, noch andere verlangen Moral in der Diplo¬ 
matie, wieder andere die Wiederherstellung der Zustände vor 
dem Kriege; eine Richtung sieht sogar während dieses Krieges 
die innere Politik für die Hauptsache an^ Die Buntscheckig- 
keit unserer Opposition ist das Ergebnis des verschiedenen 
Standes ihrer rationalistischen Denkweise. 

Alle historischen Ereignisse haben die Mitwelt zum Umlernen 
gezwungen. Marx, die Eisenacher, die Lassalleaner scheuten 
sich nicht, ihre Irrtümer zu berichtigen. Die Kreise, die am 
Alten festhielten, wurden Sekten und verloren jeden praktischen 
Einfluß auf die Politik. So ging es den Emigranten der Re¬ 
volution von 1848, so auch den Bräuerianern in Hamburg, die 
unentwegt an den ursprünglichen Gedanken Lassalles fest¬ 
hielten und die bittere Lehre erfahren mußten, dalj niemand 
dem Rad der Geschichte ungestraft in die Speichen greifen 
darf. So wird es unserer heutigen Opposition ergehen, die aus 
dem Kriege nichts gelernt und von ihrer früheren Gedanken¬ 
welt nichts vergessen hat. Indes sie stillsteht, rollt die Ge¬ 
schichte unaufhaltsam weiter. 

Doch ebenso unaufhaltsam schreitet der Sozialismus fort auf 
dem Wege von der Utopie zur Wissenschaft. 
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Glossen. 

Methoden. 

TN der Zelt, als noch Friede war — wie entfernt liegt sie hinter uns! 
* — wurde ich einmal nebst noch einem Genossen als Ratgeber 
nach einem halb ländlichen, halb städtischen Ort berufen. Dem 
dortigen Qemeinderat lag nämlich ein wichtiges kommunales Pro¬ 
jekt zur Entscheidung vor und die drei Genossen, die dabei den 
Ausschlag geben konnten, wußten nicht recht, wie sie sich stellen 
sollten. Wir erörterten mit ihnen die Sache gründlich; irgendeinen 
politischen Beigeschmack hatte sie ganz und gar nicht, auch konnte 
nur die Allgemeinheit, hier die Gemeinde, davon Nachteil oder Vorteil 
haben, keineswegs aber eine einzelne Klasse oder Schicht Alles hing 
daran, wie die nachherige Praxis mit der vorhergehenden Theorie 
stimmen werde. Nach reiflicher Erwägung gab ich den Oemeinde- 
räten den Rat mit Ja zu stimmen, denn nach allem scheine die Sache 
Erfolg zu versprechen. Anders mein Kollege. „Sagt nein!“ redete 
er zu den dreien. „Ob die Aussichten erfolgversprechend sind oder 
nicht daß weiß ich nicht, kann es gar nicht beurteilen. Aber ich 
würde doch nein sagen. Denn warum? Erstens sind wir Oppositions¬ 
partei, deren Charakter verlangt, daß man immer, . . . oder doch 
meistens,** fügte er nach kurzer Pause hinzu, „nein sagt ln Zweifels¬ 
fällen allemal Wird dann die Sache angenommen und sie geht in der 
Folge schief, so kann man mit Stolz auf seine ablehnende Haltung ver¬ 
weisen und die anderen als Dummköpfe oder Gewissenlose erscheinen 
lassen. Geht aber die Sache gut so erklärt man, man habe dagegen 
gestimmt, weil das Projekt nicht weitgehend genug war. Damit kommt 
man immer aus!** 

Diese tiefgründige Weisheit imponierte den ländlichen Oemelnde- 
räten; sie stimmten mit Nein, und ihr Ort hat denn auch heute noch 
keine — Wasserleitung, denn um eine solche handelte es sich. Auf 
die späteren Klagen ihrer Wähler antworteten sie vorschriftsgemäß, 
der vorgelegte Plan sei ihnen nicht weitgehend genug gewesen. Wo¬ 
rauf ein naseweiser Spötter die Frage stellte, ob sie zwei Wasser¬ 
leitungen hätten haben wollen. Darauf zu erwidern hielten sie unter 
ihfer Würde. Sie wurden aber auch so nicht wieder gewählt. . . . 

Es soll Parlamentarier geben, die ihr „grundsätzliches Nein** aus 
der gleichen Erwägung heraus abgeben und das „Nicht-weit-genug- 
gehen** als durchschlagende Erklärung stets zur Hand haben. Die 
Methode ist zweifellos sehr bequem und erspart vor allem das Nach¬ 
denken — nur bekommt man dadurch nichts und bleibt auf dem alten 
Fleck, wird vielleicht auch nicht wiedergewählt, was für den richtig¬ 
gehenden Parlamentarier das schlimmste Schicksal ist. Aber es bleibt 
ihm der eine Trost: unentwegt kann er auf die „Umlerner** schimpfen. 

Wahrmund. 
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HEINRICH CUNOW: 

Preußengeist und Reichsdemokratie. 

K onservative Blätter nehmen die jüngst in verschiede¬ 
nen deutschen Industrierevieren aiisgebrochenen wilden 
Streiks zum Anlaß, gegen die sozialdemokratische Arbeiter¬ 
schaft heftige Anklagen zu erheben und aus ihnen sophistische 
Argumente gegen die angeblich von Herrn v, Bethmann Holl¬ 
weg beabsichtigte völlige Demokratisierung Preußens herzu¬ 
leiten. Die „Deutsche Tageszeitung“ hat sogar hcrausgefun- 
den, daß bei den „Streikwühlereien“ ausländische Sendlinge 
die Hand im Spiel haben, um im Dienste Englands durch Aus¬ 
nützung der Wahlrechtsfrage und der Lebensmittelknappheit 
die Leidenschaften der Menge aufzustacheln. Diese Behaup¬ 
tung läßt die mit ihr verfolgte Absicht so deutlich erkennen, 
daß sie auf andere Volksschichten als den bäuerlichen Leser¬ 
kreis des Blattes kaum zu wirken vermag; aber sie zeigt, daß 
gewisse Cliquen in der Besorgtheit um die Erhaltung ihrer 
politischen Vorrechte selbst vor der Anwendung gemeiner Ver¬ 
dächtigungen nicht zurückschrecken. Die ostentative Zustim¬ 
mung, die Herrn Diederich Hahns Aeußerung im Berliner 
„Rheingold“, er möchte dem jetzigen Reichskanzler Bis- 
marcksche Kürassierstiefel verehren, in konservativen Blät¬ 
tern gefunden hat, läßt sogar darauf schließen, daß einem Teil 
dieser Blätter gar nicht unangenehm wäre, wenn es in Berlin 
zu Zusammenstößen zwischen Polizei und Streikenden käme 
und dadurch, zum Triumph Englands, die Friedensbestrebungen, 
die die russische Revolution innerhalb der sozialistischen Par¬ 
teien Europas hervorgerufen hat, jäh unterbrochen würden. 
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Diesen Anklagen gegenüber kann nicht scharf genug betont 
werden, daß, wenn es in der Rüstungsindustrie zu Streiks ge¬ 
kommen ist, niemand mehr dazu beigetragen hat, als gerade 
die Taktik der konservativen Presse. Seit der Osterbotschaft 
des Kaisers ist diese Presse fortgesetzt bemüht gewesen, durch 
spitzfindige Einwürfe und Deutungen diesem Erlaß jede Wir¬ 
kung auf das durch Entbehrungen und ungeheuere Kriegsopfer 
aufgeregte Volksgemüt zu nehmen und Erinnerungen an die 
Verheißungen der Thronrede 1908 und an die Ablehnung des 
Mittellandkanals wachzurufen. Wenn die Kaiserbotschaft 
nicht die Stimmungswirkung gehabt hat, die man allem An¬ 
schein nach in den höheren Regierungskreisen erwartete, dankt 
man das in erster Reihe der hämischen Oppositionstaktik der 
konservativen Presse, die das durch die Botschaft geöffnete 
Ventil sofort wieder verschloß — unbekümmert darum, daß 
sie dadurch das Ansehen der Monarchie mehr schmälerte, als 
offene Angriffe auf die monarchische Regierungsform es ver¬ 
möchten. Daß Pariser Blätter vom Schlage des „Temps“ an 
dem Ostererlaß herumnörgeln und ihn als leeres Versprechen 
darzustellen suchen, dessen Erfüllung lange auf sich warten 
lassen werde, ist erklärlich. Solche Nörgelei verrät lediglich 
das Bestreben, die nicht nur in den Ententeländern, sondern 
auch in den neutralen Staaten weitverbreitete Ansicht, Preußen 
sei der Hort europäischer Reaktion, in keinem Falle erschüttern 
zu lassen, hat doch diese Ansicht der Entente schon bisher in 
ihren Bemühungen, die Bevölkerung der neutralen Staaten in 
ihrem Sinne zu beeinflussen, vortreffliche Dienste geleistet 
Wie aber in Anbetracht dieser feindlichen Stimmungsmache 
eine deutsche Partei ihre politische Aufgabe darin zu suchen 
vermag, die Krone mit dem Odium zu belasten, daß die von 
ihr durch einen feierlichen Staatsakt angekündigte Verfas¬ 
sungsänderung keine oder nur halbe Erfüllung finden werde, 
ist um so unverständlicher, als diese Partei in ihren Zeitungen 
den Anspruch erhebt, die vornehmste Vertreterin des Mon¬ 
archismus in Deutschland zu sein. Freilich ist der Staats¬ 
gedanke der konservativen Wortführer, genau betrachtet, ein 
höchst eigenartiges Ding. Ihr Bekenntnis zum Monarchismus 
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entspringt weit weniger einer idealen Einschätzung der Mon¬ 
archie, als der praktischen Vorliebe für ein monarchistisch 
zugespitztes landständisches Regierungssystem, das in der 
Konservierung feudalkonservativer Vorrechte die eigentlichste 
Aufgabe der Krone sieht. 

Es macht sich theoretisch recht schön, wenn Friedrich 
Julius Stahl, der vom Judentum zur protestantischen Ortho¬ 
doxie und vom bayerischen Partikiilarismus zum ostelbischen 
Feudalmonarchismus hinübergewechselte Hauptstaatsrechts- 
theoretiker des Agrarkonservativismus, erklärt: „Ich bin nicht 
der Krone zugetan um der Aristokratie willen, ich bin der Ari¬ 
stokratie zugetan um der Krone willen.“ — Leider nur verrät 
die ganze Argumentation seiner Staatslehre, daß für ihn das 
sogen, „monarchische Prinzip“ nur soweit Wert hat, als es 
geeignet ist, die Herrschaftsansprüche des Feudalkonservatis- 
mus zu stützen und der Einführung eines streng konstitutio¬ 
nellen Regierungssystems entgegenzuwirken. 

Was den konservativen Wortführern und zum großen Teil 
auch der Regierungsbureaukratie fehlt, ist die Erkenntnis der 
heute in der deutschen Volksseele vor sich gehenden inneren 
Gärung, des sich unter dem Druck des gewaltigen Kriegs¬ 
erlebnisses vollziehenden Durchbruchs ganz neuer Stimmungen 
und Anschauungen in der breiten Volksmasse. Schlechte 
Psychologen sind die politischen Größen des preußischen 
Konservativismus und ihre Wahlverwandten in der preußi¬ 
schen Bureaukratie stets gewesen. Sie haben sich immer nur 
auf das verstanden, was sie „Prenßengeist“ nennen, was weit 
besser aber als „Geist der ostpreußischen Gutshöfe“ bezeichnet 
wird. Welche seltsamen Illusionen haben nicht vor dem 
Kriege in der konservativen Presse und auch manchen rechts¬ 
liberalen Blättern über unser Verhältnis zu der übrigen Welt 
gestanden. Wie oft sind uns nicht in unbegreiflicher Selbst¬ 
täuschung Urteile fremder Zeitungen und Schriftsteller, die 
lediglich bestimmten politischen Absichten entsprangen oder 
nichts anderes waren als konventionelle Phrasen internatio¬ 
naler Höflichkeit als Beweis der hohen Wertschätzung der 
deutschen politischen Einrichtungen im Auslande aufgetischt 
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worden. Als dann der Krieg ausbrach und fast überall, selbst 
wo man deutscher Wissenschaft und Kunst viel verdankte, 
eine äußerst gereizte Verstimmung gegen Deutschland, vielfach 
sogar ein ausgeprägter Haß zutage trat, blickte man in 
Deutschland ganz erstaunt auf, wie aus den Wolken gefallen. 
Das waren ganz andere Töne, als man erwartet hatte. Doch 
falsche psychologische Wertungen und Einbildungen werden 
selbst durch krasse Tatsachen nicht über Nacht korrigiert, 
und so nahm man in weltfremder Herzenseinfalt an, die feind¬ 
liche Stimmung des Auslandes käme nur daher, weil man dort 
die Vorzüglichkeit der deutschen und vornehmlich der preußi¬ 
schen Institutionen nicht genügend kenne, und sandte in ge¬ 
fährlicher Verkennung der fremden Volkspsyche Schriften 
hinaus, die in ihrer Aufdringlichkeit und Prahlerei mehr scha¬ 
deten als nützten. 

Diesen Fehler hat man endlich eingesehen; aber über den 
eigentlichen Qrund der deutschfeindlichen Stimmung im Aus¬ 
lande gibt man sich noch immer den seltsamsten Täuschungen 
hin. Man sucht ihn meist nur in der Handelsrivalität, in dem 
Konkurrenzneid, in der Unfähigkeit der deutschen Diplomatie, 
in dem bramarbasierenden Eroberungsgeschwätz alldeutscher 
Schriften. Sicherlich bestehen starke Handelsrivalitäten; aber 
sind sie nicht auch zwischen den Ländern der Entente vor¬ 
handen und findeoi wir jene feindliche Stellungnahme gegen uns 
nicht auch in neutralen Ländern und Volkskreisen, die nicht 
unter der deutschen Handelskonkurrenz leiden? Ebenso hat 
sicherlich die Unzulänglichkeit der deutschen diplomatischen 
Vertretung im Auslande und das alldeutsche Fanfarenge¬ 
schmetter manches zur Verstimmung des Auslandes beige¬ 
tragen. Soweit das zutrifft, dürfte aber wohl die Frage ge¬ 
stattet sein: Liegen denn die Mißerfolge der deutschen Diplo¬ 
matie nicht im wesentlichen darin, daß kiiolge des Einflusses 
der feudal-aristokratischen Kreise auf den Regierungsapparat 
als Botschafter und Gesandten nur Träger hochadeliger Namen 
hinausgesandt wurden, die zwar zu repräsentieren vermögen 
und vielleicht auch die konventionellen Formen des diploma¬ 
tischen Verkehrs beherrschen, aber Kenntnis des praktischen 
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Lebens und der Volksseele der Länder nacht haben, in die sie 
geschickt werden und daher von den aus dem Journalistenstand 
oder dem Konsulatsdienst hervorgegangenen Vertretern der 
fremden Mächte gewöhnlich geschlagen werden? Und ist 
ferner das bramarbasierende Alldeutschtum nicht geistig mit 
dem Agrarkonservatismus aufs engste versippt? 

Doch auch diese Tatsachen erklären durchaus nicht die ganze 
Voreingenommenheit des Auslandes, z. B. nicht, warum selbst 
in der Ostschweiz jene Kreise, die in kultureller Hinsicht voll¬ 
ständig deutsch fühlen und offen heraus bekennen, daß die 
staatliche Existenz der Schweiz durch politische und wirt¬ 
schaftliche Interessen eng mit Deutschland verkettet ist, doch 
das deutsche Staatsleben abfällig beurteilen. Sie eiklären auch 
nicht, weshalb schwedische, dänische, spanische Gelehrte, die 
auf deutschen Hochschulen studiert haben, die deutsche 
Sprache geläufig sprechen, deutsche Wissenschaft und Kunst 
bewundern, doch das deutsche Regierungssystem sehr niedrig 
einschätzen und durchweg mit ihren staatsrechtlichen Sympa¬ 
thien Paris und London näher stehen. Schon die Unter¬ 
scheidung, die sie zwischen Preußen und Süddeutschland, 
zwischen den preußischen Ostprovinzen und dem Rheinland 
machen, fällt dem Norddeutschen auf. Und forscht man näher 
nach, woher diese Abneigung, dann ergibt sich fast immer, 
daß dahinter der Widerspruch gegen die Geistesverfassung, 
das politische Auftreten und die Anmaßung des preußischen 
Agraradels steckt. 

Diese Schicht ist es, der im wesentlichen Deutschland die 
feindliche Stimmung des Auslandes, die sich während der 
Kriegsiahre so verderblich erwiesen hat, verdankt. Und des¬ 
halb wird diese Stimmung auch, nicht weichen, so lange ge¬ 
wissermaßen der ostelbische Landadel die Regierung ver¬ 
körpert. Durch Waffengewalt kann man Gebiete erobern und 
den feindlichen Staaten harte Bedingungen aufzwingen, aber 
die Antipathie des Auslamdes und deren Einfluß auf die deut¬ 
schen Wirtschafts- und Verkehrsbeziehungen, auf Deutsch¬ 
lands moralische Stellung im Kreis der Großmächte, kann 
man dadurch nicht verbessern. Dafür ist erste Bedingung, daß 
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das Junkertum seine Machtposition als repräsentativer bevor¬ 
rechteter „Stand“ verliert und im großen deutschen Staats¬ 
körper aufgeht. 

Auch der innere Gegensatz zwischen Nord- und Sflddeutsch- 
land kann nicht verschwinden, bevor nicht das Uebergewicht, 
das der Agrarkonservatismus auf das preußische Staatswesen 
und damit auf das politische Leben des Deutschen Reiches er¬ 
langt hat, ausgeschaltet wird. Als der jetzige Krieg ausbrach, 
ließ die überall in Deutschland hervortretende Einheitlichkeit 
des nationalen Denkens erwarten, der Weltkrieg werde das 
Werk des deutsch-französischen Krieges von 1870-71 vollenden 
und dem Reich im Zusammenstreben der Einzelstaaten über 
das partikularistische Stammesgefühl hinaus zur Vereinheit¬ 
lichung im Deutschtum eine festere, breitere Grundlage geben. 
Die Reichsregierung stand vor der Massenkundgebung eines 
nationalen Volks- und Reichsbewußtseins, die sie selbst nach 
früheren Einzelerfahrungen am meisten überrascht haben 
dürfte. Inwieweit hat sie diesen gegen alle alten Dämme 
aufschäumenden mächtigen Strom deutscher politischer 
Lebenstriebkraft zur inneren Konsolidierung des Reichs zu 
benutzen verstamden? Gar nicht. Es soll hier heute angesichts 
der Kriegslage nicht auf das Verhältnis zwischen Nord und 
Süd eingegangen werden; aber daß der Partikularismus in 
letzter Zeit wieder in Süddeutschland breiten Boden gewonnen 
)iat, wird niemand zu bestreiten vermögen. Zum Teil mag 
das am alten Kantönligeist einzelner süddeutscher Gebiete 
liegen, zum Teil auch an der eigenartigen historischen Auf¬ 
fassung des Reichskanzlers, der die Ueberlieferungen ost¬ 
elbischer Verwaltungspraxis als gottgegebene Abhängigkeiten 
empfindet, noch mehr aber ist daran jener spezifische, in pro¬ 
vinzieller Enge befangene altpreußische Gutshofgeist schuld, 
der den Reichsgedanken in Wirklichkeit nie innerlich erlebt 
tund erfaßt hat. In den durch den Krieg aufgeworfenen Fragen 
der Ernährung hat er sich in seiner ganzen Glorie gezeigt 
wie er auch heute wieder die konservativen Blätter in ihrem 
Kampf gegen die Osterbotschaft des Kaisers zu der seltsamen 
herausfordernden Behauptung treibt, die preußische Wahl- 
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rechtsfrage sei eine rein preußische Angelegenheit, gewisser¬ 
maßen eine ostelbische Provinzial- und Kreisfrage, die das 
Reichsinteresse nicht berühre und deshalb auch die übrigen 
deutschen Bundesstaaten nichts angehe. 

lieber diese ostelbische Lokalbeschränktheit muß das Deut¬ 
sche Reich hinweg zur Reichsvereinheitlichung gelangen, sollen 
die Opfer des Krieges (nicht umsonst gewesen sein und das 
Deutsche Reich jene Stellung im weltpolitischen Staatensystem 
einnehmen, die nach ihren Behauptungen gerade die Konser¬ 
vativen erstreben. Weltstaaten lassen sich nicht ekiifach 
nach den Spezialbedürfnissen eines landständischen Preußens 
regieren. 

Als Mittel zu diesem Fortschritt ist die Reform des preußischen 
Wahlrechts unbedingt nötig. Vielleicht ist sie nicht der wichtigste 
Bestandteil der Reichsneuordnung, aber sie ist zunächst der 
wichtigste Schritt vorwärts, denn die Entfernung dieses Hemm¬ 
schuhes bildet die erste Vorbedingung für den weiteren Reichs¬ 
ausbau, und zwar kann nur die Uebertragung des Reichstags¬ 
wahlrechts auf Preußen die nötige Wirkung haben, nicht ein 
Mehrstimmenwahlrecht, das vielleicht die geheime und direkte 
Wahl einführt, durch die Gewährung von Mehrstimmen und 
eine auf die Herrschaftsansprüche des Qroßgrundbesitzertums 
Rücksicht nehmende Wahlkreisgeometrie aber dem Agrar¬ 
konservatismus doch wieder ein Uebergewicht sichert. Denn 
es handelt sich nicht um die bloße Aenderung von Wahlpara¬ 
graphen, sondern um die Ausschaltung des reaktionären Ein- 
Hasses der Feudalkonservativen auf die preußische Verwaltung 
und damit im weiteren auf die Reichsregierung, 

Scheinreformen vermögen jetzt das dringende Verlangen 
nach einer freiheitlichen Ausgestaltung des Reiches nicht mehr 
zu hemmeitk Die gründliche Aenderung des bisherigen Regie¬ 
rungssystems wird heute nicht nur von der Arbeiterschaft, 
sondern auch von dem größten Teil der liberalen Parteien ge¬ 
fordert, die endlich zu erkennen beginnen, daß nur eine um¬ 
fassende Neuordnung des deutschen Staatswesens dieses fähig 
machen kann, die große Belastungsprobe zu tragen, die seiner 
nach dem Kriegsende harrt! Die gewaltigen Wirtschaftspro- 
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bleme wie die Neugestaltung der Beziehungen zu den ver¬ 
bündeten Mächten und den Gegnern können nur gelöst werden, 
wenn nicht fortwährend die euphemistisch als „Parlament“ 
bezeichneten beiden preußischen Ständekammern den Forde¬ 
rungen und Beschlüssen des Reichstages entgegenarbeiten und 
durch ihren Einfluß auf die preußische Staatsverwaltung die 
Maßnahmen der Reichsregierung in eine den Ansprüchen ihrer 
feudalkonservativen Mehrheiten angepaßte Richtung zu drän¬ 
gen suchen. Und diese Erkenntnis wird voraussichtlich noch 
steigen, wenn erst die zu lösenden neuen Probleme in ihrem 
ganzen Umfang deutlicher hervortreten und zum Beispiel bei 
der Neuordnung der Reichs- und Landesfinanzem sich die 
Unmöglichkeit heraussteilen wird, die einzelnen großen Finanz¬ 
fragen in Konkurrenz zwischen Reich und Einzelstaaten zu 
lösen und die bisherigen Kompetenzgrenzen aufrechtzuerhalten. 

Vielleicht wäre es deshalb auch vom rein demokratischen 
Standpunkt aus vorteilhafter, die preußische Wahlrechtsreform 
würde bis nach dem Kriege vertagt, denn Herr Bassermann 
dürfte nicht Unrecht haben, wenn er seine Mahnung, die 
„Staatskunst“ möge die Wahlrechtsreform möglichst schnell im 
Wege des Kompromisses durchzuführen suchen, damit be¬ 
gründet, daß „die Hinausschiebung der Reform die radikale 
Lösung fördere“. Sicherlich wird, wenn die heute im Felde 
stehenden Massen zurückkehren, ihre früheren Erwerbsmög¬ 
lichkeiten teilweise vernichtet finden und sich enormen Steuer¬ 
forderungen gegenübersehen, kaum bei ihnen nach den bitteren 
Kriegserfahrungen die Neigung vorhanden sein, auf die 
Wünsche des ostelbischen Qrundadels zarte Rücksicht zu 
nehmen. Es wäre leicht möglich, daß die Agrarkonservativen 
schließlich zu derselben Erfahrung kämen, die der Historiker 
F. A. Mignet in seiner „Geschichte der französischen Revo¬ 
lution“ in die Worte faßt: „Sobald eine Reform notwendig 
geworden und der Augenblick ihrer Durchführung gekommen 
ist, hält sie nichts auf und alles wird ihr förderlich. Glücklich 
dann die Menschen, wenn sie sich verstehen könnten, wenn 
die einen abträten, was sie zu viel haben, und die anderen 
sich mit dem begnügten, was ihnen fehlt: die Revolutionen 
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verliefen friedlich und der Qechichtsschreiber hätte weder Aus¬ 
schweifungen noch Unglfick zu berichten. Er brauchte nur zu 
zeigen, wie die Menschheit weiser geworden ist, freier und 
gificklicher. Aber bis jetzt bieten die Annalen der Völker kein 
Beispiel solcher Klugheit, sobald es sich um Opfer handelt. 
Wer sie bringen sollte, verweigert sie; wer sie verlangt, dringt 
sie ab — und das Oute wie Böse vollzieht sich durch An¬ 
wendung roher, widerrechtlicher Eingfiffe.“ 

Vielleicht gelingt es den Konservativen, die preußische Wahl¬ 
rechtsreform noch etwas hinauszuschieben, lange aufhalten 
läßt sie sich nicht mehr; und es ist zu hoffen, daß je länger sie 
zurfickgestaut wird, sie nach Herrn Bassermanns Worten eine 
desto „radikalere Lösung“ findet. Neben der konservativen 
Herrschaft ist noch manches im Laufe der Zeit allzu morsch 
im preußischen Staate geworden und für das Hinweggefegt¬ 
werden reif. Die Sozialdemokratie hätte demnach kaum An¬ 
laß, auf das von dem Führer der nationalliberalen Partei 
empfohlene schnellere Tempo zu drängen, wüßte sie nicht, 
weiche Spannung in der Volksmasse herrscht und wie dringend 
nötig es unter den heutigen Kriegsverhältnissen ist, die Ventile 
zu öffnen. Unterbleibt das, so ist nicht sie für die Folgen ver¬ 
antwortlich, sondern jene, die in Verkennung der Sachlage 
sogar geöffnete Ventile wieder zu schließen versuchen. 

Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der englische Staat 
und der deutsche Staat. 

D en Gegensatz zwischen der deutschen und der englischen 
Qesellschaftsverfassung klarzumachen, war eine der Auf¬ 
gaben, die ich mir in meiner Schrift über das Ende und das 
Qiück der Sozialdemokratie gestellt hatte. Mit dem gleichen 
Problem befaßt sich die Schrift; Der englische Staat und der 
deutsche Staat,^ die Ferdinand Tönnies, der bekannte Soziologe, 

* Der englische Staat und der deutsche Staat. Eine Studie von 
Ferdinand Tönnies. Verlag von Karl Curtius. Berlin 1917. Preis 
3,60 Mk. 
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imVerlage von Curtius soeben hat erscheinen lassen. Die Schrift 
ist vorzugsweise zur volkstümlichen Belehrung bestimmt. Und 
gerade eine solche tut in Deutschland not; denn bei uns zu 
Lande ist, wie der Verfasser im Vorwort ausspricht, die Kennt¬ 
nis des englischen Staatswesens wenig verbreitet, Irrtümer 
und vorgefaßte Meinungen dagegen um so mehr. Das gilt 
nicht an letzter Stelle gerade von der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie, die sich auch hier als eine lebhafte Freundin der von 
dem Bürgertum abgelegten geistigen Garderobe erweist. Die 
Auffassung von Gneist, die in den sechziger Jahren die deutsche 
Vorstellung über England maßgebend beeinflußte, und die in 
England nahezu das Ideal der Freiheit erblickte, ist jetzt vom 
Bürgertum aufgegeben. Um so mehr spukt sie noch in den 
Köpfen vieler Sozialdemokraten und es ist bekannt, wie gereizt 
gerade die Vertreter älterer Jahrgänge, z. B. Kautsky oder 
gar Bernstein auffahren, sobald irgendwelche Zweifel an der 
Gottähnlichkeit John Bulls geäußert werden. Aber auch in 
den breiten Massen der Partei steckt noch ein wahrer Wust 
falscher Vorstellungen. Die Schule des alten Liebknecht, 
dessen Augen eitel Wonne sahen, sobald er den Fuß auf 
ausländischen Boden setzte, wirkt hier noch nach. Aus Rück¬ 
sichten der Agitation hat man den englischen Staat immer 
in glänzenden Gegensatz gestellt zum deutschen Staat. Die 
Vorzüge, die das englische System vor dem deutschen hat, 
wurden dabei lächerlich übertrieben und seine schweren Nach¬ 
teile geleugnet oder überhaupt nicht erwähnt. In der prak¬ 
tischen Agitation hat sich diese Methode sicherlich bewährt. 
Aber Jetzt im Kriege sind ihre Schattenseiten um so deutlicher 
ans Licht getreten. Im Auslande besteht durchweg der Ein¬ 
druck, dieser Weltkrieg sei ein Kampf zwischen Ormuzd und 
Ahriman, d.h. zwischen dem guten und bösen Prinzip, wobei 
England und die ihm verbündeten Länder Frankreich, Belgien 
e lutti quanti natürlich die hehren. Lichtgestalten der Freiheit 
und Gerechtigkeit sind, während Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn die düsteren Mächte der Reaktion und der Versklavung 
darstellen. Nun weiß niemand besser als die deutsche Arbeiter¬ 
klasse, wo es an der deutschen Freiheit noch fehlt, und es 
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stände besser um die Welt, wenn auch die englische Arbeiter¬ 
klasse eine genau so klare Erkenntnis davon hätte, was noch 
alles an der englischen Freiheit fehlt. Von den Franzosen laßt 
uns schweigen. Abel' dieses direkt abstoßende Pharisäertum 
des Briten, seine naive Unverschämtheit, mit der er die staat¬ 
lichen und gesellschaftlichen Verhältnisse Englands schlecht¬ 
hin als das /Standard work** hinstellt, als das Idealbild der 
Freiheit und als den eines Kulturvolkes einzig und allein 
würdigen, ja einzig und allein erlaubten Staatszustand, gerade 
diese Geistesverfassung ist mit ein Grund für die Tatsache, 
daß sich bis zum heutigen Tage in England eine unglaubliche 
Fülle sozialer Rückständigkeit und politischer Reaktion hat 
erhalten können. Die Haltung der deutschen Parteipresse 
England gegenüber ist in diesem Kriege denn auch von einem 
zuweilen beschämenden Mangel an Würde gekennzeichnet 
gewesen. So wenn beispielsweise ein Parteiblatt schrieb, nur 
die sofortige preußische Wahlreform befähige Preußen und 
das Reich „sich als gleichberechtigt neben die Völker großer 
und hoher politischer Kultur zu stellen*'. Das ist nun direkt 
grotesk. Niemand wird die Wichtigkeit der Wahlreform in 
Preußen unterschätzen, aber die kulturelle Bedeutung des 
deutschen Volkes wird davon nicht berührt, und besonders 
jetzt, wo wir seit fast drei Jahren den größten Krieg der ’Welt- 
geschichte gegen tnahezu die ganze Welt siegreich bestehen, 
wäre ein wenig mehr Selbstgefühl und ein bißchen weniger 
Selbsterniedrigung vor dem Auslande auch für die deutsche 
Parteipresse keine Schande. 

Derartige bedauerliche Redensarten, die aber keineswegs 
allein stehen, sind nur erklärlich aus dem Mangel an positiven 
Kenntnissen über die wirklichen Zustände im Auslande, be¬ 
sonders in England. Der Verfasser obiger Notiz beispielsweise 
hat sicherlich keine Ahnung, daß die englische Arbeiterklasse 
bis zur Stunde nur zur Hälfte das Wahlrecht hat, und daß 
selbst die Wahlreform, die jetzt geplant ist, dem englischen 
Proletariat immer noch nicht völlig das Wahlrecht geben 
würde, das die deutsche Arbeiterklasse seit genau einem hal¬ 
ben Jahrhundert schon besitzt nud handhabt. Wäre das gleiche 
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und allgemeine Wahlrecht das zuverlässige Merkmal für die 
„Kultur'* eines Volkes, so stände England noch auf der Stufe 
der Barbarei; denn es hat ein Pluralwahlrecht für die be¬ 
sitzenden Schichten, und für die ganz besitzlosen hat es gar 
kein Wahlrecht Am der Spitze der Kultur aber würde dann 
das Frankreich unter dem Staatsstreichkaiser und Dezember¬ 
mörder Napoleon III. marschieren. Es besaß das allgemeine 
Wahlrecht bis zum letzten Mann. Aber niemals war die Polizei 
allmächtiger, niemals die Volksvertretung ohnmächtiger, als 
in diesem kaiserlichen Frankreich. Das allgemeine Wahlrecht 
war damals und gerade auf Qrund dieser französischen Er¬ 
fahrungen verrufen in allen Kreisen der Demokratie als das 
Feigenblatt des Absolutismus. Der junge Bebel eiferte noch 
Anfang der sechziger Jahre gegen das allgemeine Wahlrecht 
und Ende der sechziger Jahre hielt Liebknecht seine bekannte 
Rede gegen den Stimmkasten. Die deutschen Arbeiter sind 
es gewesen, die der Welt übeiliaupt erst gezeigt haben, wie 
man das allgemeine Wahlrecht aus einem Feigenblatt des 
Absolutismus umwandelt in eine tödliche Waffe der Demo¬ 
kratie. Das wollen wir doch nicht vergessen, und vor allem 
sollten es deutsche Arbeiterführer nicht vergessen. Wir haben 
immer vom Auslande gelernt und werden auch in Zukunft 
bereit sein, es zu tun. Hätten Engländer und Franzosen im 
gleichen Maße von uns gelernt, es stünde besser um ihre 
Völker und um die Welt. Gerade in einer Zeit, wo der Hoch¬ 
mut einer im Zusammenbruch stehenden Qesellschaftskultur 
auf uns herabschauen zu können meint, möge man sich des 
Beispiels erinnern, das Lessing einst seinem Freunde Gleim 
gab, als dessen Wohnort Halberstadt im siebenjährigen Kriege 
von den Franzosen besetzt wurde. Er beschwor ihn, doch ja 
den Stolz und die Würde eines Deutschen zu zeigen. „Und 
vor Voltaire selbst müssen Sie tun, als ob Sie weiter nichts 
als seine dummen Streiche und Betrügereien gehört hätten. 
Das soll wenigstens meine Rolle sein, die ich mit jedem nicht 
ganz unwissenden Franzosen spielen wUl, der etwa nach Leip¬ 
zig kommen sollte." So schrieb und fühlte ein Mann, der den 
Patriotismus eine heroische Schwachheit nannte. — 
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Der alte Ruhm Englands, ein freies Land zu sein, beruhte 
darauf, daß es zwar eine Monarchie war, aber inicht mon¬ 
archisch regiert wurde. Sein gesellschaftlicher Qrundcharakter 
ist ausgesprochen aristokratisch. Man wird sicherlich nicht 
die staike Position leugnen wollen, die das Junkertum in 
Preußen immer gehabt hat und zurzeit noch hat, allein mit 
der schlechthin herrschenden Rolle, die der englische Grund¬ 
besitz seit dan Ausgang des 17. Jahrhunderts in England 
gespielt hat, läßt sie sich nicht entfernt vergleichen. Der große 
Kurfürst wie der große König, Friedrich Wilhelm wie Frie¬ 
drich II. in Preußen, sind vielleicht diejenigen unter den 
brandenburgisch-preußischen Herrschern, die dem Junkertum 
am meisten entgegengekommen sind und ihnen die Bauern- 
klasse mehr oder weniger schutzlos preisgeben mußten. Frie¬ 
drich II. versuchte zwar, durch einige Reskripte das Los der 
sogenannten Privatbauern zu bessern, im allgemeinen jedoch 
ohne jeden Erfolg. Seine Bauernschutzpolitik beschränkte 
sich auf die Bauern der königlichen Domäneor. Aber wie 
anders stand selbst diesen beiden Herrschern die Staatsgewalt 
zur Verfügung, als sie etwa den englischen Georgen zu Gebote 
stand. Neben dem Glanz und dem Einfluß der maßgebenden 
Oroßgrundbesitzerfamilien trat der Einfluß des Königtums 
völlig zurück. Die aristokratischen Familien regierten den 
Staat, und das Königtum konnte gar nicht denken, selbst wenn 
es gewollt hätte, etwa zugunsten der Bauern gegen die Stände 
aufzutreten. Da nun England kein stehendes Heer hatte, so 
entfiel hier einer der wesentlichsten Gründe, die das Königtum 
anderswo für eine Erhaltung der bäuerlichen Kiasse, als der 
eigentlichen Quelle des Rekrutenmaterials, eintreten ließen. 
Die Bauern wurden einfach beseitigt, zugunsten von Weide- 
grfinden, um den Rohstoff für die Wollspinnerei herzustellen. 
Schon im 16. Jahrhundert spricht Thomas More von dem selt¬ 
samen Lande, wo die Schafe die Menschen fressen. Im 
18. Jahrhundert gab es in England, das niemals die Greuel 
eines Dreißigjährigen Krieges hatte durchleben brauchen, ganze 
verlassene Dörfer, wie im spätkaiserlichen Italien, wo ein paar 
Sklaven die blökenden und brüllenden Herden auf endloser 
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Weide hüteten zwischen den Trümmern verfallener Städte. Man 
kennt die erschütternden Verse, mit denen Qoldshmith ein 
solches verlassenes englisches Dorf schildert. Und für das 
19. Jahrhundert ist die wahrhaft klassische Schilderung keiMi- 
zeichnend, mit der Marx im Kapital das Vorgehen der Herzogin 
von Sutherland kennzeichnet, jener „ökonomisch geschulten 
Person“, die die Einwohnerschaft ihrer ganzen Grafschaft, die 
durch ähnliche Prozesse auf 15 000 zusammengeschmolzen 
war, radikal vertrieb und durch Schafe ersetzte. In 6 Jahren 
war die Prozedur mit Hilfe des englischen Militärs erledigt. 
Allein in den Jahren 1801 bis 1831 eigneten sich die Groß¬ 
grundbesitzer 3,5 Millionen Acres Gemeindeland ain, die, wie 
Marx sich ausdrückt, parlamentarisch den Landlords von den 
Landlords geschenkt wurden. Die gewaltsam Enteigneten er¬ 
hielten keinen Pfennig Ersatz. Paimerston, der engiische 
Premierminister, ging auf seinen Gütern in Irland genau so 
„türkisch“ vor, wie die Herzogin von Sutherland in Schottland. 
Die englische Revolution, das heißt die „glorreiche“ Adels- 
emeute von 1688, die die verfassungsmäßige Freiheit einführte, 
brachte keine Macht, die Aristokratie zu zügeln, die anderthalb 
Jahrhunderte lang allein solche Freiheit zu gebrauchen wußte 
— jene blinde, selbstsüchtige, unbezähmbare Aristokratie der 
Grafschaftsfamilien, die das britische Reich machten und einen 
beträchtlichen Teil der englischen Nation ruinierten. 

Diesen aristokratischen Grundcharakter Englands muß man 
im Auge behalten, wenn man das britische Gesellschaftssystem 
verstehen will. Es ist uns als „freiheitlich“ aufgeschwatzt 
worden im Gegensatz zu dem „autokratischen“ Deutschland, 
obwohl gerade die unbemittelten Schichten Deutschlands sich 
eine ganz andere Berücksichtigung ihrer Interessen haben er¬ 
kämpfen können, als etwa die Durchschnittsmasse des eng¬ 
lischen Proietariats. Dieser aristokratische Grundzug des eng¬ 
lischen Wesens spiegelt sich auch in den Arbeiterorganisationen 
wider. Die englischen Gewerkschaften sind nur in begrenztem 
Sinne demokratische, in ihrer ganzen sozialen Struktur sind 
sie aristokratische Organisationen, mit stark ausgeprägtem 
Abschließungsbedürfnis nach außen. 
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So ist England kein wesentlich 'neuzeitliches Gebilde, es ist 
im Gegenteil in den Grundformen seiner ungeschriebenen Ver¬ 
fassung so geblieben, wie es im späten Mittelalter unter könig¬ 
licher Macht geworden ist. Dieser unmoderne Charakter, der 
den Bedürfnissen einer gesteigerten und reformierenden 
Gesetzgebung nicht gewachsen ist, macht sich besonders durch 
den Mangel einer geordneten Verwaltung, eines geschulten 
Beamtentums und eines ausgebildeten Verwaltungsrechts fühl¬ 
bar. Das Privatrecht herrscht schlechthin vor, die für den 
modernen Staat wesentliche Scheidung der vollziehenden und 
gesetzgebenden Gewalt fehlt, ebenso die Trennung von Rechts¬ 
pflege und Verwaltung. Das alles hat ein starkes Ueberwiegen 
der Besitzinteressen zur Folge. 

Daß demgegenüber der deutsche Staat eher als bureaukra- 
tisch zu kennzeichnen wäre, ist wohl unbestritten. Fehlte in 
England bei der insularen Lage des Landes und seiner Unan¬ 
greifbarkeit fast völlig der Druck, der zur Konzentration der 
Staatsgewalt zwingt und starke innere Reformen herbeiführt, 
so wuchtete auf Deutschland die Ungunst der geographischen 
Lage um so stärker auf alle Verhältnisse und zwang schon 
fiiih zu einer Zusammenfassung der staatlichen Machtmittel. 
Das starke preußische Staatsbewußtsein ist für den deutschen 
Staat ebenso charakteristisch, wie für Englamd der fast totale 
Mangel jedes Staatsbewußtseins. Man hat direkt gesagt, in 
England gebe es eigentlich gar keinen Staat, jedenfalls gibt 
es kein wirkliches Staatsrecht, und der Rechtsbegriff des 
Staates wurde erst im 19. Jahrhundert mühselig hergestellt. 

Für das öffentliche Bewußtsein gilt England als liberal, weil 
in ihm einmal die bürgerlichen Freiheiten in der Tat teilweise 
besser geschützt sind als anderswo — die Sklavenplantage 
Irland muß man selbstredend dabei ausnehmen — und zweitens 
weil in England das sogenannte parlamentarische System 
herrscht. Die Ausführungen, die Tönnies über diesen zweiten 
Punkt macht, sind gerade im jetzigen Augenblick, wo in 
Deutschland der Kampf für den Parlamentarismus auf der 
Tagesordnung steht, von aktuellem Belang. Beim parlamen¬ 
tarischen System ist der König, wie der Staatsrechtslehrer 
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Laband sich ausdrückt, nur der Kegeljunge des Parlaments, 
der die umgeworfenen Minister wieder aufstellt Allein eine 
derartige untergeordnete Rolle braucht das parlamentarische 
System dem Königtum keineswegs notwendigerweise zumuten. 
Eim intelligenter Herrscher wie Eduard VII. — das mußte im 
Reichstage unlängst sogar der konservative Herr v. Qräfe zu¬ 
geben — hat auch unter dem parlamentarischen System einen 
enormen Einfluß. Ein einfältiger Monarch wird durch dieses 
System in wohltätigster Weise vor den Konsequenzen seiner 
eigenen Begabung geschützt Allein auf der anderen Seite 
haften dem parlamentarischen System eigenartige Schatten¬ 
seiten an. Es führt zur Alleinherrschaft des Kabinetts und in 
ihm wieder zur Herrschaft des Premierministers. In der 
kleinen Studie von Karl Marx über Palmerston kann man 
nachlesen, wie raffiniert dieser Mann das englische Parlament 
an der Nase herumgeführt, belogen und betrogen hat ohne daß 
die ehrenwerten Gentlemen es merkten, oder wenn sie es 
merkten, imstande gewesen wären, sich dagegen aufzulehnen. 
Gerade weil der Premierminister zugleich auch Parteiführer 
ist bildet die blinde Unterstützung seiner Politik durch seine 
Fraktion, die Ja die Mehrheit bildet eine unverbrüchliche 
Pflicht der Fraktionsmitglieder. Sollte sich das eine oder 
andere Mitglied dabei bockbeinig zeigen^ so würden ihm die 
bezahlten Einpeitscher bald beibringen, daß er nur ein Amt 
(nämlich als Stimmvieh) und keine Meinung habe. Er wäre 
die längste Zeit Parlamentsmitglied gewesen. „Ein englischer 
Premierminister,“ sagt Low, „der seiner Mehrheit im Parla¬ 
ment sicher ist, kann tun, was der Deutsche Kaiser und der 
amerikanische Präsident und alle Vorsitzenden von Kommis¬ 
sionen im Kongreß der Vereinigten Staaten nicht tun können. 
Er kann die Gesetze verändern, kann Steuern auferlegen und 
abschaffen, kann alle Kräfte des Staates lenken und leiten.** 

Das Kabinett, dessen Chef der Premierminister ist, stellt nun 
eine Körperschaft innerhalb des Ministeriums dar, die recht¬ 
lich überhaupt nicht vorhanden ist — denn das Gesetz kennt 
weder ein Kabinett noch einen Premierminister —, die aber 
doch die eigentliche Leitung der Geschäfte in der Hand hat. 
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Sie regiert in Wahrheit das englische Weltreich. Dabei ist sie 
ein Qeheimkomitee, niemandem verantwortlich, das ohne Pro¬ 
tokolle, ohne Schriftführer, ohne Geschäftsordnung tagt, dem 
Hause seine Beschlüsse nie mitteilt. In der Tat! Der eng¬ 
lische Parlamentarismus nimmt es als selbstverständlich hin, 
daß die wichtigsten Angelegenheiten eines Volkes, das sonst 
auf die öffentliche Erörterung seiner Interessen so großen Wert 
legt, hier mit dem Mantel eiiiies undurchdringlichen Schleiers 
umgeben werden. Lord Rosebery, selber früher Kabinetts¬ 
mitglied, ist es, der das englische Kabinett mit dem Großen 
Rat der Republik Venedig vergleicht. Und daß das parla¬ 
mentarische System an sich keineswegs irgendwelche Sicher¬ 
heiten gegen die heimliche Anzettelung und systematische Vor¬ 
bereitung von Kriegen bietet, das hat ja gerade der Eintritt 
Englands in den Weltkrieg bewiesen. Herr Grey stellte das 
englische Parlament einfach vor die vollendete Tatsache und 
der Rest war Zustimmung. 

Bei den Kämpfen um die Neuorientierung in Deutschland 
kann es sich also keineswegs um eine einfache Uebertragung 
englischer Verhältnisse auf deutsche Zustände handeln; damit 
wäre der Demokratie blutwenig gedient; denn der englische 
Parlamentarismus ist aristokratisch, nicht aber demokratisch. 
Hier liegen also noch Probleme vor, die ihrer Lösung harren, 
und die Sozialdemokratie wird gut tun, ihnen nicht aus dem 
Wege zu gehen. Zur Klärung der Auffassung wie zur Be¬ 
reicherung der Kenntnisse ist die Schrift von Tönnies gut 
brauchbar. 

Freilich an einer Stelle möchten wir dem Verfasser wider¬ 
sprechen. Tönnies spricht von der Zukunft der Parteien und 
führt aus, daß das Zwei-Parteien-System sich in Zukunft, nach 
Einführung von Homerule und Ausscheiden der irischen Natio¬ 
nalisten aus dem englischen Parlament, nur noch reiner aus¬ 
gestalten werde; denn daß die dritte Partei, fährt er fort, die 
Partei der Arbeiter, sich zur Ebenbürtigkeit erhebe, daß sie des 
„Kabinettsrangs** fähig werde, sei durch die Festigkeit der 
gesellschaftlichen aristokratischen Zustände auf lange Zeit hin 
völlig ausgeschlossen. Wenn wir nicht irren, ist Henderson 
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bereits Mitglied des Kabinetts Lloyd George. Aber davon 
abgesehen. Hier scheint uns der Verfasser die Aenderungen, 
die die geplante Erweiterung des Wahlrechts auf die Stärke 
der Labour party ausüben könnte, zu übersehen. In Deutsch¬ 
land hat die Sozialdemokratie ein Viertel aller Reichstagssitze 
inne, in dem viel stärker industrialisierten England verfügt 
die Arbeitsgruppe nur über ein Sechzehntel. Die Wahlreform 
soll eine Verschiebung nach links bringen. Die gesellschaft¬ 
liche Zersetzung, die dieser Krieg auch in England herauf¬ 
geführt hat, wird sich sicherlich in einer bedeutenden Radika¬ 
lisierung der Wählermassen offenbaren. Mit einem Anwachsen 
der Arbeitsgruppe, die mit ihrer inneren Wandlung Hand in 
Hand gehen dürfte, ist also mit Sicherheit zu rechnen. Was 
wäre die Folge? — Das Zwei-Parteien-System wäre zusammen¬ 
gebrochen und damit die Grundlage des spezifisch englischen 
Parlamentarismus. 

Jedenfalls stehen uns Neubildungen und Umwälzungen auf 
allen Gebieten und in ailen Staaten bevor. Nicht zuletzt auch 
in England, dessen Parlamentarismus in der Tat nicht weniger 
reformbedürftig ist als der deutsche oder der französische. 

WILHELM KEIL, M. d. R.: 

Die zweite Serie der Kriegssteuem. 

I N allen am Weltkrieg beteiligten Staaten nimmt die Aufgabe 
der Deckung der Kriegskosten Dimensionen an, für die jeder 
in Finanzfragen bisher gewohnte Maßstab versagt. Man wird 
nicht übertreiben, wenn man die unmittelbaren Kriegsausgaben 
aller kriegführenden Staaten zurzeit auf mindestens 400 Milliar¬ 
den Mark schätzt. Deutschland allein hat mit seinen sechs 
Kriegsanleihen 60 Miiliarden Mark langfristige Schulden auf¬ 
genommen. Dazu kommt der Betrag der kurzfristigen Schatz¬ 
anweisungen, der mit den Anleiheperioden steigt und fällt und 
Anfang Mai wohl auf 10 bis 12 Milliarden angenommen werden 
kann. Im ganzen sind vom Reichstag bis jetzt 79 Milliarden 
Kriegsanleihekredite genehmigt. Dieser Kredit wird, wenn der 
Krieg bis dahin fortdauert, Ende August erschöpft sein. Hinzu 
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kommen aber sehr erhebliche Aufwendungen der Einzelstaaten 
und der Gemeinden für Kriegszwecke, auf deren Erstattung 
diese Körperschaften hoffen. Von den Riesensummen, die z. B. 
die Lieferungsverbände auf Rechnung des Reichs zur Unter¬ 
stützung der Kriegerfamiiien aufbringen, ist ihnen nur erst ein 
winziger Bruchteil rückvergütet. Dieser Aufwand wächst 
lawinenartig weiter. Zu den Milliarden, die zur Verzinsung 
der Kriegsanleihen aufgebracht werden müssen, treten die 
Milliarden für die Versorgung der Kriegsopfer, für die Wieder¬ 
aufrichtung einer geordneten Friedenswirtschaft auf allen Ge¬ 
bieten des staatlichen und sozialen Lebens. Wenn Prof. Jaffd 
(München) unter der Voraussetzung der Beendigung des 
Krieges zu Anfang August 1917 mit einer künftigen Jahresaus¬ 
gabe des Reichs von 10^4 Milliarden Mark rechnet, also 
Milliarden mehr als in den letzten Friedensjahren, so dürfte 
er damit die Wiilclichkeit kaum erreichen. Denn allein die 
Fürsorge für die Kriegsinvaliden, Witwen, Waisen usf. dürfte 
etwa 3 Milliarden erfordern. 

Selbst bei Erfüllung der verstiegensten Hoffnungen auf 
Kriegsentschädigung wäre nicht darauf zu rechnen, daß wir 
ohne dauernde neue Steuerlasten in ganz unvergleichlicher 
Schwere davonkommen. Aber wo ist denn der Phantast, der 
im Ernst noch auf eine große Kriegsentschädigung rechnet? 
Der Reichsbankpräsident hat kürzlich in einem Reichstagsaus¬ 
schuß, ohne auf eine« Einwand zu stoßen, es als fraglich hin- 
gestellt, „ob wir eine Kriegsentschädigung erzwingen können“. 
Dr. lielfferich hat bei Beratung der vorjährigen, Graf Roedern 
bei Beratung der diesjährigen Kriegssteuerserie sich durch die 
Tat auf den Boden gestellt, daß wir für den gesamten finan¬ 
ziellen Kriegsaufwand aus eigenen Mitteln Deckung zu suchen 
haben. Zwar beschränkte sich das Steuerprogramm der Re- 
g:ierung in beiden Jahren darauf, die für den ungeheuerlich 
wachsenden Zinsendienst notwendigen neuen Einnahmen zu be¬ 
schaffen. Die Art der vorgeschlagenen Steuern und die Ge¬ 
sichtspunkte, von denen aus die Staatssekretäre sie vertreten, 
räumten aber jeden Zweifel aus, als ob etwa nach dem Frie¬ 
densschluß mit einem Wegfall dieser Last zu rechnen wäre. 
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Auch die Mehrheit des Reichstags, die den großen Steuern auf 
Verbrauch und Verkehr zustimmte, bekannte durch diese Tat 
daß sie selbst an die von ihr immer wieder künstlich genährte 
Hoffnung auf „volle Schadloshaltung“ durch unsere Feinde nicht 
glaubt Welchen friedenfördernden Zweck es nun haben soll, 
sich mit der praktisch betriebenen Steuerpolitik auf die Lasten¬ 
deckung aus eigener Kraft einzurichten, zugleich aber die hoch¬ 
tönenden Redensarten von der Abwälzung unserer Kriegs- 
kosten auf die Feinde stetig zu wiederholen, vermag ich nicht 
zu ergründen. 

Bei Beratung der ersten Kriegssteuerserie wurde noch die 
Frage aufgeworfen, ob es überhaupt geboten sei, während des 
Krieges neue Steuern zu beschließen. Wie wenig ernst das aber 
gemeint war, ergab sich sofort aus der Tatsache, daß die 
bürgerlichen Parteien statt der geforderten 480 gleich 780 Mil¬ 
lionen Verkehrs- und Verbrauchsteuern genehmigten. In 
diesem Jahr ging im Reichstag niemand mehr auf die Fragte 
ein, ob überhaupt neue Steuern nötig seien; auch die Höhe der | 
gestellten Forderung wurde nicht beanstandet. Nachdem die 
Regierung einmal den zur Balanzierung des Etats erforderlichen 
Bedarf an neuen Einnahmen auf 1250 Millionen Mark berech¬ 
net hatte, galt es dem Reichstag als selbstverständlich, daß 
diese Summe beschafft werden mußte. Die bürgerlichen Par¬ 
teien waren sich auch darin sofort einig, daß diese Summe aus 
den von der Regierung entdeckten Quellen und aus keinen 
anderen zu schöpfen sei. Jeder andere Vorschlag, der von 
der Sozialdemokratie als Ersatz für die Kohlen- und die Ver¬ 
kehrssteuer gemacht wurde, erfuhr kurze Abweisung mit der 
Begründung, daß bei der künftigen „großen Finanzreform“ 
keines der Objekte verschont werde, die noch in Frage kämen. 
In weitem Bogen ging man aber dem Gedanken aus dem 
Wege, daß es, wenn man schon mit den beiden ersten Kriegs¬ 
steuerserien zusammen 1^^ Milliarden Mark jährlich aus den 
Gegenständen des Massenbedarfs herauszuholen entschlossen 
sei, auch geboten scheine, eine Art Programm für die Zukunft 
aufzustellen. Ganz willkürlich griff man hinein in das wirt¬ 
schaftliche Getriebe, geleitet nur von dem Gesichtspunkte, viel 
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Geld mit wenig geistiger und verwaitungstechnischer Anstren¬ 
gung unter mögiichster Schonung des Besitzes zu bekommen. 

Gegen das Bestreben, in der Kriegszeit die Kräfte zu sparen 
luid folgiich von der Einführung kompiizierter neuer Steuern 
abzusehen, ist nichts einzuwenden. Die soziaidemokratischen 
Vorschiäge, nach denen die 1% Miiiiarden zum Teii wesentlich 
anderen Quellen entnommen werden sollten, trugen diesem Ge¬ 
sichtspunkte auch Rechnung. Nichts einfacher z. B. als von 
den Vermögen von mehr als 20 000 Mark eine Reichsver¬ 
mögenssteuer zu erheben. Eine besondere Vermögensveran¬ 
lagung ist dazu nicht erforderlich. Die ohnedies vorgenommene 
Veranlagung zur „Reichsbesitzsteuer“, die in diesem Jahr zum 
erstenmal vom Vermögenszuwachs erhobep wird, bietet eine 
vollkommen ausreichende Grundlage. Hat doch der Bundes¬ 
staat Württemberg auf dieser Grundlage eine neue Vermögens¬ 
steuer aufgebaut, die, nebenbei bemerkt, den Vermögen von 
20 000 bis 50 000 Mark eine von der Einkommenshöhe abhängig 
gemachte soziale Schonung gewährt, und doch bei einem 
Steuersatz von 1 Promille der Staatskasse jährlich 6 Millionen 
Mark liefert. Mit einem Steuersatz von 2,5 Promille kann das 
Reich aus einer so gestalteten Steuer die ganze Summe ziehen, 
die es von der Kohlensteuer erwartet. Die Abgabe von 2,5 vom 
Tausend, die erst bei Vermögen von mehr als 50 000 Mark voll 
zur Wirkung gelangt, kann aber angesichts des aus der Kriegs¬ 
notlage erwachsenen ungeheueren Geldbedarfs des Reiches ge¬ 
wiß nicht als unerträglich bezeichnet werden. Am wenigsten 
von denen, die den Besitzlosen und namentlich den durch den 
Krieg um Vermögen und Existenz Gekommenen eine harte 
Verbrauchssteuer nach der anderen aufbürden. 

Noch müheloser hätte sich die Summe, die dem Verkehr auf 
Schienen und Wasserstraßen aufgebürdet wurde, durch eine 
schärfere Anspannung der Besteuerung der Kriegsgewinne be¬ 
schaffen lassen. Regierung und Reichtagsmehrheit haben 
einräumen müssen, daß die Steuertarife, die man im vorigen 
Jahr für die Erfassung des in der Kriegszeit gewonnenen Ver¬ 
mögenszuwachses der Einzelpersonen und der Gewinnsteige¬ 
rung der Gesellschaften aufgestellt hatte, zu mild ausgefallen 
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waren. Die nunmehr beschlossene Erhöhung der Sätze dieser 
Tarife um 20 Prozent liegt in der Richtung der vorjährigen 
sozialdemokratischen Anträge. Aber diese Steigerung hätte 
noch erheblich schärfer sein dürfen. Mit dem Hinweis auf die 
Möglichkeit, daß schon auf Grund dieser Tarife eine Weg¬ 
steuerung des Vermögenszuwachses bis zu 80 Prozent und 
darüber erfolgen können, wurden die sozialdemokratischen 
Verschärfungsanträge abgelehnt. Die Wahrheit ist jedoch, daß 
der Steuersatz von 80 Prozent nur bei einem Vermögenszu¬ 
wachs von etwa 5 Millionen Mark und nur unter Hinzurech¬ 
nung der staatlichen und gemeindlichen Einkommens- und 
Vermögensbesteuerung jeder Art, die aber dann schon sehr 
hohe Sätze erreichen muß, denkbar ist. Die Kriegsgewinn¬ 
steuer allein, einschließlich des Zuschlags von 20 Prozent, be¬ 
lastet einen Vermögenszuivachs von: 10 0000 Mark mit 6 Pro¬ 
zent, 50 000 Mark mit 16,8 Prozent, 100 000 Mark mit 23,4 Pro¬ 
zent, 200 000 Mark mit 29,7 Prozent, 500 000 Mark mit 38,5 Pro¬ 
zent, 1 000 000 mit 44,9 Prozent, 5 000 000 Mark mit 57 Prozent. 
Wer will bestreiten, daß der in der Kriegszeit, in der Millionen 
Menschen verarmen, erlangte Vermögenszuwachs noch schär¬ 
fer hätte tributpflichtig gemacht werden dürfen? Bei den von 
uns empfohlenen Zuschlag von 33% statt 20 Prozent hätten bei 
10 000 Mark 0,6 Prozent, bei 100000 Mark 2,6 Prozent, bei 
1 000 000 Mark 5 Prozent, bei 5 000 000 Mark 6,3 Prozent mehr 
geopfert werden müssen. Dabei darf nie übersehen werden, 
daß der alte Vermögensbestand von dieser Steuer überhaupt 
nicht berührt, sondern nur in dem Fall, daß er sich in der 
Kriegszeit nicht um mehr als 10 Prozent vermindert hat, von 
einer Abgabe betroffen wird, die je nach der Höhe eines in 
diesen Grenzen sich haltenden Verlustes sich ursprünglich 
zwischen 0,1 und 1 vom Tausend bewegte und durch den 20pro- 
zentigen Zuschlag um 0,03 bis 0,2 vom Tausend (!) gesteigert 
wird! Diese Abgabe hat man allen Ernstes eine Vermögens¬ 
steuer genannt! Eine „Kriegsvermögenssteuer“!! 

Da die Regierung sich von ihrem 20prozentigen Zuschlag 
400 000 bis 500 000 Mark Mehrertrag aus der Kriegssteuer ver¬ 
spricht, müßte ein 33%prozentiger Zuschlag 260 000 bis 326 000 
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Mark Mehrerfrag bringen. Diese Summe hätte ungefähr aus¬ 
gereicht zur Ausfüllung der Lücke, die mit der Streichung der 
Verkehrssteuer entstanden wäre. Die Mühe der Steuerver¬ 
waltung würde bei der Erhebung eines Zuschlags von 33^4 Pro¬ 
zent um keinen Federstrich größer sein als bei der Erhebung 
eines solchen von 20 Prozent. 

Auch die wiederholte Erhebung des Wehrbeitrags, zu der 
ein Krieg von dreijähriger Dauer geradezu auffordert, wurde 
von uns wieder angeregt. Sie könnte gleichfalls auf der Grund¬ 
lage der Veranlagung zur Reichsbesitzsteuer vor sich gehen 
und bei Anwendung eines den Zeitverhältnissen angepaßten 
Steuersatzes ohne große Umstände eine halbe Milliarde Mark 
in die Reichskasse leiten. Ebenso nahe liegt der Gedanke, die 
Erbschaftssteuer endlich auszubauen, den wir in Erinnerung 
brachten. Wenn unsere Erbschaftssteuer nur auf den Stand 
der englischen Friedens-Erbschaftssteuer gebracht würde — 
England hat sie in der Kriegszeit noch gesteigert — könnte sie 
400 Millionen Mark neue Einnahmen liefern. Dabei ist an die 
Besteuerung der Erbschaft des Kindes des im Kriege gefalleinen 
Soldaten selbstverständlich nicht gedacht. Der auch gegen 
diesen Vorschlag erhobene Einwand der schwierigen Durch¬ 
führung fällt bei näherem Zusehen gleichfalls in sich zusammen. 
Die genaue Feststellung der Erbschaften hat schon nach dem 
bestehenden Recht zu erfolgen; soweit es sich um die erb¬ 
schaftspflichtigen Verwandtschaftsgrade handelt, auf Grund 
des Erbschaftssteuergesetzes; soweit es sich um die erb¬ 
schaftssteuerfreien Abkömmlinge handelt, auf Grund des 
Besitzsteuergesetzes. Aber man hatte sich einmal darauf 
festgelegt, daß außer der sogenannten Kriegssteuer eine Be¬ 
lastung des Besitzes nicht stattfinden sollte und daran hielt 
man fest. Man schuf Produktionssteuern großen Stils. 

Zu der im letzten Jahr beschlossenen Steuer auf den ge¬ 
samten Warenumsatz tritt die Besteuerung der Kohle, des Ur¬ 
elements der Warenerzeugung, zu der Postverkehrssteuer und 
dem erhöhten Frachturkundenstempel die empfindliche Be¬ 
lastung des gesamten Personen- und Güterverkehrs, des Blut¬ 
netzes der Volkswirtschaft. Beim Uebergang zur Friedens- 
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Wirtschaft werden wir an diesen Steuern schwer zu tragen 
haben. Die erhoffte Senkung des hohen Preisstandes für alle 
Gegenstände des täglichen Bedarfs wird durch sie erschwert. 
Die günstigen Erwerbsgelegenheiten, die während der Kriegs¬ 
wirtschaft die hohen Preise erträglicher gestalten, werden ver¬ 
schwinden, die Rohstoffe und der ausländische Absatzmarkt 
werden zunächst fehlen, der Hochstand der Preise des Lebens¬ 
bedarfs aber wird im wesentlichen bleiben, gestützt durch hohe 
Verbrauchssteuern. Und diese Steuern werden automatisch 
steigen. Die Kohlensteuer ist eine Wertsteuer. Sie beträgt 
20 Proz. des Preises ab Grube. Mit dem Kohienpreis steigt 
die Steuer. Schon jetzt sind die Kohlensyndikate bei der 
Arbeit, die Preise, die erst am 1. Januar 1917 um 2 bis 3,25 ASk. 
für den rheinisch-westfälischen und den Saarbezirk erhöht 
wurden, aufs neue hinaufzusetzen. Es kann kaum noch be¬ 
zweifelt werden, daß die am 1. August d. J. in Kraft tretende 
Kohlensteuer von einem erheblich höheren Kohlenpreis be¬ 
rechnet wird als dem, der der Gesetzesvorlage zugrunde lag. 
Jede Kohlenpreissteigerung bedeutet eine doppelte Belastung 
der Kohlenverbraucher; der eine Teil fließt den Zechen¬ 
besitzern, der andere der Reichskasse zu. Dasselbe Bild bei 
den Verkehrssteuern. Nur der Frachturkundenstempel, der 
eine Erhöhung um 50 bis 100 Proz. erfahren hat, ist ein Fix¬ 
stempel. Im übrigen berechnet sich die Verkehrssteuer in 
Prozenten des Beförderungspreises. Jede Erhöhung der Güter¬ 
und Personentarife bringt also zugleich eine höhere steuerliche 
Belastung. Eine beträchtliche Erhöhung dieser Tarife, die be¬ 
gründet wird mit höheren Personal- und Materialkosten, steht 
in Aussicht vor dem Inkrafttreten der neuen Steuer. Zur För¬ 
derung des Wirtschaftslebens, zumal in der Uebergangszeit, 
die die Zeit des Einlebens der Verkehrssteuern sein wird, trägt 
die Verkehrsverordnung nicht bei. 

Wir müssen sofort mit den Wiedereintritt in die Friedens¬ 
wirtschaft bereit und in der Lage sein, mit voller Wettbewerbs¬ 
fähigkeit auf dem Weltmarkt aufzutreten. Lassen wir uns 
durch Selbstverschulden ins Hintertreffen schieben, so kann 
das von schlimmen Folgen sein. Werden wir aber unsere 
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starke Kohlenausfuhr bald wieder erreichen, wenn wir die 
Kohle mit Steuer und gesteigerter Fracht belastet Ober die 
Grenze schicken wollen? England, unser stärkster Konkurrent, 
auch auf dem Gebiet des Kohlenabsatzes, hat sich bisher ge¬ 
hütet, eine Kohlensteuer zu erheben, wie es überhaupt Produk- 
tionssteuem vermieden und dafür desto höhere Besitzsteuern 
während des Krieges durchgeffihrt hat. Im sonstigen Welt¬ 
warenhandel werden wir in höherem Grade als vor dem Kriege 
mit Amerika und Japan in Wettbewerb zu treten haben^ zwei 
aufsteigenden Völkern, die im Weitkriege ihre Kräfte stärken 
konnten. Diese beiden Konkurrenten werden nicht mit 
schweren Kriegslasten bepackt, sondern in der Lage sein, das 
Preisniveau rasch wieder herabzudrücken, und sie werden 
noch weniger als England durch Produktionssteuern ihre 
Leistungsfähigkeit mindern. 

Mit der Wirkung der Steuern auf unsere wirtschaftliche 
Weltsteliung ist deren Wirkung auf unsere eigene Bevölke¬ 
rung eng verknüpft. Wir kehren geschwächt aus dem großen 
Kriege zurück. Wir haben sehr viel Menschen verloren, sehr 
viele arbeitsunfähig oder mit verminderter Arbeitsfähigkeit 
zurQckkehren sehen, und die Kraft der Daheimgebliebenen ist 
unter den Opfern und Entbehrungen der Kriegszeit nicht 
stärker, sondern schwächer geworden. Weiche dringendere 
Aufgabe kann es da geben, als die, die menschliche Arbeits¬ 
kraft wieder zu stärken! Dient aber die Verteuerung des 
ganzen Lebensbedarfs dieser Aufgabe? Wie kann man von 
diesem Gesichtspunkte aus die Belastung des Hausbrands der 
breiten Massen unseres Volkes mit einer 20proz. Wertsteuer 
verantworten? Wie kann man verantworten die Belastung 
des Vorortverkehrs der Großstädte mit einer 12proz. Steuer 
auf Staats-, einer 6proz. auf den Straßenbahnen, die zusammen¬ 
fällt mit einer durch sie geförderten Fahrpreissteigerung? Die 
Besteuerung des Vorortverkehrs stellt eine Wohnsteuer für 
die in den gesunderen. Außenbezirken angesiedelten Fabrik- 
und Bureauarbeiter dar, hemmt daher eine solche Ansiedelung 
und begünstigt das ungesunde Wohnen in den innenstädtischen, 
erigbebauten Hochbaugebieten. Zu einer wirksamen BevöHce- 
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rungspolitik, wie sie dem deutschen Volke nach diesem Kriege 
so bitter nottut, paßt diese Steuerpolitik wie die Faust aufs 
Auge. Der Wohnungs- und der Bevöfkerungsausschuß des 
Reichstags hatten das erkannt und in einstimmigen „Gut¬ 
achten“ gebeten, wenigstens von der Besteuerung des Vorort¬ 
verkehrs abzusehen. Der Hauptausschuß ging jedoch über 
diese Gutachten zur Tagesordnung über. 

Soll die Steuerpolitik künftig nicht alle Bevölkerungspolitik 
erdrücken, so müssen wir nicht nur eine grenzenlose Ver¬ 
brauchsbelastung vermeiden, sondern auch die Einkommens¬ 
besteuerung in viel höherem Grade sozial ausgestalten als es 
bisher geschehen. Der Reichstag hat in demselben Moment, 
in dem er den Lebensaufwand der Aermsten in einer mit der 
Kopfzahl der Familien steigenden Weise belastete, eine soziale 
Anwandlung bekundet und das Kinderprivileg in die — Kriegs¬ 
gewinnsteuer eingefügt. Der Zuschlag zu dieser Steuer er¬ 
mäßigt sich bei einem Gesamtvermögen bis zu 100 000 Mk. 
mit dem Steigen der Kinderzahl und wird überhaupt nicht 
erhoben, wenn der Pflichtige mehr als 5 Kinder unter 18 Jahren 
hat. Der gute Gedanke der weitgehenden Rücksichtnahme 
auf die Kinderzahl wird die gesamte Gesetzgebung durch- 
diIngen müssen, darf aber dann nicht wieder durch eine rohe 
Besteuerung des notwendigsten Lebensbedarfs erschlagen 
werden. Wir werden vielleicht in der Einkommenbesteuerung 
zu progressiv gestalteten Einheitssteuersätzen für eine Durch¬ 
schnittsfamilie von 5 Köpfen kommen und dazu kräftige, aber 
gut abgestufte Zuschläge für eine kleinere, ebenso kräftige 
Abschläge für eine größere Kinderzahl gewähren müssen. Mit 
Ab- und Aufstufungen, wie sie heute die Einkommensteuertarife 
der Einzelstaaten vorsehen, ist nicht viel geholfen, da muß 
viel wirksamer eingegriffen werden. In dem Rahmen einer so 
gestalteten Steuer hatte auch eine „Junggesellensteuer“ einen 
vernünftigen Sinn, der ihr als Sondersteuer völlig abgehen 
würde. Darüber ein andermal Näheres. Heute gilt es nur 
die Tatsache zu unterstreichen, daß die zweite Kriegssteuer¬ 
serie ebenso wie die erste alle sozialen Gesichtspunkte rück¬ 
sichtslos verleugnet. 
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Zur Rechtfertigung der unsozialen Steuern hat man wieder 
ausgeführt, es sei unmöglich, die gesamte Steuerlast, die der 
Krieg zurücklassen werde, dem Besitz aufzubürden. Das ist 
richtig. Kein vernünftiger Mensch denkt auch daran, eine 
solche Forderung zu stellen. Daß aber der Besitz infolge dieses 
Krieges in viel höherem Grade zu den öffentlichen Lasten 
herangezogen werden muß als bisher, ist ebenso selbstver¬ 
ständlich. Man komme uns nicht mit dem Hinweis auf die 
Kriegssteuerzuschläge der Bundesstaaten und Gemeinden. Sie 
stehen in gar keinem Verhältnis zu der Gesamtmehrlast, die 
die einzelnen Glieder des deutschen Volkes künftig zu tragen 
haben. Eine Höchststeuerlast von 40, unter Umständen auch 
50 Proz. des Jahreseinkommens, die aber immer erst in den 
höchsten Steuerstufen erreicht werden wird, wird ertragen 
werden müssen. Bei Jahreseinkommen, die sich in die Hundert¬ 
tausende oder gar Millionen belaufen, richten sie auch keinen 
volkswirtschaftlichen Schaden an. Die Kapitalbildung muß 
darunter nicht notleiden, wenn nur der persönliche Aufwand 
ein wenig den veränderten Zeitverhältnissen angepaßt wird. 
Die von der „Frkft. Ztg.“ aufgeworfene große Frage, ob wir 
künftig die Rente oder die Arbeit schützen wollen, zwingt die 
Besitzenden zu einer solchen maßvolleren Lebenshaltung. 

Wir werden freilich auch in diesem Falle die gesamten 
Kriegslasten nicht mit gerecht wirkenden direkten Steuern 
allein aufzubringen vermögen. Wohl aber wäre es ein Leichtes 
gewesen, die Teildeckung der beiden ersten Jahre dem Besitz 
aufzubürden. Ein Volk, das in drei Kriegsjahren 60 Milliarden 
Mark gegen 5proz. Verzinsung für die Kriegführung zur Ver¬ 
fügung stellen kann, hat auch die Kraft, 2 Milliarden jährlich 
an Einkommens-, Vermögens- und Erbschaftssteuern dem 
Reiche zu liefern. Zur künftigen vollen Deckung des Kriegs¬ 
aufwandes müssen allerdings andere Mittel zu Rate gezogen 
werden. Eine allgemeine Lastenabbürdung durch ein ein¬ 
maliges Vermögensopfer von einer Untergrenze ab wird den 
Druck zunächst beträchtlich mildern. Daneben aber wird das 
Reich aller Einsprüche ungeachtet Produktionsmittel in großem 
Maße in seine Hände bringen und den Kapitalprofit, der heute 
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großen Privatmonopolgesellschaften zufließt, für sich In An¬ 
spruch nehmen müssen. Ein anderer Weg, der ohne innere 
Katastrophe aus der Kriegsschuldknechtschaft herausführt, wird 
sich nicht finden lassen. 


OTTO THOMAS: 

Zielpunkte. 

N icht ohne inneres Unbehagen sehen wir den gegenwärtigen Vor¬ 
gängen innerhalb unserer Partei zu. Steht auch das gewaltige 
Völkerringen im Vordergründe all unseres Etenkens und Empfindens, 
mag man auch daneben die Vorgänge in der Partei zum Teil als 
menschlich allzu menschlich ansehen, so läßt sich doch das Problem 
der Parteispaltung nicht als eine Frage untergeordneter Bedeutung 
betrachten. 

Hüben und drüben gibt es Genossen, die mit einem gewissen Ge¬ 
fühl der Befriedigung die vollzogene Spaltung als eine Klärung an¬ 
sehen. So einfach ist aber die Parteispaltung für eine große Anzahl 
Parteigenossen nicht und eine Klärung ist durch die Spaltung allein 
auch durchaus noch nicht geschaffen. Klärung kann erst erfolgen, 
wenn unsererseits positiv herausgearbeitet und dargelegt ist, was in 
Zukunft Zielpunkt sozialdemokratischer Politik sein soll 
Die Sozialdemokratie in Deutschland ist nie nur eine politische Par¬ 
tei gewesen. Daß sie es immer mehr wurde und werden mußte, darin 
liegen zum größten Teil die Gründe, die heute die hauptsächlichsten 
Gegensätze bilden, die im Wirbelsturm des Weltkrieges aufeinander- 
stoßen und den Grund zur Spaltung abgeben. 

Nun wäre es sehr verkehrt, anzunehmen, daß die sozialdemo¬ 
kratische Partei jemals nur politische Partei sein könnte. Sie bedarf 
des unpolitischen Elementes ebensosehr wie des politischen. Denn 
gerade das Grübeln, das Theoretisieren ist eines der bedeutendsten 
Kulturelemente der sozialdemokratischen Massenbewegung gewesen. 
Wohl war und ist notwendig, daß je mehr die Bewegung politisdi 
positive Aufgaben entscheidend zu beeinflussen hat, dieser Teil auch 
die Ueberhand haben muß, aber es ist auch notwendig, alle geistigen 
Strömungen der Partei als lebendigen Kulturfaktor zu erhalten, um der 
erkaltenden Fruchtbarkeit der Bewegung gegenüber das lebendige 
Element innerer Glut und Schwungkraft der Massen zu erhaltea 
Körper und Seele sind in einem gesunden Organismus notwendig. 
Und von diesem Gesichtspunkt aus hat die Parteispaltung ein tiefes 


Google 


Original frern — 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Zielpunkte. 


189 


Bedauern auch bei denen ausgelöst, die für positive Einsetzung der 
politischen Kraft der Arbeiterklasse eintreten. 

Aber gerade das Problem der politischen Aufgaben bedarf noch der 
Klärung. Es ist m. E. ein Mangel der politisch positiven Kreise der 
Partei gewesen, in dieser Richtung klare unmittelbare Ziele nicht auf¬ 
gestellt zu haben. Ihre Tätigkeit beschränkte sich zu sehr auf die 
Kritik der dogmatischen Richtung in der Partei und eben dieser 
Mangel trat während des Krieges am deutlichsten zutage. Ein Bei¬ 
spiel war dafür die Reichskonferenz, auf welcher der positivste An¬ 
trag, der Antrag Quarck und Genossen, im Streite der Meinungen 
über Vergangenes nur eine ganz nebensächliche Rolle spielte. 

Nimmt man die Parteispaltung als Tatsache hin, so entsteht doch 
für jeden die stille, vielleicht unausgesprochene Auffassung, daß hinter 
der Spaltung auch wieder die Einigung stehen wird. Sobald durch 
die Bändigung des Krieges die politische Qesamtlage neue Auf¬ 
gabengebiete hervorbringt, wird in der jetzigen Minderheit ein neuer 
21ersetzungsprozeß beginnen, der die Wiederzusammenführung der 
beiden Teile ermöglichen kann. Es gilt nun für die Parteimehrheit in 
dieser Zeit eine wirkliche Neuorientierung der Sozialdemokratie durch¬ 
zuführen. Das kann sie nur, wenn sie die Aufgaben klar heraushebt, 
die auf dem Gebiete innerer und äußerer Politik als die dringlichsten 
erscheinen. Der Ausgangspunkt der sozialdemokratischen Kriegs¬ 
politik vom 4. August 1914 war die Lage der Partei in der inneren 
Politik vor dem Kriege. Es lag ein Berg zwischen der Sozial¬ 
demokratie und der Nation. Nicht als ob die Sozialdemokratie in 
erster Linie die Schuld an dieser Lage getragen hätte. Die Ver¬ 
gangenheit, in Deutschland das Sozialistengesetz, ist aus dem poli¬ 
tischen Leben der Nation nicht wegzuwischen. Unsere Erziehung 
lag in dieser Vergangenheit und unsere Aufgaben lagen jenseits dieses 
Berges. Hier hatte der Krieg in der Tat Bollwerke nieder ge rissen 
und es gehört sicher zu unseren größten Aufgaben, dafür zu sorgen, 
daß dieses Verhältnis der Sozialdemokratie zur Nation nicht wieder 
verschüttet wird. Und hier liegen die Aufgaben der positiven Ziel- 
steckung. Es kann nicht die Aufgabe der Mehrheit sein, die Politik 
zu verteidigen, die vor diesem Krieg von den Verantwortlichen ge¬ 
macht wurde. Es kann auch nicht ihre Aufgabe sein, diese als die 
harmlose Unschuld hinzustellen, die zum Ausbruch dieses Krieges 
nicht beigetragen habe. Das Problem des Krieges steht heute und seit 
langem nicht mehr so, daß die Schuld oder Unschuld einer Regierung 
am Ausbruch des Krieges das Entscheidende für die Haltung der 
sozialdemokratischen Partei wäre. Die Sozialdemokratie hat in ihrer 


Digitized by i^ooQle 


Original frnm 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



190 


Zielpunkte. 


Erklärung: vom 4. August 1914 die Verantwortung für den Krieg ab¬ 
gelehnt. Sie hat die Schuld den Trägern der herrschenden Politik in 
allen Ländern zugeschoben. Und sie hat während des Krieges mit 
allen tauglichen Mitteln für die Beendigung des Krieges gewirkt 

Diese herrschende und verantwortliche Politik beruhte neben ihren 
wirtschaftlichen Fundamenten auch auf einem politischen System, 
das ie nach dem Lande verschieden ist, in allen aber eine wirkliche 
Mitwirkung des breiten Volkes ausschloß. Der Krieg bringt wirt¬ 
schaftliche Umwälzungen in Fülle, er wird die wirtschaftlichen Grund¬ 
lagen des staatlichen Lebens wesentlich verschieben. Erst recht ist 
es dann unsere Aufgabe, an der Umänderung auch des politischen 
Systems zu arbeiten und alle Kräfte des Volkes dafür mobil zu 
machen. 

In Zukunft darf die Sozialdemokratie sich nicht mehr damit be¬ 
gnügen, demonstrative Reden gegen den Krieg zu halten oder ideolo¬ 
gische Bindungen und Verbindungen anzustreben. Die Aufgabe, die 
der Sozialdemokratie und einer neuen Internationale gestellt ist, liegt 
auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Erforschung der wirtschaft¬ 
lichen und bevölkerungspolitischen Entwickelung der Staaten und der 
Schaffung von Ausgleichen, die dieser Entwickelung gerecht werden 
können. Gegen alle Demonstrationen setzen sich Tatsachen der Ent¬ 
wickelung durch. Hätte die alte Internationale sich nicht lediglich 
darauf beschränkt, in der Hauptsache gegen den Krieg zu demon¬ 
strieren, hätte sie vielmehr den vorhandenen Spannungen, die in der 
Tatsache der Wirtschafts- und Bevölkerungsentwickelung der letz¬ 
ten 25 Jahre lagen, Rechnung getragen und ihren Regierungen prak¬ 
tische Vorschläge zur Lösung dieser Spannungen gemacht, so wäre 
eine kriegerische Entladung vielleicht nicht erfolgt. Alle Annäherungs¬ 
versuche, alle Austauschprofessoren und Arbeiterreisen, alle inter¬ 
nationalen Kundgebungen gleich welcher Art, haben nichts genutzt, 
weil alle diese Dinge die bloße Oberfläche berührten, an den Tat¬ 
sachen des alten, überkommenen Eigentumsrechtes der Weltpolitik 
aber nichts änderten. Eine solche, induktiv überzeugende Politik 
wäre nicht „imperialistisch“ oder „sozialpatriotisch“, sondern wäre 
wahrhaft marxistisch. Es wäre die Politik der gesunden Vernunft, 
die die Tatsachen studiert und von hier aus zu konkreten Vorschlägen 
zur Lösung kommt. So auch nur könnte wirkliches Völkerrecht ge¬ 
schaffen werden, das nicht, wie bisher, aus Formeln zur Aufrecht¬ 
erhaltung bestimmter Machtansprüche bestände, sondern wirklich 
den Bedürfnissen der Völker der Welt gerecht würde. Eine solche 
Stellungnahme hätte auch in keinem Lande die Sozialdemokratie in den 
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Ruf der VaterlandsfeiiKlschaft bringen können. Denn es liegt auf der 
Hand, daß es ein leichtes wäre, durch eine derart orientierte Aus¬ 
landspolitik auch den Imperialisten aller Länder den Wind aus den 
Segeln zu nehmen, während wir in Deutschland alle jungen Elemente 
in das Lager der Alldeutschen trieben, weil wir ihnen die Wege ver¬ 
nünftiger Weltpolitik nicht zeigen konnten, sondern ihnen an Stelle 
dessen eine Antikriegsdemonstration gaben, die sich praktisch gegen 
gesellschaftlich bedingte Notwendigkeiten der deutschen Volks- und 
Wirtschaftsentwickelung richteten. Diese Tatsachen rächen sich jetzt 
in der Haltung der Internationale und in der geschickten Anwendung 
der von uns mitgeschaffenen Antikriegsphraseologie durch die Ver¬ 
treter der Ententeländer. Die hier gezeigten Aufgaben werden nicht 
leicht sein, sie setzen kühles Denken und Forschen und kluges Han¬ 
deln voraus. 

Von diesem Gesichtspunkt aus sozialdemokratische Weltpolitik 
treiben, würde auch jenen Ausgleich zwischen Nation und Internatio¬ 
nale schaffen, der uns auch innerhalb der Nationen die Möglichkeit des 
Chirchdringens der öffentlichen Meinung ermöglichte. Er würde da¬ 
mit innerpolitisch bewirken eine Zusammenfassung aller sozialen 
Kräfte zu einheitlicher Stoßkraft. 

Auf dem Gebiete der inneren Politik sind die Linien künftiger posi¬ 
tiver Aufgaben gleichfalls in voller Schärfe hervorzuheben. Das Par¬ 
lament spielt in Deutschland nicht die überragende Rolle, die ihm zu¬ 
kommen müßte. Und d^ Sozialdemokratie hat im Streite um politische 
und historische Pormalien bisher recht wenig Zeit gefunden, hier ziel¬ 
weisend und neubildend zu wirken. 

Innere Freiheit ist gleichbedeutend mit allgemeinem Wahlrecht in 
Preußen, parlamentarischem System im Reiche, Zentralisierung des 
Reichs und der Reichsbehörden zu wirklich maßgebender Leitung 
des Ganzen, gänzlicher Umbildung unseres Beamtenwesens, Heran¬ 
ziehung eines jeden Tüchtigen aus jedem Stande für jeden Posten, 
für den er geeignet ist, Pflege jeder schöpferischen l^gabung, all¬ 
gemeine Erweckung des politischen Sinnes oben und unten. 

Das müssen die Gesichtspunkte schöpferischer positiver Politik sein. 
Diese Neuorientierung ist dringendste Aufgabe, muß Zielpunkt der 
deutschen Parteipolitik und Parteigruppierung sein und nach ihr gilt 
es zu handeln. 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




192 


Die deutsche Stadtgemeinde im Kriege. 


PAUL HIRSCH, M d. A.: 

Die deutsche Stadtgemeinde im Kriege. 

M ehr noch als der Frieden hat uns der Krieg die Bedeutung 
eines wohlgeordneten, von sozialem Geiste getragenen Gemein¬ 
wesens erkennen lassen. Wenn im großen ganzen trotz der Kriegs¬ 
wirren das deutsche Wirtschaftsleben in verhältnismäßig ruhigen 
Bahnen geblieben ist, so ist das nicht in letzter Linie den Gemeinden 
zu danken, die es verstanden haben, sich ihrem erweiterten Wir¬ 
kungskreise anzupassen und nicht nur die ihnen durch Gesetz über¬ 
wiesenen Aufgaben zu lösen, sondern weit darüber hinaus Ansprüche 
zu erfüllen, die zu erfüllen nur ein so ausgeprägter Gemeinsinn fähig 
ist, wie er sich zu unserer aller Genugtuung in der Zeit der Not 
offenbart hat. Welche gewaltigen Anforderungen der Krieg an die 
deutschen Gemeinden gestellt hat, und wie sie sich auf ihrem neuen 
Tätigkeitsgebiet bewährt haben, das ersehen wir aus der lehrreichen 
Schrift von Dr. Hugo Lindemann „Die deutsche Stadtgemeinde im 
Kriege“\ einer Schrift, die kein erschöpfendes Bild von der Betäti¬ 
gung der Gemeinden gibt, auch nicht geben will und kann, die uns 
aber zeigt, wie gewaltige Kräfte in unserem Volke schlummern, die 
es gelungen ist mobil zu machen, und wie verkehrt es wäre, wollte der 
Staat nach Wiederherstellung des Friedens auf deren Mitarbeit ver¬ 
zichten. Der Krieg hat, wie Lindemann treffend hervorhebt, unseren 
Gemeinden nicht nur eine außerordentliche Vermehrung und Ver¬ 
tiefung ihrer Aufgaben gebracht, sondern er hat auch nicht minder 
den unschätzbaren Wert einer freien, mit großen Rechten ausgestat¬ 
teten Selbstverwaltung gezeigt. „Die neue Stellung, die sich die 
Gemeinde im Leben des Volkes errungen hat, wird mit dem Kriege 
nicht aufhören, auch nicht aufhören können, sie wird nur ein Aus¬ 
gangspunkt sein für die weitere Entwicklung unserer städtischen 
Selbstverwaltung, mit der die Geschicke unseres Volkes unlösbar ver¬ 
bunden sind.“ 

Es ist an dieser Stelle nicht möglich, die verschiedensten Zweige 
kommunaler Tätigkeit, durch die Lindemann uns führt, auch nur 
einigermaßen erschöpfend zu behandeln. Was die deutschen Gemein¬ 
den in der Fürsorge für die Kriegerfamilien, was sie in der Fürsorge 
für die Hausbesitzer, in der Erwerbslosenfürsorge, der Krankenfür¬ 
sorge, der Mittelstandsfürsorge und der Lebensmittelversorgung voll- 

^ Tübingen. Verlag von I. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1917. — 
2 .— Mk. — 
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bracht haben, das sind Leistungen so gewaltiger Art, daß eine spätere 
Gesetzgebung unmöglich daran vorübergehen kann. Ob sie will oder 
nicht, sie muß den Gemeinden endlich den ihnen gebührenden Platz 
einräumen, sie muß ein Ende machen mit dem vor dem Kriege so 
beliebten Bevormundungssystem, sie muß den Selbstverwaltungs¬ 
organen, die sich so ausgezeichnet bewährt haben, ein wirkliches 
Selbstverwaltungsrecht gewähren. Es ist überflüssig zu sagen, daß 
wir nicht mit allem, was die deutschen Gemeinden während des 
Krieges getan haben, einverstanden sind, gar manche Unterlassungs¬ 
sünde ist zu verzeichnen, dieses oder jenes hätte anders gemacht 
werden können, hier und da ist der soziale Charakter allzusehr in den 
Hintergrund getreten, aber das ändert nichts an unserem Urteil, daß 
die deutschen Gemeinden alles in allem genommen stolz auf ihre 
Leistungen sein können. In der Fürsorge für die Kriegerfamilien, 
d. h. in der engeren Kriegswohlfahrtspflege, begegnen wir hier und 
da noch immer einem zu engherzigen Verfahren, nicht überall ist die 
Verbindung mit der Armenpflege aufgehoben, nicht immer sind die 
Unterstützungen ausreichend, oft genug geht man allzu schematisch 
vor. Noch mehr fordert zur Kritik heraus die Fürsorge für den 
Hausbesitz, die unter dem starken Einfluß der Hausbesitzer in den 
Gemeindeverwaltungen häufig ihren eigentlichen Charakter völlig ein¬ 
gebüßt hat und aus einer Wohnungsfürsorge für die Kriegerfamilien zu 
einer Schutzaktion für den Hausbesitz geworden ist. Wir können 
Lindemann nur beipflichten, wenn er die Frage aufwirft, ob die All¬ 
gemeinheit und die Gemeinde ein Interesse an der Erhaltung eines 
überschuldeten Hausbesitzes hat, der im Grunde genommen gar kein 
Hausbesitz, sondern nur Hausverwaltung im Aufträge der Hypotheken- 
gläubiger ist, und wenn er weiter fragt: Wie können die Gemeinden 
die Verwendung ungeheurer Mittel zur Erhaltung eines einzelnen 
,3tandes“ rechtfertigen in einer Zeit, in der Tausende von wertvollen 
Existenzen, deren wirtschaftliche Fundierung viel solider war als die 
eines solenn überlasteten Hausbesitzers, durch die wirtschaftlichen 
Wirkungen des Krieges vernichtet werden, ohne daß jemand daran 
dächte, für die Erhaltung ihrer Betriebe Gemeindemittel flüssig zu 
machen? Wir stehen mit Lindemann auf dem Standpunkt, daß die 
Gemeinden keineswegs die allgemeine Pflicht zur Hilfeleistung in 
diesen Fällen und ebensowenig ein Interesse an der Erhaltung der 
wirtschaftlichen Existenz solcher Hausbesitzer haben, das weiter ginge, 
als das Interesse an der Erhaltung der wirtschaftlichen Kraft anderer 
Bevölkerungsteile. „Ganz allgemein aber gilt für Jede Unterstützungs¬ 
aktion der Satz, ^ß wirtschaftlich ungesunde Existenzen nicht er- 
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halten werden dürfen. Es sprechen vielmehr sehr wichtige Momente 
dafür, den ReinigungsprozeB, den der Krieg, wie auch die wirtschaft¬ 
lichen Krisen, bringt, sich ungehindert entwickeln zu lassen. Damit 
ist nicht gesagt, daß die Städte die einzelnen Personen ohne jede 
Unterstützung auf die eigene Kraft bei der Schaffung einer 
neuen Existenz verweisen und sie so vielleicht dem Elend 
anheimfallen lassen. Die eine Forderung schließt durchaus nicht 
die andere, Hilfeleistung im einzelnen Falle zur Neugründung 
einer wirtschaftlichen Existenz, aus. Aber die eine richtet sich 
gegen eine Klasse, die volkswirtschaftlich schädlich ist, die 
andere will der einzelnen Person zu einer wirtschaftlich ge¬ 
sunden Existenz verhelfen.*' Wir haben diesen Worten nichts hin¬ 
zuzufügen. 

Wie die Qestzgebung, so müssen auch die Gemeindeverwaltungen 
selbst aus den Erfahrungen des Krieges die richtigen Lehren ziehen. 
Mit dem früher üblichen System, Forderungen sozialdemokratischer 
Qemeindevertreter nur deshalb, weil sie von dieser Seite kamen, als 
utopistisch kurzerhand abzuweisen, muß ein für allemal gebrochen 
werden. Wie oft haben wir verlangt, daß die Gemeinden die Ver¬ 
sorgung ihrer Einwohner mit Nahrungsmitteln in die Hand nehmen 
sollen! Spott und Hohn ob solcher sozialistischer Experimente war 
die Antwort. Und heute? Heute sind den Gemeinden gerade auf 
diesem Gebiete Aufgaben erwachsen, die weit über das hinausgehen, 
was wir von ihnen im Frieden verlangt haben. Welche bitteren Er¬ 
fahrungen wären vermieden, welche ungeheuren Summen wären er¬ 
spart worden, wenn sie sich im Frieden dieser Aufgabe mehr ge¬ 
widmet hätten? Dann hätten wir es nicht erlebt, daß in den ersten 
Tagen der Mobilmachung die Stadtgemeinden gerade durch ihre 
großen Einkäufe die Preise stark hinauf trieben und mit der Abstoßung 
ihrer Vorräte, für die sie, nur um Waren zu bekommen. Jeden Preis 
bewilligten, vielerorts auf große Schwierigkeiten stießen. Heute wird 
kein denkender Mensch mehr in Abrede zu stellen wagen, daß vor 
allem die Städte berufen sind, die Lebensmittelversorgung ihrer Ein¬ 
wohner sicherzustellen. Die Not hat mit dem Widerstand, den sie 
früher dieser Tätigkeit entgegengesetzt haben, gründlich aufgeräumt, 
willig oder widerwillig haben sie ihre Tätigkeit mehr und mehr aus¬ 
gedehnt und können jetzt wohl als die wichtigsten Träger der Lebens¬ 
mittelversorgung in der örtlichen Instanz bezeichnet werden. 

Aehnlich verhält es sich mit der Erwerbslosenfürsorge. Wir wollen 
hier nicht untersuchen, ob diese Fürsorge besser dem Reich, den 
Einzelstaaten oder den Gemeinden zu überweisen ist. Tatsächlich 
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haben die Gemeinden ihre grundsätzlich ablehnende Stelluns: auf¬ 
geben müssen, und wenn auch die Art und Weise der Regelung der 
Erwerbslosenfürsorge vielfach zu scharfer Kritik herausfordert, 
wenn wir insbesondere die Abneigung mancher Gemeinden gegen ein 
Zusammenarbeiten mit den Gewerkschaften nicht scharf genug verur¬ 
teilen können, so ist doch der Bann gebrochen, die Ansätze zur Ein¬ 
führung einer kommunalen Erwerbslosenunterstützung sind gegeben, 
und Sache einer hoffentlich recht nahen Zukunft wird es sein, hier an¬ 
zuknüpfen und weiter ausbauend zu wirken. 

Der Wert der Lindemannschen Schrift liegt darin, daß er die ge¬ 
meindliche Tätigkeit von grundsätzlichen Gesichtspunkten aus be¬ 
trachtet Ohne daß das direkt zum Audruck gebracht wird, ist es 
ein Stück Gemeindesozialismus, was uns in seiner Abhandlung vor 
Augen geführt wird, nicht nur ein Ueberblick über die Leistungen der 
Gemeinden während des Krieges, sondern auch ein Hinweis auf das, 
was sie vollbringen können und was sie vollbringen müssen, wenn 
anders sie auch im Frieden ihren Aufgaben gerecht werden wollen. 


Dr. JULIUS THILO: 

Warschauer Eindrücke. 


Stadtbild und Straßenleben. 


N ach dem architektonischen Eindruck, den Warschau macht, ist 
es richtig:, daß Polen der Westkultur angehört und nicht der 
russisch-asiatischen. MH Ausnahme des halben Dutzends griechisch- 
katholischer Kirchen, die die Russen eigens den Polen zum Trotz an 
den größten und schönsten Plätzen der Stadt erbaut haben, macht die 
Bauart Warschaus einen westlichen, man könnte fast sagen, deutsch- 
städtischen Eindruck. 

Die griechischen Kirchen werden ]a von den Polen als eine Ver¬ 
gewaltigung empfunden, verschönern Jedoch mit ihrer Zwiebelturm- 
Eigenart die Stadt und machen sie origineller, dienen außerdem dem 
Fremden als nützliche Orientierungspunkte. 

Man spricht in Deutschland davon, daß die Stadt „wunderschön“ 
sei; das ist eine Uebertreibung; sie ist nicht unschön, kann sich aber 
mit unseren deutschen Großstädten, wie München, Frankfurt, Ham¬ 
burg, in dieser Hinsicht nicht messen. 
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DaB man in einer eroberten Stadt ist, merkt man auf Schritt und 
Tritt: Überall Posten; die Haupteina&n^e der Bahnhöfe nur dem Mili* ' 
tSr Vorbehalten; in den Nebeneingängen wird der Zivilist wiederholt | 
nach dem PaB und sonstigen Ausweisen gefragt. Das kann niemanden 
wundern, das ist der Krieg. 

Das Straßenbild recht bunt und bewegt Unendlich viel Militär; 
neben den deutschen Soldaten die prachtvollen Legionäre. Sie haben 
auch feldgraue Uniformen, aber den polnischen Adler an der Spitze 
und der Schnitt der Uniform ist ganz offenbar auf Wirkung berechnet 
Die Uniformen der Kavallerie sind teilweise recht phantastisch; die 
Offiziere mit interessanten und auf einen gewissen romantischen Ein* 
druck eingestellten Abzeichen; dazu die scharf geschnittenen etwas 
fanatischen Gesichter. Alles das fällt sehr angenehm auf, sicherlich 
am meisten den Damen. 

Im Zivil haben sich seit dem 5. November die zur Russenzeit ver* 
boten gewesenen nationalen Kleidungsstücke, die „Czamarka“, der 
SchnOrenrock und die „Confederatka“, die viereckige Schiidmfitze, 
sehr stark eingeführt Die Tracht ergibt in den VerkehrsstraBen, 
namentlich der belebten Marszalkowska-StraBe ein anziehendes und 
buntes Bild. Oanz besonders nett wirkt die „Confederatka“ auf den 
Köpfchen der TöchterschOlerinnen und anderer Junger Mädchen. Sie 
verstehen es mit einer reizenden Koketterie aus der eigenartigen 
Kopfbedeckung die mögliche Wirkung zu ziehen. 

In den Läden ist alles an Lebensmitteln zu haben, was man wünschen 
kann, aber zu entsetzlichen Preisen. 

Wie provisorisch die Verkehrsverhältnisse sind, sieht man am besten 
daran, daß der Postverkehr in einer großen Hauptpost sich abspielt; 
andere Postämter gibt es jetzt nicht. Es ist ein großes stattliches 
Gebäude, mit einer riesigen Weltkugel auf dem Dach, das die Russen 
in entgegenkommender Weise kurz vor dem Kriege zur Uebernahme 
für die Deutschen erbaut haben. Welches Gedränge an den Schaltern 
herrscht, wird man verstehen, man wird sich auch nicht wundem 
dürfen, daß die Beamten im Verkehr mit dem Publikum nicht frei 
von einer gewissen Nervosität sind; müssen sie doch Aufträge in 
Deutsch, Polnisch und Jiddisch annehmen und dies in zwei ver 
schiedenen, schlecht aufeinander passenden Währungen, in Mark und 
in Rubeln. Briefträger gibt es nicht; die Briefe werden von Privat- 
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bediensteten gegen eine Vergütung für jeden Brief in die Häuser be¬ 
fördert Die Fernsprechverbindungen innerhalb der Stadt sind auf¬ 
gehoben. 

Eine Demonstration, 

DaB das begeisterte Volk einem männlichen oder weiblichen Liebling 
die Pferde vom Wagen ausspannt und sich selber vorspannt hatte 
ich bisher nur in 2Mtungen und Romanen gelesen und ich habe eigent¬ 
lich nie so recht daran geglaubt In Warschau, auf der Marszal- 
kowska, habe ich es mit eigenen Augen mit ansehen dürfen. Pilsudzkl, 
einer der Oberführer der Legionäre, übrigens Sozialdemokrat berühmt 
schon durch romantische Qefangenenbefreiung zu Zeiten der Revolu¬ 
tion von 1905, kam vom Bahnhof und hielt — so kann man wohl 
sagen — seinen Einzug in Warschau. Ein mit Blumen überhäufter 
Wagen, in dem der Gefeierte mit noch einem Legionsoffizier sitzt; 
die begeisterte Jugend spannt die Pferde aus, zieht den Wagen durch 
die Straße, Tausende begleiten die Fahrt mit nicht endenwollenden 
Hochrufen! Dies ist die „Straße“, die ,J^iazza“; da habe ich ver¬ 
stehen lernen, wie eine begeisterte Jugend, wenn auch eine Minder¬ 
heit die widerstrebenden Massen mit sich zieht. Etwa so muß es 
in Rom, in Bukarest in Mailand vor dem Eingreifen der „lateinischen 
Schwestern“ zugegangen sein. 

Eine Fahrt durch das Judenviertel 

Warschau hat unter seinen etwa 700 000 Einwohnern nicht weniger 
als 300000 Juden. Die meisten sind arme Leute, streng orthodox und 
treu an alten Sitten und alter Tracht hängend, dem bis an die Füße 
reichenden Kaftan und der flachen Schirmmütze. Eine Wagenfahrt 
durch das Judenviertei führt in das Ohettogewimmel ein. Man kann 
nicht von einem bunten Bild sprechen, denn alles ist schwarz, Kleidung 
und Barthaar. Der bekannte leidende Zug in den Gesichtern der ge¬ 
drückten polnischen Juden tritt hier in Massen in die Erscheinung 
und bietet in dieser Masse ein Bild voller Schwermütigkeit. Eine 
Abgerissenheit der Kleidung bei vielen, die nicht allein an Italien er¬ 
innert, sondern es noch übertrifft. 

Im Jiddischen Theater. 

An einem der Abende meines Warschauer Aufenthalts besuchte ich 
eines der bekannten Jargontheater. Die Wahl des Stückes bildete 
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eine Enttäuschung; ich hatte etwas aus der doch nennensweilen 
polnisch-jüdischen Literatur erwartet; statt dessen gab es eine 
Operette Berliner Imports, das HusarenmädeL In die Handlung waren 
wohlbekannte Teile aus anderen Berliner Operetten gleichen Schlages 
eingewebt Das Spiel war „westlich“, ganz wie bei uns, der Dialekt 
furchtbar echt Immerhin ist es merkwürdig, das „Fräulein, können 
Sie linksrum tanzen?“ in polnisch-jüdischem Jargon anhören zu dürfen. 

Warschau bietet heute natürlich noch mehr als sonst das Bild einer 
ausgesprochenen JAischkultur. Hoffen wir, daß ein baldiger Friede 
der Stadt und dem Lande den Raum für eine ungestörte Kultur¬ 
entwicklung läßt — 

M. A. OSSORQIN: 

Rasch, rasch! 

D ie Feder zittert in meiner Hand. . . . Am ersten Tage des be¬ 
rauschenden Glückes, noch in der alten Sprache, des jugend¬ 
lichen Schwunges bar, durch Jahr^steten ängstlichen Umsehens zer¬ 
mürbt an konventionelle Zwischenzeilenwendungen gewöhnt, in dieser 
alten Sprache also, die man mir verzeihen möge, kann ich nur von 
den in den Gefängnissen Eingekerkerten, in der Verbannung Schmach¬ 
tenden, auf der Flucht Begriffenen, im Auslande Weilenden schreiben, 
deren Mehrzahl noch nicht weiß, noch nicht ahnt daß sie Bürger 
geworden sind. 

Der Staatsstreich hat ihnen wohl schon das Recht der Rückkehr 
gegeben. Nun möge man ihnen aber auch die Möglichkeit der Rück¬ 
kehr geben, die Mittel dazu gewähren, ein ehrenvolles, würdiges Milieu 
für ihre Rückkehr schaffen, ihnen Geldmittel, freie Fahrt und jedwede 
sonstige Hilfe bieten. 

In Verbannung schmachten Deputierte der Duma, in Verbannung 
siecht Katharina Breschkowskaja, die „Großmutter der russischen 
Revolution“, dahin, in Verbannung und im Auslande verzehren sich 
in Sehnsucht Tausende der besten und tapfersten Männer Rußlands, 
die nicht nur zu glauben verstanden haben, sondern für ihren Glauben 
auch ihr Leben hinzugeben bereit waren. Es genügt nicht, ihnen zu 
sagen: Ihr könnt ungehindert zurückkehren. Nein, man muß ihnen 
sagen; Kehrt rasch zurück und nehmt -als lang erwartete Gäste den 
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Ehrenplatz in unserem Gastzimmer ein, in dem das trübe Dunkel dem 
strahlenden Lichte gewichen ist 

Und all den im Ausland Weilenden, die noch glauben, die ihren 
Glauben nicht verloren haben, sichert rasch die Rückkehr. Allen, die 
dem Gerichte und der Rechtlosigkeit, der Verbannung und dem Zucht¬ 
haus, der Verfolgung und dem Schrecken der nationalen Entrechtung 
entronnen sind, den politischen Emigranten, also den Juden, Polen, 
Ukrainern, Armeniern, gebührt mit Ehren überhäufte Rückkehr in die 
Heimat, die von nun an uns allen gehört, uns allen, die wir alie Bürger 
Rußlands geworden sind. Mögen die Plätze der Zurückkehrenden, wenn 
sie wollen, diejenigen einnehmen, denen die neue Ordnung nicht pafit 

Es wird einem schwindlig vor der Fülle der Gedanken . . . Wir 
stehen vor einem riesengroßen, aber unbekannten Etwas, das uns 
großes Glück verheißt, aber auch namenlose Angst einflößt; denn 
unermeßlich groß ist unsere Verantwortlichkeit für die Zukunft. Wir 
müssen viel denken, es bleibt noch viel zu tun übrig. Andere sind 
glücklicher. Sie können bereits denken und handeln. Ich kann es 
nicht! Teilnehmer der vorigen Revolution, gestern noch selbst Emi¬ 
grant, habe ich all diese langen Jahre von dem Tage geträumt, an 
dem ich in der Lage sein werde, die ersten frei, ohne Fesseln der 
Zensur, ohne Umschweife geschriebenen Zielen den nächsten und gelieb- 
testen Menschen, den Gefährten der früheren Kampfetappen zu weihen. 

Und nun ist der Traum verwirklicht Die Worte reihen sich nicht 
auf den Faden der Gedanken. Die Worte sind von den Gefühlen 
weit zurückgeblieben, die Worte sind alt abgenutzt neue und pas¬ 
sende vermag ich jedoch im Augenblick nicht zu finden. Und über¬ 
haupt wer von denjenigen, denen das Schreiben noch gestern leicht 
fiet fühlt nicht diese Schwierigkeit heute zu schreiben . . . Sind 
wir doch wie Kinder, die gerade angefangen haben, laufen zu lernen. 
Sind wir doch wie Gefangene, die man soeben in Freiheit gesetzt 
hat wie durch Krankheit Geschwächte, denen man zum ersten Male 
gestattet hat ins Freie zu gehen. 

. Aber wenn ich auch nur vor Freude zitternde und naive Worte 
bervorzubringen vermag, eile ich doch, meinen heiligen Traum zu 
vemirklichen. Freiheit Rückkehr, Ehrung und Hilfe für alle Teil¬ 
nehmer aller früheren revolutionären Bewegungen! Und rasch, rasch! 

Ans JtiuBklla WjedomostP', vom Sonnabend, den 17. März 1917. 
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MAX BARTHEL: 

Toter Musketier, 

Ich hob daheim ein braunes Mädel, 
achtzehn Jahre, heiß und jung. 
Blumen, Blumen um den Schädel/ 
Vorwärts! wie beim letzten Sprung. 
Ach, du klapperst ja, Gerippe, 
denn das Fleisch fiel von dir ab? 
Mädel, rot brennt deine Lippe! 
Schwarz und ekel ist das Grab. 

Ja, beteuert mich. Gelüste! 

Rausche nieder, Lebenswein. 

Mädel, deine Knospenbrüste! 

Ich bin wieder Fleisch und Bein. 
Sinke, Schlacht gefild und Schanze! 
Leuchtraketc, werde Stern! 

Mädel, gehen wir zum Tanze? 

Du, ich hob dich herzlich gern . . . 

Krieg ist nichts für Nervenschwache, 
ist ein schauderhaftes Spiel. 

Lache, Mädel! Lache, lache! 

Nur die Toten denken viel. 

Du! Im Auge eine Träne? 

Du! Dein Herzchen schlägt so bang. 
Weil mich eine Oualmfontäne — 
Krach! Granatenblitz! — verschlang? 

Ich Mn keiner von den Toren, 
die auf einmal untergehn, 
die vertrauert und verloren 
wesenlos im Winde wehn . . . 

Ich bin so vom Licht begeistert, 
das die guten Kräfte wirbt, 
daß der Tod, von mir bemeistert, 
letzt an meiner Stelle stirbt! 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Nahende Entscheidungen. 

S eltsame Nachrichten kommen aus Rußland. Herr Milju- 
kow hat unter merkwürdiger Verspätung die Erklärung 
der russischen Regierung vom 27. April den Ententemächten 
Oberweisen lassen und sie mit einem Kommentar versehen, der 
deutlich den Druck der Ententemächte spüren läßt. Mit 
Emphase wird jeder Gedanke an einen Sonderfrieden abgelehnt, 
der Wille des russischen Volkes sei vielmehr, den Weltkrieg 
„bis zum entscheidenden Siege“ weiterzuführen und den Feind, 
der russisches Gebiet besetzt hat, zurückzudrängen. Die 
russische Regierung sei „fest von dem siegreichen Ausgang des 
gegenwärtigen Krieges überzeugt“ und befinde sich „in voll¬ 
kommener Uebereinstimmung“ mit ihren Verbündeten. Die 
verbündeten Demokratien würden sicherlich die Mittel finden, 
um „die notwendigen Bürgschaften und Genugtuungen“ zu er¬ 
halten, um in der Zukunft einer Wiederholung blutiger Zu¬ 
sammenstöße vorzubeugen. 

So würde die „Deutsche Tageszeitung“ auch schreiben. Da 
es sich aber um eine ausländische Regierung handelt, so be¬ 
zeugt ihr der „Vorwärts", daß die Note sehr gedämpft klinge 
und daß ihr Inhalt den Friedenszielen der deutschen Sozial¬ 
demokratie am nächsten verwandt sei! Unzweifelhaft habe 
sich Miljukow dem Arbeiter- und Soldatenrat angepaßt. Die 
russischen Arbeiter hatten aber augenscheinlich eine andere Auf¬ 
fassung von der Sache. Sie erhoben sich sofort zum schärfsten 
Fh'otest und verlangten den Rücktritt des kriegslustigen Pro¬ 
fessors. Der Arbeiter- und Soldatenrat erzwang eine neue 
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Regierungsoote, in der Herr Miljukow einen direkt tdäglichen 
Rückzug antreten mußte. Unter einem „entscheidenden Sieg** 
habe die Regierung nicht etwa einen entscheidenden Sieg ver¬ 
standen, sondern lediglich den Verzicht auf Eroberungen und 
auf die Beherrschung anderer Völker. Auch sei die Wendung 
von den „notwendigen Bürgschaften und Genugtuungen“ dahin 
aüszulegen, daß man unter ihr ,4us Abrüsten,, die internatio¬ 
nalen Gerichte usw.“ verstehe. Nach dieser wohltätigen Ab¬ 
kühlung der heißen Köpfe im Ministerium konnte allerdings der 
Arbeiter- und Soldatenrat den Zwischenfall für erledigt er¬ 
klären. Von der ursprünglichen Regierungsnote war nichts 
mehr übrig geblieben. 

Was hier an die Oeffentlichkeit getreten ist, läßt einen Schluß 
zu auf das Maß intensivster Arbeit, die zurzeit hinter den 
Kulissen vor sich geht. Eine sehr plötzliche und geheimnisvolle 
Konferenz der Ententevertreter fand in Paris statt, an der von 
englischer Seite Lloyd George, Lord Cecil, General Robertson, 
Marschall Haig und Admiral Jellicoe teilnahmen. Frankreich 
entsandte Ribot und die übrigen Mitglieder des Kriegskomitees, 
die Generäle Nivelle und P^tain und den Admiral Lebon. 
Ferner nahmen der russische und italienische Botschafter sowie 
der amerikanische Marineattachö teil. Neben der allgemeinen 
militärischen Lage und dem U-Boot-Krieg waren es natürlich 
diese Vorgänge in Rußland, über die sich die Herrschaften 
unterhielten. Die Entente ist nun gezwungen, ob sie will oder 
nicht, zu den russischen Kriegszielen in irgend einer Form 
Stellung zu nehmen, und man kann sich denken, daß ihr das 
blutsauer wird. Ein Friede ohne Annexionen kommt für Eng¬ 
land überhaupt nicht in Frage, für die französische Regierung 
und ihre Sozialisten ebensowenig. England hat, worauf wir 
schon einmal hinwiesen, in diesem Kriege Afrika in eine eng¬ 
lische Provinz verwandelt oder ist im Begriffe, es zu tun. Zu 
Beginn des Krieges beseitigte es die letzten Reste ägyptischer 
Scheinfreiheit, der Uebergang der deutschen Kolonien in eng¬ 
lische Hände ist bis auf gewisse Teile Deutsch-Ostafrikas voll¬ 
endet. Damit ist der schwarze Kontinent in der Tat englisch 
geworden. Die nichtenglischen Besitzungen in Afrika, die 
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Kolonien Frankreichs, Portugals, Italiens, Belgiens sind um so 
weniger imstande, den englischen Charakter Afrikas zu beein¬ 
trächtigen, als diese Länder selber, sollte England siegreich aus 
dem Kriege hervorgehen, nicht viel mehr wären als englische 
Satrapien. Dazu kommen die sehr erheblichen Eroberungen, 
die England in Asien gemacht hat. Neben dem südlichen Persien 
hat es nach der Einnahme von Bagdad ganz Mesopotamien in 
Besitz, dazu die wichtigsten Teile Arabiens und die Halbinsel 
Sinai als Qlazis für Aegypten. Die Kämpfe bei Qaza zeigen, wie 
weit die Engländer bereits gegen Jerusalem vorgedrungen waren. 
Die ganze südliche Hälfte Asiens vom Kanal von Suez bis weit 
nach China und Pranzösisch-Indochina wäre damit englisch ge¬ 
worden. Dem Bahnbau von Kairo nach Kalkutta stände nichts 
Wesentliches mdir im Wege. Eine ungeheure Konsolidierung 
und Ausdehnung der englischen Macht — das ist es, was alle 
diese Eroberungen bedeuten. 

Nun hat die provisorische russische Regierung von sich aus 
offiziell der englischen Regierung noch nicht die Zumutung ge¬ 
stellt, auf alle Eroberungen zu verzichten und damit also auch 
diesen ausgebreiteten riesenhaften englischen Machtzuwachs 
wieder preiszugeben. Es ist daher nicht recht ersichtlich, wie 
die Bemerkung in der Entschließung des Arbeiter- und 
Soldatenrats zu verstehen sei, daß die Frage der Verzicht- 
leistung auf eine Eroberungspolitik durch die letzte Note der 
russischen Regierung zur internationalen Beratung gestellt sei. 
Das ist es ja gerade, was wir an dieser Note vermissen. Sie 
sagt wohl — und zwar erst nach heftigstem Druck der Revolu¬ 
tionäre —daß die russische Regierung für sich auf Annexionen 
verzichte, sie sagt aber nicht, daß sie bereit sei, auf Grund 
dieses Verzichtes in Friedensverhandlungen einzutreten, noch 
daß sie zur Beschleunigung des Friedens auch von ihren Ver¬ 
bündeten einen derartigen Verzicht erwarte. 

Es ist richtig, daß die provisorische Regierung diese Forde¬ 
rung öffentlich und formell an ihre Verbündeten nicht stellen 
kann, ohne fest entschlossen zu sein, im Weigerungsfälle einen 
Separatfrieden zu schließen. Ja, die öffentliche Aufforderung 
an England und Frankreich, auf Annexionen zu verzichten, wäre 
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bereits der Bruch, denn sie könnte natürlich erst erlassen wer¬ 
den, nachdem die geheimen Verhandlungen zu keinem Ergebnis 
geführt hätten. Hier tritt das Dilemma der russischen Regie¬ 
rung klar zutage. Ihre Existenzberechtigung liegt in der Her¬ 
beiführung eines schleunigen Friedens, der keine Teile russi¬ 
schen Bodens in feindliche Hände übergehen läßt. Nach diesem 
Ziele drängen die hinter der Regierung stehenden revolutio¬ 
nären Elemente. Gleichzeitig aber ist die Regierung, wie der 
Finanzminister Tereschtschenko in der entscheidenden Sitzimg 
von Freitagnacht nachdrücklich betonte, von der Ententefinanz 
und deren Vertrauen abhängig. Diese Abhängigkeit machte es 
der Regierung auch unmöglich, den Wortlaut der Note vom j 
27. April selber abzuändern, nur eine „Auslegung“, die freilich i 
von der Note nichts mehr übrig ließ, konnte sie sich abringen. 
Diese Gegensätze sind durch den neuesten Erlaß nicht beseitigt, 
sondern nur überdeckt. Sie drängen zur Entscheidung. | 

Diesen Prozeß zu beschleunigen und im Sinne eines Friedens I 
ohne Annexionen zu beeinflussen, ist nunmehr die Aufgabe der 
deutschen Reichsregierung. Aber die Ziele deutscher Politik 
gehen nicht bloß auf die Herbeiführung des Friedens, minde¬ 
stens ebenso wichtig ist die Sprengung der gegen uns bestehen¬ 
den Koalition. Wie unnatürlich und wie sehr den besten russi¬ 
schen Interessen widersprechend das englisch-russische Bünd¬ 
nis ist, braucht hier nicht weiter ausgeführt zu werden. Der ' 
Interessengegensatz zwischen beiden Reichen klafft nicht zu- ^ 
fällig immer wieder auf und ist gerade jetzt dabei, Rußland ^ 
von einem seinen Bedürfnissen entsprechenden Frieden fernzu¬ 
halten. Hier gilt es einzugreifen und das englische Spiel in 
Rußland zu durchkreuzen. Was hier einer entschlossenen und 
zielbewußten deutschen Friedenspolitik Aussicht auf Erfolg ' 
bietet, ist die Tatsache, daß eine solche Politik im Bunde i 
stände weniger mit den subjektiven Neigungen irgendwelcher « 
Regierungsvertreter Rußlands, als vielmehr mit den objektiven . 
Notwendigkeiten und Bedürfnissen Rußlands. — 

Inzwischen toben die furchtbaren Schlachten an unserer 
Westfront weiter. Man würde die Zähigkeit, mit der Engländer i 
und Franzosen immer wieder anrennen, nicht verstehen, wenn ( 


Google 


- —- 0f4^al ffefH — ^ • 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Nahende Entscheidungen. 


205 


man nicht das bekannte Wort Hindenburgs sich ins Gedächtnis 
zurfickruft, daß der Krieg zu Lande und zur See eine einheit¬ 
liche Aktion sei. Der U-Boot-Krieg entwickelt, je länger er 
dauert, um so schärfer seine für Englands Seestellung bedroh¬ 
lichen Seiten. Nach dem amtlichen Bericht wurden im Monat 
April über eine Million Tonnen versenkt. In jedem Monat ist 
die Zahl der heruntergeholten Schiffe gestiegen, und es ist klar, 
daß England derartige Verluste unmöglich lange mit ansehen 
kann. Wir legen dabei noch das wenigste Gewicht auf die 
direkten Ernährungsschwierigkeiten, denen England sich aus¬ 
setzt Sie sind sicherlich schon jetzt nicht gering und werden 
ebenso sicher noch steigen. Aber zu einer Katastrophe werden 
sie bis zur nächsten Ernte schwerlich führen. Wirksamer 
jedoch wird die Ueberlegung sein, daß England seine Welt¬ 
stellung nicht aufrechterhalten und auch im Frieden nicht 
glatt wieder herstellen kann, wenn es jetzt erhebliche Teile 
seiner Handelsflotte einbüßt Wiederholt wiesen wir in früheren 
Artikeln auf die Gefahren hin, die sich für England und das 
ihm verbündete Nordamerika in Ostasien erheben. Nachdem 
die Union ebenfalls in den Krieg eingetreten ist und nunmehr 
Aussicht hat, auch die Schattenseiten des Krieges kennen zu 
lernen, bleibt Japan der einzige Staat in der WeU, für den der 
Weltkrieg lediglich eine günstige Konjunktur bedeutet Es ist 
bekannt wie sehr sich die japanischen Finanzen und die japa¬ 
nische j^otte im Kriege gekräftigt haben. Mit welchen Zielen 
sich Japan trägt geht deutlich aus der Meldung hervor, daß 
es das portugiesische Makao gegenüber Hongkong erworben 
habe. Der Eintritt Chinas in den Krieg, der, wie gemeldet 
wurde, vom chinesischen Ministerrat einstimmig beschlossen 
worden sei, würde Japans Pläne in China wesentlich fördern. 
Hatte es doch zu dem Beitritt Chinas in die Reihe der Entente¬ 
mächte nur unter dem Vorbehalt seine Zustimmung gegeben, 
daß die militärische Organisierung des alten Reiches ihm über¬ 
lassen bleiben solle. Sollte diese Meldung zutreffen, so hätte 
Japan ein praktisch unbegrenztes Recht, in die internsten An¬ 
gelegenheiten Chinas dreinzureden, und das in einem Augen¬ 
blick, wo die beiden „Beschützer“ Chinas, nämlich England 
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und Amerika, in den deutschen Krieg verwickelt sind. Es ist 
klar: je schwächer die Position Englands in Europa wird, desto 
stäilcer wird die Position Japans in Asien, und das japanische 
Interesse läuft nicht etwa auf eine deutsche Niederlage hinaus, 
sondern auf die dauernde Aufrechterhaltung einer deutschen 
Seemacht, die England immer zwingt, einen beträchtlichen Teil 
seiner Seestreifkräfte für die Nordsee verfügungsbereit zu 
halten und die ihm also bei einem eventuellen Konflikt in Ost¬ 
asien abgingen. Aber nicht bloß auf die Streitkräfte zur See 
kommt es an. Selbstredend könnte England bei einem Kon¬ 
flikt in Ostasien auch eine ausgedehnte Handelsflotte nicht 
entbehren. Truppentransporte und Versorgung der Truppen 
mit Lebensmitteln und Munition sind nicht mit Kriegsschiffen 
zu bewerkstelligen. Man kann sich unter diesen Umständen 
denken, mit welcher stillen Freude Japan die Wirkungen des 
deutschen U-Boot-Krieges feststellt. Und das ist mit einer 
der wesentlichsten Gründe, weshalb in England, wo man ja 
auch mit den Kriegen nach dem heutigen Kriege rechnet, der 
U-Boot-Krieg nunmehr zu einer steigenden Unruhe führt. Man 
will die geschonte Flotte ins Gefecht bringen, man will sie gegen 
die deutsche Küste führen, um dort die „Piratennester“ zu ver¬ 
nichten. Es wäre das sicherste Mittel, die englische Flotte zu 
dezimieren und damit die Hauptkraft Englands zu gefährden. 
Inzwischen sucht man eifrig nach dem Kraut, das gegen die 
U-Boote gewachsen ist, und das sich nicht finden, lassen will. 
Lange aber wird England nicht mehr warten können. Sollte 
die U-Bootstrecke des April in den kommenden Monaten gleich 
bleiben oder gar noch wie bisher steigen, so wäre das ein 
;Zustand, den England unmöglich lange mit ansdien kann. 
Jeden Monat eine Millionen Tonnen Verlust, das ist ein Schlag, 
der sich nicht häufig wiederholen darf, soll nicht die englische 
Seegewalt hoffnungslos zusammenbrechen. Wir sehen, wie 
gesagt, dabei noch von den Ernährungsschwierigkeiten Eng¬ 
lands wie seiner europäischen Verbündeten ab, obwohl auch die 
Zustände in Italien und Frankreich täglich kritischer werden. 
Die Gefahren für die zukünftige Weltpolitik Englands reichen 
schon aus, um den englischen Imperialisten die ganze Be- 
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deotang des U-Boot-Krieges fühlbar zu machen. Sie haben 
nicht mehr allzuviel Zeit zu verlieren, und deshalb trommeln 
und stürmen sie mit so unerhörter Wucht an unseren westlichen 
Fronten. Auch hier heißt es, wie für Englands Qesamtposition 
io diesem Kriege: siegt es nicht, so hat es verloren, gelingt 
der Durchbruch nicht, so ist es selber gebrochen; denn es ist 
„ein einheitlicher Plan**, der hier dem Kriege zu Wasser und 
zu Lande auf deutscher Seite zugrunde liegt. 

Seltsam! Der deutsch-englische Krieg wurde gern ver¬ 
glichen mit dem Kampfe des Walfisches mit dem Elephanten. 
ln diesem Kampfe ist der englische Walfisch ans Land ge¬ 
stiegen und der deutsche Elephant ist ins Wasser gegangen. 
Beide kämpfen in dem ihnen ursprünglich fremden Eiement 
und beide suchen in ihm die Entscheidung. Das flottengewaltige 
England will zu Lande siegen, und die ausgesprochene Land¬ 
macht Deutschland ist dabei, die größte Seemacht der Welt in 
ihrem Elemente entscheidend zu treffen. Die Weltgeschichte 
hat wieder einmal alles auf den Kopf gestellt. 


PAUL HIRSCH, M. d. A.: 

Der Wille zur Tat. 

S EIT der Osterbotschaft steht die preußische Wahlrechts¬ 
frage im Vordergrund des öffentlichen Interesses, sie ist das 
Problem, das nächst dem Kriegs- und Friedensproblem die 
Geister am meisten beherrscht. Wie könnte es auch anders 
sein angesichts der Tatsache, daß diese Frage, die seit Jahr¬ 
zehnten mehr als irgendeine andere innerpoiitische Frage die 
Massen aufgewühlt und die Leidenschaften entfesselt hat, nun¬ 
mehr ihrer Lösung entgegenzugehen scheint. Wir sagen: 
entgegenzngehen scheint; denn wenn wir auch nicht an dem 
guten Willen des Kaisers zweifeln, den Preußischen Landtag 
umzubilden und unser gesamtes innerpolitisches Leben von 
der Wahlrechtsfrage zu befreien, und wenn wir auch davon 
überzeugt sind, daß es Herrn v. Bethmann Hollweg ernst ist 
mit der Einlösung eines so feierlich gegebenen Versprechens, 
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so dürfen wir doch unsere Aus:en nicht vor dem gewaltigen 
Einfluß der wahlrechtsfeindlichen Mächte verschließen, die am 
Werke sind, um zunächst einmal die Frage zu verschieben und 
dann in der Erkenntnis, daß Zeit gewonnen alles gewonnen ist 
die Reform überhaupt zu vereiteln, zum mindesten aber die 
zu erwartende Vorlage zu einem niemand befriedigenden 
Wechselbalg zu gestalten. 

Nichts ist in der Politik verhängnisvoller, als die realen 
Wirklichkeiten zu verkennen und sich schwärmerischen Illu¬ 
sionen hinzugeben. Das Erwachen aus dem Traum könnte ein 
höchst unangenehmes werden. Wer da glaubt daß die Ein¬ 
setzung eines kaiserlichen Wortes die Anhänger des Drei¬ 
klassenwahlsystems in seine Gegner verwandeln könnte, der 
kennt unsere preußischen Junker schlecht der hat aus der Ge¬ 
schichte nichts gelernt der weiß nicht zu welchem Widerstand 
sie sich aufzuraffen vermögen, wenn es sich um ihre Interessen 
handelt zumal wenn sie damit gleichzeitig den Sturz eines 
leitenden Staatsmannes verbinden zu können wähnen, der ihnen 
so verhaßt und unbequem ist wie Herr v. Bethmann Hollweg. 

Man muß staunen über die Kurzsichtigkeit mancher Politiker 
im Lager der Wahlrechtsfreunde, die ob der bloßen Ankündi¬ 
gung der Reform völlig ihr seelisches Gleichgewicht eingebüßt 
zu haben scheinen und sich in Zeitungsartikeln und Reden 
förmlich darin zu überbieten suchen, den Anbruch eines neuen 
freiheitlichen Zeitalters als gewiß hinzusteilen und das Volk 
in eine Sicherheit zu wiegen, die nur den Wahlrechtsfeinden 
zugute kommen könnte. Erfolge fallen dem Volk nicht wie 
reife Früchte von selbst in den Schoß, sie müssen erkämpft 
werden, und wenn nicht alle Anzeichen trügen, harren unserer 
noch recht schwere Kämpfe, bis wir das allgemeine, gleiche, 
direkte und geheime Wahlrecht in Preußen errungen haben. 
Während aber die Wahlrechtsgegner sich zur Abwehr des An¬ 
sturms auf ihre Privilegien rüsten, ist es im Lager der Wahl- 
lechtsfreunde auffallend still. Wohl überbieten sich die An¬ 
hänger eines Pluralwahlrechts in Vorschlägen, indem sie mit 
einem Eifer, der einer besseren Sache würdig wäre, in spitz¬ 
findiger Art Methoden herauszutüfteln suchen, nach denen 
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einzelnen Wählern Zusatzstimmen zu erteilen wären. Wohl 
werden hier und da glänzende Artikel zugunsten des gleichen 
Wahlrechts veröffentlicht, aber zu praktischer Arbeit hat man 
sich bisher nicht aufzuraffen vermocht, weder innerhalb noch 
außerhalb der Parlamente. 

Zwei Vorkommnisse aus den jüngsten Tagen sind es beson¬ 
ders, die uns zum Denken Anlaß geben müßten: einmal die 
parteioffiziöse Erklärung der „Nationalliberalen Korrespon¬ 
denz**, daß sich die nationalliberale Fraktion des Reichstags 
darüber einig ist, daß nach der Osterbotschaft des Kaisers die 
Frage der preußischen Wahlrechtsreform nichts mehr mit den 
Aufgaben des Verfassungsausschusses zu tun hat, daß die 
Lösung dieser Frage vielmehr durch die kaiserliche Ankündi¬ 
gung angebahnt worden ist und deshalb der Mitwirkung des 
Verfassungsausschusses nicht bedarf, und zweitens der ver¬ 
unglückte Vorstoß der Fortschrittlichen Volkspartei im preußi¬ 
schen Abgeordnetenhause. Ist durch die nationalliberale Er¬ 
klärung die Hoffnung, daß auf dem Umwege über den Reichstag 
für alle deutschen Bundesstaaten eine aus allgemeinen, gleichen, 
direkten und geheimen Wahlen hervorgehende Volksvertretung 
geschaffen werden könnte, zunächst wenigstens geschwunden, 
so ist durch das Verhalten der Fortschrittler im Abgeordneten¬ 
hause die Reform zum mindesten nicht gefördert worden. Das 
ist kein Zufall, sondern die ganz natürliche Folge einer zag¬ 
haften Taktik, die in einer Frage, in der es kein Zaudern und 
kein Paktieren geben darf, staatsmännische Gesichtspunkte 
gelten lassen will. Daß die Fortschrittliche Volkspartei den 
ihnen vor Ostern von sozialdemokratischer Seite nahegelegten 
Vorschlag auf Einbringung eines selbständigen Wahlrechts¬ 
antrags zurückgewiesen hat, billigen wir zwar nicht, aber wir 
verstehen ihre Gründe und wissen sie zu würdigen; sie konnte 
mit einem Schein von Recht sagen, wenn das preußische Ab¬ 
geordnetenhaus sowohl die Einführung des gleichen Wahlrechts 
als auch die Neueinteilung der Wahlkreise mit großen, noch 
dazu wechselnden Mehrheiten — das eine gegen die Stimmen 
der Fortschrittler, Polen, Sozialdemokraten und des Zentrums, 
das andere gegen die gesamte Linke einschließlich der National- 
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liberalen — ablehnt dann würde sie durch ihren Antrag die 
reformfreundliche Richtung innerhalb der Regierung ge¬ 
schwächt haben. Oanz anders jedoch war die Situation nach 
Ostern. Nachdem die Osterbotschaft ergangen war, war es 
Pflicht der Freunde der Uebertragung des Reichstagswahl¬ 
rechts auf Preußen, die Gelegenheit zu suchen, nicht nur um 
die Regierung über ihre Absichten zu interpellieren, sondern 
auch, gestützt auf die Zahl der bisher zu ihnen stehenden 
Wähler, ihrer grundsätzlichen Forderung nachdrücklichst 
Gehör zu verschaffen. Die Gefahr, der Sache durch ungewollte 
Herbeiführung eines gegenteiligen Votums zu schaden, war 
nicht vorhanden, da sich an die Besprechung einer Interpel¬ 
lation kein Antrag anschließen darf. Die Fortschrittler haben 
die Gelegenheit verpaßt. Und nicht genug damit, dem ersten 
Fehler folgte ein zweiter weit schlimmerer. Als sie sich end¬ 
lich zur Einbringung einer Interpellation entschlossen hatten, 
da war es zu spät, da hatte das Abgeordnetenhaus eben die 
Verordnung zur Vertagung des Landtags genehmigt, und nun 
kamen die Interpellanten in die unangenehme Situation, daß 
sie sich von der einen Seite der Illoyalität zeihen lassen muß¬ 
ten, während die andere Seite ihnen zu verstehen gab, daß sie 
an ihren Ernst im Kampf um die Erringung des allgemeinen, 
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts nicht glaubt. 
Zwischen den Anhängern eines freien Wahlrechts muß das 
naturgemäß eine Verstimmung hervorrufen, von der wir im 
Interesse der Sache nur wünschen wollen, daß sie nur vorüber¬ 
gehender Natur sein möge. 

Welches sind nun die Aussichten einer Wahlrechtsreform, 
nicht einer beliebigen Reform, sondern der Reform, wie sic 
uns vor Augen schwebt und die nach dem Beschluß, den der 
Parteiausschuß im Verein mit dem Vorstand der Reichstags¬ 
fraktion und mit der Landtagsfraktion gefaßt hat, noch während 
des Krieges erfolgen soll? Hüten wir uns auch hier wieder 
vor Ueberschätzungen und wägen wir ganz nüchtern die realen 
Machtverhältnisse ab. 

Um auch nicht den mindesten Zweifel aufkommen zu lassen, 
muß zunächst mit Deutlichkeit betont werden, daß wir in zwei 
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entscheidenden Punkten von der Osterbotschaft abweichen. 
Ganz abgesehen davon, dafi wir uns nicht mit einer Umgestal¬ 
tung des Herrenhauses begnügen können, wie es die Botschaft 
in Aussicht nimmt, sondern seine völlige Beseitigung fordern, 
können wir uns mit einem Gesetzentwurf, der zwar die un¬ 
mittelbare und geheime Wahl und die Beseitigung des Klassen¬ 
wahlrechts, nicht aber auch das gleiche Wahlrecht vorsieht, 
nicht zufrieden geben. Rühmt die Botschaft die gewaltigen Lei¬ 
stungen des ganzen Volkes in diesem furchtbaren Kriege und 
spricht der Deutsche Kaiser und König von Preußen die Ueber- 
zeugung aus, daß nach solchen Leistungen für das Klassenwahl¬ 
recht in Preußen kein Raum mehr ist, so sagen wir darüber 
hinaus, daß auch für ein abgestuftes Wahlrecht kein Raum 
mehr ist, gleichviel ob die Abstufung nach Alter, ob sie nach 
Besitz, Bildung oder nach welchen Merkmalen immer erfolgt. 
Jedes Mehrstimmenwahlrecht bedeutet eine Bevorzugung ein¬ 
zelner Schichten und insofern ein Unrecht gegen andere. 
Das Unrecht des Dreiklassenwahlsystems aaszumerzen und an 
seine Stelle ein neues Unrecht zu setzen, das heißt nicht, unser 
innerpolitisches Leben von der Wahlrechtsfrage befreien, son¬ 
dern den Wahlrechtskampf sofort wieder aufs neue entfachen. 
Ebensowenig können wir es verstehen, warum mit der Reform 
gewartet werden soll bis zur Rückkehr unserer Krieger. So 
sehr wir unseren Feldgrauen das Recht zuerkennen, in einer 
so wichtigen Frage mitgehört zu werden, so dürfen wir doch 
nicht den Anschein erwecken, als ob sie nach unserer Verfas¬ 
sung überhaupt die Möglichkeit haben, gehört zu werden. 
Gemacht wird die Reform vom preußischen Abgeordneten¬ 
hause, und zwar vom Abgeordnetenhause in seiner jetzigen Zu¬ 
sammensetzung. So wünschenswert es wäre, daß nicht das 
Dreiklassenparlament, sondern der Deutsche Reichstag die 
Entscheidung fällt, so sehr ist es doch andererseits ausgeschlos¬ 
sen, daß selbst wenn der Reichstag es wollte, die Regierung 
zu der Ausschaltung der gesetzgebenden Körperschaften 
Preußens ihre Einwilligung geben würde. 

Wir haben also, um volle Klarheit zu gewinnen, die Stellung 
der Parteien des Abgeordnetenhauses zur Wahlrechtsfrage zu 
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untersuchen, und da ergibt sich die traurige Gewißheit daß 
selbst wenn das unzuverlässige Zentrum geschlossen für die 
Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen eintritt, 
im allergünstigsten Falle 167 von 443 Abgeordneten dafür zu 
haben sind. Die Forderung der Neueinteilung der Wahlkreise 
auf Grund der Bevölkerungszahl würde sogar nur eine Minder¬ 
heit von 137 Abgeordneten auf sich vereinigen. Die Hoff¬ 
nung, vom Preußischen Landtag aus zu einer zufrieden¬ 
stellenden Wahlreform zu gelangen, ist also nur gering. Und 
doch muß der Versuch gemacht werden, um, wenn nicht sofort, 
so doch schrittweise ans Ziel zu gelangen. 

Es gibt hierzu zwei Wege. Der eine wäre der, daß sich 
Regierung und Parteien auf ein Pluralwahlrecht einigen, das 
auch die,-Anhänger des Reichstagswahlrechts als vorläufige 
Abschlagszahlung betrachten, und daß dann das neue Ab¬ 
geordnetenhaus, das ein wesentlich anderes Gesicht aufweisen 
würde, die Regierung zur Uebertragung des Reichstagswahl¬ 
rechts drängt und nötigenfalls durch Verweigerung des Bud¬ 
gets zur Einführung des gleichen Wahlrechts zwingt. Diesen 
Weg verwerfen wir, nicht nur aus grundsätzlicher Gegner¬ 
schaft gegen ein Pluralwahlrecht, sondern auch als zu um¬ 
ständlich und weil der Erfolg doch immerhin problematischer 
Natur ist. Daß sich Strömungen an die Oberfläche wagen, um 
die Parteien der mittleren Linie auf ein Pluralwahlrecht zu 
einigen, ist ein offenes Geheimnis; ob der Versuch gelingt, muß 
angesichts der ebenso zahlreichen wie absurden Vorschläge 
vom Jahre 1910, von denen schließlich keiner eine Mehrheft 
fand, bezweifelt werden. 

Der zweite Weg wäre der, daß die Regierung selbst die 
Führung im Kampf um das allgemeine, gleiche, direkte und 
geheime Wahlrecht übernimmt und noch während des Krieges 
dem Landtage eine entsprechende Vorlage unterbreitet. Lehnt 
der Landtag sie ab, was wohl so gut wie sicher ist, dann dürfte 
sich die Regierung freilich nicht bescheiden, sondern unmittel¬ 
bar nach der Rückkehr der Krieger an die Wähler appellieren. 
Gewiß würden die Neuwahlen auch beim Zusammengehen aller 
wirklichen Wahlrechtsfreunde und beim Fehlen jeder Wahl- 
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beeinflussung, da sie sich ja unter dem Dreiklassenwahisystem 
vollziehen, noch keine Mehrheit für die Uebertragung des 
Reichstagswahlrechts auf Preußen ergeben, aber ganz ab¬ 
gesehen davon, daß die Zusammensetzung des Abgeordneten¬ 
hauses dann doch schon eine wesentlich andere wäre, würde 
die Willen^undgebung der Millionen von Anhängern des glei¬ 
chen Wahlrechts, denen nur eine verschwindende Minderheit 
von Anhängern eines Klassen- oder Pluralwahlrechts gegen¬ 
überstände, so machtvoll sein, daß der Landtag auf die Dauer 
daran nicht achtlos vorübergehen dürfte, namentlich dann 
nicht, wenn die Regierung fest entschlossen wäre, im Eifer 
nicht zu erlahmen, sondern immer und immer wieder an die 
Wähler zu appellieren und nicht eher zu ruhen, als bis des 
Volkes Wille sich durchgesetzt hat. 

Wohl wäre ein solches Vorgehen ein Novum in der parlamen¬ 
tarischen Geschichte Preußens; aber was bedeutet dieses Ab¬ 
weichen von der bisherigen Schablone im Vergleich zu den 
gewaltigen Umwälzungen, die der Krieg auf allen Gebieten des 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Lebens hervorgerufen 
hat! Das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht 
für Preußen ist eine geschichtliche Notwendigkeit, wenn anders 
der größte deutsche Bundesstaat seinen Aufgaben in der Zu¬ 
kunft gerecht werden und Deutschland an Ansehen im Aus¬ 
lande gewinnen will. Wehe dem Staatsmann, der die Zeichen 
der Zeit nicht erkennt; aber wohl dem Staatsmann, der sich 
einen klaren Blick bewahrt hat und von dem unbeugsamen 
Willen beseelt ist, was notwendig ist, durchzusetzen, sei es 
gegen wen auch immer. Auf ewige Zeiten würde er sich den 
Dank des preußischen und mit ihm des deutschen Volkes ver¬ 
dienen. 

Haben wir einen solchen Staatsmann, haben wir eine solche 
Regierung? Wir wagen diese Frage nicht zu beantworten. 
Aber wie jede Zeit ihre großen Männer gefunden hat, wie sich 
vor mehr als hundert Jahren, als Preußen ohnmächtig am 
Boden lag, die Stein und Hardenberg fanden, um durch Re¬ 
formen von inqen heraus den Staat zu retten, so wird auch 
die neue Zeit, die, um die Worte der Osterbotschaft zu ge- 
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brauchen, die Erlebnisse dieses Ringens um den Bestand des 
Reiches mit erhabenem Ernst einleiten, den richtigen Mano 
finden. Und er wird sich um so leichter durchsetzen, je deut¬ 
licher die große Mehrheit des Volkes ihm zu verst^en gibt, 
daß er auf sie rechnen kann. 

Nicht auf den Trümmern des alten Preußen, wie vor hundert 
Jahren, sondern auf den noch wohlgefügten, aber den Anforde¬ 
rungen der modernen Technik nicht mehr gerecht werdenden 
Fundamenten soll und muß das neue Preußen aufgebaut werden. 


JOHANN PLENQE: 

DieRevolutioniemng derRevolutionäre J 

/. Der Punkt außerhalb. 

K arl Marx stammt aus der Schule von Hegel, und Hegels 
Methode ist die Dialektik, d. h. die Weiterführung des 
Gedankens durch die Gegenüberstellung der reinsten Gegen¬ 
sätze, zwischen denen als Pol und als Gegenpol dann der 
starke Lichtstrom der Erkenntnis fließen kann, der sie zu einer 
höheren Wahrheit zusammenbringt So ist alles Denken von 
Marx und das Denken und Schreiben aller Marxisten von 
Dialektik durchsetzt Das Programm gipfelt in der dialek¬ 
tischen Formel: die Enteignung der Enteigner. Das sollte die 
dialektische Praxis, die Revolution des Marxismus werden. 

Darum kann der Marxist leicht einen bloßen Spott darin 
sehen wollen, wenn es jetzt heißt die Revolutionierung der 
Revolutionäre ist die wirkliche Revolution des Aufbaues unter 
den Schrecken des Weltkriegs von der Seite der Marxisten 
theoretisch erlebt Diese Ueberschrift für einen von einem 

^ Wir freuen uns sehr, diesen und einige weitere Artikel aus der 
Feder des bekannten MUnsterschen Nationalökonomen veröffentlichen 
zu dürfen. Es versteht sich, daß die Redaktion sich nicht mit allen 
hier ausgesprochenen Ansichten indentifiziert; in manchen Fragen, 
besonders bei den im zweiten Artikel dieser Folge behandelten, 
weichen unsere Auffassungen sogar erheblich von denen des Autors 
ab. Doch verzichten wir natürlich darauf, in der Art eines Schul¬ 
meisters jedesmal unsere abweichende Meinung besonders anzumerken. 

Redaktion der „Glocke". 
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Nicht-Marxisten geschriebenen Aufsatz über die weltgeschicht¬ 
liche Krisis des marxistischen Sozialismus in dieser sehr wahr¬ 
scheinlich den wirklichen Sozialismus einleitenden Katastrophe 
des Hochkapitalismus kann wie ein auf den Effekt berechneter 
journalistischer Scherz wirken, der das, was bei den Marxisten 
nicht seiten zu einer stark mißbrauchten Manier geworden ist, 
wie zum Hohn über die unzweifelhaft innerhalb der Marxisti¬ 
schen Sozialdemokratie eingetretenen Verwirrung in absichts¬ 
voller Nachahmung noch übertreiben will. 

Ich möchte diese Fehldeutung von vornherein ausschließen. 
Es ist mir mit der „Revolntioniermg der Revolutionäre" letzter 
wissenschaftlicher Ernst. 

Diese kritische Studie über die Befreiung des Geistes in der 
Sozialdemokratie schreibt ein Sozialist, und zwar ein wissen¬ 
schaftlicher Sozialist reinsten Wassers, der durch seinen Lehr¬ 
beruf aus der Wissenschaft und durch die Wissenschaft zum 
Sozialisten geworden ist. 

Ein Sozialist allerdings, der aus wissenschaftlicher Ueber- 
zeugung zu der Erkenntnis fortgeschritten ist, daß jede ernst¬ 
gemeinte politische Praxis auf Grund streng überlegter Ein¬ 
sicht in die Lebensverhältnisse unserer menschlichen Gesell¬ 
schaft genau so aufbauend und konstruktiv, so beinahe ingenieur¬ 
mäßig werden muß, wie Praxis auf Grund naturwissenschaft¬ 
licher Einsicht Technik oder auch medizinisches Können wird. 
Demnach nicht nur wissenschaftlicher, sondern auch organisa¬ 
torischer Sozialist, der die Utopie nur als ein unsern unmög¬ 
lichen Wünschen schmeichelndes Traumgebilde ablehnt, nicht 
aber als den Versuch einer Voraussicht unvermeidlicher gesell¬ 
schaftlicher Zukunftsaufgaben. Und der also die planvolle Vor- 
herüberlegong aller konstruktiven Möglichkeiten und Not¬ 
wendigkeiten einer Neuordnung unserer Gesellschaft gerade 
aus wissenschaftlichen Gründen verlangt und erst darin den 
Beweis sehen kann, daß ein Sozialismus wirklich wissenschaft¬ 
lich geworden ist. 

Weiterhin aus wissenschaftlichen Gründen ein Sozialist, der 
eine Geistes- and WiUenslehre als die innerste Begründung 
unserer gesellschaftwissenschaftlichen Erklärung verlangt. 
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wenn er auch gern und ausdrücklich anerkennt, daß dieser 
innere geistige Wille von dem Ausbau seiner sozialen Außen¬ 
welt stets und immer bedingt wird. Der menschlich-gesell¬ 
schaftliche Lebenswille hat sich in der tausendfältigen Arbeit 
seiner Glieder, teils im blinden Wachstum gleichgerichteter, 
im kleinen fortschreitender Massentätigkeit, teils in stürmischen 
Interessenkämpfen, teils durch weitausgreifende formauf- 
zwingende Einzeltaten, teils durch die Verwirklichung allge¬ 
meiner, die Gemüter mit sich reißender, viele Kräfte zum harten 
Stoß vereinigender Ideen in die Natur hinein einen Willens¬ 
körper aufgebaut, in dessen Gliederung unweigerlich jeder 
einzelne nach seiner sozialen Stellung und nach seinen sozialen 
Interessen jeweils hineingestcllt ist. Die so erwachsenen ver¬ 
schiedenen Organisationsformen bedingen mit ihren tech¬ 
nischen, wirtschaftlichen und politischen Kräften im Laufe der 
Geschichte jeweils ebenso selbstverständlich alle äußeren 
Lebensbetätigungen einer Kulturperiode und aller darin han¬ 
delnden Menschen, wie sie auch den Rahmen abgeben, in den 
sich jegliche Erscheinung der innersten menschlichen Geistes¬ 
regungen in ihrer Erweckung ebenso, wie in ihrer Ausstrahlung 
ganz unvermeidlich hineinfügen muß. Das wesentliche Er¬ 
gebnis der materialistischen Geschichtsauffassung bleibt dabei 
erhalten. : 

Endlich ein Sozialist, der aus wissenschaftlichen Ueber- 
legungen zu dem Ergebnis kommt, daß der Sozialismus, wenn 
er je wirklich werden soll, ein die ganze Gesellschaft durch¬ 
dringendes geistiges Lebenssystem von höchster sozialer Be¬ 
wußtheit sein muß, daß er also durch den in tätiger Arbeit 
erfolgenden Zusammenschluß der gesellschaftlichen Kräfte 
ebenso erst zur Vollendung hinaufgesteigert werden kann, wie 
er diesen Zusammenschluß aller gesellschaftlichen Kräfte selbst 
zunächst fordert und dann zunehmend bewirkt. Daß er darum 
schlechterdings nicht die Parteidoktrin einer Klasse bleiben 
kann, sondern zu einer gemeinsamen Grundgesinnung gemacht 
werden muß. Und ein geistiges Lebenssystem der sozialen 
Bewußtheit, das sich selber wissenschaftlicher Sozialismus 
nennt, muß, so geht die wissenschaftliche Folgerung unver- i 
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meidllch weiter, ganz vor allem die Qrundgesinnung der 
Wissenden und zur Leitung Berufenen sein. Denn als Wissen¬ 
schaft verlangt wirklicher Sozialismus ein Wissen von Men¬ 
schen und vom vielverfiochtenen Qesellschaftsleben des Men¬ 
schen, das man nicht von Natur hat oder in einem kleinen 
Winkel unserer heutigen. Qesellschaftsordnung erwirbt, sondern 
das man nur durch eine hochgesteigerte geistige Zucht und 
einen weitgespannten Umkreis von Erfahrungen erwirbt, durch 
sorgfältige Trainierung und Bewährung aller geistigen Kräfte. 
Man darf das echte Qeneralstabswissen, um das es sich handeln 
muß, wenn man einmal wirklich im Ernst von Wirtschafts¬ 
wissenschaft zu sprechen gedenkt, freilich nicht mit dem philo¬ 
logischen Geschick zu einer wirtschaftsgeschichtlichen Doktor¬ 
arbeit oder mit der tüchtigen Routine eines Handelskammer- 
Syndikus verwechseln. Freilich auch nicht mit dem erworbenen 
l'heorienbestand eines sozialistischen Parteilehrers, der andere 
das wiederholen lehrt, was er selber aus seinen Parteischriften 
gelernt hat. So hält der organisatorische Sozialismus not¬ 
wendig die Organisatoren jeder Art und jeder Stellung für die 
Menschengruppe, die vor allem zu Sozialisten gemacht werden 
muß, wenn es je wirklichen Sozialisnfus geben soll. Das Pro¬ 
letariat bleibt nicht die eine ausgewählte Gruppe, deren Auf¬ 
stieg er mit seiner Hoffnung begleitet. Aber auch der zunächst 
streng organisatorisch gedachte Sozialismus findet notwendig 
seinen Weg zum freien demokratischenLeben der Masse zurück, 
weil erst aus dieser freien Mitarbeit aller Glieder des großen 
volkswirtschaftlichen Arbeitsheeres die höchste Kraftleistung 
der Gesellschaft erreicht werden kann, und weil doch erst 
durch die gleichmäßige Anerkennung der Rechte aller Gesell¬ 
schaftsglieder das Ziel der gesunden Oesamtentwicklung des 
Oesellschaftslebens zu erreichen ist, das sich der Sozialist als 
Sozialist notwendig stecken muß. So sicher wie die reine 
Demokratie zum Sozialismus, so sicher kommt der reine 
Sozialismus zur Demokratie. Es ist ein dialektisches Verhält¬ 
nis, das sich (zum wenigsten grundsätzlich in der Theorie, nur 
mit einigen Vorbehalten auch in der Praxis der beiden Ideen¬ 
richtungen) wie ein chemischer Prozeß auch umkehren läßt. 
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Die Verbindung ist etwas anderes wie jedes der beiden reinen 
Elemente. Unser Kriegssozialismus genügt noch nicht, um zu 
zeigen, was eine organisierte „Volksgenossenschafr (vgl. 
meine „Kriegsvorlesung über die Volkswirtschaft“) im Kreise 
einer befriedeten Völkergenossenschaft einmal zu werden ver¬ 
spricht und welche Lebensformen sie sich schaffen kann. Er 
kann uns aber bereits lehren, daß eine organisierte „Volks¬ 
genossenschaft“ etwas ganz anderes sein muß, als der parla¬ 
mentarische „Volksstaat“ der kapitalistischen Periode, von dem 
im wesentlich kleinkapitalistisch orientierte Bürgerpolitiker 
noch immer träumen. Denn die Zeit der Stein-Hardenbergi- 
schen Gesetzgebung war doch bestenfalls Kleinkapitalismus 
und ihre Ideologie ist davon gefärbt. 

Der ,J^unkt außerhalb“* ist also alles in allem: wissenschaft¬ 
licher Sozialismus mit organisatorischer Qesellschaftspraxis 
auf der Grundlage einer die Erkenntnismittel des sogenannten 
Materialismus in sich enthaltenden Geisteslehre und mit dem 
Propagandaziel, vor allem das soziale Bewußtsein und die 
Befähigung der gesellschaftlichen Funktionäre gründlich zu 
schulen, damit die hochgespannte sozialistische Hoffnung der 
Massen in einem möglichen Ziel zu einem wiiklichen Erfolg 
gelangen kann. Daß die nächste Aufgabe eines organisatori¬ 
schen Sozialismus die machtvolle, in einem kräftigen Staat 
zusammengefaßte Volksgenossenschaft sein muß, wurde bereits 
hervorgehoben. 

Es handelt sich hier nicht um die Verbreitung dieser Auf¬ 
fassung. Aber sie gewährt einen Standpunkt für die Beurtei¬ 
lung der jetzigen Krisis in der Sozialdemokratie, der innerhalb 
des wissenschaftlichen Sozialismus und doch außerhalb der 
marxistischen Schule liegt, der also im Gegensatz zu allen 
„bürgerlichen“ Kritikern einen großen Teil der Grundüberzeu¬ 
gungen mit dem Marxismus teilt, und der doch andererseits 
von all den besonderen dogmatischen Schwierigkeiten des 
Marxismus frei ist. Der Marxist fällt bei der Selbstauseinander¬ 
setzung innerhalb der eigenen Partei über die neue geschicht¬ 
liche Lage entweder nur zu leicht in das ganze System des alten 
Dogmas zurück, oder wird doch auf seinem entschlossenen 
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Wege zu einer neuen Begründung des wissensdhaftlichen 
und praktischen Systems des Sozialismus durch zu starre Er> 
innerungen an das alte Dogma gehemmt. Ob er nein oder ja 
sagt, wo die Schicksalsfrage der Zeit eine Erneuerung und Be¬ 
freiung des sozialistischen Geistes verlangt, er bleibt so oder 
so zu sehr Marxist, obwohl er doch wissenschaftlicher Sozia¬ 
list und pflichtbewußter Führer der Arbeiterschaft in einer 
wirklich sozialistischen Welt werden kann, ohne überhaupt ein¬ 
seitiger Marxist zu sein. 

Damit tritt uns das zum ersten Male mit ganzer Kraft ent¬ 
gegen, was uns in diesen Aufsätzen weiterhin noch öfter be¬ 
schäftigen wird: das Eigenleben der Idee, „Ideen**, natürlich 
ganz realistisch und beinahe naturwissenschaftlich genommen. 
„Ideen“ als politische Lebensmächte, wie sie in der Wirklich¬ 
keit auftreten. Mit sich reißende Geistesgebilde, die wir zer¬ 
gliedern und vergleichen können, wie andere Lebensformen 
auch, nur daß sie eine Bewegung und Zusammenballung im 
Denkäther sind, den wir freilich nicht mit Händen greifen 
können, so wenig wie jenen anderen Aether, in dem das Licht 
schwingt. Ideen sind gesellschaftliche Lebensziele von mehr 
und minder vollständigem Aufbau, die die Einzelwillen vieler 
Individuen zu einem Gesamtwillen innerlich verbinden. Solche 
Ideen wachsen in den Menschenköpfen auf, sind von Kopf zu 
Kopf übertragbar und bekommen schließlich durch die Sum¬ 
mierung solcher Uebertragung eine außerordentliche physische 
Gewalt, weil die Köpfe auch über Arme gebieten. Ideen stoßen 
im geistigen Raume unserer menschlichen Ueberzeugungen 
gegeneinander wie die Klassen bei der äußeren Durchführung 
des Kampfes der Interessen. Ideen müssen innerlich durch¬ 
organisiert werden, wie die Arbeiterbataillone oder das Heer 
straffe Gliederung braucht, damit sie lebensbeständig sind. 
Ideen wachsen, verzweigen sich, können sich verfilzen und in 
heilloses Durcheinander geraten. Wer Ideen wissenschaftlich 
studieren will, muß sie selbstverständlich wie andere biolo¬ 
gische Formen mit exakter, vergleichender Methode behandeln, 
und eine Idee, die selbst wissenschaftlich sein will, wie der 
Sozialismus, d. h. ein politischer Wille, der sich immer wieder 
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vor einem Forum der strengsten objektiven Nachprüfung 
seiner durch Berücksichtigung aller gesellschaftlichen Lebens* 
tatsachen gesicherten Durchschlagskraft vergewissern will, 
muß sich nach seiner eigenen Natur in den Standpunkt jeder 
ihm neu entgegentretenden Idee tief hinein versetzen, muß sich 
mit ihr messen und allen Wert aus ihr heraussaugen, den er 
nur irgend assimilieren kann. Das ist der angeborene geistige 
Hunger des Sozialismus, der durch und durch auf Erkenntnis 
gespannt und grundsätzlich so erneuerungsfähig sein muß, wie 
die Gesellschaft, deren Lebensbedingungen er erfassen will. 
Leichtgläubig und vorschnell soll der Sozialismus allerdings 
nicht sein, dazu ist er nach seiner eigentlichen Qrundnatur zu 
sehr die männlicher Erfahrenheit und Selbsbeherrschung einer 
späten Qeschichtsperiode. Der Sozialismus ist stets 

Da es nun wohl ebenso zum Eigenleben einer als Massen¬ 
überzeugung verbreiteten Idee gehört, daß sie vulgarisiert 
werden und in vulgarisierter Form dogmatisch erstarren muß, 
darf eine Vereinigung sehr konservativer und sehr fortschritt¬ 
licher geistiger Elemente, die starke Spannung zwischen einer 
Neigung zur entschiedensten Weiterbildung und der Neigung 
zu einer sehr weitgehenden Versteinerung als ein charakteri¬ 
stischer Teil des Eigenlebens der sozialistischen Idee bezeich¬ 
net werden. Der Sozialismus hat eine innere Grenze für seine 
Leistungsfähigkeit und eine sozusagen physiologische Anlage 
zu inneren Reibungen, die ihn in seiner Vergangenheit schon 
belästigt hat und die vielleicht dem Weiterleben einer wirklich 
sozialistisch gewordenen Gesellschaft etwas so in großen 
Intervallen Sprunghaftes und Periodisches geben kann, wie ein 
in seiner inneren Arbeit fortschreitender Mensch auch im 
reiferen Alter seine Lebensperioden hat. 

Das alles könnte für den wissenschaftlichen Sozialismus 
schon selbstverständlich sein und ist wohl gegenwärtig nur 
dadurch verdunkelt, daß der Marxismus die Ideen so einseitig 
und eindeutig durch die materiellen Zustände bestimmt sah, 
daß er sie nicht weiter zu studieren brauchte. Aber unser 
aller menschlich-gesellschaftliches Ichwesen ist in seiner gei¬ 
stigen Wiilensbestimmtheit sehr viel plastischer und sehr viel 
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elastischer als eine einseitige Theorie, und bei aller Abhängig¬ 
keit der Ideenbildung von der äußeren Reife und der Aus¬ 
gliederung des geschichtlich gewordenen Qesellschaftskörpers 
sind die eigengesetzlichen, über weite Räume und Zeitspannen 
hinweggleitenden Ideenzusammenhänge aus so vielen Alltags¬ 
einrichtungen unseres Qesellschaftslebens bekannt (Kirche, 
Gymnasium, Ideen von 1789, amerikanische Organisations¬ 
methode), daß über das Eigenleben der Ideen und die Not¬ 
wendigkeit einer vergleichenden Ideenlehre neben^ dem Studium 
der materiellen Gesellschaftsordnung unter Sozialforschern 
eigentlich kein Zweifel bestehen sollte. 

Wenn sich jedenfalls der Marxismus auf seinen geistigen 
Grundcharakter als wissenschaftlicher Sozialismus besinnt, 
muß er immer wieder danach verlangen, seine Wahrheit durch 
den Vergleich mit anderen wissenschaftlichen Sozialismen zu 
erproben, so wie er in den 40er bis 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts bei seinem Kampf um die Vorherrschaft im 
Kreise der sozialistischen Systeme alle anderen sozialistischen 
Ideen siegreich überwunden hat. In einer Zeit, wo der Marxis¬ 
mus seiner selbst unsicher geworden ist, weil er vor einer 
Wirklichkeit steht, die ihn überrumpelt hat, ist es im Geiste 
des wissenschaftlichen Sozialismus doppelt erwünscht, daß eine 
andere Wendung derselben Grundauffassung ihm gestattet, sich 
auf seine letzten Voraussetzungen zu besinnen. Denn es han¬ 
delt sich jetzt nicht um Kautsky, sondern um Karl Marx. Der 
organisatorische Sozialismus, auch wenn er sonst nichts be¬ 
deutet, kann also das Verdienst haben, als Katalysator die 
innere Weiterbildung des Marxismus zu beschleunigen. Frei¬ 
lich, da diese Weiterbildung des Marxismus zur Revolution 
nierang der Revolutionäre geworden ist, kann es fraglich er¬ 
scheinen, wie weit diese Revolutionierung getrieben wird. 
Man steht mit der Hoffnung beiseite, daß der wissenschaftliche 
Sozialismus dabei erhalten bleibt, um uns den in sich aus¬ 
geglichenen Arbeitsstaat der deutschen Zukunft mit seiner 
starken Zusammenfassung aller Kräfte zu schaffen. Gerade 
die ehemaligen Radikalen in der Sozialdemokratie werden aus 
dem Instinkt der Erhaltung des wesentlichen Kerns ihrer 
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Ueberzeugungen eine Nachprüfung des wissenschaftlichen 
Sozialismus begrüßen, damit der Marxismus nicht in einfachen 
Revisionismus verfällt. 

Die Revolutionierung der Revolutionäre! 

Die Ideologie der Revolution des Kapitalismus stößt mit der 
Wirklichkeit der Revolution des Kapitalismus unerwartet zu¬ 
sammen und die Gruppe der sozialen Revolutionäre wirbelt 
durch den plötzlichen Stoß bunt durcheinander. Der individua¬ 
listische Skeptiker kann darauf als auf eine grimmige Ironie 
der Weltgeschichte verweisen wollen, die mit diesem jähen 
Erwachen die ganze Ohnmacht der verstiegenen sozialistischen 
Träume offenbart. Aber die Revolution der Wirklichkeit, die 
die Revolution der Idee so völlig überrumpelt hat, ist doch 
gerade die Wirklichkeit des Sozialismus, zum allermindesten 
des Kriegssozialismus. Und wenn auch die meisten Einrich¬ 
tungen des Kriegssozialismus wieder verschwinden sollten, 
was sie nicht können, weil der Zwang der Notwendigkeit sie 
zum Teil erhalten muß, auch wenn wir alle mit unseren Wün¬ 
schen dagegen aneifern, so wird das Ziel der planmäßigen Zu¬ 
sammenfassung aller gesellschaftlichen Kräfte nach der ersten 
Ueberwindung des Krieges erst recht das Ziel der Zukunft 
werden. Also der Sozialismus ist näher heraufgekommen wie 
je. Darum muß alle Neigung zum individualistischen Spott 
verstummen und ein tiefes, von allen unmittelbaren Interessen 
abgezogenes, denkfroh erschüttertes Staunen kann uns be¬ 
fallen, daß diese ungeheuere Verwandlung des weltgeschicht¬ 
lichen Bildes notwendig wurde, damit der tief im Menschen 
angelegte Drang nach einer höchsten und vollständigen Aus¬ 
bildung seiner gesellschaftlichen Organisationsform durch 
tausendfach gehäufte Schrecken hindurch seiner Erfüllung 
näher kam. 

Diese unerschütterliche Denkfrohheit, die sich in allen gesell¬ 
schaftlichen Katastrophen behauptet, diese Ehrfurcht vor der 
Vernunft des Weltregiments, die in Ereignissen von übergewal¬ 
tiger Einzigartigkeit und übergewaltiger Furchtbarkeit die 
Notwendigkeit erkennen möchte, aber auch diese eisigste 
Kälte, die unter allen Anstürmen von menschlichem Leid und 
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menschlicher Begeisterung die objektive Erkenntnisaufgabe 
unbeirrt festzuhalten sucht, ist die innere Haltung, die der 
wissenschaftliche Sozialismus erstrebt, wenn er nach seiner 
Wahrheit verlangt. Das ist der geistige Flug, der zu lernen 
ist, jenes Schweben über Zeit und Geschichte, das den Vergleich 
einer allseitigen Schulung unseres gesellschaftlichen Denkens 
mit dem edelsten Sport zu rechtfertigen vermag. 

Heben wir uns also über Zeit und Geschichte, um zu über¬ 
schauen und zu vergleichen. 


HERMANN WENDEL, M. d. R.: 

Serbien und Mitteleuropa. 

IT ganzen Völkern geht es wie mit einzelnen Menschen: im Un- 
^ * glück werden sie reizbar und mißtrauisch. Daraus mag sich er¬ 
klären, daß die von dem Belgrader Professor Dr. Markowitsch vor¬ 
nehm geleitete und geschickt geschriebene serbische Emigrantenzeit¬ 
schrift Serbie“ in Genf sich gegen meinen Artikel „Die Wieder¬ 
herstellung Serbiens“ in Nr. 50 der „Glocke“ wendet und dabei Inhalt 
und Ziel meiner Ausführungen im wesentlichen verkennt und mißdeutet. 
Wenn sie in der serbischen Frage das ideologische Moment auf Kosten 
der ökonomischen Faktoren in den Vordergrund schiebt, obwohl die 
Idee Großserbien erst durch die ökonomischen Nöte des serbischen 
Volkes ihre leidenschaftliche Lebenskraft erhielt, so mag das noch hin¬ 
gehen, und es lohnt auch nicht recht zu streiten, ob in dem Gegensatz 
zwischen Serbien und Oesterreich-Ungarn das Politische oder das 
Wirtschaftliche das Ursprüngliche ist oder ob sie in Wechselwirkung 
zueinander stehen. Aber der Artikelschreiber, wohl der Leiter des 
Blattes selbst, behauptet darüber hinaus, einmal: meine Ansicht von 
der Wiederherstellung Serbiens bleibe „im Rahmen des offiziellen deut¬ 
schen Programms“, dann: der Kernpunkt der Frage, die Befreiung der 
Sßdslawen vom österreichisch-ungarisch-deutschen Joch, werde von 
mir übergangen, und endlich erstrecke sich meine Hoffnung darauf, 
»das serbische Volk freundschaftlich für die in die Gestalt von Mittel¬ 
europa gefaßte pangermanische Politik“ zu gewinnen. Das ist aller¬ 
hand! Es gibt Deutsche, die mich, nur halb im Scherz, einen heim¬ 
lichen Panserben nennen, und siehe dal Jetzt tauchen Serben auf, die 
mich, allen Ernstes, einen verkappten Pangermanisten heißen! 
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In Wirklichkeit irrt Herr Professor Markowitsch von Qrund auf. 
So gibt es meines Wissens ein „offizielles deutsches Programm** über 
die Neuordnung der Balkanverhältnisse überhaupt nicht, und meinen 
Vorschlag wird „La Serbie“ wohl nicht mit dem offiziellen bulgarischen 
Programm gleichsetzen wollen, das vor kurzem der bulgarische Ge¬ 
sandte in Bern, Passaroff, wieder mit allerhand Verstiegenheiten wie 
Angliederung des rein serbischen Morawatals an Bulgarien verkündet 
hat. Auch von der Lösung der Balkanfrage, die der von „La Serbie** 
gleichfalls angegriffene Dr. Alexander Redlich in der ,3alkan-Revtie“ 
anregt und die eine „organische Eingliederung der Serben in das wirt¬ 
schaftliche, politische und militärische System der Monarchie“ vor¬ 
sieht, ist mein Regelungsplan nicht dem Grade, sondern der Art nach 
verschieden. 

Wenn Herr Professor Markowitsch zum andern meine Stellung zu 
der Befreiung der Südslawen vermißt, so umschließt meine Forderung: 
Eine gerechtere Nationalitätenpolitik in Oesterreich-Ungarn! schon 
einen Teil dieser Befreiung, und in dem Artikel „Dalmazia nostra“ in 
Nr. 41 der „Glocke“ nannte ich außerdem für jeden „Europäer, dem 
an der dauernden friedlichen Ordnung unseres Erdteils gelegen ist“, 
unter den „Kriegszielen“ eine „,Lösung der südslawischen Frage im 
Sinne der geschichtlichen Entwicklung“. Die idealste Lösung wäre 
wahrscheinlich die radikalste: der Zusammenschluß sämtlicher Serbo- 
Kroaten unter einem Staatsdach, und da die Einigung aller Südslawen 
so wenig aufzuhalten ist wie die der Deutschen oder der Italiener 
vor einem halben Jahrhundert, wird sie sich eines Tages, so oder so, 
durchsetzen. Aber die Geschichte hat die idealen Lösungen nicht 
immer fix und fertig bei der Hand und vorläufig gilt nirgends so 
sehr als bei dem Streben, aus den tausend Höllen des Weltzerfleischens 
herauszukommen, das Wort, daß Politik die Kunst des Möglichen ist. 
Als 1912 Serbien es unternahm, im Bunde mit den andern Balkan¬ 
staaten den türkischen Feudalismus, das lastende Hemmnis für den 
wirtschaftlichen und kulturellen Aufstieg der Rajahvölker, mit dem 
Schwert zu vertreiben und der sozialistische Abgeordnete Dragischa 
Laptschewitsch in der Skuptschtina tröstend auf die demokratische 
Revolution verwies, die in der Türkei diese Frage schon lösen werde, 
hatte er vom Standpunkt des Prinzips und Programms ohne Zweifel 
Recht, aber der Parteifreund Markowitschs, der dazwischen rief: „Bis 
dahin wird die Türkei die Serben ausgerottet haben!“, hatte — er 
meinte die mazedonischen Serben — vom Standpunkt der Tatsachen 
auch Recht. Aehnlich ist es mit der idealen Lösung der Südslawen¬ 
frage. Wie der Krieg heute steht, bedürfte es zu ihrer Verwirklichung 
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noch eines verschwenderischen Aufwandes von Blut» und vollends 
Serbien» das von allen kriesffihrenden Ländern am grausamsten ge¬ 
litten und ein rundes Viertel seiner Bevölkerung eingebflßt hat» würde 
sich bei diesem Beginnen gänzlich verbluten. Wie es die serbischen 
Sozialisten stets vorausgesagt, käme es dann: es gäbe ein Qroßserbien, 
aber keine Serben mehr! Serben braucht den Frieden, Europa braucht 
den Frieden» die Welt braucht den Frieden, und darum sollte „La 
Serble“ nicht nur» wie sie es in der gleichen Nummer tut, den nach 
dem Besitz Dalmatiens lüsternen Italienern raten» auf „ihre ebenso 
imperialistischen wie undurchführbaren Pläne“ zu verzichten, sondern 
selbst vorderhand Undurchführbarem entsagen lernen. 

Denn Serbien kann ohne die Zerschmetterung Oesterreich-Ungarns 
leben und gedeihen» sobald es durch den Zugang an die Adria das 
wirtschaftliche und damit das politische Verfügungsrecht über sich 
wiedererhält. Ganz und gar gegenstandslos ist der schwarze Verdacht 
des Herrn Professor Markowitsch, mein Hinweis, daß Serbien mit 
Oesterreich-Ungarn und Deutschland bald wieder in engere wirtschaft¬ 
liche Fühlung treten werde, umfasse di^inbeziehung des Landes in 
das System Mitteleuropa. Mit voller Absicht hatte mein Artikel das 
Wort Mitteleuropa vermieden, nicht nur wegen seines imperialisti¬ 
schen Beigeschmacks, sondern auch weil der Richtpunkt des sozia¬ 
listischen Vormarsches nicht Mitteleuropa» sondern Europa heißt! 
Aber die Notwendigkeit einer Annäherung Serbiens an die ihm heute 
feindlichen Nachbarn im Westen ergibt sich aus den geographischen 
und ökonomischen Tatsachen von selbst. Wie der Weltkrieg auch 
enden mag, Serbien wird ein auf Agrarausfuhr angewiesenes Donau¬ 
land bleiben, während England, Frankreich -und Italien nie und nimmer¬ 
mehr Donaustaaten sein werden und auch Rußland schwerlich mehr 
als die kargen 165 Kilometer an der unteren Donau besitzen wird» die 
ihm letzt gehören. Die Bedeutung der Donau als verbindende Völker- 
straße aber wird nach Friedensschluß gewaltig wachsen, denn nicht 
nur der unausbleibliche Ausbau des mitteleuropäischen Kanalnetzes, 
sondern auch die dauernde Steigerung der Seefrachtgebühren muß 
den Verkehr zwischen Westeuropa und dem Balkan noch weit mehr als 
heute auf die Donau statt auf das Meer verlegen. Dann wird, un¬ 
beschadet aller bösen Vergangenheit» der Handel zwischen den un¬ 
mittelbaren Donaustaaten mächtig erstarken und Serbien im beson¬ 
deren kann eines der ersten Qetreideausfuhrländer für Deutschland 
werden» wenn seine Landwirtschaft» an den Weltmarkt angeschlossen, 
zu höheren Betriebsformen übergeht und wenn die fruchtbaren Ge¬ 
biete des KosÄowo-Polje und des Tetowo-Polie, 1912 vom türkischen 
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Fendalismus befreit, ihre ganze Ergiebigkeit entfalten; schon vor dem 
Krieg führten Rumänien, Bulgarien und Serbien zusammen im zehn¬ 
jährigen Durchschnitt mehr Weizen aus als die Vereinigten Staaten 
oder Kanada. Und da Serbien durch den Zugang zum Meer jeder 
fremden Wirtschaftsbotmäßigkeit entzogen ist und als gleichberech¬ 
tigter Partner Handelsverträge abschließen kann, a4rd es sich auf 
der Grundlage aufblühender Landwirtschaft von den furchtbaren 
Kriegsleiden rascher als andere Staaten erholen, die sich mehr auf 
industriellem Unterbau erheben. 

Wenn Herr Professor Markowitsch aber zum Schluß unwirsch er¬ 
klärt; „Wir sind keine Bulgaren und wir haben nichts mit Deutsch¬ 
land zu schaffen. Es gibt keine Gemeinschaft zwischen uns und den 
Deutschen,** so wäre etwas weniger Stolz vielleicht mehr am Platze. 
Um mit Händen zu greifen, wie Dinge sich drehen können, mag sich 
Herr Professor Markowitsch nur Herrn Professor Miljukow betrach¬ 
ten. Der heute Leiter der auswärtigen Politik Rußlands ist und aus 
dessen Händen Serbien seine Wiederherstellung, Größe und Zukunft 
erhofft, hatte 1913 bei dem serbisch-bulgarischen Beuteverteilungs¬ 
streit entschieden für Bulgarien Partei ergriffen und wurde dafür von 
Markowitschs Freund Stojan Protitsch, unter dem Decknamen Bal- 
canicus, als „Advokat niederer Sorte** abgekanzelt, den man fürder in 
Serbien nicht mehr ernst nehmen könne! So kann es sich auch nach der 
anderen Seite hin wieder wenden. Dann aber verrät das ganze serbische 
Geistesleben von Dositej Obradowitsch, dem Verehrer Lessings, über 
Vuk Stefanowitsch Karadschitsch, dem Schöpfer der serbischen 
Schriftsprache und über die Anhänger der Omladina bis auf die 
Neueren im entscheidenden Maße deutschen Einfluß, und gerade 
Herr Professor Markowitsch wird nicht leugnen, daß Serbiens Lite¬ 
ratur und Wissenschaft ungleich mehr von Eteutschland befruchtet 
wurde als von England, Frankreich urkl Italien zusammengenommen. 
Wenn erst die bergehohe Feindschaft abgetragen ist, die heute in 
Europa Volk von Volk scheidet, wird aufs neue, dem Zuge der Waren 
folgend, geistiges Gut von Deutschland nach ^rbien geben. 

Umgekehrt kann sich auch Deutschland zum eigenen Nutzen 
mannigfaches von Serbien aneignen, vor allem das demokratische 
Bewußtsein, das diesem Volk nicht nur hauttief sitzt, sondern in 
Fleisch und Blut übergegangen ist. Das Schönste, Wärmste und 
Hellste, was sich über die besondere Vaterlandsliebe unseres Jahr¬ 
hunderts sagen läßt, stammt nicht von einem Deutschen, sondern 
ein^m Serben, dem Literarhistoriker Jowan Skerlitsch: „Unser 
Patriotismus ist nicht jener antiquarische, metaphysische und phraseo- 
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logische, romantische Nationalismus älterer Qeschlechter, sondern ein 
zeitgenössisches, sachlidies, nüchternes, demokratisches und soziales 
Gefühl der Solidarität mit unserem Volk, mit den breiten Volks¬ 
massen, die Grundlage und Wesen einer ^sse bilden. Wir lieben 
nicht historische Phantome, sondern lebendige Menschen, und uns 
steht ein Bauer und Arbeiter unserer Zeit viel näher als die „Christus 
liebenden Herrscher“ und der glänzende Adel des Mittelalters.“ 


WILHELM SOLLMANN: 

Nochmals: 

Die Hygiene als Staatsmonopol. 

D ie noch unabschätzbare Schwächung unserer Volkskraft durch 
die Verluste auf den Schlachtfeldern, durch die Zermürbung vieler 
der aus dem Felde Heimkehrenden, durch den Oeburtenausfall, durch 
die Unterernährung der Frauen und Kinder daheim, durch entnervende 
Ueberarbeit und ähnliche Ursachen zwingen zu einer erhöhten Be¬ 
achtung volksgesundheitlicher Fragen und zu einer verstärkten hy¬ 
gienischen Fürsorge. Volksernährung, Bevölkerungspolitik, Mutter- 
und Säuglingsschutz, Gesundung des Geschlechtsverkehrs, der Kampf 
gegen Tuberkulose und Alkoholismus, die Freiluftbestrebungen, die 
Invalidenfürsorge, die Erhaltung und die möglichste Entwicklung der 
Schwachbegabten bedürfen einer gemeinnützigen, zusammenfassenden 
.und bis in die feinsten Zweige organisierten hygienischen Tätigkeit. 
Mit KongrefibeschlOssen, Parlamentsreden und Zeitungsaufsätzen 
allein wird wenig gebessert werden können. 

Bei einer solchen Situation wird in dem großen Komplex der sozial¬ 
demokratischen Oegenwartsforderungen, die schließlich alle die Ge¬ 
sundung des Menschen und die möglichste Entfaltung seiner Fähig¬ 
keiten zum Ziele haben, ein Programmsatz von besonderer zeit¬ 
gemäßer Bedeutung: „Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleistung 
einschließlich der Geburtshilfe und der Heilmittel“. 

Diese Forderung hat die Verstaatlichung des Aerzteberufes zur Vor¬ 
aussetzung. Der ärztliche Beruf ist, soweit er sich nicht streng auf 
gemeinnützige Anstalten beschränkt, in der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft ein Geschäft. Die ärztliche Wissenschaft und Erfahrung ist 
eine Ware, die Markt- und Liebhaberwerte erreicht. Die hohe ideale 
Bedeutung des Aerzteberufes kann nicht verhindern, daß er mit den 
niedrigen Auswüchsen jedes Gewinnstrebens reichlich durchsetzt ist: 
mit Wucher und Schwindel, mit unlauterem Wettbewerb und dem 
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schonungslosen Niederboxen des Konkurrenten. Die Standesehre und 
ihre Muter sind bei allem ehrlichen Eifer zur Ausrottung solchen 
kapitalistischen Unwesens ebenso unfähig wie die Handelskammern 
zur Aufrechterhaltung von Treu und Glauben in Handel und Gewerbe. 
Der Konkurrenzkampf ist stärker als alle gutgemeinten Gegenmittel. 

Einige der früher häufigsten Einwände gegen die Verstaatlichung 
des Aerzteberufes sind durch die gewaltige Entwicklung des Kranken¬ 
kassenwesens erledigt. So der Hinweis, daß nach der Aerzteverstaat- 
lichung niemand mehr den Arzt seines Vertrauens wählen könne. 
In den Städten und Industriegemeinden kann es den Arbeitern, An¬ 
gestellten oder Beamten höchst gleichgültig sein, ob sie sich einem 
besoldeten Staatsarzt oder einem besoldeten Kassenarzt in Behandlung 
geben. Für sie könnte nur eine Besserung eintreten insofern, als für 
den völlig beamteten Arzt kein Anreiz mehr vorläge, die Kranken¬ 
kassenmitglieder anders zu behandeln als die frei zahlenden Patienten. 
Auf dem Lande aber sind auch jetzt schon die Bewohner in weitem 
Umkreise auf Gnade und Ungna^ einem einzigen Arzte ausgeliefert. 

Indes haben auch sozialdemokratische Aerzte sich ganz entschieden 
gegen eine Verstaatlichung des Aerzteberufes erklärt. So wandte 
schon vor zwei Jahrzehnten Genosse Dr. Ellenbogen („Neue Zelt“ 
14. Jahrg. Nr. 5) ein, der Arzt würde Bureaukrat mit allen dessen schäd¬ 
lichen Gewohnheiten werden. Er werde zum Karrieremacher, der 
seine bessere Meinung und sein Streben nach höherer Erkenntnis zu¬ 
rückstelle und das tue, was seine Vorgesetzten und der Amtszopf ver¬ 
langten. Aber gefährlicher als diese bei der Verstaatlichung des 
Aerzteberufes vielleicht vor uns stehende Gefahr ist doch wohl (ter 
Zustand, der nach Ellenbogen wirklich vorhanden ist: 

„Die sozialen Verhältnisse der Gegenwart machen die Praxis 
mehr extensiv als intensiv, und der halbwegs beschäftigte Arzt ist 
absolut nicht in der Lage, mit dem Fortschritt seiner Wissenschaft 
gleichen Schritt zu halten, weiter zu studieren, es machen sich auch 
an ihm die psychischen Folgen der Ueberarbeit geltend. Vom 
Studium anderer Wissenszweige gar nicht zu sprechen. Der ärzt¬ 
liche Stand besteht, sagen wir es offen heraus, zum größten Teil 
aus ungebildeten Leuten, die wenig mehr als ihr Fachwissen, und 
dieses nicht immer ausreichend beherrschen, und denen ihre Wissen¬ 
schaft, je länger sie in der Praxis stehen, immer mehr zum Hand¬ 
werk herabsinkt 

Ich halte, soweit mir als medizinischem Laien ein Urteil über die 
Berufsbildung der Aerzte zusteht die Kritik Dr. Ellenbogens für 
übertrieben. Es ist aber bemerkenswert daß neuerdings ein sach- 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




Nochmals: Die Hygiene als Staatsmonopol. 


229 


kundiger Schriftsteller, Robert Landvogt, in seinem kürzlich bei Birk 
und Co. in München erschienenen Buche J)ie Hygiene als Staats- 
monopoV* (das in der „Qlocke" schon kurz gewürdigt wurde), eben¬ 
falls zu bedenklichen Aeußerungen über die mangelhafte Ergänzung 
des wissenschaftlichen Rüstzeuges der praktischen Aerzte kommt. 
Er hält unter den jetzigen Verhältnissen eine genügende wissen¬ 
schaftliche Fortbildung vieler Aerzte „in Rücksicht auf Praxis und 
Qeldbeuter* für unmöglich. 

' Die Landvogtsche Arbeit bereichert die bisher wenig fruchtbare 
Literatur über die Verstaatlichung des Aerzteberufes in bemerkens¬ 
werter Weise, weil sie ein volles System als Grundlage für die Ver¬ 
staatlichung des Aerzte-, Tierärzte-, Zahnärzte-, Apotheker- und 
Nahrungsmittelchemikerberufes entwickelt. Landvogt will also die ge¬ 
samten hygienischen Berufe einschließlich des Vertriebes von Heil¬ 
mitteln aus dem Konkurrenzkampf herausheben und sie in die Staats¬ 
und Oemeindeorganisationen einbauen. Das ist ein Monopolplan, der 
zwar von verhältnismäßig geringer finanzieller Wichtigkeit, aber von 
weittragender Bedeutung für die volksgesundheitliche Fürsorge ist. 
Die Sozialdemokratie wird ihn umsomehr beachten müssen, als seine 
Linien in der von ihr angestrebten Entwicklung liegen und sie aus 
eigenem bisher wenig zur Lösung des Problems beigetragen hat. 

Als organisatorisches Gerippe für das Hygienemonopol entwirft 
Landvogt diesen Plan: A) Ministerium für Hygiene mit 4 Abteilungen: 
Aerzte-, Apotheker-, Nahrungs- und Genußmittel- und Veterinär-Ab¬ 
teilung. B) Provinziale Behörde für Hygiene (Oberpräsidial-Abteilung). 
C) Regierungsbehörde für Hygiene. D) Kreisbehörde für Hygiene. 
Hygienische Institute, Krankenhäuser. Das System ist in dem Buche 
Landvogts bis in alle Verästelungen durchgeführt. Hier muß es mit 
dieser rohen Skizze sein Bewenden haben. Den praktizierenden Aerz- 
ten werden Bezirke mit nicht zu hoher Einwohnerzahl zugewiesen. 
Im Notfälle hat jeder Arzt in jedem beliebigen Falle Hilfe zu leisten. 
„Die Bezahlung der ärztlichen Hilfe erfolgt nach amtlicher Taxe. Der 
Arzt schickt seine eventuell durch den Patienten oder dessen Ange¬ 
hörige beglaubigten Belege vierteljährlich an die zuständige Kassen¬ 
stelle ein. Hier werden sie nach der amtlichen Taxe geprüft und die 
fällige Summe wird nach der Art der Steuer von den Privatkunden 
oder der Krankenkasse eingezogen**. 

Aehnlich wickelt sich der* Verkehr an den Apotheken ab, deren Ver¬ 
staatlichung schon durch die wahnwitzige Steigerung der Arzneipreise, 
die durch den Krieg noch einen mächtigen Antrieb erhalten hat, ge¬ 
rechtfertigt erscheint. Als Gehälter der Hygienebeamten 1. Klasse sind 
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JahresbetrSse von 3800 bis 8000 Mark, 2. Klasse von 2800 bis 
5650 Mark voraesehen, ferner die üblichen Pensions-, Witwen- 
und Waisengelder. Das führt zur Kostenfrage des Monopols, die dem 
Genossen Dr. Ellenbogen in der vorhin erwähnten Arbeit so unlösbar 
schien, daß er die Durchführung der Verstaatlichung des Aerzteberufes 
in der kapitalistischen Gesellschaft als ganz unmöglich erklärte. Land¬ 
vogt kommt, da er das gesamte Hygienewesen in seinen Monopol- 
vorschiag einbezieht, zu einer ganz gegenteiligen Auffassung. Er 
berechnet in sehr eingehenden Darlegungen die Einnahmen desHygiene- 
monopols mit 347 Millionen Mark, die Ausgaben mit 214 Millionen 
Mark, soweit Preußen in Frage kommt. Die Grundlagen der Be¬ 
rechnung sind bei dem Fehlen genauen statistischen Materials etwas 
unsicher, lassen aber immerhin den sichern Schluß auf die Möglich¬ 
keit der Durchführung des Monopols ohne steuerliche Belastung zn. 

Grundsätzliche Einwendungen gegen ein staatliches Hygienemonopol 
scheinen von der Klassenlage des Arbeiters und von dem Streben des 
Sozialisten aus nicht möglich zu sein. Eher wohl von der wirtschaft¬ 
lichen Seite des Aerzteberufes, wenigstens seiner gehobenen Schichten, 
weniger jedoch von seiner idealen wissenschaftlichen Seite. Die Be¬ 
hauptung, daß die Triebkraft zum Forschen und Streben im Staats¬ 
dienste nachlassen werde, wird durch die Tatsache entkräftet, daß in 
andern verstaatlichten und kommunalisierten wissenschaftlichen Berufen, 
dem Schulwesen zum Beispiel, eine Fortentwicklung durchaus vorhan¬ 
den ist, in den juristischen, technischen und naturwissenschaftlichen 
staatlichen Einrichtungen nicht minder. Zudem sind nur die wenigsten 
praktischen Aerzte wissenschaftliche Forscher. Die Forschungs- und 
Kontrollstellen für Hygiene und hygienische Maßnahmen sind in 
Deutschland schon zum großen Teile verstaatlicht und ihre ausübenden 
Kräfte sind Staatsbeamte. Es handelt sich nur darum, auch die 
Praxis und dazu den Handel mit Heilmitteln zu verstaatlichen. Soweit 
die ärztliche Praxis jetzt noch frei ist, kommt sie fast nur den Wohl¬ 
habenden zugute. Die Verstaatlichung würde der Behandlung der 
breiten Volksschichten eine erhebliche Anzahl feiner medizinischer 
Köpfe und geschickter chirurgischer Hände zuführen. Die wissen¬ 
schaftliche Schulung des Aerztestandes, seine soziale Stellung und die 
Heranbildung eines zahlreichen gut vorgebildeten Nachwuchses 
würde nur gewinnen. 

Für den Staat liegt natürlich die Versuchung vor, auch ein 
Hygienemonopol zu einer ergiebigen Finanzquelle zu entwickeln, doch 
darf wohl behauptet werden, daß bevölkerungspolitische Rücksichten 
hier stärkere Hemmungen bilden, als sie bei andern Monopolplänen 
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vorhanden sind. Jedenfalls sind die Ausbeutungsmöglichkeiten unter 
dem letzigen Zustande, vor allem bei den Heilmitteln, stärker als bei 
staatlicher Bewirtschaftung, und es wäre doch wohl manche Million 
Mark dem Privatkapital zu entziehen. Man sollte über den riesen¬ 
haften Monopolplänen, die auf Jahre hinaus unsre Wirtschaftspolitiker 
beschäftigen werden, die bescheidenere aber um so reinere Forderung 
nach einem Hygienemonopol nicht ganz vergessen. 


ERNST MEHLICH: 

Die Mängel der kommunalen 
Lebensmittelversorgung und ihre 
Ursachen. 

W IE die Sozialdemokratie vor dem Kriege um eine volkstümlichere 
Vertretung in Preußen und anderen Bundesstaaten gerungen 
hat, so setzte sie sich auch mit aller Kraft für eine freiheitlichere 
Verfassung der Gemeinden ein. Hier wie dort hindert ein auf den 
Besitz gegründetes Wahlrecht eine gerechte Vertretung vor allem der 
arbeitenden Schichten des Volkes. Wie und wann der Krieg auch 
enden wird: dieser Kampf um die Gleichberechtigung in Staat und 
Gemeinde, der durch den Krieg zum Stillstand gekommen ist, wird 
später aufs neue und mit unverminderter Kraft entbrennen, bis das 
Ziel der Demokratie endlich erreicht ist. Neue und starke Waffen 
hat uns die Kriegszeit in die Hand gegeben, denen die veralteten 
Kampfmittel der Verteidiger der bestehenden Zustände auf die Dauer 
nicht widerstehen können. Von immer weiteren Kreisen wird das 
gegenwärtige System der Bevorrechtigung des Besitzes und der Be¬ 
nachteiligung der Nichtbesitzenden in staatsbürgerlichen Rechten als 
eine Last und eine Fessel empfunden, die ehestens abgeschüttelt wer¬ 
den muß. 

Diese Empfindung wächst besonders in den Gemeinden, nachdem 
diese während des Krieges ihren Aufgabenkreis erheblich erweitert 
haben, und wo infolgedessen die Mängel der Verfassung und Ver¬ 
waltung allgemeiner empfunden werden. Als Beweis dafür kann man 
die vielen Klngen über die gemeindliche Lebensmittelverteilung an- 
fübren, die leider viel zu wenig ihrer Bedeutung nach beachtet werden. 
Nun sind ia gegenwärtig die wenigsten Leute mit der Lebensmittel¬ 
versorgung zufrieden; es geht halt etwas knapp zu, was nun einmal 
nicht zu ändern ist Aber wenn man den örtlichen Beschwerden nach- 
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geht, so wird in der Regel festzustellen sein, daß nicht die durch den 
Krieg notwendig gewordenen Einschränkungen den Gegenstand der 
Klagen bilden, sondern hauptsächlich die Mängel der Verteilungs- 
Organisation, die eine gleichmäßige Versorgung der Bevölkerung un¬ 
möglich machen. Wenn die Zentralstellen versagen oder auf Kosten 
der Verbraucher Fehler auf Fehler machen, so wird das zwar auch 
empfunden und meist sogar recht hart, aber schließlich leidet unter 
diesen Mängeln die ganze Verbraucherschaft, und da gilt das Sprich¬ 
wort: Geteiltes Leid ist halbes Leid. Ganz anders liegt die Sache, 
wenn es den örtlichen Behörden nicht gelingt, einen Versorgungsplan 
zu schaffen, bei dem die unbedingte Gleichberechtigung nicht nur 
auf dem Papier, sondern auch in der Praxis erreicht wird. Hier geben 
die Unzulänglichkeiten nicht nur den Nährboden ab für allerhand 
alarmierende Gerüchte und Verdächtigungen, sondern es ist auch die 
Erfahrung zu machen, daß sich in der Folge Mißachtung vor den Ver¬ 
ordnungen einstellt, die zur Sicherung unserer Volksernährung er¬ 
lassen sind. Der einzelne sagt sich, wenn dir die Behörden nicht 
helfen, mußt du es selber tun. Bei der Verallgemeinerung solcher An¬ 
sichten muß die allgemeine Ernährung natürlich erheblichen Schaden 
leiden. So wichtig also die zweckmäßige Einrichtung und Wirksam¬ 
keit der Zentralstellen ist und obwohl gerade davon eine glatte ört¬ 
liche Versorgung unmittelbar abhängt, so darf doch auch nicht über¬ 
sehen werden, daß den Klagen über die lokalen Unzulänglichkeiten 
der Versorgung eine nicht geringere Bedeutung zukommt, wenn sie 
auch nur selten über die Ortspresse hinaus beachtet werden. Jeden¬ 
falls ist durch die ungenügenden kommunalen Maßnahmen zumindest 
ebensoviel, wenn nicht mehr Verärgerung und Verbitterung geschaffen 
worden, wie durch die zögernden und halben Maßnahmen der Reichs¬ 
und Staatsbehörden. 

Geht man den allgemeinen Ursachen dieser lokalen Mängel auf den 
Grund, so stößt man auch bei unvoreingenommener Prüfung aller 
Klagen sehr bald auf die bekannten Mängel der Gemeindeverfassung, 
und gelangt zu einer glänzenden Rechtfertigung sozialdemokratischer 
Forderungen. 

Daß im Anfänge nicht gleich alles wie am Schnürchen ging, konnte 
nach der Art und Weise, wie bisher die Gemeindeverwaltung aufgefaßt 
worden war, gar nicht wundernehmen. Der Krieg stellte die Kom¬ 
munalpolitik vor ungeahnte Aufgaben, für die es nicht nur an aUen 
praktischen Erfahrungen, sondern selbst an klaren Vorstellungen über 
etwaige Möglichkeiten zu ihrer Lösung gebrach. Die Sozialdemokratie 
fordert zwar schon lange die Uebernahme der Erzeugung und des 
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Verkehrs von Nahrungsmitteln auf die Gemeinde. Trotzdem war die 
Fürsorge für die leiblichen Bedürfnisse der Einwohner (wenn man von 
der Wasserleitung usw. absieht!) selbst in den großen Städten vor 
d^ Kriege fast ganz und gar unentwickelt. Nach den (allerdings 
nicht ganz vollständigen) Angaben des ,J^ommunalen Jahrbuchs'* für 
1913/14 hatten im Jahre 1912 nur 202 deutsche Gemeinden eine teil¬ 
weise Pleischversorgung für ihre Bevölkerung eingerichtet, wobei 
schätzungsweise ein Umsatz im Werte von 30 Millionen Mark erreicht 
wurde. In 205 Orten wurden von der Gemeinde beschaffte Fische 
verkauft, aber nur in 110 Gemeinden geschah der Verkauf durch eigene 
Verkaufsstellen. Die 2^hl der Gemeinden, die Schweinemastanstalten 
betrieben, läßt sich an den Fingern einer Hand herzählen. Zwei Jahre 
später wurde von allen deutschen Gemeinden verlangt, daß sie große 
Mengen von Lebensmitteln bewirtschaften und für die ausreichende 
Versorgung ihrer Einwohner aufkommen sollten. Es wäre wirklich 
ein Wunder gewesen, wenn keine Nahrungsmittel verdorben wären 
und in der Verteilung alles gleich geklappt hätte. Es fehlten nahezu 
alle Voraussetzungen für die Lösung solcher Aufgaben, so daß die 
Schaffung einer geeigneten Organisation große Schwierigkeiten über¬ 
winden mußte. Immerhin könnten diese nach mehr als zweieinhalb 
Jahren Krieg endlich überwunden sein; doch kann davon noch nicht 
gesprochen werden. 

die notwendige Erfahrung und selbst die Idee zu einer zweck¬ 
mäßigen Organisation der Verteilung fdilte, so blieb den Verwaltun¬ 
gen nichts anderes übrig, als zu Experimenten zu schreiten. Auf diese 
Weise ist es Ja auch gelungen, auf verschiedenen Wegen zu ganz an¬ 
nehmbaren Lösungen zu kommen. Diese Experimente, die Jeder Ort 
für sich machen mußte, waren allerdings eine riesige im Kriege dop^ 
pelt empfindliche Kräftevergeudung, die sich hätte vermeiden lassen 
müssen. Den Zentralbehörden lag die Pflicht ob, geeignete Pläne 
für die verschiedenen Arten von Gemeinden aufzustellen, natürlich 
unter Anhörung und Begutachtung von Vertretern aller Volksschich¬ 
ten. Möglich, sogar sehr wahrscheinlich, wäre auch auf diese Weise 
nicht gleich etwas ganz Vollkommenes zuwege gebracht worden, aber 
der Bevölkerung wäre wenigstens der größte Teil der Experimente, 
die naturgemäß viel Mißstimmung auslösen mußten, erspart worden. 
Geeignete Hinweise könnten auch jetzt noch nicht schaden, weil man 
immer wieder die Wahrnehmung machen muß, daß in vielen Gemein¬ 
den die für die Bevölkerung ärgerlichen und sie beunruhigenden Ex¬ 
perimente fortgesetzt werden, weil bisher noch nichts Gescheites zu¬ 
stande gerächt worden ist 
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Es kommt noch hinzu, daß auch die Beamten für die neuen Anf- 
aaben aar nicht ausreichend vorbereitet waren. Aus vielfach ae- 
äußerten Meinunaen ist bekannt, daß schon früher die Kenntnis des 
römischen Rechts und der einschläaiaen Gesetze für die Bewältiauna 
der Vcrwailuuasaufaaben als unaenOaend empfunden wurde. Mit 
vollem Recht wurde aefordert, die Qeraeindeverwaltuna tüchtigen 
Männern des praktischen Lebens zu erschließen und nicht aerade von 
der Ableauna juristischer Examen abhänaiST zu machen. Während 
des Krieacs hat sich die Notwendiakeit einer anderen Zusammen* 
setzuna des Maaistrats und der Reform der Beamtenausbilduna noch 
zwinaender erwiesen. Der Beamte ist zu sehr auf die Verwaltung und 
zu wenia auf die Wirtschaft aedrillt, die immer mehr das Wesen der 
Qemeindepolitik ausmacht. Es fehlt ihm, oft selbst in aanz einfachen 
Fraaen des täalichen Lebens, die praktische Erfahruna. Infolaedessen 
kann er ohne fachmännischen Rat nicht auskommen. Der Sachver- 
ständiae aber ist in der Reael ein mehr oder minder stark inter¬ 
essierter Geschäftsmann, den beareiflicherweise das Bestreben leitet, 
sich nicht -zu schaden und noch aus jeder Umanippieruna der wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse (womöalich erhöhten!) Nutzen zu ziehen. 
Auf solche Urteile stützt sich die Behörde bei ihren Maßnahmen, 
wobei es nicht ausbleiben kann, daß die Oesamtinteressen zu kurz 
kommen. Natürlich würde auch eine andere Art von Vorbilduna die 
Verwaltuna von Gutachten sachverständiaer Leute nicht aanz unab- 
hänaia machen, aber sie könnte doch in höherem Maße zu der Fähia:- 
keit erziehen, zwischen Sonder- und Allaemeininteressen besser zn 
unterscheiden. Die Ehrenbeamten besitzen zwar arößere praktische 
Kenntnisse; diese sind aber meist recht einseitiger Art, weil auch diese 
Beamten durchwea den besitzenden Schichten anaehören. 

Es muß allerdinas auch anerkannt werden, daß nicht alle Behörden 
bureaukratisch verknöchert sind, und aerade unter den Oemeinde- 
beamten sind (im Vergleich zu den Staatsbehörden) sehr viele Leute 
anzutreffen, die einen scharfen Blick für die Erfordernisse des prak¬ 
tischen Lebens und auch viel auten Willen haben. Aber sie sind hi 
ihrer Bewegungsfreiheit sehr eingeengt, einmal durch die einseitig: 
zusammengesetzten Gemeindevertretungen und zum anderen durch 
das weitreichende Aufsichtsrecht des Staates. In den Vertretungen 
suchen sich, mehr oder weniger verschleiert, starke Sonderinteressen 
durchzusetzen, die erfahrungsgemäß gemeinnützigen Bestrebungen 
widerstreben. Ein etwaiger Ausgleich aber trägt die Mängel jedes 
Kompromisses in sich. Das Aufsichtsrecht der Regierung, das sich 
in der Forderung nach unzähligen Berichten, in Einsprüchen usw. 
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änfiert, belastet die Verwaltungen nicht nur sehr erheblich, es ist auch 
geeignet, iede freie Initiative im Keime zu ersticken. Wurde es schon 
in Friedenszeiten als eine Last empfunden, so hat es »ch tm Kriege 
als ein noch unerträglicheres Hindernis für eine großzügige, allen In¬ 
teressen der Bevölkerung dienende Kommunalpolitik erwiesen. Es, 
wie die Sozialdemokratie fordert, auf das geringste Maß zurückzu- 
ffihren, wird immer mehr zu einer dringenden Notwendigkeit. 

Mit den bisher geschilderten Mängeln war allerdings zu rechnen, 
sie konnten von heute auf morgen nicht beseitigt werden. Trotzdem 
hätte eine bessere kriegswirtschaftliche Organisation erreicht werden 
können, wenn sich die Behörden von vornherein den Rat und die tätige 
Mitwirkung von Vertretern aller Bevölkerungsschichten gesichert 
hätten. Aber gerade diese wichtige Bedingung ist in sehr vielen Ge¬ 
meinden nicht erfüllt worden. Besonders in Landgemeinden, selbst 
solchen mit starker industrieller Bevölkerung, sind die Arbeiter, die 
durch das plutokratische Wahlrecht ohnehin benachteiligt sind, ganz 
zurfickgesetzt worden. Ihre Vertreter sind weder gehört, noch in 
irgendeine Kommission berufen worden. Kein Wunder, wenn hier 
und da die Meinung entsteht, es sei irgend etwas vor der Arbeiter¬ 
schaft zu verheimlichen. Es braucht dann nur in der Versorgung 
einiges nicht zu stimmen, und solche Ansichten setzen sich allgemein 
fest Wenn es auch manchem Beamten, für den bisher die unteren 
Schichten nur als Gegenstand von Anordnungen und Verfügungen 
vorhanden waren, schwer fallen mag, die Arbeiter als gleichberechtigte 
Klasse anzusehen, so ^rechen doch eine Reihe durchschlagender 
Gründe dafür, ihre Vertreter zur Durchführung der die Interessen 
aller Einwohner berührenden Maßnahmen heranzuziehen. Zunächst 
würde dadurch der Arbeiterschaft Gelegenheit gegeben, ihre Wünsche 
und Beschwerden der zuständigen Stelle unmittelbar vorzutragen. 
Bei einigem guten Willen kann auf diese Weise das Vertrauen der 
Arbeiterschaft in die erforderlichen Maßnahmen sichergestellt wer¬ 
den, was ihre Durchführung erleichtern wird. Dann aber — und das 
ist vor allem ausschlaggebend — stecken in der Arbeiterklasse so viele 
praktisch fruchtbare Kräfte, daß ihre volle Erschließung im Hinblick 
auf das Gemeinwohl gebieterisch gefordert werden muß. In einer 
Zeit, in der es darauf ankommt, im Interesse unseres bedrohten Vater¬ 
landes alle Kräfte bis zum äußersten anzuspannen, dürften wir uns 
nicht die Verschwendung gestatten, ergiebige Kraftquellen ungenutzt 
liegen zu lassen. Es kommt aber noch hinzu, daß die wenigsten leiten¬ 
den Beamten zutreffende Vorstellungen von den Lebensbedingungen 
und -bedürfnissen der breiten Volksschichten haben, wie sie bei der 
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Durchführung: umfassender Ernährung:smaBnahfnen notwendig: voraus¬ 
zusetzen sind. Ihrer ganzen Herkunft nach bleiben ihnen diese in der 
Regel ein Buch mit sieben Siegeln. Wenn sie bei dem Erlaß wichtiger 
Anordnungen diese Verhältnisse unberücksichtigt lassen, dann können 
Mängel und Fehler gar nicht ausbleiben, und die Folge sind endlose 
Ekschwerden der benachteiligten Schichten. Jedenfalls kann man 
ganz allgemein die Erfahrung machen, daß die Klagen um so geringer 
sind, je demokratischer der Unterbau der kriegswirtschaftlichen Or¬ 
ganisation und ihre Kontrolle gestaltet ist 
Es ist nicht anzunehmen, daß nach dem Kriege die Wirtschaftsauf- 
gaben der Gemeinden eine Einschränkung erfahren werden. Vielmehr 
ist damit zu rechnen, daß sie noch weiteren Umfang annehmen wer¬ 
den. Die Entwickelung der bisherigen Verwaltung zur Bewirtschaf¬ 
tung der Gemeinwesen, die auf die Befriedigung aller geistigen und 
materiellen Bedürfnisse der Bevölkerung gerichtet ist, liegt vollstän¬ 
dig in der Richtung der sozialdemokratischen Forderungen an die 
Gemeinde. So gute Gründe schon früher für diese bestanden, so hat 
uns die Kriegszeit noch zwingendere an die Hand gegeben. Aber — 
und das lehren uns die gegenwärtigen Erfahrungen — wenn die von 
uns geforderten wirtschaftlichen Maßnahmen der gesamten Bevölke¬ 
rung zum Nutzen ausschlagen sollen, dann muß erst ein freierer Zug 
durch die Verwaltung der Gemeinden wehen, dann maß nicht nur die 
Rückständigkeit der Kommanalwahlgesetze verschwinden, sondern 
auch der Geist, der aus ihnen in die Behörden übergegangen ist Erst 
dann kann die Gemeinde aus einem Instrument der bloßen Polizei¬ 
verwaltung zu einem vielseitigen Werkzeug der geistigen und leib¬ 
lichen Fürsorge für ihre Bevölkerung werden. 


GEORG BEYER: 

Briefe einer Deutsch-Französin. 

U NTER den Völkern, die der HaB des Krieges anseinanderriB, 
leben viele Tausende, Zehntausende, denen das Bkt zweier sich 
zerfleischender Nationen zuströmt, deren Herz gespalten ist und in 
Wirrsal schwankt, weil es beiden den Wert und den Gewinn des 
Lebens dankt. Den meisten löst sich, wenn sie nicht in lähmenden 
Gleichmut versinken, der tragische Zwiespalt, indem sie nm so wflder 
für die eine Seite Partei ergreifen. Und nur wenige finden den Mut 
und die Kraft, aus der ErschOtterang heraus den Weg zur friedens- 
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sebDsficbtisen Menschticbkeit zu finden und wieder an der Brücke zu 
bauen, die unter den Hieben blutig aufgepeitscbter Leidenschaften 
zerscbellt ist 

Annette Kolb hat uns mit ihren .^riefen einer Deutsch-Französin" 
(Verlag Erich Reiß, Berlin) ein Buch geschenkt das die Zerrissen¬ 
heiten einer germanisch-gallischen Seele im Spiegel zeigt ln Briefen 
an einen Unbekannten beklagt sie die Vernichtung ihres inneren Seins, 
die Heimatlosigkeit die ihr der Krieg brachte. Sie liebte Deutsch¬ 
land, das sie in der Fremde verteidigte, heute liebt sie es nicht minder; 
doch sie, die der Abstammung nach zwei Nationen angehört kann 
keine verleugnen. Kein Franzose, kein Deutscher, so schreibt sie, 
kennt die Qualen in einem Halbfranzosen Deutschlands; das kann nur 
ein Echo finden in der Qual eines Halb-Qermanen Frankreichs; „denn 
wie die eingestOrzten Häuser unserer Qrenzorte, die, wechselseitig 
umstritten, von den Kugeln beider Gegner durchschossen liegen, so 
sind wir in uns selber zusaimnengestürzt“. Ihr war die Verschmelzung 
französischer und deutscher Wesensart unerläßlich für das Heil 
Europas; nun strömt aus ihrem Munde erschütternde Klage, ln ihren 
Briefen liest man kein Wort von den tieferen Kriegsursachen, von 
historischen Zusammenhängen, nichts von Politik, nichts von wirt¬ 
schaftlicher Expansion. Sie sieht das entzweiende Unglück nur als 
vernichtenden Blitz, der die Blüten menschlicher Kulturen knickte, 
und die Schuldigen waren für sie Gruppen von Verblendeten, die 
hüben wie drüben eine werdende Einheit verbrecherisch trennten. 
Worte von scharf geprägter Gegenständlichkeit machen jeden der 
Briefe zu fesselnden persönlichen Bekenntnissen einer Frau, die in 
deutscher und französischer Sprache gedichtet hat. Doch sie begnügt 
sich nicht mit wehleidiger Zergliederung ihres Schmerzes. Sie klagt 
nicht nur über die „Tränen, welche stoßweise und mit der Schwere des 
Blutes hervorbrechen, weil sie mit dem Todesschweiß unzähliger 
Jünglinge gespoisterhaft verklebt sind und mit der versteckten Qual 
ganzer Generationen von Frauen“. Sie klagt den Haß und die Hetze 
an nnd sie ruft verzweifelt nach den „welthistorischen Rechten des 
Friedens“. 

Ara lebendigsten, freilich auch am beschämendsten sind die Briefe, 
die Annette Kolb einem persönlichen Erlebnis widmet: als sie wäh¬ 
rend eines Vortrages, den sie im Januar 1915 vor einem erlesenen 
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Kreise in Dresden hielt, auszepfifien wurde nnd vorzeitiz endm 
moBte. Man hatte dort von ihr ein ebenso pikantes wie heiBblfltiges 
Bekenntnis zum Deutschtum erwartet; statt dessen schrie eine von 
Zwiespalt gequälte Seele auf. In den Siegesrauschstimmungen jener 
Tage war es noch ungeheuerlich, wenn eine Frau vor einem solchen 
Kreise zu reden wagte vom kflnftigen Wiederauskommen, das die 
„Pietät für die Gefallenen** von uns forderte, und daB „die Erschla« 
genen umsonst seien, wenn sie den HaB nur besiegelten“. Niemand 
gerate in Friedenszeiten auf den Gedanken, die Verbrecherstatistiken 
anzurufen, um den Geist einer Nation zu beschreiben, und der „Talct 
so manchen Pfahlbürgers habe schon durch eifriges Forschen nach 
den Ungesetzlichkeiten und Greueln der Gegner peinlichen Schiff- 
bruch erlitten“. Aber als dann Annette Kolb gegen die Hetzblätter 
in alten Ländern eiferte, die sich leider aüe Völker noch gefallen 
lieBen, brach der mühsam verhaltene Sturm los. Mitten im Getobe 
der Getroffenen, die sie mit Schimpfworten bedachten, strömten ihr 
diese Gedanken zu: „Hätte man nur zehntausend hetzerische Zei¬ 
tungsschreiber aus allen Ländern zusammengetrieben, dachte ich 
geradeaus starrend, die Hire finstere Gewalt über die urteilslose 
Masse mifibreuchen, in allen unseren Ländern den gesunden Kreis¬ 
lauf im Blute unserer Völker unterbanden — hätte man sie nur 
rechtzeitig zusammengetrieben, die heute weiterkläffen von allen 
Ufern des Roten Meeres, das gespeist wird von dem Blute Millionen 
Unschuldiger, so hätte man heute nicht in allen Ländern, welche 
dieses Rote Meer umgrenzen, man hätte nicht das Schauspiel junger 
Krüppel, junger Blinder, überfüllter Narrenhäuser, zu Greisen ge¬ 
schlagener Jünglinge, und gute friedliche Völker, die sich liebten, ja 
die sich liebten, sie, die sich liebten, hätten nie daran gedacht, sich 
Leid zuzufügra ohne Euch, die Ihr Euch herg^t zu Urhebern aller 
Greuel, indem Ihr sie erzähltet, wo Ihr sie nicht erdichtetet, so daB 
sie gleich alle als „Repressalien“ entstanden! Ja, hätte man zehn¬ 
tausend hetzerische Journalisten aus unseren Ländern zusammen- 
getriebeo und gehenkt, o, wieviel wertvolle, hoffnungsvolle Menschen 
wären in all diesen Ländern heute am Leben! Statt dessen seid 
Ihr es, die Ihr noch lebt, die Ihr den Glauben an die Menschheit und 
an (he menschliche Güte vergiftet habt, die Ihr einer bösen Schwäre 
gleich, Eurc^a von einem Ende zum anderen überzieht, Ihr, die 
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Hetzer, die Mitscbuldisen an diesem Kriege, deren Knochen, wie die 
der SchScher, hätten zerbrochen werden sollen, bevor wir zulieBen, 
was Jetzt geschieht!“ 

Annette Kolb hat die bittere Erfahrung des Abends („Denn ich hatte 
Ja recht, und was ich sagte, war Ja wahrt“) lange nicht überwunden. 
Sie begreift nicht, warum die wahren Deutschen nicht dagegen pro¬ 
testierten, daß die Alldeutschen sich Alldeutsche nennen. Welches 
Deutschtum haben diese plötzlichen Emporkömmlinge hinter sich, 
diese „daheimgebhebenen Draufgänger“? „Das dreiste Schimpfwort 
Barbaren wird sie ebensowenig treffen, als sie selbst sich erdreisten 
werden, Ausdrücke wie ,J'äulnis“ und „Aasgeruch“ zu gebrauchen, 
wenn sie von der edlen und unsterblichen Nation der Franzosen 
reden.“ Aber sie sieht auch die dunkle, erniedrigende Säule des 
Hasses auf der anderen Seite, überall fühlt sie den niederdrückenden 
Gegensatz: „Dem Führer der „Emden“ versagte die Stimme, und der 
Schmerz übermannte ihn, als man die Besatzung eines Schiffes, das 
er torpediert hatte, verloren geben mußte. Aber vor mir saß eine 
dicke, unnütze und ordinäre Baronin und sprach ihre Genugtuung 
Ober die Bomben aus, welche London getroffen hatten.“ 

Dieses glühend geschriebenes Buch gegen den Völkerhaß und die 
Roheit des Krieges hat fünf Auflagen hinter sich. Darf man es ein 
gutes Zeichen nennen? Die Wahrheit Annette Koibs, die im Januar 
1915 zu einem deutschen Bürgerpublikum noch in ganz unfaßlicher 
Weise redete, hat sich in zwei weiteren Kriegsjahren eine breite und 
blutige Gasse gebahnt Viele Mitwisser und Mitwisserinnen ihrer 
Qual sind aufgestanden und haben den stürmischen Siegesrausch Jener 
Tage unter eigenen Leiden und Sorgen begraben. Die menschlichen 
Dokumente der Annette Kolb sollten heute zu Jeder Frau sprechen, 
zu unserer Jugend nicht minder, wo neue Keime der Volksverhetzung 
Wurzel fassen. Mag dieses Buch ideologisch, ein persönliches Be¬ 
kenntnis ohne geschärften historischen Ausblick sein: tausendfach 
erklingen darin in poetischer Kraft die Rufe der Menschlichkeit und 
der Sehnsucht nach dem Frieden der Völker, die, das ist unsere 
Genugtuung, in der sozialdemokratischen Presse Deutschlands bei 
aller in ihr lebendigen Entschlossenheit, diesen Verteidigungskampf 
zu einem für Deutchland glücklichen Ende zu führen, niemals ver¬ 
stummt sind. 
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EDQAR STEIGER: 

Russische Tragikomödie, 

Das Leben siegt, die Logik hat ein Loch. 

Einmal im Schwung, geht alles wie am Schnürchen; 
Doch die’s gezogen, scMüpfen g'rade noch 
Angstschwitzend durch das letzte Hintertürchen. 

Denn keiner weiß, wohin düe Reise geht. 

Wie Leichen liegen sie, bedeckt mit Rossen, 

Sinnlos durch’s Dunkel taumelt der Komet 
Der neuen Sonne zu im Uferlosen. 

Wer wimmert dort? Der heilige Nikolaus! 

Die bösen Kinder stahlen ihm die Rute. 

Weg mit dem falschen Bart! Das Spiel ist aas — 
Die gold'nen Nässe schwimmen dort im Blute. 

in wessen Blut? Wie wird dir, Romanow? 

Wer grüßt dort im Jabot und Seidensträmpfen? 

Die Weltgeschichte lechzt nach neuem Stoff — 
Tritt an! Da hilft kein vornehm Naserümpfen. 

Ein leeres Wort war dir Gerechtigkeit. 

Ihr lachtet seiner, du und deine Sippe. 

Und nun dein Volk dir's ln die Ohren schreit. 

Steht schon der and’re da mit seiner Hippe. 

Doch halt! Was soll in diesem Meer von Blut, 
Das da vergossen, dieses blasse Tröpfchen? 

Saß wirklich einmal Rußlands Riesenhut, 

Ein Kinderspott, auf diesem Spargelköpfchen? 

Vorbei! Vorbei! Lebendig oder tot. 

Du warst nur eine Leiche unter Leichen. 

Die Welt, von freier Männer Blute rot, — 

Hat keinen Platz für dich and deinesgleichen. 
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Nachdrnd sSmtUcher Artikel mit aosiührlicher Qaellenangabe gestattet 


J. MEERFELD, M. d. R.: 

Das Zentrum am Scheidewege. 

A m 15. April 1848, also unmittelbar nach den Märzstürmen, 
veröffentticbte das Wahlkomitee der Katholiken Kölns 
einen proerammatischen Aufruf mit einer stattlichen Menge 
fortschrittlicher Forderungen: völlige staatsbürgerliche Qleich> 
heit, direkte Wahlen, unbeschränkte Versammlungs- und Preß¬ 
freiheit, freie Qemeindeverfassung, Trennung der Kirche vom 
Staat. Und so weiter. „Wir finden,“ so hieß es am Schlüsse, 
„die beste Gewährleistung für diese Freiheiten in der Form 
einer konstitutionellen Monarchie. Neben einem kräftigen 
Königtum die größte Freiheit des Volkes. Wir verlangen in 
dieser Monarchie eine freie, wahrhafte Volksvertretung, direkte 
Wahlen der Abgeordneten, das Recht der Steuerbewilligung für 
dieselben, zugleich mit dem Recht der Initiative und der Be- 
schlußnahme hinsichtlich neuer Gesetze, sodann Verantwort¬ 
lichkeit der Minister, allgemeine Volksbewaffnung zur Abwehr 
äußerer Feinde und zur Sicherung der konstitutionellen Rechte 
des Volkes“ 

Das ließ sich hören, es wehte Märzenwind darin. Und gar 
manche der damaligen Forderungen der Kölner Katholiken 
verdienen dem heutigen Zentrum unter die Nase gehalten zu 
werden. „Volksbewaffnung zur Sicherung der konstitutionellen 
Rechte“ — mit welchem Hohngelächter würde heute der poli¬ 
tische Klerikalismus ein solches Verlangen begrüßen! Aber 
selbst damals war dem Gros der klerikalen Führer die Demo¬ 
kratie schon im Innern ihres Herzens zuwider; sie machten 
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mit, wo es ihnen nützlich erschien, sie wiegelten aber ab und 
bremsten nach Kräften, wenn sie davon größeren Nutzen für 
ihre Sache erhofften. Schon ein Jahr später vernahmen wir 
ganz andere Töne aus dem katholischen Lager. Die beiden 
Reichensperger stärkten einer verfassungsbrüchigen Regierung 
das Rückgrat: sie habe recht daran getan, so sagten sie, die 
\'olksvertretung auseinanderzujagen. Die Bischöfe wie auch 
die klerikalen Abgeordneten schlugen sich offen auf die Seite 
der Regierung; Erzbischof v. Qeissel in Köln gab die Parole 
aus: sich durch den Kampf gegen den Radikalismus die Regie¬ 
rung zu verpflichten. Auf dem Katholikentage des Jahres 1858 
wies der Präsident August Reichensperger — er wie auch sein 
Bruder Peter galten bezeichnenderweise als politisch-Zibero/, 
im Gegensatz zu dem kathoiisch-itons^rvativen westfälischen 
Adel — rühmend hin „auf jene Zeit, als alles nach EreSieit 
und Zügellosigkeit schrie und rannte. Da traten zusammen 
ernst und besonnen auch die deutschen Katholiken und forder¬ 
ten, gegenüber dem anarchischen Treiben der Wühler und 
Stürmer, im treuen Anschluß an den Episkopat festen Sinnes 
nicht die Anarchie, sondern die echte, die männliche Freiheit 
für alle, auch für sich, auch für die Kirche“. Er erinnerte 
daran, „daß, als alles bebte und wankte, als manche Throne 
brachen und tausendjährige Reiche mit Trümmern bedeckten, 
die Kirche aufrecht stand, das Kreuz hoch erhob und dem 
Drachen der Revolution aufs Haupt setzte“. 

Die Geschichte des Klenkalismus ist reich an Zwiespältig¬ 
keiten dieser Art. Im Grunde seines Herzens konservativ, der 
Selbstregierung des Volkes durchaus abhold, trägt er dennoch 
zuweilen starken demokratischen Strömungen Rechnung und 
schmiegt sich geschickt den hochgehenden Wellen irgendeiner 
Volksbewegung an. Das jüngste und zugleich drastischste 
Beispiel dieser klerikalen Gelenkigkeit erlebten wir im Winter 
1908-09, als sich in Verfolg der bekannten „Daily Telegraph“- 
Affäre ein wahrer Sturm gegen den Träger der Krone erhob: 
das Zentrum, damals durch Bülow von den Regierungsbänken 
fort- und auf die Oppositionsseite gedrängt, führte monatelang 
eine wilde Aufruhrsprache, forderte Einschränkung der Krön- 
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rechte, höhnte über den Byzantinismus, verlangte Minister- 
verantwortlichlceit und begeisterte sich selbst für das parla- 

mentarische System-solange, bis es wieder Morgenluft 

witterte und die Steuermache des Jahres 1909 ihm die Spren¬ 
gung des Blocks und die Wiederannäherung an die Konser¬ 
vativen ermöglichte. Da wurde es über Nacht anderen Sinnes 
und erflehte für seine demokratischen Sünden öffentlich Ver¬ 
zeihung. Unter dem Burgfrieden und der Zensur ist es ganz 
ausgeschlossen, auch nur kleine Proben der Sprache zu liefern, 
in der das Zentrum vom November 1908 bis in den März des 
folgenden Jahres hinein geradezu schwelgte. 

Zweimal hat das Zentrum einen Wahlrechtsantrag gestellt. 
Zuerst 1873, also mitten in der Kulturkampfzeit; das zweite 
Mal im Januar 1907, als ihm Bülow den Stuhl vor die Türe 
gesetzt hatte und Neuwahlen zum Reichstag bevorstanden. In 
beiden Fällen hatten die Anträge nur den Wert eines dekora¬ 
tiven Schaustückes. Sie waren vergessen in dem Augenblick, 
wo sich für das Zentrum die parlamentarische Situation wieder 
besserte; vollends seit seiner Annäherung an die Konservativen 
und der in diesem Zusammenhang erfolgten Feststellung der 
„Kölnischen Volkszeitung“ (11. Februar 1910), daß sich auch 
bei uns die große Scheidung zwischen Rechts und Links an¬ 
bahne, geht das Zentrum jedem Verlangen nach Wahlreform 
in weitem Bogen aus dem Wege. Im preußischen Landtag 
handelt es sich dem Zentrum um viel wichtigere Dinge als 
im Reichstag, dessen demokratisches Wahlrecht ja überdies 
verfälscht ist durch die ebenfalls veraltete Wahlkreiseinteilung. 
Denn im Landtag wurzelt so recht die Macht aller Rück- 
wärtser: die überragende Stellung der Junker, der beherr¬ 
schende Einfluß der Agrarier, die Stärke der Kirchen- und 
Schulreaktion — alles nimmt seinen Ausgang vom preußischen 
Landtag. 

Gewiß ist das Zentrum in Bayern für die Demokratisierung 
des Wahlrechts eingetreten. Aber in Bayern ist die Mehrheit 
der Bevölkerung katholisch, der Staat hat vorwiegend länd¬ 
lichen Charakter, es gab dort keine starke konservative, wohl 
aber eine mächtige, kulturkämpferisch veranlagte national- 
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liberale Partei, deren Einfluß eben nur durch eine Wahlreform 
zu brechen war. Die Dinge lagen ziemlich umgekehrt als in 
Preußen; das bayrische Beispiel also besagt nichts. (Von der 
raffinierten Wahlkreisgeometrie in Bayern ganz zu schweigen.) 
In allen anderen Staaten hat das Zentrum der Demokrati¬ 
sierung des Wahlrechts entgegengearbeitet. In Württemberg 
hat sein Pührer Gröber einem ständischen Wahlrecht das Wort 
geredet, in Hessen hat es eine halbwegs ernsthafte Reform 
hintertrieben, in Oldenburg ist durch seine Schuld anstatt des 
gleichen Wahlrechts ein Mehrstimmenrecht eingefUhrt worden. 
Das Zentrum ist in Preußen als geborene Minderheitspartei — 
die nichtkatholische Bevölkerung überwiegt sehr stark — auf 
Bundesgenossen angewiesen, als solche aber kommen bei 
seinem agrarischen und politisch-reaktionären Charakter nur 
die Konservativen in Frage. Die Herrschaft der beiden Par¬ 
teien kann jedoch nur aufrechterhalten werden durch den Fort¬ 
bestand der Fälschung des Volkswülens. Im freien Wett¬ 
bewerb der Geister, bei völlig gleichem Stimmrecht, muß die 
konservativ-klerikale Koalition unbedingt in die Minderheit ge¬ 
drückt werden. 

Wir haben es miterlebt, bebend vor Zorn, wie das Zentrum 
„praktisch mitarbeitet“, um seine eigenen Wahlrechtsanträge 
zunichte zu machen, falls ihnen die Gefahr einer auch nur teil¬ 
weisen Verwirklichung droht. Wir haben parlamentarische 
Umtriebe mitansehen müssen, die in der Geschichte aller Par¬ 
teien ihresgleichen suchen. Die Bethmannsche Reformvorlage 
von 1910 war hundeschlecht. Daß aber jeder Verbessenings- 
versuch schmählich mißlang, alle dahin zielenden Anträge unter 
den Tisch fielen und schließlich das ganze Reformwerk elend 
verscharrt wurde wie ein krepierter Hund — dafür trug den 
weitaus größten Teil der Verantwortung das Zentrum. Cs 
widerstrebt uns, diesen Unrat heute wieder aufzurühren. Cine 
ganze Literatur vorwiegend aus sozialdemokratischen Federn 
hat sich über ihn angesammelt, eine Literatur voll von zornigen 
und wuchtigen Anklagen gegen die Partei, die vorgeblich eine 
Volkspartei ist und den Kampf „für Wahrheit, Freiheit und 
Recht“ führt. 
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DranBen im Lande hat das Zentrum in der Regel recht 
biedermännisch seine Wahlrechtsliebe beteuert. In der Zeit, 
da es seinen Konflikt mit Bfilow hatte und ihm obendrein die 
sozialdemokratische Wahirechtsbewegung in die Quere kam, 
hausierte es bei seinen Anhängern mit reformfreundlichen Be¬ 
schlüssen. Die Bezirksparteitage für die Regierungsbezirke 
Koblenz (7. Oktober 1907), Trier (14. Oktober 1907), Aachen 
(21. Oktober 1907), Düsseldorf (28. Oktober 1907) und Köln 
(4. November 1907) nahmen übereinstimmend eine Ent¬ 
schließung zugunsten baldiger Vebertrügmg des Reichstags- 
Wahlrechts aut Preußen an. Indessen war das Sand in die 
Augen. Schon im August jenes Jahres trat die „Kölnische 
Volkszeitung“ dem Begehren katholischer Arbeiter entgegen, 
daB auch das Zentrum in eine große Wahlrechtsbewegung ein- 
treten solle. Niemals habe sich das Zentrum zu einer solchen 
Aktion verpflichtet, erklärte das führende klerflcale Blatt. 

In der Tat konnten nur sehr naive Leute vom Zentrum einen 
Wahlrechtskampf verlangen. „Es ist doch sehr begreiflich, 
wenn das Zentrum für diese Wahirechtsaktion nicht mehr Eifer 
entfaltet, als für seine kirchenpolitischen Angelegenheiten" — 
schrieb ganz offenherzig am 19. April 1908 die „Germania“. 
Und die Dortmunder „Tremonia“ sagte am 23. April 1SH)8: 
„Unendlich wichtiger als eine zwecklose Demonstration (für 
das Wahlrecht) ist der Kampf gegen die große Gefahr, daB eine 
liberale Mehrheit im Abgeordnetenhause die Leitung des Kultus- 
rmnlsteriums übernimmt.“ Dieses offenherzige Bekenntnis er¬ 
klärt alles und gibt den Schlüssel zu der gesamten Wahlrechts¬ 
taktik des Zentrums, es erklärt auch die Abneigung gegen 
eine Neueinteilung der Wahlkreise. ,yDie für uns wichtigere 
Frage wird die der Wahlkreiseinteilung werden, weil durch 
sie sich unsere Lage verschlechtern kann.“ So sagte am 
11. August 1907 in einer Versammlung zu Rheinbach Herr 
Peter Spahn. Zu den im Jahre 1908 zu tätigenden Neuwahlen 
für den preußischen Landtag ließ das Zentrum eine partei- 
offizielle Agitationsbroschüre erscheinen, worin es seiner inten¬ 
siven Abneigung gegen das gleiche Recht der gefürchteten 
Stadtbewohner in dem folgenden rustikalen Satz die Zügel 
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schießen läßt: „Zweifellos kann man nicht 50000 Zuhälter und 
Vagabunden in den Großstädten für ebenso wertvoll ansehen, 
wie 50 000 Bauern und Handwerker in der Provinz.“ 

Nach alledem braucht die Frage nach der Stellung des Zen¬ 
trums zur J^euorieniierung“ kaum noch aufgeworfen zu wer¬ 
den. Der konservative Qrundzug dieser Partei ist richtung¬ 
gebend auch für die Fragen der inneren Neugestaltung. Das 
Zentrum ist eine der Mächte des Beharrens. Das ist es ge¬ 
wesen, solange es besteht; nur vorübergehend, im Kulturtcampf 
und in einigen späteren Konflikten mit der Regierung, ist das 
wahre Gesicht dieser Partei verschleiert worden. Konser¬ 
vativ war die politisch-klerikale Bewegung schon in ihren An¬ 
fängen, darum lehnte denn auch Peter Reichensperger bereits 
im Jahre 1860 das gleiche Wahlrecht rundweg ab, bekannte 
sich Windthorst 1867 als Anhänger der öffentlichen Stimm¬ 
abgabe und warb er 1873 für ein ständisches Wahlrecht, denun¬ 
zierte selbst Franz Hitze in den achtziger Jahren das gleiche 
Wahlrecht als „die Revolution in Permanenz“, sagte noch vor 
wenigen Jahren (1910) Martin Spahn in der Zeitschrift „Hoch¬ 
land“: „Zwänge der Radikalisums heute dem preußischen 
Staat das Wahlrecht des Reichstags im Sturme auf, erschüt¬ 
terte er ihn dadurch bis ins Mark.“ 

Martin Spahn — das ist unter den jüngeren konservativen 
Elementen des Zentrums ein Typus. Seinerzeit erhielt er den 
Namen das Spähnchen, als er, eben 26jährig, eine Geschichts¬ 
professur an der Universität Straßburg erlangte. Fast allge¬ 
mein wurde damals diese Berufung auf den hochmögenden 
politischen Einfluß seines Vaters, des Zentrumsführers Dr. 
Peter Spahn, zurückgeführt. Martin Spahn verschmäht den 
Ton der Volksversammlung; jeglicher politische Radikalismus 
ist ihm zuwider, die Demokratie verwirft er, sein Ideal ist 
etwa das „soziale Königtum“. Als literarischer Niederschlag 
seines politischen Bekenntnisses erschienen 1914 die „Deutschen 
Lebensfragen“ (Verlag Kösel, Kempten und München). Gegen¬ 
über dem Radikalismus, dem nach seiner Meinung die deut¬ 
schen Großstädte durchweg verfallen sind, verweist der Ver¬ 
fasser auf die ostelbischen Provinzen mit ihrem Kleinadel und 
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den breiten Massen ihrer bäuerlichen Bevölkerung. „Ver¬ 
wachsen mit der geschichtlichen Eigenart des preußischen 
Staatswesens, in ihrem Schicksal eng verknüpft mit dem rocher 
de bronce, der Hohenzollernkrone, ragen sie in Ehrfurcht ge¬ 
bietender Stärke als Wellenbrecher gegen den Radikalismus 
in die neue Zeit hinein.“ 

Durchaus folgerichtig ist es daher, daß Herr Spahn der 
Demokratie bis ins Innerste Feind ist und auch am preußischen 
Dreiklassenwahlrecht festhalten möchte. „Die preußische Re¬ 
gierung konnte die Sicherung des Dreiklassenwahirechts mit 
der Milderung gewisser ihm anhaftender Härten verbinden.“ 
Die denkbar schlechteste von allen Regierungsformen ist — 
nach Spahn — die parlamentarische Demokratie. Darum 
wettert er auch dagegen, daß 1908 in der bekannten November¬ 
krise „der demagogisch verhetzte Qeist unserer Zeit“ gegen 
den Kaiser aufgestachelt worden sei und man diesem, um dem 
Götzen des Tages zu dienen, die Zumutung gestellt habe, auf 
jedes nicht nur repräsentative Auftreten in der Politik zu ver¬ 
zichten. „In der traurigen Novemberkrise des Jahres 1906 
erhielt das Verlangen seinen anmaßendsten Ausdruck.“ Der 
Satz zielte wahrscheinlich auf die ,J(ölnische Volkszeitung“, 
die sich damals — das Zentrum sah sich wider seinen Willen 
in die Opposition gedrängt — für das parlamentarische Regime 
begeisterte; vielleicht aber zielte er ebenso auf Herrn Matthias 
Erzberger, der noch im Märzheft 1909 der Zeitschrift „Nord 
und Süd“ der parlamentarischen Regierungsform ein Loblied 
gesungen hatte: „Der Ausgang aus der heutigen verwickelten 
Situation liegt nur in der reinen Durchführung des konstitu¬ 
tionellen Systems, des wirksamen Vorläufers des parlamen¬ 
tarischen Systems. Das parlamentarische System ist keine 
,Jremde Giftpflanze", die nur mit Schaden für Volk und Krone 
zu uns gebracht werden könnte; es ist vielmehr der beste 
Kugelfang für die Krone und die Errichtung der politischen 
Verantwortlichkeit des deutschen Volkes" 

Bei den zu erwartenden Wahlrechts- und allgemeinen Ver¬ 
fassungskämpfen wird man verflossene Zentrumsstimmen 


Gougle 


Original fro-m 

THE OHIO STATE UNIVERSiTY 



248 


Das Zentrum am Scheidewege. 


Digitized by 


dieser Art sehr nützlich zitieren. Für die Einsetzung des Ver¬ 
fassungsausschusses durch den Reichstag hat das Zentrum nur 
widerwillig gestimmt — es wagte nicht Nein zu sagen. Seine 
Tätigkeit in diesem Ausschuß aber geht über die allerbeschel- 
densten Ansprüche nicht hinaus. Winzigen Zugeständnissen 
auf diesem oder jenem Gebiet, Zugeständnissen, die es seinen 
Wählern schuldig zu sein glaubt, steht das schroffe Nein gerade 
in den Hauptfragen unserer innerpolitischen Notwendigkeiten 
gegenüber; dem parlamentarischen Regime wird der Weg ver¬ 
baut, das System des Halbabsolutismus soll möglichst unge¬ 
schmälert erhalten bleiben. Einer allgemeinen Neueinteilung 
der Wahlkreise setzt das Zentrum zähen Widerstand entgegen; 
die Forderung der Verhältniswahl für die Großstädte und 
Industriebezirke aber liegt durchaus in seinem Interesse, weil 
es hier in steigendem Maße von der Sozialdemokratie bedröht 
wird und nun wenigstens den Rest seines Einflusses retten 
möchte. Selbst die bescheidenen Beschlüsse des Verfassungs¬ 
ausschusses gehen jedoch der führenden ,J(ölnischen Volks¬ 
zeitung“ schon zu weit. 

Mit griesgrämigem Gesicht hat das Zentrum auch die Oster¬ 
botschaft auf genommen und seine schlechte Laune darüber 
nur schwer unterdrückt. „Jede Radikalisierung des Wahl¬ 
rechts kommt den Parteien zugute, weiche die Radikalisierung 
der Massen als politischen Selbstzweck betrachten. Wenn das 
Zentrum auch durch eine Wahlrechtsänderung kaum an Sitzen 
viel verlieren kann, so wird doch die Stellung des Zentrums, 
wie aller auf christlich-konservativem Boden stehenden Par¬ 
teien erschwert, eingeengt und geschwächt“ Das sagt weh¬ 
mütig die „Kölnische Volkszeitung". Nicht minder deutlich 
spricht ein anderes Zentrumsorgan, das „Düsseldorfer Tage- 
blaff: „Die Einsetzung des Verfassungsausschusses im Reichs¬ 
tag sollte nach dem Sinne der Linksmehrheit den Weg zur 
Demokratisierung Deutschlands und zum parlamentarischen 
Regierungssystem eröffnen helfen. Hierdurch bekommt die 
Aktion, die den Namen der preußischen Wahlreform trägt, ein 
doppelt bedenkliches Gesicht.“ „Kühl und nüchtern ist die 
Kaiserliche Botschaft von uns beurteilt worden. Dabei bleiben 
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wir,“ schrieb als Dritte im Bunde der Zentrumsorgane die 
„Essener Volkszeitmg". 

Diese Stimmen sind deutlich genug. Nach ihrer Kenntnis¬ 
nahme begreift man um so eher den Aerger und die Besorgnisse 
der katholischen Arbeiter, die nun schon jahrelang auf die 
Wahlreform warten und bisher für alle Hinterhältigkeiten ihrer 
Partei entschuldigende Worte gefunden hatten. Auch ln dicscni 
Lager hat der Krieg revolutioniert, die katholischen Arbeiter 
sind selbstbewußter und anspruchsvoller geworden. Mit der 
alten Taktik des Hinhaltens, des ewigen Versprechens und 
Nichtstuns ist es aus. „Auch das katholische Volk spürt inner¬ 
politisch genommen neuen Qeist. Dem muß die Partei un¬ 
bedingt Rechnung tragen. Es ist für sie eine Frage von Sein 
oder Nichtsein“ — so mahnt und droht die „Westdeutsche 
Arbeiterzeitung“, und sie fügt bitteren Tones hinzu, es drohe 
die Gefahr, daß sich das Zentrum an sozialem Sinn und Han¬ 
deln selbst von Nationalliberalen übertreffen lasse. 

In früheren Zeiten konnte man an den klerikalen Führern 
Klugheit und Weitblick rühmen: sie schienen an ihrer Kirche 
geschult zu sein, deren Politik Jahrhunderte umspannt und über 
die Beengtheit von Qrenzpfählen hinweg ins Universale strebt. 
Heute jedoch regiert im Zentrum ein kleines Epigonenge¬ 
schlecht, dem der Schwung großer Gedanken gänzlich fehlt. 
Seine nationalistisch verstiegene Kriegspoiitik fließt aus der¬ 
selben Quelle wie die verbohrte Abneigung gegen den frischen 
Zug, der jetzt durch unser innerpolitisches Leben geht. Doch 
auch dem Zentrum wird eines Tages die Erkenntnis aufsteigen, 
daß es endgültig vorbei ist mit seiner Methode des Hemmens 
und der gleißnerischen Worte. Nicht mehr wird es, wie 1910, 
katholische Bekenntnisversammlungen veranstalten können, um 
seine Anhänger von der Wahlrechtsbewegung abzulenken. Auch 
das Zentrum hat der Krieg an einen Scheideweg gestellt, auch 
diese scheinbar so festwurzelnde und so ganz unüberwindliche 
Partei wird durch das unerhörte Erleben dreier Kriegsjahre 
hin- und hergeschleudert — und sie wird in ihren Grundfesten 
bedroht, wenn sie sich dem Qeist einer neuen Zeit noch länger 
('ermessen und eigensinnig widersetzt. Das Zentrum hat nur 
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noch zu wählen zwischen geschmeidiger Anpassung an neue 
politische Lebensformen, die ihm eine wenn auch mühereiche 
Fortexistenz ermöglicht, und gänzlicher politischer Ver¬ 
kümmerung. Es geht wirklich um Sein oder Nichtsein. Ent¬ 
weder zeigt es den Willen zum Leben, oder es läßt sich aus 
dem Buche der deutschen Geschichte für immer streichen. 


WILHELM JANSSON: 

Die finnische Rrage. 

D ie russische Revolution hat mit einem Schlage die Lage 
des unglücklichen Finnlands verändert. Die provisorische 
Regierung hat alle die zahlreichen ungesetzlichen Verordnungen 
des zaristischen Regiments gegenüber Finnland außer Kraft 
gesetzt, Finnlands alte Rechte als in seinen inneren Angelegen¬ 
heiten autonomer Staat sind wieder anerkannt und das Land 
kann an den Wiederaufbau seiner staatlichen Einrichtungen 
gehen. Kein Zweifel, daß hier in wenigen Wochen jahrzehnte¬ 
lang begangenes Unrecht ausgetilgt wurde. 

Aber die Freude in Finnland ist nicht ungetrübt. Zunächst 
ist die russische Soldateska noch auf finnischem Boden ge¬ 
blieben und sie setzt ihre Uebergriffe fort, wenngleich nicht 
ganz so wie in den letzten Monaten vor der Revolution. Der 
russifizierte Senat (Regierung) ist durch einen verfassungs¬ 
gemäßen finnischen zwar ersetzt, an dessen Spitze ein alter 
Gewerkschaftsführer und Sozialdemokrat, Tokoi, steht, aber 
die Stellung dieses Senats ist noch ungeklärt. Kann er die inne¬ 
ren Angelegenheiten des Landes selbständig in Uebereinstim- 
mung mit dem Landtag verwalten und ordnen, oder ist er von 
Petersburg nach wie vor abhängig, nur mit dem Unterschied, 
daß der Zar durch eine andere Instanz ersetzt worden ist? 
Diese Frage beginnt immer mehr die finnische Oeffentlichkeit 
zu beschäftigen. 

Daß sie kompliziert ist, ist das einzige, was an ihr klar ist! 
Wird die staatsrechtliche Stellung Finnlands dahin präzisiert, 
daß es zwar in seiner inneren Politik autonom ist, aber doch 
seine auf Grund der Autonomie gefaßten Beschlüsse Peters- 
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bürg zur Genehmigung unterbreiten muß, so ist die Autonomie 
nur eine Scheinautonomie. Denn Petersburg hat es dann, wie 
bisher der Zar, in der Hand, die finnländischen Gesetze zu 
genehmigen oder nicht zu genehmigen, ganz wie es ihm beliebt. 
Weht in Petersburg ein dem Lande freundlicher Wind, dann 
mag es gehen, wie es auch während des ersten halben Jahr¬ 
hunderts nach der Vereinigung mit Rußland gut ging. Schlägt 
aber die Stimmung in Petersburg um, und diese ist immer 
sehr veränderlich, dann hat Finnland von der formellen Auto¬ 
nomie nicht viel, weil es ein kleines, schwaches Land ist, das 
dem größeren Nachbar auf die Dauer keinen ernsten Wider¬ 
stand entgegensetzen kann. Seine Stellung diesem gegenüber 
gleicht der des unehelichen Kindes, nur mit dem Unterschiede, 
daß sie um so ungünstiger wird, je mehr der Vormund sich um 
die Angelegenheiten des Kindes kümmert. 

Oder man macht Finnland zum Glied des Gesamtstaates in 
der Form eines Bundesstaates, womit die Lage aber keines¬ 
wegs verbessert wird. Denn damit hört es eben auf, Finnland 
zu sein, es muß in allem seine Interessen den höheren des 
großen Rußlands unterordnen, auf dessen Politik es zwar einen 
formalen, aber keinen positiven Einfluß bekommt, weil es viel 
zu klein ist, um seine Auffassung durchzusetzen. Eine solche 
Zusamraenkuppelung Finnlands mit Rußland liegt den Gedanken 
der Politiker eines bürgerlichen Rußlands durchaus nahe, wie 
durch viele Aeußerungen der Presse nachgewiesen werden 
kann. Aber sie findet um so schärferen Widerspruch bei den 
Pinnländern selbst, die ganz und gar nichts davon wissen 
wollen, weil ihre Unabhängigkeit damit schwer bedroht würde. 

Es bleiben also nur zwei Wege für die Neuregelung der 
finnisch-russischen Verhäitnisse offen, sollen die finnischen 
Interessen gebührende Berücksichtigung finden können. Der 
eine führt zur Union mit Rußland in der auswärtigen und 
Handelspolitik, verlangt aber die volle Unabhängigkeit in den 
iiinerpoiitischen Fragen des Landes. Da aber die beiden gemein¬ 
samen Gebiete gewisse enge Beziehungen zur Militärpolitik 
haben, ist diese Liierung kaum möglich, ohne daß Finnland 
Verpflichtungen hinsichtlich der militärischen Stärke des Ge- 
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Samtstaates auferlegt erhält. Das macht daim wiederum die 
Lage für Finnland schwieriger, weil es hier zwar Lasten tragen 
müßte, einen Einfluß auf die Gestaltung der Dinge aber gär 
nicht ausüben könnte. Immerhin wäre für Finnland noch zur 
Zeit des Kriegsausbruchs dieser Weg gangbar gewesen, um 
aus der damaligen Misere herauszukommen. Heute gehen die 
finnischen Wünsche weiter: sie bewegen sich in der Richtuni 
aaf Separation. 

Das ist der zweite Weg, der allein zur absoluten Unab¬ 
hängigkeit des Landes führen kann. In seiner Eröffnungsrede i 
im finnischen Senat hat Tokoi diesem Gedanken scharfen Aus¬ 
druck gegeben. Er erklärte, daß ,J^innlands Volk Im Laufe der 
Zeiten zu einem selbständigen Volke gereift sei, das vollauf 
selbständig über seine eigenen Rechte, seine eigenen Ange¬ 
legenheiten und Pläne bestimmen könne“. Seine wirtschaft¬ 
liche Entwicklung sei so selbständig, seine gesellschaftliche 
Ordnung so weit von der russischen verschieden, daß 
„zwischen diesen beiden Gesellschaften kein solcher Zu¬ 
sammenschluß in Frage kommen kann, daß die Gesellschafts¬ 
ordnung des einen oder anderen darunter leide.... Ich wage 
deshalb zu glauben, daß das Selbstbestimmungsrecht des 
finnischen Volkes, die Grundlage für diese Selbständigkeit, 
auf sicheren Pfeilern ruht. Unsere Pflicht ist, sie unverrück¬ 
bar und folgerichtig so za entwickeln, daß die SeWständigkett 
des finnischen Volkes schon in nächster lufumft verbärgt 
wird". 

Die Worte sind deutlich und lassen keine Zweifel aufkommen. 
Die gesamte finnische Presse hat ihnen begeisterte und ein¬ 
mütige Zustimmung gezollt. Um so schärfer wurde der Vorder- \ 
sprach in Rußland. Die „Nowoje Wremja“ ist außer sich und 
verfällt in die alte Hetze gegen Finnland. Sie fragt, was Finn¬ 
land seinem Nachbarn geben wolle für das Geschenk der Kon¬ 
stitution? Etwa den russischen Bürgern gleiche Rechte, wie Sic 
die Finnländer in den übrigen Gebieten des russischen Reiches 
genießen? Oder etwa die „Anerkennung der allgemeinen 
Reichsgesetzgebung in allgemeinen Reichsangelegenheiten, 
Gleichberechtigung der Konfessionen, Anerkennung der Rechte 
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der Reichssprache, Zurückberufung der jungen Finnländer aus 
der Armee des Feindes, unmittelbare Hilfe an unsere Armeen 
und Geldmittel an unsere Reichsämter? Mit nichten 1 Sie haben 
die Absicht, den Bürgern ihres geschätzten Nachbarn und hoch¬ 
geehrten Bundesgenossen Gewerbe- und kommunale Rechte zu 
geben. Als Gegenleistung für die politische Freiheit das Recht, 
Hausierhandel zu treiben und an den Gemeindesitzungen teil- 
ziuiehmen. Nicht schlecht! Aber selbst das hat das unter¬ 
drückte und loyale Finnland seinem Unterdrücker — dem 
russischen Volke dickköpfig verweigert.“ 

Und in einem zweiten Artikel des gleichen Blattes wird aus¬ 
einandergesetzt, daß es drei unumgängliche Bedingungen für 
die staatliche Einheit (Rußlands) gäbe. Einheit in der Reichs¬ 
verteidigung, Gleichstellung der Bürger in den verschiedenen 
Reichsteilen, und eine einzige Reichssprache. Der Absolutis¬ 
mus habe ein Jahrhundert lang versäumt, diese Rechte des 
russischen Volkes in Finnland zu befestigen und als er schließ¬ 
lich dem Gebot der Staatsklugheit folgen wollte, stieß er auf 
die Früchte seiner Politik. „Die Finnländer haben sich gewöhnt, 
sich als die persönliche Apanage der Dynastie Romanow anzu¬ 
sehen, und nicht als einen Teil des russischen Reiches. Loyal 
gegen die Monarchen, schien es ihnen nicht notwendig, gegen¬ 
über dem russischen Volke loyal zu sein. Als die russische 
Konstitution durchgeführt wurde, erhielt Finnland einen ge¬ 
bührenden Platz in den russischen gesetzgeberischen Institu¬ 
tionen angewiesen, aber die finnischen Politiker wollten kein 
Zusammenwirken. Jeden Versuch, die gesetzlichen Rechte des 
russischen Volkes in dem mit Rußland unverkennbar vereinig¬ 
ten Finnland festzulegen, haben sie mit einem einzigen Wort: 
Nein! beantwortet!“ 

Diese Auslassungen zeigen durchschlagend die divergierende 
Auffassung und sie beleuchten die Schwere des Problems besser 
als alle anderen bisherigen Publfkationen, weil sie jede diplo¬ 
matische Verklausulierung vermeiden. Das Kadettenorgan 
„Rjetsch“ ist freundlicher, aber es stellt die scharf pointierte 
These auf, daß alle Rechte des einstigen Großfürsten von Finn¬ 
land jetzt auf die provisorische Regierung übergegangen sind. 
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Was gerade von finnischer Seite entschieden bestritten wird. 
Denn der Großfürst war der Monarch Finnlands, und existiert 
er nicht mehr, weil ihn die Russen seines Amtes als russischen 
Zaren enthoben haben, so ist eben die Union aufgehoben, die 
eine Personalunion war, und sie kann nur auf einer neuen 
Grundlage durch friedliche Verständigung wieder auferstehen. 

Die „Birschewija Wjädomosti“ erklärt rundweg, daß die 
provisorische Regierung kein Recht habe, irgendwelche grund¬ 
legende staatliche Formen einzuführen, die das Verhältnis 
zwischen Rußland und Finnland ändern könnten. Und sie wirft 
den Finnen vor, daß sie ein „zweischneidiges Schwert in Be¬ 
wegung gesetzt“ haben; Rußiands konstituierende Versamm- 
mng müsse ein Ziel im Auge behalten: „Die Aufrechterhaltung 
der staatlichen Einheit.“’ 

Auch die radikale „Djen“ fordert von der provisorischen Re¬ 
gierung den Schutz der souveränen Rechte Rußlands, „bis die 
konstituierende Versammlung mit unbeschränkter Vollmacht 
über die Formen für das Verhältnis zu den Territorien be¬ 
schließt, die zum russischen Reich gehören“. Das Verhältnis 
Rußlands zu Finnland müsse daher unter Mitwirkung des Fin¬ 
nischen Landtags der Entscheidung der konstituierenden Ver¬ 
sammlung unterstellt werden, und könne weder vom Landtag 
noch von einer anderen Institution allein gelöst werden“. 

Der finnische Senat hatte bereits eine Vorlage ausgearbeitet, 
die einer gemeinsamen juridischen Konferenz zur Beratung 
überwiesen wurde. Die Vorlage wollte provisorisch das Ver¬ 
hältnis bis zur endgültigen Entscheidung der konstituierenden 
Versammlung regeln, und zwar sollten dem finnischen Senat 
folgende Fragen zur alleinigen Erledigung vorbehalfen bleiben: 

1. Den Landtag einzuberufen, zu vertagen oder aufzulösen auf 
Grund der finnischen Verfassung. 

2. Dem Landtag Gesetzentwürfe vorzulegen, seine Beschlüsse 
gutzuheißen, soweit nach der Verfassung solche Anerkennung 
erforderlich ist und die Entwürfe oder Beschlüsse nicht die 
Rechtsverhältnisse zwischen Rußland und Finnland oder rus¬ 
sische Bürger und Einrichtungen in Finnland berühren. 

3. Das finnische Budget festzustellen. 
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4. Administrative Verfügungen zu erlassen, aufzuheben oder 
zu ändern im Rahmen obiger Voraussetzungen. 

5. Die kirchlichen Angelegenheiten zu regeln. 

6. Regelung der Fragen bezüglich allgemeiner Einrichtungen 
und Staatsämter. 

7. Bewilligung von Pensionen und Stiftungen. 

8. Das Begnadigungsrecht. 

Die Konferenz fand am 21. April in Petersburg statt. Allein, 
die russischen Delegierten erklärten kategorisch, daß die pro¬ 
visorische Regierung kein Recht habe, der konstituierenden 
Versammlung in diesen Fragen vorzugreifen, so daß die Konfe¬ 
renz ein positives Ergebnis nicht zeitigte. Es wurde zwar in 
einer Resolution festgelegt, daß die finnische Konstitution ver¬ 
altet sei. Aber grundlegende Aenderungen können von der 
provisorischen Regierung nicht vorgenommen werden, müssen 
vielmehr der konstituierenden Versammlung und dem Landtag 
gemeinsam Vorbehalten bleiben. 

So ist die jetzige Lage ein Zwitterding. Der verfassungs¬ 
mäßige gemeinsame Monarch ist beseitigt, die russische Re¬ 
gierung häit sich für seinen Rechtsnachfolger, kann aber hin¬ 
sichtlich der Neugestaltung der finnischen Angelegenheiten der 
konstituierenden Versammlung nicht vorgreifen. In Finnland 
selbst ist man nicht geneigt, die Rechtsfrage ebenso aufzu¬ 
fassen, sondern meint, daß mit der Beseitigung des Qroß- 
ffirsten-Zaren eine ganz neue Rechtslage entstanden ist, die 
der sofortigen Regelung und Klärung bedarf. Die finnischen 
Wünsche erwarten von dieser Regelung die Selbständigkeit 
des Landes, wenn möglich gar die völlige Loslösung von Ruß¬ 
land. In Rußland dagegen herrscht die Auffassung von der 
Unzertrennlichkeit des „russischen Reichsgebiets“ vor, zu 
dem auch Finnland gerechnet wird. Hinsichtlich der weiteren 
Gestaltung der Verhältnisse in den einzelnen Teilen dieses 
Reichsgebiets gehen allerdings die Auffassungen auseinander, 
je nachdem ob man ein föderatives Rußland mit einer gewissen 
Autonomie der einzelnen Teile will oder, wie die „Nowoje 
Wremja“, sogar die russische Reichssprache für Rußland 
verlangt. 
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Zu diesen Vorgängen schweigt sich der Ententesozialismus 
aus, der sich so eifrig für die französischen Aspirationen auf 
Elsaß-Lothringen einsetzt Branting hat im Stockholmer 
„Socialdemokraten“ noch kein Wort über die finnische Frage 
verioren. Wie er über das sterbende Finnland des Zaren 
schwieg, so auch über das werdende Finnland des finnischen 
Volkes. Das ist für seine Poiitik charakteristisch. Und auch 
für ihn selbst 

• * 

* 

Einen gescMchtUchen RäckMick auf die Entwicklung der finnisch- 
russischen Beziehungen lassen wir in der nächsten Nummer folgen. 

Redaktion der „Glocke". 

HEINRICH CUNOW: 

Englands Wandlung. 

7. Das Ende des alten liberalen Englands. 

D er Weltkrieg bedeutet für aile an ihm beteiligten euro¬ 
päischen Staaten einen derartig tiefen Einschnitt in ihr bis¬ 
heriges Kultur- und Wirtschaftsleben, daß er sich in seinen 
voraussichtlichen Wirkungen auf die geschichtiiche Entwicklung: 
nur mit dem gewaltigen Revolutionsdrama am Ende des 
18. Jahihunderts in Frankreich oder mit den Reformations¬ 
kämpfen des 16. Jahrhunderts vergleichen läßt Ueberall zeigen 
sich die Ansätze einer neuen Geschichtsepoche, einer totalen 
Umwälzung der alten Staats- und Qesellschaftsveihältnisse. 
Daß diese heute erst in ihren Anfängen vorhandene Wandlung 
noch vielfach bestritten wird, ist begreiflich, da die aus dem 
chaotischen Durcheinander der absterbenden Lebensformen 
nach Neugestaltung strebenden Kräfte sich in ihrer zukünftigen 
Wirksamkeit nur zum kleinsten Teil deutlich ericennen lassen. 
Zunächst sehen wir nur, was an altgewohnten Einrichtungen 
und Anschauungen wankt und stürzt, ohne daß wir meist zu 
erfassen vermöchten, was aus dem ^hutt an ihrer Stelle er¬ 
stehen wird. — 

Zudem sind die Qeburtskrämpfe der neuen Entwicklnngs- 
epoche so grausiger Art und lassen so viele langgehegte Er- 
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Wartungen und Zukunftsausblicke zertrümmert zurück, daß es 
in psychologischer Hinsicht nur allzu verständlich ist, wenn 
gar manchen einst allzu Hoffnungsseligen der Pessimismus 
ergreift. . Es ist eine Tatsache, die wir im Laufe der Ge¬ 
schichte immer wieder bestätigt sehen, daß die Schlacken¬ 
haufen, die naturgemäß jede große Umwälzung hinterläßt, den 
Miterlebenden den Blick für das Neuwerdende beengen, be¬ 
sonders wenn unter diesen Haufen so manche schöne Hoff¬ 
nungen begraben liegen. Wie weit haben selbst die größten 
Geister der französischen Revolution in den Jahren 1789-93 
die Folgen der sich vor ihren Augen abspielenden Ereignisse 
für das zukünftige Geschick Europas vorausgesehen? Und wie 
viele haben nicht, als ihre zuversichtlichen Erwartungen zu¬ 
sammenbrachen und sie selbst auf der Guillotine oder durch 
Selbstmord endeten, voller pessimistischer Enttäuschung den 
Rückfall in mittelalterliche Barbarei für unvermeidlich gehalten? 

So beeinträchtigt auch heute das Bild der Vernichtung un¬ 
geheuerer Lebenswerte unseren Blick für die neuen gesell¬ 
schaftlichen Lebenstriebe, und doch zeigt sich fast in allen 
kriegführenden Staaten bereits ein tiefgreifender Wechsel der 
inneren Lebensverhältnisse: neue Wirtschaftsbildungen, neue 
Fortschritte und Umgestaltungen der Produktionstechnik, staike 
Verschiebungen der Klassen- und Vermögensschichtung, Um¬ 
gruppierungen der politischen Parteien, Einführung neuer poli¬ 
tischer Institutionen usw. Die ganze soziale Struktur wechselt 
— noch mehr als im neuen revolutionären Rußland im konser¬ 
vativen, zähe an alten Ueberlieferungen und Lebensgewohn¬ 
heiten festhaltenden England. 

Es ist schwer sich über England, wie es sich unter dem 
Einfluß des Weltkrieges gestaltet hat und täglich weiter ver¬ 
ändert, eine völlig zuverlässige Vorstellung zu machen; aber 
durch die englische Presse dringen doch so charakteristische 
Meldungen und Tatsachenschilderungen herüber, daß sie ein 
gewisses Bild des veränderten sozialen Lebens Englands bieten. 
Und aus diesen Mitteilungen ergibt sich mit größter Deutlich¬ 
keit, daß unter dem Kriegsdruck das ehemalige „merry old 
England“ der Regierungszeit der Königin Viktoria und des 
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Liberalismus der Cobden, Bright, Qladstone, Morley in den 
letzten Zügen liegt. An seine Stelle ist die politische Diktatur 
eines Lloyd George getreten und die willenlose Unterordnung 
der einst für freie Selbstbetätigung seihwärmenden englischen 
Qeschäftsbourgeoisie unter diese Diktatur, dazu eine Art von 
Militarismus, der sich von dem Mitteleuropas nur dadurch 
unterscheidet, daß ihm dessen alte soldatische Ueberlieferungen 
felilen, er weit größere Summen verschlingt und für diese 
Summen im ganzen weniger leistet. 

Der englische Liberalismus ist in England nicht nur, wie so 
oft behauptet wird, zeitweilig durch die Kriegsfurie zurück- 
gedrängt; er hat seine alten Grundfesten verloren. Das poli¬ 
tische England, wie es noch vor fünfzig, sechzig Jahren die 
Liberalen sahen, hat im Laufe des jetzigen Krieges zu bestehen 
auf gehört und einem Geschäftsliberalismus Platz gemacht, der 
alle liberalen Traditionen der Cobden-Brightschen Schule für 
nichts achtet und die ehemals in so vielen Schriften gepredigten 
ehrbaren „Principles“ rücksichtslos unter die Füsse trampelt, 
sobald es die Aufrechterhaltung der englischen Weltmacht¬ 
stellung und die Handelskonkurrenz zu erfordern scheint. Ist 
auch erstaunlich, mit welcher Schnelligkeit der englische Libe¬ 
ralismus seine einstige grundsätzliche Stellung entsprechend 
den jetzigen Tagesbedürfnissen gewechselt hat, so kann doch 
diese seine innere Haltlosigkeit kaum überraschen. Schon in 
den letzten Jahrzehnten vor dem Krieg hatte die Prinzipien- 
Kompromisselei immermehr um sich gegriffen. Die Geschäfts¬ 
aussichten und die Geschäftsrücksichten der Handels- und 
Bankbourgeoisie bestimmten neben den privaten Machtbestre¬ 
bungen der großen liberalen Wortführer fast ausschließlich die 
politische Haltung. 

In den Reihen der an den alten liberalen Anschauungen fest¬ 
haltenden Politiker wurde das schon vor Jahrzehnten erkannt. 
In einer zuerst 1874 erschienenen, 1901 neu herausgegebenen 
Schrift „On Compromise“ (Ueber die Kompromisselei) beklagt 
schon John Morley die zunehmende Kompromißsucht des eng¬ 
lischen politischen Geistes, das grundsatzlose Betrachten der 
Dinge je nach dem wechselnden politischen Tagesbedarf. 
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Immer mehr zeige sich, meint er, im politischen Leben Eng- 
iands die Neigung, alle Vorgänge lediglich vom engsten Inter¬ 
essenstandpunkt zu betrachten, die sogenannte bloBe Praxis an 
die Stelle von Prinzipien zu setzen, und „die Wahibeit zu einem 
untergeordneten Zweige der Tagespoiitik“ zu machen. 

Jltan fordert,“ heißt es in der einleitenden Betrachtung der 
Morleyschen Schrift, „daß die geselischaftiiche Bequemiichkeit 
die erste Stelle, die Wahrheit die zweite einnimmt. Die Folgen 
sind bereits sichtbar: eine Herabdrfickung des nationaien 
Lebensniveaus, zunehmende Vorherrschaft vorQbergehender, 
materieller egoistischer Zwecke, tödliche Abstumpfung der 
Geistesschärfe, des sittlichen Empfindens und der einst so be¬ 
rühmten englischen Selbstachtung. Eine klare kategorische Be¬ 
hauptung erscheint dem Durchschnittsgeiste immer ungiaub- 
hafter. Die energieiose Willfährigkeit, zwei ganz entgegen¬ 
gesetzte Ansichten zu einer und derselben Zeit zu haben, wird 
immer allgemeiner.“ 

Diese Charakteristik des liberalen Geistes Englands wurde 
schon 1874 £:eschrieben. Seitdem hat sich die Wandlung in der 
von Morley gezeichneten Richtung immer weiter entwickelt, je 
mehr die wirtschaftliche Monopolstellung Englands auf dem 
Weltmarkt gefährdet schien. Der Burenkrieg, lediglich der 
Sucht entsprungen, die politische und ökonomische Herrschaft 
Englands Ober Afrika sicherzustellen, führte dann zum Bankrott 
des alten liberalen Glaubensbekenntnisses. An die Stelle der 
liberalen Prinzipien trat, wenn auch zunächst noch vielfach die 
alten Formeln bestehen blieben, das Bestreben, um jeden Preis 
die wirtschaftliche Monopolstellung aufrechtzuerhalten und, 
soweit das möglich, zurückzugewinnen. Der „liberale Geist“ 
wurde durch die liberale Parlamentsroutine ersetzt, durch eine 
feile Opportunitätspolitik, die sich 1910 bei dem unter Asquiths 
Führung unternommenen liberalen Feldzug gegen das Haus der 
Lords in ihrer ganzen Glorie zeigte. 

Der Weltkrieg hat den alten englischen Liberalismus nun 
vöUig begraben. Einige der alten Liberalen, Morley, Trevelyan 
und John Bruns, der gewöhnlich in Deutschland als Sozialist 
gilt, tatsächlich aber nach seiner Geistesverfassung weit mehr 
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der cobdenitischen Schule angehört, traten in Erkenntnis der 
Motive, die die liberale Regierung zur Kriegserklärung be¬ 
stimmten und der voraussichtlichen Folgen, die der Krieg für 
den englischen Liberalismus haben werde, aus dem Asquith- 
schen Kabinett aus, während Asquith und Qrey vorläufig blie¬ 
ben. Allzulange hat freilich, trotzdem Asquith mit einer gerade¬ 
zu zum Spott herausfordernden Hartnäckigkeit an seiner 
Ministerpräsidentschaft klebte, auch ihre Herrschaft nicht ge¬ 
dauert. Wie sehr sie sich auch den Wünschen des neuen 
imperialistischen Qeschäftsliberalismus anzupassen suchten, 
vermochten sie doch mit dessen Mauserung nicht Schritt zu 
halten und mußten sich gefallen lassen, von einem Intriganten 
wie Lloyd George entthront zu sehen, der in seinem Werde¬ 
gang vom hyperradfkalen Allerweitsliberalen zum ministeriellen 
Sozialpolitiker und schließlich zum Kriegsdflctator vortrefflich 
die Entwicklung des englischen Liberalismus widerspiegelt — 
ein Gegenstück zu Herrn Aristide Briand. 

Wie sehr der Krieg den ganzen politischen Auffasungskom- 
plex des liberalen Englands revolutioniert hat, zeigt vielleicht 
nichts besser, als die willfährige Fügsamkeit, mit der die liberale 
Presse wie das gesamte Publikum der „free born britishers“ 
die Eingriffe des früher so gering geachteten Staates in ihren 
Erwerb und ihre privaten Lebensverhältnisse erträgt. Die 
ganze schöne liberale Staatstheoretik von des seligen John 
Locke Zeiten an, über die mit mehr oder weniger philosophi¬ 
schem Cant ganze Bibliotheken zusammengeschrieben sind, ist 
einfach kalt gestellt, wenigstens für den allgemeinen Volks¬ 
gebrauch. 

Nachdem die englische Bourgeoisie ihre glorreiche Revolu¬ 
tion überstanden und in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
herausgefunden hatte, daß die staatliche Eimnischung in die 
Erwerbsverhältnisse die größtmöglichste Ausnutzung der da¬ 
maligen Wirtschaftslage durch das profitsüchtige Kapital allzu 
sehr hindere und deshalb die freie Betätigung der individuellen 
Kräfte das größte soziale Glück verbürge, wurde diese Erkennt¬ 
nis, philosophisch interpretiert und begründet, zum Grund¬ 
gedanken der ganzen englischen Staatslehre. Aus der 
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Lockeschen Qeseiischaftsvertragstheorie, nach der die Qe« 
Seilschaft (richtiger der Staat) dadurch entstanden ist, daß die 
Familietthaushalte sich aus vernünftigen Gründen entsprechend 
Biren Bedürfnissen und geselligen Neigungen zusammen- 
geschlossen, sich Verwaltungsregeln gegeben und zu deren 
Vollziehung Regierungen eingesetzt haben, wird nun gefolgert, 
daß der Staat, da er zur Befriedigung der natürlichen not¬ 
wendigen Bedürfnisse geschaffen worden sei, auch nur so weit 
Existenzberechtigung habe, als er sich auf solche Befriedigung 
beschränke. Deshalb müßte jedem der Gebrauch seiner Kräfte 
zur Beschaffung des Lebensunterhalts und der Lebensannehm- 
licfakeiten freistehen, denn solche freie Betätigung sei nicht 
nur das natürliche Recht des einzelnen, sondern auch Vor¬ 
bedingung weiterer Entwicklung seiner Fähigkeiten. Folglich 
dürfe der Staat lediglich so weit in die individuellen Rechte 
eingreifen, als dies zum Zusammenhalt des Ganzen durchaus 
notwendig sei. 

Im weiteren gelangte diese individualistische Staatstheorie, 
die im Staat nur eine Vereinigung von selbstherrlichen Indivi¬ 
duen zu ihrem individuellem Wohl sieht, zu der Auffassung, der 
Staat sei im Gegensatz zum Individuum mit seinen natur¬ 
gegebenen Rechten eine ganz unnatürliche, künstliche Einridi- 
tung. Edmund Burke fand das schon 1756 in seiner Erstlings¬ 
schrift „A vindication of naturel society or a view oft the 
miseries and evils arising to mankind from every species of 
artifical society (Rechtfertigung der natürlichen Gesellschaft 
oder Uebersicht über das Elend und die Uebel, die der Mensch¬ 
heit aus jeder Art künstlicher Gesellschaft erstehen) heraus. 
Deshalb stände das Individuum über dem Staat. Eine Ansicht, 
die dann William Godwin dahin erweitert, daß der Staat recht¬ 
mäßig gar keine Zwangsgewalt habe und weder dem Indivi¬ 
duum seinen Willen gufzwingen, noch dieses, falls es sich gegen 
den Staatswillen auflehne, bestrafen dürfe. 

Diese Auffassung vom Recht des Individuums gegen den 
Staat ist, wenn auch durch die Praxis mannigfach gemildert, 
zum Grundgedanken der ganzen liberalen Staatslehre gewor¬ 
den, und nun greift dieser geringgeschätzte künstliche Staat 
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auf allen Gebieten in die freie individuelle Betätigung ein, 
zwingt die einzelnen zu gewissen Arten der industriellen Er¬ 
zeugung und des Anbaues, normiert die Profite, bestimmt 
Arbeitszeit und Produktionsverfahren, hält die Arbeiter in den 
Fabriken fest, hebt in gewissen Betrieben das StreHcrecht auf 
und mischt sich in die Lebensmittelversorgung. Die „frei¬ 
geborenen Briten“ fügen sich aber nicht nur willig in die ver- | 
pönte Zwangsgewalt des Staates; die Presse erklärt solchen 
Zwang auch für eine Staatsnotwendigkeit, preist die Einsicht 
der Regierung, die zu solchen Maßregeln greift und fordert | 
deren Erweiterung. I 

Und nicht nur diese Eingriffe duldet die englische Bevölke- | 
rung, sie, die immer über die Militärsklaverei der europäischen ' 
Festiandsstaaten höhnte, hat sich nach einigem Sträuben die 
allgemeine Wehrpflicht aufzwingen lassen. Wenn man weiß, 
wie verachtet der englische „Tommy“ vor dem Kriege war, 
wie selbst eine gewöhnliche Fabrikarbeiterin sich scheute, mit 
einem einfachen Soldaten über die Straße zu gdien, mit welcher 
Verachtung der englische Kaufmann auf den Gemeinen und 
selbst auf den Offizier herabsah, die draußen in den Kolonien 
für seine Handelsinteressen ihr Leben ließen, vermag man 
kaum zu begreifen, welche Militärbegeisterung den nüchternen 
englischen Bourgeois gepackt hat und wie seine Handeispresse 
mit echt englischer Ruhmredigkeit die glorreichen Taten von 
„Englands Söhnen“ im Felde feiert 
Old England schwindet. Drei Kriegsjahre haben seine gei¬ 
stige Physiognomie vollständig verändert Und weitere Ver¬ 
änderungen werden folgen. Wie weit das Wirtschaftsgetriebe 
Großbritanniens unter dem Einfluß des Krieges sich verschoben 
hat soll in einem zweiten Artikel untersucht werden, hier 
kommt zunächst nur die Tatsache in Betracht daß England 
seine einstige wirtschaftliche Machtstellung gegenüber den Ver¬ 
einigten Staaten verloren hat Als der Weltkrieg begann, 
wurde der Besitz Europas an Werten der nordamerikanischen 
Union — eher zu niedrig als zu hoch — auf 3400 bis 3500 Mil¬ 
lionen Dollar, also ungefähr 15 Milliarden Mark geschätzt. 
Davon befand sich ungefähr ein Drittel in englischen Händen. 
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Diese Wertpapiere sind, soweit sie in englischem, französi¬ 
sche, belgischem Besitz waren, größtenteils nach den Ver¬ 
einigten Staaten zurfickgeströmt. Und daneben hat Amerika 
einen großen Teil sfidamerikanischer und europäischer Effek¬ 
ten angekauft, nach vorläufiger Schätzung bis Ende 1916 für 
2100 Millionen Dollar. Schon Ende vorigen Jahres wurde der 
Gesamtbesitz Europas an Werten der Union nur noch auf 
ungefähr 1250 Millionen Dollar berechnet. Und während in 
den letzten Jahren vor dem Kriege zur Bezahlung von Zinsen, 
Dividenden usw. regelmäßig aus der Union ungefähr 300 Mil¬ 
lionen Dollar nach Europa abflossen, betrug diese Summe Ende 
1916 nur noch etwa zwei Fünftel des früheren Betrages. Darin 
sind aber jene Summen noch nicht mit eingeschlossen, die nun¬ 
mehr Europa für seine in Amerika auf genommenen Darlehen 
zu zahlen hat. Von Kriegsbeginn bis Ende Februar 1917 sind, 
nach einer jüngst von der National City Company in New York 
veröffentlichten Aufstellung allein an Anleihen und Bankkredit- 
ten 2606 Millionen Dollar vom Ausland in den Vereinigten Staa¬ 
ten aufgenommen worden, wovon nur 229 Millionen Dollar bis¬ 
her wieder eingelöst sind, so daß 2377 Millionen Dollar noch 
ausstehen. An dieser letzten Summe sind beteiligt England mit 
1131 Millionen Dollar, Frankreich mit 651 Millionen Dollar, 
Kanada mit 290 Millionen Dollar, Südamerika (vornehmlich 
Argentinien) mit 109 Millionen Dollar. 

Dazu kommen die enormen Gewinne aus dem amerikanischen 
Riesenexport, namentlich von Munition und Lebensmitteln, an 
die Entente. Die Ausfuhr, die im Finanzjahr vor dem Kriege 
2130 Millionen Dollar betrug, ist 1916 auf 5461 Millionen Dollar 
gestiegen, der Ausfuhrüberschuß von 436 auf 3097 Millionen 
Dollar. Und welche enormen Gewinne sind nicht bei diesem 
Export erzielt worden. Nicht nur die Getreidepreise sind 
emporgeschnelit, auch die der meisten anderen großen Export¬ 
artikel. Stahfknüppel wurden z. B. in New Yoik anfangs Juli 
1914 mit 19 Dollar pro Tonne notiert, Ende 1916 mit 60 Dollar, 
Roheisen (Nr. 2 Northern) im Juli 1914 mit 15 Dollar, Ende 
1916 mit 28 Dollar, Kupfer pro Pfund vor dem Kriege mit 
13% Cents, im Dezember 1916 mit 34 Cents. 
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Es ist begreiflich, wenn sich die amerikanische Trustpresse 
nadh dem Ablauf des „Superlativen“ Jahres 1916 vor Wonne 
fiberschlug. Die „New York Times“ kam in ihrer Bilanz für 
1916 zu folgenden Ergebnissen: Export 5461 Millionen Dollar, 
Zunahme gegen 1915 um 53,9 Proz., Qoldgeld im Lande 2742 
Millionen Dollar, Zunahme 213 Proz., Bank-Clearings 261000 
Millionen Dollar, Zunahme 39 Proz., Bahneinnahmen 3623 Mil¬ 
lionen Dollar brutto, Zunahme 173 Proz., Gewinne der großen 
Industriegesellschaften (ohne Eisen- und Kohlenproduktion) 
378 Millionen Dollar, Zunahme 1403 Proz. 

Diese wirtschaftliche Machtverschiebung hat schon heute 
dazu geffihrt, daß Englands fiberragende wirtschaftliche Stel¬ 
lung in Mittel- und Südamerika starte erschüttert ist und damit 
zugleich sein politischer Einfluß. Vor Kriegsbeginn waren in 
Südamerika ungefähr 670 Millionen Pfund Sterling, also 13% 
Milliarden Mark, an englischem Kapital investiert, zumeist 
in Eisen- und Straßenbahnen, sowie in Anleihen, Finanz¬ 
gesellschaften, Banken und Landgesellschaften. Die Anlagen 
des Yankeekapitals waren in Sfidamerflea verhältnismäßig 
gering, ungefähr 120 Millionen Pfund Sterling. Die amerika¬ 
nischen Kapitalisten bevorzugten Mexiko, Kuba, Nicaragua, 
Guatemala; nur in Brasilien, Venezuela, Bolivia spielte das 
nordamerikanische Kapital eine gewisse Rolle. 

Das hat sich infolge des Krieges wesentlich geändert 
Während die englischen Baißcinstitute ihre ausstehenden Forde¬ 
rungen größtenteils eingezogen haben, um Geld nach England 
überweisen zu können, haben die nordamerikanischen Kapita¬ 
listen nicht nur einen großen Teil der bisher in englischem und 
französischem Besitz befindlichen sfidamerikanischen Wert¬ 
papiere angekauft sondern auch fortgesetzt einen Teil ihrer 
großen Gewinne in sfidamerikanische Anlagen hineingesteckt 
und zugleich haben die amerikanischen Banken, voran die 
Nationai City-Bank, in den wichtigsten Handelsplätzen Süd¬ 
amerikas Filialbanken und Niederlassungen errichtet 

Gleich einem Riesenpolypen zieht das amerikanische Kapital 
Mittel- und Südamerika in seinen Wirtschaftsbann, und dieses 
Uebergewicht wird durch den Anschluß der Union an die 
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Entente und die Einsetzung der amerikanischen Finanzkraft für 
deren Kriegszwecke nicht vermindert, sondern verstärkt. Eng¬ 
land hat seine einstige große Domäne in Südamerika verloren, 
wie denn auch die jetzige feindliche Stellungnahme Brasiliens, 
Argentiniens, Bolivias gegen Deutschland nicht durch eng¬ 
lische, sondern durch nordamerikanische Einflüsse herbei- 
gefllhrt ist. Und wie im spanischen Amerika, hat England auch 
in Ostasien seine einstige priviligierte Stellung eingebüßt. Sie 
ist durch die Machterweiterung, die Japan während des Krieges 
durch seine wirtschaftliche Kräftigung und sein Bündnis mit 
Rußland erfahren hat, auf das Reich der aufgehenden Sonne 
fibergegangen. 

Dagegen läßt sich schon heute deutlich erkennen, daß durch 
den Krieg weder Englands Machtstellung in Aegypten, noch In 
Sfidarabien, in Oman und Hadramaut, noch bei den arabischen 
Stämmen im Irak-Arabi, noch in Persien gebrochen wird. Und 
noch weit weniger ist an eine Erschütterung seiner Position 
in Südafrika zu denken. Vielmehr muß damit gerechnet wer¬ 
den, daß es nach dem Kriege neben Südafrika auch ganz 
Mittelafrika fiberschluckt. 

Auch auf dem europäischen Festland wird Englands Einfluß 
nach dem Kriege wohl eine Verschiebung, kaum aber eine Ver¬ 
minderung erleiden. Läßt sich durch eine geschickte Politik, 
die Rußlands wirtschaftliche Neugestaltung und die föderative 
nationale Bewegung seiner sogen. Fremdvölker begünstigt, 
dieses Reich auch der englischen „Suprematie“ entziehen, so 
doch nicht Italien, Belgien und Frankreich, das aller Voraus¬ 
sicht nach zu einem wirtschaftlichen, vielleicht auch politischen 
Vasallenstaat Englands herabsinken wird, gleich der kleinen 
portugiesischen Republik. Zudem wird der sicher zu erwar¬ 
tende engere Zusammenschluß Englands mit seinen selbstän¬ 
digen Kolonien zu einem Reichszoll- und Reichsunterstützungs¬ 
verband, zur „Imperial Federation“, die englische Weltmacht 
im ganzen erheblich stärken, wenn auch das englische Mutter¬ 
land sich dazu verstehen müssen wird, in wirtschaftlicher Hin¬ 
sicht seinen Kolonien manche Zugeständnisse zu machen. 

Hat demnach England ansehnliche Verluste auf dem Konto 
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seiner bisherigen WeltmachtsteUung zu buchen, so stehen doch 
diesen auf anderen Gebieten nicht minder ansehnliche Kriegs¬ 
gewinne gegenüber. Sich darüber zu täuschen, wäre politisch 
verkehrt. Man schafft unbequeme Tatsachen nicht aus der 
Welt, indem man sie ignoriert. In seinem interessanten Artikel 
„England nach dem Kriege“ (Nr. 53 der „Glocke“ vom 
31. März 1917) hat Waldemar Slarz bereits darauf hingewiesen, 
wie gefährlich es ist, die Wirtschaftskraft Englands zu unter¬ 
schätzen. Dasselbe gilt von Englands Weltmachtstellung. Doch 
seine wirtschaftlichen und politischen Existenzbedingungen 
wechseln im Innern wie nach außen. Das England der „Decla- 
rations of Rights“ und des cobdenitischen Liberalismus geht 
zu Grabe. Eine neue Aera beginnt. — 


JOHANN PLENGE: 

Die Revolutionierung derRevolutionäre. 

2. Eine Studie zur vergleichenden Gesellschaftslehre. 

D as bekannteste Beispiel der Revolutionierung eines Revolu¬ 
tionärs ist der Tag von Damaskus. Der jähe Uebergang aus 
der Kampfesstimmung des Jüdischen Messianismus in das 
christliche Heilsbewußtsein, der in dieser Plötzlichkeit nur als 
der Wechsel aus der Spannung der geistig-revolutionären Er¬ 
wartung in die Lösung der geistig-revolutionären Er¬ 
füllung zu erklären sein dürfte. 

Die Entstehung des Christentums im Judentum ist auch als 
Ganzes eine Revolutionierung der Revolutionäre. 

Die jüdische Messiasideologie ist die Hoffnung auf den gott¬ 
gesandten Revolutionär, der die Unterdrücker stürzt und sein 
Volk befreit. Dieser Ideologie tritt dann die ungeahnte Wirk¬ 
lichkeit des Erlösers in der Person Jesu gegenüber, und es ist 
nicht etwa ein spielender Vergleich, wenn gerade die Bot¬ 
schaft Jesu eine Revolution genannt wird, die über die Revo¬ 
lutionäre kommt. In Hegels „Philosophie der Geschichte“ heißt 
es: „Man kann sagen, nirgends sei so revolutionär gesprochen 
als in den Evangelien, denn alles sonst Geltende ist als ein 
gleichgültiges, nicht zu achtendes gesetzt.“ 
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Die äuBere Möglichkeit für diesen AufeinanderstoB von Er¬ 
wartung und Erfüllung gibt die widerspruchsvolle Fehlbildung 
des jüdischen Messianismus. Ebenso widerspruchsvoll da¬ 
durch, daB der eine Weltgott, den die Prophetenreligion kennt, 
seinen Heilsplan auf die Herstellung des irdischen Staates 
eines einzigen Volkes abgestellt haben soll, wie widerspruchs¬ 
voll dadurch, daß diese Wiedeilierstellung der irdischen Macht 
eines einzigen Kleinvolkes bei der wirklichen Machtverteilung 
in der Zeit des vollendeten Römerreiches immer unmöglicher 
wird. Darum erscheint auch dem nüchternen soziologischen 
Blick, der die materielle Ordnung des Qesellschaftslebens in 
Erwägung zieht, mit den Tagen des Augustus „die Zeit erfüllt“. 
Als das carmen saeculare als weltlicher Friedensgesang über 
das nach den langen Kämpfen des Zeitalters der Hegemonie 
endlich zur Ruhe gekommene Reich der antiken Kultur er¬ 
klingt, ist auch der Augenblick für den Erlöser gekommen, 
der die Messiasideologie von aller falschen Diesseitlgkeit be¬ 
freit und die wahre Qottesbotschaft der Liebe bringt, die das 
Qottesreich des inneren Friedens gewinnt. 

Unser Interesse konzentriert sich hier auf dies äußerste Auf¬ 
einanderplatzen der Gegensätze bei der Entstellung des 
Christentums, das den mit dem Schicksal des „Gottessohnes“ 
innerlich so notwendig verbundenen Schmerzenstod auch 
äußerlich zu einem so verständlichen Verlangen seiner Gegner 
macht Der „Neid“ gegen den Außerordentlichen wird durch 
die Wut der entrüsteten alten Revolutionspartei aufs höchste 
gereizt. Audh daß eine engere Gruppe um Jesus steht, die das 
ganze Messiasproblem auf Grund ihrer früheren inbrünstigen 
Hingabe an die jüdische Messiasidee tiefer versteht und ver¬ 
traulicher behandeln kann (Johannes-Evangelium!), und daß 
diese Auffassungen mit der Auffassung des später über eine 
ebeiBo lange Wegestrecke, aber in besonders jähem Ueber- 
gang bekehrten Paulus nahe zusammenklingen, findet viel¬ 
leicht so die einfachste Erklärung. Doch das führt bereits zu 
stark ins einzelne. Und durch welche Propaganda, von was 
für sozialen Schichten getragen, in welcher Auseinandersetzung 
mit der griechischen Philosophie, in welchen Kämpfen mit 
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anderen Religionssystemen darauf das Qiristentum in der | 
schätzenden HQIle des Weltstaates den ganzen Qeseilschafts- < 
körper des Römerreiches durchdringt, um dann das innerste | 
Ideengut der Ober dem Römer reich auf steigenden neuen 
Völkerwelt zu werden, gehört vollends nicht hierher. Nur im | 
Vorbeigehen kann darauf hingewiesen werden, wie ganz im 
allgemeinen das gesellschaftliche Kräftesystem bei der Aus¬ 
bildung des Christentums eine gewisse Parallele mit dem 
Kräftesystem bei der Weiterbildung des Sozialismus gestattet. 

Es lassen sich zwei merkwürdige Reihen gegenfiberstellen. j 
Die erste Reihe heiBt: das Judentum im scharfen, dauernden 
Gegensatz zu einer vergewaltigenden politischen Macht; tat¬ 
sächlicher Umschlag dieses Gegensatzes durch das duldsame 
Friedensreich des herrschenden Roms; radikale innere Um¬ 
bildung der Messiasideologie; Verarbeitung der reichen Bil¬ 
dungselemente des Griechentums, um die neue Geistesbot¬ 
schaft systematisch auszubauen; Aufstieg einer christlichen 
Gesellschaft zunächst in dem Uebergangsgebilde des ober¬ 
flächlich christlich übertünchten Römerreiches und dann in der 
seit der Frühzeit ihrer Kultur christlich gewordenen neueren 
Staatengesellschaft. Die entsprechenden Vergleichsbilder wür¬ 
den heißen: Proletariat im schroffen, dauernden Gegensatz 
zum Kapitalismus; tatsächlicher Umschlag dieses Gegensatzes 
zunächst durch die organisatorische Neuordnung unter dem 
Einfluß des Weltkriegs; radikale Umbildung der sozialistischen 
Ideenwelt; Verarbeitung der Bildungselemente unseres klassi¬ 
schen Idealismus, der bürgerlichen Gesellschaftswissenschaft 
und der Organisationserfahrung unserer Wirtschaftspraxis; 
Aufstieg einer Gesellschaft mit planmäßiger Zusammenfassung: 
der gesellschaftlichen Kräfte zuerst als innere Konzentration 
der im Kampf geschiedenen Staaten, dann, als Zukunftsbild, 
in einer einheitlich zusammengefaßten Staatengesellschaft der 
ganzen Welt. Das kann wie eine sehr phantastische welt¬ 
geschichtliche Konstruktion aussehen, die sich in unmögliche 
Vergleiche verliert. Sieht man den Vorgang aber gleichsam 
mit naturwissenschaftlichen Augen, so handelt es sich beide 
Male um die Entstehung eines nach allseitiger Auswirkung 
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verlangenden neuen Ideenzentrums unter bestimmten sozialen 
Druckverhältnissen; wesentliche Umbildung des Zentrums unter 
gleichzeitiger Veränderung des Drudcs; Abdrängung und Auf¬ 
saugung konkurrierender Ideenzentren; Ausrundung des neuen 
Hauptzentrums durch Assimilierung vervollständigender Be¬ 
standteile früherer Ideenkomplexe; endlich die sozusagen 
staffelförmige Umsetzung der Ideen in die Wirklichkeit in zwei 
Hauptetappen, die sich aus der organisatorischen Struktur des 
vorhandenen Oesellschaftslebens ergeben. Es leuchtet ein, daß 
eine allgemeine Form der geistigen Lebensentwicklung zu¬ 
grunde liegt. 

Man wird sich allerdings hüten müssen, die Feststellung der 
Uebereinstimmungen zu übertreiben. Denn der Vergleich 
zwischen dem Zeitalter der Hegemonie der klassischen Mittel¬ 
meerperiode und dem Zeitalter des Kapitalismus unserer neue¬ 
ren Zeit muß, wie ich in meinem „Der Krieg und die Volks¬ 
wirtschaft“ und ausführlicher in „1789 und 1914“ gezeigt habe, 
wesentlich ein Vergleich mit durchgehender Entgegensetzung 
werden, weil das Verhältnis von Staat und Wirtschaft und die 
Qrundordnung des ganzen Staatensystems hier und dort 
wesentlich verschieden ist. 

Im Zeitalter der Hegemonie ein seiner Natur nach unstabiles 
Stadtstaatensystem mit ursprünglich stadtwirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen, das unweigerlich in den Kampf um die rein politische 
Herrschaft hineingerät. Dieser Kampf konnte nach der ganzen 
Anlage dieser Staatengesellschaft, wie der große Polybius 
schon als Zeitgenosse mit voller Deutlichkeit sah, nur mit der 
Allmacht einer Herrenstadt endigen, und da er notwendig im 
Innern dieser Stadtrepubliken auch als der leidenschaftliche 
Vormachtskampf der großen politischen Individuen in einer 
selbst für unsere heutigen westlichen und amerikanischen 
Demokratien noch ganz unvergleichbaren Weise entbrennt, nur 
mit der Allmacht des einen, alles in seiner Hand haltenden 
Weltherrschers. 

Im Zeitalter des Kapitalismus dagegen ein Gleichgewichts¬ 
system überwiegend von Nationalstaaten auf dem Boden einer 
gemeinsamen alten Kultur- und Veikehrsüberlieferung, wo 
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Staat gegen Staat in der Konkurrenz des Wirtschaftsverkehrs 
seine Macht zu entwickeln sucht. Wo durch diese seine Pflege 
des Wirtschaftslebens der Staat selbst eine kräftige, regsame, 
freiheitsbedürftige, bürgerliche Qesellschaft entwickeln hilft, 
für welche dann bald die Wirtschaft im internationalen Zu¬ 
sammenhang alles und der Staat nichts mehr ist, und die den 
Staat beiseite schiebt. Dann aber wird doch, nach einem 
Zwischenspiel der kosmopolitischen Verbrüderung, wegen des 
Weiterlebens der alten Völkergegensätze, die zu neuen Qe- 
schäftsgegensätzen werden, der Staat zum Mittel gemacht, um 
durch Ausnutzung aller politischen Kräfte einen gesteigerten 
Machtkampf um eine ausgedehnte Reichsbildung über die ganze 
bewohnte Erde zu beginnen, der die Grenzen für ein end¬ 
gültiges Weltgleichgewicht festlegen soll. Soweit sind wir 
gekommen. 

Darum ist auch der Abschluß dieser großen Kulturzeitalter 
grundverschieden. Dort vorübergehendes Friedensreich, nach 
Herstellung der Einherrschaft, aber ohne Fähigkeit zum wirk¬ 
lichen organisatorischen Aufbau und mit der inneren Anlage 
zum Zerfall! Hier Weltkrieg, aus dem heraus jene Anlage 
zur größten Konzentration der gesellschaftlichen Kräfte sich 
zu vollenden scheint, die die bürgerlidi-kapitalistische Gesell¬ 
schaft in der Schaffung der großen Organisationsformen ihres 
freien Wirtschaftslebens vorher schöpferisch bewährt hat. 

Dem entspricht der Unterschied der Ideologien, die in der 
Zeit des Abschlusses der Kulturzeitalter ihre kritische Stunde 
erleben. Dort Jenseitsreligion mit dem Ziele der Befriedigung 
einer Einzelseele! Hier wissenschaftlich-politisches Diesseits¬ 
system mit dem Ziele der bewußten geistigen Durchdringung 
der neu zusammengeschlossenen Arbeitsgenossenschaft unserer 
im Staat zusammengefaßten Gesellschaft. Ideologien in ganz 
verschiedenen Geistessphären und gerade darum, wie bemerkt 
werden mag, merkwürdig genug miteinander durchaus nicht 
unverträglich. Das Christentum erkennt ja das eigene Recht 
des Diesseits grundsätzlich durch den Satz an: Gebet dem 
Kaiser, was des Kaisers ist. Ein wissenschaftlicher Sozialismus 
aber, der sich selbst letzthin als Geistesiehre erkennt, muß sich 
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auch bewußt werden, daß es Tiefen des Geistes und Schicksals¬ 
fragen für das Leben des einzelnen und für das Leben der 
Gesellschaften gibt, die für die Beweismittel und die Kau¬ 
salitätsformeln der Wissenschaft immer unzugänglich bleiben. 
Auch die Entgegensetzung des formalen Ablaufes bei der Um¬ 
bildung der beiden großen Ideologien ist nicht unausgleichbar, 
die die vorwiegende Entgegensetzung beim Vergleich von da¬ 
mals und hdute sonst noch auffälliger macht. Damals vom 
Judentum zum Christentum, vom Nationalismus zum Inter¬ 
nationalismus, der dann neue national beeinflußte Unterschiede 
in sich entwickelt! Heute vom internationalen Marxismus zum 
nationalen Kriegssozialismus und auch weiterhin wohl erst 
durch eine Periode der stark abgeschlossenen, in sich organi¬ 
sierten Volksgenossenschaft zu einer endgültigen Form der 
internationalen Organisation. 

Die Grundgegensätze: haltloses Priedensreich — nach Ord¬ 
nung verlangender Weltkrieg, Hegemonialperiode —, Kapita¬ 
lismus setzen sich in diesen Gegensätzen fort, zum mindesten 
bestehen sehr enge und nahe Zusammenhänge zwischen allen 
diesen Gegensätzen. Eine merkwürdige Bestätigung für die 
Feststellung, daß sich im Leben der Geschichte starke Ent¬ 
gegensetzungen der Gesellschaftslage bilden, deren Verständ¬ 
nis die dialektische Methode erschließen kann. Aber vor der 
leichtsinnigen Verwendung dieser Methode sei gewarnt. Der 
geschichtliche Gegensatz will durch eindringliche Anschauung 
erkannt werden; eine spielende Konstruktion mit Position und 
Negation und neuer Position, die ein ganzes System der Ge¬ 
schichte zurechtentwickeln will, greift sicher daneben. Auch 
der Naturwissenschaftler verwendet seine Hypothesen nur 
soweit, als seine sichere Beobachtung geht. 

Aber die Revolutionierung der Revolutionäre ist in der Tat 
das hart aufeinander treffende doppelte Nein auf den Höhe¬ 
punkten der Geschichte. 

Wir stehen nun bei diesem Vergleich mit einer gewissen 
perplexen Stimmung vor dem gegenwärtigen Umschwung in 
der Geschidite des wissenschaftlichen Sozialismus. Man hat 
die marxistische Sozialdemokratie schon oft mit der enthusia- 
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stischen Stimmung aus der Zeit der Verbreitung des werdenden 
Christentums verglichen, mit dem messianisch gestimmten 
Judentum wohl weniger häufig. Und doch ist die Aehnlichkeit 
deutlich genug: in beiden Fällen eine streng abgesonderte aus- 
erwählte Menschengruppe, die aus höherer Notwendigkeit der 
Welterneuerung entgegengeht Hier das Proletariat mit seiner 
durch die Wissenschaft bewiesenen weltgeschichtlichen Be¬ 
rufung zum letzten Klassenkampf! Dort das Volk Qottes in 
der Verheißung seines Befreiungskampfes, der ihm ein über¬ 
schwenglich hohes irdisches Ziel bringen wird. 

Man kann den irritierenden Vergleich so wenden, daß die 
„Judaisierung“ der Ideologie des Proletariats beinahe neckisch 
herauskommt. Es war auch noch genug Ohettofiberlieferune 
in der Welt, als Marx das Proletariat in das freiwillige Ghetto 
des ausschließlichen Klassenbewußtseins hineinfßhren wollte, 
um eine Reinzucht seiner politischen Energie zu erreichen. 
In Marx lebte die Qlut der alten prophetischen Leidenschaft, 
und eine Art der vernichtenden Kampfesstimmung, die im 
Islam wiederkehrt und die wir mit „semitischem“ Fühlen und 
Denken gleichzusetzen gewohnt sind. Auch das gehört zur 
EigengesetzlicHkeit der politischen Ideenbildung, daß sie aus 
der Natur und dem Geist eines vorbildlichen Begründers 
herauswachsen und davon leicht einen dauernden Geschmack 
behalten, der sich in einer spezifischen Anziehungskraft 
äußern kann. 

Demgegenüber darf aber nicht vergessen werden, daß der 
Vergleich der beiden Ideologien auch das hergibt, daß das 
Proletariat und der Marxismus den Geist und die Forderung 
des Sozialismus so an unsere neu entstehende Organisations¬ 
gesellschaft herangetragen haben, wie das Judentum die mes- 
sianische Erwartung an die Zeit der Erfüllung. Wenn wir 
jetzt eine „sozialistische“ Gesellschaft bekommen, so wird 
dieser wirkliche Sozialismus etwas vollkommen anderes wer¬ 
den, als der Traum vom Zukunftsstaat verhieß. Aber dieser 
neuen Gesellschaft der straffen Zusammengliedertmg aller 
Volkskräfte würde ein wesentlicher Teil ihres zur höchsten 
Leistung befähigenden inneren Geistes, dazu eio Teil ihrer 
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Wahilieit und ein Teil ihrer Gerechtigkeit fehlen, wenn etwa 
die sozialistische Bewegung in den unfertigen Systemen des 
alten französischen und englischen Sozialismus verpufft wäre 
und es den drohenden Aufmarsch der Bataillone des Marxis¬ 
mus niemals gegeben hätte. Was würde daraus, wenn die neue 
Organisationsverfassung unserer Zukunft einer in den Alltag 
versunkenen Arbeiterschaft aufgelegt werden müßte, und wenn 
in die Routine des Alltags versunkene Beamte ihre Leiter 
würden? Das ist die geschichtliche Bedeutung der enttäusch¬ 
ten Revolutionäre damals und heute! Das, was über ihre 
verfeüten Erwartungen hinweggeht, nahm und nimmt einen 
unentbehrlichen Teil seines höchsten Lebens aus der vergeb¬ 
lichen Energie ihrer Forderung. 

Es muß nun aber offenbar zwischen der Revolutionierung 
des jüdischen Messianismus durch Jesus und der Revolutio¬ 
nierung der proletarischen Endzustandslehre des Marxismus 
durch die Weltkatastrophe von 1914 eine besonders tiefe Ver¬ 
schiedenheit geben, so daß der Vergleich nicht ohne weiteres 
in die Augen springt. Sonst wäre er trotz aller notwendigen 
Entgegensetzungen wohl längst gezogen. 

Diese tiefe Verschiedenheit liegt nicht darin, daß es sich, wie 
schon hervorgehoben, dort um eine religiöse Ideologie, hier 
um eine rein politisch-soziologische Ideologie handelt. Die 
Verschiedenheit liegt auch nicht in dem Drum und Dran der 
historischen Umstände oder in der Besonderheit der einzelnen 
geschichtlichen Faktoren und ihrer ganzen Konstellation. Die 
die Blicke ableflkende Verschiedenheit liegt vielmehr in der 
Art der Kausalität dieser Revolutionierung und die Feststel¬ 
lung dieser Verschiedenheit ist darum besonders wichtig, um 
die starke Einseitigkeit der materialistischen Geschichtsauf¬ 
fassung herauszubringen, die den sachgemäßen soziologischen 
Vergleich besonders erschwert. 

Die Revolutionierung des Jüdischen Messianismus durch 
Jesus ist die Revolutionierung einer Idee von innen heraus. Im 
tiefsten Kern des ganzen Glaubenserlebnisses erfolgt die Frei¬ 
stellung einer höheren göttlichen Wahrheit: die Vorstellung 
des Gottessohnes und seines Erlösungswerkes erkält einen 
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anderen Sinn. Demgegenüber bleibt die große Veränderung 
in der materiellen Qesellschaftsordnung durch die Befrie¬ 
dung des Römerreiches ein Begleitvorgang, den wir heute 
bei unserer wissenschaftlichen Zusammenfassung der an sich 
wirksamen geschichtlichen Vorgänge sehr stark betonen 
müssen, der aber für die Nächstbeteiligten von dmnals ein Im 
wesentlichen unterbewußter Vorgang gewesen sein dürfte, von 
dem sie zwar wußten und den sie in ihrem äußeren Leben 
spürten, von dessen großer ausiösender Bedeutung für ihre 
eigene Bewußtseinsbildung sie sich aber keine Rechenschaft 
gaben. Zum mindesten stand er nicht im Mittelpunkt ihres 
Erlebens. 

Die Revolutionierung des marxistischen Sozialismus durch 
den Weltkrieg ist eine Revolutionierung von außen. Den 
„wissenschaftlichen“ Erwartungen der revolutionären Ideologie 
tritt eine ungeahnte politische Wirklichkeit gegenüber. Die 
Tatsachen zerschmettern den Traum und hinterher sucht man 
verwirrt nach den Scherben: sind sie noch ganz geblieben, 
lassen sie sich flicken oder gilt es ein neues Qefäß zu formen? 

Damals erfolgt die Revolutionierung durch einen schlecht¬ 
hin Einzigen, der seine Anhänger sammeln mußte, freilich 
nicht um sie jeden für sich allein zu lassen, sondern um sie 
im Geiste der Qotteskindschaft in ihrem innersten Wesen fest 
zu einen und zu einem geistlichen Körper neu zusammen¬ 
zugliedern. Heute erfolgt die Revolutionierung als ein Welt- 
und Völkererlebnis, das nicht nur die Marxisten, sondern 
schlechthin uns alle auf einmal gepackt hat und dessen Sinn 
wir nun in gegenseitiger Aussprache unter uns zu deuten 
suchen. Damals steht alles auf der Spitze der geistigen Tat 
einer einzigen Persönlichkeit und aus diesem Ideenkern ent¬ 
faltet sich im Wachsen der Zeiten die weitgespannte Organi¬ 
sation der Kirche. Das Gleichnis vom Senfkorn gibt dafür 
das allgemein bekannte Bild. Dieses Mal gliedert sich im 
Staatenbau der ganzen Welt eine neue Organisationsordnung 
fast gleichzeitig aus, wenn auch unter dem vorbildlichen Vor¬ 
angang Deutschlands, und es kommt ideologisch nur darauf 
an, einem neuen Geselischaftsbewußtsein, das gleichzeitig an 
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tausend Stellen von selber hinteiliertastet, in der kritischen 
und wissenschaftlichen Auseinandersetzung der sozialen Er¬ 
kenntnis die letzte Klai4ieit über sich selbst zu geben. Es gilt 
also den Schlußstein für ein großes sich schon fast zusammen- 
rundendes Gewölbe richtig zu behauen und richtig zu setzen. 
Einer muß bei einem solchen Wettstreit der erste sein, es 
kommt nicht groß darauf an, wer es ist Man kann sagen, 
ebenso geschichtsnotwendig wie die Singularität der Revolu- 
tionierung des Messianismus durch das Evangelium Jesu, das 
ja jede einzelne Seele in sich selbst die allgemeine Qottes- 
kindschaft finden läßt ebenso notwendig ist die Universalität 
der Revolutionierung der Gegenwart, in der alle der festen 
Verbundenheit ihres Schicksals und ihrer Arbeit im Leben des 
sozialen Ganzen inne wurden, und zwar eines Ganzen, das 
nur in seiner nächsten kraftvollsten Einheit die Nation und 
den Staat umfaßt und das darüber hinaus doch, wenn auch 
jetzt in dem grimmigsten Krieg auseinandergerissen, in die 
Weiten der Menschheit geht Jene Singularität hängt mit der 
Revolutionierung der Messiasidee durch die Botschaft des einen 
überirdischen Heilbringers innerlich eb^so notwendig zu¬ 
sammen, wie diese Universalität mit der gleichzeitigen Er¬ 
schütterung aller materiellen Gesellschaftszusammenhänge und 
aller ideologischen Systeme durch die ungeheure in ihrem 
Ablauf schlechäiin von keinem geahnte und gewollte Geschichts¬ 
katastrophe von 1914. Jene mußte wesentlich von innen und 
von einer Stelle kommen, diese wesentlich von außen mit einem 
vulkanischen Ausbruch, der sofort ganz Europa ins Waidcen 
brachte und dessen Weiterwirkung nun über die ganze Erde 
geht 

Wir sind damit auf unserem weltgeschichtlichen Umweg auf 
das einfache Ergebnis zurflckgeikommen, das beim Ausbruch 
des Krieges viele Marxisten elementar gepackt hat: der Marxis¬ 
mus hat die Kräfte des Geistes verkannt, seine starre und 
einseitige Ideologie in falscher Sicherheit als feste Wissen¬ 
schaft überwertet und er steht jetzt vor der Aufgabe, sich in 
starkem geistigen Schaffen wesentlich zu erneuern. Das ist 
das tiefe Grunderiebnis der Befreiung des Geistes in der Sozial- 
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demokratie, das von der gleichzeitigen Verstärkung des natio¬ 
nalen Bewußtseins gegenüber den internationalen Strömungen 
wohl zu unterscheiden ist, wenn es auch nicht immer ausein¬ 
ander gehalten wird. Der eigentliche Kampf um die Weiter¬ 
bildung der Sozialdemokratie geht nicht um ihre Stellung¬ 
nahme zu Staat und Nation, sondern um die volle Befreiung 
ihres inneren Geistes. 

Das konnten diejenigen mit der frohen Sicherheit eines all¬ 
seitig wieder unbefangen gewordenen LebensbewuBtseins ohne 
weiteres in sich empfinden, die nach den Ereignissen von 1914 
das Tor aus dem künstlichen geistigen Ghetto einer „materia¬ 
listischen“ Klassenwissenschaft wieder offen fanden. Aber die 
volle Sicherheit ergibt erst der weite Ueberblick über die ge¬ 
schichtliche Erfahrung der Menschheit, deren Lebensentfaltung 
wir als jüngste auf den Schicksalswendungen der Vergangen¬ 
heit weiter bauende Generation uns zum Bewußtsein zu bringen 
suchen, um besser zu verstehen, was in den Tiefen unserer 
Arbeit wirkt und uns die Richtung gibt, und mit welchen neuen 
Möglichkeiten unser neues Wagen rechnen darf. 

Das ist das dauernde Ergebnis eines geschichtlichen Ver¬ 
gleichs, der die Revolutionierung der Revolutionäre zu einem 
weltgeschichtlichen Vorgang erster Ordnung macht, der sich 
wiederholt. An diesem Ergebnis sind die verschiedenen Be¬ 
strebungen zu messen, die entweder die Erneuerung des 
Marxismus schon versucht haben, oder die in zäher Beharr¬ 
lichkeit die alte Doktrin in ihrer Geltung erhalten wollen. Und 
dieses Ergebnis erleichtert zunächst die freie unbefangene 
Nachprüfung, warum die Wirklichkeit neuerdings so revolu¬ 
tionär werden konnte, und warum die Revolutionäre davon 
enttäuscht werden mußten. 


CURT BIQINQ: 

Die Nervenleiden nach dem Kriege. 

M an hat schon vor dem Kriege manchmal unser Zeitalter das 
nervöse genannt; mehr in gutmütigem Spott, als daß man sich 
etwas besonderes dabei dachte. Nun wir bald drei Kriegsjahre hinter 
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uns haben, die uns unlustbetonte, seelische Eindrücke in einer Inten¬ 
sität und Dauer vermittelten, wie sie in solcher Allgemeinheit noch 
kein Geschlecht erlebt hat, hat die Sache doch ein ernsteres Aussehen 
bekommen. Es gibt eine nicht unerhebliche Anzahl von Aerzten, die 
hoffentlich mehr zum Scherz, behaupten, jetzt im Kriege gäbe es 
überhaupt keine Nervosität. Diese Antwort, die häufig den allerdings 
sehr stark übertriebenen Angaben nervöser Patienten beim Militär 
gegenüber gebraucht werden mag, bedeutet natürlich nichts anderes, 
als daß unter dem Druck der Verhältnisse eine einfache Herabsetzung 
der allgemeinen Schaffensfähigkeit auf nervöser Basis nicht anerkannt 
werden darf. In der Tat kommt es, solange der Mann beim Militär 
ist, nicht so sehr darauf an, wenn er aber später im Zivilberuf sich 
und die Seinen durch seiner Hände oder, was in diesem Falle noch 
schlimmer ist, durch seines Geistes Arbeit ernähren soll, so wird die 
nervöse Schwäche doch einen nicht unerheblichen Einfluß auf die ge¬ 
samte Gestaltung seines Lebens ausüben. 

Es steht außer allem Zw^eifel, daß besonders das Leben an der Front 
das Nervensystem auch derjenigen, die nicht verschüttet waren, oder 
aus einem längeren Trommelfeuer mit einem chronischen Zittern ihrer 
Glieder herauskamen, eine Schädigung erlitten hat, die auf die Wider¬ 
standsfähigkeit und Ausdauer ihrer Nervenkräfte schwer eingewirkt 
hat. Solange diese Leute noch draußen sind, wird ihre Leistungs¬ 
fähigkeit unter der dauernden starken Spannung nicht so sehr herab¬ 
gesetzt, wie man glauben sollte. Sowie aber nach ihrer Rückkehr in 
die Heimat diese Spannung aufhört, und der Betreffende in längst 
entwöhnte also fast gänzlich neue Verhältnisse kommt, wird die bis 
dahin latent gewesene Nervenschwäche unter allen Umständen mani¬ 
fest werden müssen. Die übereinstimmenden Aussagen von Urlaubern 
lassen das deutlich erkennen. Statt, wie sie sich vorgenommen haben, 
während ihres Urlaubs das Leben nach dem mehr oder minder vor¬ 
nehmen Geschmack des einzelnen zu genießen, verspüren sie, sowie 
die ersten Tage des Wiedereinlebens in die anderen Verhältnisse vor¬ 
über sind, eine starke Gleichgültigkeit und allgemeine Müdigkeit, die 
jeden stärkeren Aufschwung unmöglich macht. Nun ist der Urlaub 
ja meistens zu kurz, als daß sich dieser Zustand tiefer einnisten 
könnte. Mit der Rückkehr zur Front, mit der Rückkehr unter den 
Einfluß sozusagen der alten elektrischen Hochspannung, wird das all¬ 
gemeine Müdigkeitsgefühl wieder übertäuscht. 

Bekanntlich üben nicht nur Schrecken und starke körperliche An¬ 
strengungen einen ungünstigen Einfluß auf das Nervensystem aus, 
sondern vor allem auch die Sorgen um den kleinen Dreck des Alltags- 
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lebens, zumal, wenn sie anfansen, chronisch zn werden. Von den 
vielen Millionen Männern da draußen, lebt eine sehr große Anzahl 
in steter Sorge um das Portkommen ihrer Familie, und eine vielleicht 
geringere Anzahl in der Angst vor der Gestaltung ihrer Wirtschaft* 
liehen Verhältnisse nach dem Kriege. Schon das würde genügen, um 
in normalen 2^iten die seelische Widerstandsfähigkeit eines Menschen 
zu schwächen. Wieviel mehr muß das der Fall sein, wenn alle möglichen 
Einflüsse ungünstiger Art auf Körper und Geist Jahre hindurch ein¬ 
wirken. Von dem Leiter des preußischen Gesundheitswesens wie von 
den Rednern der Parteien ist offen zugegeben worden, daß die 
Schwindsucht nach dem Kriege eine peinliche Verbreitung erfahren 
würde. Daß man dasselbe nicht auch von der Neurasthenie znsrab, 
liegt wohl nur daran, daß man dieses Leiden für ein verhältnismSBis 
geringfügiges und auf den allgemeinen Körperzustand des Erkrankten 
einflußloses hielt. Nebenbei sei bemerkt, daß dieselben Faktoren, die 
auf die Leute draußen im Feld ihre oben angedeuteten Einflüsse gel¬ 
tend machen, unter Mitwirkung der chronischen Unterernährung auch 
auf die Heimatbevölkerung ihren bedenklichen Einfluß ausüben. 

Zwischen Fällen schwerer und leichter Neurasthenie, von denen die 
letzteren kaum einen allzu großen Schaden stiften, gibt es eine zahl¬ 
lose Menge von Grenzfällen, die Je nach der Individualität des ein¬ 
zelnen, seiner ererbten oder erst bei ihm selbst geschwächten Wider¬ 
standsfähigkeit eine mehr oder minder große Herabsetzung seiner all¬ 
gemeinen Leistungsfähigkeit bedingen. Jedenfalls werden wir gerade 
unter diesen Grenzfällen eine ungeheure Zunahme nach dem Kriege 
zu verzeichnen haben. Und wenn wir bedenken, daß die wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse unmittelbar nach dem Kriege mit ziemlicher 
Sicherheit von einer Art sein werden, die nicht geeignet ist, den 
menschlichen Geist zu erheben, müssen wir damit rechnen, daß wir 
noch ungleich viel mehr subjektiv stark leidende Neurastheniker als 
von der Tuberkulose Bedrohte haben werden. Bei der Notwendigkeit 
des inneren und äußeren Aufbaues wird diese herabgesetzte Leistungs¬ 
fähigkeit der Millionen und Abermillionen auch volkswirtschaftlich 
schwer ins Gewicht fallen. Nehmen wir an, daß die Arbeitsfähigkeit 
etwa um 10 Prozent sinkt, so ergibt das bei einer täglichen Arbeitszeit 
von 9 Stunden etwa 54 Minuten. Nehmen wir ferner an, daß bei dem 
einzelnen der Wert des in einer Stunde Erarbeiteten 60 Pfg. beträgt, so 
ergibt das für den einzelnen eine tägliche Minderleistung von 54 Pfg. 
und bei beispielsweise 10 Millionen starker Neurastheniker für das 
Jahr (zu dreihundert Arbeitstagen) einen Ausfall von 1 Milliarde und 
Dreihundertundfünfzig Millionen Mark. 
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NatQrlicb wird es unmöglich sein, alle diese Neurastheniker, deren 
Leiden zum Teil auf die früheren Generationen zurückzufahren ist, 
wieder zu voll arbeitswertigen Menschen zu machen. Aber wenn wir 
bedenken, wie schwerwiegend der Einfluß eines Neurasthenikers auf 
seine ganze Umgebung, insbesondere seine Familie ist, werden wir 
nicht umhin können, schon im Interesse der kommenden Geschlechter 
zu versuchen, einen Riegel vorzuschieben, damit sich diese seelische 
Epidemie nicht noch mehr in die spätere Zeit verbreitet. Die Kosten 
für eine eingreifende und an allen bedrohten Punkten einsetzende Be¬ 
handlung werden längst nicht den Betrag des durch die verminderte 
Arbeitsfähigkeit bedingten Ausfalls an Nationalvermögen erreichen; 
ganz abgesehen von den Wirkungen auf unsere Nachkommen, deren 
Wohl wir ja bei allen Reformationsplänen vor Augen haben. ^ fragt 
sich nur, wie wir das anfangen, ohne die Betreffenden in einer Weise 
längere Zeit vom Beruf fernzuhalten, die wiederum eine nennens¬ 
werte Einbuße an Nationalvermögen und persönlichem Eii^ommen be¬ 
deutet Es liegt auf der Hand, daß mit der Besserung der Ernäh- 
rnngsverhältnisse und mit der dauernden Rückkehr in geordnete bür¬ 
gerliche Verhältnisse schon ein Schritt vorwärts getan ist, aber nur 
ein kleiner. Es bedarf außerdem noch einer sorgfältigen diätetischen 
Behandlung, die aber unter besonderer Berücksichtigung des eigen¬ 
artigen Krankbeitsbildes, das wir vor uns haben, auf den Patienten 
nicht den Eindruck einer spezifischen Krankheitsbehandlung machen 
darf. Das Einpferchen der Kranken in Nervenheilstätten würde in 
diesem großen Maßstab einmal zu kostspielig werden, und außerdem 
unter dem Einfluß der Autosuggestibilität unter Umständen das Leiden 
verschlimmern. Wir müssen also an eine Reform der allgemeinen 
Lebenshaltung gehen, die in dem Neurastheniker gar nicht den Ge¬ 
danken aufkommen läßt, daß man ihn als einen Kranken im allgemein 
üblichen Sinne betrachtet Eine dankenswerte Vorarbeit auf diesem 
Gebiet haben wir in der segensreichen Tätigkeit der sportlichen Or¬ 
ganisationen und der Wohnungsreformer. Wir müssen den Kranken 
in regelmäßigen Zwischenräumen aus der Tretmühle der Alltäglichkeit 
befreien und ihn im übrigen in Lebensverhältnisse bringen, die ein 
Weiterschreiten der bisherigen nervösen Störungen durch Ausschal¬ 
tung nervöser Schädigungen ausschiießea Dazu gehört außer 
der Schaffung gesunder Wohngelegenheit eine gesundheitsmäßige 
Regelung der Arbeitszeit eine zweckmäßige Einrichtung der Arbeits¬ 
stellen, eine hinreichende Entlohnung, die mehr gestattet als bloß das 
Leben zu fristen, kurz und gut eine soziale Hebung der gefährdeten 
Elemente. Von ganz besonderem Einfluß auf die Arbeitsfähigkeit 
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und den gesamten nervösen Status ist es, die Kranken von Zeit zu 
Zeit auf nicht zu sehr beschränkte Zwischenräume ans ihrer Um¬ 
gebung herauszureißen und ihnen die Möglichkeit zu geben, größere 
auf Körper und Qeist gieich günstig wirkende Wandertouren zu unter¬ 
nehmen. Diese Veranstaltungen müssen, um die Trägheit des einzel¬ 
nen zu überwinden, allerdings offizieii als Heilmaßnahmen, beispiels¬ 
weise von den Kassen aus, unternommen und geleitet werden. Sie 
müssen unter der Aufsicht von Fachleuten stehen, ebenso wie die 
Patienten vor, während und nach der Reise ärztlich zu untersuchen 
sind. In einzelnen Nervensanatorien hat man neben der Beschäf¬ 
tigungstherapie derartige, wenn auch kleinere Ausflüge in das Heil¬ 
programm mit aufgenommen (z. B. in Haus Schönow in Zehlendorf 
bei Berlin). Die staunenswert günstigen Erfolge, die von seiten 
einzelner Kinderärzte mit solchen längeren Wandertonren bei 
Schulkindern erreicht wurden und über die ein hinreichendes statist¬ 
isches Material vorhanden ist, bieten die Gewähr für das Gelingen 
derartiger individuell anzupassender Freiluftbehandlung. Einen ge¬ 
nauen Heilplan aufzustellen, verbietet der Mangel an Raum; dafür 
bleibt noch Zeit, wenn die Idee als solche Anklang gefunden hat Was 
die Unterbringung der Patienten unterwegs betrifft, so wird sie sich 
mit Leichtigkeit im Anschluß an Lungenheilstätten ohne große Ko'sten 
durchführen lassen, da ja nach dem Kriege die bisher vorhandenen 
Heilstätten an Zahl ganz erheblich vermehrt werden müssen, wobei 
es weder bautechnisch noch verwaltungstechnisch Schwierigkeiten 
machen kann, besondere Flügel oder Einzeigebäude für den oben¬ 
genannten Zweck der Heiltsätte anzupassen. Man wird hierbei gleich 
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen. Denn da die Fachleute immer 
wieder den verderblichen Einfluß betonen, den ungünstige seelische 
Einflüsse auf die Entstehung tuberkulöser Erkrankungen haben, so 
wird man durch diese Art der Neurastheniebehandlung gleichzeitig 
eine wirkungsvolle Prophylaxe gegen die Verbreitung der Tuberkulose 
ausüben. Wir müssen el»n nach dem Kriege danach trachten, unser 
körperlich und seelisch heruntergekommenes Menschenmaterial nicht 
bloß ans platonischer Menschenliebe, sondern aus dem nackten 
Selbsterhaltungstrieb heraus wieder auf die Höhe zu bringen, und zu 
diesem Zweck dürfen wir keine Kosten scheuen, da eine Unterlassung 
Wirkungen zeitigen könnte, die an Kostspieligkeit die für diesen 
Zweck zu hoch befundenen Ausgaben weit in den Schatten stellen 
dürften. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Kriegszieldebatten. 

D ie Reichstapdebatten gipfelten in der Aussprache Uber 
die Kriegsziele. Und da war es für die politische Situation 
höchst bezeichnend, daß die beste Rede an jenem Tage — es 
war der 15. Mai — der Mann hielt, der auseinandersetzte, daß 
er Uber die Kriegsziele nichts sagen könne: der Reichskanzler. 

War deshalb die sozialdemokratische Interpellation über¬ 
flüssig? — Zunächst wird man beachten müssen, daß sie nur 
der Qegenschlag gegen die konservative Interpellation war. Sie 
sollte die Gerte, die die Annexionspolitiker nach rechts über¬ 
bogen hatten, nach links biegen. Erst dadurch erhielt sie wieder 
die richtige Linie. Um den dreisten Vorstoß von rechts am 
gründlichsten und schnellsten zu parieren, gab es in der Tat 
kein besseres Mittel. Sodann aber war die Haltung der Partei 
durch ihre Stellung gegen Rußland ebenso bedingt, wie durch 
ihr agitatorisches Bedürfnis gegenüber den Massen des eigenen 
Volkes. Der Kongreß von Stockholm steht vor der Tür. Die 
Position der deutschen Vertreter wird auf ihm um so stärker 
sein, je kräftiger sie bis dahin für den Frieden gearbeitet haben. 
Es ist klar, daß in dieser Hinsicht die sozialdemokratische Inter¬ 
pellation eine tüchtige und wirkungsvolle Vorarbeit für den 
Stockholmer Kongreß bedeutet, von dem man sich so gern 
eine Annäherung des Friedens verspricht. Die deutsche Sozial¬ 
demokratie kann darauf hinweisen, daß sie neben der russischen 
das einzige Glied der früheren Internationale gewesen ist, das 
von seiner Regierung die Bereitschaft zu einem Frieden ohne 
Eroberungen und Entschädigungen verlangt hat. Auf der 
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andern Seite aber entsprach die Partei mit ihrer Interpellation 
zweifellos einem Wunsche weiter Volkskreise des Deutschen 
Reiches, die nach jeder kräftigen Aktion zugunsten des Friedens 
lechzen. Die Sozialdemokratie ist es sich selber schuldig, bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit ihren Charakter als ausge¬ 
sprochene Friedenspartei immer wieder zu betonen. 

War also die sozialdemokratische Interpellation über die 
Kriegsziele des Reichskanzlers ein gebotener Akt, so war man 
sich selbstredend gleichzeitig in den Kreisen der Sozialdemo¬ 
kratie völlig klar darüber, daß sich der Kanzler nicht formell 
auf den Boden der sozialdemokratischen Kriegsziele würde 
stellen können. Das ist in mehreren Parteiblättern, vor allem 
im „Hamburger Echo“, vor der Interpellation deutlich ausge¬ 
sprochen worden. Diese Blätter haben denn auch der Rede 
des Reichskanzlers volle Gerechtigkeit widerfahren lassen. Um 
so bedauerlicher war es, daß der „Vorwärts“ Hand in Hand 
mit dem „Berliner Tageblatt“ aus einem Gemisch von unklarem 
Pazifismus und übertriebenem Agitationsbedürfnis die Be¬ 
deutung der Kanzlerrede herabzusetzen sich bemühte. Auch 
hiermit kam das Zentralorgan wieder an die Seite der schroff¬ 
sten Annexionspolitiker, und es war kein Zufall, daß Herr 
V. Gräfe, der die Rede des Kanzlers in der Debatte vom kon¬ 
servativen Standpunkte aus kommentierte, ebenfalls alles tat, 
um an ihr kein gutes Haar zu lassen. Dabei batte der Abge¬ 
ordnete David bereits als zweiter Redner der Partei die takti¬ 
schen Konsequenzen sehr zutreffend und geschickt gezogen, 
die sich aus der Kanzlerrede für die Sozialdemokratie ergeben. 
Er erklärte sich zwar „nicht für völlig befriedigt“, trat aber 
um so schärfer der geflissentlich genährten Auffassung ent¬ 
gegen, als ob sich Herr v. Bethmann Hoilweg durch seine 
Zurückhaltung auf den Boden der Annexionisten gestellt hätte, 
eine Phrase, die nur dem Auslande zugute kommt. 

Sicherlich wird der Streit um die Kriegsziele weitergehen. 
Das mag bedauerlich sein, aber es gehört wirklich nicht allzu¬ 
viel politische Einsicht dazu, um zu begreifen, daß der Kanzler 
in der jetzigen Situation einfach nicht in der Lage ist, ihn zu 
beenden. Hätte er sich für einen Frieden mit Annexionen oder 
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für einen Frieden ohne Annexionen erklärt, der Streit würde 
genau so oder vielmehr noch schärfer toben als jetzt, wo er 
weder für noch gegen Annexionen sich formell festgelegt hat. 
Bei alledem hat der Kanzler Wendungen gebraucht — so über 
seine Friedensbereitschaft mit Rußland, so auch über seine 
Uebereinstimmung mit den Kriegszielen des österreichisch¬ 
ungarischen Bundesgenossen — die für jeden, der verstehen 
will, deutlich genug zeigten, wie der Kanzler sich den Frieden 
denkt. 

Aber ist nicht überhaupt die ganze Situation durch die Frage¬ 
stellung: für oder wider die Annexionen: auf ein falsches Gleis 
geschoben worden? — Sie verrät eine merkwürdige Ueber- 
schätzung des Einflusses, den das Annexionsgeschrei auf die 
Dauer des Krieges ausübt. Gewiß ist die Annexionspolitik mit 
einer jener Faktoren, die zur Verlängerung des Krieges bei¬ 
tragen, und bei dem winzigen Einfluß, den wir alle nur auf 
die Entwicklung der weltgeschichtlichen Ereignisse ausüben 
können, und bei dem gleichzeitigen unbezähmbaren Tätigkeits¬ 
drang, der in jeder Partei und in jedem gesunden Menschen 
steckt, ist es völlig begreiflich, wenn man sich mit wahrem 
Fanatismus auf jenes adminikulierende Beiwerk der Kriegs¬ 
verlängerung stürzt, eben auf die Annexionspolitik und ihre 
Vertreter, und sie bis zur Vernichtung bekämpft. Man tut 
damit sicherlich ein friedenförderndes Werk. Nur überschätze 
man diese Tätigkeit nicht. Sie entspringt mehr psychologischen 
Ursachen und ist politisch nur von geringem Belang. Ist uns 
doch von französischer Seite, sogar von französisch-soziali¬ 
stischer Seite, ganz kühl eröffnet worden: das deutsche 
Annexionsgeschrei imponiert uns sehr wenig; wir wissen, daß 
Deutschland nichts vom französischen Boden annektieren wird. 
Unser Ziel ist nicht die Aufgabe deutscher Annexionspläne, 
unser Ziel ist die deutsche Niederlage. — Und ist uns etwa 
bisher durch den Verzicht des revolutionären Rußlands auf 
Eroberungen der Friede näher gekommen? Die friedensfördern¬ 
den Wirkungen der russischen Revolution stehen auf einem 
anderen Blatte. Die russische Regierung hat die ihr ver¬ 
bündeten Ententemächte auch nicht zu dem kleinsten Zuge- 
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ständnis in dem auf die Zerstückelung und Versklavung des 
deutschen Volkes ausgehenden Friedensprogramm Englands, 
Frankreichs und Italiens vermocht. Nein! Hier muß man dem 
Gerippe im Schrank ins Auge sehen. Der wahre Grund für die 
Endlosigkeit des Krieges liegt in London, liegt in der welt¬ 
politischen Lage Englands. Schon früher formulierten wir diese 
Lage im Gegensatz zu der Deutschlands dahin: wetm England 
den Krieg nicht gewinnt, hat es ihn verloren, wenn Deutschland 
ihn nicht verliert, hat es ihn gewonnen. Deshalb sind selbst 
die sozialdemokratischen Kriegsziele: keine Annexionen und 
Entschädigungen, territoriale Unversehrtheit, politische Selb¬ 
ständigkeit und wirtschaftliche Entwicklungsfreiheit in Eng¬ 
lands Augen freche Empörerworte; denn sie gehen darauf aus, 
die englische Weltherrschaft zu beugen und Britannien von 
dem Thron, auf dem es seit Jahrhunderten gesessen, herab¬ 
zuziehen und es mit irgendeinem anderen Staate der Welt auf 
gleiche Stufe zu steilen. 

Es regt mir die innerste Galle auf. 

Wenn ich Dich höre sprechen. 

Dein Odem schon ist Hochverrat 
Und Majestätsverbrechen. 

So antwortet der Brite auf die treuherzigen Friedensbedin¬ 
gungen der deutschen Sozialdemokratie. Die Erkenntnis dieser 
Sachlage ist allmählich in weitere Kreise der Partei gedrungen. 
Aus -den Reichstagsdebatten aber erklang von alledem kein 
Echo. Wie erklärt sich diese Tatsache? Wie kann man Hamlet 
spielen ohne den Helden, und wie kann man stundenlang über 
die Hindernisse eines schnellen Friedens diskutieren, ohne den 
Vater dieser Hindernisse auch nur zu erwähnen? — Scheute 
man davor zurück, weil man Englands Stellung zu stärken 
fürchtete, wenn man offen ausspreche, daß die britischen Inter¬ 
essen schlechterdings die deutsche Niederlage verlangen? Aber 
wem verrät man damit ein Geheimnis? In England hat man 
es offen ausgesprochen, daß dem so ist, und die weltpolitische 
Erziehung des deutschen Volkes, die nicht gerade hervorragend 
ist, wird durch das systematische Herumreden um die Kern¬ 
punkte dieses Krieges nicht gerade gefördert. Im übrigen ist 
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das Ganze eine Strategie, die durch ihre „Schlauheit“ schon 
den Ort verrät, wo sie geboren ist, nämlich den Hauptsitz 
deutscher Philisterseligkeit: den Skattisch. Wie es dort gilt, 
sich nicht in die Karten gucken zu lassen, so glaubt man auch 
in den großen Fragen weltpolitischen Geschehens es mit dieser 
echten Phiiisterweisheit halten zu müssen. Ist dem aber so, 
und gilt diese Weisheit auch für den Reichstag, dann ist die 
Reichstagstribfine nicht, wie man so oft zu hören bekommt, die 
freieste Redestätte in Deutschland, sie wäre dann vielmehr der 
Ort, wo die elementarsten Tatsachen der Politik und Welt- 
gschichte nicht ausgesprochen werden dürfen. Wie unheilvoll 
eine derartige Taktik die Massen unseres Volkes beeinflußt, 
deuteten wir bereits an. Aber sie bedroht auf die Dauer auch 
die Politiker selber, die sie anwenden. Sie scheuen immer 
mehr davor zurück, die geschichtlichen Gegensätze, wie sie 
zum Kriege geführt und während des Krieges sich noch ver¬ 
schärft haben, in ihrer ganzen unbarmherzigen Brutalität zu 
erkennen. Um das freundliche Ziel eines „Verständigungs¬ 
friedens“ nicht zu gefährden, sucht man den Tatsachen etwas 
abzuschmeicheln und ihre scharfen Kanten durch sanfte Reden 
zu glätten. Da wird der zierliche Blumentopf, in dem man 
das Tausendschönchen vom „demokratischen England“ auf¬ 
zieht, mit zärtlicher Sorgfalt abends und morgens begossen, 
und Je weniger von dem allerliebsten Blümchen noch zu sehen 
ist, desto eifriger versichert man, daß morgen oder höchstens 
übermorgen „ganz gewiß“ die ersten Keime sich zeigen werden. 
So sieht man nicht die Welt, wie sie ist, sondern wie sie nach 
taktischen Bedürfnissen sein sollte. Der Schaden ist unaus¬ 
bleiblich. 

Dabei verkennen wir keinen Augenblick den Unterschied zwi¬ 
schen einer objektiven Untersuchung des Tatbestandes und einer 
politischen, ganz bestimmten Zielen dienenden Rede im Parla¬ 
ment. Aber auch für jene, ja für sie erst recht, wird immer 
Geltung behalten, was Lassalle einst von der unwiderstehlichen 
Kraft des „aussprechen dessen, was ist“ sagte. Hätte die 
deutsche Sozialdemokratie beispielsweise von Anfang an den 
deutsch-englischen Gegensatz in seiner ganzen unerbittlichen 
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Schärfe eilcannt und wäre sie nicht den Rattenfängertönen 
eines Bernstein oder gar eines Kautsky gefolgt, die zu Beginn 
des Krieges von „unserer Abrechnung mit Rußland“ zu erzählen 
wußten, so hätte der Kampf um die Kriegsziele, der jetzt die 
innere Einheit des deutschen Volkes bedroht, niemals so 
schwere Formen angenommen, und auch innerhalb der Partei 
wäre uns vieles erspart geblieben. Wenn in den ersten Kriegs¬ 
monaten, so schrieb unlängst ein Parteiblatt, da und dort die 
Meinung auftauchte, daß der Hauptfeind nicht im Osten, son¬ 
dern im Westen stehe, daß nicht Rußland sondern England zu 
bekämpfen sei, dann ging weit hinein bis in die lihksliberalen 
Kreise ein energischer Widerspruch. Besonders in der deut¬ 
schen Sozialdemokratie war es geradezu verpönt, jener Auf¬ 
fassung auch nur die geringste Konzession zu machen, und 
in den Kreisen der Opposition, die sich heute um die Arbeits¬ 
gemeinschaft und um das Spartakuspseudonym sammeln, galt 
die Propaganda gegen England einfach als Parteiverrat, wie 
er schmählicher nicht zu denken sei. England als Stützpunkt 
des demokratischen Westens galt als ein Kräutlein Rühr-mich- 
nicht-an, das nach den Auffassungen demokratischer und libe¬ 
raler Leute nicht in erster Linie zu bekämpfen war, sondern 
mit dem man eine Verständigung um jeden Preis zu suchen 
hatte. * 

Diese Schilderung entspricht nur allzusehr den Tatsachen, 
und es ist für mich ein etwas melancholischer Trost, wenn das 
mir im allgemeinen höchst abgünstige Parteiblatt dann fort¬ 
fährt: heute erkennt man, daß der Krieg durch die Schuld Eng¬ 
lands zu einem Kampfe auf Leben und Tod zwischen der deut¬ 
schen und der englischen Nation wird: 

„Diese Erkenntnis hat sich denn auch immer mehr Platz 
gemacht. Auf Seiten der deutschen Sozialdemokratie war 
es wohl als erster der Qenosse Lensch, der die notwendigen 
Folgerungen daraus zog. Er bezeichnete England als den 
Hauptfeind, dem alle Mittel des Kampfes gelten müßten und 
mit dem es nur eine Verständigung nach dem entscheidenden 
Schlag der Waffen geben könne. Viel Gegenliebe hat er 
damit bei seinen Parteigenossen nicht gefunden, im Gegen- 
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teil, manch einer ist von ihm noch mehr abgerückt, als es 
schon vorher geschehen war, wie er noch als Leiter der 
„Leipziger Volkszeitiing“ die ultra-radikale Klinge führte. 

Heute muß ehrlich eingestanden werden, daß nicht die 
Kritiker an Lensch’s Auffassung, sondern er selbst recht be¬ 
halten hat." 

Ich führe diese Preßstimme an als ein erfreuliches Zeichen 
für den sich allmählich immer weiter durchsetzenden Um- 
denkungsprozeß in der deutschen Sozialdemokratie. Was mich 
betrifft, so war allerdings schon in meiner ersten, im Herbst 
1914 niedergeschriebenen Studie: „Die deutsche Sozialdemo¬ 
kratie und der Weltkrieg“ der deutsch-englische Gegensatz als 
der Kern des Krieges herausgearbeitet und eine Verständigung 
mit einem durch die russische Revolution vom Zarismus be¬ 
freiten, durch keine Annexionen vergewaltigten Rußland ge¬ 
fordert. Die Zumutung, die damit an die politische Orientierung 
der deutschen Sozialdemokratie gestellt wurde, war allerdings 
nicht gering. Sie hat sich aber doch nach und nach durch¬ 
gesetzt. Um so mehr muß verlangt werden, daß die neu 
gewonnene Erkenntnis nunmehr auch im Reichstage zum 
Durchbruch kommt und konstruktiv bei dem Kampf um die 
Kriegsziele sich geltend macht. Es geht nicht mehr so ^weiter, 
daß die neuen Erkenntnisse, die im Verlauf des Krieges in das 
Gesichtsfeld der deutschen Sozialdemokratie getreten sind, für 
die Reichstagsdebatten einfach nicht vorhanden sind. Die Be¬ 
fruchtung der praktischen Haltung durch die theoretische Er¬ 
kenntnis muß sich schlechterdings kräftiger gestalten, sonst 
läuft die Partei Gefahr, im plattesten Possibilismus und Revi¬ 
sionismus zu verflachen. 

Um so mehr fühlen wir uns verpflichtet, anzuerkennen, wenn 
einmal eine der durch den Krieg geborenen Erkenntnisse auch 
im Parlament zum Ausdruck kommt. Das ist der Fall mit der 
Rede Noskes zum Kolonialetat. Die Rede ist ebenso kurz wie 
bedeutsam und verdient, daß man sie hervorhebt. Noske 
spricht sich in ihr unumwunden für die Erhaltung des deut¬ 
schen Kolonialbesitzes und damit also für die Notwendigkeit 
einer deutschen Kolonialpolitik aus. Wenn er freilich sagt, das 
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sei bisher von sozialdemokratischer Seite nur deshalb nicht 
geschehen, weil „Selbstverständlichkeiten“ in der Regel nidit 
ausgesprochen zu werden brauchen, so wendet hier Noske das 
auch sonst beliebte Mittel an, ganz neue taktische Wendungen 
als „Selbstverständlichkeiten“ hinzustellen, oder als etwas — 
vergleiche 4. August 1914 — „was wir immer gesagt haben“. 
Bei den Leitsätzen, die sich die Partei im August 1915 gab und 
an deren Vorbereitung auch der Verfasser dieser Zeilen teil¬ 
nahm, wurde beispielsweise von den Kolonien absichtlich kein 
Wort gesagt, um nicht eine Kolonialdebatte heraufzube¬ 
schwören. Und als ich ein Jahr später, im Juni 1916 in der 
Deutschen Kolonialgesellschaft einen kurzen Vortrag hielt, der 
sich im wesentlichen im Rahmen der Noskeschen Reichstags¬ 
rede hielt, da glaubte der Fraktionsvorstand verpflichtet zu 
sein, öffentlich jede Verantwortung für mein Auftreten ablehnen 
zu müssen. Allgemein wurde das als „Abschüttelung“ emp¬ 
funden und charakterisiert. Und jetzt bezeichnet Noske im 
Reichstage meinen Standpunkt vom vorigen Jahre im Namen 
der Partei als „Selbstverständlichkeit“. Auch hier ist der Fort¬ 
schritt in der politischen Orientierung der Sozialdemokratie 
unverkennbar. 

Gewiß hat-die Partei niemals jeder irgendwie denkbaren 
Kolonialpolitik ablehnend gegenübergestanden. Bekannt sind 
die Worte Bebels, wonach wir eine Kolonialpolitik unterstützen 
würden, bei der wir zu den Eingeborenen als Freunde, Helfer 
und Lehrer kämen. In der Praxis aber hatte die Sozialdemo¬ 
kratie sich immer ablehnend der Kolonialpolitik gegenüber ver¬ 
halten, ohne freilich jemals ihren Standpunkt theoretisch formu¬ 
liert zu haben. Das Büchlein Noskes über die Stellung der 
Sozialdemokratie zur Kolonialfrage, das er kurz vor dem Welt¬ 
kriege veröffentlichte, stellt das Material übersichtlich zu¬ 
sammen. Als ich im Frühjahr 1914 in der Reichstagsfraktion 
den Antrag stellte, die für Ostafrika verlangten Kosten für 
Kolonialbahnen zu bewilligen, galt das beinah als eine revolu¬ 
tionäre Neuorientierung, und der Antrag ging erst nach langen 
Debatten unter allen möglichen „Sicherungen“ gegen eine er¬ 
hebliche Minderheit durch. Für den damals geplanten Partei- 
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tag in Würzburg war mir b^’eits meine Skalpierung in sichere 
Aussicht gestellt. Wenn jetzt der offizielle Redner der Reichs¬ 
tagsfraktion in der Lage ist, das Eintreten der Partei für eine 
deutsche Kolonialpolitik als „Selbstverständlichkeit“ zu be¬ 
zeichnen, so ist der Wandel der Dinge also unverkennbar, wie 
es ebenso unverkennbar ist, daO zu diesem Wandel nur einen 
äußerlichen Anlaß die Tatsache bot, in Konsequenz des Schlag¬ 
wortes: keine Annexionen, auch gegen die Annexion der deut¬ 
schen Kolonien durch England und damit für ihren Rückfall 
an Deutschland eintreten zu müssen. Der innere Anlaß liegt 
auf anderem Gebiete. Er liegt vor allem in der eigentlich erst 
durch den Krieg geweckten Erkenntnis, was die englische Welt¬ 
herrschaft in Wahrheit bedeutet. Vorher hatte man davon in 
den Reihen der deutschen Sozialdemokratie gar keine oder 
nur eine ganz verschwommene Vorstellung. Auch hier also 
hat der Krieg als politischer Lehrmeister gewiikt und auch hier 
wirkte er im englandfeindiichen Sinne. — 

Hat der Krieg so auf der einen Seite alte Illusionen zerstört, 
so ist er auf der andern Seite geschäftig, neue Illusionen zu 
schaffen. In Rußland sind die Miljukow und Gutschkow zurück¬ 
getreten und die Sozialdemokratie hat sich bereit erklärt, an 
der Kabinettsbildung teilzunehmen. Ohne Frage ein Vorgang 
von Bedeutung. Aber eben seine Bedeutung, das ist die Frage. 
Auf den ersten Blick wird man geneigt sein, in ihm einen Sieg 
der englandfeindlichen und friedensfreundlichen Kräfte zu er¬ 
blicken. Aiiein dem widersprechen andere Tatsachen. An die 
Stelle Miljukows ist der Oktobrist Tereschischenko getreten, 
der gleich Miljukow ein Vertreter französisch-englischer Inter¬ 
essen in Rußland ist oder der zum wenigsten in seiner bis¬ 
herigen Haltung ein starkes Gefühl für die Abhängigkeit Ruß¬ 
lands von England und Amerika bewiesen hat. In der Sitzung 
vom 4 Mai, in der die imperialistische Note Miljukows im 
Sinne des Arbeiter- und Soldatenrats „kommentiert“ wurde, 
bemerkte der damalige Finanzminister Tereschtschenko, es sei 
unfaßbar, daß diese Note irgendwelches Mißtrauen habe erregen 
können. Dieses Mißtrauen könne die Ententemächte veran¬ 
lassen, alle Verbindungen mit Rußland abzubrechen, und es sei 
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doch kein Geheimnis, in welchem Grade Rußland von ihnen, 
besonders von Amerika, abhänge. Daß dieser Mann Jetzt den 
Platz Miljukows hat einnehmen können, beweist jedenfalls, daß 
die Entente es immer noch versteht, ihre Vertrauensleute in die 
maßgebenden Posten zu schieben. 

Zurzeit ist von irgendwelcher Beeinflussung der englischen 
Kriegsziele durch die Haltung der revolutionären Regierung in 
Rußland noch keine Rede. An dem gleichen Tage, an dem der 
Eintritt der Sozialisten in die russische Regierung gemeldet 
wurde, berichtete man Uber eine Kriegszieldebatte im eng¬ 
lischen Unterhause. Eine von den Abgeordneten eingebrachte 
Resolution, in der alle Eroberungen abgelehnt und die Regie¬ 
rungsvertreter aufgefordert wurden, von neuem die Friedens¬ 
bedingungen der Entente auseinanderzusetzen, wurde ohne Ab¬ 
stimmung verworfen. Cecil wie Asquith führten aus, daß die 
Kriegsziele der Entente noch die alten seien, die bekanntlich 
auf die Zerstückelung und Versklavung des deutschen Volkes 
hinausiaufen. Asquith im besonderen betonte, man annektiere 
nicht, man „befreie“ nur, und auch die russische Regierung 
werde mit Annexionen in dem Sinne einverstanden sein, die 
nämlich zur Befreiung unterjochter Völker, zur Vereinigung 
getrennter Völker oder zur Erlangung strategischer Stellungen 
notwendig seien. That is quite english, indeed! 

Aber noch sind die Meldungen über die ailerneueste Wendung 
der Dinge in Rußland zu dürftig, als daß sie bereits ein halb¬ 
wegs sicheres Urteil ermöglichten. — Wir wollen gern hoffen, 
daß sie zur Verstärkung der Friedenstendenzen beitragen 
mögen. Ob sie es wirklich tun, müssen wir abwarten. Wenn 
man sich dabei vor Illusionen und gar zu großen Hoffnungen 
in acht nimmt, entgeht man vielleicht bitteren Enttäuschungen. 

Dunkler und dunkler nun zieht am politischen Himmel QewöUc auf. 
Schwüler und drückender wird’s. Schließet, Philister, euch ein. 

Wild zwar stürmt’s; dumpf rollet der Donner und grollet; einschlägt es. 
Doch in gereinigter Luft jauchzet die Schöpfung verjüngt 
Wahrlich, so kommt es, es muß! Wie? wähnt ihr die Pause als Ende 
schon des Gewitters? Es ist alles noch matt und erschlafft 
Schwül drückt’s auf die Gemüter; es grollt schon, es donnert Herab 
Blitze, und reinigt die Welt! Krache zusammen, was kracht! [ denn. 
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Englands Wandlung. 

2. Die Rückwirkung des Weltkrieges auf Englands Wirtschafts- 

gestaltung. 

AS Wirtschaftsverhältnis Englands zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika hat sich infolge des Weltkrieges fast 
umgekehrt. Von den ungefähr 1100 bis 1200 Millionen Dollar 
amerikanischer Wertpapiere, die vor dem Kriege in englischen 
Händen waren, dürfte heute nur noch höchstens ein Fünftel in 
, England stecken. Dagegen belief sich nach der amerikanischen 
Statistik, wie im ersten Kapitel näher dargelegt worden ist, 
schon Anfang März dieses Jahres die Gesamtsumme der von 
England im Dollarlande aufgenommenen Anleihen und Bank¬ 
kredite auf 1131 Millionen Dollar. Zu dieser Verschuldung 
kommen die schwebenden Schulden, die England noch für 
Munitions- und Lebensmittellieferungen an amerikanische 
Firmen zu zahlen hat. Die Höhe dieser Summe läßt sich schwer 
feststellen; einige hundert Millionen Dollar dürften immeriiin 
herauskommen. Und diese Summe wird in den nächsten 
Monaten sicher beträchtlich steigen; denn infolge der See¬ 
sperre sieht England sich heute in seiner Lebensmittelversor¬ 
gung fast ausschließlich auf die Vereinigten Staaten angewie¬ 
sen, die sich ihre Lieferungen mit enormen Preisen bezahlen 
lassen. Aus einem Gläubiger der nordamerikanischen Union 
ist Großbritannien zu deren Schuldner geworden. 

Daß sich dieses Verhältnis alsbald nach dem Kriege wieder 
umkehren wird, ist höchst unwahrscheinlich, da der Krieg 
Englands Finanzmittel derart aufgezehrt hat, daß es genügend 
zu tun haben wird, auch nur die dringendsten eigenen An¬ 
sprüche zu befriedigen. Zudem hat England nicht nur aus 
Nord- und Südamerika, sondern auch aus Ostasien, Frank¬ 
reich und Spanien einen Teil seiner dort früher investierten 
Kapitalien zurückgezogen. 

Die dadurch entstandene Verschiebung der Finanzlage ist 
für England um so bedenklicher, als seine Handelsbilanz seit 
langen Jahren stark passiv ist. Der Wertunterschied zwischen 
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seinem Warenimport und Warenexport hat natürlich in den 
einzelnen Jahren vor dem Kriege entsprechend je nach der 
Handelskonjunktur mannigfach geschwankt; zieht man aber 
aus dem letzten Jahrzehnt den Durchschnitt, so ergibt sich 
eine durchschnittliche jährliche Unterbilanz, von mehr als 
3000 Millionen Mark. Kein Zeichen finanzieller Schwäche 
Englands, sondern vielmehr ein Beweis seiner kapitalistischen 
Stärke, die es ihm gestattet, ohne Beeinträchtigung seiner 
Kapitalakkumulation als größter Käufer auf dem internatio¬ 
nalen Warenmarkt aufzutreten. Das Defizit seiner Handels¬ 
bilanz wurde allein schon durch die Summen ausgeglichen, die 
bisher alljährlich an Dividenden und Kapitalgewinnen für im 
Auslande angelegtes Kapital sowie an Zinsen, Handelsprofiten 
und Handelsprovisionen nach England flössen; denn die aus 
solchen Auslandsanlagen und Auslandsgeschäften nach Eng¬ 
land strömenden Zahlungsmittel haben in den letzten Jahren 
vor dem Krieg regelmäßig 150 bis 165 Millionen Pfund Ster¬ 
ling betragen. Hierzu kamen als Reingewinn aus Englands 
weltumspannender Schiffahrt, die ja nicht nur den eigenen 
Handelsverkehr des Inselreichs, sondern auch den zwischen 
vielen anderen Teilen der Erde vermittelte, weitere 100 Mil¬ 
lionen Pfund Sterling (nach des Statistikers Sir Robert Giffens 
Berechnung) und ferner die Einnahmen, die London aus seiner 
Funktion als finanzielle Abrechnungsstelle des gesamten inter¬ 
nationalen Warenverkehrs, als großes „Clearing House“ der 
Welt zog: eine Funktion, die im letzten Jahrzehnt vor dem 
Kriege England jährlich 22 bis 25 Millionen Pfund Sterling 
eingetragen hat. 

So hatte England trotz passiver Handelsbilanz eine starke 
aktive Zahlungsbilanz. Man rechnet, daß es in den Jahren 
1910'13 durchschnittlich jährlich an 150 Millionen Pfund Ster¬ 
ling mehr an Zahlungsmitteln aus dem Auslande erhalten, als 
dorthin abgeführt hat. Im Hochkonjunkturjahr 1912 dürfte 
sich der Ueberschuß sogar auf mehr als 170 Millionen Pfund 
Sterling belaufen haben. 

Der Weltkrieg hat diese günstige Wirtschaftslage erheblich 
verändert. Dadurch, daß England einen großen Teil seiner 
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fremden Effekten verkaufte, seine Kapitalien aus überseeischen 
Unternehmungen zurückgezogen und statt dessen Anleihen im 
Anslande aufgenommen hat, vermindern sich natüriich die 
Revenuen, die es bisher aus dem Auslande bezog. Zudem 
haben infolge der Vernichtung eines beträchtiichen Teils der 
englischen Handelstonnage durch die deutschen Unterseeboote 
und der Requisition eines noch beträchtlicheren Teils durch 
die englische Admiralität für Kriegszwecke die englischen 
Frachtvermittlungen zwischen fernen Landen fast aufgehört. 
Um den Schiffsverkehr mit seinen Verbündeten aufrechterhal¬ 
ten zu können, haben die englischen Reeder vielmehr eine 
große Anzahl Schiffe, besonders norwegische, gechartert. Der 
einzelne englische Reeder mag dabei ganz gut fahren, für die 
Qesamtfinanzlage Englands ist diese Entwicklung des Fracht¬ 
geschäfts jedoch höchst ungünstig, die Revenuen, die es früher 
aus der englischen Schiffahrt in fremden Erdgegenden zog, 
bleiben aus, und die Gewinne, die die Reeder erzielen, fließen 
teilweise wieder für die Charterung fremder Schiffe ins Aus¬ 
land ab; außerdem aber muß die Masse der Bevölkerung, ganz 
abgesehen davon, daß natürlich auch die Ausgaben der Marine 
von ihr aufgebracht werden müssen, die erhöhten Reeder¬ 
profite in der Gestalt von erhöhten Zuschlägen zu den Preisen 
der eingeffihrten Lebensmittel bezahlen. 

Die Hoffnung, daß diese Lage sich alsbald nach Friedens¬ 
schluß zu gunsten Englands ändern wird, ruht auf sehr un¬ 
sicheren Annahmen. Der Unterseebootkrieg vernichtet weit 
mehr englische Handelstonnage, als der forcierte Schiffsbau zu 
ersetzen vermag. Von den jetzt für Kriegszwecke requirierten 
Handelsschiffen aber wird der größte Teil, bevor er wieder 
in den Personen- und Frachtdienst eingestellt werden kann, 
sehr gründlicher Reparaturen bedürfen. Zudem haben die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Japan und die nordischen 
Reiche die günstige Schiffahrtskonjunktur dazu ausgenutzt, 
ihre Kauffahrteiflotte auszubauen, und ferner arbeiten die 
deutschen Schiffswerften emsig daran, die großen Schiffs¬ 
verluste der deutschen Reedereien auszugleichen. Ob Eng¬ 
land daher nach dem Kriege sein bislang eigentlich nur von 
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der deutschen Handelsflotte angefochtenes Schiffahrtsmonopol 
behalten wird, ist höchts zweifelhaft — und mit diesem Mono¬ 
pol werden auch die großen Einkünfte sinken, die es bisher 
aus seinem internationalen Schiffsverkehr zog. 

Nicht minder droht England der Verlust eines ansehnlichen 
Teils seines Welthandelsfinanzierungsgeschäfts. Fast der 
ganze Abrechnungsverkehr des großen internationalen Han¬ 
dels, auch z. B. des Exports von Hamburg, Amsterdam, Ant¬ 
werpen nach Buenos Aires, Valparaiso, Shanghai usw., vollzog 
sich bisher über den Londoner Bankmarkt, der als Weltab¬ 
rechnungszentrale, als internationaler Hauptwechselplatz fun¬ 
gierte. Während des Krieges ist es, wie schon erwähnt, New 
York gelungen, unterstützt durch den niedrigen Kursstand des 
Sterlingswechsels, einen beträchtlichen Teil des Clearing¬ 
geschäfts an sich zu reißen. Zwar ist anzunehmen, daß Lon¬ 
don sich später manches Geschäft zurückholen wird, aber das 
nord- und südamerikanische Akzeptgeschäft, wahrscheinlich 
auch ein Teil des ostasiatischen, wird voraussichtlich New York 
verbleiben. Aus dieser Position Londons als Weltabrechnungs¬ 
stelle flössen jedoch bisher England jährlich an Provisionen, 
Kommissions- und Bankgebühren, Versicherungsprämien usw. 
reichlich 450 bis 500 Millionen Mark zu. Mit dem Uebergang 
bestimmter Teile dieses Geschäfts an New York verringern 
sich natürlich auch diese Einkünfte. 

Auf dem immerwährenden Zustrom von Zahlungsmitteln nach 
London beruhte aber in der Hauptsache bislang Englands oder 
richtiger Londons Funktion als Weltbankier, seine übermäch¬ 
tige Stellung als Geldleiher fremder Staaten und Unterneh¬ 
mungen. Hört dieser Geldzusammenfluß aus allen Weltgegen¬ 
den nach Londons City auf, so damit auch seine monopoli¬ 
stische Stellung als Geldgeber fremder Nationen. Haben sich 
diese Staaten schon in den letzten beiden Jahren zur Befriedi¬ 
gung ihres Geldbedürfnisses nach New York gewandt — wie 
schon erwähnt, betragen die von dem amerikanischen Bank¬ 
konsortium während der Kriegszeit mit dem Auslande abge¬ 
schlossenen Finanzgeschäfte über 2600 Millionen Dollar —, so 
werden sie nun dort auch weiter ihre Anleihen unterzubringen 
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und die Mittel für ihre Unternehmungen zu erhalten trachten, 
zumal der hohe .Zinssatz der letzten englischen Anleihen und 
Schatzscheinausgaben den Zinssatz auf dem Londoner Geld¬ 
markt hochgetrieben hat und auf eine baldige Ermäßigung nicht 
zu rechnen ist. Mit dem bisherigen niedrigen Zinsfuß ist es 
für die nächsten Jahre wohl auch in England vorbei, und der 
Einfluß dieser „Qeldteuerung“ auf das internationale Anleihe¬ 
geschäft wie auf die geschäftliche Initiative kann nach dem 
Kriege nicht ausbleiben. 

In industrieller Hinsicht hat England freilich sofort nach dem 
Friedensschluß gegenüber Deutschland einen bedeutenden 
Vorteil. Es hat viel beträchtlichere Rohstoffvorräte, wie denn 
dort überhaupt die Umwandlung von Warenkapital in Geld- 
kapital weit weniger in der Kriegszeit vorgeschritten ist als 
in Deutschland. Es ist deshalb auch wahrscheinlich, daß ein¬ 
zelne Industriezweige Englands, z. B. die Wollindustrie, nach 
dem Kriege auf dem Weltmarkt noch einen größeren Vor¬ 
sprung erlangen, als sie bisher schon hatten. Indes gilt das 
nur für gewisse Branchen; auf anderen Gebieten ist inzwi¬ 
schen die ausländische Konkurrenz gewachsen, vornehmlich 
auf dem Gebiet der Stahl-, Stahlwaren- und Maschinenindu¬ 
strie. Weniger droht England diese gefährliche Konkurrenz 
von seiten Deutschlands, als der Vereinigten Staaten von 
Amerika, in denen die Stahl- und Maschinenindustrie, geför¬ 
dert durch die großen Massenaufträge der Entente, während 
der Kriegszeit einen Riesenaufschwung genommen und ihre 
Anlagen immer mehr technisch ausgebaut hat. Fallen die 
Rüstungslieferungen nach dem Kriege fort, wird sie jedenfalls 
zunächst als starker Konkurrent auf dem mittel- und süd¬ 
amerikanischen Markt, in Ostasien und Australien auftreten, 
dann auch in Westeuropa. Der Hauptstoß wird aber Englands 
Industrie treffen, nicht die deutsche, die, wenn nicht die Reichs¬ 
regierung bei dem Friedensschluß und den nächsten Handels¬ 
verträgen allzu ungeschickt operiert, in Mitteleuropa, Rußland, 
Skandinavien und dem Orient einen ziemlich gesicherten 
Absatzmarkt für ihre Stahl- und Maschinenerzeugnisse finden 
wird, ^hon in den letzten Jahrzehnten vor dem Kriege haben 
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die amerikanische und die deutsche Stahlproduktion die eng¬ 
lische mit Riesenschritten überholt: 1913 stellte sich die Roh¬ 
stofferzeugung Englands nur erst auf 7,77 Millionen Tonnen, 
die Deutschlands hingegen auf 19,03 Millionen Tonnen und 
die der Vereinigten Staaten gar auf 31,08 Millionen Tonnen. 
Dieser große Vorsprung der Union wird sich voraussichtlich 
noch erweitern. — 

Freilich ohne schwere Konkurrenzkämpfe wird sich die Um¬ 
schaltung des englischen Wirtschaftsgetriebes nicht vollziehen. 
England denkt nicht daran, seine Absatzgebiete kampflos auf¬ 
zugeben. Es trifft überall seine Vorbereitungen und sucht 
durch bessere technische Vorbildung, beschleunigten Ueber- 
gang zur Qualitätsarbeit, stärkere Heranziehung der Frauen¬ 
arbeit, Reform des Bankwesens, Organisation des Export¬ 
handels usw. seine Stellung zu sichern. Und es ist durchaus 
nicht ausgeschlossen, daß es auf manchen Gebieten, auf denen 
es besondere Anstrengungen macht, z. B. auf dem Gebiet der 
chemischen Industrie, Erfolge haben wird — trotz des großen 
Vorsprungs der deutschen Konkurrenz. Nichts wäre gefähr¬ 
licher, als die im englischen Volk steckende Wirtschafts¬ 
energie zu unterschätzen. Das könnte sich für uns als ebenso 
verhängnisvoll erweisen, wie vor zwei Jahren die Gering¬ 
schätzung seiner militärischen Organisationsarbeit, die in kür¬ 
zester Zeit ein schlagfertiges Millionenheer aus dem Boden 
gestampft hat. 

Ueberdies bereiten sich in England verschiedene staatsorga¬ 
nisatorische Umbildungen vor, die eine Stärkung seiner Wirt¬ 
schaftsmacht bedeuten. Das Bestreben, England mit seinen 
Kolonien zu einem großen Reichsverband, einer „Imperial 
Federation“, zusammenzufassen, hat unter dem Einfluß des 
Krieges in Großbritannien wie in Kanada, Australien, Neusee¬ 
land, Südafrika mächtig an Ausdehnung gewonnen. Schon 
heute kann als sicher gelten, daß nach dem Kriege ein solcher 
Verband, zu dessen Verwirklichung bekanntlich bereits 1884 
die Imperial Federation League gegründet wurde, in der einen 
oder anderen Form zustande kommt. Der Krieg hat in den 
britischen Dominions die Erkenntnis geweckt, daß sie zur Er- 
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Haltung ihrer politischen Stellung durchaus auf die Welt- und 
Seemacht des englischen Mutterlandes angewiesen sind, und 
andererseits hat man in den englischen Industrie- und Handels¬ 
schichten immer mehr eingesehen, daß manche bisherigen 
Absatzmärkte nach dem Kriege nicht mehr im gleichen Maße 
aufnahmefähig für englische Fabrikate sein oder an die fremde 
Konkurrenz verloren gehen werden und es deshalb um so 
nötiger ist, dem englischen Ausfuhrhandel möglichst die bri¬ 
tischen Kolonialmärkte zu sichern. Wird Großbritannien auch, 
um für seine Industriewaren auf diesen Märkten Vorzugszölle 
zu erlangen, den Rohprodukten seiner Kolonien bei der Ein¬ 
fuhr in sein Gebiet gewisse Vorteile bieten, d. h. ihnen Zoll¬ 
vergünstigungen gewähren und außerdem den Kolonien einen 
größeren Einfluß auf seine auswärtige Politik zugestehen 
müssen, so ist es doch zweifellos, daß eine solche Reichsver¬ 
einigung Englands Weltmacht- und Wirtschaftstellung auf eine 
neue breitere Basis stellen wird. Allerdings ebenso zweifellos 
ist, daß damit zugleich wieder ein weiteres Stück der alten 
Staats- und Wirtschaftsauffassung des Merry old England 
zum Teufel geht. Die Freihandelstheorie ist abgetan. 

Es ist wesentlich anders gekommen, als die Asquith, Grey, 
Lloyd George, Churchill u. Co. zu Anfang des Krieges glaub¬ 
ten. Die Churchillsche Verheißung „Busineß as usual“ klingt 
heute wie ein Hohn auf Englands Ümkrempelung. Und die 
Rückwirkung dieser Wandlung auf das Parteileben und die 
Parteigestaltung Englands kann nicht ausbleiben. Hoffentlich 
wird dann auch in England ein Sozialismus entstehen, der 
etwas mehr ist als eine bloße sozialpolitisch angestrichene 
vulgarisierte Variation der altliberalen Gesellschafts- und 
Staatsauffassung. Im Jahre 1885 schrieb Friedrich Engels 
(3. Jahrgang der „Neuen Zeit“, S. 245): 

„Solange Englands Industriemonopol dauerte, hat die englische 
Arbeiterklasse bis zu einem gewissen Orade Teil genommen an 
den Vorteilen dieses Monopols. Diese Vorteile wurden sehr un¬ 
gleich unter sie verteilt: die privilegierte Minderheit sackte den 
größten Teil ein, aber selbst die große Masse hatte wenigstens 
dann und wann vorübergehend ihr Teil. Und das ist der Qrund, 
warum seit dem Aussterben des Owenismus es in England keinen 
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Sozialismus gegeben hat. Mit dem Zusammenbrach des Monopols 
wird die engUsche Arbeiterklasse diese bevorrechtete Steilung 
verlieren. Sie wird sich allgemein — die bevorrechtete und leitende 
Minderheit nicht ausgeschlossen — eines Tages auf das gleiche 
Niveau gebracht sehen, wie die Arbeiter des Auslandes. Und das 
ist der Qrund, warum es in England wieder Sozialismus geben 
wird.“ 

Die von Engels ausgesprochene Hoffnung hat sich nicht er¬ 
füllt, da zwar Englands Industriemonopol ins Wanken geriet, 
seine Monopolstellung selbst aber durch Gewinnung neuer 
riesiger Kolonialgebiete und damit neuer Kapitalanlagemärkte 
und Absatzmärkte gestützt wurde. England setzte sich in 
Aegypten fest und eroberte den Sudan, dehnte seine Schutz- 
herrschaft über Südarabien und die afrikanische Somaliküste 
aus, riß 1890/91 die nordöstlich des Indus gelegenen Gebiete 
von Afghanistan los, annektierte 1888 Burma und bemächtigte 
sich von 1885—1903 der östlichen Küstengebiete der Halbinsel 
Malakka und Nord-Borneos. Dann brachte es 1888 den süd¬ 
östlichen Teil von Neu-Guinea sowie 1898 durch einen Pacht¬ 
vertrag mit China das Gebiet von Weihaiwei unter seine Herr¬ 
schaft. Zugleich vergrößerte es fortgesetzt seine Erwerbungen 
im mittleren und südlichen Afrika: 1885/86 annektierte es 
Nyassaland und Betschuanaland, 1889 Sierra Leone an der 
Westküste, 1890 Sansibar, 1889—1893 weitere Gebiete an der 
Goldküste, 1900 Nigeria, die Transvaal- und Orange-Republik, 
1895 das Gebiet zwischen Amatonga- und Swasiland usw. 

Von einer Ausbreitung eigentlich sozialistischer Anschauun¬ 
gen ist denn auch während der letzten beiden Jahrzehnte in 
England wenig zu spüren gewesen. Die höchste Mandatziffer, 
zu der es die englische Arbeiterschaft im Unterhaus gebracht 
hat, gewann sie 1906, nämlich 56 — da das Unterhaus 670 
Mitglieder zählt, 8,3 Proz. der Gesamtvertretung. Von diesen 
56 gehörten jedoch 26 zur liberalen Arbeitergruppe, und auch 
von den übrigen waren manche lediglich durch die Gunst und 
Unterstützung der liberalen Partei in das Parlament gelangt. 
Bei den Wahlen im Januar 1910 sank, obgleich es sich um die 
Entscheidung über das Lloyd Georgesche bodenreformerische 
Budget handelte, die Zahl der Mandate auf 46, und bei den 
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Neuwahlen im Dezember desselben Jahres, trotzdem die 
Machtbeschränkung des Oberhauses auf dem Wahlprogramm 
stand, auf 42. Von diesen sind bei Nachwahlen noch einige 
weitere Parlamentssitze verloren gegangen, so daß die Ge¬ 
samtzahl der „Arbeitervertreter“ vor dem Kriege nur noch 39 
betrug gegen 110 im Deutschen Reichstag, ungefähr 6 Proz. 
gegen 28 Proz. der Qesamtmandatziffer. Noch weit ungün¬ 
stiger aber stellt sich das Verhältnis, wenn man die politischen 
Anschauungen mit in Betracht zieht, denn ein großer Teil der 
englischen Arbeitervertreter besteht aus Sozialliberalen oder 
Nurgewerlcschaftlern. 

Bröckelt jetzt infolge des Krieges ein ansehnliches Stück 
von der englischen Monopolstellung ab, dann wird es — so 
hoffen wir mit Engels — ,fiuch in England wieder Sozialismus 
geben". 

JOHANN PLENQE: 

Die Revolutionierung der Revolutionäre. 

3. Der Wille zum Weltkrieg. 

I M August 1914 verflogen die Träume des Marxismus vor den 
Tatsachen der Wirklichkeit. Statt des internationalen revo¬ 
lutionären Frefheitskampfes des Proletariats wurde der Welt¬ 
krieg zur Katastrophe des Hochkapitalismus. Die Arbeiter¬ 
schaft wurde ihrer Zugehörigkeit zum Heimatsstaat bewußt und 
der Staat raffte zuerst in Deutschland und dann notgedrungen 
nach unserem Beispiel in allen kriegführenden Ländern seine 
wirtschaftlichen Kräfte im nationalen Kriegssozialismus zu¬ 
sammen. So kam die Idee des Sozialismus zum ersten Male 
auf die Wirklichkeit herab oder, besser gesagt, so entstand auf 
Erden an Stelle der bisher über uns schwebenden sozialisti¬ 
schen Zukunftshoffnungen unter dem zwingenden Druck des 
Krieges der erste sozialistische Organisationszustand, dem 
aber noch die Beseelung durch einen Qeist fehlte, der diesem 
Organisationkörper ganz entsprach. Die materielle Ordnung 
war da. Die Ideologie nicht. Wenigstens kam sie noch nicht 
zur Herrschaft. 
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Denn der Geist von 1914 war für sein eigenes bewußtes Er¬ 
leben wesentlich nationaler Geist, nicht mit gleicher Wesent¬ 
lichkeit auch sozialistischer Geist. Der Sozialismus dieser Zeit j 
war für die meisten und für den Staat selbst, der ihn durch¬ 
führte, ein äußerlich aufgezwungenes Mittel zum nationalen 
Zweck. 

Vielleicht, daß der Geist des Sozialismus in diesen nationalen 
Geist von 1914 hätte hineinwachsen können, und dann auch 
das nationale Pflichtgefühl ganz zu sich herübergezogen hätte. 
Daß etwas nicht geworden ist, ist kein vollgültiger Beweis, 
daß es. ganz unmöglich gewesen wäre, wenn stärkere Stimmen 
eine machtvolle Bewegung aufgerufen hätten oder ein großer 
Staatsmann das Ziel der Neuorientierung hoch genug gesteckt 
hätte. Nationalismus und Sozialismus hätten gleichmäßig das 
Erlebnis von 1914 zu den Ideen von 1914 steigern können, um 
einen neuen Richtpunkt für die Zukunft zu finden. Dann wäre 
aus dem deutschen Geist von 1914 schon jetzt die große poli¬ 
tische Weltidee geworden, in der er seine Verewigung finden 
kann, und Deutschland hätte auch im Kampfe der Ideen, der 
in diesem Weltkrieg nicht der kleinste Kampf ist, weil er die 
Herzen der Völker bezwingt, so unbestreitbar die Führung und 
den Sieg gewonnen, wie es nach der Organisationshöhe seines 
Staates und seiner Volkswirtschaft, wie auch Lensch mit Recht 
hervorgehoben hat, die Führung besitzt und dadurch objektiv 
die Vormacht des Sozialismus ist. Es ist ein nationaler Wert, 
wenn das politische Leitziel eines Volkes das Vorbild für alle 
Völker wird, und es ist ein sozialistischer Wert, wenn sich ein 
starkes Volk in der Not seines Erhaltungskami>fes dazu be¬ 
kennt, daß der Sozialismus seine Gegenwart gerettet hat und 
seine Zukunft kräftigen soll. 

Diese hohe Auferstehung des Geistes von 1914 als der ge¬ 
wußten und geglaubten geschichtlichen Idee von 1914 ist noch 
der Zukunft Vorbehalten. Im Gewirr des Krieges mußte die 
nationale Anspannung genügen, um den einzelnen ihre Pflich¬ 
ten in dem so überschnell gewachsenen Organisationskörper 
des Kriegssozialismus notdürftig zu lehren. Zu einer tiefen 
Selbstbesinnung war keine Zeit. Die Orientierung blieb bei 
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den meisten Zeitgenossen, die öffentlich zur Aeußerung ge¬ 
langen, im Grunde überall dieselbe, und was unter dem Schlag¬ 
wort der Neuorientierung gefordert wird, ist eigentlich nur die 
schnelle Erledigung von Fragen, die auch in der Vergangen¬ 
heit schon spruchreif gewesen wären. Gewiß haben viele be¬ 
griffen, daß der Sozialismus nicht ganz unmöglich ist und auch 
seine guten Seiten hat. Der Sozialismus behielt indessen seine 
meisten alten Feinde, die in blinder Voreingenommenheit sein 
Wesen und seine Ziele weiter so falsch verstanden, wie sie 
ihn früher falsch verstanden hatten. Dazu trugen gerade auch 
die neuen Freunde bei, die er gewann, und die, ohne seine Tie¬ 
fen zu kennen, mit starkem Uebereifer und ungenügendem 
wirtschaftlichen Sachverständnis in lauter geschlossenen Wirt¬ 
schaftsordnungen einfachster Art und in einem anscheinend ohne 
alle genaue Kosten- und Ertragsberechnung festzustellenden 
Gemeininteresse oder in der simplen Zusammenfassung der 
wirtschaftlichen Kräfte der Nation in der mechanischen Weise 
einer großen Maschine das Heil der Zukunft erwarten wollten. 

Aber der Hauptgrund dafür, daß der Sozialismus sich nicht 
in stärkster Selbstgewißheit als geistiger Lebensinhalt entfalten 
konnte, als zum ersten Male sozialistische Organisationsfor¬ 
men verwirklicht wurden, daß er nicht die alles belebende Seele 
werden konnte, als fast über Nacht ein Gesellschaftskörper da 
war, dessen festen Zusammenhalt und dessen einheitliches Zu¬ 
sammenwirken gerade diese Seele am besten hätte vergliedern 
können, das liegt doch daran, daß die Sozialdemokratie zwar 
ihrer vaterländischen Pflicht genügt hat, daß sie aber das 
Feuer des sozialistischen Geistes nicht in voller starker Glut 
mit ins allgemeine Vaterland herüberbringen konnte, sondern 
daß die Scheite auf dem so lange sorgfältig gehegten Altar 
des Marxismus durcheinander geworfen wurden, als die Pfor¬ 
ten des von der übrigen Welt zu sorgsam abgeschlossenen 
proletarischen Klassentempels durch die Schicksalshand von 
1914 so plötzlich aufgerissen waren. Und jetzt geht der Streit 
darum, was nun aus dem zerstörten Feuer werden soll. 

So könnte man vom Standpunkt des Sozialismus aus in den 
Ereignissen von 1914 bis jetzt eine verpaßte Möglichkeit sehen. 
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wo der Sozialismus nicht schnell genug bei der Hand war, um 
eine weltgeschichtliche Gelegenheit zu ergreifen, wenn man 
sich nicht daran zu erinnern hätte, daß auch drei so ungeheuere 
Jahre, wie wir sie durchlebt haben, im weltgeschichtlichen Ab¬ 
lauf nur eine kurze Spanne Zeit sind. Wie der Kriegssozialis¬ 
mus nur ein vorübergehendes Vorspiel der gesellschaftlichen 
Organisationsfragen ist, die nach dem Kriege kommen, so auch 
alle gegenwärtige Bemühung, den sozialistischen Geist so von 
allen marxistischen Schlacken zu klären, daß er die Gesinnung 
einer Zeit des wirklichen Sozialismus werden kann. Es muß 
also genügen, wenn in diesen drei Jahren des Krieges wenig¬ 
stens schon die geistigen Grundfragen aufgeworfen werden, 
von deren Lösung die Möglichkeit des Sozialismus als des von 
innen gestaltenden und aufbauenden Lebensbegriffes einer so¬ 
zialistisch gewordenen Gesellschaftsordnung abhängt. 

Nun gilt vom Sozialismus der Zukunft, wenn ihm die Zu¬ 
kunft gehört, jedenfalls folgendes Entweder — Oder. Will 
der Marxismus der Sozialismus der Zukunft werden, so muß 
er restlos darüber zur Klarheit kommen, warum er durch die 
Ereignisse von 1914 so vollkommen überrumpelt wurde. Soll 
aber ein.anderer Sozialismus den Marxismus ersetzen, sei es 
nun zunächst ein nationaler Staatssozialismus oder was sonst, 
so muß er den wertvollen geistigen Besitz des Marxismus er¬ 
halten und sich mit den Anhängern des Marxismus in großer 
gesellschaftswissenschaftlicher Betrachtung darüber aus¬ 
einandersetzen, warum der Marxismus in der Schicksals¬ 
stunde von 1914 versagt hat. Dehn die Denkmittel des Marxis¬ 
mus und die Gesinnungskräfte seiner Anhänger müssen nach 
aller Möglichkeit in die Zukunft des wirklichen Sozialismus 
hinübergeleitet werden. Das gehört zur Oekonomie des 
wissenschaftlichen Geistes und zur Oekonomie der Verwertung 
politischer Kräfte. Es ist ausgeschlossen, daß der Marxismus 
etwa in inneren Reibungen zugrunde gehen darf, und daß ein 
nüchterner und bureaukratischer Staatssozialismus an seine 
Stelle tritt, den nichts mehr mit der Leidenschaft und der gei¬ 
stigen Energie des Marxismus verbindet. Die beiden müssen 
der Idee nach zusammen. 
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Darum ist es so oder so für die Qeschichte des wissenschaft¬ 
lichen Sozialismus von der größten Bedeutung, warum 1914 
die wirkliche Revolution des Weltkrieges und der wirkliche 
Kriegssozialismus über die marxistischen Revolutionäre ge¬ 
kommen sind. 

Bringen wir diesen Vorgang von 1914 auf die einfache For¬ 
mel der Bestätigung oder Nichtbestätigung wissenschaftlicher 
Hypothesen, so haben wir festzustellen, daß in dem Ablauf der 
Qeschichtsentwicklung, den der Marxismus in seiner Not¬ 
wendigkeit erkannt zu haben glaubte, und den er gerade im 
Bewußtsein seiner Notwendigkeit als mitwirkendes Glied mit 
klarem Willen zu vollziehen gedachte, durch den Weltkrieg ein 
neuer Faktor hineingekommen ist, der uns den wirklichen So¬ 
zialismus erheblich näher gebracht hat, und der trotzdem 
weder in die Erwartung noch in den Willen der Sozialdemo¬ 
kratie hineingenommen war. Auf diesen neuen überraschenden 
Entwicklungsfaktor Weltkrieg hat ebensowohl die bestehende 
Wirtschaftsordnung der kapitalistischen Staatenwelt, wie das 
dagegen unter dem Banner des Marxismus aufmarschierte 
Heer des internationalen Proletariats ganz anders reagiert, als 
der Marxismus annahm, wenn er in den letzten ^Jahren vor 
dem Kriege zunehmend mit der politischen Möglichkeit, nicht 
etwa mit der entwicklungsgeschichtlichen Durchgangsbedeu- 
tung einer großen Kriegkatastrophe rechnete. Also eine 
wissenschaftliche Fehlprognose bedenklichster Art, die sich 
ebenso über die möglichen Ursachen, wie über die möglichen 
Wirkungen stark getäuscht hat. Das kann auch nicht dadurch 
vertuscht werden, wenn man jetzt ein altes Wort von Marx 
so ausdeuten möchte, daß der Weltkrieg der Kampf Englands 
gegen eine neue Revolution ist, bei der die Revolution England 
selbst ergreift. Denn diese Worte beziehen sich doch nicht 
auf unsere heutige Revolution des organisatorischen Aufbaues, 
von der Marx noch gar nichts ahnte, sondern auf eine inter¬ 
nationale Straßenrevolution guten alten Stils und ihre Fort¬ 
entwicklung in einer zur Revolution gesteigerten Art Char¬ 
tistenbewegung in England selbst. Es muß darum schon dabei 
bleiben, daß wir im Weltkrieg etwas ganz anderes vor Augen 
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haben, als was schon in den Propheten des Marxismus steht, 
oder wovon die sozialdemokratischen Psalmisten bereits ge¬ 
sungen haben. In dieser Hinsicht sollte jede geschichtliche 
Parallele mit dem Christentum vermieden werden. 

Demnach ist nun unsere nächste Aufgabe die vom Marxis¬ 
mus nicht endgültig gestellte Frage, wie sich der wissenschaft¬ 
liche Sozialist zum Weltkrieg als Entwicklungsfaktor eigentlich 
zu stellen hat, und welche Richtpunkte für diese Betrachtung 
auch vor dem wirltlichen Eintritt des Weltkrieges schon vor¬ 
handen waren. Das gibt eine kalte und nüchterne Erörterung, 
bei der man allen „ethisch-ästhetischen“ Gefühlsübereifer zu 
Hause lassen soll, weil nicht von einzelmenschlichen Wünschen 
und Hoffnungen, sondern von den Bedingungen weltgeschicht¬ 
lichen Werdens die Rede ist, die der Menschheit aus dem Auf¬ 
einandertreffen ihrer ungezügelten Kräfte die unerbittliche 
Zucht allerschwerster Erfahrung auferlegen können, damit der 
Durchgang zu einer ausgeglichenen Zeit höherer organisatori¬ 
schen Zusammenfassung gelingt. 

Nun sieht der wissenschaftliche Sozialist aus seinem Ideen¬ 
system heraus das geschichtliche Werden stets in doppelter 
Weise: als den Aufstieg des Sozialismus, den er will; als die 
Ausentwicklung des Kapitalismus, den er nicht will und dessen 
Ausreifung zu einem in seiner innersten Anlage begründeten 
Endzustand er zusieht. Demnach haben wir die doppelte 
Frage: was bedeutet der Weltkrieg als Entwicklungsfaktor für 
den Anfang des Sozialismus und für das Ende des Kapitalis¬ 
mus? Was bedeutet er zum zweiten als Möglichkeit für den 
schöpferischen Willen zu einer Zukunft? Was bedeutet er als 
auferlegte Notwendigkeit beim Tode einer Vergangenheit? 
Hier geht uns nur die erste Frage an. Durch sie wird das Ver¬ 
hältnis des Sozialismus zum Kriege positiv. Die nachträgliche 
Einsicht in die geschichtliche Notwendigkeit des Weltkrieges 
als Katastrophe des Hochkapitalismus führt zwar am Ende 
auch auf die wesentliche Frage: was kommt bei dieser not¬ 
wendigen Katastrophe für den Sozialismus heraus und wie muß 
er sie benutzen? Aber aus der negativen Stellung gegen den 
Kapitalismus bleibt dann für die positive Aufgabe nur zu leicht 
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eine radikale Ziellosigkeit zurück, die sich nur in weichmütige 
Friedensstimmungen und eine fortschrittsfeindliche Ablehnung 
der aufbauenden weltgeschichtlichen Bedeutung des Krieges 
verlieren kann und dadurch aus einer weit ausgreifenden revo¬ 
lutionären Bewegung in die kurzsichtige reaktionäre Hemmung 
der Revolution der Wirklichkeit ausschlägt. 

Was ^vill der Sozialist, wenn er den Sozialismus will? 

Sozialismus ist nach seinem eigentlichen Wesen organisa¬ 
torische Zusammenfassung der gesellschaftlichen Kräfte auf 
dem Grunde einer in der Gesellschaft mit wissenschaftlicher 
Bewußtheit verbreiteten Einsicht von der Notwendigkeit des 
Zusammenwirkens aller in einem alle in gleicher Weise als 
seine Glieder in sich haltenden gesellschaftlichen Lebens¬ 
körper. Die Annäherung an den Sozialismus erfolgt also not¬ 
wendig durch eine Zeit intensiver geistiger Arbeit, die sich von 
den tätigen Kräften des Gesellschaftslebens Rechenschaft gibt 
und sie allseitig beobachtet und feststellt.und ebenso notwendig 
durch eine Zeit der weitblickenden organisatorischen Leistung, 
die im Großen zusammengefaßte gesellschaftliche Kräfte zum 
Nutzen und zur Befriedigung der Gesellschaft zu verwenden 
versteht. Das sind die eigentlichen Organe der Sozialisierung, 
die der Sozialismus zu seinem Ausbau schlechterdings not¬ 
wendig hat, und deren Stellung und Bedeutung eine soziali¬ 
stische Gesellschaft von anderen Gesellschaftsordnungen in 
ihrer arbeitstätigen Struktur und in ihrer ganzen Tätigkeit 
besonders unterscheiden muß. Der Sozialismus braucht aber 
auch neben diesen speziellen Lebensorganen einen starken ge¬ 
sellschaftlichen Willen, auf dem sich diese Organe in ihrer Be¬ 
wegung stützen müssen und der ihnen durch die Stärke seiner 
Zustimmung ihre dauernde Kraft gewährleistet. Dieser die 
Sozialisierung dauernd fordernde und bestätigende Wille muß 
in dem eigennützigen Oegeneinanderstreben der verschiedenen 
sozialen Oruppenkräfte und ihrer Sonderinteressen ein ent¬ 
schiedenes Uebergewicht haben und Macht in Bewegung setzen 
können, wenn so etwas wie ein organisatorischer Bestand des 
Sozialismus möglich sein soll. Das ist die Stelle, wo für die 
Durchführung des Sozialismus die Organisation der Hand- 
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arbeiterscliaft wichtig wird, und zwar ebensowohl deshalb, 
damit ihre organisierte Kraft für die Durchführung des Neu¬ 
baues der gesellschaftlichen Einrichtungen den Rückhalt gibt, 
wie dafür, daß sie durch ihre eigene Organisation so diszipli¬ 
niert wird, daß sie sich in die Qesamtorganisation einer sozia¬ 
listischen Gesellschaft eingliedern kann. Das ist aber ebenso 
die Stelle, wo auch in einer Gesellschaft, die den Staat so zum 
Nachtwächterstaat hat entarten lassen, wie die amerikanische 
oder die englische Gesellschaft, für die Durchführung des So¬ 
zialismus der starke Staat mit hochgeschulter Beamtenschaft 
gefordert werden muß, weil ohne starkes gesellschaftliches 
Zentralorgan die organisatorische Zusammenfassung und 
schon die allseitige Feststellung und Beobachtung der gesell¬ 
schaftlichen Kräfte unmöglich wird. Auch praktisch gehören 
Arbeitersozialismus und Staatssozialismus zusammen, um den 
ganzen Sozialismus zu verwirklichen. 

Diese Ueberlegungen scheinen zunächst zu ergeben, daß die 
Organisation des Proletariats und ein Befreiungskampf des 
Proletariats für die Schaffung einer sozialistischen Gesellschaft 
allein durchaus nicht genügen können. Das Proletariat kann 
nach seiner sozialen Stellung in sich die entscheidenden Organe 
für den Ausbau des Sozialismus nur ganz unvollkommen ent¬ 
wickeln, weil die Zeit und die Kräfte zur wissenschaftlichen 
Vertiefung fehlen, und der Umkreis der organisatorischen Er¬ 
fahrung notwendig einseitig und beschränkt bleiben muß. Was 
die Arbeiterführer wissenschaftlich und organisatorisch ge¬ 
leistet haben, bleibt bewundernswürdig, aber zum wirklichen 
Sozialismus genügt es nicht. Die Eroberung der politischen 
Macht zur Durchführung des Sozialismus kann doch nur dann 
einen Zweck haben, wenn man die nötigen Kenntnisse und die 
praktischen Erfahrungen hat, um die Organisation einer ganzen 
Gesellschaft und nicht nur die Organisation einer Klasse mit 
einer so einfachen und übersichtlichen Klassenstellung wie die 
der Handarbeiterschaft durchzuführen. Das ist der Sinn des 
Satzes, daß eine Schicht, die zur gesellschaftlichen Vormacht¬ 
stellung aufsteigen will, erst im Rahmen der alten Gesellschaft 
soweit ausgereift sein muß, daß sie fähig ist, die Leitung der 
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Qesellschaft in die Hand zu nehmen. Diese notwendigen 
Kenntnisse erwirbt man nur durch Mitarbeit, nicht durch Ab¬ 
wendung von der Qesellschaft, in der man steht. Arbeitet 
man aber mit eindringlicher Sachkenntnis am Aufbau des 
Qesellschaftslebens mit und freut sich als Gärtner am viel¬ 
seitigen Wachstum im Garten des Sozialismus, so wird man 
Scheu haben, die sorgfältig gepflegten Beete durch den Wirr¬ 
warr eines gewaltsamen Umsturzes plötzlicli zertrampeln zu 
lassen. Es ergibt sich also, daß eine ernsthaft auf die Durch¬ 
führung des Sozialismus gerichtete politische Gruppe durch 
ihre praktische Arbeit stark davon abkommen wird, eine ge¬ 
walttätige Revolution zu machen. 

Es scheint, wir geraten so in den schönsten Revisionismus 
hinein, und bleiben auch in der Zeit der größten Weltkata¬ 
strophe bei der Behauptung, daß es bei der Entwicklung der 
Qesellschaft zu höheren Organisationsformen nur Evolution, 
aber nicht Revolution zu geben hat. Und so werden 
wir von neuem stutzig und fragen, ob wir denn durch diese 
einfache Evolution auch noch zum Sozialismus kommen. 

Bleibt es überhaupt möglich, die Verwirklichung einer sozia¬ 
listischen Gesellschaft ohne starke Qesellschaftserschütterung 
zu erwarten? Es handelt sich um den Durchbruch eines neuen 
sozialen Geistes und die Schaffung einer neuen sozialen Ord¬ 
nung, durch die ein ganzes Kulturzeitalter zum Abschluß 
kommt. Dem wirken ohnehin alle Kräfte des trägen Beharrens 
entgegen, die jede noch so starke Bewegung auf soziale Er¬ 
neuerung nur zu bald in einem Stückwerk mäßiger Reformen 
ihr Ende finden lassen. Vor allem aber soll der Sozialismus 
aus einer Zeit der bewußten Entfesselung aller gesellschaft¬ 
lichen Kräfte heraus entstehen, und findet fast in jeder Men¬ 
schenbrust noch über die natürliche Selbstsucht hinaus den 
Widerstand der in der wirtschaftlichen Betätigung, in der poli¬ 
tischen Berechtigung, im kulturellen Genuß und in der Willkür 
der ganzen Lebensführung solange und so liebevoll gepflegten 
Qrundgesinnung des auf sich selbst gestellten Individualismus. 
Man darf sagen, eine individualistische Wirtschaftsgesellschaft, 
die die Neigung zeigt, sich langsam und allmählich in größere 
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Organisationsformen auszuwachsen, hat weniger die natürliche 
Aussicht, daß sich mit diesem äußeren Wachstum auch ihr 
innerer Geist durch Evolution zum Sozialismus hin verändert, 
als sie in Gefahr ist, innerlich zu entarten, weil sie ohne den 
Sturm eines großen Erneuerungsprozesses von ihrem alten 
individualistischen Geist nicht lassen kann. Die herrschende 
politische Gesinnung wendet sich ohnmächtig und doch gewalt¬ 
tätig gegen das äußere Reiferwerden der sozialen Einrichtun¬ 
gen, die sie, in ihrer Abwehr gegen ihren eigenen Geist sündi¬ 
gend, durch ein System von gesetzlichen Gegenmaßregeln be¬ 
kämpfen möchte, und die Versuche zu einer Hebung des so¬ 
zialen Bewußtseins über den Individualismus hinaus ermatten 
nach kurzem Anlauf. Das ist die Lage der Vereinigten Staaten 
auf der Höhe ihrer kapitalistischen Entwicklung. Daß es bei uns 
anders ist, liegt wesentlich daran, daß die friedliche Evolution 
den Geist des revolutionären Sozialismus hinter sich hat. Man 
muß sich aber am Beispiel des Römerreiches und seines Ver¬ 
falls immer wieder klar machen, daß es lange Jahrhunderte 
geben kann, in denen der äußere Lebenszustand und der innere 
Lebensbegriff einer Gesellschaft in unausgeglichenem Wider¬ 
spruch stehen, und daß dann nicht allein der durch die Un¬ 
fertigkeit des äußeren Zustandes begründete äußere Verfall, 
sondern auch die innere geistige Unausgeglichenheit in der 
ganzen Lebensstimmung einer solchen Zeit zum Ausdruck 
kommen. Eine Gesellschaft leidet schweren Schaden an ihrer 
Gesundheit, wenn sie nicht zu der Ideologie kommt, die sie 
braucht. Ohne glückliche geistige Entwicklung macht sich das 
nicht. 

Wer den Sozialismus will, muß wohl wollen, daß die Gesell¬ 
schaften durch eine alles Maß übersteigende Not hindurch¬ 
gehen, damit die selbst gewisse Härte des Individualismus er¬ 
weicht wird, und damit das Geschick zur organisatorischen 
Zusammenfassung der gesellschaftlichen Kräfte durch starke 
Proben kühn und straff werden kann. 

Wer den Sozialismus will, muß den Weltkrieg wollen.' 

Es handelt sich beim Sozialismus um zweierlei, um die äußere 
Organisation und den inneren Geist. 
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Es kann wohl kein Zweifel darüber sein, daß der Weltkrieg 
mit seiner jähen Zerreißung der alten Organisationsverhält¬ 
nisse der friedlichen Weltwirtschaft und seinen rasch wech¬ 
selnden Organisationsaufgaben eine Schulung in der veränder¬ 
ten Zusammenfassung der gesellschaftlichen Kräfte gegeben 
hat, wie sie in keiner anderen Weise zu erreichen gewesen 
wäre. Das ist wichtiger, als die unvermeidlichen Fehlgriffe 
bei der unvorbereiteten Bezwingung scheinbar unmöglicher 
Aufgaben. 

Der innere Geist des wirklichen Sozialismus ist nicht 
Klassenbewußtsein, sondern tiefstes Miterleben der allseitigen 
vollständigen Eingliederung des einzelnen in den Aufbau der 
Menschengesellschaft. Das Klassenbewußtsein hatte für die 
Gruppe des Proletariats, die im kapitalistischen 19. Jahrhun¬ 
dert der Veikeißung des Sozialismus entgegen ging, seine gute 
Berechtigung. Für den wirklichen Sozialismus muß alles 
Klassenbewußtsein zerschlagen werden, um die gleichmäßige 
Stellung aller in einem einzigen großen Arbeitskörper zu ler¬ 
nen. Ist aber ein Erlebnis denkbar, das das Kiassenbewußtsein 
stärker gebrochen und auf dem Wege über das einfache Na¬ 
tionalgefühl die Eingliederung aller in den krampfhaft arbeiten¬ 
den Wirtschaftskörper der Nation stärker gelehrt hätte als der 
Weltkrieg? Ist darüber hinaus ein Erlebnis denkbar, das über¬ 
all in der Welt, wenn auch zunächst durch Haß und Feind¬ 
schaft unter Zerreißung der alten Zusammenhänge, stärker die 
Einsicht hätte verbreiten können, daß das Nationen- und 
Staatensystem nicht nur Europas, sondern der ganzen Weit 
heute eine einzige engverbundene Lebensgemeinschaft gewor¬ 
den ist? Es ist töricht zu glauben, so töricht wie der Glaube 
an Völkerversöhnung durch einen möglichst milden Frieden, 
daß die echte Internationalisierung unseres Lebensbewußtseins 
und die dauernde Begründung des Völkerfriedens nur in einem 
blinden Ausfluß von Menschenliebe geschehen könne, während 
es sich doch „dialektisch“ darum handelt, über die klaffenden 
Gegensätze des Nationalismus und der staatiiehen Sonderung 
unter rückhaltloser Anerkennung ihrer tiefbegründeten Natur 
zu einer höheren Einheit aufzusteigen. 
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Darum ist der Weltkrieg, wie wir ihn erleben, äußerlich und 
innerlich wahrscheinlich die große Durchgangsstunde zum 
Sozialismus, die ihn im Kriegssozialismus zum ersten Male 
auf die Erde gezwungen hat, nicht damit er schon bleibt, son¬ 
dern die zur Folge hat, daß die aufbauenden Kräfte in Staat 
und Qesellschaft, die den Uebergang zum Sozialismus im 
friedlichen Fortschritt der Evolution allein nie hätten voll¬ 
bringen können, nunmehr ein neues Vorbild und die Kraft der 
Erfahrung erhalten haben. 

So ist es gekommen, und darum können wir es heute wissen. 
Vorhergesehen hat es keiner. 

Aber in einer anderen Wendung der Ueberlegung kommt 
man mit Bestimmtheit darauf hinaus, daß gerade für den 
Marxismus eine gewisse Vorhersicht möglich gewesen wäre. 
Hat doch auch die große Revolution der Bourgeoisie zum 
Weltkrieg geführt. Das Beispiel war da, wenn man schon 
revolutionieren wollte. 

Die marxistische Sozialdemokratie wollte den Sozialismus 
durch die Revolution des Proletariats. Wir wollen einmal an¬ 
nehmen, dieser Weg sei möglich gewesen. Was mußte man 
dann voraussehen und wollen? 

Gewiß, die Proletarier aller Länder sollten sich einigen, aber 
es war doch äußerst unwahrscheinlich, daß die Organisationen 
in allen Ländern gleichmäßig fertig wurdet, und daß sich die 
berühmte „Einheit der Aktion“ bei einem so vielgestaltigen 
Bündnis rechtzeitig hätte sichern und ausführen lassen. Wir 
haben oben an die jetzt so gewaltsam umgedeuteten Worte 
von Marx erinnert, daß bei der nächsten Revolution England 
wieder an der Spitze der Gegenrevolution stehen würde, wie 
in den Zeiten Napoleons, daß es aber dafür die Revolution im 
eigenen Lande bekommen würde. So war es eigentlich klar, 
daß die sozialistische Revolution der Annahme nach zunächst 
in einzelnen Ländern siegen müßte, und daß daraus ein Welt¬ 
krieg, und zwar ein Weltkrieg schlechthin, entbrennen würde. 

So hätte es der revolutionäre Marxist zu den Grundergeb¬ 
nissen seiner wissenschaftlichen Erkenntnis rechnen müssen, 
daß die Entstehung des Sozialismus wesentlich durch eine 
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weltpolitische Situation bestimmt und von einem Weltkrieg 
begleitet sein würde, in dem sich das führende Land des So¬ 
zialismus den Sieg erkämpfen müßte. Bei der ungeheueren 
Wehrhaftigkeit der kapitalistischen Staaten und bei der Stö¬ 
rung aller Zusammenhänge der Weltwirtschaft durch eine so¬ 
zialistische Revolution, die doch nach sicherer Erwartung die 
aus allen früheren Revolutionen bekannten Störungen des 
Wirtschaftslebens noch weit übertreffen mußte, war mit Ge¬ 
wißheit darauf zu rechnen, daß der um die Durchführung des 
Sozialismus zu führende Weltkrieg die höchsten Anforderungen 
an das äußere Organisationsgeschick und an den inneren ein¬ 
heitlichen, über alle Klassengegensätze weit hinausgewachsenen 
sozialistischen Geist der neuen Gesellschaft stellen würde. 
Kurz, es mußte eine Vorahnung von dem bestehen, was wir 
jetzt an unserem Vaterland erlebt haben. Man mußte im 
Marxismus darauf vorbereitet sein, ähnliches rechtzeitig zu 
bewirken. Der Marxist mußte folgern: der Sozialismus kann 
nur in Staaten geschaffen werden, die imstande sind, ihre poli¬ 
tischen Ziele im Weltkrieg zu behaupten, und die Klasse, die 
den Sozialismus will, muß mit ihrer inneren Glut zuerst den 
eigenen Staat ganz durchdringen, um nicht gerade die poli¬ 
tische Macht zu zerstücken und zu zersetzen, die die Ziele des 
Sozialismus verwirklichen soll. Der Sozialismus muß bei allem 
Menschheitsbewußtsein durch eine Zeit des kampfbereiten, 
nationalen Sozialismus hindurch, und wird in einer solchen 
Zeit in seiner Praxis und in seinem Geist die stärkste Schulung 
erleben. Der Druck der weltpolitischen Gegensätze läßt den 
Sozialismus wachsen, wie die Gegensätze des merkantilischen 
Staatensystems wesentlich dazu beigetragen haben, das mo¬ 
derne Industriestaatensystem und seinen Kapitalismus hochzu¬ 
züchten. Die Bedingungen der Entstehung neuer Gesellschafts¬ 
formen gleichen sich nicht, aber die wesentlichen Voraus¬ 
setzungen ähneln sich doch. 

Der Weltkrieg ist zu einem Kampf ums Dasein der mensch¬ 
lichen Organisationsformen geworden, bei dem jede Ueber- 
legenheit nach Möglichkeit durch bewußte Nachahmung aus¬ 
geglichen wird, so daß sich gleichzeitig in allen Staaten die 
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höchste Annäherung und die höchste Fortentwicklung vollzieht. 
Wir selbst nehmen demokratische Organisationsgedanken auf, 
um durch die Verminderung der inneren Reibungen stärker zu 
werden und die plastischen Kräfte der aus eigenem freien 
Antrieb tätigen Einzelwiilen vollständig in den Dienst des 
Ganzen stellen zu können. Um uns herum ist der Umbau ge¬ 
waltsamer. Die nachgeholte Revolution der Befreiung in Ruß¬ 
land! Die nachgeholte Revolution des organisatorischen Auf¬ 
baues in England! Das Gesamtergebnis ist überall ein Wachs¬ 
tum von Organisation und Demokratie, das sich dem Sozialis¬ 
mus nähert. 

Wie wäre das ohne den Weltkrieg zu erreichen gewesen? 

Der Kampf ums Dasein ist die Erprobung aller Lebensformen 
auf ihre Beständigkeit, auch wenn er nicht den großen Faktor 
der Höherentwicklung bedeutet. Gerade weil der Marxismus 
im Sieg des Sozialismus den Abschluß der geschichtlichen 
Geseilschaftsentwickiung sehen möchte, mußte aus seiner 
kampfbetonten Grundanschauung mit großer Wahrscheinlich¬ 
keit gefolgert werden, daß der härteste Daseinskampf der ge¬ 
sellschaftlichen Organisationsformen über die Zukunft des So¬ 
zialismus entscheidet. Darum muß der Marxist bei aller inter¬ 
nationalen Gesinnung beizeiten zwischen den Staaten seine 
Wahl treffen, weil nur ein organisationsfähiger Staat seine 
Sache verwirklichen kann. Es gibt bekanntlich Marxisten, die 
das im Kriege geiernt haben. Aber man konnte es vor dem 
Kriege wissen. 

So kommt das Ergebnis darauf hinaus, daß der Durchgang 
durch den Weltkrieg zu den erkennbaren Voraussetzungen 
gehört, unter denen eine soziaiistische Gesellschaftsordnung 
allein verwirklicht werden kann. 

Es ist wohl gut, daß der Sozialismus diese seine Voraus¬ 
setzung nicht gekannt hat und sie nicht gewollt hat. Er hätte 
die Verantwortung nicht tragen können. Aber er soll jetzt 
seine Blindheit anerkennen und sich nicht mehr einer sicheren 
wissenschaftlichen Vorhersicht rühmen, wo er zu seinem Heil 
die Augen geschlossen hielt, als ihn das dreimal glühende 
Licht der weltgeschichtlichen Notwendigkeit verzehren konnte. 
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Aber wenn es ein Glück sein kann, größer als alle vermeinte 
Einsicht in ein schlechthin notwendiges Werden unserer 
menschlichen Entwicklung, einer Schicksalsstunde blind ent¬ 
gegenzugehen, so kommt doch viel darauf an, eine Qeschichts- 
lage, die sich enthüllt hat, rasch und vollständig zu begreifen, 
lieber der ersten Verwirrung ist Zeit verloren, aber noch ist 
es nicht zu spät. Wenn der Weltkrieg auf dem Wege zum 
Sozialismus liegt, so muß der Sozialist lernen, auch zu diesem 
größten Nein der Geschichte Ja zu sagen: so wollte es das 
Schicksal und so. will ich es. Der Weltkrieg hat den Neubau 
der Gesellschaft zur bitteren Notwendigkeit gemacht, wir 
wollen den Geist herbeirufen, der uns zu diesem Bau er¬ 
leuchten soll. 

LUDWIG OUESSEL, M. d. R.: 

Die Auferstehung 
der finnischen Staatlichkeit. 

N ach Meldungen der Petersburger Telegraphen-Agentur 
hat in Helsingfors der finnische Landtag auf der freiheit¬ 
lichen Grundlage der alten Verfassung von 1809, die von der 
russischen Reaktion nahezu restlos vernichtet worden war, 
nunmehr seine Beratungen wieder aufgenommen. Als Reprä¬ 
sentant des neuen Rußland war Justizminister Kerensky er¬ 
schienen, der in der Sitzung vom 13. April das Wort ergriff 
und das freie finnische Volk im Namen der provisorischen 
Regierung begrüßte. 

Die Wiederherstellung der finnischen Verfassung von 1809 
ist in ihrer eigentlichen Bedeutung in Deutschland wenig be¬ 
griffen worden. Tatsächlich ist durch das Manifest der provi¬ 
sorischen Regierung vom 21. März im Norden ein neuer Staat 
entstanden, auf den Rußland in Zukunft nur geringen Einfluß 
haben wird. Solange Finnland auf Grund der Verfassung von 
1809 regiert wurde, stellten Finnland und Rußland zwei ge¬ 
trennte Staaten dar, die allerdings, weil sie denselben Herrscher 
hatten, nach außen eine machtpolitische Einheit mit gleich- 
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gerichteter auswärtiger Politik bildeten. Wird Rußland Jetzt 
aber eine Republdc, so kann das republikanische Staatsober¬ 
haupt sich in Finnland nicht gut die QroßfUrstenkrone auf¬ 
setzen. Es bleibt somit, wenn die Personalunion zwischen 
Finnland und Rußland erhalten werden soll, nichts anderes 
übrig, als daß der Präsident der russischen Republik auch 
gleichzeitig von Finnland als Präsident anerkannt wird, womit 
ausgesprochen wäre, daß auch in Finnland die monarchische 
Staatsform erledigt ist. Wir hätten dann im Osten zwei in 
einem Staatsverband vereinigte Republiken, von denen die 
eine (Finnland) verpflichtet wäre, den Präsidenten der anderen 
ohne weiteres als Staatsoberhaupt anzuerkennen. 

Daß Finnland durch das Märzmanifest der neuen russischen 
Regierung nicht etwa bloß die Rechte einer autonomen Pro¬ 
vinz, sondern vielmehr völlige Staatlichkeit zugestanden wor¬ 
den ist, wird klar ersichtlich, wenn wir uns der Entstehung 
und dem Inhalt der jetzt als finnisches Grundgesetz von neuem 
anerkannten Verfassung von 1809 zuwenden. Ursprünglich 
war Finnland eine schwedische Provinz mit autonomen Rech¬ 
ten. Zwischen Ostsee und Eismeer gelegen, das Grenzgebiet 
der beiden nordischen Reiche bildend, blieb das Land der 
1000 Seen das ganze 18. Jahrhundert hindurch der Gegenstand, 
auf der» der russische Erorberüngswille gerichtet war. Nach¬ 
dem die Russen schon 1721 und 1743 Teile Finnlands an sich 
gerissen, endigte der 100jährige Kampf im Jahre 1808 damit, 
daß Rußland das ganze finnische Gebiet militärisch besetzte 
und die schwedische Armee zur Räumung der finnischen 
Grenzmarken zwang. 

Die anfängliche Absicht Alexanders I, Finnland dem russi¬ 
schen Staat einzuverleiben, wurde nicht verwirklicht, da es 
dem Zaren darauf ankam, schon vor dem Friedensschluß 
mit Schweden sich zum rechtlich anerkannten Herrscher 
von Finnland zu machen. Dazu benutzte er die freiheitliche 
Verfassung, die Schweden den Finnländern gegeben hatte. Am 
22. März 1809 berief er nach Maßgabe der schwedischen 
Reichstagsordnungen einen Landtag der finnischen Stände ein. 
In einem feierlichen Manifest verpflichtete er sich, Religion 
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und Rechte des finnischen Volkes bestätigen und befestigen 
zu wollen. Darauf huldigten die finnländischen Stände ihm 
als Großfürsten von Finnland. Bei dem am 18. Juli 1809 er¬ 
folgten Schluß des Landtags bezeichnete der Zar selbst in einer 
französisch gehaltenen Rede das finnische Volk ausdrücklich 
als „placd ddsormais au rang des nations“ (als von jetzt ab 
in die Reihe der Nationen gestellt). 

In mancher Hinsicht zeigen die Vorgänge, die sich 1808 und 
1809 in Finnland abspielten, eine auffallende Aehnlichkeit mit 
den Ereignissen, die sich in diesem Krieg in Russisch-Polen 
vollzogen haben. Wie die Zentralmächte im November 1916, 
unbekümmert um den noch in weiter Ferne liegenden Friedens¬ 
schluß mit Rußland, die russisch-polnischen Gebiete als selb¬ 
ständigen Staat organisierten, so verfuhr Rußland 1809 mit 
den eroberten finnischen Gebieten, indem es ihnen volle Staat¬ 
lichkeit verlieh. Finnland erhielt von den Russen nicht etwa 
nur die Rechte einer autonomen Provinz zugesprochen, son¬ 
dern wurde vielmehr auf dem Landtag zu Borgo von den 
Siegern in aller Form zum selbständigen Staat erhoben. Erst 
nach diesem Vorgang kam am 17. September 1809 der Friede 
zwischen Rußland und Schweden zum Abschluß. Schweden 
erkannte im Friedensvertrag lediglich die vollzogene Staats¬ 
gründung der Russen an und verzichtete auf alle Ansprüche 
hinsichtlich des Großfürstentums Finnland, dessen Gebiet zwei 
Jahre später durch die früher von Rußland eroberten Teile 
Finnlands vergrößert wurde. 

Nicht moralische Bedenken, sondern rein politische Er¬ 
wägungen waren es, die den Zaren von der Annexion Finnlands 
abhielten. Rußland war damals gerade im Begriff, sich einer 
neuen Koalition gegen Frankreich unter Englands Führung 
anzuschließen. Für einen Waffengang gegen Napoleon wollte 
Rußland die Hände frei haben und deshalb nicht im Norden 
größere militärische Kräfte gegen Finnland und Schweden fest¬ 
legen. Bei dem stark ausgeprägten Unabhängigkeitssinn der 
Finnen hätte Rußland in einem Krieg gegen Frankreich mit 
einem finnischen Aufstand rechnen müssen, wenn Finnland in 
eine russiche Provinz verwandelt worden wäre. Ein finnischer 
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Aufstand hätte aber wieder die Gefahr einer schwedischen 
Intervention heraufbeschworen. Eine derartige unsichere 
Lage sozusagen vor den Toren Petersburgs zu schaffen, schien 
der russischen Regierung aber nicht ratsam, so daß sie 
schweren Herzens auf die Annexion verzichtete und Finnland 
als selbständigen Staat konstituierte, welche Politik sich im 
Krieg von 1812 übrigens auch glänzend bewährte. Finnland 
war also seit 1809 keine russische Provinz, wie es früher eine 
schwedische gewesen war, sondern ein völlig selbständiger 
Staat, der mit Rußland nur denselben Herrscher gemein hatte. 

Nach der Verfassung von 1809 waren Russen und Finnen 
also Angehörige zweier verschiedener Staaten. Allerdings 
war, bei der Identität des Monarchen beider Völker, ein Krieg 
zwischen Finnen und Russen in Zukunft ausgeschlossen. Eine 
solche Verbindung zweier Völker mit eigener Staatlichkeit be¬ 
zeichnet man in der Wissenschaft als Personalunion. Freilich, 
politisch war das Verhältnis zwischen Finnland und Rußland 
auch schon vor 100 Jahren wesentlich anders zu werten als 
staatsrechtlich. Im Besitz einer der finnischen Armee unend¬ 
lich überlegenen Wehrmacht hielt die russische Autokratie den 
finnischen Verfassungsstaat in Abhängigkeit von sich und zwar 
nicht nur in Fragen der auswärtigen, sondern auch der inneren 
Politik. Immerhin blieb aber ein halbes Jahrhundert hindurch 
die finnische StaatlicMceit unverkürzt bestehen. Dann aber 
setzte eine systematische Hetze des Panslavismus gegen Finn¬ 
lands Selbständigkeit ein. Die russichen Nationalisten konnten 
es auf einmal nicht mehr begreifen, daß in diesem Lande, 
das doch der Herrschaft des russischen Zaren unterstände, 
russische Staatsangehörige behandelt würden als wären sie 
Ausländer. Es sei eine unerträgliche Anmaßung von den 
Finnen, so schrie der Panslavismus, wenn sie verlangten, daß 
russische Aerzte, Rechtsanwälte und Ingenieure ihre Examina 
nochmals vor finnischen Behörden in der Landessprache ab- 
legen sollten, wenn sie ihren Beruf in Finnland ausüben wollten. 
Auch von vielen anderen Berufen, die keine akademische Vor¬ 
bildung erfordern, schließe man die Russen systematisch aus. 
Wie die finnische Staatlichkeit, so war der russischen Reaktion 
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auch die finnische Freiheit ein Dorn im Auge. Daß der Selbst¬ 
herrscher des großen Russenreichs in dem kleinen Finnland 
bei allen Regierungshandlungen an die Zustimmung des Land¬ 
tags gebunden war, schien dem Panslavismus ein ganz bizarrer 
Zustand. Auch der Heilige Synod empfand es bitter, daß er 
in Finnland nichts zu sagen hatte. 

Diese nationalistische Hetze läutete der finnischen Freiheit 
die Totenglocke. Von 1889 an wurde Finnland ein staatliches 
Recht nach dem anderen geraubt. Zuerst unterwarf man das 
Post-, Münz- und Zollwesen der russischen Herrschaft. Dann 
machte man der finnischen Preßfreiheit ein Ende. Darauf legte 
Rußland die Hand an die bewaffnete Macht Finnlands, indem 
es die finnischen Offiziere verabschiedete und die finnische 
Armee der russischen eingliederte. Schließlich sprach man 
dem Landtag die gesetzgebende Gewalt ab und degradierte 
ihn zu einer provinzialen, bloß beratenden Körperschaft. Zu¬ 
gleich schickte man für die höheren Stellen russische Beamte 
ins Land und erhob demzufolge das Russische zur eigentlichen 
Staatssprache. Alle diese Maßnahmen zusammengenommen 
waren nicht lediglich ein Kampf gegen die finnische Freiheit, 
sondern stellten ihrem eigentlichen Wesen nach eine Annexion 
dar. Indem das zarische Rußland die finnische Staatlichkeit 
in Trümmer schlug, annektierte es Finnland, das erst jetzt zu 
einer russischen Provinz wurde. 

Als 1905 die erste Revolution in Rußland ausbrach, waren die 
Finnen de facto russische Untertanen geworden. Fast alle 
ihnen in der Verfassung von 1809 garantierten Rechte waren 
der russischen Reaktion zum Opfer gefallen. Kein Wunder, 
daß die Revolution in Helsingfors am mächtigsten aufflammte. 
Nationalismus und Sozialismus standen hier in geschlossener 
Front gegen die russische Autokratie. Wie ein glühender Lava¬ 
strom wälzte sich die finnische Volkswut gegen die zarischen 
Vernichter ihrer Freiheit und Staatlichkeit. Viele der im Lande 
lebenden russischen Machthaber fanden den Tod. Der Gouver¬ 
neur Obolenski konnte sein Leben nur retten, indem er eiligst 
auf einem Kriegsschiff nach Petersburg flüchtete. Vier Tage 
später erschien das Novembermanifest des Zaren, das die durch 
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Zertrümmerung der finnischen Staatlichkeit vollzogene An- | 
nexion Finnlands rückgängig zu machen und die alte Volks- ! 
freiheit wiederherzustellen versprach. i 

Im Vertrauen darauf, daß die Revolution sich in Rußland be- i 

haupten würde, unterließen die Finnen manches, was sie zur I 

Sicherung ihrer wiedergewonnenen Staatlichkeit hätten aus- | 
führen können. Bald wurden sie nun aber gewahr, daß die ' 
russische Regierung sich durch ihre Proklamation nicht ge- I 
bunden fühlte. Die Aufliebung der Annexion wurde listig hin- 
ausgeschoben und schließlich durch den Staatstreich von 1907 
die russische Herrschaft in Finnland wieder hergestellt. Die 
dritte Duma stand in der finnischen Frage durchaus auf dem 
Boden der Regierung: an der Annexion Finnlands durfte nicht 
gerüttelt werden. Um die Annexion mit der russischen Ver¬ 
fassung von 1907 in Einklang zu bringen, nahmen Duma und 
Reichsrat 1910 einen Gesetzentwurf an, der die gesetzgebende 
Gewalt des finnischen Landtages zugunsten der Duma annul¬ 
lierte. Als das Resultat dieses die Annexion Finnlands bestäti¬ 
genden Beschlusses der Duma vom Präsidenten bekannt ge¬ 
geben worden war, stieß der Pogrom- und Ochranaverteidiger 
Purischkewitsch den Freudenruf aus: Finis Finlandiae! 

Nun ist die totgesagte finnische Staatlichkeit doch wieder 
zu neuem Leben erwacht. Ihre Anerkennung war einer der 
ersten Akte der revolutionären Regierung. Daß die Lwow, 
Miljukow und Gutschkow diesen Schritt freiwillig vollzogen 
hätten, etwa aus Ententebegeisterung für das Recht der kleinen 
Nationen, wird man aber gewiß nicht sagen können. Als die 
neuen Machthaber die Zügel des russischen Staates ergriffen, 
stand Finnland bereits im vollen Aufruhr. Ein Volk von 3 Millio¬ 
nen, zum größten Teil noch im Besitz seiner wehrfähigen 
Männer, durch eine alte glänzende Kultur aufs engste mit 
Schweden, in dem es seinen natürlichen Beschützer sieht, ver¬ 
bunden, griff zu den Waffen, um die freie Staatlichkeit Finn¬ 
lands neu aufzurichten. Gewichtige außenpolitische Motive, 
die durch die Lage Finnlands vor den Toren der russischen 
Hauptstadt noch verstärkt wurden, bestimmten die neue Re¬ 
gierung, die Forderungen der Finnen zu akzeptieren, wie sich 
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im Jahre 1905 ja auch der Zar dazu genötigt gesehen hatte. 
Man darf wohl annehmen, daß diesmal die Finnen auf Ver¬ 
sprechungen nicht großen Wert legen werden. Wer an Irland 
denkt, das Jahrhunderte lang von der britischen Demokratie 
national und sozial gemißhandeit worden ist und noch heute 
nach staatlicher Freiheit schreit, wird es begreiflich finden, daß 
die Finnen auch der russischen Demokratie gegenüber nicht 
ohne Mißtrauen sind. Vor allem können sie sich nicht damit 
einverstanden erklären, daß etwa die konstituierende National¬ 
versammlung über ihr Schicksal entscheidet. Durch schnelle 
Wiederaufrichtung ihrer Staatlichkeit wollen die Finnen zum 
Ausdruck bringen, daß die kommende russische Konstituante 
keine Macht über Finniand hat Finnlands Verhältnis zu Ruß¬ 
land ist unverrückbar festgelegt in der Verfassung von 1809: 
es ist dies das Verhältnis der Personalmion. Finnland kann 
auch mit einer russischen Republik nichts mehr gemein haben 
als das Staatsoberhaupt An der Personalunion unverrückbar 
festzuhalten, gebietet ihm sein Voikstum und seine alte, glän¬ 
zende Kultur, die beide mit dem Russentum nichts zu tun 
haben. Auf die Wiederherstellung einer eigenen Wehrmacht 
wird Finniands erste Sorge gerichtet sein müssen, wenn der 
wahre Geist der Verfassung von 1809 wieder lebendig werden 
soll. Darüber hinaus wird das finnische Volk, obwohl seine 
Stellung gegenüber Rußland eine ganz andere ist wie die der 
übrigen Fremdvölker, gut tun, sich mit Esten, Letten, Litauern, 
Polen, Ukrainern und Kaukasiern zu einer Liga der Fremd¬ 
völker zu vereinigen, damit das neue Rußland auch wirklich 
als Nationalitätenstaat konstituiert und ein Wall gegen den 
aggressiven russischen Nationalismus errichtet wird, von dem 
man annehmen kann, daß er auch bei einem demokratischen 
Regime bemüht sein wird, die Rechte der kleinen Völker zu 
verneinen. Einstweilen aber kann das deutsche Volk nur 
Freude und Genugtuung darüber empfinden, daß sein furcht¬ 
barer Daseinskampf das finnische Volk, dessen Schicksal 
es stets mit lebhafter Teilnahme verfolgte, wieder in den Besitz 
seiner alten Freiheit und Staatlichkeit gebracht hat, die es sich 
jetzt wohl für alle Zeit zu sichern wissen wird. 
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KARL BROQER: 

Der Blinde an die Braut. 

BreUflatend 

rollen Gewässer der Finsternis 
über zerschmetterte Sonnen . . . 

Fortgespült ist mir das lichte Haas der Welt 
und der schwarze Strom entfährt die Trümmer, 

Heben Hausrat geschauter Vergangenheit. 

Hier steh ich am Strand, breite die Arme 

und kann doch nicht halten, was gurgelnde Tiefe verschlingt. 

- Da bist du mir erschienen. 

Sanft schaukelnde Fahrt 

führte dich über den finsteren Fluß, 

der ohne Bett und Ufer schäumt. 

ich seh die Barke gleiten, 

seh dich bekränzt mit edler Erinnerung 

vor einem roten Baldachin sitzen . . . 

Du nimmst meine Hände, 
mild, gütig, wissend ... . 

Aut nächtlichem Strom fahren zwei Menschen, 

Haupt gelehnt an Haupt vor dem roten Baldachin, 
der uns tief in purpurnen Schein verhüllt. 

Selig bin ich und ganz stUlf 
Weiß ich doch, in deinen Augen 
endet die finstere Flat. 

Meer und Mündung meiner beschatteten Sehnsucht 
bist du! 

-O komm, komm bald! 


An die Mitarbeiter der „Glocke**! 

Im Laufe des Juni bitten wir alle für die „Qlocke* be¬ 
stimmten Manuskripte und Briefe redaktioneller Art wie folgt 
zu adressieren: Herrn Heinrich Cunow, Berlin SW.68, 
Lindenstr. 114, Verlag für Sozialwissenschaft. 
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DE GLOCKE 

9. Heft 2. Juni 1917 3. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die Fremdstämmigen. 

Z AHLLOS sind die Perspektiven, unter denen man den Krieg 
betrachten kann, und zwar verschiebt sich das Bild nicht 
bloß nach dem geistigen, sondern vielleicht noch mehr nach 
dem geographischen Standpunkt, auf dem man steht. Uns im 
Deutschen Reich erscheint der Krieg zu allererst als der Kampf 
um die Erschütterung der englischen Weltherrschaft. Aber 
schon in Oesterreich ist das Bild ein anderes. Vor kurzem erst 
sagte mir ein hervorragender österreichischer Sozialdemokrat, 
im Grunde ist der Krieg der Kampf um die Existenz Oester¬ 
reich-Ungarns. Hier verschwimmt das Problem der englischen 
Weltherrschaft bereits zu unsicheren Konturen. In Rußland 
vollends ist es völlig ausgelöscht. Es war sehr bezeichnend, 
daß eine Schrift des russischen Sozialisten Trotzky, die zu 
Beginn des Krieges erschien und die Haltung der Sozialdemo¬ 
kratie im Kriege zum Gegenstand hatte, das Wort England 
überhaupt nicht enthielt. Der Horizont des Autors umfaßte 
von der Welt nur den Osten und den Südosten Europas, und 
es ist noch nicht ausgemacht, ob man nicht vom russischen 
Standpunkt aus den wirklichen Sinn des Krieges in der Ent¬ 
scheidung über den Bestand des russischen Reiches erblicken 
kann. 

Jedenfalls dreht es sich jetzt für Rußland in der Tat um diese 
Präge. Immer mehr verstärkt sich der Eindruck, daß das 
Riesenreich an unserer Ostfront, das unter dem Zarismus eine 
dauernde Bedrohung seiner Nachbarn war, durch die Revolu¬ 
tion eine vollständige Umwälzung in seinem staatsrechtlichen 
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Charakter durchmachen wird. Die Nationalitätenfragen oder, 
wie man in Rußland sagt, die Frage der Fremdstämmigen, er¬ 
hebt sich in der ganzen ungeheuren Bedeutung vor dem in 
seinen Grundfesten erschütterten Reiche, Schon die Revolu¬ 
tion von 1905 zerriß den trügerischen Schein, als sei Rußland 
ein einheitlicher Staat. Die nationalen Gegensätze erhoben ihr 
Haupt und erschreckten durch ihre Gewalt derartig die Träger 
der russischen Staatsmacht, daß sie für die Existenz Rußlands 
zu fürchten begannen. Es war in erster Linie diese Furcht vor 
den Fremdstämmigen, die im Jahre 1907 Stolypin zu seinem 
Staatsstreich veranlaßte. In jener ersten Revolution hatten 
die Fremdvölker sich durch energisches Eintreten für die 
russische Freiheit hervorgetan; denn sie erhofften von einem 
befreiten Rußland auch Freiheiten für sich. Allein es stellte 
sich heraus, daß der in der Duma tonangebende russische Libe¬ 
ralismus für die Wünsche und Bedürfnisse der Fremdvölker 
nicht das geringste Interesse hatte und sie dem Wüten der bald 
wieder einsetzenden Reaktion ohne jedes Wort des Protestes 
preisgab. 

Die Folgen dieser Haltung zeigen sich jetzt. In der heutigen 
Revolution halten sich die Fremdvölker etwas abseits und sind 
in erster Linie bemüht, aus dem Umsturz des Zarismus zu¬ 
nächst ihre besonderen nationalen und politischen Ziele zu 
sichern. In der vorigen Nummer der „Glocke“ setzte 
Genosse Quessel auseinander, welche Konsequenzen die Finnen 
für sich aus der Revolution zu ziehen gesonnen sind, und zwar 
gerade auf Grund der üblen Erfahrungen, die sie in den zehn 
Jahren Dumazeit onit dem russischen Liberalismus gemacht 
haben. Aehnlich so steht es im Süden mit den Ukrainern. Was 
für Finnland das Grundgesetz vom Jahre 1809 ist, das ist für 
die Ukraine der Vertrag von Perejasland aus dem Jahre 1()54. 
Auch hier trat lediglich eine Personalunion als Bindeglied in 
Kraft und auch hier wurde der Vertrag, in dem sich die Ukraine 
ein eigenes Heer, eigene Gesandte und eigene Verwaltung vor¬ 
behielt, lediglich durch Gewalt vernichtet. Nun sind wir die 
Allerletzten, die aus irgendwelchen verschimmelten Staatsver¬ 
trägen Richtlinien für das Leben der Gegenwart zu ziehen ge- 
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sonnen sind. Auch hier heißt es schließlich: der Lebende hat 
Recht Aber gerade aus alldem, was jetzt aus den Gebieten 
der Ukraine verlautete, ist es dort sehr lebendig geworden. In 
Kijew ist ein Kongreß zusammengetreten, der lediglich durch 
die drohende Gewalt der Waffen, das heißt durch die drohende 
Haltung des Kijewer Arbeiter- und Soldatenrats daran ge¬ 
hindert wurde, sich zur konstituierenden Versammlung der 
Ukraine aufzuwerfen. Der Drang nach Autonomie zunächst 
innerhalb des russichen Reiches ist unwiderstehlich. Aber, so 
führt die ukrainische „Nava Rada“ aus: „Jede Verhinderung, 
jedes Schwanken in der Verwirklichung dieser Forderung 
seitens der russischen Staatsregierung oder seitens leitender 
Kreise der russischen Gesellschaft kann nur dazu führen, daß 
der Schwerpunkt sich auf die Seite der ukraineschen Selb¬ 
ständigkeitsbestrebungen völlig verschieben würde. . . . Das 
Banner der selbständigen Ukraine bleibt aufgerichtet und wird 
entrollt werden, sobald die russischen Zentralisten das Gelüste 
bekunden sollten, uns die gewünschte autonome Sonderstellung 
im föderativen demokratischen Rußland nicht zu gewähren.“ 
Das ist deutlich. Wieviel hinter dieser Bewegung an volks¬ 
tümlicher Kraft steckt, wird sich noch zu erweisen haben. In 
der ersten und zweiten Duma, wo auf Grund des Wahlrechts die 
Volksstimmung hatte zum Ausdruck gelangen können, betrug 
der Klub der Ukrainer immerhin 44 resp. 62 Mitglieder. Erst 
die Oktroyierung eines neuen Wahlrechts brachte die Ukrainer 
in der Duma zum Verschwinden. 

Und derselbe Drang nach Autonomie oder Selbständigkeit 
zeigt sich auch anderswo. In Minsk sprach sich am 25. April 
ein Kongreß der Litauer für eine demokratische Autonomie auf 
föderativer Grundlage aus. In Beßarabien forderten die dortigen 
Rumänen das gleiche. Im Kaukasus ähnliche Erscheinungen 
bei den Grusiniern, Tataren usw., im nördlichen Turkestan und 
dem südlichen Steppengebiet gärt es, Kirgisen und Turkmenen 
fallen über die russischen Ansiedler her und ermorden sie. In 
Irkutsk in Sibirien beschließt ein Kongreß der Burjaten die 
Autonomie des Landes und die Errichtung eines burjatischen 
Landtages. Die Mohammedaner halten einen Gesamtkongreß 
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zur Wahrung ihrer Interessen ab, in Chiwa und Buchara ist es 
zu Unruhen gekommen, besondere Verfassungen sind in diesen 
Süzeränen Staaten von dem Chan resp. Emir erlassen worden. 
Kurzum: das ganze ungeheure Reich ist in Aufruhr, Probleme 
haben sich angemeldet und harren dringend ihrer Lösung, von 
denen man in weiten Kreisen nichts geahnt und die in der Tat 
geeignet sind, die weitere Existenz Rußlands in seiner bis¬ 
herigen Zusammensetzung aufs Aeußerste zu gefährden. Ihnen 
gegenüber tritt sogar der Krieg an Wichtigkeit zurück. Es hat 
den Anschein, daß diesmal die Revolution ganze Arbeit in Ruß¬ 
land machen will, das aber würde bedeuten, daß das Land in 
Jahren, ja in Jahrzehnten, kaum wieder zur Ruhe kommen 
würde. Die durch die rohe Erobererfaust des Zarismus an das 
russische Reich angepreßten aber von ihm nicht assimilierten 
Völker verlangen jetzt ihre Rechte. Der Qegenschlag gegen 
früher tritt ein und es ist nicht ausgeschlossen, daß der Periode 
zaristischer Eroberungssucht eine Periode demokratischen 
Auseinandergehens folgt. In der Glut der Revolution wird es 
sich zeigen, ob die an den russischen Staat herangepreßten 
Fremdkörper mehr sind als angeleimte Stuhlbeine, die da ab- 
fallen, wenn es heiß zugeht. 

Es ist wahrscheinlich, daß die Vertreter der Fremdstämmigen 
auch auf dem Kongreß von Stockholm sich einfinden werden. 
Es ist selbstverständilch, daß sie dort von den Sozialisten 
freudig begrüßt würden als die Repräsentanten aufsteigender 
und nach Freiheit und Anerkennung ringender Völker. Die 
Sozialisten der Ententemächte werden Gelegenheit haben, zu 
zeigen, daß ihnen das Wort vom Selbstbestimmungsrecht der 
Völker mehr ist als ein Vorwand, das deutsche Elsaß-Lothringen 
französisch zu machen. Sodann aber bedeutet das Erwachen 
der Fremdstämmigen in Rußland eine ganz gewaltige Entlastung 
der politischen Atmosphäre von dem Gefahrendruck, den Ruß¬ 
land bisher auf alle seine Nachbarn ausgeübt hat. Es bedeutet 
ein wesentliches Unterpfand des Friedens und eine natürliche 
Ergänzung der Forderung; keine Annexionen! Das hat die 
russische Regierung übrigens selber anerkannt, indem sie das 
Programm: keine Annexionen zugleich verband mit der an- 
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deren Forderung: Selbstbestimmungsrecht der Völker. Es sind 
die Völker Rußlands selber, die sich jetzt mit dieser Forderung 
an die russische Regierung wenden und sie beim Wort nehmen. 
Der Sozialistenkongreß in Stockholm wird ein dem Weltfrieden 
wie den unterdrückten Völkern förderliches Werk tun, wenn er 
den Ruf, der an ihn geht, nicht überhört. 

ALWIN SAENQER (München), zurzeit Soldat: 

Dem Wahlrecht der deutschen Frau! 

A uf der Seele eines jeden unserer Volksgenossen lastet das 
Kriegsgeschick dieser Zeitepoche von Tag zu Tag gewal¬ 
tiger und drückender. Es ist nicht so sehr des täglichen Lebens 
zunehmende Notdurft, die öde Materie, die uns das Verloren¬ 
sein der Stunde immer entbehrungsreicher weist, es ist viel¬ 
mehr das Schwergewicht des trostlosen Elends der Psyche, 
das, in das Innere unseres Herzens sich einfressend, die stillen 
und die lauten Weisen segensvoller Lebensbejahung — wir 
möchten im Augenblick sagen: für immer — verklingen ließ. 
Mit der ganzen Kraft unseres Lebens suchen wir nach einem 
Ausweg, nach einem Gleichgewicht, daß wir die schwärzeste 
Not noch ertragen können, daß wir nicht bei der Unbegründet¬ 
heit eines rein fatalistischen „es muß“ stehen bleiben, daß wir 
uns die aufbauenden Triebkräfte eines positiven Lebens, ohne 
die wir in der Wunschlosigkeit eines Dahinvegetierens bleiben, 
erhalten und bewahren, ja noch mehr: sie heute schon in Be¬ 
wegung setzen. Denn wie kommt es, daß uns trotz alledem, trotz 
aller ^rgen und aller Qual, trotz allen Elends in der Welt 
und der unendlichen Kümmernisse der Zeiten, trotz der Blut¬ 
ströme, in die selbst unschuldsvolle Kinderleben untertauchen, 
trotz dieses mordenden Kriegswahnsinns jenseits der mensch¬ 
lichen Vernunft die lebenerhaltenden Kräfte noch bleiben, daß 
noch jetzt, da ein friedliches Erwachen der sonnenbeschienenen 
Natur uns alles tiefste Leid doppelt fühlbar macht, dem Ge¬ 
wissen die Stimme der Lebensbejahung ertönt? Es mögen die 
Gründe hierfür mannigfache, bekannte und uns unbekannte 
sein; wir finden Trost für das Schicksal in der uns Deutschen 
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durch eine fast dreijährige Kriegsgeschichte eingewurzelten 
Lcbcrzeugiing. daß dieser Krieg für unser Land und Volk vor 
der ewigen, geschichtlichen Verantwortung wie am ersten 
Kriegstage ini Sternbild berechtigter und notwendiger natio¬ 
naler Selbstverteidigung und Selbstbehauptung steht. Wir 
suchen die Begründetheit unserer Hoffnung auf ein nicht zu 
fernes Verstehen der Völker und das Erstehen einer dauern¬ 
derenden menschlichen, friedlichen Kulturgemeinschaft gerade 
in der allgemeinen Trauer aller menschlichen Herzen, deren 
wachsende Stärke sie eben zur Selbstüberwindung zwingt und 
so durch den Geist der fürchterlichsten Verneinung zur Be¬ 
jahung, zur Annäherung der Völker führen miiB. Und die 
Kraft der Lebensbejahung in diesen Todesstunden des Gemüts 
und des Intellekts schaffen wir uns endlich, weil auch wir 
jenem Streben des alternden Faust ganz ergeben sind und weil 
auch wir in ihm der Weisheit letzten Schluß erspähen in der 
Maxime: auf freiem Grund als freies Volk zu stehen. Durch 
die Nacht hindurch erhalten wir uns die Kraft, da wir in dieser 
Stunde schon den höchsten Augenblick im Vorgefühl von jenem 

Gluck genießen; diesem Glück opferten die Millionen draußen 
ihr Herz. — 

Wir richten uns auf an dem Gedanken, für unser Volk und 
das Emporwachsen unseres Staates zu höheren Formen im 
rrieden kämpfen zu dürfen, an dem großen Neubau mitzu¬ 
wirken, Deutschland zu einem staatlichen Vorbild zu schaffen! 
Durch die Fluten lenken wir unser Lebensschiff zu dem Hafen 
der deutschen Heimat, in der uns die Fahne der Verheißung 
grüßt. Dorthin drängt nach den Worten des Philosophen 
stürmischer als das stürmende Meer unsere Sehnsucht! Dort 
liegt die Samenstärke einer besseren Zeit, die uns des Vor- 
abends Glücksgefühl eines neuen Tages in die Herzen senkt. 
Das Vaterland, das teuere, halten wir fest, weil in ihm wir 
die starken Wurzeln unserer Kraft finden, die wir heute nötig 
haben. Ja wahrlich: laßt uns alle Qual, laßt uns alles über¬ 
winden und vergessen in dem einen wundersamen Gedanken, 
noch einmal wieder die Geister des Friedens zu bannen im 
heuigen Kampfe für ein neues Deutschland. 



Original from 

E OHIO STATE UNIVERSITY 





Dem Wahlrecht der deutschen Frau! 


327 


Lafit uns heute dulden und leiden für die Feiertagsarbeit 
von morgen. Für alles Gewesene und Seiende wollen wir 
Entschädigung suchen in der Arbeit, die beim ersten Läuten 
der Friedensglocken beginnt. Es werden die Heintkehrenden 
der Schützengräben, es werden die Väter, die ihre Söhne ver¬ 
loren, es werden die Frauen, denen der Gatte nicht mehr 
wiedeilcam, die Bräute, die den Gefährten betrauern, sie alle, 
die in den schwersten Zeiten ihres Landes fhr persönliches 
Opfer darbrachten, werden Vergessenheit und Zukunfts¬ 
hoffnungen in der aufbauenden Arbeit eines neuen Staats¬ 
bürgertums suchen. Wen ruft das Vaterland heute auf? Einen 
jeden seiner arbeitsfähigen Bürger. Wird es bei den Friedens¬ 
aufgaben der Zukunft auch nur einen aussdilieBen wollen und 
können? Gewiß nicht. Es kann keine Grenze mehr geben 
in der staatlich-politischen Bewertung der Geschlechter. 

Die kaiserliche Osterbotschaft sagt es uns. Sie spricht von 
den „gewaltigen Leistungen des ganzen Volkes", „daß das 
deutsche Volk in einmütigem, ingrimmigem Ausharren diese 
blutige Zeit fiberstehen wird“, sie kfindet an, „den sozialen Auf¬ 
stieg des Volkes in allen seinen Schichten zu fördern“, sie will 
„einem treuen, tapferen, tüchtigen und hochentwickelten Volke 
das Vertrauen entgegenbringen, das es verdient“. Das ganze 
Deutschland soll es sein. Sie alle, die gelitten und ihren Trost 
in dem Glauben an die Nation gefunden haben. Soll das Volks¬ 
wahlrecht ein Ausdruck für die anatomischen Grammunter¬ 
schiede der männlichen und weiblichen Gehirnsubstanzen sein? 
Soll es in alle Zukunft auf den Theaterstelzen einer verlogenen 
Moral dahinwackeln, daß man die „züchtige Hausfrau“ von 
den politischen Kämpfen der Oeffentiichkeit, dem „unpassen¬ 
den“ Tageslärm fernhalten müsse? Auch nach diesem Kriege 
noch? Dann nehmt sie fort, die Tausende von Frauen, die 
heute Jahre schon in Todesgefahr draußen im Feld ihre Herzen 
mit Stahl umschließen, um den zerfetzten, blutenden Männern 
Hilfe zu bringen und ihr Leben zu erhalten, die in der Heimat 
unter Selbstverleugnung dem Zurückgebrachten sorgende 
Pflege bezeigen. Ndimt sie hinweg die Millionen deutscher 
Ptaueii, die heute schwerste Männerarbeit auf der Straße, in 
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den Häfen, auf und unter der Erde, in den Werlcstätten und 
den Fabriken, auf Bauten und Werften, auf den Schiffen und 
der Bahn, im gesamten Verkehrs- und Transportwesen, in 
staatlichen und gemeindlichen Verwaltungskörpern, im Unter¬ 
richts- und Erziehungswesen, in der Landwirtschaft und im 
Handel leisten, dies große gewaltige Heer der Heimat, das 
heute den Staat und das Feldheer erhält, das diesem zur Seite 
steht, seinen Schutz des Landes erst ermöglicht. Laßt sie 
verschwinden die Frau, die das Geschäft weiter führt und 
dadurch den Zusammenbruch einer Familie verhütet, die Frau, 
welche die Felder bestellt, daß wir zu essen haben, die Frau, 
die in der Munitionsfabrik steht und die Voraussetzung des 
Sieges draußen schafft. Laßt sie verschwinden bis auf die 
letzte Schaffnerin auf der Vorortbahn. Seht die Hundert¬ 
tausende von Frauen, die jeden langen Tag in den Straßen 
stehen in unsagbarer Geduld, da es doch einmal anders werden 
muß; lest in ihren Gesichtern. Ihre Opfer werden stündlich 
neugeboren. Streicht die alle aus dem Buch des Lebens, die 
den Schleier der Trauer anlegen mußten, denen bis zum Abend 
ihres Tages eine stille Wunde immer blutet und die doch noch 
die Kraft zum Leben sich erkämpften; diese Heldinnen ohne 
gleichen. Denken wir daran und wir wissen, daß es kein 
deutsches Volk der Männer und Frauen, sondern nur ein deut¬ 
sches Volk gibt. 

Im Frieden schon bemühten wir uns ziffernmäßig darzutun, 
welchen steigenden Anteil die deutsche Frau an dem gesamten 
Erwerbsleben des Volkes nimmt, selbst in den schweren Be¬ 
trieben, die wir immer noch als ursprünglichstes Arbeitsgebiet 
des Mannes ansahen; wir kamen auf eine absolute und relative 
Zunahme. Nach den Leistungen und Arbeiten der deutschen 
Frau in diesem Kriege benötigen wir Zahlen nicht mehr. Das 
Beispiel genügt. Sie ist mit das eiserne Fundament unseres 
Staates, das ihm ermöglicht durchzuhalten und nicht zum 
Heloten der englichen Imperiumsträume zu werden; sie hat 
die Freiheit und Unabhängigkeit mit gerettet. Soll sie noch 
einmal durch Paragraphen gewaltsam in den Pferch der 
„züchtigen Hausfrau“ zurückgedrängt werden, sie, die wie 
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keiner gelitten für die deutsche Zukunft, deren Heldentaten 
bis zum Weltuntergang als Erzsäulen gen Himmel ragen? 
Und wer wäre ehrlos genug, eine solche ungeheure Ungerech¬ 
tigkeit gegen die Kriegerfrau des Weltkrieges zu verteidigen? 
Nicht die Anzahl der Qehirnmoleküle bestimmt das Recht 
der Wahl. Für die schaffende Arbeit ist dieses Recht der Aus¬ 
druck staatlicher Kongruenz. Und darum grüßen wir die 
Schwester im Kampfe: Das Wahlrecht der deutschen Frau! 


JOHANN PLENQE: 

Die Revolutionierung derRevolutionäre. 

4. „Das Kapital“ von Marx in der Geschichte der Wissenschaft. 

W ARUM war der Kapitalismus im Weltkrieg so ganz anders 
lebenskräftig, als der Marxismus vorher angenommen 
hatte? Kurz gesagt, weil die Theorie der Marxisten vom 
Kapitalismus zu unzulänglich war, um den Kapitalismus richtig 
einzuschätzen. Das ist klar und einfach. Aber warum 
eine unzureichende Auffassung so lange als die ganze Wahr¬ 
heit gelten konnte, wieviel von der alten Wahrheit nunmehr 
bleibt und wo die Fundamente einer neuen Theorie zu legen 
sind, das erfordert eine ziemlich lange Untersuchung. 

Was der Marxismus bis zum Weltkrieg für den wirklichen 
Kapitalismus gehalten hat, war im wesentlichen das theore¬ 
tische Abbild der Wirklichkeit, in das Karl Marx in den 40er 
Jahren mit seinem an Hegel geschulten Kopf die genial¬ 
lebendige Anschauung Engels’ von der englischen Volkswirt¬ 
schaft jener Tage systematisch umgedacht hatte und dessen 
weiterer Durchkonstruktion dann noch die 50er bis 70er Jahre 
bis zum Tode von Marx gewidmet waren. Also zweifellos eine 
ziemlich alte „Wirklichkeit“ in einer so schnellebigen Zeit wie 
das ausgehende 19. Jahrhundert. 

Der Marxismus ist in allen seinen Teilen überwiegend ein 
Willenssystem, keine uninteressierte Theorie, so oft man „Das 
Kapital“ auch dazu hat machen wollen. Marx’ Sozialismus ist 
seine eigentliche geistige Tat. Die Anpassung der revolutio- 
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nären Forderung an die besondere Lage des Proletariats! Die 
Fähigkeit zur kältesten Kritik an allen utopischen Versuchen, 
die irgendwie aus der geschichtlichen Wirklichkeit heraus¬ 
springen wollten, und trotzdem die Energie des leidenschaft¬ 
lichen Freiheitskampfes als mit sich reißender übergewaltiger 
Zwang der ihrer Vollendung entgegenrollenden Weltgeschichte. 
Das materialistische Geschichtsbild von Marx ist nur dazu da, 
um dieser Energie der politischen Bewegung ihren Anlauf zu 
sichern. Und das Bild von der kapitalistischen Wirklichkeit 
soll das mechanische Räderwerk der Werdenotwendigkeit der 
kommenden Dinge in dieser jetzt vorhandenen Gegenwart 
nachweisen. Die ganze Theorie soll nun Triebkraft für den 
politischen Willen hergeben und dient so gut wie gar nicht 
dazu, den Teil der Wirklichkeit zu beleuchten, in den der Wille 
mit seiner Arbeit aufbauend eingreifen soll. Das ganze Wirk¬ 
lichkeitsbild ist nur auf die gegen diese Wirklichkeit gerichtete 
negative Reaktion in einer ganz blanken Allgemeinheit der 
Verneinung berechnet, nicht auf positive Eingriffe. Es ist ein 
Agitationsmittel, aber keine topographische Aufnahme über 
das geschichtliche Baugelände einer künftigen Gesellschaft, 
obwohl das für den Sozialismus eine recht notwendige Be¬ 
trachtungsweise des Kapitalismus bedeutet. 

Ich weiß nicht, ob man im Marxismus schon mit vollem Be¬ 
wußtsein gefragt hat, warum das „Kapital“ von Marx eigent¬ 
lich „Das Kapital heißt und nicht „Der Mehrwert. Es ist 
damit wie bei Schillers „Don Carlos“, der „Marquis Posa“ 
heißen könnte, weil der vorwärtstreibende Freund des Helden 
zum Haupthelden geworden ist. Das Kapital sollte im Mittel¬ 
punkte des Kapitalismus stehen, und der Mehrwert fesselt die 
Aufmerksamkeit des Marxisten. Die Frage, wie Marx zu 
seinem „Kapital“ gekommen ist, gleitet darum meistens in die 
sehr viel kurzsichtigere Frage hinüber, woher die Mehrwert¬ 
theorie stammt und was für Vorläufer Marx darin gehabt hat. 
Das soll dann etwas beweisen. In der Tat sind solche Vor¬ 
läufer ziemlich nebensächlich, da die englischen National¬ 
ökonomen, die da genannt werden, zwar die bei Ricardo klaf¬ 
fende Lücke zwischen der Verwertung der Arbeit nach dem 
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Lohngesetz und der Wertbildung der Ware durch die ein¬ 
verleibte notwendige Arbeitsmenge erkannt haben, die nach 
dem Verbleib des über die Lohnabfindung hinausgehenden 
Mehrwertes fragen läßt, aber Marx hat diesen scheinbaren 
Widerspruch ganz in seiner Weise aufgenommen. Marx hat 
aus persönlichem Bedürfnis, charakteristisch genug für seine 
geistige Eigenart, nicht etwa als Beobachter der kapitalisti¬ 
schen Wirklichkeit darauf geachtet, wie bilden sich die Ver¬ 
wertungsmöglichkeiten für die Ware und wie rechnet der Kapi¬ 
talist über Ware ab, was geht außer den Lohnausgaben in die 
Kostenrechnung ein. Damit wäre dann der Doppelsinn des 
Wortes Arbeit in der Werttheorie und in der Lohntheorie ebenso 
geklärt gewesen, wie die Abweichung der bei der Werttheorie 
schematisch angenommenen Marktlage von den wirklichen 
Verwertungsmöglichkeiten im 19. Jahrhundert. Sondern er hat 
seine Gedanken von einem Anfangswiderspruch aus irpmer 
weiter konstruiert, um zwei in einem volkswirtschaftlichen 
Lehrbuch gleichsam geoffenbarte Sätze trotz aller Denk¬ 
schwierigkeiten als seine Grundvoraussetzung beizubehalten. 
Gewiß hat die Mehrwerttheorie als auf die Spitze getriebene 
Formulierung der im Kapitalismus vorhandenen Ausbeutung 
ihren agitatorischen Wert, wenn wir zunächst außer Betracht 
lassen, daß das wirkliche Verständnis des Kapitalismus für 
den Sozialismus auf die Dauer wertvoller ist als der aufreizende 
Irrtum. Aber die Zeit, die Marx darauf verwendet hat, ist 
trotzdem ohne alles Verhältnis zu den Arbeitserfordernissen 
eines großen Ideologen, der einer neuen aufsteigenden Klasse 
aus der ganzen Geschichtsentwicklung heraus in einer ver¬ 
wirrend vielgestaltigen Gegenwart den Weg zu ihrer Zukunft 
zu zeigen hatte und sich statt dessen aus einer vertrackten 
Doktorfrage der Wirtschaftstheorie nicht herausfinden konnte. 
Es ist das als weiterwirkender geistiger Fluch auch für viele 
Marxisten zum Verhängnis geworden, die die Mehrwerttheorie 
für das Kernstück des Kapitalismus gehalten haben und darum 
glaubten, sie hätten den Kapitalismus verstanden, wenn sie sich 
in das Verständnis des Mehrwerts hineingequält hatten. 

Man sollte eine kleine Parallele nicht übersehen. 
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Seltsam genug ist die Mehrwerttheorie eine echte geistige 
Schwester der gleichfalls aus einem Mißverständnis Ricardos 
herausgewachsenen Currency-Theorie, die Banknoten jeder 
Art für echtes Papiergeld ansieht und im Interesse der Waren¬ 
preisbewegung und des internationalen Handels eine strenge Be¬ 
schränkung ihrer Ausgabe verlangt In denselben 40er Jahren, 
in denen Marx die Mehrwerttheorie zu einem wissenschaft¬ 
lichen Triebmittel des Sozialismus zu machen beginnt wurde 
nach den Forderungen der Currency-Theorie die Verfassung 
der Bank von England erneuert, die dann bekanntlich in den 
Krisen von 1847,1857 und 1864 vollständig versagte. Die Mehr¬ 
werttheorie hat ein zäheres Leben gehabt, weil sie so starken 
politischen Instinkten entgegenkam und die Probe der Praxis 
nicht auszuhalten brauchte. 

Aber der Name „Das KapitaT" zeigt wie Marx seine Stelle 
in der Geschichte des volkswirtschaftlichen Denkens grupd- 
sätzlich sehen wollte und wo die Vorgeschichte seiner Stellung¬ 
nahme eigentlich zu suchen ist „Das Kapital“ sollte und konnte 
eine entscheidende Wendung in der Qrundauffassung des Wirt¬ 
schaftslebens bedeuten. 

Das volkswirtschaftliche Denken hat sich, das gehört zu den 
Eigengesetzlichkeiten des Geisteslebens, der volkswirtschaft¬ 
lichen Wirklichkeit nur schrittweise genähert Nacheinander 
werden verschiedene Teile des Wirtschaftskörpers in die hellste 
Beleuchtung genommen und gelten vorübergehend als der 
eigentliche Wesenskern des Ganzen. 

Die Entwicklung des volkswirtschaftlichen Wirklichkeits¬ 
hüdes fällt also keineswegs mit der Entwicklung der volks¬ 
wirtschaftlichen Wirklichkeit selbst zusammen. Wann und 
wie sich materielle Zustände im Kopf auch nur theoretisch 
spiegeln, ist durchaus die Frage. Sie können ebenso in ihren 
Grundzügen mit kühner Vorwegnahme vorausgeahnt wie mit 
äußerster Verspätung mühsam nachgearbeitet werden. Sie 
können dauernd von den Nachbildern einer anders gearteten 
gesellschaftlichen Vergangenheit in der Vorstellungswelt ihrer 
Träger überschattet sein. Es ist vielleicht auch erreichbar, daß 
'sich eine Gesellschaft mit bewußter Aufmerksamkeit fort- 
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schreitend Rechenschaft von ihrer organisatorischen Weiterent¬ 
wicklung zu geben vermag. Eine eigentlich sozialistische Ge¬ 
sellschaft muß das erstreben. In der Vergangenheit haben 
wir alle nur im kleinen nach diesem großen Ziel gegriffen. 

So bekannt nun auch die wesentlichen Schritte in der Ent¬ 
wicklung des volkswirtschaftlichen Denkens sind, so verspricht 
ihre Wiederholung doch eine neue Qrundeinsicht in das Bild 
der Marxisten vom Kapitalismus und den Widerspruch dieses 
Wirklichkeitsbildes mit den Erfahrungen des Weltkrieges. 

Zuerst steht bekanntlich das Geld im Mittelpunkt der volks¬ 
wirtschaftlichen Aufmerksamkeit. Es ist das wirtschaftliche 
Machtmittel schlechthin. Es muß im Lande sein, damit die 
Finanzkunst der Staaten es erfassen kann, um das Heer zu 
besolden und die Mittel für den Glanz des Hofes bereitzuhalten. 
Deshalb wird seine zweckmäßige Form, sein Umlauf im Lande 
und seine Bewegung von Land zu Land eifrig überlegt und 
die Politik geht darauf aus, Geld ins Land zu bringen. Das ist 
das altvertraute merkantilistische Wirklichkeitsbild vom Wirt¬ 
schaftsleben. 

Die grundsätzliche Entgegensetzung heißt: nicht das Geld, 
sondern Produktionsfaktoren, schaffende wirtschaftliche Kräfte, 
aus denen immer wieder ursprünglicher Reichtum fließt, sind 
der Ausgangspunkt und das Hauptstück der volkswirtschaft¬ 
lichen Wirklichkeit. Das Geld bekommt demgegenüber die 
nebensächliche Rolle eines zur Not auch ganz entbehrlichen 
Tauschmittels. 

Und nun ist es merkwürdig, mit welcher logischen Folge¬ 
richtigkeit das wirtschaftliche Wirklichkeitsbild innerhalb der 
bleibenden Grundeinstellung auf die Beobachtung der ent¬ 
scheidenden Produktivkraft weiter entwickelt wird. 

Verblüffend programmäßig wird zuerst die schaffende Natur 
in den Vordergrund der Wirtschaftsbetrachtung gezogen, und 
zwar in der unübertrefflichen Grundsätzlichkeit, daß in Quesnay 
ein Naturwissenschaftler über die Volkswirtschaft kommt und 
sie wesentlich als eine Verlängerung des Naturschaffens sieht, 
dessen produktiver Drang durch die ackerbauende Arbeit im 
wesentlichen nur ausgelöst, dessen Ergebnis durch die ge- 
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werbliche Arbeit mir in veränderte Formen gefaßt wird, und 
das gerade als ursprüngliches Naturschaffen frei und von der 
Staatsordnung ungehemmt sich auswirken sollte. Die für den 
Marxismus so grundlegend gewordene Auffassung von einem 
Klassenbau der Gesellschaft als ihrer anatomischen Seite, von 
einem Geldkreislauf zwischen diesen Klassen der Herren, 
Dauern und Handwerker und der Aneignung des ganzen reinen 
Wertertrages der Produktion durch die eine Herrenklasse als 
der physiologischen Seite des Wirtschaftsprozesses, ergänzen 
bekanntlich das geniale Bild. Es ist in seiner Geschlossenheit 
ein später unerreichtes Vorbild geblieben und nur Marx hat 
wieder ein ähnlich konzentriertes System versucht. Stärkste 
Einseitigkeit ist hier wie dort die Gegenseite der hohen Ge¬ 
schlossenheit. 

Es ist ebenso bekannt, daß schon der erste Satz des Smith- 
sehen Buches lieber den Reichtum der Völker“ klar aus¬ 
spricht: Nicht die Natur, sondern die Arbeit ist die Quelle 
allen Reichtums. Das Grundbild der Volkswirtschaft wird aus 
der Anschauung der stets und überall mütterlich nährenden 
Natur die Anschauung des allseitigen Zusammenwirkens 
mannigfach unterschiedener Arbeit. Ein Kosmos menschlichen 
Schaffens, bei dem ein begeisterter Volkswirt den „Faust“ 
variieren kann: „Wo Erdenkräfte ineinandergreifen und mit¬ 
einander Gold und Ware tauschen.“ Jede Arbeitskraft wird 
zwecktätig einer besonderen Aufgabe angepaßt und der Tausch 
ei scheint darum als das stete erneute Hin und Her des wechsel¬ 
seitigen Gebens und Nehmens in dieser arbeitsteiligen Gesell¬ 
schaft. Weil aber bei Adam Smith alles wirtschaftliche Tun 
vernunftgeborenes menschlich-überlegtes Handeln wird, tritt 
der übermäßig naturwissenschaftliche Charakter der physio- 
kiatischen Doktrin zurück. Statt des straffen Klassenbaues 
bleibt ein lockeres Menschengewimmel. Der gesunde englische 
Menschenverstand beharrt mit ruhiger Selbstverständlichkeit 
bei der Betrachtungsweise, mit der wir bei unserer Alltags¬ 
erfahrung in das Treiben der Menschenwelt um uns herum 
hinaussehen. Die zngespitzt naturwissenschaftliche Auffassung 
kann aber um so stärker wiederkommen, wenn zur ab- 
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schließenden Behandlung der Arbeitstheorie der Tausch, der 
ja die freie gesellschaftliche Arbeitsteilung Zusammenhalten 
muß, zum Gegenstand von Ueberlegungen gemacht wird, die 
den letzten Ausgleichspunkt und das dauernde Gleichgewicht 
der beim Tausch aufeinandertreffenden Kräfte von Angebot 
und Nachfrage herausrechnen möchten. Ein bei ein für alle 
die Wirtschaftsfragen, die durch Tausch ausgekämpft 
werden: Tauschwert, Preis, Lohn, Zins, Grundrente, Profit, 
Geldwert usw. Denn die naturwissenschaftliche Auffassungs¬ 
weise, die damit vordringt, ist nicht mehr die physiologische 
Betrachtung der Physiokraten, die in der Klassenstruktur 
sozusagen die Anatomie und in der Reinertragsaneignung und 
im Geldkreislauf die Physiologie des Wirtschaftslebens wieder¬ 
fanden. Sondern diese Grundauffassung ist der Mechanismus 
des freien Spiels der Marktkräfte: Newtons Geist waltet über 
dem Wirkiichkeitsbild des Wirtschaftslebens und seinen ehernen 
Gesetzlichkeiten, die die Wucht von Weltgesetzen bekommen. 
Das ist die Bedeutung Ricardos in der Geschichte der National¬ 
ökonomie. Er bat das Wirkiichkeitsbild mechanisiert und so 
gut wie völlig staatslos gemacht. Denn in die Ueberlegung 
der Gesetzlichkeiten des freien Marktzusammenhangs kommt 
der Staat so gut wir gar nicht hinein. Er stört mit seinem 
plumpen Machtgebrauch nur die Reinheit der theoretischen 
Rechnung, ohne ihr Ergebnis meistern zu können. Wenn Adam 
Smith beschreibt, wie im Qesellschaftsleben die lebendigen 
l'ätis^eiten ineinandergreifen und überall Arbeitsteilung be¬ 
steht, kommt die Bedeutung des Staates für die Volkswirt¬ 
schaft noch stark heraus. Bei den Physiokraten bekommt die 
Klassenordnung nur durch den Zugriff des Staates auf die 
Dienste und die Steuerkraft der Herrenkiasse ihren abschiießen- 
den Sinn. Beide Richtungen empfehlen wohl Zurückhaltung 
der staatlichen Politik gegenüber dem freien Leben und der 
freien Arbeit der Volkswirtschaft, aber sie kennen und be¬ 
achten den Staat. In dem mechanisierten Bilde des Ineinander¬ 
greifens der reinen Wirtschaftskräfte ist der Staat wie weg¬ 
gewischt. Man ist versucht zu sagen, es ist die Auffassung 
eines gegen den Staat blinden Bourgeois, der ohne sozio- 
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logischen Weitblick ökonomische Theorie betreibt. Vom Staat 
so gut wie nicht mehr behelligt, kann der nachdenkende Bour¬ 
geois sein bürgerliches Qesellschaftsleben als ein ganz isoliertes 
selbständiges Stück Wirklichkeit mit seiner eigenen Qesetzlich- 
keit betrachten. Das ist für die Geschichte des Marxismus 
sehr wichtig geworden, denn Marx hat diese Staatslosigkeit 
und diesen Mechanismus mit samt der Theorie vom Mehrwert 
aus Ricardo in sein Wirklichkeitsbild vom Kapitalismus über¬ 
nommen. 

Aber der Uebergang von der Arbeiistheorie und ihrer Er¬ 
gänzung durch die Theorie vom Tausch in der arbeitsteiligen 
Gesellschaft zur Kapitaltheorie darf bei unserer kritischen Nach¬ 
prüfung des Falles nicht durch die bloße äußere Aufeinander¬ 
folge von Ricardo zu Marx vollzogen werden, obwohl der tat¬ 
sächliche Fortgang so einfach gewesen ist. 

Nur wenn man beachtet, was nicht zum Leben gekommen ist, 
obwohl es der Anlage nach aus tiefen Gründen zur Verwirk¬ 
lichung strebt, weiß man richtig zu würdigen, wie das tat¬ 
sächlich Gewordene nur eine aus besonderen Bedingungen 
herausgewachsene einseitige Zeitentwicklung sein kann, hinter 
der unterdrückte stärkere Möglichkeiten darauf warten, daß 
die Bühne des geistigen oder auch des materiellen Lebens für 
sie wieder frei wird. Auch das ist ein wesentlicher Beitrag 
zur Vervollständigung einer lebensgerechten Geschichtsauf¬ 
fassung. Es gibt abgebogene Tendenzen hinter der Zeit. 
Der Marxismus nimmt mit seinem Bilde vom Kapitalismus 
da den ganzen Platz ein, wo umfassendere Auffassungen bisher 
ausgeblieben sind, die ihrer geistigen Natur nach hätten 
kommen sollen. 

Wir suchen also nach dem, was ausgeblieben ist. 

Hat man die geschichtliche Linie des volkswirtschaftlichen 
Denkens soweit verfolgt: von der naiven Geldlehre zur Pro¬ 
duktivitätslehre, in der Produktivitätslehre zuerst Naturlehre, 
dann Arbeitslehre, so läßt sich aus dem inneren geistigen Zu¬ 
sammenhang ein bestimmter Fortgang der Hauptstufen des 
volkswirtschaftiichen Denkens und des volkswirtschaftlichen 
Wirklichkeitsbildes wie selbstverständlich erwarten. Nach der 
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Natur und nach der Arbeit muß das Kapitol mit der Gefahr 
der Uebertreibung in den Mittelpunkt des volkswirtschaftlichen 
Wirklichkeitsbiides gestellt werden. Aber dieser scheinbar so 
einfache Schritt bedeutet ohne weiteres eine bewegte Weiter¬ 
entwicklung von nierkwürdiger Dialektik. Denn die Kapital¬ 
theorie ist widerspruchsvoll in sich und kann mit der Qrund- 
einstellung auf die bloße Produktivitätslehre nicht erschöpft 
werden. Das Kapital als Maschine, als vom Menschen selbst 
geformtes Prodi^tionsmittel gehört allerdings zur vollstän¬ 
digen Durchführung der Produktivitätsiehre, und ihm als dem 
unvergleichlich wirkungskräftigen Mittel der unermeßlichsten 
Produktionssteigerung hätten im 19. Jahrhundert dieselben 
Triumphgesänge gesungen werden können, wie sie früher der 
schaffenden Natur oder der Wunderkraft der Teilung der 
Arbeit gesungen worden sind. Aber das Kapital, das als 
privates Qeldeigentum dem glücklichen Besitzer vermehrtes 
Geld einbringen kann, ist ein Verwertungsmittel, das Natur, 
Arbeit und Maschine, kurz Produktivkräfte jeder Art zu¬ 
sammenbindet, damit der Erlös ihrer Produkte den gewünsch¬ 
ten Profit hereinholt. Das volkswirtschaftliche Wirklichkeits¬ 
bild, das nach Natur und Arbeit nunmehr auf das 
Kapital als den Hauptfaktor der Produktivität eingestellt ist, 
zeigt das ungeheuere eiserne Räderwerk unserer Maschinen¬ 
betriebe und unserer Verkehrswege. Das Wirklichkeitsbild 
dagegen, das auf das Kapital als Verwertungsmittel eingestellt 
ist, zeigt das rastlos bewegte, vielgliedrig gegeneinander stre¬ 
bende, durch Zählen gehende Triebwerk der Geldkapitalien, 
die sich zu immer größeren Massen zusammenballen und 
immer neue Produktivkräfte in ihren Kreis ziehen, um die Ver- 
wertungsmöglichkeit immer noch zu vergrößern. Von Men¬ 
schen bedient und geführt, zur persönlichen Bereicherung 
derer, denen sie gehören, aber doch mit dem harten sachlichen 
Zwang einer Naturgewalt, die über alles Menschentum hinweg¬ 
geht, weil jeder in der Konkurrenz des rücksichtslosen Erwerbs 
mitmachen muß, der sich wirtschaftlich behaupten will. 

Gehen wir also von der Arbeitstheorie mit kritischem Be¬ 
wußtsein zur Kapitaltheorie über, so treffen wir auf eine erste 
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und auf eine zweite Kapitaltheorie, die beide nicht nur mit 
kurzen Definitionen, sondern in der vollen Entfaltung ihrer 
ganzen Eigenart zur Darstellung kommen müßten. 

Die zweite Kapitaltheorie wächst nun ohne weiteres über die 
ganze Einstellung des Wirklichkeitsbildes auf die Produktiv¬ 
kräfte als den Hauptteil der ganzen Volkswirtschaft hinaus, 
und diese Abwendung von der Lehre von den Produktivkräften 
bedeutet mit beinahe schulgerechter Dialektik eine Zurück- 
wendimg zur Lehre vom Gelde. Es handelt sich nicht 
mehr wie vordem um das Geld, das einfach umlaufen soll, 
damit der Staat es greifen kann. Vielmehr wird jetzt das Geld 
beobachtet, wie es das ganze Wirtschaftsleben durchsetzt. Wie 
cs nicht nur den Tauschverkehr äußerlich zusammenbindet, 
sondern die ganze Wertrechnung und Wertüberlegung der 
Einzelwirtschaft mit unwiderstehlicher Energie durchdringt, 
und so mit der kalten Härte der auf Gelderwerb abgestellten 
Rechensicherheit zum eigentlichen Gebieter des ganzen Wirt¬ 
schaftslebens wird. 

Aber auch diese zweite Kapitaltheorie löst sich wieder mit 
hoher innerer Notwendigkeit in zwei verschiedene Grundauf¬ 
fassungen auf, weil sich gerade an dieser Stelle die innere 
politische Anteilnahme so gut wie unvermeidlich herandrängt. 
Die Kapitaltheorie kommt von der Arbeittheorie her und er¬ 
klärt: nicht die Arbeit, sondern das Kapital ist das mittelste 
Glied des bürgerlichen Wirtschaftslebens, auf dessen Ver¬ 
ständnis es vor allem ankommt. Diese theoretische Entthro¬ 
nung der Arbeit enthält eine praktische Anklage gegen das 
Kapital. Neben einer optimistischen oder zum mindesten einer 
in ihren Werturteilen indifferenten allseitigen und positiven 
Kapitaltheorie kommt darum die Möglichkeit und Notwendig¬ 
keit einer pessimistischen einseitigen und negativen Kapital¬ 
theorie, die bei der Darstellung des Kapitals als Verwertungs¬ 
mittel den gegen die Arbeit gerichteten Druck als den eigent¬ 
lichen wesentlichen Zug des Wirtschaftslebens darstellt. Es 
ist gewiß, daß damit ein wesentlicher Teil der Wirklichkeit 
gegriffen wird. Die positive Kapitaltheorie kann dagegen zur 
bloßen Kapitalverteidigung entarten. 
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Und aus alledem ergibt sich schließlich als unabweisliche 
Folge, daß es unvollständig und einseitig ist, die volkswirt¬ 
schaftliche Wirklichkeit nur als Kapital und Kapitalismus zu 
betrachten. Diese Wirklichkeit ist vielmehr werdende und sich 
vollendende Wirtschaftsorganisation. Darin treffen alle Einzei- 
iehren zusammen. Darstellung der Organisationsformen ist 
die Lelire, die der Abschluß der Theorie von den Produktiv¬ 
kräften verlangt, damit sie nicht als drei unverbundene Poten¬ 
zen nebeneinander stehen. Für den Produktionsfaktor Natur 
ist die Organisation die geistig bewußte Fortsetzung der orga¬ 
nischen Gliederung. Für den Faktor Arbeit das Mittel der 
planmäßigen Ordnung in der Arbeitsteilung. Für den Faktor 
Kapital (d. h. wie bekannt im flauptbeispiel die Maschine) die 
Anwendung des gleichen Prinzips der durchgeführten For¬ 
mung, die die für sich richtungslosen Kräfte der Telle zu einem 
einheitlich vorgeschriebenen Effekt Zusammenwirken läßt. 
Alles in allem, der Triumph der geistigen Schaffenskraft! Das 
von der Theorie vergessene Gegenstück der Produktion, der 
Verbrauch, wird in der Lehre von der Organisation fest er¬ 
griffen. Darstellung der Organisationsformen ist aber ebenso 
die Lehre, zu der die Theorie vom Kapital als Verwertungs¬ 
mittel hinüberführen muß, weil das Kapital nicht nur durch 
sein Verwertungsstreben im Innern des Einzelbetriebes und 
durch den Zusammenschluß der Betriebe große Organisationen 
aufbauen läßt, sondern weil auch sein innerer Gegensatz zur 
Arbeit mit Notwendigkeit in dem Gegensatz großer Kampfes¬ 
organisationen heraustritt. Die Lehre von den Organisations¬ 
formen ist endlich die Stelle, wo zwischen dem zügellosen 
Triebwerk der ohne öffentliche Kontrolle nach Profit jagenden 
privaten Verwertungsmittel und dem im Staat einheitlich kon¬ 
zentrierten Macht- und Ordnungswillen der Wirtschaftsgesell¬ 
schaft abgerechnet werden muß, um auszumachen, wie weit 
der blinde Gang dieses Triebwerkes in den bewußt geleiteten 
Versorgungsprozeß der Gesamtwirtschaft verwandelt werden 
kann und soll. So vollendet sich das Bild der wirtschaftlichen 
Wirklichkeit. Die Theorie erreicht nach ihren eigenen Ent¬ 
wicklungsbedingungen die Höhe der volkswirtschaftlichen 
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Praxis und kann nicht nur den Kapitalismus bis zu den letzten 
Formen des Hochkapitalismus verstehen, sondern bleibt noch 
lebensgemäß, auch wenn die volkswirtschaftliche Wirklichkeit 
Qber den Kapitalismus hinauszuwachsen beginnt. Die bloße 
Theorie vom ,J(apitar vermag das nicht. 

So wären im Verlaufe des 19. Jahrhunderts in logischer 
Weiterbildung der Anfänge des volkswirtschaftlichen Denkens 
nicht weniger als vier weitere Qrundtheorien von der volks¬ 
wirtschaftlichen Wirklichkeit vom Range des Physiokratismus 
und des Smithsianismus geistesgeschichtlich möglich gewesen: 
eine wesentlich technologische Theorie von der über¬ 
wiegenden Bedeutung der rationellen Hilfsmittel unserer Wirt¬ 
schaft; eine positive Theorie vom Kapital als Verwertungs¬ 
mittel; eine negative Theorie vom Kapital als Verwertungs¬ 
mittel; eine Theorie von der fortschreitenden Organisation. 
Von allen diesen Theorien ist nur eine einzige wirklich aus- 
gefUhrt worden und auch diese nur als Bruchstück: die nega¬ 
tive Theorie des Kapitals von Marx. Danach mußte er als 
Politrker greifen und das hat er als Theoretiker geleistet. 
Seine wesentlichen Vorzüge und Mängel stecken darin. Jene 
anderen Theorien sind so gut wie ungeschrieben geblieben. 
Nicht verwirklichte geistige Möglichkeiten! 

Das erklärt ebenso die starke Einseitigkeit von Marx, wie 
seine einsame Größe inmitten der hinter ihren wichtigsten Auf¬ 
gaben zurückgebliebenen bürgerlichen Nationalökonomie. 

Daß Marx selber nicht gesehen hat, was vor seiner Kapital¬ 
theorie eigentlich fehlte und was hinter seiner Kapitaltheorie 
notwendig folgen mußte, ist leicht zu verstehen. Er konnte ja 
unmittelbar an Ricardo anknüpfen, so daß äußerlich gar keine 
Lücke klaffte, und kam überdies als politischer Vertreter des 
Proletariats zur Kapitaltheorie, dem für die Aufpeitschung 
einer großen Massenbewegung die negative Seite des Kapita¬ 
lismus allein zu genügen schien, weil er sich über den Neubau 
über den Kapitalismus hinaus keine Gedanken machen wollte. 
Der Organisationsgedanke aber war für ihn ein gefährlicher 
Bestandteil des utopischen französischen Sozialismus, dem er 
im Kampf der Ideen so scharf entgegentreten mußte, daß er 
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dadurch auch im Reich der Theorien entwertet wurde. Und 
Marx’ eigenes theoretisches Denken war seiner Anlage nach, 
durch den bewußten Materialismus seiner Anschauungen und 
endlich durch seine Anknüpfung an Ricardo so mechanistisch ge¬ 
worden, daß er auch da nicht zur unbefangenen Würdigung der 
otganisatorischen Züge des Wirtschaftslebens gelangen konnte, 
wo schon die Tatsachen seiner eigenen Zeit dazu hätten 
drängen können. 

Das große Versagen der bürgerlichen Nationalökonomie des 
19. Jahrtiunderts, unter dem wir auch in allen Wirtschaftsfragen 
des Weltkriegs so stark zu leiden haben, ist ein denkwürdiges 
Faktum der Qeistesgeschichte. Es ist bekannt, daß die bürger¬ 
liche Kapitaltheorie über den Definitionsunterschied des Kapi¬ 
tals als Produktionsmittel (Kapital im volkswirtschaftlichen Sinn) 
und des Kapitals als Verwertungsmittel (Kapital im privatwirt¬ 
schaftlichen Sinn) und über breit ausgesponnene Theorien zu 
einer vermeintlichen Erklärung des Kapitalzinses nicht groß 
hinausgekommen ist. Beides gilt als wichtige wissenschaftliche 
Leistung. Neuerdings hat man sich bekanntlich mit beson¬ 
derem Eifer darauf geworfen, die Entstehung des Kapitalismus 
aufzuhellen, und hat sich dabei manchmal in vergleichsweise 
entlegene geschichtliche Gründe verirrt. Für eine großartige 
Theorie des Kapitals als Produktionsmittel sind wohl die 
Nationalökonomen nicht genug Technologen, und die Techno¬ 
logen nicht genug Nationaiökonomen. Für die positive und 
allseitige Theorie des Kapitals fehlt die glückliche Vereinigung 
einer gründlichen Analyse mit dem weiten Ueberblick und der 
konstruktiven Kraft, die größten wirtschaftlichen Zusammenhänge 
zur einheitlichen systematischen Darstellung zu vereinigen. 
Sombari muß nur deswegen genannt werden, weil er allein die 
verdienstliche Kühnheit besessen hat, die Lücke wenigstens mit 
breiten Schilderungen auszufüllen. Für die vollständige Theorie 
der Organisation endlich muß zuerst einiges in Weltanschauungs¬ 
fragen ausgemacht werden, ehe sie über Einzelstudien hinaus- 
kommen kann, und dann führt sie in den Sozialismus hinüber. 
Epigonentum, verhängnisvolles Uebergewicht der historischen 
Schule, allzu große, wenn auch im einzelnen nützliche und not- 
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wendige Spezialisierung au! besondere Arbeitsgebiete sind 
die kurzen Schlagworte, die weiter genannt werden müssen. 
Weil schon Adam Smith das zweite Buch seines großen Werkes 
dem Kapital gewidmet hatte, hat man von seinen Nachfolgern 
seit langem gelernt, die drei Produktionsfaktoren und ihre Ver¬ 
einigung in der Unternehmung in den Lehrbüchern nachein¬ 
ander systematisch abzuhandeln, und im Besitz dieses un¬ 
entwickelten, aber doch eben äußerlich scheinbar vollständigen 
Systems war man leider von der Versuchung frei, sich in groß 
gesehene, aber einseitige Theorien vom Kapital zu verlieren. 
Die Durcharbeitung der subjektiven Wertüberlegungen, von 
denen alles wirtschaftliche Handeln letzthin geleitet wird, war 
demgegenüber zweifellos der Versuch der Lösung einer großen 
letzten Grundaufgabe der wirtschaftlichen Betrachtung, die ja 
nicht nur das Außen der Produktivkräfte, der Bewegung fhrer 
Qeldverwertung und ihrer organisatorischen Zusammenfassung 
beachten darf, sondern auch in das Innen des rechnenden 
Kopfes hineinWicken muß. Die volkswirtschaftliche Wirklich¬ 
keit ist ja schlechterdings überall in allen Teilen auch ein stetes 
inneres Werten und Schätzen in unendlicher abertausendfacher 
Wiederholung. So muß sie gesehen werden, genau wie sie als 
verlängerter Naturprozeß, Arbeitsteilung, Maschinenverwen¬ 
dung, Verwertungsprozeß und aufsteigende Organisation ge¬ 
sehen werden muß. Aber leider löst sich diese ins Innere 
bohrende Werttheorie ohne den realen Körper der lebendigen 
Volkswirtschaft in ein dünnes Spintisieren auf, das jeder am 
Schreibtisch nach seinem Gefallen treiben kann. Vor lauter 
innerer Subjektivität geht die ganze äußere Objektivität ver¬ 
loren. Mochte diese Werttheorie darum die objektive Mehr¬ 
werttheorie des Marxismus noch so oft als unzulänglich kriti¬ 
sieren, an die weite Spannung der Kapitaltheorie des Marxis¬ 
mus reichte sie überhaupt nicht heran. 

Die bürgerliche Nationalökonomie war bei aller ihrer Unvoll¬ 
kommenheit zweifellos in den einzelnen Lebensgebieten des 
Kapitalismus vielfach besser zu Hause als der Marxismus und 
hatte auch ein sehr viel besseres Verständnis für die gesunde 
Lebenskraft des kapitalistischen Wirtschaftssystems. Aber das 
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Qesamtbild von der Volkswirtschaft des 19. Jahrhunderts blieb 
für sie wesentlich verworren und wurde vom Katheder und im 
Druck in Darstellungen vorgetragen, deren immer wieder¬ 
kehrender völlig unzulänglicher Hauptaufriß noch fast ein halbes 
Jahrhundert älter ist als die Anfänge des Wirklichkeitsbildes 
des Marxismus (vergl. schon mein „System der Verkehrswirt¬ 
schaft“, Tübingen 1903). Der Marxismus dagegen hatte das 
einzige großartige und geschlossene Qesamtbild vom Wirt¬ 
schaftsleben des 19. Jahrhunderts und sah es nicht nur als den 
lahmen urrd entwicklungslosen Ablauf von der Produktion durch 
Umlauf und Verteilung zur Konsumtion, sondern als einen un¬ 
widerstehlichen Aufstieg zu größeren Formen, als allseitige 
Veränderung und als explosive Entfaltung rastlos drängender 
Kräfte, die ihrem schließlichen Zusammenbruch entgegen¬ 
stürmten. Das war groß und gewaltig und eine tiefe Ahnung 
des Wahren. Es war ein negatives Wirklichkeitsbild, an das 
die politische Leidenschaft glaubte. Aber es war daneben ein 
Wirklichkeitsbild, dem alle Kritiken im einzelnen auch deshalb 
nicht schaden konnten, weil man nichts dagegen aufzuweisen 
hatte, was von gleicher Weite und von gleicher Tiefe ge¬ 
wesen wäre. 

So ist es schließlich nur von der Wirklichkeit selbst zer¬ 
trümmert, als aus dem Hochkapitalismus eine ganz andere 
Katastrophe herausbrach, als der Marxismus erwartet hatte. 

C. P. HEIL: 

Das Arbeiterinteresse an der 
Kleinsiedelung. 

E S gibt, auch heute noch, in den Arbeiterkreisen der Heimstätten- 
und Eigenheimfrage gegenüber die Meinung, daß der Erwerb einer 
Heimstätte das Ende sei für die Freizügigkeit, daß Seßhaftigkeit und 
Freizügigkeit sich eben ausschließen. Und wenn unter Freizügigkeit 
ein Lebenszustand verstanden wird, in welchem der, der sich gerade 
darin befindet, in jedem beliebigen 2feitpunkte den Schauplatz seines 
Lebens und seiner Arbeit von jedem beliebigen Orte an jeden belie¬ 
bigen andern verlegen kann, je nachdem sein individueller Wunsch 
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oder die seine wirtschaftliche Lage beherrschende Konjunktur eine 
solche Veränderung ratsam erscheinen läßt: dann ist damit das boden¬ 
ständige Festwachsen in einem eigenen Heim allerdings nicht zu ver¬ 
einigen, Nur darf man sich nicht verhehlen, daß ein solches Ideal 
von Freizügigkeit überhaupt kein soziales Ideal ist, denn es schließt 
jede Verbindung des Individuums mit der Qesamtheit aus, sei diese 
„Gesamtheit“ nun Familie oder Klasse oder Staat. Und wenn einer 
Kulturmensch sein und Weilten will, dann ist diese extreme Freizügig¬ 
keit überhaupt kein Ideal, sondern eine Lüge, w'eil dann vorausgesetzt 
wird, daß es außer den „Freizügigen“ noch Menschen gibt, die sich 
der Freizügigkeit für immer begeben müssen, damit die „Freizügigen“ 
überall das nötige Obdach und die nötige Nahrung bereitgestellt finden. 

Aber im Frnste w'ird eine solche extreme Freizügigkeit ja auch 
nirgends als eine Forderung des Arbeiterinteresses vertreten. Es 
geht nun einmal nicht ohne Verbindungen des Individuums mit der 
Qesamtheit. und wer die Verbindung will, der muß sich auch der Bin¬ 
dung unterwerfen, die unabtrennbar damit gegeben ist. Wo und wie¬ 
weit die Freizügigkeit erstrebt und gesichert werden muß, das ist 
eine Frage, deren Beantwortung von der andern Frage abhängt, wie¬ 
weit die Selbständigkeit des Arbeiters gerade dieses Schutzmittels 
bedarf. Denn auf die Selbständigkeit und wirtschaftliche Unabhängig¬ 
keit kommt es vom Standpunkte des Arbeiterinteresses aus an. Diese 
Werte sind die wirklich entscheidenden; alles andere ist nur Mittel 
zum Zweck und seine Anwendung oder Nichtanwendung nur eine 
Frage der Opportunität. Dann hat aber vom Standpunkt des Arbeiter¬ 
interesses die Frage, wie sich Freizügigkeit und Seßhaftigkeit ver¬ 
tragen, überhaupt keine selbständige Bedeutung. Sie muß sich der 
andern Frage unterordnen, wie weit die Seßhaftigkeit die wirtschaft¬ 
liche Selbstärrdigkeit des Arbeiters l'efördert. Und wenn sich bei der 
Untersuchung dieser Frage ein positives Ergebnis herausstellt, dann 
müssen die l>eiden Gegensätze Seßhaftigkeit und Freizügigkeit eben 
sehen, wie sie sich trotz ihrer dialektischen Unvereinbarkeit praktisch 
miteinander vertragen, gegeneinander sich ausgleichen. 

Kann die Seßhaftigkeit die wirtschaftliche Selbständigkeit des Ar- 
l>eiters vermehren? Das also ist die entscheidende Frage. Gehen wir 
ihr nach. 

Der nicht seßhafte Arbeiter wohnt in einer Mietwohnung, die aus 
Küche und Stube oder auch zwei Stuben besteht und keinerlei Möglich¬ 
keit zu wirtschaftlicher Tätigkeit bietet, die innerhalb der Wohnung 
verrichtet werden könnte, es sei denn die gewerbliche Heimarbeit. 
Diese einzige Möglichkeit bildet aber keine Ausnahme von dem all- 
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eemeinen Schicksal, daß der nicht seßhafte Arbeiter wirtschaftlich 
ausschließlich auf seiner Hände Arbeit in gewerblicher und indu¬ 
strieller Tätigkeit angewiesen ist, die ihm mit barem Oelde entlohnt 
wird. Der nicht seßhafte Arbeiter kann seine Arbeitsstelle wechseln, 
aber es verändert sich ihm dadurch nichts ais das Unwesentliche, 
der Name der ihn beschäftigenden und entlohnenden Firma. Alles 
Wesentliche, die Art der Arbeit, die Teilung des Arbeitsprozesses in 
viele einzelne Verrichtungen, die Art der Entlohnung und die Gründung 
der wirtschaftlichen Existenz auf bloßes Geldeinkommen — alles das 
bleibt an dem einen Orte dasselbe, das es am andern war. Die Frei¬ 
zügigkeit wandelt die Abhängigkeit von einer bestimmten Person, 
dem Arbeitgeber, um in die Abhängigkeit von einem Abstraktum, das 
keinen Namen hat, wenn man es nicht als die Volkswirtschaft oder 
die wirtschaftende Gesellschaft selbst bezeichnen will. Aber daß die 
tatsächliche Abhängigkeit dadurch geringer würde, das ist nicht wahr. 
Vor allem einer Abhängigkeit vermag der nicht seßhafte Arbeiter 
niemals zu entrinnen, der Ahängigkeit vom Markte, auf den er für 
die Deckung seiner ganzen Bedürfnisse restlos angewiesen ist, handle 
es sich nun um Wohnung oder Kleidung, um Kohlen für den ganzen 
Winter oder um die kleine Menge Suppenkräuter für den täglichen 
Bedarf. Diese Abhängigkeit ist die namenloseste von allen. Sie be¬ 
deutet, ausgeliefert sein dem Auf und Ab des Preises, der bei einer 
immer steigenden Anzahl von Bedarfsgegenständen des täglichen 
unentbehrlichen Gebrauchs Weltmarktpreis und als solcher bestimmt 
ist von Kräften und Einflüssen, die einzeln und in ihrem Zusammen¬ 
spiel der einfache Mann kaum übersieht, geschweige denn beeinflussen 
und nach seinem Wunsch und Vorteil lenken kann. Das unpersönliche 
Gesetz von Angebot und Nachfrage ist es, das die wirtschaftliche 
Existenz des Arbeiters, der nicht seßhaft ist, in seinem Banne hält 
ln wildem Wirbel sto^n, durchkreuzen, beeinflussen und zerstören 
sich gegenseitig die Faktoren, die den Preis der Bedarfsdinge auf 
ihrem Markt bestimmen, alles Faktoren rein dynamischer Natur, und 
der unseßhafte Arbeiter, der Proletarier im Vollsinn des Wortes, sieht 
sich mitten in den Wir^l hineingezogen wider seinen Willen, aber es 
gibt kein Entrinnen; er muß mit hinab und mit hinauf, wehrlos, sinn¬ 
los, ziellos. 

Warum? Ist es die Tatsache, daß er keine Existenzgrundlage hat 
als seiner Hände Kraft und Arbeit, die ihn dem Wirbel ausliefert? 
Die wirtschaftliche Lage der verschiedenen Berufsklassen im Kriege 
kann uns die beste Auskunft geben. Der städtische und gewerbliche 
Arbeiter und der landwirtschaftliche Tagelöhner auf einem östlichen 
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Oute, sie haben beide nichts als den Lohn für ihrer Hände Arbeit. 
Und doch steckt der eine mitten im Wirbel, der ihn mitreißt, stür¬ 
mischer und wilder als je zuvor. An den andern <las:egen kommt der 
Wirbel nicht heran, oder doch nur von ferne. Dabei verdient viel¬ 
leicht noch dieser landwirtschaftliche Tagelöhner weniger als jener 
gewerbliche Arbeiter. Aber er verdient, was er verdient, zum großen 
Teil in Werten, die er unmittelbar verbrauchen kann. Er hat einen 
Acker, für den er freilich Pacht bezahlen muß, der ihm also sein bares 
Einkommen schmälert, aber auf dem Acker wächst ihm etwas. Und 
er hat außerdem noch Deputatbezüge in Korn und Kartoffeln; er ist 
mindestens mit einem Teil seines Bedarfs unabhängig vom Zwang 
zur Benutzung des Marktes, mit einem so großen Teil nämlich, wie 
ihm in unmittelbar verbrauchbaren Gütern in die Hand wächst. Was 
den Arbeiter dem Wirbel ausliefert, ist also nicht die Tatsache, daß 
er Lohnarbeiter ist, sondern die andere Tatsache, daß er unseßhaft 
und nur auf ein reines Geldeinkommen zur Befriedigung seiner Be¬ 
dürfnisse angewiesen ist. 

Das reine Geldeinkommen gibt uns nur Möglichkeiten, tausend 
lockende, schimmernde Möglichkeiten der Verwendung, aber keine 
einzige unmittelbare Gelegenheit zur Befriedigung eines wie auch 
immer gearteten Lebensbedürfnisses. Der Bauer kann von seinem 
Einkommen unmittelbar seinen Hunger stillen, denn sein Einkommen 
besteht in Feldfrüchten und Erzeugnissen des Viehstalls. Der unseß¬ 
hafte gewerbliche Arbeiter dagegen muß kaufen, was er verbrauchen, 
was er essen oder anziehen will. Sein Geld kann sich in alle von ihm 
gewünschten Gebrauchsgüter verwandeln, aber es ist nichts von allem 
selbst. Und weil sein Einkommen ihm unmittelbar nichts bietet als 
Möglichkeiten, deshalb bietet es ihm auch nichts als Abhängigkeit 
vom Markte und von dem Gesetz der Preisbildung. Und diese Ab¬ 
hängigkeit ist unverbrüchlich, solange die Bedürfnisse vorhanden sind, 
solange das Leben währt. 

Solange aber diese Abhängigkeit besteht, ist die wirtschaftliche 
Selbständigkeit des Arbeiters als Dauerzustand unerreichbar. Glaubt 
er mit einem bestimmten Einkommen die Bewegungsfreiheit erlangt 
zu haben, die in ihm das Bewußtsein der Unabhängigkeit hervorruft, 
so genügt die nächste Veränderung der Konjunktur, die nächste 
Steigerung des Preises einer Gruppe notwendiger Gebrauchsdinge, z. B. 
die nächste Steigerung der Lebensmittelpreise, um die eben erlangte 
Bewegungsfreiheit empfindlich einzuengen und das Bewußtsein der Un¬ 
abhängigkeit rasch wieder ins Reich der Träume zu verweisen. Neue 
Steigerung des Lohneinkommens, neue Lohnkämpfe müssen eintreten, 
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wenn nur 4ie bisherige Höhe der Lebenshaltung erhalten bleiben soll. 
Sie sind bitter und sind schwer, sind, je öfter sie sich wiederholen, 
desto bitterer und schwerer. Aber dauernde Hilfe bringen sie nicht, 
können sie nicht bringen. Dauernde Hilfe ist nur möglich, wenn die 
ganze Existenzgrundlage geändert und breiter gemacht wird; wenn 
des Arbeiters wirtschaftliches Dasein nicht mehr ausschließlich auf 
ein Einkommen in barem Qelde aufgebaut ist, wenn neben dem Oelde 
auch unmittelbar verbauchbare Güter zum regelmäßigen und bleiben¬ 
den Bestandteil seines Einkommens werden. 

Das ist aber nur möglich durch Seßhaftwerden, durch die Ueber- 
nahme einer eigenen Heimstätte, die außer den Wohnräumen noch 
ein Stück bebaubaren Bodens umfaßt und so das Mittel zur Eigen¬ 
erzeugung des Lebensmittelbedarfs zugleich mit dem Mittel zur 
unmittelbaren Befriedigung des Wohnungsbedürfntsses in den 
Bereich des Arbeiters bringt. Auf diesem Wege aber wird das 
Ziel auch mit Bestimmtheit erreicht. Denn die eigene Wohnung ist 
den Preisschwankungen durch ‘Angebot und Nachfrage entnommen 
für alle Zeit. Sie hat ihren festen Preis, der bestimmt wird durch 
die Höhe und die Verzinsungsbedingungen des in der Heimstätte fest¬ 
gelegten Kapitals; das Schwanken des Wohnungspreises, das ja 
meistens nur auf eine stetige, wenn auch in Wellenbewegung sich 
vollziehende Steigerung desselben binausläuft, hat ein Ende. Es ist 
eine feste Grundlage gewonnen, auf welcher nun zielbewußt an der 
Sicherung wirtschaftlicher Selbständigkeit und Unabhängigkeit ge¬ 
arbeitet werden kann. Und den Errungenschaften, die ln der Richtung 
auf dieses Ziel erreicht sind, kann wenigstens die Befriedigung des 
WohnbedUrfnisses nicht mehr hindernd in den Weg kommen als ein 
Faktor, der das eben Erreichte sofort wieder aufzehrt. 

Dasselbe ist hinsichtlich des Nahrungsbedürfnisses der Fall, soweit 
es mit den Erzeugnissen des zur Heimstätte gehörigen Garten- oder 
Ackerbodens befriedigt werden kann. Denn für die Lebensmittel, die 
auf ihm entstehen, hat der Marktpreis von vornherein keine Gültigkeit. 
Einen Preis bekommen diese selbsterzeugten Lebensmittel überhaupt 
nicht, weil sie ja den Markt niemals zu sehen bekommen. Und ihr 
Wert berechnet sich ganz unabhängig von dem Jeweiligen Verhältnis 
von Angebot und Nachfrage aus dem Aufwand von Gestehungskosten 
und von Arbeit, die von der Aussaat bis zur Ernte und Aufspeicherung 
der Früchte aufgewendet werden mußte. Da es sich bei der Arbeit 
meist um Leistungen nach Abschluß der beruflichen Tätigkeit, also 
in der Einkommenerwerbung sonst nicht dienender Zeit handeln wird, 
da infolgedessen der für die Arbeit anzusetzende Wert nur gering sein 
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wird, werden diese selbst erzeugten Lebensmittel in der Regel bedeu¬ 
tend billiger sein als die auf dem allgemeinen Lebensmittelmarkt zum 
Kauf angebotenen und so von vornherein den Lebensspielraum des 
Arbeiterhaushalts fühlbar erweitern. Aber davon ganz abgesehen, 
wird durch die Kigenerzeugung auch für die Befriedigung des Nah- 
rungsbediirfnisses eine feste und sich von einem Jahr zum andern 
gleichbleibende Grundlage erzielt, von der aus wiederum an der 
weiteren Sicherung der wirtschaftlichen Selbständigkeit zuversichtlich 
und des Erfolges sicher weiter gearbeitet werden kann. Die Befriedi¬ 
gung des Wohnbedürfnisses und teilweise des Nahrungsbedürfnisses 
kann von der Herrschaft des Gesetzes von Angebot und Nachfrage 
befreit und damit der Tendenz zu fortgesetzter Steigerung des er¬ 
forderlichen Kostenaufwands entledigt w'erden durch Seßhaftwerden. 

Der seßhaft gewordene Arbeiter verfügt über ein Einkommen aus 
seiner Arbeit, das unmittelbar dem Verbrauch zugeführt werden kann, 
und er verfügt darüber neben seinem Lohneinkommen, das er in 
barem Gelde erhält und das ihm nach wie vor dieselben schranken¬ 
losen Möglichkeiten der Verwendung bietet. Die Grundlage seiner 
wirtschaftlichen Existenz ist also in sich fester und außerdem noch 
breiter geworden. Die eigene Scholle gibt aber über den Rahmen 
der bisherigen Betrachtungen hinaus die Möglichkeit zur nützlichen 
Verw'ertung der in der Familie vorhandenen wirtschaftlichen Lei¬ 
stungsfähigkeit, ohne daß dafür auf die gewerbliche Arbeit zurück¬ 
gegriffen werden müßte. Hier ist die Stelle, an der sich unsere Er¬ 
örterung berührt mit dem gerade heute und in der nächsten Zukunft 
nach dem Kriege so wichtigen Problem der gewerblichen Frauen¬ 
arbeit, genauer gesagt, mit der gewerblichen Arbeit der verheirateten 
Frau aus dem Arbeiterstande. 

Tritt in der nicht seßhaften Arbeiterfamilie der Zwang ein, daß auch 
die Mutter einem Verdienst nachgehen muß, weil sonst das Ein¬ 
kommen nicht ausreicht, dann bleibt freilich nichts anderes übrig, als 
entweder Heimarbeit oder Eintritt in die Fabrik. Eine Möglichkeit 
für die Arbeiterfrau, durch eigenes Schaffen wirtschaftlicher Werte 
das Familieneinkommen zu erhöhen und dabei doch Hausfrau zu blei¬ 
ben, gibt es in der Mietwohnung auch dann nicht, wenn sie nicht im 
Hinterhause und nicht im vierten Stockwerk liegt, Wohl aber gibt es 
diese Möglichkeit in der eigenen Heimstätte, w'enn der erforderliche 
Boden zur Verfügung steht. Gartenarbeit ist von jeher zum großen 
Teil Frauenarbeit gewesen und ist es in Deutschlands ländlichen 
Gebieten heute noch. Im eigenen Heim kann auch die Hausfrau aus 
dem Arbeiterstande ihre Zeit zwischen Haushalt und Garten teilen. 
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kann sie in viel intensiverer und wirtschaftlicherer Weise teilen als 
im Falle des Laubenkolonisten und Schrebergärtners, der, um zu 
seinem Garten zu gelangen, erst eine kleine Reise mit allen unver* 
meidlichen Vorbereitungen für Umkleiden usw. antreten muß. Beim 
unmittelbar mit dem Hause verbundenen Garten des Eigenheims fällt 
das alles fort Jede Stunde, die nicht mit Haushaltspflichten besetzt 
ist, kann unmittelbar auf den Garten verwendet werden. Die Frau 
ist in der Lage, durch ihre Arbeit unmittelbare wirtschaftliche Werte 
für die Familie zu erzeugen, ohne daß sie sich der Fron der gewerb¬ 
lichen Arbeit auszusetzen, ohne daß sie als Wettbewerberüi des 
Mannes am Arbeitsmarkt zu erscheinen braucht Für eine solche 
Entlastung des Arbeitsmarktes in möglichst großem Umfange würden 
wir aber in der Zeit unmittelbar nach dem Kriege bei mehr als einem 
Zweige unserer Industrien jedenfalls recht dankbar sein. 

Was von der Verwertung der Frauenarbeit in der Heimstätte gilt, 
das gilt in ganz derselben Weise von der Kraft der heranwachsenden 
Kinder. In der Mietwohnung sind sie eine Last, nicht nur für den 
sattsam bekannten ruhigen Mieter und Mitbewohner des Hauses, 
sondern für den Haushalt des Arbeiters selbst. Die Mietwohnung ist 
zu eng für die nach Betätigung verlangende jugendliche Kraft, und 
die Straße ist es auch und ist zugleich aus sittlichen und erzieherischen 
Gründen der denkbar ungeeignetste Aufenthaltsort. Dazu kommt, 
daß die Kinder in der Mietwohnung zum Unterhalt der Familie nichts 
beizutragen vermögen, sondern rein ohne Gegenleistung groß ge¬ 
futtert werden müssen. Im eigenen Heim dagegen ist erstens Raum 
für die Kinder, auf dem sie sich ausleben können, und zweitens die 
Möglichkeit geboten, ihren Betätigungsdrang, sowie er sich regt, in 
wirtschaftlich nutzbringender Weise sich auswirken zu lassen. 

So führt den Arbeiter sein eigenes Interesse, die Erwägung seines 
wirtschaftlichen Vorteils in die Heimstättenbewegung hinein. Wie 
diese Erwägungen vom reinen Interessenstandpunkt aus ergänzt und 
unterstützt werden durch Erwägungen unter dem Gesichtswinkel des 
Geisteslebens und der Kulturbestrebungen in der Arbeiterklasse, das 
konnte hier nicht zum Ausdruck kommen, entbehrt auch durchaus des 
des Reizes der Neuheit. Gerade diese wirtschaftlichen Erwägungen 
sind aber nicht abgeschlossen, wenn man nicht den Hinweis darauf 
wiederholt, daß es sich bei der Frage des Wohnungsbedürfnisses nicht 
um einen Aufwand handelt, den man unternehmen, aber auch unter¬ 
lassen kann. Gewohnt muß sein. Es fragt sich nur, ob die Familie 
den Aufwand für ihre Wohnung, der nun doch einmal unvermeidlich ist, 
fortgesetzt so ausgeben will, daß die ausgegebenen Summen für 
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immer dahin sind, oder so, daß durch ihre Verausgabung der Familie 
allgemach ein Gegenwert zuwächst in der Gestalt eines eigenen 
Heims. Die Wahl ist gewiß nicht schwer, wenn durch soziale Maß¬ 
nahmen der Gesetzgebung dafür gesorgt wird, daß tatsächlich der 
Aufwand für das eigene Heim im ganzen nicht größer ist als für die 
Mietwohnung. Das zu erreichen hat sich die Kriegerheimstättenbewe¬ 
gung zur Aufgabe gemacht, in der während des Krieges die Heim¬ 
stättenbestrebungen fraglos den machtvollsten und nachhaltigsten 
Ausdruck gefunden haben. Auf die Einzelheiten ihrer Vorschläge ein¬ 
zugehen ist hier nicht der Ort, »t im Rahmen dieses Aufsatzes auch 
nicht möglich. Wer sie kennen lernen will, erhält auf Ansuchen die Unter¬ 
lagen jederzeit kostenfrei vom Hauptausschuß für Kriegerheimstätten 
in Berlin NW. 23, Lessingstr. 11, zugesandt. Was die Kriegerheim¬ 
stättensache für die Arbeiterschaft bedeutet, das kommt äußerlich 
am deutlichsten in der Tatsache zum Ausdruck, daß ihr die sämtlichen 
großen Gewerkschaftsverbände als Mitglieder beigetreten sind. Und 
wenn jemand sich an der Beschränkung des Heimstättengedankens 
auf die Krieger noch stoßen und ohne Rücksicht auf die augenblick¬ 
liche Erreichbarkeit einen Ausbau des Gedankens zu dem Gedanken 
allgemeiner Volksheimstätten lieber sehen würde, so möge er nur 
seine ganze Kraft mit 'darauf richten, daß die Hauptforderung der 
Kriegerheimstättenbewegung, Rechtsgrundlagen zu schaffen, welche 
solche Heimstätten ihrem Zweck dauernd erhalten, ihre Verwirk¬ 
lichung findet. 

* 

Anmerkung der Redaktion: Wir veröffentlichen die sehr lesens¬ 
werten Ausführungen des Herrn Heil mit großem Vergnügen. Daß 
sich vom sozialistischen Standpunkt aus noch manches andere zur 
Wohnungsfrage sagen Hißt, und daß man die Frage der Freizügigkeit 
auch von anderer Seite beleuchten kann, wissen unsere Leser. 


„Wir betrachten Britannien als eine Seeräubermacht, die mit Beute 
übersättigt ist und die ängstiich besorgt ist, irgendeinen Teil ihrer 
zu Unrecht erworbene Güter zu verlieren und die durch diese Angst 
in die schändiichsten Bündnisse mit dem reaktionären Despotismus 
hineingetrieben wird. Das britische Proletariat hat kein Interesse 
daran, der herrschenden Klasse Britanniens das Eigentum an dieser 
Beute zu bewahren und diese schädlichen Bündnisse zu verteidigen. 
Es gibt keinen Sozialdemokraten in England, der einen Finger er¬ 
heben oder einen Groschen bewilligen würde, um die Integrität des mit 
Blut und Verrat gefestigten britischen Reiches aufrechtzuerhalten.“ 
Der englische Sozialist Queich auf dem Parteitag in Jena 1911. 
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Dr. IQNAZ SCHLOMER: 

Die ,,Intelligenz"im neuen Deutschland. 

P\ER Märzwind weht von Osten, von Rußland her 
„— aus der Ukraine 

stürmt er nach Deutschland mit schmetterndem Dröhnen 
und läßt die Burgen und Berge am Rheine 
voll Angst ihre grausen Legenden stöhnen“ —, 
er pfeift durch die morschen Ritzen des Herrenhauses, er stürmt 
durch die reaktionären Reihen des Abgeordnetenhauses, er läßt die 
Welle der Demokratie im Reichstag hoch anschwellen und reißt die 
vorsichtigsten Nationalliberalen mit in die Höhe. Endlich erwacht 
Deutschland! Wer bisher schon in den Reihen der Demokratie ge¬ 
kämpft hat, fragt sich immer wieder erstaunt, wie es möglich ist, 
daß die einfachsten Forderungen des Volkes auf politische Gleich¬ 
berechtigung im blühenden Deutschen Reich bisher noch keine Er¬ 
füllung gefunden hatten. Ein hochstehendes^ tätiges Bürgertum, das 
zu leiten und zu organisieren versteht, daneben eine Massenbewegung 
der Arbeiterschaft, gebildet, voll Selbstbewußtsein, in mächtigen Or¬ 
ganisationen zusammengeschlossen und — doch fehlt der hinreißende 
Schwung, der die demokratischen Bewegungen in den westeuropäi¬ 
schen Ländern und in Rußland ausgelöst hat. Da drängt sich mit 
zwingender Kraft die Beobachtung auf, daß es zwischen diesen beiden 
machtvollen Klassen an einem Gebilde fehlt, das in den demokrati¬ 
schen Ländern in allen politischen Bewegungen die Führung an sich 
gerissen hat. Das ist die Klasse der Inteüekiueüen. In England und 
Frankreich stehen Rechtsanwälte an der Spitze der Regierung, in 
Rußland haben die Angehörigen der freien Berufe, Juristen, Aerzte 
an der Revolutionierung der Volksmassen mitgearbeitet und sitzen 
ietzt in der Revolutionsregierung und im Ministerium. Aber in 
Deutschland haben sich bis auf wenige, beinahe an den Fingern herzu¬ 
zählende Ausnahmen, die Akademiker und Ingenieure von jeder Volks¬ 
bewegung ferngehalten. In den Stadtverordnetenversammlungen und 
in der Kommunalverwaltung finden wir wohl tätige und einflußreiche 
Rechtsanwälte und Angehörige der freien Berufe. Als Politiker treten 
sie ganz zurück. 

Es ist eine traurige Tatsache, daß jeder Versuch, die deutschen 
Gelehrten und Künstler für politische Fragen zu interessieren und zu 
sammeln, fehlgeschlagen ist. In andern Ländern bilden sie den Sauer¬ 
teig der Demokratie und geben, verhältnismäßig unabhängig zwischen 
den Klassen stehend, den demokratischen Volksbewegungen Schwung, 
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Sprache und Ziel, So darf man wohl schließen, daß das Fehlen einer 
politisch interessierten Intelligenz in Deutschland einer der Gründe, 
vielleicht nicht der unwichtigste ist, daß die Demokratie nicht zum 
Siege gelangt, daß sie nicht in dem schnellen Tempo vorschreiten 
will, wie es jeder moderne Mensch zum Wohle des deutschen Volkes 
wünscht. 

Wo haben wir den Grund zu suchen, daß diese Gebildeten, die alle 
wissen, daß Aristoteles den Menschen ein politisches Wesen nannte, 
so wenig ins politische Leben hinauswollen? Wir sind natürlich g:e- 
neigt, vor allem nach wirtschaftlichen Gründen zu suchen. Aber ich 
glaube, daß die Schichten, aus denen die Akademiker hervorgehen, 
in allen Ländern die gleichen sind. Einerseits sind es die Söhne der 
Akademiker und der reichen Bourgeoisie, daneben ein Prozentsatz 
Sprüßlinge aus dem Mittelstand, Beamtenkreisen und Bauern. So 
muß etwas dem deutschen Volke ganz Eigentümliches die tiefere 
Ursache sein, und das kann nur das sein, dem das deutsche Volk 
auch seine Vorzüge verdankt: die Durch- und Ueberorganisierung. 
Schon als Kind wird der Deutsche vom starren Schulsystem er¬ 
griffen, Der Arbeiter geht in die Volksschule, der kleine Mittelstand 
in die Mittelschule, die zukünftigen Akademiker in das Gymnasium, 
liier sehen wir den Grund zum Kastensystem gelegt. Aus dem Schul¬ 
zwang entronnen, kommt der junge Student in die „freie“ Luft der 
Universität, aber Ueberlieferung und Staatsinteresse schützen ihn so¬ 
fort davor, sich als freier Mensch zu fühlen. Unfehlbar tritt der 
deutsche Student in eine Organisation ein, die hier Korporation ge¬ 
nannt wird. Korps und Burschenschaften oder eine der anderen zahl¬ 
reichen Verbindungen, die den Worten nach anders sind, in Idealen 
und Formen aber nur Nachahmungen der erstgenannten, erfassen ihn 
mit ihren Greifklauen und lassen ihn nun für sein Leben nicht wieder 
los. So ist er dann schon für die Tätigkeit seines Mannesalters ein¬ 
geschachtelt und verbildet. Wie die studentischen Verbindungen im 
Kleinen den spezifisch deutschen Staat nachahmen mit ihrer selbst¬ 
verständlichen Unterordnung der jungen Füchse unter die Burschen 
und dieser wieder unter die Chargierten, so setzt sich in der Seele 
des deutschen Akademikers unverrückbar das Bild des Staates als 
ein Verhältnis der Subordination unter die vom Schicksal in die 
Höhe geführten und vom Staat als Vorgesetzte Berufenen fest. Der 
Arzt, der Jurist, der Geistliche, die hieraus hervorgehen, ersterben 
im öffentlichen Leben und am Biertisch vor dem Herrn Regierungs¬ 
assessor. Was auf der Universität nicht an freiem Denken und Un¬ 
abhängigkeitsgefühl getötet ist, das stirbt in der Stickluft des Reserve- 
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offiziertiims, wie es sich im Frieden in seinem Abschluß von allen 
anderen Volksschidtten bildete. Dazu kommt noch, daß bis vor 
wenigen Jahren es für einen deutschen Studenten unangebracht und 
vielfach auch nnm^lich erschien, einmal einige Semester ins Ausland 
zu gehen und dort sich von demc^ratischer Luft anwehen zu lassen. 
Was aber trotz dieser Radikalkur noch von politischen Instinkten 
sich erhalten hat, das machte sich höchstens Luft in den Stadtver¬ 
ordnetenversammlungen und in den Landtagen der kleinen Staaten. 
Dort kann man ein Cäsar sein, während man im Reichstag nur eine 
zweite oder eine dritte Rolle spielt Vielleicht auch, daß man an 
diesen Stellen mehr die Fragen der allgemeinen Kultur erörtern 
kann, während man in der Vertretung des deutschen Volkes »ch zu 
pcriitischen Idealen bekennen mußte. Die Hauptkrankheit aber, die der 
deutschen Intelligenz das Rückgrat erweicht, bleibt die Anbetung der 
Organisation des Staates. Dem deutschen Denker erscheii^n die mit 
fast unheimlicher Logik anfgebauten Einrichtungen der preußisch- 
deutschen Zivilbureaukratie und der Militärhierarchie schlechthin als 
das von Qott Gewollte, als die Geschöpfe der reinen Vernunft. Ais 
daher der Weltkrieg die Geister aus dem Gleise warf, da mußte es 
zn den politischen Unverständlichkeiten der Professoren- und Ober¬ 
lehreraufrufe kommen. 

Wohl hatten sich auch schon in den vorhergehenden Jahrzehnten 
von den geschlossenen Reihen der die Staatsherrschaft verehrenden 
Akademiker kleine Kreise abgesplittert, die vom sozialpolitischen 
Qeiste erfaßt, den Bewegungen der Volksmasse Ohr und Verständnis 
lieben. Aber auch sie wurden von der Macht der preußisch-deut¬ 
schen Verwaltungsorganisation in aller ihrer Starrheit geblendet. 
So mußten sie zuerst Kathedersozialisten werden. Aber die Vor¬ 
stellung, alles Heil in von staatlichen Beamten organisierten Ein¬ 
richtungen zu suchen, macht sich auch immer wieder in den Reihen 
der jüngeren freidenkenden Sozialpolitiker kund. Bei den älteren 
liberalen Parteien konnten sie keine Unterkunft finden. Die um 
Engen Richter und um Miquel gescharten waren Vertreter der kleinen 
und großen Bourgeoisie, wollten nur Vorherrschaft des Bürgertums 
und nur eine Helotengefolgschaft der Arbeiter. So kam es zur Samm¬ 
lung der demokratischen, sozial interessierten Schichten der Ge¬ 
bildeten in der „Nationalsozialen Partei“ unter Naumanns Führung. 
Sie blieb aber nur eine Schar von Offizieren; die Masse der Arbeiter 
hatte nicht auf die Selbstbesinnung der Intelligenz gewartet, hatte 
sich längst eine volkskräftige Bewegung in der Organisation der 
Sozialdemokratie geschaffen. Als jene Partei der Intelligenz ihr 
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notwendiges Ende fand, da war es fflr die deutsche Demokratie ein 
Unglück, daB sie nicht in die Partei der Arbeiterschaft restlos auf- 
genommen werden konnte, daß gerade ihre politisch besten Köpfe 
Anschluß bei den Liberalen suchen mußten, während nur wenige 
in die Reihen des kämpfenden Proletariats Obertraten. Die Arbeiter¬ 
partei konnte damals politischen Köpfen wenig Anziehendes bieten. 
Die Arbeiterschaft selbst war sich trotz aller Aufklärung und poli¬ 
tischen Verständnisses nicht der in ihr ruhenden Kraft bewußt Sie 
ließ sich von einem Kreise theoretisch verbohrter Dogmatiker leiten, 
die Jeder positiven Mitarbeit kritisch, wenn nicht gar verneinend 
gegenüber traten. Diese Vulgärmarxisten zeigten der Volksmasse nur 
die Tauben der internationalen europäischen Republik auf dem Dach 
und ließen sie nur mit schlecht verhohlenem Abscheu die kleinen, aber 
nahrhaften Spatzen der Sozialpolitik und Qewerkschaftserfolge ver¬ 
speisen. Dazu waren sie von einer unglaublichen Intoleranz, die 
jeden selbständigen Denker mit Marxschen Zitatenruten zum Tempel 
hinauspeitschte. Die fanatische Scholastikerzunft konnte den an 
wissenschaftlich kritisches Denken gewöhnten Akademikern nichts 
bieten. Jetzt aber hat die Sturmflut des Weltkrieges die orthodoxen 
Tempelhüter hinweggespült. Die Arbeiterschaft hat sich von ihnen 
emanzipiert. Es ist kein Zufall, daß die Fraktion der Arbeitsgemein¬ 
schaft außer einigen an politischer Arterienverkalkung leidenden Vete¬ 
ranen fast nur Akademiker und Theoretiker umfaßt 
Intelligenz und Arbeiterklasse haben sich noch nicht gefunden. So 
darf es nicht bleiben. Unsere Ueberzeugung ist daß die erneute 
und gereinigte Sozialdemokratie, wenn sie nicht auf das schiefe 
Qleise einer Labour Party geraten will, des Einschlags aus den Reihen 
der Intellektuellen bedarf. Sie sollen ihr die Theorie und wissen¬ 
schaftliche Fortbildung ihrer gewerkschaftlichen und politischen 
Ideale bringen. Sie sollen in dem täglichen Brot der Tagesförde¬ 
rungen den Sauerteig bilden. Die Gelegenheit dazu darf nicht wieder 
verpaßt werden. Die Zeit erscheint günstig. Der Aberglaube an die 
nationale Gefühllosigkeit der Sozialdemokratie ist geschwunden. Mit 
unwiderstehlicher Kraft dagegen hat der Sinn für politische Demo¬ 
kratie weite Kreise der freien Berufe ergriffen. Andererseits ist in 
der Sozialdemokratie der Sinn für das Verständnis für äußere und 
koloniale Politik erwacht. Ein Boden ist geschaffen, auf dem sich 
die besseren Kreise der bürgerlichen Intelligenz mit den Arbeitern 
begegnen können. Dazu ist schon vor dem Kriege ein gewaltiger 
Zug zur Berufsorganisation durch die freien Berufe hindurchgegangen. 
Die Organisationen ihrer modernsten Hälfte, der Angestellten, In- 
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srenieare und Techniker» standen der Partei schon vorher sehr nahe 
und haben sich im Kriege mit den Gewerkschaften zu gemeinsamer 
Tätigkeit zusammengefunden. Aber auch die Organisationen des 
älteren Teils» wie etwa der Verband der Aerzte» haben durch ihre 
Tätigkeit» trotz aller äußeren Feindschaften gegen Arbeitereinrich- 
tnngen, von dem Apfel der Erkenntnis gegessen. Sie alle haben die 
unbedingte Hochachtung vor der preußisch-deutschen Beamten- 
bierarchie eingebOßt und Bewunderung für die tätige Schaffenskraft 
der Arbeiterschaft eingesogen. Auch die freie deutsche Jugend¬ 
bewegung, der Wandervogel usw. zeigten hoffnungsvolle Ansätze 
demokratischer Neigungen. 

So muß die neugeborene» von der Nabelschnur überlieferter Doktrin 
losgelöste Sozialdemokratie in ihren Arbeitskreis auch die besten 
und aufgeklärtesten Elemente der Intelligenz aufnehmen können» mit 
den außen bleibenden, demokratisch und sozial gesinnten aber Zu¬ 
sammenarbeiten wollen» damit nicht der glimmende Funke einer 
demokratischen Erneuerung des deutschen Volkes ausgetreten werde. 


ERNST MEHLICH: 

Carl Wilhelm Tölcke. 

(Zum 100. Geburtstage am 31. Mai.) 

Z WEI Jahre nach der Gründung des AUgemeinen Deutschen Ar¬ 
beitervereins im Jahre 1863 erschien eine vielbeachtete Schrift» 
die den Titel trug: »»Riesenschwung eines alten Demokraten aus dem 
preußischen Beamtentum ins deutsche Proletariat“. Der Mann» der 
mit dieser Schrift seinen Bruch mit der bürgerlichen Demokratie 
rechtfertigte und ins Lager der jungen proletarischen Demokratie ein¬ 
schwenkte» war der Volksanwalt Karl Wilhelm T&lcke in Iserlohn. 
Zur Zeit des Erscheinens seiner Schrift hatte er bereits mehr als ein 
halbes Menschenalter der heißesten Kämpfe mit der preußischen 
Reaktion hinter sich» um seiner Gesinnung willen war er aus einer 
guten Beamtensteilung entfernt worden und Verfolgung und Ge¬ 
fängnis hatte er erleiden müssen. Gewiß: er war nur einer von 
vielen» die unter die Hufe des Rückschritts geraten waren, aber er 
zählte zu den wenigen» die» den hoffnungslosen Niedergang der 
bürgerlichen Demokratie erkennend» sich von ihr abwandten und in 
den endlichen Sieg des demokratischen Sozialismus» der erst eine 
kleine Sekte Getreuer um sich sah» ein felsenfestes Vertrauen setzten. 
So hatte er ein Recht dazu» seinen Schritt öffentlich zu begründen. 
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Ein „Riesenschwung“ aber war es eigentlich nur in Hinsicht auf 
seine einstige Stellung und seine Herkunft Denn Tölcke kam nicht 
ans dem Proletariat Seine Eltern waren Bauern, die den am 
31. Mai 1817 in dem sOdwestfälischen Dörfchen Eslohe geborenen 
Sohn für die Beamtenlaufbahn bestimmten. Beim Kreisgericht in 
Altena brachte er es denn auch bis zum Sekretär. Hervorragende 
Oeistesgaben und eine eindrucksvolle Erscheinung wiesen ihm bald 
in dem gesellschaftlicben Leben der kleinen Stadt eine führende 
Stellung zu. Er war Vorsitzender des Turn- und Oesangvereins und 
Adjutant der Bürger- und Schützenwehr. Aber Tölcke ging nicht 
in dieser Vereinstätigkeit auf, sie war ihm wohl nur Mittel zum 
Zweck. Denn in erster Linie war dieser preußische Beamte glühen¬ 
der Demokrat, was angesichts der bekannten politischen Verhält¬ 
nisse in den vierziger Jahren auf einen unabhängigen und geraden 
Charakter schließen läßt. Seine freiheitliche Ueberzeugung galt ihm 
audi nicht etwa als Sonntagskleid, sondern er warb und wirkte für 
sie, wo und wie er konnte. So fand er neben seiner amtlichen Tätig¬ 
keit noch die Muße zu publizistischer Arbeit in dem von ihm heraus¬ 
gegebenen und redigierten „Volksboten" Unter solchen Verhältnissen 
war es mit der Beamtenlaufbahn bald zu Ende; er mußte den Dienst 
quittieren. An dem Volksaufstände von 1848 nahm er hervorragen¬ 
den Anteil; er war der Adjutant des Kommandeurs der berühmten 
„Iserlohner Revolutionsarmee“. Als die Freiheitsbewegung nieder¬ 
geschlagen war, mußte Tölcke, als Aufständischer verhaftet, andert¬ 
halb Jahre in strengster Untersuchungshaft in Wesel zubringen; aber 
schließlich wurde er freigesprocben. Als Volksanwalt begründete er 
nach seiner Maßregelung eine neue Existenz, die ihn in immer neue 
Konflikte mit den Behörden verwickelte. Das wurde noch schlimmer, 
ais er sich in aller Form den verrufenen Sozialdemokraten anschloß. 
Aber der listenreiche Mann war allen Schikanen gewachsen. Ein 
köstliches Beispiel dafür ist die Geschichte mit dem Kaiser-Qeburts- 
tagstelegramm, die in vielen Lesarten, richtig aber nur in Mehrings 
Geschichte (111, 206) dargesteltt wird. 

Als gereifter Mann mit ausgesprochenem Organisationstalent war 
l'öicke zur Sozialdemokratie gekommen. Welches Vertrauen er sehr 
bald genoß, zeigte die zweite Generalversammlung (1865), die ihn an 
Beckers Stelle zum Präsidenten des Allgemeinen Deutschen Arbeiter¬ 
vereins berief. Infolge dieser Wahl mußte Tölcke nach Berlin über¬ 
siedeln, wo er bald eine rührige Werbetätigkeit entfaltete. Was vor 
ihm keinem, auch Lassalle nicht, gelungen war, das glückte seinem 
temperamentvollen Vorgehen: die Eroberung der reichsbauptstädtl- 
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scbeo Arbeiter, die bisher mit dem Fortschritt durch dick und dünn 
gegangen waren, für die Lassatleanische Bewegung. Einer ersprieß¬ 
lichen Tätigkeit in der Leitung des Vereins standen indessen viele 
Hindernisse entgegen: der unerquickliche Kampf mit der Gräfin 
Hatzfeld und ihrem Anhang, die Uneinigkeit in den eigenen Reihen 
osw. So legte er ein Jahr später die Bürde des Präsidiums nieder 
und übernahm die Stellung des Vereinssekretärs und später wurde 
ihm der Posten des Vizepräsidenten übertragen. Er war der treueste 
Freund v. Schweitzers, ohne indessen (wie es verschiedentlich hin¬ 
gestellt wird) dessen gefügiges Werkzeug zu sein. Dazu war er zu 
selbständig. Politisch kam er mehrfach in Gegensatz zu v. Schweitzer, 
so z. B., als er im „Sozialdemokrat** die „vollständige Einigung 
Deutschlands unter einem hohenzoilemschen Kaiserreich mit voller 
pditischer und gewerblicher Freiheit“ forderte. Später, als von 
Schweitzer bereits kaltgestellt war, wurde der sachliche Gegensatz 
durch die Schuld Tölekes zum persönlichen, der die unerfreulichen 
Auseinandersetzungen auf der Frankfurter Generalversammlung zur 
Folge hatte. 

In agitatorischer Hinsicht war Tölcke unablässig tätig. Ihm ver¬ 
dankte die soziahstische Arbeiterbewegung auch den ersten Leitfaden 
für die Agitation in der 1873 erschienenen Schrift: „Zweck, Mittel 
und Organisation des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins. Ein 
Leitfaden für die Agitatoren, Bevollmächtigten und Mitglieder des 
Vereins**, eine Schrift, die insofern unvollständig geblieben ist, als 
nur der erste Teil erschien. 

Es wurde zu weit fuhren, wollte man die Rolle Tölekes in all den 
Kämpfen untersuchen, die leider die Anfänge der deutschen Arbeiter¬ 
bewegung stark behinderten. Tölcke war ein glühender Verehrer 
der Person Lassalles, der den Kultus manchmal etwas zu weit trieb 
und sich auch theoretisch oft mehr auf den Buchstaben als auf den 
Geist der Lassalleschen Lehren stützte. Daraus erklärt sich auch 
seine Gegnerschaft gegen die lunge Gewerkschaftsbewegung, deren 
Daseinsberechtigung ihm erst später aufging. Für die politischen 
Notwendigkeiten aber und für die Erfordernisse des Tages bekundete 
er einen sicheren Blick und volles Verständnis, wenn auch hin und 
wieder sein Temperament mit ihm durchging. Seine realpolitischen 
Fähigkeiten erwiesen sich besonders in den Zwistigkeiten zwischen 
den Lassalleanern und den Eisenachern. War Tölcke noch 1868 in 
Eiseuach das Haupt der Sprengkolonne der Lassalleaner gewesen, 
die die Gründung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei verhin¬ 
dern sollte, batte er auch scharf und oft ungerecht gegen die „Ehr- 
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lieben“ gekämpft — man denke nur an den Angriff gegen Bebel — 
so war er trotzdem unter den Streichen der Aera Tessendorf der 
erste, der die Notwendigkeit einer Einigung erkannte und ihr tat¬ 
kräftig die Wege ebnete. Auf dem Parteitag in Erfurt (1891) hat 
Wilhelm Liebknecht erzählt, welchen Anteil Tölcke an der Beseiti¬ 
gung des Bruderzwistes und der Schaffung einer einigen Sozial¬ 
demokratie hatte. Und auf dem Kongreß in Qotha (1875), der die 
Einigung beschloß, erklärte Hasenclever: man sei gegen Tölcke hier 
und da mißtrauisch gewesen, aber man müsse doch zug^n, daß 
er den Anstoß zur Vereinigung gegeben habe. Dieses Verdienst wird 
ihm unbestritten bleiben. 

In Dortmund, wo er nach Niederlegung seiner Aemter im Allgemei¬ 
nen Deutschen Arbeiterverein ein Rechtsbureau betrieb, arbeitete 
Tölcke fleißig an der Sammlung der Arbeiterschaft. Hter finden wir 
ihn auch als Redakteur des ersten sozialdemokratischen Blattes, der 
„Westfälischen Freien Presse“. Dem Blatte war zwar nur eine kurze 
Lebensdauer beschieden, trotzdem erforderte es schwere Opfer. Wie 
die übrigen Redakteure, so geriet auch Tölcke mK der Justiz in 
Konflikt, wobei er ein Jahr Gefängnis erhielt. Auch später unter dmn 
Sozialistengesetz blieb er von Verfolgungen nicht verschont: während 
einer längeren Qefängnishaft erkrankte er und mußte in Freiheit 
gesetzt werden. „Ich war früher — so erzählte er auf dem Parteitag 
in Halle — einer der stärksten Männer Deutschlands, und nach dem 
Gutachten meiner Aerzte hätte ich 100 Jahre alt werden können, 
wenn nicht, eine Folge meiner Haft, mein Körper vollständig ruiniert 
wäre.“ So ließ er die Amnestie von 1888 über sich ergehen. 

Zum letzten Male erschien er auf dem Parteitage in Erfurt, und es ist 
kennzeichnend für den Mann und sein Werk, wie er sich die größte 
Mühe gab, die „Unabhängigen“ zur Treue gegen die Partei anzn- 
halten: „Es ist . . . im allgemeinen gesagt worden, Opposition muß 
seinl Ich halte das für falsch. Opposition muß nicht sein, aber sie 
darf sein können, vorausgesetzt, daß sie sachgemäß und nicht so 
beschaffen ist, wie die sogenannte Berliner Opposition. ... Es muß 
jedem Parteigenossen freistehen, seine eigene Meinung in der Partei 
auszusprechen, aber wenn er im Irrtum gewesen ist, dann muß er 
sich auch sofort den Beschlüssen des Parteitags fügen. Wenn er das 
nicht kann, beweist er, daß er unfähig ist, Sozialdemokrat zu sein ...“ 
(Protokoll, S. 212—215.) 

Die Dortmunder Genossen hatten Tölcke schon 1890 die Kandidatur 
zum Reichstag übertragen. Doch unterlag er den wenig „fairen“ 
Wahlmethoden der Anhänger des späteren Ministers Möller. And« 
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zur Nachwahl im Jahre 1893 stellte sich der bereits Siebenundsiebzis:' 
jährige wieder zur Verfügung. Abermals blieb er nach dem offiziellen 
Wahlergebnis mit 65 Stimmen in der Minderheit, doch ist es noch 
heute die Ueberzeugung der Arbeiterschaft, daB Tölcke in Wahrheit 
der Gewählte gewesen ist. 

Schon in der Wahlbewegung stellte sich heraus, daß die Gesundheit 
des „alten Tölcke“ schwer erschüttert war. Aber erst im Herbst 
legte er sich aufs Krankenbett und am 30. November 1893 hauchte 
der unermüdliche Mann seinen Kampfgeist aus. 

Dieser kurze Lebensabriß, der nur ein ganz unvollständiges Bild 
des reichen Wirkens Tölckes gibt, will am 100. Geburtstage eine 
Pflicht der Dankbarkeit erfüllen. Tölckes Verdienste um die organisa¬ 
torische Festigung der sozialistischen Arbeiterbewegung sind groß 
gepug, um eine solche Pflicht zu rechtfertigen. Hoffentlich findet 
sich auch noch einmal ein Historiker, der sein wechselvolles, arbeits-, 
und sorgenreiches Leben niederschreibt. Die Summe der Arbeit, die 
zum Aufbau der Partei erforderlich war, die zahllosen Schwierig¬ 
keiten und Opfer, die tausenderlei fruchtlosen Anstrengungen, die 
Entmutigungen, die Irrungen und Wirrungen, aber auch die stolze 
Freude kleiner und großer Erfolge — das alles wird uns an dem 
Werke der einzelnen Menschen weit gegenständlicher bewußt als 
an der Entwicklung der Gesamtheit, in der es sich vervielfacht, aber 
auch in der Breite verliert. 


Glossen. 

Der Sonderfriede. 

1^ ER Arbeiter- und Soldatenrat in Petersburg hat erklärt, daß die 
^ russischen Revolutionäre keinen Sonderfrieden wünschten, der 
den Mittelmächten die Hände freimachen würde. Ein solcher Friede 
wäre Verrat an der Arbeiterdemokratie aller Länder. Innerhalb der 
deutschen Sozialdemokratie wird dieser Standpunkt vielfach eben¬ 
falls eingenommen und der „Vorwärts“ erklärt, daß auch die Ver¬ 
tretung der deutschen Sozialdemokratie für den Stockholmer Kongreß 
sich das Ziel gesteckt habe: Allgemeiner Friede, kein Sonderfriedei 
Anderen erscheint die Abneigung gegen einen Sonderfrieden zwi¬ 
schen Deutschland-Oesterreich und Rußland nicht recht verständlich, 
und zu diesen gehört auch der dies schreibt. Die Begründung, daß 
ein Sonderfriede „ein Verrat an der Arbeiterdemokratie aller Länder“ 
Mi, scheint mir denn doch nicht zutreffend. Dem Sonderfrieden stehen 
im Wege die Abmachungen mit England, wonach keine der ver¬ 
bündeten Regierungen für sich Frieden schließen soll. Aber diese 
Abmachungen wurden getroffen, als in Rußland noch der Zar am 
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Ruder war. Eine Aufhebung dieser Atoiachungen kann sonach doch 
nicht gegen «.die Arbeiterdemokratie aller Lönder“ gerichtet sein. 
Dabei scheint die Auffassung zu bestehen« daß die Mittelmächte, wenn 
sie durch einen Sonderfrieden die Hände frei hätten« sich gegen 
die «.Arbeiterdemokratie aller Länder“ wenden würden. Nach der 
feierlichen Erklärung des Reichskanzlers« daß die deutsche Regierung 
sich in die inneren Angelegenheiten Rußlands nicht einmischen werde« 
erscheint diese Auffassung gegenstandslos. 

Der Eifer« mit dem gegen den Sonderfrieden angekämpft wird, 
erscheint mir um so weniger verständlich, als damit die Sozialisten, 
die den Frieden anbahnen wollen« sich damit selbst dies erschweren. 

Ein russischer Flüchtling« der in die Heimat zurückkehrte« rief aus: 
««Wir haben das Testament Robespierres zu vollstrecken.“ Nun ist 
mir ein solches Testament nicht bekannt« und wenn ein solches vor¬ 
handen wäre« so würden die darin mutmaßlich enthaltenen Ideen 
schwerlich auf das heutige Rußland passen. Aber die Bemerkung des 
Flüchtlings mag daran erinnern« wie seinerzeit die erste französische 
Republik — allerdings erst nach Robespierres Tode — mit den feind¬ 
lichen Mächten des ersten großen Koalitionskrieges Frieden ge¬ 
schlossen hat 

England hatte damals fast ganz Europa gegen die französisdie 
Republik in Waffen gebracht« nachdem 1793 der K^g Ludwig XVI. 
hingerichtet worden. Nach zwei Jahren mörderischen Krieges« in 
dem die Republik fast überall siegreich blieb, waren ihre Feinde fast alle 
kriegsmüde; nur England, das im wesentlichen andere für sich kämpfen 
und bluten ließ, wollte den Krieg bis zur Niederwerfung der Republik 
fortsetzen. Darauf schloß die Republik mit Preußen und Spanien 
einen Sonderfrieden, und zwar 1795 zu Basel England setzte den 
Krieg fort, aber die große Koalition war gesprengt und die franzö¬ 
sische Republik hatte den Vorteil davon. 

Sollte dieser historische Vorgang nicht auch für heute lehrreich sein? 

England wird auch heute so hartnäckig sein wie 1795. Eventuell 
wird es den Krieg, so lange es kann, allein weiter führen, wie es da¬ 
mals tat. Dadurch wird das Zustandekommen eines allgemeinen 
Friedens ungeheuer erschwert. Ein Sonderfrieden zwischen Deutsch¬ 
land-Oesterreich und Rußland aber würde die große Koalition spren¬ 
gen und die Arbeiterdemokratie Rußlands könnte« ungestört von 
außen, an der Schöpfung eines neuen großen demokratischen und 
sozialistischen Rußlands arbeiten. Damit würde sie sich auch von 
den unheilvollen englischen Einflüssen befreien« die das ganze Werk 
der Revolution in Rußland in Frage zu stellen drohen. Der all¬ 
gemeine Friede wäre nach Auflösung der Koalition und der Isolierung 
Englands die notwendige Konsequenz des ^nderfriedens« w^rend 
die Forderung: «.Allgemeiner Friede oder gar keiner“ die L^ung des 
großen Problems nur hinausscbieben wird. Wiihelm Bios, 
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Dt. ADOLF KOESTER: 

Sozialdemokratische Auslandspolitik. 

S EITDEM dieser Krieg uns aus der Illusion gerissen hat, im 
Klassenbewußtsein erschöpften sich die objektiven Inter¬ 
essen und subjektiven Instinkte der Arbeiterschaft, ist auch die 
künftige Stellung der Sozialdemokratie zur Auslandspolitik viel 
erörtert worden. Aber sehr oft in allgemeinen, aus vagem Ge¬ 
fühl hervorgehenden Erörterungen, Mit der bloßen Forderung, 
daß wir ein positives Verhältnis zur auswärtigen Politik unseres 
Landes einnehmen sollen, ist es nicht getan. Es fragt sich, 
wie wir es aufbauen und wie wir es pflegen. 

Unsere Stellung zur auswärtigen Politik war bisher diktiert 
durch unsere Grundstellung zum Staat. Wir erkannten dem 
Staat, wie er ist, keinen eigengesetzlichen Wert zu. Wie wir 
ihn in seinen Funktionen nach innen prinzipiell bekämpften 
auf Grund unseres Schemas von seinem notwendigen Klassen¬ 
charakter, so maßen wir jeden seiner Schritte nach außen an 
dem starren Ideal einer internationalen Klassensolidarität, die 
die Besten unter uns bis zum 1. August 1914 für eine welt¬ 
politische Größe hielten. Es gab für uns keine auswärtige 
Politik, die wir nicht an sich bekämpften, weil sie die Politik 
eben dieses Staates war, gegen den wir im Innern Sturm liefen. 
So war unsere Stellung zur auswärtigen Politik bedingt durch 
ein geschichtsphilosophisches Schema. 

Diesem Schema kam das vulgäre Bild zu Hilfe, das (als 
Erbschaft der kleinbürgerlichen Demokratie) von den andern 
Staaten bei uns umlief. Dem „parlamentarischen“ England, 
dem „republikanischen“ Frankreich, dem „demokratischen“ 
Amerika wurde vieles nachgesehen, was man der Donau- 
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monarchie und uns schwer ankreidete. Innenpolitische Ideale, 
die mit dem Charakter der auswärtigen PoÜtik gar nichts zu 
tun zu haben brauchen, waren maßgebend für eine total ver¬ 
schiedene Beurteilung derselben außenpolitischen Tendenzen 
bei verschiedenen Staaten. Ja, der innerpolitische Haß gegen 
unseren Staat ging so weit, daß wir in Gefahr waren, jede 
außenpolitische Handlung eines anderen Staates gutzuheißen 
oder zu entschuldigen, wenn sie nur die Schwierigkeiten unserer 
eigenen Regierung vermehrte. 

So trieben wir ohne bestimmte Richtlinien von Kritik zu 
Kritik. Wo wir uns aber dann und wann zu positiven Vor¬ 
schlägen erhoben, da vermieden wir den blutigsten Dilettan¬ 
tismus nicht. Wir machten in den 80er Jahren den Battenberg- 
Rummel, am Ende des Jahrhunderts den Buren-Rummel mit. 
Und während der russischen Gegenrevolution forderten Partei¬ 
blätter zum bewaffneten Einschreiten gegen Rußland auf. 

Wie gewinnen wir ein positives Verhältnis zur auswärtigen 
Politik? Auch nach dem Kriege wird es eine Reihe von wohl¬ 
meinenden Politikern unter uns geben, die auf diesem Gebiete 
unsere einzige Aufgabe in weiterer rücksichtsloser Kritik sehen. 
Sie gehen dabei von dem Gedanken aus, daß jedes nationale 
Proletariat lediglich die auswärtige Politik seiner eigenen Re¬ 
gierung zu bekämpfen hat — und daß in diesem Nebeneinander 
von einzelnen Kritiken der konzentrierte Druck des inter¬ 
nationalen Proletariats sich am fruchtbarsten macht. Aber 
dieses System hat durch den Krieg Schiffbruch gelitten. Ohne 
Rücksicht auf die alljährlichen Proteste unserer Vertreter in 
den einzelnen Staaten hat jede Regierung ihre auswärtige 
Politik getrieben — bis zu dem Zusammenbruch des euro¬ 
päischen Konzerts, den wir schaudernd miterlebten. Und dieser 
Zusammenbruch war zugleich ein solcher der proletarischen 
Internationale. Die Interessenverpflechtung zwischen Prole¬ 
tariat und Staat zeigte sich überall stärker als diejenige 
zwischen den Arbeiterklassen der verschiedenen Länder. Wir 
erlebten proletarische Theorien, die nicht nur die Verteidigung 
des im Kriege befindlichen Landes, sondern den Angriffskrieg 
selber forderten. 
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Eine Fortsetzung dieses prinzipiell kritisch-negierenden Ver¬ 
haltens zur auswärtigen Politik ist unmöglich. Eine neue 
Stellung zu den außenpolitischen Bedürfnissen des Staates ist 
notwendig. Dabei müssen wir anknüpfen an die Erfahrungen, 
zu denen uns die europäische Lage während des Krieges ge¬ 
zwungen hat und täglich weiter zwingt. Folgende Gesichts¬ 
punkte scheinen mir für die Stellungnahme der deutschen 
Sozialdemokratie wichtig. 

Wir können das fiebernde europäische Staatensystem nicht 
durch ein Einheitspflaster von außen kurieren. Wir müssen es 
zunächst in den einzelnen Staaten von innen gesund machen. 
Nicht indem wir blindwütend gegen jede expansive Regung 
eines jungen Wirtschaftskolosses, wie Deutschland es war, an¬ 
rennen, sondern indem wir die außen- und kolonialpolitischen 
Bedürfnisse des modernen Staates zunächst einmal im Prinzip 
anerkennen. Das ist die erste Forderung, die wir erfüllen 
müssen. Auswärtige und koloniale Politik als eine Politik zur 
Befriedigung dieser Bedürfnisse ist eine berechtigte und auch 
für uns wichtige Funktion staatlichen Lebens. Indem wir das 
anerkennen, wird uns Außenpolitik ein Gebiet, auf das die 
Sozialdemokratie sich mit derselben Wucht des Interesses 
werfen muß wie etwa auf Sozialpolitik. Zu dieser Stellung¬ 
nahme werden wir gezwungen, da die Außenpolitik das staat¬ 
liche Leben in den nächsten 50 Jahren wahrscheinlich stärker 
beherrschen wird als bisher. Und in dem freien Deutschland, 
das wir erkämpfen wollen, werden wir nur soviel bedeuten, als 
wir an Gewicht auf allen Gebieten der Politik in die Wagschale 
zu werfen haben. 

Diese prinzipielle Anerkennung bedeutet natürlich nicht die 
Akzeptierung irgend eines gouvernementalen oder bürger¬ 
parteilichen auswärtigen Programms. Wir werden Einzelheiten 
eines solchen auch ferner bekämpfen — wie das englische, das 
russische, das französische Proletariat es tun mag. Vielleicht 
schärfer als bisher. Aber nur auf Grund sachlicher, das heißt 
der Sache selber und ihrer prinzipiellen Anerkennung ent¬ 
nommener Erwägungen. Wohl aber bedeutet diese prinzipielle 
Anerkennung, daß wir gewisse außenpolitische Forderungen 
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unseres staatlichen Lebens, die wir als notwendig und gerecht 
eikannt haben, mit unserem ganzen Gewichte stützen müssen. 
Wir müssen die Verantwortung für sie tragen, wie wir heute 
die Verantwortung dafür mit auf uns nehmen, daß die Regierung 
einen Vernichtungsfrieden im Sinne von Gustave Herv6 ablehnt. 
Welche außenpolitischen Forderungen im einzelnen die deutsche 
Sozialdemokratie für die Zukunft unterstützen oder bekämpfen 
soll, wird gleich erwogen werden. Wichtig ist zunächst dies: 
Wenn wir nicht wieder in den Zustand der alleinseligmachen¬ 
den aber unfruchtbaren Kritik zurückfailen wollen, müssen wir 
uns an den Gedanken gewöhnen, gewisse außenpolitische For¬ 
derungen Deutschlands mitverantwortmgsvoU zu unterstützen. 
Erst durch diese Unterstützung sichern wir uns in der gesamten 
Außenpolitik unseres Staates das Gewicht, das unsere Kritik 
fruchtbar, unsere positiven Vorschläge wahrhaft wertvoll 
macht. 

Welches aber sind die außenpolitischen Forderungen, die wir 
unterstützen, welches die, die wir bekämpfen sollen? Wo ist 
das Kriterium, das darüber entscheidet? Soll künftig die eng¬ 
lische Sozialdemokratie den englischen, die deutsche Sozial¬ 
demokratie den deutschen Imperialismus unterstützen? 

Die erste Frage kann allein durch die Praxis und aus der 
Praxis beantwortet werden. Es gibt keinen Leitfaden der 
Führung einer auswärtigen Politik. Vor einem Jahre z. B. 
konnten wir streiten, ob Deutschland sich nach Westen oder 
Osten zu orientieren hätte. Heute ist diese Frage wahrschein¬ 
lich durch die Praxis entschieden. So kann auch für die Zu¬ 
kunft niemand ein außenpolitsches Programm aufstelien. Vieles 
hängt von der Entwicklung von Dingen ab, auf die wir keinen 
Einfluß haben. Wohl aber können Mittel und Wege angegeben 
werden, wie wir ein gemeinsames Programm europäischer 
Außenpolitik allen Schwierigkeiten zum Trotz gemeinsam mit 
unseren Bruderparteien uns erstreiten können. Doch dazu ist 
notwendig, daß wir uns zunächst über das allgemeine Ziel einer 
sozialdemokratischen Außenpolitik noch klarer werden. 

Das Ziel einer jeden sozialdemokratischen Außenpolitik kann 
auch nach dem Kriege und mehr als bisher nur sein: der 
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europäische Friede. Aber nicht der friede durch diplomatische 
Einkesselung einer Mächtegruppe durch die andere. Nicht der 
Friede durch gewaltsames Niederhalten junger aufstrebender 
Nationen durch alte saturierte Reiche. (Deutschlands durch 
England, Serbiens durch Oesterreich.) Sondern der Friede 
durch Ausgleich. Durch Ausgleich der gegenseitigen macht- 
politischen Interessen. Das Ziel muß sein, einen Zustand unter 
den europäischen Staaten zu schaffen, der allen, besonders aber 
den wirtschaftlich aufstrebenden, volkreichen, jungen Staaten, 
volle Freiheit der Entwicklung und wirtschaftlichen Expansion, 
auch nach außen läßt. Wie unter den Menschen gibt es auch 
unter den Staaten reiche Aristokraten und aufwärtsstrebende 
Plebejer. Es gilt also: alle Schranken, die den Aufstieg 
einzelner Staaten hindern wollen, niederzureißen. Der inner¬ 
politische Wahlspruch: „Freie Bahn dem Tüchtigen“ muß auch 
im Verhältnis der Staaten untereinander gelten. 

Ist dieses Ziel utopisch? Vielleicht nicht so sehr, als es den 
Anschein hat. Bekanntlich war es kurz vor dem Kriege nach 
vielen Mühen gelungen, zwischen Deutschland und England 
eine Art Verständigungsfrieden zu schaffen, eine Abmachung, 
in der über die afrikanischen und vorderasiatischen Reibungs¬ 
flächen der beiden Staaten ein definitives Uebereinfkommen ge¬ 
schlossen war. An diesem Uebereinkommen nahmen, was 
Vorderasien betrifft, auch Rußland und Frankreich teil. Der 
Wortlaut des Vertrages ist nie veröffentlicht worden. Aber 
seine Tatsache beweist, daß ein friedlicher Interessenausgleich 
unter mächtigen einander verfeindeten Staatengruppen selbst 
bei der übel beleumdeten Qeheimdiplomatie möglich war. Der 
Grundsatz des Ausgleichs ist wahrscheinlich der einzige, der 
diesen Krieg beenden wird. Auf den Trümmern Europas wird 
jede Nation gelernt haben, die außenpolitischen Probleme nicht 
nur unter dem engen Gesichtswinkel des eigenen Ichs, sondern 
zugleich mit den Augen Europas zu sehen. Das Ziel einer 
jeden sozialdemokratischen Auslandspolitik auch nach dem 
Kriege kann nur dasselbe sein, das wir schon während des 
Krieges und gerade in diesen Tagen besonders energisch ver¬ 
folgen: Freiheit und volle Entfaltungsmöglichkeit für jedes 
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Land — bei Interessengegensätzen aber Ausgleich und Ver¬ 
ständigung. 

All das wird aber im Bereich der schönen Phrase bleiben, 
wenn wir nicht Mittel und Wege linden, diesen Ausgleich selber 
in die Hand zu nehmen. Deklamatorisch gefordert haben wir 
ihn immer wieder schon vor dem Kriege. Aber was haben wir 
praktisch getan, ihn in die Tat umzusetzen? Das erste Mittel, 
die Eroberung der politischen Macht im Staate, die Gewinnung 
von Einfluß auf die innen- und außenpolitische Reibungs¬ 
maschine, haben wir uns durch programmatische und prinzi¬ 
pielle Rücksichten immer wieder durchkreuzen lassen. Vor 
allem aber: was hat unsere Internationale praktisch für den 
Frieden geleistet? Wir kamen alle paar Jahre festlich zu¬ 
sammen, bestaunten uns in dieser Internationalität, nahmen 
Resolutionen gegen und für einige Staaten resp. Völker an und 
gingen dann wieder nach Hause. Die Gewerkschaften regelten 
einige Fragen internationaler Solidarität in Wirtschafts- 
kämpfen. Aber die schleichende Krankheit in der europäischen 
Außenpolitik fraß unbekümmert um unsere Festreden weiter. 
Und daran änderte auch die Tatsache nichts, daß in den euro¬ 
päischen Krisen der letzten Jahrzehnte unser Internationales 
Bureau regelmäßig dann zusammentrat, wenn es zu spät war. 

An die Stelle dieser Internationale des Wortes, die nach Art 
der alten Zauberer die europäische Krankheit durch ein Ge¬ 
misch von Generalstreiksdrohung und Solidaritätsanbetung be¬ 
schwören wollte, muß und wird eine neue Internationale an¬ 
dauernder außenpolitisch kooperierender Kleinarbeit treten. Die 
einzelnen nationalen Proletariate werden gewisse außen¬ 
politische Bedürfnisse ihrer Staaten vor dieser neuen Inter¬ 
nationale ruhig zur Sprache bringen. Gegensätze und Reibun¬ 
gen werden nicht durch Schlagworte wie früher vertuscht wer¬ 
den. Sondern aus den Ansprüchen der einzelnen wird in großen 
Strichen ein AUgemeinprogramm erarbeitet werden, das keinen 
Staat verletzt, aber alle zu Konzessionen zwingt. Gestützt auf 
eine genauere Kenntnis des außenpolitischen Details, als wie wir 
sie bisher besaßen, wird jedes nationale Proletariat dieses ge¬ 
meinsame Programm in seiner Heimat durchzusetzen suchen. 
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mit allen Mitteln, besonders aber durch seine praktische Mit¬ 
arbeit in der Führung der eigenen auswärtigen Politik. Unsere 
bisherige Internationale war lediglich repräsentativ. Die neue 
wird ein ständig tätiger europäischer Arbeitsausschuß sein, der 
sich, getragen von dem über alle nationalen Aspirationen hin¬ 
weggehenden Friedenswillen des europäischen Volkes, zwischen 
die Diplomatien der europäischen Staaten schiebt. Unabhängig 
von Bündnis- und Vertragskonstellationen wird dieses außen¬ 
politische Parlament gerade durch seine von aller Doktrin be¬ 
freite praktische Berücksichtigung der Bedürfnisse aller, die 
einzelnen Imperialismen am besten bändigen und ihnen den 
Weg zu gegenseitigem Ausgleich zeigen können. Wie diese 
neue Internationale im einzelnen aussieht, wie ihre andauernde 
sich auf alle auftauchenden Einzelfragen erstreckende Zu¬ 
sammenarbeit am besten ermöglicht wird, das sind technische 
Fragen. Langsam und durch jahrelange praktische Arbeit erst 
wird sie zu einem Machtfaktor in Europa heranwachsen. Aber 
kommen muß sie — so sicher dieser Krieg durch Ausgleich 
beendet wird —, so gewiß kein künftiger Krieg das Proletariat 
gleich unvorbereitet überraschen darf wie dieser. Wer diese 
neue Internationale für eine Utopie hält, muß auch Stockholm 
für eine Utopie halten. Denn Stockholm wird der erste Ver¬ 
such des europäischen Proletariats sein, praktische auswärtige 
Politik zu machen. Aber auch wenn dieser Versuch mißglückt, 
wird die neue Internationale kommen, die weniger in den Kon¬ 
gressen von Amsterdam bis Kopenhagen als in den Be¬ 
sprechungen von Bern und Basel ihre Vorgängerinnen hatte. 

Es wird natürlich immer ungeheuer schwierig sein, die außen¬ 
politischen Interessen dieser Machtknäuel — als welche sich 
die Staaten heute noch darstellen — „richtig“ gegeneinander 
abzuwägen. Und niemand wird sich einbilden, daß diese neue 
Internationale sofort ein Allheilmittel gegen jede kriegerische 
Verwicklung sein wird. Aber das darf uns nicht hindern, mit 
allen Kräften an die Organisierung des europäischen Friedens¬ 
willens zu gehen, und zwar durch — nicht gegen die Staaten, 
die wir selber sind. 
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Dazu ist freilich notwendig, daß nicht nur prmzipieU, sondern 
auch psychologisch unsere Qesamteinstellung der auswärtigen 
Politik gegenüber ganz anders wird als bisher. Auswärtige 
Politik machen, heißt Geschichte machen — in höherem Qrade 
als alle innere Politik. Wir müssen zur Geschichte ein engeres 
Verhältnis bekommen, nicht zur Wirtschafts- und Klassen¬ 
geschichte (die traktieren wir genug) — sondern zur Staaten¬ 
geschichte. Wenn das Volk seine eigene auswärtige Politik 
machen will, so muß das Volk etwas wissen von dieser Politik. 
Es geht nicht, daß wir das Studium der auswärtigen Politik 
ablehnen, weil Könige und Minister, Fürstenbesuche und 
Heiraten in ihr heute noch eine wichtige Rolle spielen. Hier 
liegen große und wichtige Aufgaben für die politische Erziehung 
und Bildung der Parteigenossenschaft. 

Eine wichtige Aufgabe hat nach dem Kriege unsere Presse. 
Wie oft haben wir der bürgerlichen Presse ihr Versagen im 
Auslandsdienst vorgeworfen I Aber was hat unsere Partei, die 
Sich eine internationale nannte, für die Berichterstattung aus 
dem Ausland und in das Ausland getan? Hier müssen teils ganz 
neue Verhältnisse geschaffen, teils die alten erheblich ausgebaut 
werden. Dabei ist zu vermeiden, daß etwa die gesamte deutsch¬ 
österreichische Parteipresse ihr Bild von Frankreich und seinen 
politischen Verhältnissen wieder jahrelang aus der Feder eines 
einzigen Mannes erhält. Die drohende Uniformierung unserer 
Presse liegt auf diesem Gebiete besonders nahe, muß aber 
gerade hier möglichst vermieden werden. Qualitativ muß die 
Berichterstattung gereinigt werden von der offiziösen inter¬ 
nationalen Parteiphraseologie, die viele unserer Berichte aus 
dem Ausland ebenso schief und unwahr machte wie es diejeni¬ 
gen der bürgerlichen Presse waren. Wer das Staunen unserer 
Genossen miterlebt hat, die während des Krieges in Nord¬ 
frankreich oder in Rumänien die ausländische Arbeiterbewe¬ 
gung mit eigenen Augen (trotz des Krieges gab es da manches 
zu sehen) kennen lernten, weiß, wieviel auf diesem Gebiete 
gesündigt worden ist. 

Die deutsche Sozialdemokratie ist immer stolz darauf ge¬ 
wesen, ihre Pflichten gegen die Internationale am ernstesten 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Die Revolutionierung der Revolutionäre. 


369 


genommen zu haben. Aber wir dürfen uns nicht damit trösten, 
daß auf anderen der hier kritisierten Gebiete bei den anderen 
noch weniger als bei uns geschah. Die alte Internationale ist 
tot. Die neue wird nicht durch eine Resolution lebendig. Sie 
wird nur soviel Kraft und Leben haben, wie sie aus täglicher 
Kleinarbeit durch uns erhält. 


JOHANN PLENOE: 

Die Revolutionierung der Revolutionäre. 

5. Der wirkliche'Kapitalismüs. 

Vy 7IR werden wieder von Marx ausgehen müssen, um nun- 
VV mehr zu bestimmen, warum seine Darstellung vom Kapi¬ 
talismus der Wirklichkeit unserer Zeit nicht entsprach. 

Beileibe keine einfache Berufung auf die einfachen Tat¬ 
sachen! Sonst tritt uns ein Max Adler entgegen und erklärt, 
wie er erklärt hat: „Für die Wissenschaft ist Tatsache nicht 
schon das, was uns unmittelbar als solche erscheint, sondern 
bloß das, was sich widerspruchslos in einem System gesetz¬ 
mäßiger Zusammenhänge denken läßt.“ (Prinzip oder Ro¬ 
mantik, S. 9.) Der Marxismus ist ein System gesetzmäßiger 
Zusammenhänge! Du hast nur Tatsachen, wie sie dir er¬ 
scheinen. Diese angeblichen Tatsachen lassen sich im Marxis¬ 
mus nicht denken. Sie existieren also „wissenschaftlich“ nicht. 
Und so erscheint der ganze Weltkrieg als eine romantische 
,Jllusion'\ und das marxistische Dogma bleibt schon „aus 
Prinzip'' die einzige wahrhaftige Wirklichkeit. 

Die richtige Antwort auf diesen, die Ueberlegungen des 
wissenschaftlichen Denkens so gefährlich mißbrauchenden 
Scharfsinn heißt: Also sind wir jedenfalls darüber einig, daß 
der Marxismus nichts ist, was schon der gemeinen Alltags¬ 
erfahrung entspricht, sondern eine wissenschaftliche Hypothese 
von gesteigerter Künstlichkeit des Denkens, die darum nach 
den unanfechtbaren Grundsätzen der Wissenschaft wie alle 
anderen Hypothesen von Zeit zu Zeit einer gründlichen Nach¬ 
prüfung bedarf. 
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Den eigentlichen Oehalt von Hypothesen versteht man nicht 
durch eine Zergliederung des äußeren Systems ihrer Sätze, 
sondern durch eine Auflösung in ihre charakteristischen Bil- 
dungseiemente. 

Marxens wirtschaftliches Qedankensystem ist ein riesenhafter 
Bau, bei dem die Begründung der antikapitalistischen Politik 
des Proletariats den Bauzweck bestimmte, Hegel das konstruk¬ 
tive Geschick des beweglichen Tragwerks weitgespannter Qe- 
dankenwölbungen überlieferte, Engels das Urmaterial des an¬ 
schaulichen Wirklichkeitsbildes gegeben hat und endlich aus 
Ricardo der Denkstil der Mehrwerttheorie gebildet wurde, als 
die eindrucksvolle, immer wiederkehrende dekorative Linie, die 
für das Laienauge den ganzen Bau bestimmt. 

lieber den Bauzweck ist das Nötige bereits gesagt. Ist der 
Bauzweck verfehlt, so bleibt ein gefährliches „Aber**, so viel 
auch an der Bauausführung zu loben ist. Es ist aber gerecht, 
nicht gleich mit dem „Aber** zu beginnen. 

Also die aus dem unmittelbaren Miterleben gewonnene An¬ 
schauung, wie das Kapital mit rücksichtsloser Härte auf die 
Arbeit drückt, wie es ins Maßlose wachsen will und in der 
blinden Wut seines Ausdehnungsdranges immer wieder durch 
die Zeit schwerer Wirtschaftserschütterungen hindurch muß, 
stammt aus Engels* glänzendem Beitrag zu den deutsch-fran¬ 
zösischen Jahrbüchern. Gewiß ist Marx zur Vervollständigung 
dieses Anschauungsbildes sehr fleißig gewesen. Er hat endlose 
Blaubücher durchgearbeitet und in so vielen alten Schmökern 
gespürt, daß sein Leser noch heute durch die vielen Hinweise 
auf nebensächliche Notizen in alten englischen Nationalökono- 
nien verwirrt werden kann. Jedoch die geniale Skizze zu dem 
von Marx mit zugespitztem theoretischen Stift ausgestrichelten 
Tafelwerk stammt von Engels. 

Marx seinerseits brachte aber etwas hinzu, was auch Engels 
so imponierte, daß er ihn für den größeren hielt. Er hat aus 
einem Entwurf ein geschlossenes System gemacht. 

Er konnte das nicht ganz von sich allein. Wer in der Wirk¬ 
lichkeit von Karl Marx mit vollem Verständnis leben will, muß 
Hegel in Marx zu finden wissen. 
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Hegel ist der große Qeistesriese, von dem Marx den Umfang 
seines geschichtlichen Blickfeldes hat. Von Hegel stammt der 
unaufhaltsame Auftrieb der marxistischen Geschichtsauffassung 
zu einem wirklichen Endreich der bewußt gestalteten Freiheit, 
der seine Anhänger so unwiderstehlich in die Zukunft hinein¬ 
reißt. Von Hegel stammt auch der Blick für die objektiven 
überindividuellen Lebenskräfte, die stark bewegt und in steter 
Veränderlichkeit gegeneinander wirken und aus schärfster Ent¬ 
gegensetzung nach einem Ausgleich verlangen. Hegel sieht das 
als Verkörperungen innerster geistiger Lebensnotwendigkeiten, 
Marx in der derben Körperlichkeit der Klassenbildung und des 
Klassenkampfes und der ineinandergreifenden Wirtschafts¬ 
bewegung der Kapitale. 

Der Geist und die Aeußerungsweise einer gesellschaftlichen 
Ordnung wird nicht in einer bloßen flotten Aneinanderreihung 
dessen dargestellt, was sich in ihr stößt und drängt, sondern 
man muß mit so energischer Bewegung, mit so scharfer Ent¬ 
gegensetzung und so straffer Zusammenfassung denken kön¬ 
nen, daß das theoretische Nachbild einer bewegten, in sich 
kämpfenden, aus sich heraus neue Formen auftürmenden Wirk¬ 
lichkeit genau so bewegt, genau so gegensatzvoll, genau so 
weiterwachsend erscheint, wie diese Wirklichkeit selbst. Ein 
solches Nachbild verlangt am allermeisten die Wirklichkeit des 
Kapitalismus. 

Eine realistische Anwendung von Hegels Dialektik ließ alles 
das, was Engels mit frischer Anschaulichkeit unmittelbar ge¬ 
sehen hatte, als die unwiderstehliche Gesetzlichkeit eines ob¬ 
jektiven Triebwerks allseitiger wirtschaftlicher Bewegung er¬ 
kennen, in die der einzelne als Zeitgenosse seiner Wirtschafts¬ 
periode hineingezogen ist, ob er will oder nicht. So kam die 
Zwangsläufigkeit dieser Mitwirtschaft des einzelnen Im all¬ 
gemeinen Wirtschaftsgetriebe heraus, wo jeder zwar gern ein 
liberaler Bürgersmann sein möchte, und doch nicht wohl umhin 
kann, als Kapitalist zu handeln. Hegels Dialektik ließ die 
Grundformei der Verkehrsumsätze und die Grundformel des 
dauernden Kreislaufs des Kapitals in der verhaltenen Rastlosig¬ 
keit der bekannten Zeichenreihe fassen G — W — Ol: Geld — 
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Ware — Melirgeld. Die unaufhaltsame Bewegung dieser Ver¬ 
wertungsformel kam in die ganze Auffassung vom Kapitalis¬ 
mus hinein. Das Kapital wurde in seiner beständigen Hoch¬ 
spannung auf allseitige Mehrverwertung erfaßt. Der beständig 
neu einsetzende Druck auf Verminderung der Kosten wirkt sich 
aus. Die starke Uebertreibung gewinnverheißender Marktlage 
im Wettlauf des Qewinnstrebens wurde eine ebenso selbst¬ 
verständliche Begleiterscheinung, wie die Herausbildung immer 
stärkerer Kapitalzusammenhäufung in immer umfassenderer 
Durchführung des Grundgesetzes, daß aus Geld Mehrgeld wer¬ 
den muß. Das war keine Beschreibung mehr, das war eine Er¬ 
klärung von furchtbarer innerer Gesetzlichkeit. Eine absolute 
Wirtschaftsmacht ging über die Menschen hin, zwang sie in 
ihren Dienst, unterwarf sie ihrer Entwicklungsnotwendigkeit. 
Trotz ihrer gesellschaftlichen und geschichtlichen Entstehung 
eine Naturgewalt, weil das, was die Menschen als einzelne 
untereinander verbinden soll, das Geld, im gegeneinander¬ 
gerichteten Streben aller zu einem Zwangswillen für alle ge¬ 
worden ist, dessen sie auch nicht durch den geschlossenen 
Willen der Gesamtheit Herr zu werden vermögen, solange das 
Kapitalinteresse auch diesen staatlichen Gesamtwillen zersetzt. 

Das bleibt ein gewaltiges eindrucksvolles Bild, auch wenn es 
wesentlich negativ im Gegensatz zur Handarbeit gesehen ist, 
und wenn es dabei durch die Mehrwerttheorie zum Teil in 
seiner einseitigen Negativität noch übertrieben wird, zum Teil 
aber durch die Unübersichtlichkeit ihrer verzogenen Linien¬ 
führung an konstruktiver Geschlossenheit verliert. Denn der 
klärte Druck auch gegen die Arbeit ist gewiß im innersten Grund 
des Kapitalismus eingelegt. Ein Teil der kapitalistischen Ver¬ 
wertungsmöglichkeit heißt Ausbeutung widerstandsloser Men¬ 
schenkräfte, und das ist Grund genug, daß sich alle dagegen zur 
Wehr setzen, die davon betroffen sind. Man verkennt indessen 
die innerste Eigenart der Formel G — W — Gl, wenn man sie 
nur gegen den Anteil der Arbeiterschaft gerichtet sieht. 
Höchstmögliche Geldverwertung als das universelle Lebens¬ 
gesetz einer Gesellschaft heißt allseitige Anpassungsfähigkeit 
der Verwertungsbereitschaft, allseitige Beweglichkeit der wirt- 
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schaftlichen Ueberlegung. Das macht den Kapitalismus 
schöpferisch und weitblickend, spürsinnig und haushälterisch. 
Das ermöglicht die schnellste Umstellung auf eine neue Wirt* 
Schaftslage, die erstaunliche „Elastizität“ des kapitalistischen 
Wirtschaftskörpers. Was man also durch die Mehrwerttheorie 
und ihre grimmige Uebertreibung der Ausbeutung an organi¬ 
satorischen Augenblickserfolgen gewinnt, verliert man am Ver¬ 
ständnis des wirklichen Kapitalismus. Und das gilt übeikaupt 
von jeder negativen, wesentlich nur antikapitalistischen 
Kapitaltheorie. Sie ist immer in Gefahr, eines schönen Tages 
durch den wirklichen Kapitalismus überrascht zu werdetf und 
am meisten dann, wenn sie seinen Zusammenbruch erwartet. 
So ist es jetzt im Kriege gewesen. 

Es hilft eben nichts, so groß die theoretische Leistung des 
Marxismus ist, es bleibt jenes große „Aber" als der vierfach 
angeborene Mangel seiner Qrundanlage, der mit der besonderen 
Stellung des Marxismus in der Geschichte der Wissenschaft 
notwendig verbunden ist. Die Theorie vom Kapital ist negativ, 
sie ist ausschließlich auf das Verwertungsmittel eingestellt, sie 
ist mechanistisch und läßt den Staat beiseite. Das sind ihre 
inneren Grenzen, als System eines gesetzmäßigen Zusammen¬ 
hangs unseres volkswirtschaftlichen Denkens. Das war auch 
vor dem Kriege schon erkennbar. Aber der Krieg war ein ein¬ 
ziger Aufruhr der Tatsachen des Kapitalismus gegen das will¬ 
kürliche Polizeiregiment der Scheingesetzlichkeiten der marxi¬ 
stischen Wissenschaft. 

Eine ausgesprochen negative Theorie von Kapitalismus wird 
an seinem Kern, an seiner sachlichen Leistung und an seiner 
persönlichen Auswirkung stark vorbeigreifen. 

In seinem Kern ist der Kapitalismus keineswegs einzig und 
allein eine unbändige Macht der Materie, die den Menschen 
unter die erbarmungslose Regel des Gelderwerbs zwingt, son¬ 
dern ein hochgezüchtetes gesellschaftliches WiUenssystem, das 
durch den wetteifernden Sporn des Gewinnstrebens ein Höchst¬ 
maß von angespannter Einzelkraft freisetzt, und ein hochgetrie¬ 
benes VermmftsyStern, das zunächst innerhalb der Einzelwirt¬ 
schaft alle Wirtschaftsmittel aufs sorgfältigste ausnutzt und die 
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wirtschaftliche Ueberlegung straff vereinheitlicht, und das 
gerade durch diese Steigerung des einfachen Qeldgebrauchs 
zur Straffheit der aliseitig durchgeführten Qeldwertberechnung 
ganz besonders geistig und vernünftig ist. Gerade das eigent¬ 
lich Kapitalistische am Kapitalismus ist das besondere Merkmal 
seiner Entwicklungshöhe in der Geschichte des menschlichen 
Fortschritts. Damit hängt freilich auch seine kalte Härte zu¬ 
sammen. Aber der Mensch steht nun einmal in der Natur als 
die kluge unter sich zwingende Herrenart. Der Mensch als 
solcher ist Herr, Ausbeuter und Wertgewinner. Wesentliche 
Züge seiner Grundaniage sind im Kapitalismus auf das höchste 
gesteigert und bleiben artgemäß, auch wenn sie sich, einseitig 
losgelassen, gegen die Art selbst wenden können, und dann 
mit aller Kraft jenes andere Grundwesen der Art gegen sich 
wachrufen, das in dem immer wieder einsetzenden menschlichen 
Gemeinschaftsbewußtsein lebt. Da liegt das Uebel mehr in dem 
vorübergehenden Aussetzen der nötigen äußeren und inneren 
Sozialisierung, als in dem Wirken nützlicher und notwendiger, 
wenn auch einschneidend gefährlicher Kräfte. 

Ohne höchstgesteigerten, sorgfältig rechnenden, durch 
Menschenkräfte ganz realisierenden Wirtschaftswilien keine 
lebensfähige Millionengesellschaft. 

Seiner sachlichen Leistung nach vollbringt der Kapitalismus 
die beinahe unmögliche Vereinigung der beiden widerspruchs¬ 
vollen Vorzüge einer über alle alten Maße hinausgewachsenen 
Steigerung der organisierten Produktion mit einer höchsten 
Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit der Einzelkräfte. Eine 
erstaunliche Strapaziermaschine, über deren Betriebseffekt man 
immer wieder nachdenken soll, weil er vielleicht mit einem 
Teil „Anarchie“ nicht zu teuer erkauft ist, wenn man nur hinzu¬ 
lernt, den notleidenden Einzelnen die verhängnisvollen Nach¬ 
wirkungen dieser Anarchie erträglich zu machen. 

Seiner persönlichen Angliederung nach züchtet der Kapitalis¬ 
mus außerordentlich tatkräftige, weitblickende, wagelustige 
Menschen, von harter, ja brutaler Lebensenergie, die sich in 
scharfem Wettbewerb immer neu zu bewähren haben, und dir 
in ihrem eigensten Interesse darauf aus sein müssen, im wesent- 
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liehen unbekümmert um ihre soziale Herkunft begabte Hilfs¬ 
kräfte neben sich heranzuziehen. Alle Versuchungen des Reich¬ 
tums und nun gar des neuen Reichtums stehen freilich hinter 
ihnen. Aber ein Nachgeben gegen diese Versuchung bedeutet 
im Kapitalismus nicht nur für die erschlaffende Tatkraft des 
einzelnen oder für eine Unternehmerfamilie, sondern für ganze 
kapitalistische Völker die Gefahr des überlegenen Wettbewerbs. 
So ist der Kapitalismus als Ganzes ein System, das durch die 
Art seines inneren Daseinskampfes seine Kraft sehr lange frisch 
erhält und bei dem äußere Verfallsymptome noch lange nicht 
bedeuten, daß seine Erneuerungsfähigkeit und seine dauernde 
Vitalität geschwunden ist. Wer also bei der Beobachtung der 
unzweifelhaft vorhandenen inneren Umgestaltung des Kapita¬ 
lismus zu höheren Organisationsformen durch seine Akkumu¬ 
lation und seine Konzentration diese unzweifelhafte positive 
Vitalität des Kapitalismus nicht vergißt, wird erwarten müssen, 
daß einmal aus der höchsten Entfaltung der kapitalistischen 
Kräfte ein Ausreifen zu einer noch bewußteren und noch höher 
organisierten Gesellschaftsordnung eintritt, nicht aber, daß das 
kapitalistische System morsch zusammenbricht und nur auf 
seinen Ruinen ein ganz neuer Bau begonnen werden kann. 

Eine zweite große Lücke in seinem Wirklichkeitsbild teilt der 
Marxismus mit jeder Theorie, die überwiegend eine Theorie 
vom Kapital als Verwertmgsmittel ist, einerlei, ob positiv oder 
negativ. Die Produktionsmittel, die bei der einfacher gerich¬ 
teten Produktivitätstheorie in den Vordergrund der Betrachtung 
gestellt sind, müssen zu kurz kommen und kommen zu kurz. 
Marx behandelt zwar die Ausbeutung der Arbeit, aber er gibt 
keine abgeschlossene Lehre von der Arbeit selbst. Auch die 
Maschinerie usw. wird nicht in ihrer Gliederung als Produk¬ 
tionsmittel mit möglichster Vollständigkeit dargestellt, sondern 
als Objekt der kapitalistischen Verwertung. Und beim Boden 
beginnt Marx von den rumänischen Bojaren zu erzählen, boden¬ 
technisch ein Nebenfall von tiefstehendem Raubbau, aber für 
ihn so wichtig, weil es die schrankenlose Ausnutzung der 
Herrengewalt über den Boden belegt. So fehlt im System des 
Marxismus die Ueberlegung, daß eine Gesellschaft, die ihre 
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Produktionsmittel vergesellschaften will, im Umkreis ihrer 
sicheren politischen Macht auf den einheitlichen Ausbau und die 
umfassende Vervollständigung ihrer Produktionsmittel Wert 
legen muß, und daß nichts den internationalen Aufbau einer 
weltumfassenden Wirtschaftsorganisation mehr erschweren 
muß, als das anarchische Durcheinander willkürlich verfilzter 
Handelsbeziehungen. Nach den Erfahrungen unserer Kriegs¬ 
wirtschaft sind solche Feststellungen einfach. Aber wieviel 
deutsche Marxisten gab es, die sich vor dem Kriege über die 
Zusammenordnung der Produktivkräfte im allgemeinen und die 
Produktivkräfte Deutschlands im besonderen irgendwie große 
Gedanken gemacht hätten? Obwohl es doch in einer Zukunfts¬ 
gesellschaft das geben muß, was wir jetzt Ueberschußkrise und 
Bedarfskrise nennen. Alles war Verwertungskapital, Ausbeu¬ 
tung und Mehrwert. Soweit die Praxis berührt wurde, blieb 
das ohne Zusammenhang mit dem Kern der marxistischen 
Theorie. Sie krankte in allen ihren Teilen an diesen Qrund- 
gebrechen. Eine nackte Verelendungstheorie wäre in ihrer 
handgreiflichen Unmöglichkeit nie aufgestellt worden, wenn 
man von vornherein beachtet hätte, wie das Verwertungs¬ 
streben des Kapitals alle Produktivkräfte treibhausartig ent¬ 
wickelt und dadurch die allgemeine Versorgung zum mindesten 
in den Zeiten der starken kapitalistischen Expansion wesentlich 
verbessern muß. Die Krisentheorie des Marxismus wäre nicht 
bei der unerklärlichen Vorstellung eines sich in seinem schrof¬ 
fen Wechsel von Hochkonjunktur und Wirtschaftselend ein¬ 
fach wiederholenden Zyklus geblieben, wenn man gesehen 
hätte, daß der Kapitalismus ein Wirtschaftssystem mit stärkster 
Entfaltung der Produktivkräfte ist, und daß nur dieser rasende 
Ausdehnungsdrang seiner sachlichen Mittel die gelegentlichen 
Uebereilungen und Rückschläge seines Wachstums aber auch 
den gleich mit stäihster Energie wieder einsetzenden Neuauf¬ 
stieg verständlich machen kann. Periodische Entwicklungs¬ 
beschwerden, aber keine pathologische Periodizität! 

Der Mechanismus und die Staatslosigkeit hängen nicht ganz 
so eng mit der negativen Theorie des Kapitals als Verwertungs¬ 
mittel zusammen, obwohl sie die erwünschte kalte Naturgesetz- 
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lichkeit einer solchen Theorie natürlich verstärken. Marx 
konnte sie aus Ricardo übernehmen, weil sie seinem verzwei¬ 
felten Bruch mit der idealistischen I^ilosophie und der Hegel- 
schen Staatslehre entsprachen. Sie waren ein Teil Materialis¬ 
mus. Als Marx mit dieser gewaltsamen Ableugnung der Qe- 
sittigkeit des Qesellschaftslebens und des Staates als des Or¬ 
gans für die bewußte Zusammenfassung seiner Kräfte, so wider¬ 
natürlich Sozialist werden wollte, wurde er Bourgeois. 

Der wirkliche Kapitalismus ist nur in einem Teil seines 
Marktlebens mechanistisch, aber gleichzeitig mitten in dem 
Qewoge des mechanistischen Spieles der Marktkräfte und der 
Preisbildung ein außerordentlich organisatorisches System. 
Organisatorisch in den Maschinen, die er verwendet! Organi¬ 
satorisch in der äußeren Auseinandergliederung, organisatorisch 
in der inneren Willensdurchdringung seiner Betriebe! Organi¬ 
satorisch in der Vereinigung seiner Geldmittel! Organisatorisch 
in der Zusammenfassung seiner Unternehmungen und seiner 
Arbeiterscharen! Der Ricardianismus mit seinen mechanischen 
Markttendenzen ist darum die schwerste Einseitigkeit in der 
Betrachtung der volkswirtschaftlichen Wirklichkeit. Höchstens 
die ausschließliche Versenkung in die Elementarp'hänomene der 
subjektiven Wertbildung ist noch einseitiger. Der Marxismus 
aber hat die ganze Einseitigkeit des Ricardianismus. Die 
l’heorie des „Kapitals“ weiß ganz außerordentlich wenig von 
der Organisation im Kapitalismus. Sie rechnet zwar mit der 
Akkumulation des Verwertungsmittels, aber nicht mit der Ent¬ 
faltung der kapitalistischen Organisationsformen, so wenig, wie 
mit der Expansion der Produktivkräfte. Der geistige Unter¬ 
schied von „Partei“ und „Gewerkschaft“ ist auch ein Unter¬ 
schied im innersten theoretischen Geist. Der dogmatische 
Marxismus denkt mechanistisch. Die Gewerkschaften ver¬ 
langen nach organisatorischem Denken. Wer darum die Ge¬ 
werkschaften vor bloßen „trade unionismen“ bewahren will, 
muß organisatorisch denken, um sie aus ihrem eigenen Geist 
heraus weiter zu bringen. 

Der wirkliche Kapitalismus lebt objektiv im Staate und ist als 
Erzeugnis der bloßen bürgerlichen Gesellschaft gar nicht zu 
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verstehen. Er ist geschichtlich durch den Wetteifer einer kon> 
kurrierenden Staatengesellschaft großgezfichtet. Auch nach¬ 
dem er sich durch den bürgerlichen Befreiungskampf von der 
ständigen Vormundschaft des Staates freigemacht hat, braucht 
er sicheres Recht und starken Schutz. Das Wachstum der 
Wirtschaftsgesellschaft, etwa im Westen der Vereinigten 
Staaten, ist darum gleichzeitig ein Prozeß der Staatenbildung. 
Der Staat grenzt sein Wirtschaftsleben ein, wenn nicht anders 
durch sein Recht und seine Institutionen. Er gestaltet das Geld¬ 
wesen und den Mittelpunkt der Bankverfassung. Er gibt durch 
seine staatliche Gliederung dem Verkehrswesen auch da eine 
entscheidende Richtung, wo er nicht selbst den ganzen Verkehr 
beherrscht. Alle Wirtschaftsinteressen müssen sich auf die 
Beeinflussung der staatlichen Gesetzgebung einstellen. Die 
X)rganisationen werden gesamtstaatliche oder nationale Orga¬ 
nisationen. Der Staat wird zum Abwehrmittel gegen innere 
Hemmungen und zum stützenden Rückhalt bei dem nach außen 
auf den Weltmarkt gerichteten Verwertungsstreben des heimi¬ 
schen Kapitals. Nichts selbstverständlicher bei dieser Inein¬ 
anderwirkung von Staat und Volkswirtschaft als die starke 
staatliche Zusammenfassung des wirtschaftlichen Machtstrebens 
im Imperialismus. Je stärker der Marxismus den Verwertungs¬ 
hunger des Kapitalismus sah, um so klarer mußte ihm sein, daß 
der Höhepunkt der „Anarchie“ der Produktivkräfte, die Schick¬ 
salswende in der weltgeschichtlichen Tragödie der maßlosen 
wirtschaftlichen Leidenschaft da liegen würde, wo der souveräne 
Selbständigkeitswille der Staaten durch die Expansion des 
Hochkapitalismus zur stärksten politischen Expansion fortge¬ 
rissen, das entscheidende Ringen um den Weltmarkt beginnt 
und nun in der Entwicklung des Wirtschaftskampfes die Stelle 
da ist, wo die Macht entscheiden muß, weil der ausgleichende 
Oberwille fehlt, der im Innern der Staaten noch vorhanden ist 
Erst diese Potenzierung des ungezügelten Machtwillens, 
Staatenkonkurrenz und Kapitalismus ergibt den Weltkrieg. Er 
ist der krönende Abschluß dieser Welt der Zügellosigkeit die 
Ueberttirmung ihrer Titanenkräfte und ihr furchtbarer Zu¬ 
sammenbruch. Der Kapitalismus allein ohne ein sich be- 
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kämpfendes, selbständiges Staatensystem vermag das nicht. 

Weil die kapitalistische Gesellschaft ihrer Grundlage nach 
eine lebenszähe und harte Gesellschaft ist, ist auch der kapita¬ 
listische Staat, wenn immer das Volksganze auf die Probe ge¬ 
stellt wird, ein zäher und harter Staat, um so zäher und härter, 
je lebenskräftiger und gesünder das Volk, das fhn trägt. In 
ihm lebt ein Geist der höchstgesteigerten Selbstbehauptung und 
des stärksten Willens zur Macht. Weil der Kapitalismus so 
gesund und lebenskräftig, so fortreißend hoffnungsfroh und so 
stürmisch erneuerungsfreudig war, ist damit zu rechnen, daß 
dieser sein innerer Geist die kapitalistischen Gesellschaften 
wieder in die Höhe reißt, wenn nach dem Kriege deutlich wird, 
was alles verloren ist. Dieser Aufstieg nach dem Kriege wird 
einen guten Teil seiner Energie aus der alten aufbauenden, 
meist bloß ausgleichenden Energie des Kapitalismus nehmen 
müssen, auch wenn er aus der höheren Reife des sozialistischen 
Geistes erfolgt. 

Gewiß untergräbt der Kapitalismus in unverantwortlicher 
Uebertreibung seines Verwertungsstrebens korruptiv die Stand¬ 
festigkeit des Staates, den er braucht, und will auch im Kriege 
vom Profit nicht lassen. Gewiß ist die Kraft und der innere 
Bau der einzelnen kapitalistischen Staaten sehr verschieden, 
und es ist danach verschieden, wie weit ein Staat die Fähigkeit 
hat, den organisatorischen Zusammenschluß der Wirtschafts¬ 
kräfte über den Kapitalismus hinaus zu steigern. 

Immer bleibt es der oberste Satz, daß der Kapitalismus aus 
einem starken Staatensystem herauswuchs und nach einer Zeit 
der vergleichsweisen Freiheit vom Staat aus inneren Gründen 
in einem System starker Staaten mit reißendem Machthunger 
ausgereift ist. Der Sozialismus muß so oder so aus dem Kon¬ 
kurrenzkampf dieses kapitalistischen Staatensystems geboren 
werden. Wer von nun an im Sozialismus Führer sein will, muß 
nicht nur organisatorisch denken können, er muß den Staat 
und die Staatengesellschaft als Wirklichkeit verstehen. 

Das „nationale System der politischen Oekonomie“ war 
gerade erschienen, als Marx seinen Uebergang zum Sozialismus 
vollzog. List ist kein platter Schutzzöllner, sondern er lebt 
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und webt in dem Traum einer organisatorischen Vollständigkeit 
der Wirtschaftskräfte, die bewußt zu schaffen und zu gestalten 
ist. Uns Heutigen ist es geläufig, daß der Neumerkantäismas 
in den Staatssozialismus hinüberführt, wenn er auch noch kein 
Sozialismus ist. Auch der Zollschutz ist doch nur ein erster 
einfacher Unterfall der bewußten Zusammenfügung der gesell¬ 
schaftlichen Produktivkräfte eines Volkes. Marx sieht das 
nicht. Für ihn ist Vergesellschaftung ein bloßes ganz abstrakt 
ausgeführtes Gegenstück zur privaten Verwertung, somit der 
positive Eingriff des höchst organisierten Qesellschaftswillens. 
Dabei ließ sich aus List der ganze geschichtliche Ablauf des 
Verhältnisses von Staat und Kapitalismus entnehmen: die alte 
Pflege der Wirtschaft durch den Staat, die vorübergehende 
Fiefreiung unter der gefährlichen Vorherrschaft englischer das 
Inselmonopol stützender Wirtschaftsideen, endlich die kom¬ 
mende Wiederannäherung mit dem inneren Qrundziel der be¬ 
wußten Beherrschung der Produktivkräfte. Der Sozialist konnte 
die über List hinausführende nationale Durchgangsstufe zum So¬ 
zialismus erkennen. Es ist aber eine Ironie der Geschichte, daß 
sogar der erste Nationalsozialismus mit dem Uebergang zum 
Freihandel geendet hat, obwohl doch für den Sozialismus der 
Wille zur bewußten Beherrschung der gesellschaftlichen Kräfte 
das wesentliche ist und es im besonderen Sinne der Sozial- 
Politik nur darauf ankommt, unerwünschte Nebenfolgen auf 
Profit und Konsum organisatorisch auszugleichen. So blind 
ist der Sozialismus vor seiner eigenen Wirklichkeit und vor 
der Wirklichkeit des Kapitalismus. 

Falsche Hypothesen können lange bestehen, wenn man nicht 
damit experimentiert. 

Der Marxismus hat zum Glück die Standfestigkeit des Kapi¬ 
talismus nicht auf die Probe der Revolution gestellt, aber die 
Geschichte hat unsere Staatengesellschaft unter die schwersten 
Bedingungen ihrer Widerstandsfähigkeit gebracht. Der Kapi¬ 
talismus hat diese Probe bestanden und sich dabei als ein 
Organisationssystem gezeigt, das in der Fortbildung zu einer 
höheren Zusammenfassung begriffen ist. Bei dieser Fortbildung 
ist es offenbar lebenswichtig, daß auch die Anpassungsfähigkeit 
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und Umstellbarkeit und die mächtige Schaffensenergie mög¬ 
lichst erhalten bleibt, die jetzt die Rettung gewesen ist. 

So steht die Wiriclichkeit des Kapitalismus in der Praxis, 

In der Theorie müssen wir zur Theorie von der gesellschaft¬ 
lichen Organisation, die Bau und Leben des ganzen Qesell- 
schaftskörpers darstellt und durch die Reihe der geschichtlichen 
Organisationsformen bis zu der Höhe durchverfolgt, wo der 
Sozialismus als die höchstmögliche bewußte Herrschaft des 
Menschen über sein eigenes Gesellschaftsieben, aus der Not 
der Staaten heraus seinen geschichtlichen Versuch einer letzten 
Steigerung der gesellschaftlichen Lebensordnung macht. Der 
Kapitalismus wird damit zu einer organisatorischen Durch¬ 
gangsstufe von merkwürdig vielgestaltigem und widerspruchs¬ 
vollem Entwicklungsleben und gleichzeitig zu einer besonderen 
konstruktiven Lösung der organisatorischen Qrundaufgabe, die 
ihre Fehler und ihre Vorzüge hat. Jeder Sozialismus bedeutet 
eine andere konstruktive Lösung mit anderen Fehlern und Vor¬ 
zügen. Hier und da hat die einseitige Position und die ein¬ 
seitige Negation aufzuhören. 

Die Organisationstheorie ist aber auch das glatte und klare 
Ende der einseitig ökonomischen Qesellschaftsbetrachtung. 
Wirtschaft und Staat, der ganze Umkreis der ineinander wir¬ 
kenden objektiven Qesellschaftseinrichtungen machen jeweils 
die gleichermaßen reale Gesamtorganisation der Gesellschaft 
aus. Wirtschaft ohne Staat, wie sie die rein ökonomische Theorie 
sehen möchte, ist ein schwammiges, lebensunfähiges Gewebe. 
Der Staatenbau und der Staatengegensatz geben ihr den 
Lebenshalt und bestimmen die Geschichte ebenso selbständig, 
wie die Wirtschaftsstruktur und der Klassengegensatz. 

Und nur aus dem Bau dieser gesellschaftlichen Gesamt¬ 
organisation, nicht aus dem Wirtschaftsleben allein, sind die 
zukunftsverlangenden Forderungen nach neuen Organisations¬ 
formen verständlich, soweit sie sich überhaupt aus äußeren 
Umständen erklären lassen, die in dem Wesensvorbild großer 
Ideen, wirkungskräftig und wirkliches Leben aufbauend wie 
das Licht, als Glutstrom des begeisterten Willens aus einer 
unfertigen Gegenwart heraus emporschlagen. 
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Halten wir uns also mit klarem wissenschaftlichen Bewußt- 
sein nicht an einzelne Lebenserscheinungen des Kapitalismus, 
um seine Wirklichkeit von heute schnell zu packen, sondern 
suchen wir nach einem System des geistigen Zusammenhangs, 
um ihn denken zu können, so muß der Marxismus sein Wirk¬ 
lichkeitsbild in entscheidenden Voraussetzungen von Grund aus 
ändern. Aber die Formel der Umbildung des Marxismus macht 
auch die Theorie des wirklichen Sozialismus möglich. Ueber- 
haupt! Vor allem, weil die ökonomische Theorie des Marxis¬ 
mus von vornherein auf die kapitalistische Gegenwart be¬ 
schränkt sein sollte und nun im entscheidenden Augenblick 
der Geschichte auch gegenüber dieser Gegenwart versagt hat, 
wird sie nicht die Theorie des Sozialismus bleiben können. 
Denn auch in der ökonomischen Theorie des Sozialismus muß 
doch die Möglichkeit der Zukunft sein. 

PAUL MÜLLER: 

Kriegsverluste und \Wederauf bau der 
deutschen Handelsmarine. 

I. 

W ANN und wo immer politisch und wirtschaftlich ernst zu neh> 
mende Schiffahrtskreise in Deuschland in Friedenszeiten zu 
den Folgen eines eventuell ausbrechenden Krieges in Wort und Schrift 
öffentlich Stellung nahmen, darüber waren sie sich ohne Unterschied 
ihrer wirtschaftlichen Stellung und politischen Richtung vollkommen 
klar, daß jeder Krieg, den Deutschland zu führen gezwungen sei, der 
deutschen Handelsmarine, also der deutschen Seeschiffahrt, enorme 
Verluste in finanzieller und sachlicher Hinsicht zufügen würde. Zu¬ 
mal dann, wenn England in den Kreis unserer Feinde treten würde, 
woran in den kritischen Juli-Augusttagen 1914 eigentlich für nieman¬ 
den hätten Zweifel bestehen sollen, der sich der Mühe unterzogen hatte, 
die im Laufe der Jahre sich immer schärfer herausbildenden und 
immer deutlicher hervortretenden unüberbrückbaren wirtschaftlichen 
Interessengegensätze zwischen Deutschland und England aufmerksam 
zu verfolgen und kritisch zu würdigen. Schier unerschöpflich ist das 
quellensichere Beweismaterial dafür, daß in England seit vielen Jahren 
in erster Linie der maritimen Entwicklung Deutschlands gegenüber 
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nicht nur keine Sympathie, sondern direkt Neid und Furcht zugleich 
ents:esengebracht wurde. 

England sah durch die deutsche Handelsmarine und ihren ständig 
steigenden Einfluß auf dem Weltmarkt und in der Weltschiffahrt 
seine maritime Vorherrschaft nicht nur bedroht, sondern in eiligem 
Tempo schwinden. Qrund genug fUr die dünkelhaften Reederei¬ 
gewaltigen in London, Liverpool, Cardiff, Glasgow, Hüll, Sunderland 
und Shields, schon vor dem Kriege ganz ungeniert die Hoffnung 
anszusprechen, daß sich sehr bald die Gelegenheit bieten möchte, 
die hart bedrängte britische Reederei von der ebenso erfolgreichen 
wie unbequemen, weil unüberwindlichen, Konkurrenz der deutschen 
Handelsflotte und Seeschiffahrt, sowohl im Fracht- wie namentlich 
im Passagierverkehr, entweder zu befreien oder sie doch wesentlich 
einzuschränken. 

Eine günstigere Gelegenheit, wie der Im August 1914 ausgebrochene 
Krieg, konnte sich England niemals bieten, um dieses sein vornehm¬ 
stes Ziel zu erreichen. Es waren einflußreiche Kreise und Blätter 
in England, die seit dem ersten Kriegstage mit brutaler Ehrlichkeit 
dieses Ziel als das höchste und vornehmste Ziel Englands vor aller 
Oeffentlichkeit propagierten. Und die ganze Führung des Krieges 
als See-, Handels- und Wirtschaftskrieg gegen Deutschland, seine 
Industrie, seinen Handel, und namentlich gegen seine Seeschiffahrt, 
war auf die Erreichung dieses vornehmsten englischen Kriegszieles 
eingestellt. 

Unter Nichtachtung der Haager Konvention (1907) und der Lon¬ 
doner Deklaration (1909), unter Nichtachtung der fundamentalsten 
völkerrechtlichen Bestimmungen, hat England sich und seinen Ver¬ 
bündeten die Möglichkeit geschaffen, nicht nur die Vernichtung deut¬ 
scher Schiffe, sondern den Raub an deutschen Schiffen selbst auszu- 
ffihren oder von „Neutralen" ausführen zu lassen. 

Und gestehen wir es ruhig ein: die Kriegsverluste der deutschen 
Handelsflotte in leder Form sind enorm, sowohl an vernichteten als 
auch an aufgebrachten und beschlagnahmten Schiffen und Reederei¬ 
werten. Und mit jedem weiteren Staate, den in den Krieg gegen 
Deutschland zu treiben es England oder Amerika gelingt, schwellen 
die Kriegsverlustziffern der deutschen Handelsmarine weiter an. 

Trotz alledem: Englands Hauptkriegsziel darf und wird nicht er¬ 
reicht werdenI Trotz Krieg, Vernichtung und Raub deutscher Schiffs¬ 
tonnage muß der Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte sofort 
nicht nur theoretisch erörtert und erwogen, sondern praktisch in An¬ 
griff genommen werden. Nicht etwa nur England zum Trotz. 0 nein. 
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hier handelt es sich meiner Auffassung nach um eine deutsche Volks¬ 
sache. Der Wiederaufbau der stark dezimierten resp. äußerst ge¬ 
schwächten deutschen Handelsflotte ist eine Frage der deutschen 
Volkswirtschaft. Von ihrer Lösung hängen eine ganze Reihe Lebens¬ 
möglichkeiten, nicht der 200 000 bis 250 000 interessierten Seeleute, 
Hafenarbeiter aller Gruppen und Angestellten, sondern der deutschen 
Industrie und des Handels nach dem Kriege ab, und deshalb handelt 
es sich hier um eine Frage, die das Reich, d. h. das gesamte Volk 
ohne Unterschied der Klasse, der politischen Richtung und sozial¬ 
wirtschaftlichen Stellung des einzelnen Staatsbürgers angeht Hier 
können und müssen wir Deutschen lernen von dem letzten und ein¬ 
fachsten Engländer, der auf jeden Fall den lebhaftesten Anteil an 
dem Wohlergehen der britischen Handelsmarine nimmt 

Es ist richtig, daß auch die deutsche Industrie, der deutsche Handel 
und das deutsche Gewerbe dem Kriege ihren Tribut haben leisten, 
d. h. erhebliche Opfer bringen müssen; aber nicht im entferntesten 
im gleichen Umfange wie die deutsche Seeschiffahrt Nichts erklär¬ 
licher als das, bei der exponierten Stellung der deutschen Handels¬ 
flotte und Seeschiffahrt in einem Weltkriege, in dem die bedeutend¬ 
sten maritimen Staaten der Welt neben England und seinen Kolonien 
gegen E)eutschland stehen. Ich darf auch darauf hinweisen, daß der 
Umstand, daß bei Ausbruch des Krieges sich zwei Drittel der deut¬ 
schen Schiffe im Ausland oder auf hoher See befanden, alle jene 
Lügen straft, die die mehr als vage Behauptung aufstellen: Deutsch¬ 
land hätte diesen Krieg von langer Hand vorbereitet; wäre dem so. 
dann hätten die deutschen Schiffe sicher rechtzeitig vor Ausbruch 
des Krieges Order erhalten, sich in Ballast oder mit Fracht in den 
Heimathafen zu begeben, statt sich auf See oder in ausländischen 
Häfen von unseren Feinden vernichten, aufbringen oder rauben zu 
lassen. Kommen noch die Verluste der deutschen Handelsflotte hinzu, 
die sie in europäischen Gewässern im militärischen Interesse erlitt, 
soweit deutsche Schiffe in Diensten der Marine oder der Kriegswirt¬ 
schaft standen. Auch diese Verluste sind nicht gering. 

Also darf ich ohne Uebertreibung sagen, daß die deutsche Handels¬ 
flotte den größten Kriegsgefahren ausgesetzt war und ist, und dem¬ 
gemäß die denkbar schwersten Verluste erlitt und erleiden muß. 

Es genügt nun meiner Auffassung nach nicht, daß diese Tatsache 
unser aller Mitgefühl und Bedauern auslöst; hier ist das Volk und 
seine Vertretung zu Taten verpflichtet. Die Bedeutung der deutsctien 
Handelsflotte für die deutsche Volkswirtschaft und die Weltwirt¬ 
schaft erhellt aus ihrer Entwicklung und ihrem Stande vor dem 
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Kriege. Am 1. Januar 1871 bestand die deutsche Handelsflotte aus 
4519 Seeschiffen mit einem Nettoraumgehalt von 982 355 Register¬ 
tonnen und einer Besatzung von 39 475 Mann, am 1. Januar 1914 aus 
4935 Seeschiffen mit 3320071 Tontien und 83898 Mann, wobei Schiffe 
mit einem Bruttoraumgehalt von nicht mehr als 17,65 Registertonnen 
(50 Kubikmeter) nicht gerechnet sind, ln diesen 43 Friedensjahren 
hat also der Nettoraumgehalt um 238 Proz. zugenommen. Weit mehr 
noch ist die Leistungsfähigkeit gestiegen, da an die Stelle des 1871 
vorherrschenden Segelbetriebes der Dampfbetrieb getreten ist, und 
die Dampfertonne nach allgemeiner Annahme hinsichtlich der Lei¬ 
stungsfähigkeit mindestens dreimal so hoch zu bewerten ist wie die 
Seglertonne. Im Jahre 1871 kamen 900 361 Netto-Registertonnen auf 
Segel- und 81994 auf Dampfschiffe, 1914 487 759 auf Segel- und 
2832312 auf Dampfschiffe; wird zu den Seglertonnen die dreifache 
Zahl der Dampfertonnen gerechnet, so ergeben sich für 1871 1 146 343, 
für 1914 8 984 695 Einheiten. Somit kann für 1914 die achtfache Lei¬ 
stungsfähigkeit angenommen werden wie für 1871. 

Der Nettoraumgehait der deutschen Handelsflotte hat seit 1871 von 
Jahrzehnt zu Jahrzehnt um 20, 21, 35 und 50 Proz. und von 1911 
bis 1914 um 14 Proz. zugenommen; die Leistungsfähigkeit ist um 
41, 79, 61, 66 und 17 Proz. gewachsen. Im Durchschnitt hatte ein 
Schiff am 1. Januar 1871 217 Nettoregistertonnen, zu den folgenden 
Zeitpunkten 254, 392, 500, 621, 673 Tonnen, und zwar waren die 
Segelschiffe von 206 auf 227, 257, 238, 188 und 176, die Dampfschiffe 
von 558 auf 521, 808, 970, 1215 und 1305 Registertonnen im Durch¬ 
schnitt gekommen. 

Eine Handelsflotte, die eine solch glänzende, unvergleichliche Ent¬ 
wicklung genommen hat, muB selbstverständlich das nationale Wirt¬ 
schaftsleben stark beeinflussen und begünstigen; bei ihr sind auch 
die Voraussetzungen erfüllt, sich eine führende Position auf dem 
Weltmarkt zu sichern. Beide Bedingungen hat die deutsche See¬ 
schiffahrt bis zum Ausbruch des Weltkrieges erfüllt. Der Krieg selbst 
hat dann der weiteren Entwicklung der deutschen Handelsflotte und 
Seeschiffahrt ein ebenso jähes wie folgenschweres Ende bereitet. 
Für den Moment ist Englands Ziel, wenn auch nicht vollkommen, so 
doch größtenteils erreicht. 

Vergegenwärtigen wir uns zunächst einmal ziffernmäBig die enor¬ 
men Kriegsverluste der deutschen Handelsflotte: der Krieg hat der 
deutschen Handelsflotte einen .direkten und indirekten Verlust von 
800 Schiffen mit zirka 2900000 Brutto-Registertonnen zugefügt, das 
ist bei 5 459296 Brutto-Registertonnen deutschen Schiffsraumgehalts 
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am 1. Januar 1914 ein Schiffsraumverlust von mehr als 50 Proz. 
Am schwersten sind die deutschen QroBreedereien, also die trans- 
atianischen Linien, an erster Stelle Hambursr-Amerika-Linie und Nord¬ 
deutscher Lloyd betroffen, die ihren Flottenbestand um 33% bis 
40 Proz. ein^ebUBt haben dürften. 

Es sind Milliardenwerte, die die deutsche Handelsmarine dem 
Kriege hat opfern müssen, wobei ich auBer Betracht lasse, daB das 
deutsche Reedereikapital Ja nicht nur die enormen Schiffs- und 
Schiffsraumverluste, sondern auch noch respektable Frachtverluste zu 
ertragen hat. Ein Verlust, der Millionen umfaBt. Hinzu kommen die 
laufenden, nicht unwesentlichen Betriebskosten der durch den Krieg 
auBer Betrieb gestellten deutschen Schiffe im Auslande. 

Nicht minder sind die Verluste, die der Krieg den deutschen See¬ 
leuten zugefügt hat Sei es, daB sie ihre Einbußen auf vernichteten, 
aufgebrachten, beschlagnahmten oder internierten Schiffen erlitten. 
Ihre Verluste an Effekten, Heuern, Heuerguthaben, reduzierten Heuern 
dürften sich gleichfalls auf 4—5 Millionen Mark beziffern. Gleichwie 
die deutschen Schiffe selbst, waren auch die deutschen Seeleute 
schütz- und wehrlos den Kriegsgefahren und -folgen ausgeliefert 
und in nicht wenigen Fällen haben es militärische Interessen geboten, 
die Kriegsverluste für Reederei und Mannschaften noch absichtlich 
zu erhöhen, d. h. eigenhändig herbeizuführen. Ich darf nur an die 
vielen Fälle erinnern, wo deutsche Schiffe vor ihrer Beschlagnahme 
oder Internierung auf Befehl gewaltsam „verstümmelt**, also ge¬ 
brauchsunfähig gemacht werden mußten, um sie den feindlichen 
Diensten zu entziehen. 

Nach alledem besteht für mich kein Zweifel darüber, daß sowohl 
die durch die Kriegsverluste hart betroffenen Reedereien, als auch 
die Mannschaften einen wohlbegründeten Anspruch auf eine ent¬ 
sprechende Entschädigung für ihre Kriegsverluste aus Reichsmitteln 
haben. 

Uebrigens stellt dieser Anspruch der deutschen Seeschiffahrt kein 
Novum dar. Ich darf daran erinnern, daß für die seinerzeit durch 
die Feinde im Osten und Westen besetzten deutschen Gebiete die 
Frage der Entschädigung bzw. Beihilfe bereits ihre reichsgesetzliche 
Regelung gefunden hat, und zwar in durchaus liberaler Weise. Ich 
darf auch darauf hin weisen, daß für industrielle Interessenten, die* 
durch Kriegsverluste betroffen sind, Reichsmittel ausgeworfen wor¬ 
den sind. Und für die durch die Kriege 1864 und 1870/71 in Mit¬ 
leidenschaft gezogene deutsche Seeschiffahrt wurde z. B. am 14. Juni 
1871 ein Sondergesetz zur Entschädigung für Kriegsverluste der 
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Reedereien und Mannschaften geschaffen. Was den deutschen Ree¬ 
dern und Seeleuten damals recht war, muß ihnen unter heutigen 
Verhältnissen in erhöhtem Maße billig sein, denn erstens sind die Ver¬ 
luste, die sie in diesem Kriege erlitten haben, ungleich größer als im 
deutsch-dänischen und im deutsch-französischen Kriege, und zweitens 
ist der Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte heute eine ent¬ 
schieden größere volkswirtschaftliche Notwendigkeit als nach den 
Kriegen 1864 und 1870/71, was sich schon aus der Größe und Be¬ 
deutung der deutschen Handelsschiffahrt, der Weltschiffahrt und des 
Weltverkehrs damals und heute ergibt. 

In deutschen Häfen verkehrten 1913 ein- und auslaufend 233 341 
Seeschiffe mit 69 713 383 Registertonnen, gegen 182 339 Schiffe mit 
55 720321 Registertonnen im Jahre 1910. 

Während 1910 insgesamt 276 027 Auswanderer (aller Nationen) 
Ober Hamburg und Bremen verkehrten, stellt die Statistik für 1913 
insgesamt 432297 fest. 

Eine glänzende Entwicklung weist der deutsche Welthandel auf. 
Der Qesamtaußenhandel Deutschlands betrug: 


Jahr 


1887 

1912 

Zunahme 


in Millionen Mark 
Einfuhr Ausfuhr 


3 109,0 3 196,9 

10 691,4 8 956,8 

243,9 Proz. 185,5 Proz. 


Qesamthandel 
6 245,9 
19648,2 
214,6 Proz. 


Kann also ßber ein Anrecht und die Notwendigkeit einer Kriegs- 
verlustentschädigung an die deutsche Seeschiffahrt als Beihilfe zum 
Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte und der Wiederaufnahme 
des seemännischen Berufes ein berechtigter Zweifel kaum bestehen, 
so wäre nur noch die Art, Form und der Umfang der zu leistenden 
Entschädigung bzw. Beihilfe an Reeder und Seeleute zu prüfen. Die 
Entschädigung bzw. Beihilfe ist meines Erachtens aus Reichsmitteln 
nach reichsgesetzlichen Regeln als einmalige Zuwendung zu leisten, 
kann und darf also als Subvention der deutschen Reederei, im her¬ 
gebrachten Sinne, nicht angesprochen werden. 

Ihr Umfang und ihre Höhe hängt selbstverständlich von der Größe 
der festgestellten Verluste und Einbußen ab. Diese Feststellungen 
zu machen, darf nicht in das ausschließliche Belieben der benach¬ 
teiligten Interessenten gestellt werden. Hier muß sich das Reich 
in hinreichendem Maße das Recht der Teilnahme an den Feststellun¬ 
gen und ihrer schärfsten Nachkontrolle sichern, schon um die zu 
stellenden Anforderungen in den erforderlichen Grenzen zu halten. 
Was mir bisher an festgestellten Verlusten, erlittenen Einbußen und 
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zu erhebenden Entsdiädigungsansprfichen ziffernmäßig zu Gesicht 
gekommen ist, läßt erkennen, wie notwendig eine scharfe Nach¬ 
kontrolle des Reiches ist. Verkennen wir nicht, daß es sich hier nicht 
um ein Objekt von Hunderten, Tausenden, Hunderttausenden, son¬ 
dern mindestens um ein Objekt von 1 bis 1% Milliarden Mark handelt, 
die aus Reichsmitteln — wenn auch im national-wirtschaftlichen 
Interesse — einem einzelnen Gewerbe zufließen sollen. 

Zu prüfen ist ferner, ob der den Reedern und Seeleuten durch den 
Krieg entstandene Verlust voll oder nur teilweise entschädigt werden 
soll? Und ferner die Frage, wann und an wen die zu leistende Ent¬ 
schädigung zu erfolgen hat? Und woher die Mittel zur Entschädi¬ 
gung genommen werden sollen? 

Der Zweck der zu leistenden Entschädigung an Reeder und See¬ 
leute soll sein, die Möglichkeit für den Wiederaufbau der deutschen 
Seeschiffahrt in ihrer früheren Größe und Bedeutung zu schaffen. 
Nicht im ausschließlichen Interesse der deutschen Reeder, sondern 
weil eine allgemeine Mobilmachung der deutschen Handelsschiffahrt 
im national-wirtschaftlichen Interesse liegt. Die deutschen Reeder 
und Seeleute sind aber durch die enormen Kriegsverluste finanziell 
so geschwächt, daß sie diese allgemeine Mobilmachung nach dem 
Kriege aus eigener Kraft unmöglich durchführen können, weshalb ich 
den vollen Ersatz ihrer Kriegsverluste für geboten halte. Uebrigens 
ein Grundsatz, der auch in analogen Fällen Anwendung findet und 
auch nach dem deutsch-französischen Kriege 1870/71 Anwendung fand. 


Dr. J. BROH: 

Der Kampf der Demokratien gegen 

Deutschland. 

D er Weltkrieg hat nicht etwa nur die Blüte der Kulturmenschheit 
verstümmelt und vernichtet — auch die herrlichsten Ideale, die 
diese Menschheit gezeugt hatte, liegen zerschlagen. Die messianische 
Verkündung Marxens von der Vereinigung aller Proletarier, die freilich 
auf den internationalen Kongressen auch nur in purpurnen Worten 
betätigt wurde, verkriecht sich jetzt selbst auf den Lippen der Dogmen¬ 
gläubigen. Und die einst so siegesfrohe Internationale humpelt, auf 
Krücken nach Stockholm. Die vertikalen Linien, die die Völker von¬ 
einander scheiden, haben sich einschneidender erwiesen als die 
horizontalen, die sich aus der Schichtung der verschiedenen Klassen 
innerhalb der Volksgemeinschaft ergeben. Nur ideologisch betrachtet. 
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haben alle Arbeiter der Welt — ebenso wie alle Kapitalisten — gemein¬ 
same Interessen, was aber an der unlösbaren wirtschaftlichen Ver¬ 
bindung ihrer Interessen mit denen ihres Staates nichts ändern kann. 
Ginge der sinnlose Kampf, den das Eisen gegen Menschenleiber und 
Menschenwohnungen führt, auf deutschem Boden vor sich, lägen 
englische, französische, asiatische Proletarier als Garnisonen in 
deutschen Städten, müßten die deutschen Arbeiter für sie und für die 
Kriegskontributionen fronden — so würden selbst die Spartakusse 
sich nicht mehr solidarisch fühlen mit den Arbeitern der feindlichen 
Staaten. Sie fühlen sich ja nicht einmal mehr solidarisch mit der 
Mehrheit ihrer werktätigen Genossen im eigenen Lande! 

Hat aber nicht der Krieg ein neues Ideal geschaffen; die internatio¬ 
nale Gemeinschaft der Demokratien, die im Kampfe stehen mit der 
deutschen Autokratie, dem deutschen Militarismus? Man weiß nun 
zwar, daß dies jüngste Ideal der Entente und Wilsons überhaupt erst 
nach dem Sturz ihres bisherigen Verbündeten, des Zaren, geboren ist. 
Immerhin, der Zarismus mochte vielleicht nur notgedrungen in Kauf 
genommen sein. Auf jeden Fall aber übt dies demokratische Ideal 
eine mächtige Wirkung aus, zumal auf die Sozialdemokraten der 
feindlichen und der neutralen Länder. 

Indessen, hatten die alten Ideale wenigstens einmal gelebt — dies 
ist von vornherein ein Phantom. Man erwäge vor allem eins: in 
keinem Staate Europas und Amerikas hat der Sozialismus sich derart 
entwickelt wie im kaiserlichen Deutschen Reich. Hier ist er eine 
Macht geworden, die schon jetzt die des Kapitalismus erschüttert hat. 
Ich spreche weniger von der politischen Macht. IMe sozialdemokra¬ 
tische Partei hatte leider, dank einer völlig unpolitischen Romantik, 
indem sie von der unumschränkten Macht im Jenseits des Zukunfts¬ 
staates träumte, hier im Dienste des Qegenwartsstaates zu lange den 
Willen zur Ohnmacht gezeigt, anstatt selbst kräftig die Hand mit an 
das Staatsruder zu legen. Sie hatte den Feudalen und Bureaukraten 
allein die Verwaltung des Staates, vor allem auch in der äußeren 
Politik überlassen, um jetzt im Weltkrieg millionenfache Bhitopfer für 
diesen Entsagungswillen zu bringen. Aber wirtschaftlich hat die Idee 
des Sozialismus in Deutschland ein für allemal gesiegt. Der Kapitalis¬ 
mus muß in jedem Falte sich nach dieser geistigen und wirtschaft¬ 
lichen Macht orientieren. Nirgends in der Welt sind alle Kreise, sei 
es in Anhängerschaft oder in Gegnerschaft, derart vom Sozialismus 
beeinflußt, wie in Deutschland. Nirgends ist die Arbeiterschaft derart 
organisiert, nirgends werden so große, umfangreiche und gewichtige 
soziaie Lasten dem Staate und dem Kapitalismus abgenötigt, wie hier. 
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Nirgends hat auch der Staatssozialismus so ungeheure Gebiete der 
Volkswirtschaft, und zwar zweifelsohne nicht nur vorübergehend, 
ergriffen. Berücksichtigt man hierzu, daß jetzt endlich die Sozial* 
demokratie sich anschickt, auch die politische Macht im steigenden 
Maße, in der inneren wie in der äußeren Politik, zu erobern, eine 
Macht, die naturgemäß infolge der politischen Erziehung durch den 
Krieg noch weiter anschwellen muß, so ist es klar, daß Deutschland 
in dem Aufstieg zum sozialen Staat sämtliche anderen Staaten in 
weitem Abstande hinter sich läßt 

Infolge der Revolution ist jetzt Rußland nahe hinter Deutschland 
gerückt. Selbstverständlich sind in diesem wirtschaftlich noch nicht 
vollentwickelten Lande weder die Grundlagen der sozialen Organi¬ 
sation mit den deutschen zu vergleichen, noch die soziale Bildung 
der großen Masse. Aber der eingeborene ursoziale Sinn des russi¬ 
schen Volkes ist wohl imstande, diese Lücken auszufüllen. 

Ein klaffender Spalt trennt dagegen, vom sozialistischen Stand¬ 
punkt betrachtet, Deutschland von den Weststaaten. Nicht der Mili¬ 
tarismus ist es, der den Unterschied ausmacht. Der französische 
Militarismus unterscheidet sich in keinem wesentlichen Punkte von 
dem deutschen. Der Dreyfus-Prozeß ließ an ihm sogar noch schärfere 
Konturen erkennen. In Italien dasselbe Bild; England, das nur infolge 
seiner insularen Lage bisher durch Söldner und durch andere Nationen 
seine Kriege führen konnte, ist jetzt gleichfalls in vollem Ausmaß 
militarisiert. Die Vereinigten Staaten von Amerika unter Führung 
des Friedenspropheten Wilson befinden sich auf dem Wege zum 
Militarismus. Sie sind hierzu gezwungen nicht nur durch ihr Bündnis 
mit England, sondern ebenso durch die Furcht vor Japan. Von Japan 
selbst, diesem besonders militaristischen Staat, ganz zu schweigen. 

Der Unterschied ist ein ganz anderer: Die scheinbaren Demokratien 
sind in Wirklichkeit Piutokratien. Ihre freiheitlichen politischen 
Staatsformen sind nur die äußere ornamentale Fassade für ein extrem 
kapitalistisches Wirtschaftssystem. England ist — wenn es auch 
ausnahmsweise prächtige Exemplare der menschlichen Gattung auf¬ 
weist — infolge jahrhundertalter Entwicklung und Tradition das ge¬ 
lobte Land des gewalttätigen Kapitalismus. Selbst seine Arbeiter¬ 
schaft ist von dem gleichen hochmütigen, nach Ueberordnung streben¬ 
den Kastengeist beseelt Sie ist gewerkschaftlich, aber nicht in 
höherem Sinne sozialistisch orientiert Vergebens wird man bei ihr 
den wahrhaft sozialen oder gar den leidenschaftlichen Drang für das 
Heraufheben der tieferstehenden Brüder zum Lichte suchen, wie er 
seit Lassalle, Marx, Bebel die deutschen Sozialisten erfüllt und ebenso 
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den russischen eisen ist Die British Sooialist Party und die Indepen* 
dent Labour Party stellen ziffernmäBis unbedeutende Gruppen dar. 
Die von der englischen Plutokratie getriebene unerhörte Gewalt¬ 
politik, die den mächtigsten, den ganzen Erdball umspannenden 
Imperialismus geschaffen hat, hat denn auch bis jetzt die Unter¬ 
stützung der englischen Arbeiterschaft gefunden. Und dies, obwohl 
die Folgen eines fast schrankenlosen Kapitalismus: üppigste Lebens¬ 
haltung der Plutokraten, grenzenloses Eiend vieler Proletarier, noch 
fast ebenso wie zu Marx’ Zeit, zur Zeit des wildesten Manchestertums 
bestehen. Noch vor wenigen Jahren mußte der Verfasser in einer 
Straße nahe den Uotelpalästen der Londoner City und nahe der welt- 
beherrschenden Börse umkehren, weil er schon physisch die ebenso 
Jammer- wie ekelhafte Atmosphäre des Elends nicht ertragen konnte. 

Mit diesem Kapitalismus Englands ist der des anderen angelsäch¬ 
sischen Weltreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, aufs engste 
verschwistert. Es ist das gleiche, nur noch groteskere Bild. Eine 
Anzahl Milliardäre, untereinander und mit der englischen Pluto- und 
Aristokratie versippt, hält die Herrschaft in stählernen Händen. In 
der Person des durch ihre Geldmacht gewählten Präsidenten enga¬ 
gieren sie sich den talentvollen Prokuristen, um so befähigter, je 
idealistischer er zu lispeln und die Nacktheit ihres Gottes Dollar zu 
dekorieren versteht Nirgends wird die kapitalistische Macht gegen« 
über der Arbeiterschaft brutaler gehandhabt, nirgends ist diese schwächer 
organisiert nirgends ist die Sicherung des Proletariats durch soziale 
Gesetzgebung eine geringere, als in den Vereinigten Staaten. 

Ein ähnliches Bild bietet die vom Bankier beherrschte französische 
Republik. Die gewerkschaftliche und sozialdemokratische Organi¬ 
sation der Arbeiterschaft reicht auch nicht entfernt an die deutschen 
Millionenzahlen heran. Sie ist daher zur gleichen Machtlosigkeit 
verurteilt wie die ebenso gering organisierte italienische Arbeiter¬ 
schaft. Die Mehrheit der sozialistischen Partei in Frankreich segelte 
bisher vollkommen im Schlepptau der Entente. Das rein politisch- 
annexionistische, völlig unsozialistische Ziel der Eroberung Elsaß- 
Lothringens, eines im wesentlichen deutschen Landes, steht auch auf 
ihrem Programm. Ihre Führer, die noch vor kurzem gerufen haben: 
„Es lebe der Zar!*', arbeiten auch jetzt fieberhaft durchaus in der¬ 
selben Richtung: zu verhindern, daß die sozialistische Richtung in 
Rußland Ober die kapitalistische Miljukows siege! 

So sehen wir die beiden Welten gegeneinander kämpfen, nicht die 
demokratische gegen die militaristische, sondern die kapitalistische 
unter Führung Englands und Amerikas gegen die sozialistische unter 
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PfihrunK Deutschlands. Dieser wahre OeKensatz offenbart sich anch 
liurchsichtie darin — und dies ist zugleich der schlagendste Beweis —. 
daß die erstere an der Fortsetzung des Weltkrieges interessiert ist, 
die letzere dagegen am Frieden! 

Einen Einwand höre ich freilich: Arbeiten nicht auch in Deutsch¬ 
land die plutokratischen Kreise, die Großagrarier und die Schwer¬ 
industriellen, aufs betriebsamste gegen einen nahen Frieden und 
stellen sie nicht Bedingungen auf, die selbst nach weiteren drei Jahren 
nicht durchgesetzt werden könnten und die Ententevölker immer fester 
zusammenschweißen? Sind diese Kreise nicht von denselben Ideen 
beherrscht wie der englische Imperialismus: gewaltsame Unter¬ 
drückung und Ausbeutung der anderen Völker und Annektierung ihrer 
Länder, soweit die augenblickliche Macht nur reicht? Allerdings! 
Aber diese Kreise, die ich die Deutsch-Engländer nennen möchte, 
bilden in Deutschland die Minderheit, während die für die Kriegs¬ 
fortsetzung arbeitenden Kreise in den westlichen Demokratien alle 
Volksklassen bis hinunter zu den Sozialisten umfassen. Daß die 
Plutokratie auch in Deutschland ein ideologisches Gefolge findet und 
mit Hilfe der ihr dienenden Intelligenz dies Gefolge weiter hinter sich 
herzieht, ist ziemlich belanglos. Diese Mitläufer sind nicht, wie die 
Plutokraten selbst, durch ihr Interesse an den Krieg geknüpft. 

Gerade weil Rußland und Deutschland erst um vieles später als die 
Weststaaten zur Begründung einer demokratischen Verfassung ge¬ 
langen, sind sie eher als jene geeignet, wirkliche Demokratien zu 
begründen. Wo bereits dauernd die scheinbar freie demokratische 
Verfassung nur von der Plutokratie ausgefüllt und als Instrument be¬ 
nutzt worden ist, da ist es weit schwieriger, Aenderungen im Wesen 
der Demokratien herbeizufUhren. Ganz anders in Deutschland. Hier 
hat bisher noch keine demokratische Verfassung die Augen der 
großen Massen zu blenden vermocht; hier besteht in voller Deutlich¬ 
keit unverwischt der Zusammenhang zwischen den autokratischen 
und plutokratischen Elementen; hier verbirgt sich deren Herrschaft 
nicht, wie in England, Amerika, Frankreich, unter großen freiheit¬ 
lichen Allüren. Daher ist in Deutschland, ebenso wie wir es jetzt 
in Rußland sich gestalten sehen, die Möglichkeit gegeben, mit der 
Beseitigung der autokratischen Reste der Staatsiorm auch zugleich 
die Macht der plutokratischen Elemente zu brechen und anstatt wie 
im Westen den kapitalistischen Ideen, den Ideen des Sozialismus ein 
demokratisches Gehäuse zu geben. 

Aus diesem Gesichtspunkt ist es auch im Grunde gleichgültig, ob 
die auto- und plutokratischen Kreise in Deutschland dem Verlangen 
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des Volkes entseKenkommen oder ob sie mit aller Kraft sich da8:es:en 
wehren. Ersteres würde unter Umständen die Gefahr heraufbeschwS- 
ren, daB die Zustände den weststaatlichen ähnlich würden! Wer aber 
die Begründung einer wirklichen Etemokratie in Deutschland erhofft, 
mufi beinahe wünschen, daß sie erst nach Beendigung des Weltkriegs 
in hartem Kampf erobert wird, wie er gegenwärtig während des An¬ 
dringens der äuBeren Feinde nicht geführt werden kann. In diesem 
Kampf muB der Sieg früher oder später den Volksmassen zufallen, 
wenn sie mit dem durch den Weltkrieg geweckten leidenschaftlichen 
Interesse am Staate sich in den Kampf stürzen. Sie haben nicht um¬ 
sonst Jahre hindurch gelernt, um des Vaterlandes willen im Trommel¬ 
feuer zu stehen und zu hungern! 

Auf dem Siege und dem Zusammenschluß der beiden Vormächte 
des Sozialismus, der russischen und der werdenden deutschen Demo¬ 
kratie, ruht die glückhafte Zukunft der mittel- und osteuropäischen 
Staaten, vor allem die Sicherung ihrer gefährdetsten Grenzen und die 
Lösung der schwierigsten europäischen, nämlich der polnischen 
Frage. Natürlich läßt sich nicht Voraussagen, wie sich in naher Zu¬ 
kunft die Dinge entwickeln werden, ob ^Rußland noch weiterhin mit 
goldenen Ketten an den Wagen des englischen Imperialismus ge¬ 
schmiedet bleiben oder sich losreißen wird, ob nicht dann doch der 
letzt von ihm verpönte Sonderfriede oder ein — vielleicht unaus¬ 
gesprochener — Waffenstillstand die Folge ist: aber das Ziel ist für 
beide Demokratien gegeben. Dagegen nicht für unsere plutokratischen 
und feudalen Elemente, die infolge unserer Fahrlässigkeit die Außen¬ 
politik bisher allein betrieben haben und die infolge der Beschränktheit 
ihrer veralteten Weltanschauung von vornherein unfähig sind, sich 
in das Denken und Fühlen anderer Kreise und anderer Nationen 
hineinzufinden, die daher weder im Westen noch in Rußland politi¬ 
schen Kredit haben. Obwohl ihre Politik Jämmerlichen Schifftruch 
gelitten und die Vereinsamung Deutschlands herbeigeführt hat, arbei¬ 
ten sie auch jetzt noch in der Richtung, unsere Ostgrenze dauernd 
zu gefährden und uns ebenso im Osten wie im Westen wirtschaftlich 
abzuschließen. 

Selbst beim intimsten Zusammenschluß Deutschlands und Rußlands 
bliebe freilich die natürliche Gegnerschaft des englischen Imperialis¬ 
mus eine ständige Gefahr, mehr wirtschaftlich als militärisch. Ob¬ 
schon der vom englischen Kapitalismus betriebene allgemeine Wirt¬ 
schaftskrieg gegen Deutschland wohl eine Utopie sein dürfte, so ist 
doch damit zu rechnen, daß zukünftig die Staaten ihre, wirtschaft¬ 
lichen Bündnisse genau so technisch vervollkommnen wie ihre milt- 
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tärischen. Die Zentralmfichte konnten allenfalls Handelsverträge er> 
zwingen mit der unter dem angelsächsischen Imperium stehenden 
Hälfte der Welt, aber nicht auch Handelsverkehr. Für die Ver¬ 
kümmerung ihrer westlichen Handelsbeziehungen müssen sie Ersatz 
suchen in der Mitbeteiligung an der Kolonisation des europäischen 
und asiatischen Rußlands sowie in der Schaffung eines großen mittel¬ 
afrikanischen Kolonialreichs, das wir nicht nur wegen der Rohstoffe 
und unserer Industrieerzeugnisse, sondern auch zur Unterbringung 
unseres Bevölkerungsüberschusses brauchen. (Die Gründe gegen die 
Kolonialpolitik fallen fort, sobald auch diese demokratisiert und auf 
die Kultur des wertvollsten Kolonialproduktes, des Menschenmaterials, 
erstreckt wird.) 

Wäre es nun aber in diesem Ringen zweier Welten nicht er¬ 
strebenswert, daß die Vormacht des Imperialismus und Kapitalismus 
völlig besiegt wird — eine Möglichkeit, die das U-Boot eröffnet? 
Nebenbei bemerkt, das am wenigsten widerwärtige, weil nur auf 
Qütervernichtung gerichtete Kriegsinstrument! Ist ein naher Friede 
zu wünschen, der zwar ein starkes Mitteleuropa unter Deutschlands 
Führung, aber zugleich auch Englands Imperium, die ungeheure Er¬ 
weiterung seiner Herrschaft in Afrika und Asien bestehen lassen 
müßte? Für uns ist die Frage ohne Schwanken zu beantworten. Der 
Friede ist ein so hohes Out, daß er nicht einer Spekulation ausgesetzt 
werden darf. Auf eine solche aber läuft die Hoffnung aus, daß Eng¬ 
land sich eines Tages bedingungslos unterwerfen müßte! 

Ohnehin ist es vom sozialistischen Standpunkt sinnlos, der natür¬ 
lichen Entwicklung durch blutige Gewaltpolitik vorgreifen zu wollen. 
Die geschichtliche Entwicklung aber kämpft gegen den englischen 
Imperialismus, und zwar von zwei Seiten. Die Entwicklung der 
Schiffstechnik, infolge deren die britische Insel zum archimedischen 
Punkt wurde, von dem die Welt aus den Angeln gehoben werden 
konnte, bewegt sich jetzt in entgegengesetzter Richtung: sie bildet nicht 
mehr die Hauptstütze des Weltimperialismus, sondern seine Haupt¬ 
gefahr. Zugleich wird auch von innen der Imperialismus in England, 
ähnlich wie in Rußland, durch das Vordringen der sozialistischen 
Ideen in den Vasallenstaaten wie in Britannien und Irland selbst aus¬ 
gehöhlt werden. 


,J)!e Deutschen haben in der Politik gedacht, was die andern Volker 
getan haben. Deutschland war ihr theoretisches Gewissen. Die 
Abstraktion und Ueberhebung seines Denkens hielt immer gleichen 
Schritt mit der Einseitigkeit und Untersetztheit ihrer Wirklichkeit** 
Karl Marx (Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie). 
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JULIUS HART; 

Wflsons Friedensfeldzug. 

G ott schOtze uns vor der Lüge, der Dürre und dei^ Feinden", 
lauten die Qebetworte, welche einstmals der Perserkönig Darius in 
die Felsenwand von Bebistan eintneißciln ließ, als Warnung vor den drei 
abrimanischen Mächten, welche am sichersten leden Staat an den Rand 
des Abgrunds bringen. Zum Schutz gegen die Lüge ward ein Lehr¬ 
stand berufen, der Nährstand soll Dürre, Unfruchtbarkeit und Hunger 
Vorbeugen und der Wehrstand das Land vor den Feinden bewahren. 
Heute aber rasen, wilder als je, die drei apokalyptischen Reiter in 
den Lüften, unzertrennlich stets miteinander verbunden. Alle Völker 
stehen in HaB und Feindschaft widereinander, alle werden bedroht 
von demselben Gespenst der Dürre und einer allgemeinen Welt¬ 
hungersnot, und die Geister der Lüge, der Verleumdungen und Schmä¬ 
hungen, der hinterlistigen Wortverdrehungen, Vertuschungen und Ver¬ 
heimlichungen feiern die schamlosesten Orgien. 

Dieser Krieg ist schon voll von Paradoxien und Bizarrerien jeg¬ 
licher Art, reich auch an Tragikomödien. Doch vielleicht hat keiner eine 
Rabagas-Rolle mit so vollendeter Meisterschaft uns vorgespielt wie 
Woodrow Wilson, und der Friedensfeldzug, wie er ihn vom grünen 
Tisch aus führte, wird stets in den Annalen der Weltgeschichte als die 
Satire aller Satiren belacht und bespottet werden. 

Sein Pazifismus ist allerdings gerade von der Art und Beschaffen¬ 
heit, daß er allen Militaristen nur eine Sintflut von Wasser auf die 
Mühlen gießen konnte, wenn sie die Haager Friedenslehre für eine 
Utopie erklären, die sich nun einmal nicht verwirklichen ließe. 
Und wenn bei uns doch auch offen von einflußreichen Männern zu¬ 
gegeben wurde, daß die deutsche Regierung einen politischen Fehler 
beging, als sie das Odium und den Verdacht einmal auf sich lud, 
den Haager Kongreß zum Scheitern gebracht zu haben, — zehnmal 
wett gemacht, weitaus übertroffen wird dieser Fehler noch durch die 
Schacbkfinste des Friedensapostels Wilson. Für eine Kritik der reinen 
Vernunft ist der Denker, der Philosoph, der Geschichtsprofessor und 
Politiker, der Theoretiker, Doktrinär, Dogmatiker und ParteimenscR 
Wilson schon ein Leckerbissen, ein Objekt aller Objekte, an dem sich 
unwiderleglich nachweisen läßt, warum und wie gerade ein Mensch 
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seines Schlages am allerunfähigsten dazu ist, den Friedens- und 
Rechtszustand auf Erden herzustelien, in dem die Völker aus den ein¬ 
fachsten Lebensinteressen heraus, schon rein um der Nützlichkeit willen, 
freiwillig darauf verzichten, ihre Charakter-, Glaubens- und Meinungs¬ 
verschiedenheiten. ihre recht unklaren Ziel- und grundlosen Macht- 
und Herrschaftsideen mit blutigen todbringenden Waffen aller Zer¬ 
störungen nur zum Austrag zu bringen und damit die Feinde, die Lüge 
und die Dürre über sich heraufzubeschwören. 

Die pazifistische Idee ist so alt, wie unsere geschriebene Welt¬ 
geschichte reicht, und die ersten Staatengründer und Qesetzesgeber in 
ihrem Dämmermorgen verkündigen sie uns auch schon. Ein ehemaliger 
Qeschichtsprofessor sollte und müBte das wissen. Es gibt keinen 
Staat, hat nie einen Staat gegeben, der nicht ein Friedens- und Rechts¬ 
staat sein wollte, uns dieses Friedensreich auf Erden versprochen 
hätte, und überall leuchtet hier das erste Orundgebot, daB jedermann 
zuvor alle Waffen abzulegen hat, bevor er den Thing, die Qerichts- 
stätte, betritt. Am inbrünstigsten wohl wird uns sogar jenes 
„Friedensreich“ verkündigt in den ältesten und ersten asiatischen, auto- 
kratisch-despotischen, streng monistischen Staatsgebilden, wie etwa 
in dem alten Persien Zarathustras, in China, dem Staat des Konfuzius, 
im „Gesetzbuch des Manu“, in den Staaten der ursprünglich-reinen, 
orthodoxen, konservativen, ich möchte sagen, katholischen recht- und 
rechtsgläubigen Vernunft. Viel inbrünstiger, zuversichtlicher und 
gläubiger jedenfalls noch als in den modernen Wilson-Staaten der 
Vernunftgöttin von 1789, die statt der Tiara sich die Freiheitsmütze 
auf den Kopf setzte, — einer protestantischen, kritischen und skep¬ 
tischen, zersetzenden, auflösenden, revolutionären Vernunft. 

Wenn alle diese Staaten Friedens- und Rechtsstaaten sein wollen, so 
hat doch keiner jemals sein pazifistisches Ideal verwirklichen können, 
sondern sie sind auch alle ebenso ausgesprochen Kriegs- und Macht- 
und Herrschaftsstaaten gewesen, und die Kriegs- und die Friedens¬ 
ideen, die pazifistischen und die militärischen Ideale sind hier so 
unlöslich gordisch miteinander verwoben, daß niemand sagen kann, 
wo das eine oder andere anfängt oder wo es aufhört. An Kriegs¬ 
eifer und Kriegstüchtigkeit geben die monarchischen und demokra¬ 
tischen Staaten einander nichts nach und die Verfassungen beeinflussen 
ganz und gar nicht die Friedensgesinnungen. 
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Wie alles, was jemals aus dieser Vernunft heraus geboren und ge¬ 
redet wurde, in völligen Widersprüchen, variierenden Thesen und 
Antithesen stecken und unfruchtbar, ergebnislos blieb, zu lauter Pf- 
latusfragen und Welträtseln wurde und die Menschen unablässig in 
Zank und Zwietracht widereinander aufgebracht, und nach dem Aus¬ 
spruch Schopenhauers ihre Philosophen und Gelehrten, auch die 
Staatsgelehrten uiid Juristen, ein einzig Geschlecht von Spinnen und 
Skorpionen sind, so tragen auch alle unsere Vernunftstaaten ein 
doppelköpfiges Januswesen zur Schau, und ihr Gottesantlitz schaut 
uns als eine Teufelsfratze an, der Teufel sieht wie Gott aus, daß auch 
niemand weiß, was das eine oder was das andere ist. 

In dieser Welt, wo alles, was ist, vernünftig ist, herrscht auch von 
ieher die Klage darüber, daß Vernunft und Natur, Idee und Wirklich¬ 
keit völlig disparat auseinandergeraten und ein ewiger Kampf um 
die „Einheit“ und die „Vielheit“, ob diese oder ob Jene uns allein 
zur Seligkeit und zum Frieden führe — der Monismus oder der 
Pluralismus? In Wehr und Waffe stehen in diesem Kriege auch die 
Staaten widereinander, — um diesen Einheits- und Vielheitsstreit 
nicht nur auf dem Papier, sondern mit blutigen Waffen auszufechten: 
hier die monarchischen Staaten, wo einer nur Herr sein soll, die 
monistischen Gebilde, dort die polyarchisch-demokratischen Staaten, 
wie sie der pluralistischen Philosophie des Amerikaners William 
James entsprechen. Alle Kriege, die Jemals die Erde verwüstet haben, 
sind nur aus dieser Vernunft heraus geboren, und die rechts-konser- 
vative wie die bourgeoise links-liberale Vernunft, die Monarchen wie 
auch die Völker, haben sich schon gleich tüchtig erwiesen, Kriege zu 
entzünden, sind gleich kriegsbereit, kriegsfreudig. Verstehen läßt sich nur 
mcht, wie das Wilsonsche, Miljukowsche und Briandsche „Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Völker“ dazu etwas beitragen soll, gerade den Frieden 
hier auf Erden herzustellen. Ba alle Tatsachen uns doch nur das eine . 
heute vor Augen stellen, wie diese Völker auf Grund ihres Selbst¬ 
bestimmungsrechtes die Kriegserklärungen sich zum mindesten ebenso 
leicht und rasch aus dem Aermel schütteln, wie die Monarchen auf 
Grund ihres alleinigen Verfügungsrechts. Das pazifistische Amerika 
bietet heute genau denselben Anblick, wie das militärische Deutsch¬ 
land vom August 1914. Auch „das Volk“ ist nur ein abstrakter Begriff. 

Wenn Deutschland allgemein als die Hochburg des militärischen 
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Absolutismus angesehen wird, ebenso allgemein sagt man von den 
United States, daß dort nicht Wilson, sondern der Tyrann aller 
Tyrannen, der König Dollar regiert, und daß sie die Hochburg des 
kapitalistischen Absolutismus sind. Der ideologische Wortgott und 
ideologische Absolutismus hat eben überall seine Tempel und Altäre 
aufgeschlagen, aber Wilson ist doch von allen am meisten von ihm 
besessen, und in seinen Erlassen verstand er sich noch am besten 
auf die in diesem Kriege besonders entwickelte Staatskunst, 
vernünftig, philosophisch, d. h. abstrakt, in völlig allgemeinen leeren, 
alles und nichtssagenden Begriffen und Ideen zu sprechen, in den 
Talleyrandschen Diplomatenworten, die dazu da sind, die Gedanken 
zu verbergen. Er hat den Kopf voll von lauter Schlagworten, 
kämpft nur für die heiligsten „Güter der Menschheit**, Freiheit, Recht, 
die Volksstimme, das Ideal — oder wie all die illusorischen hexischen 
Vernunftideen lauten — Wahrheit, Pflicht, Opfer, Macht, Autorität, 
Notwendigkeit usw. usw., über die alexandrinische Bibliotheken voll¬ 
geschrieben sind, ohne daß sich die Menschen Jemals über ihren Sinn 
und Inhalt klar wurden und einigen konnten. Vor dem Kriege sprach 
man in den aufgeklärten Kreisen nur noch von ihnen als Lebenslügen, 
idealen Lügen und Lügenidealen, die den Marktwert verloren hatten. 
Als Goethescher Großkophta, als Volksbeschwindler hat Wilson mit 
seinen kophtischen Sprüchen und Weisheiten, den idealen Lügen, aus¬ 
giebig gewirtschaftet und konnte schon wie der Rabagas reden: Ja, 
meine Herren, das sind die heiligen Ideale, für die wir alle bereit sind, 
das Leben zu opfern. Sie das meinige — ich das Ihrige. Da hält der 
Engländer durdi bis auf den letzten Russen und Franzosen, und der 
Kriegslieferant bis auf die Knochen des letzten Arbeiters und Bauern. 
Wie Wilson stellt man aus ihnen je nach Belieben Friedensprokla¬ 
mationen und Kriegserklärungen her, und die Friedensideen und 
-ideale werden im Handumdrehen zu Kriegsidealen — und der Krieg 
ist ja nur da, um der Friedensklee willen. Si vis pacem para bellum — 
willst du Frieden, so bereite den Krieg vor, heißt es hier, und willst 
du den Krieg, so sprich am lautesten vom Frieden. Als Lloyd George 
auf Napoleon als den Meister in dieser letzteren Kunst schaudernd 
hinwies, da packte Wilson der Ehrgeiz, als Präsident den Kaiser, 
Monarchen, Despoten und Kriegsherrn nur noch zu übertreffen und 
ihn tief in den Schatten zu stellen. 
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Mit lautester Stimme schreit auch er das imperialistische, er 
natürlich sein panamerikanisches Ideal in die Welt hinaus, und die 
amerikanische Verfassung als die absolute, allein wahre Verfassung. 
Die absolutistische Uridee von dem einen einzigen Kaiser über aller 
Erde, vom auserwählten Volke Gottes, das allein über alle herrschen 
soll, vom alleinseligmachenden Glauben, die Brandfackel aller Kriege, 
leuchtet hell, rein, sehr absolut, gerade bei Wilson auf. 

Als ein politischer Metaphysiker spricht Wilson, als Fanatiker und 
Dogmatiker, als demokratischer Absolutist, dem das Wort Monarchie 
Erbrechen verursacht. Doch mit den politischen Parteien und Kon¬ 
fessionen steht es genau so wie mit den religiösen. Ob unsere Staa¬ 
ten auf konfuzianischen oder zarathustrischen oder auf den Ideen 
von 1789 aufgebaut sind und nach ihnen regiert werden — leider, 
leider sind es auch bloB Ideen nur, doch diese Ideen der höchsten 
Weibe und Erhabenheit auch nur Fassaden, Kulissen und Wandel¬ 
dekorationen, die allzuwenig das wirkliche Leben fruchtbar, günstig 
bestimmen und beeinflussen. Organismen kann man alle diese 
Staatskörper und Staatssysteme nicht nennen, weder die monarchi¬ 
schen noch die demokratischen, wo alle Teile mehr auf die gegen¬ 
seitige Zerfleischung und Vernichtung gerichtet sind und unablässig 
äußere wie innere Kriege miteinander führen. 


Glossen. 


Ein bayerisches Petrefakt. 

VV7 AHREND in Bayern die eigentliche Volksvertretung in den 
^ 100 Jahren ihres Bestehens die Wandlung von einer „Stände¬ 
versammlung“ zur Volkskammer durchgemacht hat, wobei auch die 
indirekte Wahl über Bord geworfen wurde und die vier Eigenschaften: 
„gleich, geheim, allgemein und direkt“ bei der Landtagswahl zur 
Anwendung gelangten, ist die erste Kammer, das hohe Haus der 
Reichsräte, noch nach denselben Grundsätzen zusammengesetzt wie 
bei Erlaß der Verfassung im Jahre 1818. Noch immer besteht die 
Kammer der Reichsräte aus folgenden Mitgliedern: 1. den volljährigen 
Mitgliedern des königlichen Hauses; 2. den Kronbeamten des Reiches; 
3. den beiden Erzbischöfen; 4. den Häuptern der ehemals reichs¬ 
ständischen fürstlichen und gräflichen Familien als erblichen Reichs¬ 
räten; 5. einem vom König ernannten Bischof und dem Präsidenten des 
protestantischen Oeneralkonsistoriums; 6. denjenigen Personen, welche 
der König entweder wegen ausgezeichneter, dem Staate geleisteter 
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Dienste oder wegen ihrer Geburt oder ihres Vermögens erblich oder 
lebenslänglich zu Reichsräten ernennt. 

Also Geburt, Vermögen und Amt sind in allen Fällen jene Merk¬ 
male, die den Reichsrat ausmachen. Von Tüchtigkeit und Geeignet¬ 
heit, vom Vertrauen des Volkes ist keine Rede. 

Diese ganze Zusammensetzung der Reichsratskammer bringt es 
mit sich, daß für eine volkstümliche Politik in diesem hohen Hause 
kein Platz ist. Ist doch schon einmal dort das Wort gefallen: „Wer 
Knecht ist, soll Knecht bleiben.“ Für eine Neuorientierung, für einen 
„Aufstieg der Tüchtigen“ kann kein Verständnis vorhanden sein. Das 
agrar-konservative Moment ist bei allen Verhandlungen und Be¬ 
schlüssen ausschlaggebend. Deshalb nannte einmal der Führer der 
bayerischen Sozialdemokratie, Herr v. Vollmar, die R^chsratskammer 
das „Schleifzeug“, das den Fortschritt in Bayern aufhält und erschwert. 

Zwar sind auch von den Linksparteien schon wiederholt Anregungen 
zu einer Reform der Reichsratskammer gegeben worden. Aber die 
Kammer selbst ist dafür nicht zu haben. Das allmächtige Zentrum 
in den Abgeordnetenkammern ist ebenfalls gegen eine Aenderung. 
Die liberale Partei hat schüchterne Versuche zur Besserung unter¬ 
nommen und erst kürzlich hat der Abgeordnete Müller-Meiningen 
geglaubt mit einigen neuen Auffüllungen, wie Vertretung von Industrie, 
Gewerbe, Handel, Kleinlandwirtschaft und Arbeitern, die Reichsrats¬ 
kammer moderner auffrisieren zu können. Solche kleine Mittel 
könnten, selbst wenn sie angewandt würden, das Charakteristikum 
der Reichsratskammer nicht wesentlich ändern. Hier hilft nur ganze 
Arbeit: Aufhebung dieses veralteten Instituts, ln diesem S4nne wirkt 
aber einzig und allein nur die Sozialdemokratie. Freilich ist in diesem 
Programmpunkte noch viel Arbeit zu leisten. Dr. Palatinus. 


„Und wie man im Privatleben unterscheidet zwischen dem, was ein 
Mensch von sich meint und sagt, und dem, was er wirklich ist und 
tut, so muß man noch mehr in geschichtlichen Kämpfen die Phrasen 
und Einbildungen der Parteien von ihrem wirklichen Organismus und 
ihren wirklichen Interessen, ihre Vorstellung von ihrer Realität unter¬ 
scheiden.“ Karl Marx (Der achtzehnte Brumaire). 


Druckfehler-Berichtigung. In Heinrich Cunows Artikel „Englands 
Wandlung“, Heft 7 und 8, haben sich einige störende Druckfehler 
eingeschlichen. Zum Teil wird der Leser sie schon selbst korrigiert 
haben; nur zwei möchten wir hier besonders berichtigen, da sie den 
Sinn der betreffenden Ausführungen entstellen: 

S. 259, zweite Zeile von unten, muß es John Burns statt John Bruns 
beißen. 

S. 296, zweite und dritte Zeile von oben, muß es Rohstahlerzeugung 
statt Rohstofferzeugung heißen. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Was geht in England vor? 

WERSCHIEDENTLICH schon wurde in der „Olocke“ auf die 
V großen Veränderungen hingewiesen, die der Krieg für das 
Wirtschaftsleben Englands bedeutet. So erst unlängst in zwei 
Artikeln von Heinrich Cunow. Die Meldungen von den selt¬ 
samen Streiks, die in den letzten Wochen zu uns drangen, lenken 
die Aufmerksanfkeit auf neue Tatsachen, die ebenfalls ein An¬ 
zeichen von der tiefen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Umwandlung sind, die England zurzeit durchmacht. 

Es wäre falsch, diese Streiks, von denen es übrigens heißt, 
daß sie gegen Ende Mai beigelegt seien, etwa als direkte Folge 
des U-Boot-Krieges, vielleicht als Hungerstreiks aufzufassen. 
Ob überhaupt und wieweit der U-Boot-Krieg schon jetzt ernst¬ 
hafte Ernährungsschwierigkeiten in England hervorgerufen hat, 
läßt sich nicht feststellen. Der Plan der deutschen Reichs¬ 
leitung ging bekanntlich nicht auf die Aushungerung Englands, 
sondern auf die Erschütterung des englischen Wirtschafts¬ 
systems aus. Und hier traten allerdings deutlich Erscheinun¬ 
gen zutage, die freilich weniger auf den U-Boot-Krieg, als auf 
die Länge des Krieges überhaupt zurückzuführen sind. 

Diese Erscheinungen knüpfen an das Munitionsgesetz an, 
das im Juni 1915, also jetzt vor zwei Jahren erlassen wurde. 
Am 17. März 1915 traten der damalige Kriegsminister Lloyd 
George, der Handelsminister Runciman und die Führer der 
Gewerkschaften zu einer Qeheimsitzung zusammen, um die 
Zustimmung der Gewerkschaften zur Aufhebung der gewerk¬ 
schaftlichen Rechte und Gebräuche für die Dauer des Krieges zu 
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erlangen. Es kam zwar eine Uebereinstimmung zustande, aber 
die Arbeiter richteten sich nicht danach. Die Folge war die 
Errichtung eines besonderen Munitionsministeriums unter Lloyd 
George und Ende Juni der Erlaß eines Munitionsgesetzes, das 
die im Wege stehenden Gewerkschaftsrechte für die Dauer des 
Krieges aufhob. Das Gesetz verwandelte in seinen Folgen nach 
und nach fast die gesamte Eisenindustrie in einen Staatsbetrieb. 
Der Unternehmer erhielt vom Munitionsministerium einen be¬ 
stimmten Auftrag, den er zu erfüllen hatte. Was er dafür an 
Vergütung erhalten sollte, bestimmte ebenfalls das Ministerium 
nach „gerechter Schätzung“. Den gewerkschaftli« h organi¬ 
sierten Arbeitern, soweit sie in dieser Kriegsindustiie beschäf¬ 
tigt waren, versprach man, daß sie sofort nach Beendigung des 
Krieges ihre alten Gewerkschaftsrechte wiedererhalten sollten, 
und daß jeder zur Front gehende Mann an seinen alten Arbeits¬ 
platz zurückkehren könne. 

Diese Versprechungen waren nötig, um die Gewerkschaften 
wenigstens einigermaßen mit den sehr rigorosen Bestimmungen 
des Gesetzes auszusöhnen. Im Unterschied zum deutschen 
Hilfsdienstgesetz ließ das englische Gesetz den Arbeitern die 
Wahl frei, ob sie in der Kriegsindustrie arbeiten wollten, oder 
nicht. Wer in einem anderen Berufe arbeitete, war nicht ge¬ 
zwungen, in die kontrollierte Kriegsindustrie zu gehen. War 
er aber einmal darin, so kam er nicht wieder heraus. Er durfte 
das Arbeitsverhältnis nur mit Genehmigung des Unternehmers 
resp. der staatlichen Behörden auflösen. Auf seine Freizügig¬ 
keit hatte er zu verzichten. Die Gewerkschaftsregeln, die im 
Kern auf eine möglichst sparsame Verausgabung der Arbeits¬ 
kraft durch den Arbeiter hinausliefen und die daher einer vollen 
Entfaltung der Produktivkraft der englischen Arbeit vom 
Unternehmerstandpunkt aus hinderlich gegenüberstanden, 
wurden aufgehoben. Die Folge war ein« gewaltiges Minein- 
strömen von Frauen und Unorganisierten in die bisher streng 
den Organisierten vorbehaltenen Betriebe. 

Es ist klar, daß ein solches Gesetz, das den bestehenden Zu¬ 
stand vollkommen aufhob, mit dem gleichzeitigen neuerlichen 
Versprechen, den alten Zustand sofort nach Kriegsende wieder 
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herzustellen, nur dann nicht kollidierte, wenn der Krieg kurz 
war. Dauerte der Krieg länger als ein paar Monate, so war 
vorauszusehen, daß unter dem Einfluß des Munitionsgesetzes 
sich vollkommen neue Verhältnisse herausgearbeitet haben 
würden, die einfach wieder zu beseitigen unmöglich war. 

Nun beginnt der Krieg nach Erlaß des verhängnisvollen eng¬ 
lischen Gesetzes bereits das dritte Jahr. In jedem Monat hat 
die Zahl der kontrollierten Betriebe zugenommen. In diesen 
Betrieben aber hat sich die Arbeitsmethode von Grund auf ge¬ 
ändert. Man ist zum größten Teil zum Tailor-System über¬ 
gegangen, wo die Bewegungen, die der Arbeiter im Arbeits¬ 
prozeß zu machen hat, vorher durch kinematographische Auf¬ 
nahmen genau festgestellt sind und wo also in kürzester Zeit 
die in ihm steckende Arbeitskraft restlos herausgepumpt wird. 
Die Lohnfestsetzungen gehen nicht mehr wie einst unter Be¬ 
rücksichtigung der gewerkschaftlichen „agreements“ vor sich, 
sondern sie werden auf Grund des Tailor-Systems nach den im 
Arbeitsprozeß gemachten Bewegungen errechnet. Es leuchtet 
ein, daß diese Methode der Anwendung der Ungelernten, der 
Unorganisierten und der Frauen zustatten kommen mußte. 
Jedenfalls begriffen die Unternehmer ihren Vorteil sehr rasch. 
Sie kamen dahinter, daß sie den Ertrag ihrer Betriebe ver¬ 
mehren konnten, ohne die Zahl der gelernten Arbeiter zu er¬ 
höhen, und daß sie ihre Artikel billiger herstellen konnten, 
ohne die Löhne der Arbeiter zu drücken. Die unter der Herr¬ 
schaft der Gewerkschaften verhinderte Steigerung der Pro¬ 
duktivkraft der Arbeit setzte sich jetzt nach Niederwerfung 
dieser Herrschaft durch. Das englische Unternehmertum war 
auf Grund des Munitionsgesetzes imstande, die Vorteile der 
Serienfabrikation und der spezialisierten Arbeitsmaschinen voll 
auszunützen, und der Erfolg zeigte sich — wenigstens wie eng¬ 
lische kapitalistische Blätter melden — in einer Verdoppelung 
der Leistungsfähigkeit des einzelnen Arbeiters. 

Unter diesen Umständen war es nur allzu begreiflich, daß sich 
die Unternehmer, die es irgendwie bewerkstelligen konnten, 
der Kriegsindustrie zuwandten. Je mehr Fabriken aber dem 
Munitionsgesetz unterstellt wurden, desto mehr engte sich die 
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Sphäre ein, in der die alten Qewerkschaftsregeln noch galten. 
Die nach den neuen Methoden arbeitenden Unternehmer dach¬ 
ten immer weniger daran, diese Methoden jemals wieder auf¬ 
zugeben. Die bei Erlaß des Gesetzes gemachten Versprechun¬ 
gen auf Wiederherstellung des alten Qewerkschaftsrechts emp¬ 
fanden sie immer mehr als lästige Fessel, und schon im,.Januar 
1917 sprach es die „Times“ offen aus, daß von einer Wieder¬ 
herstellung keine Rede sein könne. Der Dinge sind zu viele, 
so führte das Kapitalistenblatt aus, die sich inzwischen zu¬ 
getragen haben, als daß man eine Wiederaufnahme der üblichen 
Methoden ohne allzu heftige Störungen versuchen könnte. Die 
Nation muß zur Erkenntnis kommen, daß ihre Führer Ver¬ 
sprechungen gemacht haben, die sie nicht halten können. Das 
arbeitende Volk wird erbittert sein, und mit Recht, und die 
Regierung wird vielleicht der Verlockung nicht widerstehen 
können, eine Politik der scheinbaren Wiederherstellung zu 
versuchen. Eine gewisse Art der Verständigung finden zu 
wollen, hieße nichts anderes, als alle wesentlichen Punkte im 
Freibrief der Gewerkschaften zu sichern, ohne dabei die neu¬ 
geschaffene Industriewelt in Verwirrung zu bringen. . . . Keine 
auf diesem Wege geschaffene Vereinbarung wird wirkliche 
Beruhigung bringen oder den Ungelernten und Unorganisierten 
helfen oder die Taktik des ca’cauny entmutigen. 

Auf dem Kongreß der Arbeiterpartei zu Manchester, der 
Ende Januar stattfand, kam die lebhafte Beunruhigung zum 
Ausdruck, die sich inzwischen der Organisationen bemächtigt 
hatte. Es zeigte sich, daß sich eine Fülle von Konflikten zwi¬ 
schen Kapital und organisierter Arbeit anhäufte, deren Aus¬ 
tragung lediglich durch den Krieg verhindert wurde. Am 
6. März empfing der inzwischen zum Premier oder besser zum 
Diktator aufgestiegene Lloyd George eine Abordnung des ge¬ 
schäftsführenden Ausschusses der Labor Party, die ihm ver¬ 
schiedene Beschlüsse des Parteitags von Manchester unter¬ 
breitete. Bei dieser Gelegenheit sagte Lloyd George den Ar¬ 
beitern zwar viele Artigkeiten, in der entscheidenden Frage 
aber stellte er sich auf den Standpunkt, daß die Wiederherstel¬ 
lung des früheren Gewerkschaftsrechts unmöglich sei. „Ich 
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hoffe — so führte er nach dem „Daily Telegraph“ vom 10. Mal 
aus —, daß keine Gesellschaftsiäasse auf die Verhältnisse der 
Zeit vor dem Kriege zurückgreifen wird — auch die arbeitende 
Klasse nicht. Denn wenn das geschieht, so möge Gott England 
helfen! Das ist mein feierlicher Ernst. Wenn ich daher der 
Berater der arbeitenden Klasse wäre, so würde ich ihr sagen: 
Geht mit Kühnheit zu Werke! Ersinnt neue Mittel und Wege! 
Ersinnt sogar neue Mittel für die Behandlung aller Streitfragen! 
Denket nicht immer daran, dahin zurückzugelangen, wo Ihr 
Euch vor dem Kriege befandet, sondern schafft eine von Grund 
aus neue Welt!“ 

In den Artikeln der „Times“ wie in den Worten des Premier¬ 
ministers kam deutlich die Erkenntnis von der Notwendigkeit 
wirtschaftlicher Neuorientierung zum Ausdruck. Während die 
„Times“ von der „neu geschaffenen Industriewelt“ sprach, 
forderte Lloyd George die Arbeiter auf, eine von Grund aus 
neue Welt zu schaffen. Beiden war klar, daß, wenn England 
nach dem Kriege seine Stellung auf dem Welt- und Industrie¬ 
markt behaupten wollte, es unmöglich zu seinen alten Arbeits¬ 
methoden zurückkehren könnte. Waren doch gerade diese ver¬ 
alteten Arbeitsmethoden zu einem guten Teil mit schuld ge¬ 
wesen an dem wirtschaftlichen Niedergang Englands vor dem 
Kriege. Nun aber standen gerade die Arbeiterorganisationen 
als Vertreter der alten Methoden da, sie, die ihrer Natur nach 
die berufensten Vorkämpfer des Fortschritts sein sollten. Die 
englischen Gewerkschaften kamen aber nicht zufällig in diese 
reaktionäre Beleuchtung, im Grunde sind sie schon seit langer 
Zeit reaktionäre Gebilde geworden, die die gewerkschaftlichen 
Errungenschaften nur einer begünstigten Minderheit zugute 
kommen ließen und das profanum vulgus eifersüchtig fern¬ 
hielten. Wie Mumien zerfallen, wenn man sie der atmosphäri¬ 
schen Luft aussetzt, so fällt der Krieg sein Todesurteil über 
alle soziale Einrichtungen, die keine Lebenskraft mehr besitzen. 
Dieses Wort von Marx bestätigt sich in diesem Kriege an den 
mumienhaft gewordenen englischen Gewerkschaften. Es ist 
kein Gedanke daran, daß sie jemals wieder in ihre alten Rechte 
eingesetzt werden, und schon jetzt ist die Entwicklung weit 
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über sie hinausgegangen und hat zu höchst ernsthaften und 
charakteristischen Erscheinungen geführt. 

Die Firma Tweedales u, Smalley in Castleton, die in Friedens¬ 
zeiten Textilmaschinen herstellte, war ebenfalls zur Kriegs¬ 
industrie abergegangen und hatte sich unter dem Tailor-System 
und im Schutze des Munitionsgesetzes vollkommen von dem 
Einfluß der Gewerkschaften befreit. Als sie bei nachlassenden 
Munitionsaufträgen wieder zur Herstellung der alten Textil¬ 
maschinen, aber nach neuer Arbeitsmethode übergehen wollte, 
tiaten ihr die Gewerkschaften entgegen mit der Begründung, 
die Firma sei auf Grund des Munitionsgesetzes verpflichtet, 
die alten Arbeitsmethoden wiederherzustellen. Vor allem wurde 
die Beseitigung der Frauen verlangt. Als die Firma sich wei¬ 
gerte, den Forderungen nachzukommen, traten die Maschinen¬ 
bauer des Betriebes in den Streik. In dieser Situation griff die 
Regierung ein. Sie brachte im April einen Gesetzentwurf in 
der Form einer Novelle zum Munitionsgesetz ein, wonach die 
Bestimmungen des Munitionsgesetzes auf alle Betriebe, gleich¬ 
gültig, ob sie in der Kriegsindustrie tätig sind oder nicht, aus¬ 
gedehnt werden können, wenn die Regierung es für nötig er¬ 
achtet. Mit anderen Worten: Die gesamte englische Industrie 
sollte unter das Kriegsgesetz mit seinen die gewerkschaft¬ 
lichen Rechte zerschmetternden Folgen gestellt werden können. 
wenn es der Regierung beliebte. Am 28. April wurde die zweite 
Lesung der Novelle mit großer Mehrheit angenommen. Die 
Gewerkschaftsführer, und das war das Charakteristische, 
stimmten meist zu. 

Die Folge war, daß sich die Streikbewegung gewaltig aus¬ 
dehnte. Die Monate April und Mai sahen besonders in Lanca- 
shire ausgedehnte Maschinenbauerstreiks. Es waren „wilde“ 
Streiks, die offiziellen Führer hielten sich fern, die Führung der 
Bewegung lag in den Händen lokaler Ausschüsse. Es kamen 
Verhaftungen vor. Die Aufregung war groß. Erst Ende Mai 
gelang es der Regierung, die Hauptschwierigkeiten zu beseiti¬ 
gen. Die Verhafteten wurden in Freiheit gesetzt, die Arbeit 
wieder aufgenommen. Allein das Ziel der Streikbewegung, 
die Zurücknahme der Novelle, wurde bisher nicht erreicht. 
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So stehen die Dinge zurzeit. Sie zeigen, wie außerordentlich 
das englische Wirtschaftsleben durch den Krieg erschüttert 
worden ist und wie das alte England im schmerzvollen Ueber- 
gangsstadium zu einer neuen wirtschaftlichen Entwicklungs¬ 
stufe sich befindet. Es liegt im Wesen der englischen Verhält¬ 
nisse, daß von diesem Uebergangsstadium die Gewerkschaften 
Englands am heftigsten betroffen werden. So mannigfach auch 
die Kämpfe waren, die Arbeit und Kapital ausgefochten hatten: 
die Aufrechterhaltung der englischen Weltherrschaft war die 
gemeinsame Grundlage, für die Kapital und Arbeit in England 
geschlossen eintraten. Unvergessen ist das Zidcular, das der 
Generalsekretär des Verbandes der Eisen- und Stahlarbeiter im 
Oktober 1914 an die Mitglieder erließ, in dem es hieß: „Die 
Pflicht unserer Mitglieder während des Krieges besteht darin, 
bei der Ueberwindung der Deutschen auf wirtschaftlichem Ge¬ 
biete zu helfen. Die Unternehmer warfen sich schon in den 
großen Kampf, um den deutschen Handel zu erobern. Ohne 
unsere Anstrengungen aber wird deren Kampf nutzlos bleiben 
— wir müssen beide siegen!“ Die einzigartige Stellung der 
englischen Oeweihschaften beruhte darin, daß sie an der eng¬ 
lischen Weltherrschaft ein gewisses Teil hatten und daher ein 
höchst materielles Interesse an ihrer Aufrechterhaltung. Durch 
diesen Krieg geht nun die gemeinsame Grundlage von Kapital 
und Arbeit Großbritanniens in die Brüche: die englische Welt¬ 
herrschaft ist erschüttert. Diese Tatsache steht als ein wich¬ 
tiges Ergebnis des Krieges fest. Damit aber verschwindet die 
Ausnahmestellung, die die englische Gewerkschaftswelt bisher 
eingenommen hat. Der englische Kapitalismus ist gezwungen, 
nach dem Kriege unter viel ungünstigeren Bedingungen zu 
arbeiten wie vor ihm und ist nicht mehr in der Lage, die Forde¬ 
rungen der Trade Unions so verhältnismäßig leicht zu erfüllen 
und zu ertragen. Das ist der eine Faktor, der die bisherige 
Stellung der Gewerkschaften im englischen Wirtschaftsleben 
von Grund aus ändert 

Der andere liegt in der Tatsache, daß auch die Gewerkschaf¬ 
ten Englands, entsprechend der ganzen britischen Oesell- 
schaftsverfassung, keine demokratischen, sondern aristokra- 
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tische Organisationen sind, und daß dieser Sozialcharakter 
Großbritanniens durch den Krieg und seine weiteren Folgen 
eine tiefgreifende Veränderung erfahren wird. Schon jetzt 
weist das englische Gesicht völlig fremde Züge auf, und ein 
Engländer, der jetzt nach dreijähriger Südpolfahrt nach Hause 
zurückkehren würde, dürfte sich Vorkommen wie der Held in 
Bellamys weitbekannter Utopie, der im Jahre 1889 einschlief, 
um im Jahre 2000 in einer ihm völlig neuen und unbegreif¬ 
lichen Weit zu erwachen. Die Militarisierung, die Bureau- 
kratisierung und, wenn man will, die Sozialisierung des öffent¬ 
lichen Lebens Großbritanniens stehen alle im höchsten Gegen¬ 
satz zu dem Individualismus und dem aristokratischen Grund¬ 
charakter der bisherigen englischen Kultur. Hier steht England 
vor dem Aufbau einer, wie Lloyd George sagt, von Grund auf 
neuen Welt. Und das ist das gleiche Problem, vor dem jetzt 
auch die englischen Geweikschaften stehen. Die streikenden 
Maschinenbauer kämpften sicherlich für ihre schwer bedrohten 
gewerkschaftlichen Freiheiten. Aber sie gleichen hierin, wenn 
es gestattet ist. Großes mit Kleinem zu vergleichen, gar zu sehr 
dem biederen alten Uhland, der in der schwäbischen Landstube 
wie in seinen Gedichten gar wacker für „das gute, alte Recht“ 
eintrat, und darüber ganz vergaß, daß dieses „gute, alte Recht“ 
ein längst verfaultes, wurmstichiges Vorrecht der alten würt- 
tembergischen Stände war, das mit den Forderungen einer 
neuen Zeit schlechthin unvereinbar blieb. So darf uns auch 
der Kampf der englischen Gewerkschaften für ihre schwer 
bedrohten gewerkschaftlichen Rechte nicht den Blick trüben 
für die Tatsache, daß es sich auch hier nicht um Rechte der 
demokratischen Massen, sondern um Vorrechte einer aristokra¬ 
tischen Oberschicht handelt, die durch die Weitrevolution 
dieses Krieges die Grundlage ihrer bisherigen Kampfesweise 
eingebüßt hat. 

Aus alledem ergibt sich der Schluß, daß England den Ueber- 
gang zu seiner neuen Stellung in der Welt nicht ohne schwere 
innere Unruhen und soziale Kämpfe durchmachen wird. In 
diesen Kämpfen wird sich der Geist der alten Gewerkschaften, 
d. h. der Geist der Ausschließlichkeit und des mangelnden 



Digitized 



Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 


Sozialismus und Flamenfrage. 


409 


Solidaritätsgefflhls allmählich verflflchten, d. h. wie in so vielen 
anderen Dingen wird sich England auch, was seine Gewerk¬ 
schaften angeht, nach dem verhaßten deutschen Vorbild ver¬ 
ändern und damit der Möglichkeit einer internationalen Soli¬ 
darität des Proletariats neue und tragfähige Voraussetzungen 
schaffen. 


Dr. WILHELM HAUSENSTEIN: 

Sozialismus und Flamenfrage. 

D er deutsche Sozialismus und der Sozialismus Oberhaupt 
hat sich um die Flamenfrage nicht viel gekümmert. Das 
ist insofern kein Wunder, als sich, von gewissen zeitweiligen 
Strömungen im Laufe des 19. Jahrhunderts abgesehen, die 
Entwicklung und Erörterung der Flamenfrage halbwegs unter 
Ausschluß der europäischen Oeffentlichkeit vollzogen hat 
Dies ist bekanntlich so richtig, daß in Belgien selbst vor 
dem Kriege das flämische Problem bei der Mehrheit der bel¬ 
gischen Bevölkerung nicht in der vollen Helle des Bewußt¬ 
seins stand; ja es ist so wahr, daß den Flamen selbst zu einem 
großen Teile ihre eigenen Angelegenheiten nicht deutlich wur¬ 
den:, daß vielmehr weit gezogene Kreise des flämischen Volkes 
zu ihren eigenen nationalpolitischen und sozialwirtschaftlichen 
Interessen nur in jenem dumpfen Verhältnis standen, das fOr 
manche zum Vasall gewordene Nation im Laufe der Geschichte 
kennzeichnend gewesen ist. Freilich hätte man gerade des¬ 
wegen erwarten können, daß der europäische Sozialismus sich 
der Flamenfrage annehmen müsse, weil das flämische Volk 
im Laufe des 19. Jahrhunderts, genauer gesagt seit der Blüte¬ 
zeit des bürgerlichen französischen Imperialismus, also seit 
der Revolutionsära und seit der Epoche Napoleons I. von den 
Franko-Wallonen zu einem vasallitischen Volke gemacht wor¬ 
den ist, oder wie sich ein französischer Schriftsteller, ein 
Wort der attischen Klassengeschichte gebrauchend, ausge¬ 
drückt hat, zu einem Volk von ,JVletöken“ — das heißt zu 
einem Volk von Hintersassen oder Pfahlbürgern: denn indem 
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der Zustand der Flamen als ein Vasailitätsverhältnis charak¬ 
terisiert wird, wird er als ein soziales Problem charakterisiert, 
und das ist er letzten Endes ganz zweifellos. Wird er nicht 
von jedem Beurteiler der Flamenfrage so empfunden, so mflßte 
er gerade von sozialistischen Kritikern so empfunden werden, 
denn ihre Sache ist es, hinter den geschichtlichen Erschei¬ 
nungen durch soziologische Erkenntnis die wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Faktoren wahrzunehmen. Auf ein Ver¬ 
ständnis der flämischen Frage wird man am ersten bei öster¬ 
reichischen Sozialisteini stoßen, die wie Renner, Bauer, Perners- 
torfer, Leuthner durch die Schule ihrer eigenen Staatsaufgaben 
zu einer gründlichen Untersuchung der Nationalitätenfrage hin¬ 
geführt worden sind. Aber es ist wohl an der Zeit, daß das 
flämische Problem nach seinem sozialen Qehalt allgemeiner 
begriffen wird. 

Es ist unmöglich, auf wenigen Seiten den genauen Nachweis 
zu führen, wie sehr die flämische Frage als ein soziologisch 
hochinteressantes Sonderproblem aufgefaßt werden muß. Der 
Zweck dieser Zeilen ist, einstweilen nur auffordernd auf diese 
Fragestellung hiivzuweisen, die künftig einer eingehenderen 
Betrachtung gewürdigt werden soll. Fürs erste möge ein 
nachdrücklicher Hinweis auf zwei sehr verschiedenartige 
Dokumente Platz finden, die für jeden Interessierten als Aus¬ 
gangspunkt für genaue Studien zu dienen haben und ohne 
deren Kenntnis jedes Urteil über die flämische Frage der 
Befugnis entbehrt. Das eine ist das 1913 erschienene große 
Werk des verstorbenen flämischen Schriftstellers Lodewijk De 
Raet „Over Vlaamsche Volkskracht“ (Ueber flämische Volks¬ 
kraft). In diesem Buche, das den Untertitel „Vlaandereens Cul- 
turwaarden“ (Flanderns Kulturwerte) führt, beschäftigt sich 
De Raet auf 700 Seiten in der Hauptsache mit der Frage der 
Notwendigkeit einer flämischen Hochschule oder, genauer ge¬ 
sagt, der Notwendigkeit der Verwandlung der französischen 
Qenter Hochschule in eine flämische, außerdem mit den indu¬ 
striellen Möglichkeiten des flämischen Landes, namentlich mit 
der unbezweifelbaren Zukunft des Bergbaues in dem reichen 
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Limburgischen Kohlenbecken des sogenannten Kempenlandes/ 
Das andere Dokument ist die Flugschrift eines Antwerpener 
Pseudonymus, der unter dem Titel „Vlaanderens Weezang“ 
(Flanderns Klage) eine kurze und wahrhaft erschütternde Ge¬ 
schichte der NiederdrUckung und Niederhaitung des flämischen 
Volkstums durch den wirtschaftlich und kultureli mächtigeren 
franko-wallonischen Imperialismus gibt. Für den des Flämi¬ 
schen nicht kundigen Leser hat eine deutsche Uebersetzung* 
das Material in der bequemsten Weise bereit gestellt. Eine 
deutsche Antwortschrift hat der Broschüre des Claudius Seve¬ 
rins propagandistische Dienste geleistet.’ Der Broschüre des 
Claudius Severius hat sich neuerdings eine für Zwecke der 
Agitation unter den flämischen Massen geschriebene zweite 
Broschüre unter dem Titel „Qerechtigheid“ angeschlossen. 
Wer diese Veröffentiichungen kennt — freilich sind sie nicht 
weit genug bekannt geworden —, der wird schwerlich mehr, 
was immer ihn sonst auch hemmen mag, den Mut finden, die 
spezifisch soziale Bedeutung der flämischen Frage zu bestreiten; 
ja er wird überhaupt nicht mehr die MögÜchkeit haben, diese 
Bedeutung zu verkennen. Wer zum Studium dieser Schriften 
noch die unmittelbare Anschauung hinzuzufügen vermag, die 
sich aus einem längeren Aufenthalt in flandrischen Gebieten 
gewinnen läßt, der behält eine doppelte Gewißheit: erstens 
die, daß hier die Gesamtheit eines Volkstums unter das Niveau 
gepreßt worden ist, das diesem Volkstum zusteht und das von 
diesem Volkstum im Laufe der Geschichte (vergleichsweise) 
erreicht war; zweitens die, daß diese Niederhaltung kaum 
anders bezeichnet werden kann als mit den Worten: relative 
Proletarisierung. 

Vor allen Dingen kann man geltend machen, daß die belgi¬ 
schen Sozialisten selbst der flämischen Frage diese Zuspitzung 


* Genaueres hierüber in dem Aufsatz des Geheimen Bergrats Pro¬ 
fessor Dr. Paui Krusch über den „zeologisdien Bau Beisiens“ in 
Heft 6 des „Beifried“. 

* Von Dr. Paul Osswald (Berlin-Brüssel, bei Stilke). 

* Flanderns Wehklage und wir. Ein flämischer Weckruf und ein 
deutsches Echo (Heidelberg, bei Winter, ohne Autornamen). 
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nicht gegeben haben. Die Frage ist nur, ob sie sich selbst 
diese Zuspitzung und die verschiedenen politischen Konse¬ 
quenzen, die sich daraus ergeben, auf die Dauer hätten ver¬ 
sagen können. Jedenfalls hat der Krieg dazu beigetragen, 
daß diese Anschaumig von den Verhältnissen sich dem Be¬ 
trachter rascher aufnötigte, als es sonst geschehen wäre: 
und nicht nur dem von außen kommenden deutschen Be¬ 
trachter, sondern auch, wie nachher noch zu zeigen sein wird, 
einer bestimmten Gruppe im flämischen Sozialismus selbst. 
Ferner ist aber darauf hinzuweisen, daß die belgischen Sozia¬ 
listen vor dem Krieg die flämische Frage keineswegs ganz 
verkannt haben; es wäre falsch, zu behaupten, daß sie für die 
belgischen Sozialisten vor dem Kriege Oberhaupt nicht da¬ 
gewesen sei. Die hochmütige Ablehnung des Flamentums, die 
der vollkommen franko-wallonische und mehr schöngeistige 
sozialistische Abgeordnete von Charleroi, Jules Destrde, aus 
der ihm eigenen höheren Bewertung der franko-wallonischen 
Kultur heraus bekannte, ist im Grunde nichts anderes als eine 
mittelbare Anerkennung des Bestehens eines flämischen Pro¬ 
blems, und zwar eines flämischen Problems gerade in dem 
Sinne, daß es sich dabei um eine sozial minderentwickelte 
Nationalität handle. Im übrigen ist bereits vor dem Krieg 
sowohl von den christlichsozialen Anhängern Cauwelaerts wie 
von den sozialistischen Massen, die in Gent von Anseele orga¬ 
nisiert worden sind, der soziale Gehalt der flämischen Frage 
wie überhaupt ein großer Teil des Umfangs des flämischen 
Problems erkannt und zu einem Gegenstand eifriger politischer 
Arbeit, eifrigen politischen Wettbewerbs gemacht worden. 

Ein Institut wie die vielgliedrige Genossenschaft „Vooruit“, die 
kaum ein Gebiet des sozialen Lebens unberührt läßt und den 
am meisten entwickelten Teil des flämischen Proletariats, das 
Genter Proletariat, in imponierender Weise schon seit Jahr¬ 
zehnten (seit dem Beginn der achtziger Jahre) zusammen¬ 
gefaßt hat, ist die Anerkennung der Tatsache, daß die sozialen 
Aufgaben gerade im Leben des flämischen Volkes einen un¬ 
geheuren Umfang angenommen haben. 

Es würde hier zu weit führen, zu zeigen, wie im Laufe des 
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Krieges die flämische Bewegung an aktivistischer Energie zu¬ 
genommen hat.* An dieser Stelle interessiert insbesondere, was 
für eine Rückwirkung die durch den Krieg herbeigefUhrte 
Beschleunigung und Verstärkung des Ablaufs der Flamenfrage 
bei den belgischen Sozialisten gehabt hat. Das merkwürdigste 
ist dabei, daß nicht nur Camille Huysmans, der als Kleinbürger¬ 
sohn aus Maaseick selbst ein Sproß des flämischen Volkstums 
ist, sondern auch der aus der großbürgerlichen und rein fran¬ 
zösisch kultivierten Qesellschaftsschicht Belgiens stammende 
Vandervelde nicht umhin konnte, eine nachdrückliche Bestäti¬ 
gung des Rechts der Flamen verlauten zu lassen. Zwei Bei¬ 
spiele seien dafür angeführt. 

Vor kurzer Zeit wurde Emile Vandervelde mit zwei anderen 
belgischen Politikern, dem Liberalem Paul Hymans und dem 
Christlichsozialen Carton de Wiart (dem gegenwärtigen belgi¬ 
schen Justizminister) als Mitglied in die ultrafranzösische 
Pariser Sociötö des gens de lettres aufgenommen. Bei seiner 
Aufnahme hielt Vandervelde eine Rede, die von dem folgenden 
Passus getragen war: 

„Ohne im mindesten Feinde Frankreichs zu sein, das die 
meisten von ihnen vielmehr lieben und bewundern, verlangen 
die Flamen nichts anderes, als was die Wallonen, die Ruthenen 
und die Tschechen auch fordern: das Recht, in der Sprache 
gerichtet, verwaltet und unterrichtet zu werden, die eben ihre 
Sprache ist. In der Tat wurden vordem zu häufig in unseren 
flandrischen Landen Leute durch Richter abgeurteilt und ver¬ 
urteilt, die mit ihnen nur durch Dolmetsch verkehren konnten. 
Zu häufig haben auch heute noch in den Schützengräben an 
der Yser unsere flämischen Soldaten Offiziere, die aus Un¬ 
kenntnis der flämischen Sprache sich das Vertrauen und die 
Zuneigung der flämischen Soldaten nicht voll zu erwerben 
wissen. Unsere Landsleute aus dem Flandrischen bitten, daß 
das anders wird. Ich bin nicht verdächtig, keine Sympathien 
für Frankreich zu haben, wenn ich bestätige, daß die Flamen 

* Wer sich mit diesen Dingen beschäftigen will, sei auf die von 
Dr. P. Dirr im 1. und 2. Heft des ..Beifried“ veröffentlichten unter¬ 
richtenden Artikel über die Flamen und den Weltkrieg hingewiesen. 
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recht haben. Ich selbst spreche nur französisch; meine Er¬ 
ziehung war wie die aller jungen Bflrgerlichen meiner Gene¬ 
ration ganz französisch; dennoch habe ich seit den 20 Jahren, 
während deren ich in der Kammer bin, allen sogenannten 
flamingantischen Maßnahmen und all den Gesetzen zugestimmt, 
die darauf zielten, Gleichheit des Rechts und der Tatsachen 
zwischen unseren beiden Nationalsprachen einzurichten. Und 
zum Schluß erlaube ich mir. Ihnen die Ueberzeugung auszu¬ 
sprechen, daß an dem Tage, an dem diese Gleichheit voll¬ 
kommen sein wird, die Flamen nicht etwa von Frankreich 
weiter entfernt sein werden, sondern vielmehr Frankreich 
näher.“ 

Damit nicht genug. Nach einer meines Wissens bis jetzt 
unwidersprochenen Meldung der von Frans van Cauwelaert 
im Sinne einer gouvernementalen, auf die Zustimmung von 
Le Havre berechneten Flamenpolitik geleiteten Wochenzeitung 
„Vrij Belglö“ vom 22. Dezember 1916 wäre Vandervelde, der 
früher ein ausgesprochener Gegner der Verflamung der Genter 
Universität gewesen ist, neuerdings Anhänger einer flämischen 
Genter Universität geworden. Das gibt zu denken. 

Von Huysmans ist es weniger erstaunlich, daß er die Rechte 
der flämischen Bewegung anerkennt; er hat auch im Frieden 
sich bereits als ein führender Träger flämischer — wiewohl 
nicht radikalflämischer, auch in der Hauptsache nur sprachen- 
und kulturpolitischer — Forderungen erwiesen. Da es aber 
nicht genug bekannt ist, wieweit dieser Anhänger des unitari¬ 
schen Belgiens den flämischen Wünschen entgegenkommt, 
seien aus einem am 30. Mai 1916 in der „Humanitö“, übrigens 
auch in „Politiken“ erschienenen Aufsatz einige Stellen hier 
angeführt: 

,J!)ie belgische Großbourgeoisie profitierte von den schwie¬ 
rigen Momenten des Anfangs, um eine endgültige Herrschaft 
einzurichten. Die reichen Zensuswähler wurden die unbedingten 
Herren der Kammern; die Demokratie, die für die Befreiung 
des Landes gekämpft hatte, wurde zur Ohnmacht herabge¬ 
drückt. . . . Die literarische Sprache der flämischen Pro¬ 
vinzen wurde durch den Willen der welschen Bourgeoisie — 
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und zwar mit dem Willen der francisierten Großbourgeoisie 
Flanderns — an einen untergeordneten Platz verstoßen und 
endlich iufolge der Willensschwäche und des Unverständnisses 
des flämischen Volkes bis zum Stumpfsinn hinabgedrückt. . . . 
Die Zentralgewalt legte während eines halben Jahrhunderts 
den flandrischen Landen eine Herrschaft auf, die von den wal¬ 
lonischen Ländern nicht vierundzwanzig Stunden lang er¬ 
tragen worden wäre. Die flandrischen Lande wurden in einer 
Sprache verwaltet, die von der übergroßen Mehrheit der Be¬ 
völkerung gar nicht verstanden wurde. Der Richter verstand 
den Angeklagten nicht. Die Beamten waren nicht für die 
Amtsbezirke da, sondern die Amtsbezirke für die Beamten. 
Nur die Lehrer und Priester sprachen noch das Flämische, 
und zwar mit einer unbestimmten literarischen Haltung. Hoch- 
und Mittelschulen waren ausschließlich französisch, und in der 
Gesellschaft sprach man Dialekt oder ein Konterbande-Fran¬ 
zösisch. Nach einigen Jahren dieses Zustandes konnten 
Flamen mit höherer Bildung auf dem Lande gerade noch ein 
gewisses Patois mit ihren Dienstmädchen kauderweischen. ..., 
aber in der Ausübung ihres Berufes verstanden sie nur Fran- 
sösisch, so daß ihr geistiger Einfluß auf ihre Umwelt gleich 
Null war. . . . Die (belgischen) Staatsmänner dieser Epoche 
hatten die Einheit Belgiens in einer unmöglichen Art ver¬ 
standen : für jedermann die französische Sprache — mit einem 
Untergrund romanischer Dia'ldcte für die Wallonei und ger¬ 
manischer für Flandern. Man brauchte kein großer Geist zu 
sein, um das Scheitern dieser abgeschmackten und allem 
methodischen Sinn widersprechendem Kombination vorauszu¬ 
sehen — einer Verbindung, die nur aus den Gehirnen von 
Zensuswählern aufsteigen konnte, denen die Masse des Volkes 
nichts bedeutet.. .. Wenn es in der modernen Welt einerseits 
möglich ist, eine Sprache wie die bretonische, die von einer 
kleinen Minderheit gesprochen wird, in die Rolle des Aschen¬ 
brödels zu drängen, so ist es andererseits unmöglich, ein ähn¬ 
liches Ergebnis zu erzielen, wo es sich um die Sprache einer 
Mehrheit handelt, wie das Flämische oder Holländische, und 
zumal wo es um eine Sprache geht, die in einem angrenzenden 
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Lande eine Zivilisation hervorgebracht hat. ... ln Wirklich¬ 
keit existierte ein geistiges Band nur zwischen den Besitzenden 
in Walenland und Flandern, und das (flämische) Proletariat 
verabscheute seine Herren zwiefach: zum ersten, weil diese 
Herren Besitzende, zum zweiten, weil sie Fremde waren.“ .. . 

Solche Bekenntnisse lassen immerhin deutlich werden, daß 
die Forderungen der Flaminganten, d. h. der bewußten Ver¬ 
treter der nationalen und sozialen Interessen des Flamentums, 
auch bei den belgischen Sozialisten einen verstärkten Wider¬ 
hall finden. Nicht gleichgültig erscheint es auch, daß die 
Pariser Fortbildung des ehemaligen, im Krieg eingegangenen 
Brüsseler „Peuple“, der „Peuple Beige“, und, wenn man 
so sagen darf, die Haager Fortsetzung des ehemaligen 
Brüsseler „Peuple“, der von Camille Huysmans redigierte 
„Socialiste Beige“, in französischer und in flämischer Sprache 
erscheinen. Das bedeutet: im Frieden war die Brüsseler So¬ 
zialistenzeitung französisch (wiewohl das Brüsseler Prole¬ 
tariat in seiner weitaus überwiegenden Mehrheit flämisch ist, 
und zwar höchst konkret flämisch) — der Pariser ,Peuple 
Beige“ erscheint französisch und flämisch (eine erstaunliche 
Rücksicht, die man auf die relativ wenigen nach Paris ge¬ 
flüchteten Belgier flämischer Zunge nehmen zu müssen glaubt 
und in der Tat nehmen muß, wenn man das Heft nicht aus 
der Hand verlieren will). 

Bei der Beurteilung des Verhältnisses der belgischen Sozia¬ 
listen zur Flamenfrage darf man weiter nicht vergessen; 
soweit die belgischen Sozialisten z. B. Gegner der Idee der 
Verwaltungstrennung sind, sind sie es aus parteipolitischen 
Gründen ganz besonderer Art, die sich aus den belgischen 
Parteiverhältnissen ergeben. Soviel die Genter sozialistische 
Arbeiterschaft und die allerdings minder stark organisierte 
Antwerpener sozialistische Arbeiterschaft für den belgischen 
Sozialismus auch bedeuten mag, der Schwerpunkt des belgi¬ 
schen Sozialismus liegt noch immer im wallonischen Sozialis¬ 
mus, der seinerseits völlig unter dem Einfluß des französischen 
Sozialismus steht. Wenn flämische Sozialisten einem engen 
inneren Zusammenhang, der verwaltungspolitischen und staats- 
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rechtlichen Unteilbarkeit Belgiens das Wort reden, so deshalb, 
weil sie sich sonst der stärkeren Bundesgenossenschaft des 
wailonischen Sozialismus im parlamentarischen Getriebe Bel¬ 
giens zu berauben fürchten und sie nicht entbehren zu können 
meinen. Dies ist aber ein rein taktischer Gesichtspunkt. Er 
hat mit einer logisch-grundsätzlichen und ailgemein-politi- 
schen Stellung zur Frage der nationalen Autonomie Flanderns 
nicht das Geringste zu tun und schließt eine Bejahung dieser 
Frage nicht aus.® 

Wenn die Dinge so liegen, wie sie in den voranstehenden 
Zeilen gekennzeichnet worden sind, dann bleibt es befremdend 
und bedauerlich, daß ein Politiker, und zwar gerade ein sozia¬ 
listischer Politiker, sich über deutsche Flamenpolitik so 
äußern konnte, wie der Führer der Sozialdemokratischen Ar¬ 
beitsgemeinschaft, Haase, es in der Reichstagssitzung vom 
30. März getan zu haben scheint. Die über seine Bemerkungen 
zur Flamenfrage vorliegenden Berichte stimmen nicht völlig 
überein: der „Vorwärts“ bringt nicht genau dasselbe wie die 
„Frankfurter Zeitung“. Werden die von Haase gemachten 
Aeußerungen hier nach den Berichten in beiden Zeitungen 
erörtert, so kann dies natürlich nur in einem hypothetischen 
Sinne geschehen, also lediglich in der Annahme, daß diese Be¬ 
merkungen so gewesen sind, wie sie von den Zeitungen ver¬ 
meldet werden. Sie besagen in der Hauptsache folgendes: 

Der Rat von Flandern sei „eine merkwürdige Gesellschaft 
ohne jedes Ansehen im eigenen Lande“. Wir brauchten die 
„unterdrückten“ Flamen nicht zu befreien. (Der Sinn dieser 
Ansicht geht vor allem wohl dahin, zu bestreiten, daß die 
Flamen unterdrückt sind.) Die Flamen hätten die Mehrheit 
im belgischen Parlament. (Diese Bemerkung umschließt 
logischerweise doch wohl die weitere Behauptung, daß diese 
flämische Mehrheit ihr eigenes Dasein nicht dazu benutzt habe. 


® Gegen die von Huysmans vertretenen Argumente wider die flä¬ 
mische Verwaltungsautonomie polemisiert sehr geschickt der Ant- 
werpener Sozialdemokrat Jef van Extergem in „0ns Land“ vom 
12. Mai 1917. Extergem zeigt, daß gerade der belgische Unitarismus 
und Zentralismus Flandern wirtschaftlich geschädigt hatte. 
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die Flamen zu befreien, und daß die Deutschen das, was eine 
flämische Parlamentsmehrheit nicht getan hat, erst recht nicht 
zu tun brauchen.) Eine eigene Universität wolle selbst die 
fiämische „Bourgeoisie“ nicht.* 

Eine derartige Anschauung von den Dingen ist nur auf 
Grund unzureichender Kenntnis des Problems möglich. Wer 
von der Situation ein konkretes Bild hat, wird von vornherein 
nicht behaupten, eine Körperschaft, in der Persönlichkeiten wie 
Borms, einer der populärsten Männer Flanderns, und der 
so tüchtige als bei allen Parteien angesehene christlich¬ 
soziale Sozialpolitiker Verhees sitzen, sei ohne jedes 
Ansehen im eigenen Lande. Allgemein leugnen zu wollen, daß 
die Flamen ein unterdrücktes Volk sind, ist nur möglich, wenn 
man die im ersten Teil dieses Aufsatzes angedeuteten Tat¬ 
sachen, die freilich entscheidend sind, außer acht läßt. 

Vollständig unmöglich ist es, von einer flämischen Mehr¬ 
heit im belgischen Parlament zu sprechen. Es ist zum 
Beispiel der Präsident des belgischen Ministeriums, der 
Kriegsminister von Broqueville, der Abgeordnete der rein 
flämischen Stadt Turnhout. Daß man deswegen Herrn von 
Broqueville gerade als einen Träger der flämischen Mehrheit 
im belgischen Parlament bezeichnen dürfte, ist doch wohl 
etwas zweifelhaft. Eine flämische Mehrheit im belgischen 
Parlament kann rein wahlkreisgeometrisch herausgerechnet 
werden; aber jeder, der die belgischen Parteiverhältnisse 
einigermaßen aus der Nähe kennt, weiß, daß einmal das Parla¬ 
mentswahlrecht in Belgien die Flamen ziffernmäßig benach¬ 
teiligt, und daß weiter der Abgeordnete eines flämischen Wahl¬ 
kreises, der auf ein mit gewissen flamingantischen Ver¬ 
sprechungen gespicktes Parteiprogramm hin gewählt worden 
ist (sei es nun ein klerikales oder liberales oder ein sozia¬ 
listisches Parteiprogramm), im belgischen Parlament, in 
Brüssel, deswegen noch lange keine flämische Mehrheit bilden 


* Auf die Rede Haases erwidert ein Antwerpener SosialdetnokraL 
der genannte Claudius Severus, in der „Qazet van Brussel“ vom 
13. Mai 1917: „Open Brief aan Qezel tlaase“ usw. 
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hilft, sondern daß er von seinem flämischen Sonderprogramm 
wieder zu seinem, der flämischen Gesichtspunkte meist recht 
sehr entbehrenden, Parteiprogramm hinüberspringt—kurz, daß 
Begriffe wie flämische Mehrheit oder wallonische Mehrheit im 
belgischen Parlament überhaupt keine Begriffe sind, weil die 
Nationalitätsfragen den parteipolitischen Programmen bis jetzt 
immer untergeordnet waren. Voraussetzung einer flämischen 
parlamentarischen Mehrheit wäre vor allen Dingen eine flä¬ 
mische Partei oder ein flämischer Block, und dies ist es, was 
es bis letzt im belgischen Parlament nicht gegeben hat — nicht 
geben konnte, weil einem sozial bis in die letzte Vergangenheit 
so stagnierenden Volkstum wie dem flämischen, einem so 
unterdrückten Volkstum der Gedanke einer national- 
radikalen Partei oder Blockbildung gar nicht kommen 
konnte. 

Was nun Jene Bourgeoisie betrifft, die von einer flä¬ 
mischen Universität angeblich nichts wissen will, so läßt sich 
sehr einfach anworten, daß es diese flämische Bourgeoisie — 
das Wort in einem positiven soziologischen Sinne — überhaupt 
nicht gibt, weil die in großbürgerliche Verhältnisse aufgestiege¬ 
nen Flamen bis jetzt von der fratiko-wallonischen Welt zum 
größten Teil einfach aufgesogen worden sind und sowohl zum 
Spott kultivierter wallonischer Nationalisten wie Destr6e, als 
auch zum Spott für flämische Forderungen empfänglicher 
Sozialisten wie Huysmans als „Franskiljons“, d. h. als nach¬ 
gemachte Franko-Wallonen die halbschlächtige Existenz lächer¬ 
lich mißglückter Kulturparvenus führten. Ferner ist es so 
unrichtig wie nur möglich, daß die bürgerlichen Intellektuellen 
Flanderns, die ihrem Volkstum treu geblieben sind, die also 
einzig als flämisches Bürgertum, wenn auch nicht als Bour¬ 
geoisie angesprochen werden können, eine flämische Universi¬ 
tät nicht wollen. Lodewijk de Raets erwähntes Buch ist der 
denkbar krasseste Beweis dagegen. Es ist nicht der einzige 
Beweis. Wer dieses Buch aufschlägt, findet darin übrigens 
ausführlichen Bericht über Vorbereitungen zur Flamisie- 
rung der Genter Hochschule im flämischen Parlament, 
unter anderem den Gesetzentwurf vom 31. März 1911, den 

ii/r 


Digitized 


by Gougle 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSiTY 



420 


Sozialismus' und Flamenfrage. 


Digitized by 


neben dem Christlichsozialen Cauwelaert der Antwerpener 
Liberale Louis Franck und der Center Sozialist Eduard An- 
seeie eingebracht haben. So wenig wollen die Flamen von einer 
eigenen Universität wissen. Man könnte hinzufügen, dafi 
Vanderveide, der Verflamung der Center Hochschule abhold, 
vor dem Kriege immerhin die Errichtung einer fiämischen 
Hochschuie in Antwerpen für wünschenswert gehalten hat. 
Daß sich bestimmte belgische Kreise gegen die Verflamung der 
Center Hochschule durch die besetzende Macht ausgesprochen 
haben, ist ein Faktum, das jenseits einer so ailgemeinen Be¬ 
hauptung liegt, wie Haase sie aufstellte, und die schließlich 
nicht mehr und nicht weniger bedeutet, ais daß die fiämische 
Hochschule in Cent eine aiideutsche Erfindung wäre, während sie 
in Wahrheit auf der Linie hegt, die in Belgien seibst vor dem 
Krieg eingesetzt hat, und von der die belgischen Poiitiker der 
Zukunft nicht mehr werden abweichen können. 

Die objektive und gieichmäßige Uebereinstimmung fiämischer 
und deutscher Interessen ist eine sehr bedeutsame Tatsache 
aligemeiner Politik und der lebendigen Aufmerksamkeit des 
deutschen Volkes in hohem Maße wert. Aber auch 
der Sozialismus in seiner speziellsten Cestalt würde 
sich selbst verleugnen, wenn er der Ansicht wäre, daß 
die flämische Frage ihn nicht berühre. Im Crunde wird 
selbstverständlich kein Sozialist dieser Meinung sein; dann 
kann er es bei einem flüchtig-negativen Verhältnis 
zur Flamenfrage und zu einer deutschen Flamenpolitik auf 
die Dauer auch nicht bewenden lassen. Die flämischen Sozia¬ 
listen könnten es ihrerseits auf die Dauer auch nur als einen 
Mangel an Interesse empfinden, wenn die deutschen Sozia¬ 
listen zur Fiamenfrage nicht in ein positives Verhältnis ein- 
treten wollten. Andere politische Kreise haben früher oder 
später eingesehen, daß sie selbst an der Flamenfrage ein Inter¬ 
esse haben. Es braucht hier nicht von gewissen extremen 
Strömungen die Rede zu sein. Viel interessanter ist beispiels¬ 
weise das Interesse, das die deutschen Katholiken neuerdings 
für die flämische Frage auf bringen, die ihnen in der Tat eine 
große Anzahl breiter Berührungsflächen bietet. Es ist nicht 
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einzusehen, weshalb die deutsche Arbeiterschaft es versäumen 
sollte, den sozialen Qehalt des flämischen Problems gerade im 
Laufe der gegenwärtigen Ereignisse herauszuarbeiten und auf 
diese Weise eine spezifischere Berührung mit diesem Problem 
zu gewinnen, als sie es bisher gehabt hat. 

ln Flandern selbst geschah, was nicht ausbleiben konnte. In 
der Welt des flämischen Sozialismus beginnt sich der flämische 
Aktivismus zu regen, und zwar just in Kreisen, die an sozia¬ 
listischem Radikalismus nichts zu wünschen übrig lassen: 
nämlich insbesondere, wenn auch keineswegs ausschließlich, 
in den Kreisen der flämischen sozialistischen Jugend¬ 
organisationen von Antwerpen und Gent. Daß man die flä- 
misch-aktivistischen Kundgebungen dieser flämischen Jung¬ 
sozialisten, ihre Versammlungen, ihre Resolutionen, ihre kleine 
Halbmonatszeitung „De Sociaüstische Vlaming“ durchaus 
nüchtern einschätzen muß, d. h. einstweilen bescheiden, braucht 
nicht eigens gesagt zu werden. Aber wie die Geschichte sich 
aus Generationen zusammengesetzt, so liegt der Beginn der 
Politik des flämischen Sozialismus der Zukunft bei diesen allzu 
billig ironisierten Jungen, die begriffen haben und die zur 
Wahrheit machen wollen, daß die nationale Selbstbestimmung 
die historische Voraussetzung alles übrigen politischen Lebens 
ist, und daß aus nationaler Veiknechtung auch soziale Freiheit 
nicht aufblühen kann. 


JOHANN PLBNGE: 

Die Revolutionierung der Revolutionäre. 

6. Ideologie und Ideologe. 

D er marxistische Sozialismus muß vor den Spiegel der 
wissenschaftlichen Selbsterkenntnis mit einer dreifachen 
Frage treten: Was für eine Art geistiger Lebensform ist das 
Ziel einer Bewegung, die die Menschenwelt umgestalten will? 
Wie wirkt sich die Forderung des Sozialismus notwendig aus, 
wenn sie ihrem eigenen inneren Maß entsprechen will? Wie 
weit ist der proletarische Sozialismus eine Verwirklichung des 
wissenschaftlichen .Sozialismus“? Die Kreise werden immer 
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enger gezogen, bis das eigentliche Ich des Marxismus der 
wissenschaftlichen Feststellung nicht mehr entrinnen kann. Und 
wenn diese unbarmherzige Mahnung zur Selbsterkenntnis unbe> 
quem erscheint, so bleibt es doch immer der Schlußstein für die 
objektive Verwirklichung einer sozialistischen Zukunft, daß ein 
bewußt gestaltender sozialistischer Wille die ausgereiften Ver¬ 
hältnisse der dem Sozialismus entgegenwachsenden Qesellschaft 
durchdringt. So sieht es der Marxismus selber. Darum ist es 
ein notwendiger Teil der wissenschaftlichen Nachprüfung der 
realen, die Zukunft gestaltenden Qesellschaftskräfte, daß die 
sachliche Lebensfähigkeit eines zur Herrschaft angeblich be¬ 
reiten Sozialismus kritisch festgestellt wird. Will man also die 
Selbsterkenntnis als geistiges LuxusbedUrfnis ablehnen, muß 
man die Erkenntnis der wirkenden Gesellschaftskräfte als sehr 
materialistische Aufgabe anerkennen. Bei Licht besehen ist 
freilich beides genau dasselbe, weil die Qesellschaft das körper¬ 
liche Selbst des Sozialismus ist, und er so oder so als tatsäch¬ 
licher Versuch der gesellschaftlichen Selbsterkenntnis in Dir 
lebt. Deshalb ist er auch in noch so utopischer Form stets ein 
Teil der wirklichen Wirklichkeit, die sich innerlich nach kom¬ 
menden Aufgaben ausstreckt. Wie der einzelne, so ist die 
Qesellschaft ohne ihre Lebenslägen und ohne ihre LebensiUu- 
sionen nicht verständlich, die um das sichere an der Leistung 
erprobte LebensbewuBtsein herum spielen und seine Vorstufen 
sind. 

Der Marxismus hat sich für Wissenschaft gehalten, während 
er eine „Ideologie" ist. Er hat sich als geistiges Endergebnis 
gebärdet, während er seiner ganzen Haltung nach eine Durch¬ 
gangsstufe des Sozialismus dauernd festhalten wollte. Er hat 
sich für ein allseitig ausgerundetes System des Sozialismus aus¬ 
gegeben, während er nur eine zusammengeschobene Zwischen¬ 
form war, die sich in ihrer grimmigen Kampfeslust an eine 
besondere zeitgeschichtliche Aufgabe hatte anpassen müssen. 

Ideologien sind bewußt durchkonstruierte innere Richtbüder 
für zu verwirklichendes Leben und darum etwas anderes*wie 
die Theorien, die bewußt durchkonstruierten Abbilder einer 
schon vorhandenen Wirklichkeit Beides schiebt sich freilich 
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ineinander. Wir können eine Theorie von den Ideologien ent¬ 
wickeln, die die großen Zielsetzungen als geistige Lebensgebilde 
in ihrer natürlichen Gliederung vergleicht. Und jedes Richt¬ 
bild braucht für seinen Willen zur Neugestaltung der Wirklich« 
keit auch ein Abbild der alten Wirklichkeit, in deren wachsendes 
Werden die neue Gestalt hineingeformt werden soll. Aber so¬ 
lange trollen" etwas anderes ist wie Wille etwas anderes 

wie Vorstellung, praktische Vernunft etwas anderes wie theore¬ 
tische Vernunft, solange ist die Ideologie etwas anderes wie die 
Theorie. 

Der soziale Theoretilcer muß bescheidener sein. 

Die Zukunft ist eine Wiliensgeburt. Ein selbstgewisser Men¬ 
schenkennerkann sich nach gelegentlichen Erfolgen schmeicheln, 
erkannt zu haben, was bei dem Willen der anderen sicher her¬ 
auskommt, obwohl eine bessere Lebensregel sagt, daß das Un¬ 
möglichste immer das Wahrscheinlichste ist, und daß man dem¬ 
entsprechend in kleinen und großen Lebenslagen auf das durch¬ 
aus Unerwartete vorbereitet sein soll. Die Sicherheit der 
doktrinären Zukunftserwartung verdummt und ist ein Hinder¬ 
nis im Kampf um das politische Dasein. Das weiß der Marxis¬ 
mus, der mit den Geschichtsprophezeiungen seiner vulgär¬ 
materialistischen Kalendermacher genügend Erfahrungen ge¬ 
macht hat. Und jede gute wissenschaftliche Hypothese über 
die wahrscheinlichen Dummheiten der sozialen Gegenpartei 
hat den objektiv erwünschten Nachteil, die Dummheit selbst 
weniger wahrscheinlich zu machen, wenn die Gegenseite nicht 
ganz mit Blindheit geschlagen ist. Insofern sagt man auch für 
das Schicksal des Kapitalismus nur voraus, damit es anders 
kommt, als man erwartet hatte. So steht der soziale Theore¬ 
tiker, der dem verlockenden Satz von St. Simon nachtrachtet: 
,Pr6voir c’est l’art du savant“ ganz gewiß vor der Möglichkeit, 
bestimmte große Arbeitsaufgaben der menschlichen Zukunft in 
fliren Grundzügen rechtzeitig vorauszusehen und konstruktive 
Grundbedingungen ihrer Lösung nachzuweisen — man kann 
sich da auf gewisse Erfolge berufen, und wir wollen es weiter 
wagen —aber er wird als Wissenschaftler gegen keinen Teil 
seiner Hypothesen so kritisch und skeptisch sein, wie gegenüber 
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dem, was er als kommende Werdewahrscheinlichkeiten ansieht 
w^eil er doch nichts experimentell beweisen kann, und bei 
einij^er Kritilc die äußerste Komplikation der Verumständung 
und das ständige Eingreifen einzigartiger Zwischenfälle genü¬ 
gend kennt Auch wer den Baum der Menschheitsgeschichte 
durch die Jahrtausende in seinem Wachstum zu verfolgen sucht 
kann doch nicht vorhersehen, ob nicht Raupenfraß ihn befällt 
der Blitz hineinschlägt, lange Trockenheit ihn absterben läßt 
Fäulnis in seine Spalte dringt oder auch aus der Tiefe seines 
Lebens der mächtige Trieb der Verjüngung mit schwellendem 
Saft neu emporsteigt So ist es doch denen gegangen, die die 
Menschheit im 18. Jahihundert für fertig hielten, und umgekehrt 
denen, die da glaubten, das Wachstum vor dem Kriege müßte 
noch endlos so weitergehen. Auch für den, der allertiefste in 
ihrer Ausgleichsnotwendigkeit über die Jahrtausende reichende 
Lebenszusammenhänge in der ganzen Qeschichtsstruktur an¬ 
erkennen möchte und in dem Ganzen durch die Generationen 
gehenden Ausgeburt einen einheitlich gerichteten, seine 
gegensätzlich verstrebten Grundanlagen nacheinander ent¬ 
faltenden Lebensablauf der Menschenart zu erblicken sucht, 
bleibt der Fortgang des Gesellschaftslebens ein Spiel von immer 
erneuter Einzigartigkeit, das in der Verwirklichung seiner von 
Anfang an gegebenen Einstellung durch tausend bunte Möglich¬ 
keiten hindurch tastet. So sieht der Theoretiker bei dem 
weitestgespannten wissenschaftlichen Erkenntnisbedürfnis die 
Weltgeschichte und ihre Fortsetzung durch das Durcheinander 
des Augenblicks hindurch in eine Zukunft hinein, die durch tief¬ 
begründete innere Willensziele und stark betonte äußere Wachs- 
tumslinien in gewissen Haupttendenzen erkennbar ist. 

Wer aber sagt: dies könnt und sollt ihr verwirklichen, der 
spricht zum Willen und ist Ideologe, Wer sagt: dies werdet 
Ihr an dem einen unabwendbar kommenden Tage bestimmt 
vollbringen, ist Prophet, und zwar Prophet von der schlechten 
äußerlichen Sorte. Ein abgebrühter schnöder kapitalistischer 
Bankier könnte sagen: Jeder leichtsinnige Spekulant, der an¬ 
deren einen bombensicheren Gewinn verheißt, ist so ein Pro¬ 
phet Prophetie ist schlechte Voraussicht weil sie sich das 
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Pertigwerden so leicht macht. Der Ideologe läßt sich vom 
Theoretiker über das beraten, was möglich und wahrscheinlich 
ist, und bildet als Volkslehrer seine Lebensziele in die Herzen 
ein. Der soziale Prophet vergewaltigt den Theoretiker mit 
seiner vorgetäuschten Offenbarung und erklärt: dies wird sein, 
weil ich will, daß es wird. Das ist ein herrischer Uebergriff des 
Willens in das Gebiet der Erkenntnis. Nicht minder eine Ent¬ 
artungsform der sozialen Willensbildung, wie die Verträumtheit 
in unmögliche Hoffnungen beim Ütopisten. Durch Marx ist der 
Sozialismus nicht zur Wissenschaft, sondern aas der Utopie 
zar Prophetie geworden, während er ein lebensgerechtes Ideen¬ 
system werden muß. Wissenschaft kann er überhaupt nicht 
werden, ohne seine wirklichkeitschaffende Vitalität zu verlieren. 
Selbst wenn der Sozialismus aus der reinen Idee zur Wirklich¬ 
keit geworden ist, bleibt er lebendiger Lebensbegriff, der diese 
Wirklichkeit trägt und sie immer wieder eihält, weil sie so sein 
soll, wie sie ist. Das ist etwas anderes, wie die kühl registrie¬ 
rende Nachzeichnung, die für die sich unbeteiligt haltende Be¬ 
trachtung feststellt, wie der Sozialismus nun eigentlich aussieht 
und in sich zusammenhängt. Zugespitzt kann man sagen: Die 
Wissenschaft ist etwas für die Erkenntnisorgane der Gesell¬ 
schaft, die Ideologie muß im ganzen Umkreis ihrer Willens¬ 
bildung lebendig sein. Praktisch müssen beide Aufgaben ver¬ 
einigt gelöst werden, aber es ist wesentlich für den Wert der 
Unterscheidung, daß die Verschiedenheit der Begriffe auch eine 
Verschiedenheit der organisatorischen Aufgabe bedeutet. 

Ideen und Ideologien sind also wirkliche Lebensmächte, die 
für die innere Ausreifung der menschlich - gesellschaftlichen 
Lebenszustände so notwendig sind, wie für die innere Ausreifung 
des menschlichen Einzelindividuums. Ihre Hauptentfaltung ist 
im Leben der einzelnen und im Leben der Gesellschaften mit 
den Uebergangszeiten zur Reife oder den Zeiten der grundsätz¬ 
lichen Umstellung und Erneuerung verbunden. Man sucht nach 
Omen, wbnn man lernt und wenn man umlernt. 

Der Mensch gliedert und gestaltet sein ganze Umwelt als 
das formende und als das politische Tier, aber er organisiert 
auch nach innen und vergesellschaftet in seinem Bewußtsein 
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seine Regungen und Antriebe zu einheitlichen Formen von 
innerer Helligkeit. Sein starkes Wesen ist Herrschaft und flber- 
greifende Vereinigung. Das ist sein aufbauender Qeist Poli¬ 
tische Ideen sind darum bei ihm so selbstverständlich, wie die 
Konstruktion technischer Werkmittel, die Entfaltung äußerer 
Kunstformen oder der Ausbau innerer Denkformen für das 
geistige Nachbild der Wirklichkeit. Er formt mit Bewußtsein 
sein eigenes staatlich-gesellschaftliches Leben. 

Durch seine Ideen vermag der Mensch freilich nichts anderes, 
als sein eigenes Wesen zu steigern und zu vollenden. Wenn 
er Ideen darum begründen will, und dabei nicht dazu übergeht, 
sie auf einen ihm auferlegten Schöpfungswillen zurückzuver¬ 
folgen, begründet er sie aus der Natur, aus der Vernunft, aus 
dem Reichtum seiner in seiner ganzen Kultur bewiesenen Schaf¬ 
fenskraft. Kurz, er beruft sich auf sein tiefstes Wesen. Gerade 
darum sind Ideen „Ketten, denen man sich nicht entreißt, ohne 
sein Herz zu zerreißen, Dämonen, welche der Mensch nur be¬ 
siegen kann, in dem er sich ihnen unterwirft. (Karl Marx.) 
Sie setzen unser tiefstes Selbst in Bewegung, das in der vor¬ 
handenen Wiilclichkeit noch nicht zu seinem Recht gekommen 
ist, und das sich gegen die Not und gegen den Druck in leiden¬ 
schaftlicher Sehnsucht erhebt, um sich die ihm gemäße Wirk¬ 
lichkeit zu schaffen. 

Bei dem Versuch, geistig nach dem zu greifen, was er nach 
seinem vermeinten Wesen sein könnte und möchte, greift der 
Mensch allerdings wie ein Kind nach Mond und Sternen. Er er¬ 
geht sich in phantastischer Selbsttäuschung, wie ein Knabe, der 
von Taten träumt. Alle Gegenkräfte werden in der Einbildung 
leicht beiseite geschoben oder im Sturmlauf überwunden. Alle 
Herrlichkeiten stehen bevor. Die Geschichte wird umgedichtet, 
die ganze Wirklichkeit zurecht gebogen, um die Macht und 
das Recht einer mit ganzer Inbrunst ergriffenen Idee im letzten 
Glanz erstrahlen zu lassen. Das ist bei den Nationalideen be¬ 
sonders leicht nachweisbar, weil sie sich in ihrer allgemeinen 
Verstiegenheit miteinander beißen. Aber in solchen Träumen 
schwärmte auch der wirtschaftliche Individualismus, ehe er 
zum wirklichen Kapitalismus wurde. Von solchen Träumen 
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wird der Sozialismus versucht, solange er nicht wirklich ist, 
selbst wenn er sich, um wach zu bleiben, in die ganz besondere 
Utopie verlieren möchte, daß er exakte Wissenschaft sei. Der 
richtige Gegensatz zur Utopie in dem berechtigten Sinne der 
vorweggenommenen Zukunftserwartung ist aber nicht die 
Wissenschaft, sondern die Wirklichkeit. 

Die VerwirkUchung ist der große Hauptstrich durch das Leben 
ieder Idee. 

Nach der Verwirklichung ist aus der reinen Idee der von ihr 
durchwachsene äußere Lebenszustand geworden, den die zum 
politischen Lebensbegriff gewordene Idee dauernd erhält und 
trägt. So besteht die wirkliche Demokratie, weil und wenn 
ihre Bürger sie weiter wollen und mit ihrer Kraft dahinter 
stehen. Auf dem aus dem tiefsten Wesensgrund entschlossenen 
tatbereiten Willen ruht, wie es Lassalle geschildert hat, die 
Lebensfähigkeit einer Qesellschaftsverfassung. Dieser Wille 
kann sich dann seiner Wirklichkeit so wohlgefällig bemeistern, 
daß er alle Entartungen ebenso übersieht, wie alle organischen 
Schwächen, alle unverdauten Widersprüche aus der Vergangen¬ 
heit ebenso wie die bedrohlichen Bildungen einer neuen Zu¬ 
kunft. Die Demokratie der Vereinigten Staaten mit ihren 
„Bossen“ und mit ihrer weltpolitischen Unfähigkeit, mit ihren 
Negern und mit ihren Trusts und trotz alledem mit der blinden 
Sicherheit ihrer demokratischen Selbtsvergötterung ist ein 
Musterbeispiel für die Wirklichkeitsform einer Idee. 

Vor der Verwirklichung ist eine Idee das geistige Banner einer 
Bewegung. Als Bewegung ist sie glühendes aktuelles Leben 
mit unendlicher Sehnsucht nach Verwirklichung. Als geistiges 
Richtbild schwankt sie notwendig in vielfachen Möglichkeiten 
der Annäherung und des Ausbaus, weil sie noch nicht in die 
harte Ordnung der Wirklichkeit hineingezwungen ist. 

Danach ist zu beurteilen, wo der Sozialismus steht. 

Die Geschichte ist voll von Beispielen dafür, daß Ideen wirk¬ 
lich werden. Die deutsche Nationalidee! Die Christianisierung 
des ausgehenden Römerreiches und der Gesellschaft des Mittel¬ 
alters I Die durch ein großes System von allseitiger Freiheit 
mittels Gesetzgebung ermöglichte Lebensordnung des 19. Jahr- 
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hunderts! Bloße gesellschaftliche Entwicklung vermag das 
nicht. Politische Ideen können sich so auswiilcen, weil sie }a 
ihrer innersten Natur nach „Menschen in Bewegung setzen, 
welche eine praktische Gewalt aufbieten“. 

Marx sagt allerdings ebenso richtig: „Es genügt nicht, daß 
der Gedanke sich zur Wirklichkeit drängt, die Wirklichkeit muß 
sich auch zum Gedanken drängen". So gab der trotz seines 
äußeren Friedens aus aller Ordnung gerissene gesellschaftliche 
Boden des Römerreiches die Möglichkeit für eine Religion des 
weitabgewendeten inneren Friedens, der die MenschenbrOder 
vereinigt. Die neuen Kräfte des kapitalistischen Wirtschafts¬ 
lebens verlangten die Freiheit, die der politische Liberalismus 
ihnen gewährte. Die Organisätionsformen des Hochkapitalis¬ 
mus reifen dem Sozialismus entgegen, der sich gegen das ver¬ 
nichtende Chaos der individualistischen Gesellschaft erhob. Das 
blinde Wachstum der äußeren Gesellschaftsordnung ändert sich 
dem irgendwie entgegen, was ihr durch den bewußten Willen 
grundsätzlich neu einverleibt werden soll. Die Entstehung, Ver¬ 
breitung und Realisierung eines Ideenzentrums und die gleich¬ 
zeitige Umgliederung des Gesellschaftskörpers aus dem Einzel¬ 
streben seiner Teile erscheint damit als ein biologischer Ge¬ 
samtvorgang, an dem keine Seite übersehen werden darf. Marx 
selbst gegenüber gilt: es genügt nicht, daß die Wirklichkeit sich 
selbst zum Gedanken drängt, der Gedanke muß in die Wirk¬ 
lichkeit befruchtend hineinschlagen, sonst bleibt nur das drän¬ 
gende Chaos. Das war die Lage des Sozialismus, als Marx 
auftrat. Das ist die Lage des Sozialismus im Weltkrieg. Die 
Wirklichkeit ist da. Der gestaltende Gedanke fehlt. 

Es wird damit ein geschichtliches Grundverhältnis, wie sich 
Ideen und Wirklichkeit begegnen. 1789 hatte der Gedanke die 
Initiative, 1914 die Wirklichkeit. Insoweit war die Revolution 
von 1914 echt marxistisch. Nur der Marxismus versagte. 

So bekommen die politischen Ideen als die Formkräfte der be¬ 
wußten Wesenssteigerung der staatenausgliedernden Menschen¬ 
art in dem Entwicklungsbild des ganzen gesellschaftlichen 
Lebensaufbaus ihren Platz, und neben den lebenserhaltenden 
Nutzüberlegungen der Interessen ihr besonderes Recht. Inter- 
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essengegensätze und Interessenkämpfe genügen nicht zur Er¬ 
klärung der Ideen, so sehr sie auch mit dem ganzen Leben der 
Ideen verbunden sind. Das von innen heraus nach weiterer 
Entfaltung drängende Qesellschaftsleben steht unter dem Druck 
der vorhandenen Wirklichkeit. Wo eine Idee aufsprieBt, fühlt 
sich ein Interesse verletzt. Neue Lebensgestaltung der Gesell¬ 
schaft bedeutet hier Verdrängung, dort erweiterten Spielraum 
für ihre Teile. Sie kann nicht geschehen, ohne Interessen zu 
kräidcen und Interesses zu fördern. An den Sturmlauf der 
Ideen schließt sich die gierige Anhängerschaft der Interessen 
und das Interesse sperrt sich mit hartem Widerstand gegen 
den Sieg der Idee. Irgendwie muß das Interesse auf seine 
Rechnung kommen, damit die Idee nicht zum kraftlosen Gerede 
wird. Die Verwirklichung von Ideen führt durch alle Ver¬ 
suchungen der Interessenpolitik hindurch und ihre Herrschaft 
bedeutet die Gefahr neuer noch ungezügelter Interessen. Aber 
der innere Gestaltungsdrang des gesellschaftlichen Lebens¬ 
willens mit seinen Richtbildern ist mehr als Interesse. Das 
unfruchtbare Wort muß für das eigensüchtige und doch so 
lebensgemäße Hinundherziehen der einzelnen Gesellschaftsteile 
bleiben, durch die sich eine solche Wesenserneuerung der 
Gesellschaft notwendig vollziehen muß. 

Danach ist auch klar, daß man Ideen auch nicht mit dem 
geschichtlichen Erlebnis verwechseln darf, das sie zur unver¬ 
geßlichen Erweckung bringen kann. Der Geist von 1789 ist 
etwas anderes wie die Ideen von 1789. 

Und trotz dieser geschichtlichen Erweckung großer sozia¬ 
ler Ideen gibt es „ewige Ideen". Man muß diesen Ausdruck 
brauchen, solange der Quellpunkt der allgemeinsten Ideen¬ 
bildung, das lebendige Grundwesen des Menschen, unbeschadet 
aller Rassenunterschiede dasselbe bleibt, und aus seiner Grund¬ 
struktur geistige Richtbilder der Lebensgestaltung heraus¬ 
geboren werden können. Diese „ewigen Ideen“ sind freilich 
nicht von vornherein alle deutlich bewußt. Das merkwürdige 
staatenausgliedernde Lebewesen Menschheit, in dem wir die 
helläugigsten Einzelzellen sein möchten, wird erst im Laufe 
seiner Entwicklung geistig reif und über sich selber endgültig 
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klar.' Es ist so möglich, daß sich die Menschheit auf eine neue 
„ewige Idee“ besinnt, wie daß ein neues Element entdeckt wird. 

Wie ist der Sozialismus in unserem tiefsten Selbst verankert. 
Ist er eine echt ewige „Idee“? Das ist damit die Frage! 

Marx hat im tiefsten daran geglaubt, darin in der Tat echter 
Prophet von großartigem Schwung, der sich nicht ganz in das 
kleine WahrsagerkunststUck der Ankündigung einer künftigen 
Aeußerlichkeit verliert, sondern eine Innerlichkeit von unab- 
weislicher Kraft zur Tat auf ruft. Da« ist der edle Sinn der 
Wendung, daß der Sozialismus durch Marx zur Prophetie ge¬ 
worden ist. Aber wie „des Gesetzes Werk“ geschichtlich den 
heiligen Glauben der Propheten zugedeckt hat, so hat Marx, 
auch darin ein allseitiger Repräsentant seiner Rasse, den tiefen 
Ruf der inneren zum Sozialismus drängenden Willenskräfte 
durch die klappernde Entwicklungsmühle der mechanischen 
Weiterbildung des Kapitalismus beinahe übertäuben lassen. 
Leider war er nicht Realist, und nicht kritisch genug, um auch 
die Ideen realistisch und kritisch zu sehen. Er flüchtete in 
blindem Haß vor der hinter der Welt arbeitenden metaphysi¬ 
schen Idee Hegels und kam nicht zum klaren Bewußtsein, daß 
es politische Ideen gibt, daß er selbst ganz in Omen lebte, und 
oft genug von Ihnen sprach. Er flüchtete in die sogenannte 
„Wissenschaft“, als ob der soziale Aufklärungsdienst wichtiger 
sei als die soziale Truppenführung. 

Dabei hat doch die Frage, wie ist der Sozialismus in unserem 
tiefsten Selbst verankert, die gesteigerte Bedeutung, daß der 
Sozialismus für Marx und die Marxisten die letzte Idee ist, der 
Uebergang in das Reich der erkannten Gesellschaftswahrheit, 
die Idee der Ideen. Das muß dann eine Idee sein, der nichts 
„ewiges“ fremd bleiben kann und die darum ein viel erneuerndes 
Innenleben hat. 

So ist es gewiß kein Spott, sondern ein hoher ^rennahme, 
wenn wir trotz aller kritischen Einwände Marx einen starken 
Ideologen nennen. Hätte er die selbstgefällige Eitelkeit Nietz¬ 
sches gekannt und den Satz gewürdigt, daß sich die Welt „un¬ 
hörbar um die Erfinder neuer Werte dreht“, hätte er vielleicht 
in dem immer wieder grimmig erneuerten Spott des, großen 
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Napoleons gegen die Ideologen die Abneigung des abtrünnigen 
Machtpolitflcers erkannt. 

ln der Politik müssen nun einmal Ideologen und Realpolitiker 
Zusammenwirken, und zwar Realpolitiker sehr verschiedener 
Art, Baumeister, die eine politische Ordnung im kleinen oder 
großen schaffen können, und bloße Willenstechniker mit den 
Spielarten der Massenführer, die den Willen zu sammeln wissen, 
der Taktiker, die sich auf das Hin und Her der Schachzüge ver¬ 
stehen, der Machtpolitiker, die die gesammelten Kräfte einzu¬ 
setzen wissen, um den Erfolg zu erzwingen. Der Machtpolitiker 
haßt die Ideologen, weil sie das von innen zerstören können, 
was er von außen beherrschen will. Der Massenführer ist ihr 
vergröbernder Schüler. Der Taktiker glaubt sie mit seiner 
überlegenden Gerissenheit verspotten zu dürfen, und es kann 
unter diesen gewandten Leuten höchstens als ganz besonderes 
Geschick gelten, auch mit Ideen zu arbeiten, so wie Bülow seine 
Biockidee schuf und beinahe selbst daran glaubte. Starke 
innere Verwandtschaft besteht zwischen Ideologen und poli¬ 
tischen Baumeister. Da wird die Realpolitik von der Ideen¬ 
politik hochgetragen und bekommt durch sie ihre schöpferische 
Aufgabe. Der Baumeister gibt einer Idee ihre mögliche Wirk¬ 
lichkeit, wie Bismarck dem Reichsgedanken. Darum ist Bis¬ 
marcks Stellung zu den Ideen zwiespältig und trotz Macht¬ 
politik und Diplomatie keineswegs bloße Abneigung oder Ver¬ 
achtung. In der diplomatischen Politik kann am längsten alles 
als bloße Willenstechnik erscheinen, die mit vorhandenen Wirk¬ 
lichkeiten zu rechnen hat. Aber wenn es gilt, Staaten und 
Staatensysteme nach einer Weltkatastrophe neu aufzubauen, 
braucht auch die Außenpolitik Baumeistersinn und Ideen. Dann 
wird Politik zur obersten Kunst der staatenbauenden Mensch¬ 
heit und zur höchsten Probe ihrer organisatorischen Geistes¬ 
kraft 

Die Ideenbildung als solche ist künstlerisch und lehrhaft und 
schaffte eine allgemeine Form, die in dieser Allgemeinheit für 
alle gelten soll, um alle zu ihrem besonderen Tun von innen 
her zur Wirkung aufzurufen. Realpolitik geht auf die Verwen¬ 
dung positiver äußerlich vorhandener Kräfte und verlangt die 
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volie Herrschaft über das schneii wechselnde Bild der Einzel¬ 
heiten, um stets die besondere Möglichkeit zur Wirklichkeit 
meistern zu können. Beides verlangt verschiedene Wesens¬ 
anlage. Wir haben in dem ersten deutschen Nationalsozialis¬ 
mus ein Schulbeispiel dafür, wie ein Ideologe als Realpolitiker 
entgleist. 

Der Ideologe soll die Grenzen seiner persönlichen Begabung 
nicht zu den Grenzen seiner Bewegung madien. Der Pro¬ 
phet soll dem Staatsmann das Handwerk nicht beschränken. 
Wegen der organisatorischen Unfruchtbarkeit von Marx ist der 
Marxismus bei einer Ideologie der Verneinung und beim 
Massenaufgebot der demonstrativen Verneinung geblieben. Die 
Aufgabe des politischen Aufbaus wurde überhaupt nicht gestellt. 
Die Ideologie erstarrte in ihrer angeblichen abgeschlossenen 
„Wissenschaftlichkeit“, in der sie auch von subalternen Köpfen 
weiter gelehrt werden konnte. 

Jetzt stehen die Realpolitiker des Marxismus vor der Auf¬ 
gabe, nicht nur neue taktische und strategische Situationen 
für die sozialistische Politik der deutschen Arbeiterschaft neu 
zu erfassen, die Massen in einer Zeit der geistigen Verwirrung 
bei der Fahne zu erhalten, und über den richtigen Einsatz der 
verfügbaren großen Macht kraftgewiß zu entscheiden, sondern 
es gilt jetzt, Baumeister zu sein und darüber hinaus sich im 
Innersten Klarheit zu schaffen, nach welchem Plan gebaut 
werden soll. Das ist das schwerste, weil der Realpolitiker 
Realpolitiker bleibt und der Ideologe Ideologe. Sauere Arbeit 
für den Marxismus! Was waren es doch für bequeme Tage, 
wo man so fest zu wissen glaubte, worauf es mit der ganzen 
Welt hinausging. Was ist es aber auch jetzt für eine starke 
Willenslust, wo man vom toten Schema frei ist, wo man das 
Leben neu erobert und wirklich lernt, was Politik eigentlich heißt. 


An der Erhaltung der Unabhängigkeit Deutschlands sind die arbei¬ 
tenden Klassen mindestens ebenso interessiert wie diejenigen, die sich 
ais die berufenen Herrscher der Völker betrachten, und das arbeitende 
Volk ist nicht gewillt, seinen Nacken unter irgendeine Fremdherrschaft 
zu beugen. BebH. 
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PAUL MÜLLER: 

Kriegsverluste und Wiederaufbau der 
deutschen Handelsmarine. 

II. 

Die allgetneioe Mobilniachuns der deutschen tlandelsschifiabrt nach 
dem Kriege ist eine der ersten Voraussetzungen Ihr die schnellste 
Wiederaufrichtung der deutschen Wirtschaft überhaupt, und kann 
deshalb nicht erst nach dem Kriege in Angriff genommen, sondern 
mu£ bereits während des Krieges planmäßig vorbereitet werden, 
ln erster Linie soweit der Ersatzbau für verlorenen Schiffsraum in 
Frage kommt. Dieser Umstand ist zwingend und bedingt, daß der 
deutschen Schiffahrt die erforderlichen Entschädigungen bzw. Bei¬ 
hilfen bereits während des Krieges geleistet oder mindestens reichs- 
gesetziich garantiert werden. Die Reichsregierung muß durch Gesetz 
verpflichtet werden, unverzüglich geeignete finanzielle Maßnahmen 
zu ergreifen, mit dem Zweck: 

1. den sofortigen Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte derart 
sicher zu stellen, daß nach FriedensschluB derjenige Raumgehalt an 
Seeschiffen zur Verfügung steht, dessen das deutsche Wirtschafts¬ 
leben zu seinem Wiedererstarken bedarf; 

2. den Bemannungen deutscher Schiffe diejenigen Verluste zu er¬ 
setzen, die sie an ihrem Schiffseigentum und Infolge Zugriffe feind¬ 
licher Mächte durch besondere Aufwendungen für die Sicherheit ihrer 
Person erlitten haben. 

In der Erhebung dieser Anforderungen an Regierung und Reichs¬ 
tag gehen Reeder und Seeleute sicher konform. 

Am 11. Mai 1916 erhob der Reichstag die nachstehende Resolution 
mit an Einstimmigkeit grenzender Mehrheit zum Beschluß: 

«Unverzüglicb im Zusammenwirken mit dem KriegsausschuB der 
deutschen Reedereien alle zur Erhaltung und Vermehrung des Be- ' 
Standes an deutschen Handelsschiffen für Binnen-, Küsten- und Ueber- 
seeverkehr geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere den 
dentschen Reedereien den Bau von Handelsschiffen durch Bereit- 
steUung ausreichender Geldmittel zu erleichtern.“ 

Dieser Beschluß des Reichstages, den die Regierung sympathisch 
aufnahm, fand zunächst den allseitigen Beifall der deutschen Schiff¬ 
fahrtsinteressenten, hat sich aber mittlerweile in seiner praktischen 
Ausführung als unzulänglidi erwiesen. 


11/3 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 


434 


Kriegsverluste und Wiederaufbau usw. 


Digitized by 


Zunächst ließ er die Seeleute vollkommen außer Betracht; dann 
folgerte die Regierung ans diesem Beschluß nicht die Pflicht zur 
Kriegsverlustentschadigung an die Reeder und Seeleute aus Reichs¬ 
mitteln, sondern nur die Notwendigkeit der Gewährung von Schiffs- 
baudarlehn an die Reeder, auf bestimmte Fristen, zum Teil zinsfrei, 
zum Teil zinspflichtig. 

Dieser Plan der Regierung ging im einzelnen dahin, daß den 
Reedereien, die Ersatzbauten für erlittene Kriegsverluste in Auftrag 
geben und in Ausnahmefällen auch solchen Reedereien, die aus¬ 
ländische Schiffe neu erwerben, auf Antrag Darlehn aus Reichsmitteln 
bis zum Höchstbetrage von insgesamt 300 Millionen Mark gewährt 
werden sollten. Und zwar lag diesem dem Reichskanzler zur Ver¬ 
fügung zu stellenden Gesamtbetrag die Berechnung zugrunde, daß 
ein ungefährer Neubaubedarf von rund 1500 000 To. Tragfähigkeit 
zu 300 Mk. Baukosten für die Tonne zu berücksichtigen ist. Die 
Darlehn sollten zwei Drittel des Neubau- oder Erwerbspreises er¬ 
reichen dürfen, jedoch sollte eine etwa schon gezahlte Ersatzleistung 
durch die Heeres- oder Marineleitung für kriegsverlorene Schiffe von 
dem Darlehn gekürzt werden. Die Darlehn sollten zur Hälfte zins¬ 
frei, zur anderen Hälfte mit 6 Proz. zu verzinsen sein. 

D^s weiteren sollte das zinsfrei zu gewährende Darlehn von dem 
Kalenderjahr an, das auf die Indienststellung des Schiffes folgt, in 
den ersten zehn Jahren mit je 10 Proz., in den folgenden zehn Jahren 
mit je 10 Proz. seines ersten Betrags auf jedes Jahresende, also in 
zusammen 20 Jahren getilgt sein, während das verzinsliche Darlehn 
mit 10 Proz., also schon in zehn Jahren, getilgt werden sollte. Die 
Darlehn sollten hypothekarisch, oder, wo dies nicht angeht, auf 
andere Weise sichergestellt werden. Alle Schiffe, für die Reichs- 
darlehn in Anspruch genommen werden, müssen spätestens fünf 
Jahre nach Priedensschluß fahrtbereit sein. Im übrigen sollen die 
Darlehn auf die einzelnen Reedereien möglichst so verteilt werden, 
daß die Höhe des Darlehns sich jeweilig nach der Tonnenzahl der 
durch den Krieg erlittenen Schiffsverluste richtet. Auch sollen Dar¬ 
lehn grundsätzlich nur für solche Schiffe gewährt werden, die in der 
Hauptsache der Güterbeförderung dienen, wenn auch Ausnahmen von 
diesem Grundsatz durch den Reichskanzler zugelassen werden 
können. Eine besondere Bedeutung erhält diese Bestimmung noch 
dadurch, daß bei der Anrechnung der Schiffsverluste auch die ver¬ 
lorenen Passagierschiffe, also nicht nur die Güterschiffe, mit berück¬ 
sichtigt werden, so daß praktisch die Darlehn in verstärktem Maße 
dem Neubau von Frachtschiffen zugute kommen würden. Die Reichs- 
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regierung ist der Ansicht, dafi ein beschleunigter Ersatz reiner Passa- 
gierschiffe nicht dringlich ist 

Diese Rechnung der Regierung hatte mehr als ein gewaltiges Loch, 
und sie berücksichtigte auch nicht im entferntesten die tatsächlichen 
schweren Verluste der deutschen Handelsflotte und ihre finanziellen 
Notwendigkeiten für den Wiederaufbau. 

Aus der Gewährung solcher Schiffsbaudarlehn an die Reeder muB 
selbstverständlich (Ue Pflicht zum Schiffsbau hergeleitet werden. 
Wie der Krieg alles andere, so hat er auch den Schiffsbau enorm 
verteuert Rechnete man vor dem Kriege mit einem Baupreise von 
150—180 Mk., also hn Durchschnitt von 165 Mk. pro Br.-Reg.-To., 
so muB man heute mindestens mit einem Baupreise von 400—600 Mk., 
also im Durchschnitt von 500 Mk. pro Br.-Reg.-To., also mit einer 
Preissteigerung von 300 Proz. rechnen. Der mit lang- oder kurz¬ 
fristigen, zinsfreien oder zinspfUchtigen Schiffsbaudarlehn ausgeführte 
Schiffsbau bei solchen Baupreisen schließt selbstverständlich jede 
Rentabilität dieser neuerbauten Schiffe nach dem Kriege aus. Ich 
kann es deshalb verstehen, daB sich die deutschen Reeder diesem 
Bandarlehnsplane der Regierung gegenüber ablehnend verhalten und 
ich begrüße es deshalb, daß die Reichsregierung den Plan in dieser 
Form hat fallen lassen. Sie hat ihren diesbezüglichen Gesetzentwurf 
gar nicht erst eingebracht, sondern erneut Fühlung (leider nur!) 
mit den Reedern genommen, um anderweitige Wege ausfindig zu 
machen. Es ist bekannt, daß diese Verhandlungen sich auf ein 
Entschädigungsgesetz gerichtet haben, d. h. den Reedereien, die ihren 
Kriegsschaden nachzuweisen hätten, sollte durch Gesetz grundsätz¬ 
lich das Anrecht an einen späteren Ersatz dieses Schadens zuge¬ 
standen werden, während vorderhand unverzinsliche Vorschüsse (also 
nicht Darlehn!) sie in den Stand setzen sollten, ihre Bauprogramme 
zom Ersatz der verlorenen Tonnage in Angriff zu nehmen. 

Wenn die Reeder ein allgemeines Entschädigungsgesetz statt ein 
Baudarlehnsgesetz fordern, so stimme ich darin mit ihnen überein; 
wenn sie aber soweit gehen sollten, die Baufreiheit zu fordern, statt 
die Baupflicht anzuerkennen, so würde ich dieses Verlangen als un¬ 
billig bezeichnen, denn der Zweck eines Kriegsverlust-Entschädigungs¬ 
gesetzes für die deutsche Seeschiffahrt ist nicht in erster Linie die 
Schadlosbaltung der deutschen Reeder, sondern der Wiederaufbau der 
deutschen Handelsflotte und die Mobilmachung der deutschen Handels¬ 
schiffahrt nach dem Kriege. Daraus ergibt sich für die Reeder die 
Pflicht, den Schiffsbau nach besten Kräften und unter Ausnutzung aller 
verfügbaren BaumOglicbkeiten zu forcieren. Natürlich in den Gren- 
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zen, die die dnrcb den Krieg erwachsenen Schwierigkeiten natur* 
gemäß bedingen. 

Die um das dreifache gestiegenen Sdiiffsbaupreise in Verbifidung 
mit den durch den Krieg der Schiffbauindustrie erwachsenen Sdiwie- 
rigkeiten (Mangel an Baumaterial, Arbeitskräften usv.), machen es 
meiner Auffassung nach der Regierung zur Pflicht, nicht nur ihren 
Einfluß auf die Preisregulierung im deutschen Schiffsbau nach drück- 
liehst geltend zu machen, sondern sie wird es auch ernsthaft za 
erwägen haben, ob nicht das Reich den Schiffsbau in Eigenregie 
übernimmt, um den Reedern — namentlich für den transatlantischen 
Verkehr — fertige Schiffe an Stelle der Kriegsverhistentscfaädigiuig 
in Bar zu überlassen. 

In diesem Zusammenhänge muß auch die Mitgemäfie Frage ernst¬ 
haft erwogen werden, ob nicht dasselbe Reich, das wieder Millionen 
zum Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte und Seeschiffahrt 
auswerfen soll, das regulierend auf die Gestaltung der Preispolitik 
für Schiffsbaumaterial und den Schiffsbau selbst eingreifen soll, das 
eventuell den Bau neuer Ersatzschiffe für die Mobilmachung der deut¬ 
schen Handelsschiffahrt nach dem Kriege in die Hand nehmen soll, 
ob dieses selbe Reich nicht aus fiskalischen und wirtschaftlichen 
Rücksichten und Notwendigkeiten heraus die Pflicht hat, einen Teil 
der deutschen Handelsflotte in Eigenregie zu übernehmen, d. h. die 
transatlantischen Hauptlinien in ein Reichsschiffahrtsmonopol za 
verwandeln. Ich weiß, daß namentlich das deutsche Qroßreedertnm 
nicht nur vor dem Kriege, sondern auch während des Krieges gegen 
meine bezüglichen früheren Anregungen an anderer Stelle in seiner 
Presse mit mehr Temperament als Sachkunde und Rücksicht auf die 
Allgemeininteressen hat Sturm laufen lassen. Doch auf diese man- 
chesterliche Voreingenommenheit der Reedereiinteressenten kann and 
darf die deutsche Reichsgesetzgebung keine Rücksicht nehmen. Ihr 
wird mit Recht zugemutet, für den Wiederaufbau der deutschen 
Handelsflotte 1—Milliarden Mark auszuwerfen. Nicht im Inter¬ 
esse der deutschen Reeder, sondern im Interesse des deutschen 
Volkes und der Gesundung und Erstarkung seiner Wirtschaftslage 
nach dem Kriege. Regierung und Reichstag haben aber selbstver¬ 
ständlich auch die Pflicht, die Decknngsfrage zu prüfen. Bei der 
Finanzlage Deutschlands nach diesem Kriege ernsthafter und gründ¬ 
licher denn je. 

Unbekümmert um den finanziellen Ausgang dieses Krieges wird das 
deutsche Volk bestrebt sein müssen, seine finanzielle Erstarkung nach 
dem Kriege aus sich heraus anznstreben, und da wird es ohne Ver- 
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möKenskonfiskationen und ReichsmonopoUsiernns: eines erheblichen 
Teiles unserer heutigen Privatwirtschaft schwerlich abgehen. Ich 
vermag nicht einznsehen, weshalb dieser wirtschaftliche und finan- 
xielle QesnndungsprozeB vor der deutschen Seeschiffahrt Halt 
machen soll 

Doch das nur nebenbei. Vorerst muB es uns darauf ankommen, 
den Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte und Seeschiffahrt 
sicher zu stellen und die deutschen Seeleute in den Stand zu setzen, 
ihrem Berufe unter deutscher Flagge nachgehen zu können. Wenn 
die maritimen Staaten sich für den friedlichen Wettstreit auf den 
Weltmeeren und dem Weltmärkte nach diesem folgenschwersten aller 
^Kriege rüsten, dann darf Deutschland trotz englischer Habsucht mit 
'seiner Handelsflotte nicht an letzter Stelle stehen. Für Deutsch¬ 
land gilt nach dem Kriege der Satz: „navegare necesse est" mehr 
denn le. 

Die Welthandelsflotte umfaBte 1914 49090000 Br.-Reg.-To. Von 
diesen 49,1 Millionen Br.-Reg.-To. kamen auf England — ohne 
Kolonien — 19,3 Millionen Br.-Reg.-To. = 40 Proz. der gesamten 
Welttonnage. Auf Eleutschlands Handelsflotte entfiel 1914 nur 
5459 296 Br.-Reg.-To. = 10,50 Proz. der Welttonnagc. Die deutsche 
Handelsflotte hat annähernd 50 Proz. ihres Friedensbestandes dem 
Weltkriege opfern müssen. Ich verkenne und unterschätze nicht die 
nngeheuren Wirkungen des deutschen U-Boot-Krieges und die enor¬ 
men Verluste, die er der englischen Handelsflotte zufügt Ich be¬ 
zweifle aber, daB die englische Handelsfiotte dem Kriege mehr als 
35—40 Proz. ihres Friedensbestandes wird opfern brauchen. Diesen 
Vorsprung der englischen Handelsflotte gilt es deutscherseits wenn 
irgend möglich auszugleichen. Und das ganz besonders angesichts 
der Qedankengänge, die englischen Schiffahrtskreisen bezüglich der 
Znknnft der deutschen Handelsschiffahrt vorschweben und die in dem 
führenden englischen Reederblatt .J'airplay“ folgenden Ausdruck 
finden: 

»Wir werden nicht nötig haben, eine Vereinbarung zu treffen, kein 
Schiff nach Deutschland zu senden. Wir Verbündeten werden viel¬ 
mehr jedes Schiff, das wir erübrigen können, hinsenden, solange 
die Sache für uns einträglich ist Wir brauchen auch keinerlei Ver¬ 
einbarungen über die Bedingungen, unter denen deutsche Handels¬ 
schiffe in englische Häfen einfahren können; denn wenn wir mit 
Deutschland fertig sind, wird es gar keine Flotte mehr haben, und 
es wird lediglich unsere Sache sein zu bestimmen, ob es in Zukunft 
eine haben wird oder nicht Es haben einmal einige PreuBen er- 
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klärt (??), daB sie den französischen Pranen nur die Augen lassen 
würden, um Thränen zu vergieBen. Wir sind humaner, wir werden 
4en Deutschen die Hände lassen, mit denen sie arbeiten können, und 
den Mund, mit dem sie essen können, das alles aber zu unserem 
Vorteil und nicht zum Vorteii der Deutschen oder der Neutralen. Die 
Deutschen müssen ais Verbraucher wie als Hersteller unter unserer 
Kontrolle stehen, und der Schlüssel des Speiseschranks muB im Ge¬ 
wahrsam der Verbandsmächte sein.“ 

Dieses unverschämte Ziel des anmaBenden England wird und muß 
scheitern an dem Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte, an der 
Erstarkung unserer Handelsschiffahrt nach dem Kriege, an der deut¬ 
schen maritimen Energie und Tüchtigkeit. 


Glossen. 


Lautloser Tod. 


N eben einem aufgerissenem Pferdekadaver, dessen Gedärm stin¬ 
kend, wie verworrener Knäuel an der Erde klebte, umringt vom 
Gewimmer brachen Schlachtfeldes, auf weitem, versprühtem Acker¬ 
land lag er. Vergessen, schwerverwundet lieber ihm verquoU, einem 
whidgeblähten Schirmdach gleich, nachtblau-verdunkelter Himmel... 

Matthias Wolkinger, derselbe, der einmal gelegentlich einer Wette 
im „Lamm“ aus dem Gottesacker, oder vielmehr aus dem Leicben- 
haus, dnen Totenschädel geholt hatte, trotzdem der Michael Irgert 
sich vorher hineingeschmuggelt hatte und ihm aus dem Dunkel ent¬ 
gegenrief, als er den Kopf schon in den Händen hielt: Jiös is der 
meine“. Und dem er denselben wieder ins Dunkel zurückschmiB 
mit dem lakonischen Bemerken: „Dann behalfst ihn.“ Dieser selbe 
Matthias Wolkinger teg vergessen und so unsäglich müde da. 

Grenzenlos verlassen fühlte er sich auf einmal, so daB er sogar 
das Rufen vergaß. Denn Jede Bewegung sengte neuen Schmerz durch 
ihn, dolcbgleich und zum Rasendwerden. Also liegen bleiben, warten, 
warten, willenlos warten bis lautloser Tod konunt . . . 

SchlieBlich doch rufen? — 

Zu was? Warum? Warum einem Leben rufen, dessen Zweck¬ 
losigkeit plötzlich so klar auf der Hand lag. — Wenn man bestimmt 
weiß — noch zwei, drei Minuten, dann isfs also stiU, ganz still . . . . 
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Und welchem Leben denn rufen? Einem, das doch nur deshalb 
Leben ist, weil es als Schlufi den Tod hat . . . .? 

Matthias Wolkinger formte sich diese Gedanken schwer und stur, 
wie verdrossene Bauern seiner Heimat gewohnt waren zu denken. 
Und Jetzt ließ er seine heißen Blicke über das tote Pferd gleiten — 
weiter, weit hinaus in die dunkele Ebene des unregelmäßigen Feldes 
imd landete schließlich in den glotzenden Pferdeaugen, verbohrte sich 
in der verschwimmenden Blässe derselben. 

Verflucht 1 Ganz naß wird man von diesem Bluten 1 Naß und 
dreckig .... Und so müde — 

Dann dachte Mathias an sein Weib, an vieles noch. Wie einer, der 
auf versteckter, traumverborgener Waldlichtung ausruht und sein 
wahlloses Denken schweifen lassen kann- 

Sie wird sich schon zurechtfinden, der Jakob geht ihr schon in 
die Hand und in Mertelfing, da ist*s Ja auch nicht zum Verhungern, 
am End’ findet sie gar einen, der — 

Vor seinem brennenden Aug’ erhob sich Fanny, voll und jung, ein 
sehniges Weib. 

Auf einmal aber verschwamm alles. Aus apathischer Hoffnungs¬ 
losigkeit und trägem Hin und Her türmte sich ein Gedanke: Wenn 
alles so ist, so — die leibhafte Nutzlosigkeit — warum denn dann 
leben? Und ein Suchen wölbte ein Irgendwo- 

Irgendwo muß also doch was sein, was da alles ausgleicht, was 
alles eben macht — 

Und dies^ Irgendwo loderte auf in ihm — wurde Begierde — 

Der Matthias Wolkinger fieberte schon. 

Aus Erinnerungen blätterten sich schrötige, ernsthaft-zufriedene 
Banerngesichter, ein Kirchenschiff, hinter schwergefalteten Händen 
furchige Frauen. Wachsgeruch, ein zelebrierender Priester, der weih¬ 
voll den Leib des Herrn hob, daß er glänzte, ganz grell — ein un¬ 
säglich weißes Licht-Lautlos schlief er ein- 

_ Oskar Graf-Berg. 

Arbeit schändet! 

f^EWÖHNLICH heißt es allerdings: Arbeit schändet rückt. Aber 
^ in Bayern gilt für eine gewisse Klasse von Menschen der Rechts- 
gmndsatz: Arbeit schändet — Die GescUchte ist die: Ich kenne 
einen biederen Polsterer und Dekorateur, dessen Vorfahren sich im 
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Staatsdienste einmal das erbliche „von“ erwarben. Er dürfte also 
zwischen seinem Vor* und Zunamen das kleine, aber schöne Wörtchen 
„von“ schreiben. Wenn er gut polstert und dekoriert, würde das 
Publikum gewiß auch bei ihm arbeiten lassen. Aber nun kommt der 
bayerische Staat und hält dem guten Mann das „Edikt Uber den Adel“, 
5. Beilage zur Verfassungsurkunde, unter die Nase und liest ihm den 
§ 21 vor, welcher also lautet: ,3usi»ndiert wird der Gebrauch des 
Adelstitels durch die Uebernahme niederer, bloß in Handarbeit be¬ 
stehender Lohndienste, durch die Ausübung eines Gewerbes bei offe¬ 
nem Kram und Laden, oder eines eigentlichen Handwerks.“ 

Der Mann hat also die Wahl: entweder zu arbeiten ohne „von“, 
oder zu verhungern mit „von“. Es bleibt ihm nur das erster« übrig 
und um sein „von“ kämpft er mit Bittschriften. Selbstverständlich 
erfolglos. Wir haben natürlich keine Veranlassung, ihm beizuspringen, 
da uns ein bürgerlicher Handwerksmann lieber ist als ein adliger 
Nichtstuer. Aber es ist jedenfalls angezeigt von Zeit zu Zeit solche 
Bilder aus dem dunklen Bayern vorzuführen, wo die Handwerks¬ 
retter gewisser Parteien den prächtigen (aber unwahren) Spruch im 
Munde führen: Handwerk hat einen goldenen Boden. Die bayerische 
Verfassung sagt hingegen: Arbeit erniedrigt. Und das von Rechts 
wegeni _ JDr. Palatinas. 

JULIUS ZERFASS: 

Genossen, 

VieUekht sind unsre törichten Gedanken 

sich irgendwo im AU begegnet. 

lang ehe wir in unserm Blut ertranken , . . 

Da warst auch du wohl. Bruder oder Vater 
und warst Genosse eines gleichen Ziels 
and gleiches Wissen war doch dir und mir Berater, 
wenn du am Schraubstock standst and ich am Pfluge 
und sannen beide an der Zeiten Glück, 

so küßten unsre Träume sich im Fluge . . . 

Und ob auch unsre Sprache fremden Klanges, 
uns band die Not und unser freudig Hoffen 
war gleichen Glaubens, Llebens. gleichen Sanges; 
wir waren arm und Schicksaisunbekannte 
und hatten unsre Zukunft kinderUeb . . . 

Nie, daß uns Hemmnis dauernd übermannte. 

Und als Gewalt uns aaseinanderriß 
Bekämpften wir einander — Losverbannte! 

Nun sind wir tot — doch unsere Gedanken 
sind irgendwo im Aü vermählt and neugeboren 
eh’ unsre Körper in die Erde sanken. 
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Nachdruck sämtlidier Artikel mit ausführlicher QueDenangabe gestattet 
Dr. PAUL LENSCH. M. d. R.: 

Stockholm. 

D ie deutsche Denkschrift fUr Stockholm, das heißt die Ant¬ 
wort der deutschen Delegation auf die vom Stockholmer 
Komitee gestellten Fragen ist ein Schriftstück, das vielleicht ein¬ 
mal auf die Bezeichnung: historisch wird Anspruch erheben 
können. In ihrer ruhigen Sachlichkeit macht sie einen aus¬ 
gezeichneten Eindruck und legt Zeugnis ab von dem ernsten 
Willen der deutschen Delegation, dem Frieden zu dienen. 

Damit ist nun keineswegs gesagt, daß wir jeden einzelnen 
Punkt für absolut richtig und einwandfrei halten. Ein gewisser 
Doktrinarismhs tritt noch oft genug zutage, immerhin macht sich 
der Versuch, der historischen Entwicklung durch ein: Du sollst! 
die Wege vorzuschreiben, nicht mehr in jener utopischen Weise 
bemerkbar, wie sie vor dem Kriege vielfach das Kennzeichen 
sozialistischer Auslandspolitik geworden war. Es sei nur auf 
das Kapitel der sogenannten Abrüstung hingewiesen, über die 
vor dem Kriege in einer Harmlosigkeit von der Reichstags- 
tribOne herab Forderungen gestellt wurden, gegen die ich schon 
damals protestierte. Heute heißt es: „Das Ziel der Ab¬ 
machungen muß die Schaffung eines Volksheeres sein zur Ver¬ 
teidigung des Landes gegen kriegerische Angriffe und gewalt¬ 
same Unterdrückungen. Für die einzelnen Waffengattungen 
dieses Voiksheeres ist die Dienstzeit durch internationalen Ver¬ 
trag möglichst kurz zu bemessen.“ Hier hat sich stillschweigend 
die utopische Forderung nach „Abrüstung“ in die politische 
Forderung nach Demokratisierung der Wehrverfassung ver¬ 
wandelt, also just nach dem, was die Engländer und Yankees 
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«»Militarismus“ nennen und um dessen Vernichtung willen sie 
angeblich, in den Krieg gezogen sind, und was auf der andern 
Seite das Kernstück einer wirklich demokratischen und soziali¬ 
stischen Militärpolitik ist und sein muß. 

Die Denkschrift geht aus von der Forderung eines Friedens 
ohne Annexionen und Kontributionen, wobei es eine sehr not¬ 
wendige und sachlich sehr folgenreiche Ergänzung dieser For¬ 
derung ist, daß ausdrücklich die Rückgabe der entrissenen 
Kolonien verlangt wird. Damit hat sich die Partei formell auf 
den Boden der Kolonialpolitik gestellt, d. h. nicht einer theo¬ 
retisch denkbaren, wie es noch Bebel tat, sondern auf den 
Boden der heutigen Kolonialpolitik. Die Scheu vor dem 
Minderheitsgeschrei über „Sozialimperialisten“ ist also in dieser 
Hinsicht überwunden. Das Verlangen der englischen und fran¬ 
zösischen Sozialisten nach „Wiederherstellung“ und „Wieder¬ 
gutmachung“ des angerichteten Schadens ist mit kühler Sach¬ 
lichkeit abgelehnt worden. Es war dabei immer nur die Rede 
von Belgien, Frankreich, Polen, Serbien und Rumänien, die 
entschädigt werden sollten, nie jedoch von Ostpreußen, Galizien 
und den deutschen Kolonien. Daß die Folgen der spezifisch 
britischen Kriegführung, der Aushungerung und der schwarzen 
Listen, ebenfalls mit dem Mantel der Liebe bedeckt wurden, 
versteht sich von selber. 

> Was nun das sogenannte Selbstbestimmungsrecht der Völker 
angeht, so unterscheidet die Denkschrift in der Praxis — auf 
theoretische Differenzen kommt es zurzeit nicht an — drei 
Gruppen von Nationen oder besser Staaten: Belgien und Ser¬ 
bien, zweitens Kongreßpolen und Finnland und drittens: Irland, 
Aegypten, Tripolis, Marokko, Indien, Tibet, Korea und ähnliche 
Länder. Die beiden ersten Gruppen sollen ihre Selbständigkeit 
wiederedialten. Bei der dritten Gruppe sprechen die deut¬ 
schen Sozialisten ihre größte Sympathie für alle Bestrebungen 
aus, die auf die Wiedererlangung der nationalen Freiheit dieser 
unterdrückten Länder abzielen, und sie fordern die englischen 
und japanischen Sozialisten auf, ihre Stimmen zugunsten jener 
Länder zu erheben. Daß die Denkschrift sich für die Autonomie 
der Nationalitäten ausspricht ist nur selbstverständlich, ebenso 
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daß sie gegen die Hereinzerrung von Elsaß-Lothringen in das 
Gebiet der Kriegszielfragen protestiert. 

Der zweite Abschnitt der Denkschrift deckt sich zum großen 
Teil mit den Thesen» die die Partei im August 1915 in gemein¬ 
samer Beratung von Reichstagsfraktion und Parteiausschuß 
angenommen hat. Zum Schluß wird noch die Frage erörtert, 
die uns für einen sozialistischen Kongreß, der den Frieden vor¬ 
bereiten soll, doch recht wichtig zu sein scheint, die aber das 
vorbereitende Komitee erst auf Antrag der deutschen Dele¬ 
gation auf den Fragebogen gesetzt hat: was haben die früheren 
Mitglieder der Internationale während des Krieges für den 
Frieden getan? — Die französische Partei hatte sich, wenig¬ 
stens wie die Kundgebung des französischen Verwaltungsrats 
am 13. Mai aussprach, die Sache so gedacht, daß in Stockholm 
lediglich oder zunächst die „Schuldfrage** untersucht werden 
sollte, und, da natürlich die „Boches** von vornherein als über- 
ffihrte Verbrecher dastanden, so sollten, wie es wörtlich in 
jenem Beschlüsse der französischen Parteiinstanz hieß: „die¬ 
jenigen österreichischen und deutschen Sozialisten, die sich zu 
Mitschuldigen der verbrecherischen Regierungen gemacht 
hatten, und fortfahren, es zu sein, von der Internationale abge¬ 
urteilt und aus ihrer Mitte entfernt werden**. Gegen derartige 
Phantastereien hatte sofort bei Eröffnung der Verhandlungen 
Ebert protestiert. Und in der Tat kann natürlich keine Rede 
davon sein, daß der sozialistische Kongreß sich zum Sitten¬ 
richter über einzelne seiner Mitglieder aulwirft. Wohl aber 
kann er Berichte verlangen über das, was seine einzelnen 
Sektionen in der Kriegszeit für den Frieden getan haben. Einen 
derartigen Bericht hat die deutsche Sektion eingereicht und 
man dürfte gespannt dem französischen Bericht entgegensehen, 
wenn man nicht wüßte, daß er aus allzu guten Gründen niemals 
erscheinen wird. An einer allgemeinen sozialistischen Kon¬ 
ferenz teilzunehmen, erklärt sich die deutsche Delegation in 
einem kurzen Schlußsatz vorbehaltlos bereit. 

Ganz von selber erhebt sich die Frage: wie wird dieser 
deutsche Friedensruf im feindlichen Ausland wirken? Wird es 
überhaupt zu einer sozialistischen Plenarversammlung kom- 
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men? Bei seiner Rückkehr aus Stockholm äußerte sich unser 
Qenosse Stauning sehr pessimistisch: „Wir sind wieder an 
einen kritischen Punkt angelangt, so hoffnungsvoll wie früher 
kann ich mich nicht mehr aussprechen. Immer wieder wird 
die Friedensarbeit durch chauvinistische Strömungen durch¬ 
kreuzt.“ Ein Erfolg freilich sei erreicht: „Wir haben es bis 
jetzt fertig gebracht, daß überall über den Frieden gesprochen 
wird und daß die Wahrheit zutage kommt. Nicht länger ist 
man berechtigt, von der deutschen und der österreichischen 
Sozialdemokratie als von Stützen einer Eroberungspolitik zu 
sprechen. Sie haben das klar und entschieden zurückgewiesen 
und haben dadurch den Genossen aller Länder gezeigt, auf 
welcher Grundlage die gemeinsame Aktion für den Frieden auf¬ 
genommen werden kann.“ Hier stellt also Stauning als bis¬ 
heriges Ergebnis der Stockholmer Verhandlungen fest, daß 
die Verleumdungen der Haase und Kautsky, der Renaudel und 
Branting, die deutsche Sozialdemokratie sei eine Stütze deut¬ 
scher „Eroberungspolitik“, in Zukunft nicht mehr so leicht 
Gläubige finden werden. Das wäre zwar ein herzlich geringer 
Erfolg, aber immerhin doch ein Erfolg. Die „Leipziger Volks¬ 
zeitung“ ist inzwischen schon an der Arbeit, selbst diesen 
kleinen Erfolg wieder zunichte zu machen. Sie bemüht sich 
in mehreren Leitartikeln, die Friedensarbeit der deutschen 
Sozialdemokratie als eitel Schwindel hinzustellen, woran die 
Kriegshetzer aller feindlichen Länder sicherlich eine ganz be¬ 
sondere Erbauung nehmen werden. Und wenn in der nächsten 
Zeit die deutschen Minderheitsvertreter in Stockholm auftreten 
werden, so werden sie es natürlich ebenfalls als ihre Haupt¬ 
aufgabe betrachten, die Keime des Vertrauens und der inter¬ 
nationalen Annäherung, die die deutsche Denkschrift vielleicht 
gezeitigt haben könnte, mit Stumpf und Stiel wieder heraus¬ 
zureißen und an ihrer Statt herrlich roten Klatschmohn zu säen 
und die freundlichen Brennesseln. 

Mit dem Ausblick auf diese angenehmen Zukunftsbilder 
möchte man sich fragen: Wird denn aus der ganzen Stock¬ 
holmer Unternehmung mehr herauskommen, als verstärkter 
Parteizwist? Wird die internationale Sozialdemokratie nicht 
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dieselbe Erfahrung wieder machen, die sie bisher bei allen 
ihren Versuchen, der blutenden Welt den Frieden zu bringen, 
hat machen müssen: daß sie nämlich gerade beim Frieden- 
stiften in den hoffnungslosesten Bruderkrieg versank? — 

Hier hilft nur eins: von den Personen weg auf die Dinge 
schauen. Und da ist zu sagen: die Aussichten, daß Stockholm 
zu einem Erfolge im Sinne des Friedens werden kann, steigen 
in dem gleichen Maße, wie die Aussichten der französischen 
Sozialisten und der englischen Arbeiterführer sinken, Deutsch¬ 
land zerschmettern zu können. Das Standhalten der deutschen 
Truppen an der Westfront, das Versagen der russischen Trup¬ 
pen an der Ostfront sind die Kardinaltatsachen, ohne die nie¬ 
mals Stockholm möglich gewesen wäre. Darüber helfen alle 
menschenfreundlichen Redensarten nicht hinweg, und was man 
so die „Wiederherstellung der Internationale“ nennen möchte, 
ist zunächst nichts anderes als eine Reflexbewegung der deut¬ 
schen Waffenerfolge. Herr Ribot hat im Parlament ein wirres 
Programm vom französischen Sieg und der „Wiedereroberung“ 
Elsaß-Lothringens aufgestellt und gleichzeitig seinen Soziali¬ 
sten die Pässe für Stockholm verweigert, die ihm dafür in ihrer 
Mehrheit ein promptes Vertrauensvotum ausstellten. Nur 50 
Stimmen fielen gegen Ribot. Einige Tage später stimmte die 
Fraktion den vorläufigen Staatshaushaltszwölfteln zu, und Herr 
Renaudel gab eine Erklärung ab, in der er sich für die Er¬ 
oberung Elsaß-Lothringens und für „Wiedergutmachung“ des 
angerichteten Schadens in Frankreich und bei den unterdrück¬ 
ten Nationen durch die Mittelmächte aussprach. Ueber die 
zynischen Gewaltakte Frankreichs in Griechenland verlor er 
kein Wort. Schließlich drückte er sein „Bedauern“ darüber 
aus, daß Herr Ribot der Vaterlandsliebe der französischen 
Sozialisten für Stockholm kein Vertrauen geschenkt habe. 

Aus alledem geht heryoTsdaß Herr Renaudel und seinesgleichen 
noch nicht den moralischen Mut zum Frieden haben, zu 
dem allerdings in Frankreich mehr Ziviikurage gehört, als zum 
Kriege. Ich halte es überhaupt für ausgeschlossen, daß mit 
diesen verbrauchten, und im wahrsten Sinne des Wortes „mör¬ 
derisch“ kompromittierten Persönlichkeiten deutsche Sozial- 
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demokraten jemals zu einer gemeinsamen Friedensvorbereitung 
gelangen können. Der Beschluß des französischen Nationalrats 
vom 27. Mai, nach Stockholm zu gehen, war den Führern nur 
durch das unwiderstehliche Friedensbedürfnis der Massen auf¬ 
gezwungen. Auch die Minderheit unter Longuet, die schon seit 
längerer Zeit für den Zusammentritt der Internationale eintrat, 
wollte diesen Zusammentritt nicht etwa im Interesse des Frie¬ 
dens, sondern, weil sie, wie Longuet seinerzeit ausführte, fest 
davon überzeugt war, daß es zu einer eindrucksvollen Demon¬ 
stration der Internationale für Frankreich und gegen den 
„verbrecherischen deutschen Imperalismus“ werden würde. 

Nun ist freilich dafür gesorgt, daß die französische Sehnsucht 
nach Frieden immer tiefer greifen und den sozialdemokratischen 
Führern Dialektik einpauken wird. Die Berichte von der 
russischen Revolution haben größte Enttäuschung hervor¬ 
gerufen. Die Russen, die sehr wohl wissen, daß sie einen 
Frieden ohne Annexionen und Kontributionen haben können, 
fühlen gar kein Bedürfnis, als französisches oder englisches 
Kanonenfutter zu dienen und den gallischen Revancheschreiern 
die Eroberung Eisaß-Lothringens zu erleichtern. Zwar sind 
auch viele Kräfte an der Arbeit, um den niedergebrochenen 
russischen Renner wieder auf die Beine zu bringen, aber es 
zeigt sich immer deutlicher, daß den russischen Möchtegern- 
Revolutionären die Bewegung über den Kopf wächst. Schon 
sieht sie wie ein Nilpferd aus. Versagt aber Rußland auf die 
Dauer, so ist es mit den französischen Hoffnungen endgültig 
aus. Dann wird die französische Arbeiterklasse die roten 
Revanchehelden an ihrer Spitze fallen lassen und sich zum 
Frieden rüsten. 

Es ist möglich und wir hoffen es, daß die Denkschrift der 
deutschen Delegation für Stockholm diesen Ernüchterungs- 
prozeß beschleunigen wird. Sie ist sehr wohl dazu angetan. 
Zurzeit freilich arbeiten, wie Stauning sagt, mannigfache 
chauvinistische Strömungen daran, diese Wiikung zu durch¬ 
kreuzen und das ganze Stockholmer Friedensweik zu gefähr¬ 
den. Ihr Erfolg hängt vom Weitergang des Krieges und der 
russischen Revolution ab. 
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HEINRICH CUNOW: 

Die spanische Krise. 

D ie durch den Rücktritt Qarcia Prietos herbeigeführte neueste 
spanische Ministerkrise hat schnell ihr Ende gefunden. Der 
zu Alfons XIII. gerufene Führer der konservativen Parteigruppe, 
die man zum Unterschied von der Mauraschen Gruppe als die 
gemäßigt-konservative bezeichnen kann, Herr Eduardo Dato, 
hat die Bildung eines neuen Kabinetts übernommen, und in 
wenigen Tagen ist es ihm gelungen, aus Anhängern seiner 
Partei sowie einigen Politikern der Gefolgschaft der früheren 
Ministerpräsidenten Maura und Romanones ein neues, wenn 
auch freilich etwas gemischtes Ministerium zu bilden. Damit 
ist für die meisten Zeitungsleser, die noch vor zwei Wochen 
ängstlich fragten: „Wird nun auch Spanien uns den Krieg er¬ 
klären?“, der „Fall“ erledigt. Herr Dato war bisher Anhänger 
einer entschiedenen Neutralitätspolitik und hat während seiner 
Ministerpräsidentschaft im Jahre 1915 den Bemühungen Eng¬ 
lands und Frankreichs, Spanien in den Kriegsstrudel hineinzu¬ 
ziehen, energischen Widerstand geleistet — folglich ist auch 
jetzt, nachdem er die Regierungsleitung übernommen hat, 
nicht zu befürchten, daß Spanien sich auf die Seite der Entente 
schlägt. 

So einfach liegt jedoch die Sache nicht. Die letzte Minister¬ 
krise war, wie die beiden früheren, nur eine Teüerscheinung 
der allgemeinen Krise, die das politische Leben Spaniens erfaßt 
hat und es seit dem Eintritt der Mittelmächte in den ver¬ 
schärften Unterseebootkrieg in rasch steigendem Maße 
zersetzt 

Unter dem Einfluß der mit den skrupellosesten Mitteln 
arbeitenden englisch-französischen Kriegshetze und der schädi¬ 
genden Rückwirkung des deutschen Unterseebootkrieges auf 
den spanischen Ausfuhrhandel ist die Frage, ob es nicht vorteil¬ 
hafter sei, an der Seite der Entente in den Weltkrieg einzu¬ 
treten, zur wichtigsten Streitfrage des öffentlichen Lebens 
Spaniens geworden, die dessen ganze innere Parteikämpfe be¬ 
stimmt. Die Streitigkeiten innerhalb des spanischen, besonders 
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des katalonischen Ofüzierkorps, sind denn auch lediglich der 
äußere Anlaß zur Demission Qarcia Prietos, des Marquis von 
Alhucemas. Sie boten dem letzteren nur den willkommenen 
Vorwand, eine Stellung zu liquidieren, die ihm in den sechs 
Wochen seiner Ministerpräsidentschaft allzu heiß und unsicher 
geworden war. Nicht nur deshalb, weil der Druck Englands 
und der in seinem Dienst stehenden spanischen Agitatoren, 
voran der republikanischen und liberalen Preßkaziken, sich 
immer unerträglicher gestaltete, sondern auch immer deut¬ 
licher die Absicht des Ende April dieses Jahres zur Abdankung 
gezwungenen damaligen Kabinettspräsidenten, des Grafen 
Romanones, hervortrat, Rache an seinem Nachfolger zu 
nehmen und die erste günstige Gelegenheit zu benutzen, um 
ihn zu stürzen, womöglich mit einem Eklat. Garcia Prieto war 
aber in den nächsten Verhandlungen der Cortes völlig auf die 
Unterstützung des Grafen Romanones, des Führers der kriegs¬ 
lüsternen liberalen Hauptgruppe, angewiesen, denn die hinter 
Prieto stehende liberale Sondergruppe bildet nur einen kleinen 
Teil der liberalen Partei Spaniens. 

Ueberdies bestanden von früherher noch allerlei Rivalitäts¬ 
verstimmungen zwischen Prieto und Romanones. Als 1910 das 
liberale Kabinett Canalejas das Moretsche Ministerium er¬ 
setzte, erhielt in diesem Kabinett Garcia Prieto das Ministe¬ 
rium des Aeußern, in dessen Leitung er sich, als im Dezember 
1911 die Marokkoverhandlungen zwischen ihm und dem fran¬ 
zösischen Botschafter Geoffray unter Zuziehung des englischen 
Botschafters Bunsen begannen, so geschickt erwies, daß er, 
sobald im Juli 1912 diese Verhandlungen in der Hauptsache 
zu Ende geführt waren, den Titel eines Marquis v. Alhucemas 
erhielt und in der liberalen Partei als der spätere Nachfolger 
von Canalejas in der Parteiführerschaft angesehen wurde. 
Nach der Ermordung von Canalejas im November 1912 erhob 
denn auch Garcia Prieto Anspruch auf diese Führerschaft und 
zugleich auf die Präsidentschaft des Gesamtministeriums, 
wurde aber von seinem Parteirivalen, dem moralisch robuste¬ 
ren und skrupelloseren Grafen Romanones zurückgeschoben. 
Obwohl vom König bereits zum Ministerpräsidenten aus- 
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ersehen, mußte er dieses Amt an Romanones abtreten, der sich 
bis Ende 1913 an der Spitze der Regierung hielt. Verstimmt 
zog sich Qarcia Prieto von der liberalen Partei zurück und 
bildete mit seinem Anhang eine liberale Sondergruppe, die den 
Namen der einst von Canalejas gegründeten „demokratischen** 
Partei annahm. 

Die Haltlosigkeit der Stellung Qarcia Prietos in dem durch 
die Kriegstreiberei aufgewühlten, zersplitterten Parteigetriebe 
ist es demnach, die tatsächlich den Sturz Prietos bewirkt hat. 
Die von einem Teil der Presse als Qrund seines Rücktritts ge¬ 
nannten Reibungen innerhalb der spanischen Armee sind nur 
ein sekundäres Moment. Zwistigkeiten im spanischen Offizier¬ 
korps sind keineswegs etwas Neues. Sie haben schon im 
vorigen Jahr wiederholt die Regierung beschäftigt. In der 
spanischen Armee nehmen die Offiziere der Artillerie und des 
Qeniekorps, da von ihnen besondere Vorkenntnise verlangt 
werden, eine etwas bevorzugte Stellung ein. Sie gelten als 
der gebildetste Teil der spanischen Armee und genießen in 
Spanien jenes Ansehen, wie in Preußen das Offizierkorps ge¬ 
wisser Garde- und Kavallerieregimenter. Ihr Avancements¬ 
system richtet sich streng nach der Anziennität. Wer nicht 
den gestellten Anforderungen entspricht oder sich Verstöße 
zuschulden kommen läßt, muß ausscheiden; Ueberspringungen 
und Bevorzugungen durch hohe militärische Vorgesetzte oder 
Parteihäuptlinge werden jedoch nicht geduldet, während in der 
Infanterie und Kavallerie noch vielfach Günstlingswirtschaft 
herrscht. Deshalb verlangt ein Teil der unter dieser Wirt¬ 
schaft leidenden Infanterie- und Kavallerieoffiziere, daß auch 
in ihren Formationen das sogen. Anziennitätsprinzip durch- 
geffihrt wird. Teilweise haben sie sich zu offenen und geheimen 
Offiziersverbänden vereinigt, die als erste Forderung die 
„Gleichstellung der Avancementsverhältnisse“ auf ihre Fahne 
geschrieben haben. 

Derartige Verbände bestehen schon seit längerer Zeit. Als 
beachtenswerter Unterschied gegen früher ist aber zu ver¬ 
zeichnen, daß nun auch in einem Teil dieser Vereine die Kriegs- 
Propaganda Wurzel geschlagen hat. Während im Offizier- 
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korps der nordwestlichen und meist auch der zentralen Pro¬ 
vinzen eine gewisse Antipathie gegen Frankreich und vor allem 
gegen England vorherrscht, und man von einer Einmischung 
Spaniens in den Krieg zugunsten der Entente nicht wissen will, 
verlangt man in den Offizierskreisen Valencias und Katalo¬ 
niens, wo die Vorliebe für Frankreich gewissermaßen eine 
traditionelle Stätte gefunden hat, die sofortige Teilnahme am 
Kriege zur Unterstützung der lateinischen Schwesternation 
und gefällt sich in der Pflege eines gewissen halbaristokrati¬ 
schen Qefühlsrepublikanismus. Deshalb hatte sich in diesen 
Kreisen das Prietosche Kabinett, als es Ende April dieses 
Jahres das Kabinett des über seine Kriegslust stolpernden 
Grafen Romanones ablöste, von vornherein keiner Sympathien 
zu erfreuen. Unter Drohungen verlangte man die alsbaldige 
Aenderung der Avancementsverhältnisse. Und als der Kriegs¬ 
minister General Aguilera gegen die Hauptagitatoren des 
Zentralausschusses der katalonischen Infanterieoffiziersver¬ 
bände vorging und sieben von fhnen verhaften ließ, führte der 
popularitätssüchtige Generalkapitän in Barcelona zwar die 
eihaltenen Befehle aus, stellte sich aber dann selbst an die 
Spitze der oppositionellen Offiziersbewegung. 

Die Folge war, daß der Kriegsminister die Festnahme des 
Oeneralkapitäns und seine Oefangensetzung auf der Berg¬ 
festung Montjuich, bekannt als Internierungsstätte schwerer 
politischer Gefangener, verfügte. Zugleich wurde der in der 
spanischen Armee beliebte General Marina, Generalkomman¬ 
dant von Madrid, nach Barcelona entsandt, um die Erregung 
im katalonischen Offizierkorps zu beschwichtigen und die 
Disziplin wiederherzustellen. Anstatt, wie man im Ministerium 
erwartet hatte, die Anordnungen des Kriegsministers gutzu¬ 
heißen, hob jedoch General Marina diese teilweise auf und ver¬ 
fügte die Freilassung des gefangengesetzten Generals Alfau. 
Wollte man nicht auch gegenüber dem General Marina die 
erschütterte Autorität des Kriegsministers zur Geltung bringen 
und Marina einfach nach Madrid zurückrufen, so blieb nichts 
anderes übrig, als der Rücktritt des Kriegsministers. Dagegen 
erschien zunächst die Demission des ganzen Kabinetts durch- 
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aus nicht erforderlich. Des Hangens und Bangens mOde, froh 
aus einer gründlich verfahrenen Lage herauszukommen, die 
doch zu seinem baldigen Absturz geführt hätte, erklärte sich 
Qarcia Prieto aber mit dem Kriegsminister solidarisch und bot 
seine Demission an. Der König suchte ihn zunächst zum Bleiben 
und zu einer Umbildung des Kabinetts zu bestimmen, doch 
Qarcia Prieto widerstand in richtiger Einschätzung der Situa¬ 
tion jeder Lockung. So blieb Alfons XIII. nichts anderes übrig, 
als den konservativen Parteiführer Dato mit der Kabinetts¬ 
bildung zu beauftragen, denn die Zurückberufung von Roma- 
nones hätte nichts anderes als eine baldige Kriegserklärung 
an die Mittelmächte bedeutet. 

Die Vorgänge zeigen, wie weit selbst in der spanischen Armee 
die Gegensätze gediehen sind, und zugleich veranschaulichen 
sie die Unsicherheit der ganzen politischen Lage. Zwar in der 
Presse wird heute vielfach versichert, durch Datos neue 
Kabinettsbildung wären alle Bedenken zerstreut; doch hat diese 
Versicherung nicht viel mehr Wert, als die vor den Kriegs¬ 
erklärungen Italiens, Rumäniens, Amerikas immer wieder ln 
liberalen Blättern auftauchende Behauptung, eine Beteiligung 
der betreffenden Staaten am Kriege zugunsten der Entente sei 
in keinem Fall zu befürchten. Gewiß hat die Uebernahme der 
Regierung durch Dato zunächst die Gefahr beseitigt; aber 
die durch die Kriegstreiberei Frankreichs und Englands hervor¬ 
gerufene Spanung, der wütende Parteikampf zwischen Neutra¬ 
listen und „Ententisten“ in der spanischen Presse bleibt be¬ 
stehen, und in Anbetracht der ganzen Umstände ist kaum zu 
hoffen, daß sich das demnächst ändern wird. Vielmehr kann 
man mit ziemlicher Sicherheit darauf rechnen, daß die Entente, 
nachdem es ihr gelungen ist, nicht nur innerhalb der liberalen 
und republikanischen Parteien, sondern neuerdings auch im 
Offizierkorps und einen Teil der klerikalen Kreise eine starke 
Kriegsstimmung zu wecken, ihre Agitation noch zu steigern 
suchen wird — und die spanische Presse ist für schöne Dou¬ 
ceurs sehr empfänglich, die linksliberale am meisten. 

Die Hetze der Entente setzte schon gleich nach Kriegsbeginn 
in Spanien ein. Von Paris gingen spanische Emissäre in die 
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nordspanischen Provinzen, während sich zugleich ein Strom 
von antideutschen Verdächtigungs- und Verleumdungsschriften 
über das spanische Volk ergoß. Doch forderte zunächst nur 
der anarchistisch angekränkelte linke Flügel der Republikaner 
unter Führung von Alexander Lerroux (eines früheren indivi¬ 
dualistischen Anarchisten) das militärische Eingreifen Spaniens 
an der Seite Frankreichs; die republikanische Gruppe Sorianos 
wünschte wohl eine wohlwollende Unterstützung der großen 
Republik jenseits der Pyrenäen, eine direkte Beteiligung am 
Kriege lehnte sie aber ab. Auch die liberale Presse der spani¬ 
schen Qeschäftsbourgeoisie zeigte sich, als die deutschen Heere 
in Frankreich vordrangen, recht besorgt um Fraidcreichs 
Schicksal; zu einer sogen, militärischen Intervention verspürte 
sie jedoch ebenfalls keine Neigung. Noch wirkte die Erinne¬ 
rung an das Auftreten Frankreichs in Marokko nach, und zu¬ 
dem hatte der Krieg bald einen recht günstigen Einfluß auf das 
spanische Qeschäftsgetriebe. Spaniens Industrie- und Außen¬ 
handel erlebten einen unerwarteten Aufschwung. Die Strick-, 
Wirkwaren-, Hanf- und Leinenindustrie, ferner die Leder-, 
Papier- und Hüttenindustrie, vor allem aber die Schußwaffen¬ 
industrie erhielten zahlreiche Lieferungsaufträge. Die Lebens¬ 
mittel- und Fabrikatenausfuhr stieg fast beständig. Im Jahre 
1914 hatte die Ausfuhr Spaniens nur 880 Millionen Pesetas 
betragen, 1915 stieg der Betrag auf 1258 Millionen Pesetas. 
Und noch günstiger stellte sich in der ersten Hälfte des Jahres 
1916 der Exporthandel. 


Es wurden ausgeführt: 

in der ersten Jahreshälfte 
19H 

an Lebensmitteln 192 Mill. Pesetas 
, Rohstoffen 151 , 

« Fabrikaten 120 « , 


in der ersten Jahreshälfte 
1916 


278 Mill. Pesetas 


140 , 
259 , 


f» 

9 


Hinzu kam, daß das Jahr 1915 eine außergewöhnlich gute 
Ernte von Weizen, Gerste, Hafer, vornehmlich aber von 
Hülsenfrüchten lieferte, und auch die Weinernte trotz verklei¬ 
nerter Anbaufläche das Ergebnis der voraufgegangenen fünf 
Jahre beträchtlich überholte. 
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Ein starker Qoldstrom ergoß sich nach der Pyrenäen-Halb- 
insel. Spanien, das früher ein Disagio seiner Währung auf¬ 
wies, hatte nun ein erhebliches Agio zu verzeichnen. Der Gold¬ 
bestand der Bank von Spanien, der unmittelbar vor dem Kriege 
nur 543 Millionen Pesetas betragen hatte, stieg bis Ende 1915 
um 427, bis Ende 1916 um 798 Millionen Pesetas. 

Spaniens Wirtschaftsleben zog also zunächst ansehnlichen 
Nutzen aus dem Kriege. Schon in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1916 trat aber ein langsamer Umschlag ein. Der Export 
ging wieder zurück, zum Teil infolge des Unterseebootkrieges 
der Mittelmächte, dem bald auch spanische, mit Bannwaren 
beladene Schiffe zum Opfer fielen. Die Einfuhr von fremden 
Rohstoffen und englischen Industriekohlen stockte. Die Preise 
für Rohmaterialien und Lebensmittel schnellten in die Höhe, 
und da die Arbeitslöhne nicht in gleichem Verhältnis stiegen, 
brachen nun überall Streiks aus, die die Stockung des Wirt¬ 
schaftslebens noch vergrößerten. 

Bald traten in der Qeschäftsbourgeoisie, speziell in den am 
Südfrucht- und Weinhandel sowie an der Seeschiffahrt betei¬ 
ligten Kreisen, heftige Anklagen gegen die Kriegsmaßnahmen 
Englands, besonders aber gegen den deutschen Unterseeboot¬ 
krieg hervor, die sich noch steigerten, als Deutschland im 
Februar 1917 die Sperre über Englands und Frankreichs Küsten 
verhängte, denn beide Länder sind die Hauptabsatzgebiete 
Spaniens. Ungefähr die Hälfte der ganzen spanischen Ausfuhr 
ging in den Jahren vor dem Kriege dorthin. 

Die Entente mit dem Troß der ihr in Spanien zur Verfügung 
stehenden Zeitungen wußte diese Wirtschaftslage mit Geschick 
zur Stimmungsmache auszunutzen. Die in Spanien bestehen¬ 
den Propagandavereine der Entente veranstalteten antideutsche 
Vortragsreisen und Demonstrationsversammlungen, gründeten 
Hetzblättchen und warfen massenhaft sogen. Informations¬ 
schriften ins Volk, während gleichzeitig das Pariser „Comitö 
catholique de Propaganda fran?aise ä i’Etranger“ unter Lei¬ 
tung des Monseigneurs Baudrillart eine rührige Werbetätigkeit 
unter den spanischen Klerikalen, die französischen und spani¬ 
schen Freimaurerlogen desgleichen unter den Intellektuellen 
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entfalteten. Mit Verleumdungen wurde nicht gespart, und da 
direkte Nachrichten aus Deutschland nicht mehr hereinkamen, 
blieben die Lügen meist ohne Abwehr. Es bewahrheitete sich 
der spanische Vers: 

Es esto de las estrellas 
El mäs seguro mentir, 

Pues ninguno puede ir 
& preguntärselo & ellas. 

Zu deutsch: 

Es lassen sich Uber die Sterne 
Viel* Lügen Zusammentragen; 

Denn niemand kann zu ihnen gehen 
Und sie darüber befragen. 

So gelang es, unter den Qeschäftstreibenden und teilweise 
auch unter den Arbeitern eine starke Verstimmung gegen 
Deutschland hervorzurufen; denn die sozialistische Presse, 
voran das Madrider Zentralorgan „El Sozialista'* („Der Sozia¬ 
list“)» hatte alsbald nach Kriegsausbruch in der einseitigsten 
Weise für Frankreich Partei genommen: eine Haltung, die 
niemand wundern kann, der weiß, in weichem Maße bakuni- 
stisch-revolutionäre Traditionen in der intellektualistischen 
Führerschaft dieser-Partei fortleben, und wie sie, seit Pablo 
Iglesias am 12. November 1910 offiziell in der Kammer das 
künftige Zusammenwirken mit den .^Republikanern zum Sturz 
der Monarchie verkündet hat, immer mehr zu einem bloßen 
Anhängsel der Gruppe Lerroux geworden ist. 

So schien im Dezember des vorigen Jahres dem Grafen 
Romanones, der im Mai 1916 die Regierung wieder über¬ 
nommen hatte, endlich der Zeitpunkt gekommen, die Maske 
der Neutralität abzuwerfen und an Deutschland eine heraus-, 
fordernde Note bezüglich des Unterseebootkrieges zu richten, 
die den Krieg zur Folge haben mußte. Er stieß jedoch nicht 
nur bei verschiedenen Mitgliedern seines eigenen Kabinetts 
und dem politisch einflußreichen Kammerpräsidenten Villa- 
nueva, sondern auch bei den neutralistischen Konservativen 
und dem größten Teil der Gelehrtenwelt auf entschiedenen 
Widerspruch. Blätter, wie „Correo Espafiol“ („Spanische 
Post“), „Accion“, „Nacion“, „Dia“ („Tag“), „Tribuna“, beson- 
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ders aber die eine fortschrittliche Neuorganisation Spaniens 
anstrebenden Zeitungen „Abc“ und „Espafia Nueva“ („Das 
neue Spanien“) eröffneten einen heftigen Kampf gegen Roma- 
nones, wobei sie auf allerlei Beteiligungen des reichen Grafen 
an zweifelhaften Exportgeschäften hinwiesen. 

Infolge dieser Angriffe reichte Romanones dem König am 
9. Januar d. J. sein Entlassungsgesuch ein. Alfons XIII. berief 
die Führer der beiden konservativen Gruppen, Maura und 
Dato, zu sich; da aber beide ablehnten, das Erbe von Roma¬ 
nones anzutreten, blieb dieser am Staatsruder und setzte seine 
Politik im Interesse der Entente fort, bis im April d. J. sein er¬ 
neuter Versuch, Spanien zur Unterstützung Frankreichs in den 
Krieg zu ziehen, seinen Sturz herbeiführte, und Garcia Prieto 
die Kabinettbildung übernahm. 

Jetzt ist auch dieser nach sechswöchiger Amtsführung wieder 
abgetreten und hat Dato den Präsidentenstuhl überlassen. 
Wird dessen Amtszeit länger dauern? Es ist zweifellos, daß 
Dato, wenn er auch durchaus kein „Germanophile“ ist, doch 
die Aufrechterhaltung der Neutralität im politischen Interesse 
Spaniens für notwendig hält; aber seine Stellung ist eine sehr 
unsichere. Er hat keine Mehrheit im Parlament, und es ist 
auch höchst fraglich, ob ihm eine Kammerauflösung die Mehr¬ 
heit verschaffen wird. Er ist daher auf die Unterstützung der 
liberalen Gruppen angewiesen; Romanones wird ihm aber diese 
Unterstützung nicht leihen, wenn er nicht Zugeständnisse er¬ 
hält. Andererseits ist anzunehmen, daß, wenn Dato dem Roma¬ 
nones entgegenkommt, er Maura gegen sich auf bringt; denn 
obgleich eingenommen für französische Bildung, befürchtet 
Maura, daß der Sieg der Entente die völlige Unterjochung 
Nordwestafrikas durch Frankreich und die diktatorische See¬ 
herrschaft Englands im Mittelländischen Meer zur Folge haben 
wird. Das Ziel seiner nationalistischen Politik ist aber darauf 
gerichtet, Nordmarokko und Gibraltar in spanischen Besitz zu 
bringen. Zudem erstrebt er eine engere Verbindung der ehe¬ 
maligen spanischen Kolonien Südamerikas mit dem Mutter¬ 
lande und möchte deshalb in keinem Fall den Einfluß der nord¬ 
amerikanischen Union auf das spanische Südamerika stärken. 
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So bleibt eine gefährliche Spannung in Spanien bestehen. 
Ententefreunde und Neutraiisten stehen sich kampfgerflstet 
gegenüber — und nebensächliche Vorfälle können wichtige 
Entscheidungen bringen. 


JOHANN PLENQE: 

Die Revolutionierung der Revolutionäre. 

7. Das innere Entwicklungsgesetz des Sozialisnms. 

I CH schmiedete dieses Wort im Gegensatz zum Individualis¬ 
mus, das Umlaufswort zu werden begann.“ So Pierre 
Leroux. 

Sozialismus hat von Anfang an einen klar umrissenen 
Ausgangssinn als Qegenidee zum Individualismus und eine 
ebenso klare Endeinstellung auf das Erleben, das Verständnis 
und die Gestaltung der Gesamtheit der gesellschaftlichen Kräfte. 

In diesem Gegensatz von Individualismus und Sozialismus 
liegt natürlich auch der Gegensatz von tndividualeigentum und 
Sozialeigentum. Aber die Eigentumsordnung ist nur ein Teil 
der äußeren Gesellschaftsordnung und nicht das vollständige 
Wesen des Ganzen. Und noch weniger ist der einfache Gegen¬ 
satz der beiden Eigentumsformen eindeutig. Marx läßt es offen, 
was die „Vergesellschaftung der Produktionsmittel“ eigentlich 
ist. Darum wird diesen Worten einmal ein Sinn unterlegt wer¬ 
den können, der sie lebensmöglich macht. Es ist sogar nicht 
unwahrscheinlich, nur eine genaue Nachprüfung aller Aeuße- 
rungen von Marx kann das ergeben, daß Marx selbst diese 
Forderung schon in einem Sinne verstanden hat, der die meisten 
seiner Anhänger verblüffen würde. Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel ist jedenfalls kein einfaches Einrücken der 
Gesellschaft in eine Stelle, wo früher das Individuum stand. Es 
löffelt nicht auf einmal „die Gesellschaft“ aus einem Topf, aus 
dem vorher „das Individuum“ gelöffelt hat. Sondern es handelt 
sich darum, daß statt der nur für ihren eigenen Anteil schaffen¬ 
den Individuen sozial eingegliederte Individuen den Umkreis 
von Initiative und Verantwortung bekommen, der unter der 
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schlechthin geltenden Obergewalt des sozialen Ganzen die sozial 
erwünschte Ausnutzung und Verteilung der Wirtschaftskräfte 
ermöglicht. Aus dem Landsknechttum der Arbeit soll ein 
Volksheer werden. Heißt das aber Alleinherrschaft der ge- 
schlossenen Ordnung großer stark zentralisierter Staatsbetriebe? 
Der Sozialismus ist doch erst dann wirklich gesund, wenn er 
auch in aufgelöster Ordnung für den wirtschaftlichen Erfolg der 
Qesellschaft kämpfen kann und sich die sozialen Nutzwiilcungen 
eines starken Stücks Sondereigentum zu erhalten vermag. 

In diesem Vorspiel über Individualeigentum und Sozialeigen¬ 
tum haben wir schon das ganze innere Entwicklungsgesetz des 
Sozialismus. 

Das staatenausgliedernde Artleben der Menschen, das wesens¬ 
notwendige „Wir“, in dem „wir Menschen“ immer leben, ver¬ 
einigt individuelle und individuell bewußte Lebensmonaden zu 
überindividuellen Lebensganzen, die nicht weniger eins sind wie 
die Teile. So weit also der einzelne nicht in unbewußt hin¬ 
dämmernder Qliedhaftigkeit damit zufrieden ist, in seinem Volk 
einfach den Platz auszufüllen, auf den er durch die Hinein- 
geburt in die äußere Ausgliederung der Gesellschaftsordnung 
nun einmal gekommen ist, sind Individuen und Ganzes die natür¬ 
lichen Hauptpole der politischen Ideenbildung. Beide sind gleich 
„ewig“. 

Darum kommt auch kein Individualismus jemals vom Sozia¬ 
lismus gänzlich los, kein Sozialismus jemals vom Individualis¬ 
mus. Kein ,^inziger“ kann sich ganz in seiner Einzigkeit ver¬ 
lieren, kein Robinson Mensch sein, wenn er nicht seine gesell¬ 
schaftliche Vergangenheit in sich trägt. Und organisiere mit 
noch so großer äußerer Kunst eine noch so schöne Gesell¬ 
schaftsmaschine: jedes der Gesellschaftsglieder behält doch 
seinen selbständigen Kopf. Es gibt reine chemische Elemente. 
Reine politische Ideen gibt es nicht. Man fordert sie mit der 
extremsten Einseitigkeit. Aber man bekommt sie nie. 

Die grundsätzliche Forderung wird einseitig, weil die ge¬ 
schichtliche Einseitigkeit der Gesellschaftsverfassung jeweils 
mit „materiellem“ Druck auf ein Streben nach einseitiger Er¬ 
gänzung wirkt, und weil unser ganzes bewußtes Denken nun 
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einmal mit Abstraktion arbeitet, die Cfaarakterzüge der Wirk¬ 
lichkeit ein bis ein aufnimmt und an jedem zur Erklärung und 
zur Zielsetzung solange sein Genüge findet, bis- der Wider¬ 
spruch des Lebens gegen diese Einseitigkeit gar zu unabweislich 
wird. Darum heißt es historisch und psychologisch: entweder 
Sozialismus oder Individualismus, trotzdem das Leben beide 
konkret verbindet 

So kommt es zu der bekanntenVorsteilung, daß das politische 
Bewußtsein zwischen Sozialismus und Individualismus hin und 
her pendeln muß. In der Tat finden wir einen derartigen Rhyth¬ 
mus in unserem persönlichen Leben. Auch wir Sozialisten gehen 
immer durch einen Zyklus individualistischer und sozialistischer 
Lebensstimmungen hindurch und werden auch in einer sozia¬ 
listisch durchorganisierten Gesellschaft eine unentziehbare 
Sphäre unserer Einzelheit behalten. Weil wir innerhalb des 
Kapitalismus Sozialisten sind, drängt das Leben, in dem wir 
stehen, ein Uebermaß rein individualistischer Anpassungsauf¬ 
gaben auf. Und z. B. die Not und der Mangel des Kriegs¬ 
sozialismus haben mehr oder weniger alle in Augenblicke der 
individualistischen Auflehnung zurückgetrieben. Es ist eine 
lehrreiche Gewissensfrage für jeden Sozialisten, in welchem 
Umkreis seines Erlebens und mit welcher Sicherheit der Ein¬ 
stellung er eigentlich Sozialist ist, und wieviel Spielraum er 
dem Individualisten in sich auch da gern nachläßt, wo das Reich 
der sozialen Pflichten längst begonnen hat. Diese Gewissens¬ 
frage gilt besonders für einen Sozialismus, dessen Weltanschau¬ 
ung reiner Naturalismus ist, obwohl die Kultur des Sozialismus 
selbstbeherrschte Willenskultur sein muß. Naturalismus heißt 
triebhaftes Ausleben und begünstigt darum alle Entartungs¬ 
formen des Individualismus. Hand aufs Herz! Der Sozialismus 
hat noch eine böse Vergangenheit hinter sich zu bringen. 

Aber die Vorstellung von der einfachen Pendelbewegung 
zwischen Individualismus und Sozialismus ist eigentlich nur ein 
Trost für diejenigen, die jetzt eine große Welle des Sozialismus 
heraufkommen sehen und möchten, daß sie bald wieder abiäuft 

Geistige Bewegung von einem Extrem ins andere wird Dia¬ 
lektik. Der alte Standpunkt wird nicht einfach vergessen, son- 
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dem weil und soweit er Teilwahrheit enthält, mit der entgegen¬ 
gesetzten Teilwahrheit zu einer Qesamtwahrheit vereinigt., So 
nähert sich das Bewußtsein durch einseitige Abstraktionen dem 
konkreten Leben und nur innerhalb des ausgeglichenen Qesamt- 
standpunkts geht der Pendelschlag weiter. 

Zunächst will der Sozialismus der reine Gegensatz zum Indivi¬ 
dualismus sein. Aber Sozialismus ist Selbstgestaltung der 
Gesellschaft aus Erkenntnis ihrer eigenen Lebensgesetze. Die 
Gesellschaft lebt in und durch Individuen. Sie nimmt aus der 
Leistung der Individuen ihre Kraft, und muß in dem Gedeihen 
ihrer Glieder ihre eigene Gesundheit suchen. So kommt der 
Individualismus in den Sozialismus zurück. Der Sozialismus 
entsteht als einseitige Gegenidee, aber weil er das wirkliche Ge¬ 
sellschaftsieben als solches erkennen und gestalten will, hat er 
eine natürliche Anlage auf Universalität und Totalität und wird 
zur Idee der Ideen. 

Es ist also bei jedem Sozialismus die Frage, wie weit er über 
seinen Anfangsgegensatz zum Individualismus schon hinaus ist. 
Der gelehrte Kenner sagt: Sozialismus, der über das Individuum 
ganz hinweggeht, aha, Platos Staat. Aber die blinde äußere 
Organisationsbegeisterung unseres Kriegssozialismus hat neue 
Beispiele für diese alte Einseitigkeit gegeben. Der marxistische 
Sozialismus fällt nach seiner Herkunft für seine Anhänger mit 
der Demokratie völlig zusammen. Er ist mit dem politischen 
Individualismus somit äußerlich fest genug verbunden. Aber es 
fehlen die näheren Ausführungen, wie sich Marx die demokra¬ 
tischen Institutionen einer Organisationsgesellschaft mit ver¬ 
gesellschafteten Produktionsmitteln denken will, für die doch 
ein Parlament eine gar nicht sachverständige und unnötig rede¬ 
selige Generalversammlung bedeuten kann, die den Betrieb auf¬ 
hält, und für die nach der materialistischen Geschichtsauf¬ 
fassung eine neue politische Ordnung notwendig entstehen muß. 
Wie verhält sich eigentlich die „Vergesellschaftung der poli¬ 
tischen Willensbildung“ zum „politischen Individualeigentum“ 
des Einzelstimmrechts? Wirtschaftlich aber bleibt der Marxis¬ 
mus in der Vulgärauffassung seiner Anhänger bloße Gegenidee 
gegen das Individualeigentum. Vergesellschaftung der Produk- 
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tionsmittel wird im einfachen Wortlaut gelehrt und geglaubt, 
und die amtliche Umdeutung dieser Formel, die einmal not¬ 
wendig sein wird, ist noch nicht beschlossen. Der Marxismus 
steht also noch mitten in der Auseinandersetzung mit dem 
dauernd berechtigten Qehalt der alten individualistischen Forde¬ 
rungen. Der erste „Nationalsozialismus“ hat sich daran inner¬ 
lich aufgelöst. 

Damit kommt in das Leben der sozialistischen Idee ein 
Moment der dramatischen Erregung. Sie soll wie alle anderen 
Ideen aus der bloßen Forderung zum wirklichen Lebenszustand 
werden, aber sie muß mehr wie alle anderen Ideen innerlich 
ausreifen, weil sie nicht fertig geboren wird. Wird der Sozia¬ 
lismus fertig sein, wenn die Zeit der Verwirklichung Ober ihn 
kommt? Wird die Wirklichkeit wie der junge Tag auf einmal 
erscheinen, während der Sozialismus noch in wüsten Träumen 
liegt? Ist die Revolutionierung der Revolutionäre über alles 
zeitgeschichtliche Beiwerk hinaus also ein tiefbegrfindetes Er¬ 
lebnis in der Geschichte des Sozialismus? 

Rein theoretisch könnte die große Mauserung schon vollendet 
sein, solange der Sozialismus noch als Zukunftsforderung in den 
Köpfen wohnt. Aber dann steht er doch noch unter dem Druck 
einer Wirklichkeit mit einem Uebermaß von Individualismus. 
Die Forderung bleibt abstrakt, um ihre Wucht zu behalten. Aber 
sobald der Sozialimus wirklich werden will, muß er auch inner¬ 
lich die ganze gesellschaftliche Wirklichkeit ergreifen. Im 
Augenblick des möglichen Sieges steht er unter dem Gesetz des 
schnellsten Umlernens, um den Sieg behaupten zu können. Das 
heißt nicht, daß er alle Dinge und alle Ideen so lassen muß, wie 
er sie fand, weil sie nun einmal als gesellschaftliche Kräfte da 
sind. Der Sozialismus ist keine bloße Wissenschaft. Aber es 
heißt in der Tat, daß der wirkliche Sozialismus nur eine innere 
und äußere Sozialisierung der ganzen alten Wirklichkeit voll¬ 
führen kann, und nicht in die freie Luft hinein oder auf einer 
Sonderecke Leben einen neuen Wunderbau errichtet. 

Während der Sozialismus nach dem Grundgesetz seiner Fort¬ 
bildung seine abstrakte Einseitigkeit überwinden muß, kann der 
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Individualismus sie nicht aufgeben, ohne über sich selbst hinaus 
zu wachsen. 

Gewiß besteht die Gesellschaft aus Individuen, die als einzelne 
hungern und dürsten, als einzelne lachen und weinen, als ein¬ 
zelne befehlen und gehorchen. Gewiß verweist ein zunehmend 
aufgelockertes und vergrößertes Gesellschaftsleben den ein¬ 
zelnen innerlich und äußerlich immer mehr auf sich selbst, stellt 
ihn in neue unbekannte Lebenszusammenhänge, die er für sich 
selbst zu meistern hat, und gibt ihm einen Kreis von Erfahrungen 
und Erlebnissen, den er mit keinem anderen teilt. Er genießt 
den freien Gebrauch seiner Kräfte und die gesteigerte Leistung 
der einzelnen zeigt sich in dem gesteigerten Gesamteffekt des 
Gesellschaftsiebens. Alles bewußte Geistesleben führt notwendig 
durch den inneren Abschluß der in sich selbst abwägenden und 
aus sich selbst entscheidenden Einzelpersönlichkeit hindurch. In 
gegenseitiger Anerkennung der freien individualistischen Per¬ 
sönlichkeiten wird das gemeinsame Vernunftgesetz einer alle in 
dem Spielraum Ihrer Freiheit achtenden Ordnung verlangt und 
der freie Staat erscheint als die notwendige Forderung der in 
ihrem Bewußtsein auf ihre reinste Freiheit gestellten Individuen. 

Kein Sozialist sollte in dieser Zeit der weltgeschichtlichen 
Wende die Wesensnotwendigkeit und die hohe Entwicklungs¬ 
bedeutung des Invididuaiismus in dem gesamten Umkreis seiner 
gesellschaftlichen Auswirkung irgendwie verkennen. 

Aber als die Seibstvergötterung der ihres selbständigen 
Willens bewußt gewordenen einzelnen, und seien es auch alle 
einzelnen mit einem Male, ist der Individualismus trotzdem die 
jugendliche, in dem Augenblick verlorene Entwicklungsillusion 
der Menschheit, die in das triebkräftige Leben ihrer Einzel¬ 
glieder auseinandergeht und dadurch die breite Entfaltung zu 
einer abschließenden Vereinigung ihrer Kräfte gewinnt. Der 
Mensch ist vollständig in einen gesellschaftlichen Lebens¬ 
organismus hineingebettet, der sich vor dem bewußten Denken 
des einzelnen seine Gliederung und die inneren Mittel seines 
Zusammenhalts geschaffen hat. Es handelt sich nie allein darum, 
was wir als einzelne bewußt wollen, sondern welchen Gesamt¬ 
willen wir miterleben müssen, und was aus unserer Lebens- 
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tätigkeit und aus unserem Willen wird, wenn das gemeinsame 
Qesellschaftsleben aller Glieder ineinandergreift. So notwendig 
das Wissen durch die Einzeipersönlichkeit hindurch geht, so 
notwendig führt es über die Einzelpersönlichkeit hinaus. Das 
ist die „wissenschaftliche“ Qrundwurzel alles Sozialismns, daß 
er die Erkenntnis der Gesellschaft dem Willen einverleibt. Wer 
wissend leben will, kann nur leben, indem er den überindivi¬ 
duellen Lebenszusammenhang schlechterdings in sich aufnimmt 
und zur Grundlage seines Handelns macht. Diese sozialistische 
Grundgesinnung hat ein doppeltes Gesicht. Sic lehrt gleich¬ 
zeitig höchste Bescheidenheit und höchste Verantwortung, 
gleichzeitig unerhebliche Kleinheit des einzelnen und stolzestes 
Machtgefühl. Denn „überindividueil“ heißt gleichzeitig, daß die 
größere Wirklichkeit des Lebens über das kleine Einzel-Ich hin¬ 
weggeht, und daß das dienende Glied dieses größeren Lebens 
in seiner Einzelheit berufen sein kann, weiteste menschliche 
Lebenszusammenhänge zu überblicken und zu gestalten. Auch 
für das Voiksheer der Arbeit muß der Marschallstab vergeben 
werden. 

So liegt zwischen bewußt ergriffenem Individualismus und be-' 
wußt ergriffenem Sozialismus eine tiefe innere Grenze, die von 
einem nur gelegentlich zum Sozialismus hinüberspielenden 
Individualismus noch nicht verstanden wird. Es ist ein wesent¬ 
licher Bewußtseinswechsel. Eine entsprechende geistige Meta¬ 
morphose wurde im August 1914 in dem starken Gefühl der 
nationalen Not von vielen vollzogen, die nachher unter der 
trügerischen Lockerung der Kriegsanspannung und im falschen 
Vertrauen auf die äußere Organisationsarbeit der anderen die 
Sicherheit des neuen Bewußtseins wieder verloren haben, weil 
ihnen nicht die Lebensstimmung des starken gesunden Sozialis¬ 
mus eingepflanzt wurde, in dem sie fest werden konnten. 

Der Individualismus verlangt nach der höheren Wahrheit des 
Sozialismus herüber. Der ausgereifte Sozialismus bildet die 
Würze des Individualismus in sich hinein. Individualismus und 
Sozialismus sind die beiden großen Humanitätsideen. Sie gehen 
die ganze Menschheit an und sollen die stärksten Kräfte des 
Menschlichen zur Wirklichkeit bringen. So verhalten sich die 
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beiden wie Blüte und Frucht auf demselben hohen Triebe der 
Wesensverwirklichung tiefster Menschlichkeit. 

Das ist ihre Größe und ihre Grenze. So lange der Sozialis¬ 
mus nur allgemein menschlich ist, ist seine Verwandtschaft mit 
dem abstrakten Individualismus noch zu nahe. Der Umkreis des 
menschlichen Lebens, den er bewußt erfassen und gestalten will, 
ist weltenweit und doch zu eng. Es bleibt ,^ie Gesellschaft“ im 
engeren Sinne, das Verkehrsgeschiebe der einzelnen, in dem 
der Staat sie wesentlich frei läßt und das darum etwa als 
Bourgeoisie und als Intelligenz über die Staatsgrenzen hinaus 
gleichmäßig weitergehen kann. Das ist das Gebiet des „allge¬ 
meinen Menschen“. Da kommt das Individuum als solches zu 
seinem Recht und kann von einer rein individualistischen Kultur 
träumen. Gleichzeitig ist es das Gebiet, wo die Interessen der 
Individuen hart aufeinanderstoßen und die Klassenschichtung die 
wirtschaftlichen Gegensätze zu Lebensgegensätzen macht. Es 
ist das Lebensgebiet, wo aus dem Ineinanderwiiicen aller Einzel¬ 
überlegungen ein Gesamtablauf von ungeplanter Naturgesetz¬ 
lichkeit entsteht, und darum das Gebiet, wo der rein gesellschaft¬ 
liche Sozialismus auftritt als die geforderte Einsicht in diese 
gesellschaftlichen Lebenszusammenhänge und als die Aufgabe 
einer ganz neu gearteten, vorbildlosen gesellschaftstechnischen 
Beherrschung dieser sozialen Naturgesetzlichkeiten. 

Aber nun greift „das Gesetz der inneren Fortbildung des Sozia¬ 
lismus“ von neuem ein. Der Sozialismus will die bewußte Herr¬ 
schaft des vergesellschafteten Menschen über seine Lebens- 
zustände in ihrem ganzen Umfang. Aber der Mensch ist kein 
bloßes Gesellschaftswesen im Sinne des Verkehrsgeschiebes der 
Einzelindividuen. Der Mensch ist Volk und als Volk Rasse, 
Nation und Staat. Irgendwie Rasse nach der natürlichen 
Mischungsreihe der Abstammung! Irgendwie Nation nach der 
Hineingeburt in eine Sprache und Kultur schaffende und über¬ 
liefernde Geistesgemeinschaft. Irgendwie Staat, weil er zu 
einer Art gehört, die sich stets in eine Ordnung ausgliedert und 
die nur in einer gemeinsamen Ordnung ihr Leben erhalten und 
steigern kann. Der Sozialismus muß also von Grund aus lernen, 
daß es menschliche Abstammungslinien von verschiedener 
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Lebenskraft, menschliche Kulturlinien von verschiedener Wer¬ 
tigkeit und menschliche Ordnungsbauten von verschiedener 
Tragfestigkeit und Sicherheit gibt. Will er einen Bau der 
ganzen Menschheit über dem Durcheinander der individualisti¬ 
schen Gesellschaft, so mag er weite Eisenbogen der konstruk¬ 
tiven Zusammenfassung sich emporschwingen lassen, aber die 
festen steinernen Fundamente, die seine Halle tragen können, 
sind allein durch eine Verstärkung der alten aberindividuellen 
Lebenstatsachen des Volkslebens und des Völkerlebens zu ge¬ 
winnen. Das Qerölle der individualistischen Gesellschaft gibt 
dafür keinen Halt. Weil der Weltkrieg das Geröll der indivi¬ 
dualistischen Weltgesellschaft abbaut, legt er das erste Funda¬ 
ment des Sozialismus frei. 

Diese Grundtatsachen des Völkerlebens sind von außen ge¬ 
sehen materielle Gegenwartszustände, mit denen der Sozialismus 
rechnen muß, von innen gesehen „ewige“ Ideen, mit denen er 
sich auseinandersetzen muß. Der Individualismus kann in vor¬ 
lauter Ueberhebung in Rasse, Nation und Staatlichkeit so etwas 
wie eine begehrenswerte Erfüllung seines individualistischen 
Lebensbedürfnisses finden. Der Sozialismus muß das objektive 
Urwesen, die unverrückbare Grundlage des Menschentums nach 
dem Gebot wissenschaftlicher Wahiliaftigkeit in sein letztes 
Selbstbewußtsein hineinnehmen. 

Das heißt wieder nicht, daß der Sozialismus die Rassenideen, 
die Nationalideen, die Staatsideen so läßt, wie sie sind. Er 
bleibt organisatorischer Wilie und seine Auseinandersetzung mit 
der Rasse, mit der Nation und mit dem Staate bleibt eine Aus¬ 
einandersetzung von Wille zu Wille. Aber es muß eine Aus¬ 
einandersetzung sein, die aus der bloßen Negation zur neuen 
Position wird. 

Die Nationalitätsidee hat der Marxismus allgemach aner¬ 
kannt, wenn er sie auch mit einer merkwürdigen Auffassung 
von der „Immaterialität“ einer starkenWillensforderung auf einen 
inneren Kulturzusammenhang ohne alles Bedürfnis äußerer 
Organisationsformen zurückschrauben möchte, damit sie seine 
eigenen Kreise nicht stört. Aber daß er die Nationalitäten auf 
ihre Fähigkeit zum Soziaiismus werten soll, weiß er noch nicht 
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bewußt. Und doch ist das die Stelle, wo nach ihrer organisa¬ 
torisch-praktischen und nach ihrer intell^tuellen Leistung aber 
die weltgeschichtliche Sendung der Nationen entschieden wer¬ 
den muß. Es ist die Stelle, wo man sich über den notwendigen 
Platz der deutschen Nation in einer sozialistisch werdenden 
Welt entscheiden muß, und wo die Wissenschaftlichkeit, die Qe- 
nossenschaftlichkeit und die Organisationskraft der deutschen 
Nation den Ausschlag gibt. Es ist echt sozialistische Lehre, daß 
die Nationen soviel Platz haben sollen, als sie verdienen, und 
nicht soviel, als sie zufällig besitzen. 

Daß eine eifersüchtige Wahrung der natürlichen Tüchtigkeit 
des Nachwuchses, eine Idee der Rassenhaftigkeit, eine Hochzüch¬ 
tung und Hochhaltung der Menschenart eine der wichtigsten 
Lebensideen einer nach höchster Ausgestaltung ihrer Kräfte 
strebenden Qeseiischaft ist, hätte der Sozialismus schon in 
seinem wissenschaftlichen Teil aus der einfachsten Analogie der 
Naturwissenschaft lernen sollen. Er hat aber die darauf gerich¬ 
teten Bestrebungen nur zu sehr in einen falschen Gegensatz 
zum Sozialismus geraten lassen, obwohl sie doch genau so fiber- 
individualistisch sind wie er selbst. 

Am haltlosesten ist die Stellung des nur gesellschaftlichen 
Sozialismus gegenüber der Idee der Staatlichkeit. Staatliche 
Ordnung wächst aus der Menschenart, wenn auch unter der Ge¬ 
fahr der stärksten Uebertreibung des individuellen Machtwillens 
der Herrscher notwendig heraus. Die innere Regelung des Zu¬ 
sammenlebens und die wehrhafte Zusammenfassung nach außen 
sind für eine reiche Ausgliederung der wirtschaftlichen Kräfte 
und für eine vielseitige Formentfaltung der Kultur schlechthin 
lebensnotwendig. Staatlichkeit ist darum eine feste Gewohnheit 
und ein tiefer innerer Instinkt. Bedrohung des Staates bedroht 
alle Verhältnisse des vertrauten Lebens und nimmt die Möglich¬ 
keit einer menschlichen Lebensführung. Darum verlangt der 
Mensch nach dem Staat, wenn seine Ordnung erschüttert ist, 
und tritt für seinen Staat mit seinem Leben ein, wie er es aus 
der Ueberlieferung aller Geschlechter weiß. Die Staatlichkeit 
läßt sich dem Menschen nicht ans dem Herzen reißen und der 
Sozialismus ist selbst nichts anderes als weitergebildeter Staat. 
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Der Sozialismus muß sich ein machtvolles Willenszentrum 
schaffen, um die Zusammenfassung ■ der QesellschaftsKräfte 
durchzuführen. Der Staat ist dieses Zentrum. Daß der Sozia> 
lismus über den Staat hinauszielen kann, ist begreiflich! Ueber- 
windung des souveränen Sonderstaatentums, das in bloßer 
Entgegensetzung gegeneinander steht, durch eine Gesamt¬ 
organisation der Menschheit! Ueberwindung des Gegensatzes 
von Staat und Gesellschaft innerhalb des einzelnen Staates, weil 
durch ihn die innere Staatsgrenze entsteht, voll rücksichtsloser 
Härte und voll dünkelhafter Ueberhebung! Aber soweit das er¬ 
reicht werden kann, ist es nur durch Weiterbildung des Staates 
zu erreichen, nicht gegen den Staat. Der gesellschaftliche 
Sozialismus muß in den Staat hineinwachsen, genau wie der 
Staat, wenn er aus reinen Machtzwecken seinen Wirkungskreis 
in das Leben der Gesellschaft hinein ausdehnt, zunächst zum 
äußeren Zwang des Staatssozialismus kommt, und dann doch, 
um der freiwilligen Mitarbeit seiner Glieder gewiß zu sein, im 
durchgeführten Sozialismus unwiderstehlich über die bloße 
Staatlichkeit hinauswachsen muß. 

Wir haben also, grob gesehen, eine dreifache Verstrebung der 
Sozialisierungen, die sich über dem naturgewachsenen mensch¬ 
lichen Gemeinschaftsleben und seinem wurzelechten Gemein¬ 
schaftsbewußtsein erheben. Die primären, wesentlich noch 
naturhaften Sozialisierungen der Rassenhaftigkeit, der Nationa¬ 
lität und der Staatlichkeit, die ein reiches und vielgestaltiges in 
sich widerspruchsvolles Geschichtsleben haben, und in ver¬ 
schiedenen historischen Schichten aufeinanderfolgen. Sodann 
die aus dem gleichfalls in mehreren historischen Schichten über¬ 
einander liegenden Geschiebe des „Gesellschaftslebens** heraus¬ 
gewachsenen sekundären Sozialisierungen, wie namentlich die 
Klassenideen und die Genossenschaftsideen der verschiedenen 
Berufsgruppen. Endlich als tertiäre, in hohem Masse künst¬ 
liche, durch wissenschaftliche Lebenserfassung hindurchgehende 
Sozialisierung den Sozialismus als die Idee der bewußt ein¬ 
gliedernden Zusammenfassung des ganzen Gesellschaftslebens, 
die sich im Gebiet des „reinen Gesellschaftslebens** gegen den 
Individualismus erhebt und sich dann als ein Ordnungswille 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




Die Revolutionierung der Revolutionäre. 


467 


allseitig auswächst, durch den schließlich die ganzen Kräfte der 
menschlichen Lebensentfaltung zusammengegliedert werden 
sollen. Ein merkwürdig verstiegener, phantastisch hoher 
Traum, und doch ein geschichtlich notwendiges Lebensziel, 
weil uns die geschichtliche Organisationsentwicklung der 
Menschheit diesen Ausgleich ihrer Kräfte zur Aufgabe ge¬ 
macht hat. 

Aber die Notwendigkeit des „inneren Entwicklungsgesetzes 
des Sozialismus“ verlangt noch einen weiteren Schritt. 

Ebenso notwendig wie der Sozialismus alle diesseitigen so¬ 
zialen Lebensideen in sich hineinarbeiten muß, so notwendig 
muß er mit den religiösen Ideen ins Reine kommen, die eine 
Lebensgestaltung aus der inneren Verbindung mit einem über 
den Bereich unserer wissenschaftlichen Erfahrung hinausgehen¬ 
den Jenseits verlangen. Das ist gewiß die härteste Nuß für einen 
Sozialismus, der zunächst rein naturalistisch von den Natur¬ 
gesetzlichkeiten des Qeseilschaftslebens ausgehen will. Aber er 
kann die Religion nicht als Privatsache liegen lassen, denn er 
findet sie als gesellschaftliche Kraft. Wenn er sie nicht recht- 
zetig beachtet und würdigt, kann er eine neue geistige Welt¬ 
erschütterung erleben, die der äußeren Katastrophe von 1914 
entspricht. Denn die weltgeschichtliche Abwendung von der 
Natur- zur Geisteswissenschaft, die doch mit dem inneren 
Wesen des Sozialismus notwendig verbunden ist, bedeutet eine 
große Neuordnung aller geistigen Dinge. 

Der Sozialismus kann nicht umhin, anzuerkennen, daß für 
das bewußte Wiilensleben des Menschen eine Einstellung auf die 
letzte innerste Macht alles Lebens und aller Wirklichkeit natür¬ 
lich ist, und daß diese letzte innerste Macht alles Lebens der 
wissenschaftlichen Erkenntnis unzugänglich bleibt. Man kann 
Mindestforderungen aufstellen, wie sie gedacht werden muß: 
organisatorischer Geist, aus dem heraus eine stürmisch empor¬ 
schießende Werdenotwendigkeit herausbrechen kann, ohne daß 
sie seine Möglichkeiten erschöpft. Diesen Lebensgrund fordert 
der Sozialismus von außen und von innen. Mehr als diese 
Mindesthypothesen gibt die wissenschaftliche Selbstbesinnung 
jedoch nicht her. So bleiben Fragen offen. 
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Der Sozialismus kann nicht selbst Religion werden wollen, 
so stark auch die innere Lebensfestigkeit ist, die das Individuum 
bekommt, das sich in das große Uberindividuelle Leben hinein¬ 
stellt. Sonst wird seine Erkenntnismöglichkeit kritiklos über¬ 
trieben oder ein armes Erleben sieht an dem inneren Geheimnis 
der Bestimmungen vorbei. Die wesensnotwendige Selbstkritik 
des Sozialismus über seinen Charakter als gesellschaftliche 
Ideenbildung muß ihn sonst in seinen Grenzen halten. 

Aber die letzte Festigkeit der inneren Lebenseinstellung ist 
von wesentlicher Bedeutung für die gesellschaftlichen Kräfte. 
Der Sozialismus muß mit ihr rechnen. Sein gesellschaftlicher 
Bau hängt von dieser Festigkeit ab. Das haben die größten 
Sozialisten, Plato und Morus, in voller Freiheit des Geistes er¬ 
kannt. Morus in großartigster Unbefangenheit des Glaubens 
wenige Jahre vor der Reformation, die ihn auf das Schaffet 
führte und ihn zum katholischen Heiligen werden ließ. 

Das gibt grundsätzlich ein Verhältnis der freundlichen Förde¬ 
rung unter der strengsten Wahrung aller Diesseitsrechte und 
aller Rechte diesseitiger Erkenntnis, die auch über die Ge¬ 
schichte aller Religionen geht. Aber der Sozialismus kann 
nicht schlechthin tolerant sein, wie der Individualismus laut 
bekannte, ohne danach zu leben. Der Sozialismus muß die 
Religionen werten, wie er die Rassen, die Nationen und die 
Aufbaufähigkeit der Staaten wertet. 

Die Toleranz hört also auf, wo der innerste Kern eines 
Glaubenssystems der gesunden sozialen Willensbildung stark 
entgegenwirkt. Der Sozialismus hat einen ganz realistischen 
Wirklichkeitssinn, und doch ist ihm eine naturalistische Welt¬ 
anschauung, die wir hier natürlich zu den Religionen rechnen, 
innerlich entgegen, weil sie den Willen in die Gefahren der 
Entartung bringt. Andererseits ist ein gut Teil Wesensver¬ 
wandtschaft unveikennbar, wenn eine Religion die Geistigkeit 
des Weltgrundes, die Herrschaft des Menschen über die Natur, 
die Brüderlichkeit der Menschen, den sittlichen Sinn des 
Lebens, die Selbstüberwindung des einzelnen und den geschicht¬ 
lichen Aufstieg aus der Zeit der Zerrissenheit, zu einer Zeit 
der Versöhnung als ihre Grundwahrheiten lehrt. Es gibt eine 
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innere Verwandtschaft von Qlaubenssystem und Gesellschafts¬ 
ordnung, für die es nicht so sehr auf das diesseitige Weltbild 
und auf die äußeren Soziallehren ankommt, die das Qlaubens¬ 
system herkömmlich vertritt, denn das ist für den Glauben 
veränderliches Beiwerk, sondern auf die innere Sozialität der 
Glaubenslehre selbst, die das Lebensbewußtsein der Gläubigen 
ergreift, und aus der heraus sie wirken. Von ihr hängt es ab, 
wie sich eine Religion ihrerseits auf den Sozialismus einstelien 
und mit ihm verbinden kann. Diese gegenseitige Abrechnung 
gehört zu einer Verwirklichung des Sozialismus notwendig 
hinzu. Es wird eine Auseinandersetzung von Willensmacht zu 
Willensmacht, bei der keine die andere verdrängen kann. Dar¬ 
auf muß sich der Sozialismus für seinen Teil bereit halten. 

So wird der Sozialismus vollständig. 

Vielleicht sagt mancher Marxist, aber das ist ja gar kein 
Sozialismus mehr. Aber eine „wissenschaftliche“ Qesellschafts- 
lehre verlangt, daß man auch zu Ende denkt, was man eigent¬ 
lich will. Erst wenn man weiß, wie der Sozialismus allein 
möglich ist, kann man in seiner Wirklichkeit Genüge finden. 


ADOLF HEPNER: 

1898 und 1917. 

D er VerfassungsausschuB des Deutschen Reichstags will bekannt¬ 
lich beantragen, daß fortan ein Krieg — gleichviel ob zum An¬ 
griff oder zur Verteidigung — der Genehmigung durch die Volks¬ 
vertretung bedarf. Ganz gut. Doch darf man bei der vorläufigen 
Machtfortdauer antisozialer Interessen in der nationalen Volkswirt¬ 
schaft jedes Landes wie in den internationalen Beziehungen keine zu 
groBen Hoffnungen auf jenen Reformvorschlag setzen. Auch eine 
Parlamentsmehrheit läßt sich „Kriegsnotwendigkeit“ suggerieren — 
wie wir jüngst am Beispiel des Vereinigten-Staaten-Kongresses er¬ 
lebten, in dessen Abgeordnetenhaus nur 50 Stimmen von 435 sich 
gegen den Antrag des Präsidenten Wilson fanden. 

Bereits 1898, bei der Kriegserklärung des Vereinigten-Staaten- 
Kongresses gegen Spanien (wegen Kubas) konnte man sich über¬ 
zeugen, daß in der bürgerlichen, d. h. vom Kapitalismus beherrschten 
Republik die Priedenspaime vom Parlament nicht sicherer gehütet ist. 
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als unter der vom Militarismus in Gemeinschaft mit den Qeklmächten 
beeinflufiten konstitutionellen Monarchie. Und der vorletzte amerika¬ 
nische Krieg wurde vom Vereinigten-Staaten-Kongreß nicht nur 
einstimmig, sondern gegen den Wunsch des Präsidenten beschlossen. 

Die inneren und äußeren Anlässe der amerikanischen Kriegserklä¬ 
rung von 1898 und 1917 waren durchaus verschieden. In Nachstehen¬ 
dem soll versucht werden, dies zu erläutern. 

I. 

Nach Präsident Wilsons mehrfachen amtlichen Kundgebungen ent¬ 
sprang sein Entschluß, Deutschland blutige Fehde anzusagen, dem 
Bedürfnis nach „Wahrung der Ehre der Nation“ (Niederkämpfung des 
deutschen U-Boots, das Amerikanern verwehren will, zu verreisen 
wohin und wie sie wollen). In Wirklichkeit lag die Ursache im Be¬ 
streben des amerikanischen Kapitalismus: 

1. den Militärdienst europäischen Stils (durch Konskription) ein¬ 
zufahren zum Schutze gegen den „inneren Feind“ wie gegen die in 
Asien lauernde „gelbe Gefahr“; 

2. den Sieg der Entente zu fördern, sowohl im Interesse der amerika¬ 
nischen Kriegsgläubiger wie zur Erhaltung der Zahlungsfähigkeit der 
bisherigen britischen Friedenskundschaft; 

3. Zur Pflege nicht nur angelsächsischer Eintracht gegenüber den 
Möglichkeiten, die im fernen Osten späterhin sidi anftan atö c hten, 
sondern auch zur Erhaltung eines (für das Zusammenarbeiten in 
dieser Beziehung notwendigen) starken Englands. 

Hinsichtlich 2 scheint im Reiche nicht allenthalben völlige Klarheit 
zu herrschen; man weiß wohl, daß Deutschland Amerikas zweitbester 
Kunde, nicht aber, wieviel mehr wert das britische Geschäft war. 
Während Deutschland im Jahre 1913 für 331 684 000 Dollar Waren 
aus den Vereinigten Staaten bezog, kauften England und seine Kolo¬ 
nien für 1122 Millionen Dollar; davon entfielen auf Großbritannien 
und Irland etwas über 597 Millionen, auf Kanada 415V^ Millionen, auf 
die übrigen englischen Besitzungen rund 120 Millionen Dollar. Ebenso 
überstieg damals das in den Vereinigten Staaten angelegte britische 
Kapital das deutschländische um das Drei- bis Vierfache. Es sind 
also rein materielle Interessen, die den maßgebenden Klassen der 
Vereinigten Staaten die Parteinahme für die Entente geraten er¬ 
scheinen ließen. „Verwandtschaft“ spielte keine wesentliche Rolle 
hierbei; vor wenig länger als einer Generation haßte man in Amerika 
die Vettern jenseits des Ozeans aus vollem Herzen, obwohl die Ein¬ 
wanderung aus England jede andere überwog und das amerikanische 
Volk bis dahin aus englischer Kultur und Literatur sein geistiges 
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Dasein fast ausschliefilich geschöpft hatte. Englands grausamer Krieg 
1812—1814 gegen die ^Republik und sein Verhalten gegen die Union 
bei Ausbruch der südlichen Sezession (1862) hatten Erinnerungen 
hinterlassen, durch die jahrzehntelang keine Sympathiegefühle für das 
Mutterland aufkommen konnten. Dann erst brachte das „Geschäft** 
(der Ein- und Ausfuhr) und das „Vergnügen“ (der amerikanischen 
Touristen) im neuen Geschlecht eine freundschaftliche Wiederannähe¬ 
rung zustande, ohne indes in den amerikanischen Volksmassen eine 
tiefgehende Stimmung zugunsten Englands gegenüber dem anderen 
Ausland zu erzeugen. 

II. 

Grundverschieden hiervon waren die Verhältnisse, die 1898 zum 
Kriege gegen Spanien führten. In frühen 2^iten schon haben die 
Vereinigten Staaten kein Hehl daraus gemacht, dafi sie die „Perle der 
Antillen** zu besitzen wünschten — nicht lediglich wegen deren 
Hauptprodukte (Tabak und Zucker), sondern wegen der den Golf 
von Mexiko und die westindischen Gewässer beherrschenden Lage 
der Insel Kuba, ihres (in Vergleich mit den Häfen der langen atlanti¬ 
schen Küste der Vereinigten Staaten) vorzüglichen Havanna-Hafens, 
der fast in Sicht der Vereinigten Staaten liegt. Spanien wies aber 
in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts einen Kaufantrag der 
amerikanischen Regierung mit Entrüstung ab. So beschied sich denn 
fernerhin die Diplomatie der Vereinigten Staaten mit dem Bemühen, 
nur zu verhindern, daß die Insel aus der (ihnen politisch und im Welt¬ 
handel längst ungefährlichen) Gewalt Spaniens in die von Frankreich 
oder England überginge, ln diesem Sinne instruierten die amerika¬ 
nischen Staatssekretäre ihre Gesandtschaften in Europa wiederholt 
bis zu Ende der 50er Jahre.^ 

Vor zwei Generationen begannen die kubanischen Aufstände gegen 
die räuberische Herrschaft Spaniens; seit Ende der 80er Jahre wur¬ 
den diese Rebellionen von einem ans kubanischen Flüchtlingen be¬ 
stehenden Revolutionskomitee zu New York (der sogen. „Junta**) 
geleitet — und wie sich denken läßt, mit amerikanischer (nicht offi¬ 
zieller) Hilfe. Die amerikanische Presse (auch die nichtsensationelle) 
widerhallte seit Mitte der 90er Jahre von den Grausamkeiten des 
Generals Weyler, des spanischen Generalgouverneurs von Kuba, und 
die Vereinigle-Staaten-Regierung geriet wegen der lauten Teilnahme 
des amerikanischen Volkes für die kubanische Insurrektion in nicht 


' Siehe die offizielle Sammlung „Digest oft the International Law of 
the U. S.**. Kapitel „Kuba**. 
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Eerinse Verlesenheiten. Präsident Mac Kinley war damals der Herr 
im Weiten Hause, ein friedliebender gutmütiger Mann, der weder 
Spanien herausfordern, noch dem Wunsche des amerikanischen Volkes, 
Kuba aus Weylers Händen zu befreien, entgegentreten mochte, also 
gegen die Umtriebe der Junta in New York keine allzu scharfen 
MaBregeln treffen wollte. Er knüpfte mit Madrid Unterhandlungen 
an, die auf Abberufng Weyiers und Reformen des spanischen Regimes 
in Kuba hinzielten — unter der Begründung, daB die unaufhörlichen 
Aufstandswirren dort den amerikanischen Handel schädigten. Spanien 
gab auf jedes Washingtoner diplomatische Monitum ein neues Ver¬ 
sprechen baldiger Abhilfe. — Dabei blieb es aber zunächst, indes die 
Kubaner immer ungeduldiger wurden und die amerikanische Presse 
„Befreiung der Insel vom spanischen Joch“ immer dringender ver¬ 
langte. So kam unter Hoffen und Harren das Jahr 1898 heran. Ich 
möchte hierbei betonen, daB die amerikanische Intelligenz es durch¬ 
aus ehrlich und herzlich mit Kuba meinte. Die in den Vereinigten 
Staaten verbreiteten Berichte über Weylers Grausamkeiten, die 
spanische Mißwirtschaft im allgemeinen und die Concentrados (die 
von England bald darauf im Burenland nachgeahmten Konzentrations¬ 
lager) hatten allenthalben äußerste Entrüstung hervorgerufen und den 
Wunsch, dem um seine Freiheit schwer ringenden kubanischen Volke 
tatkräftig zu Hilfe zu kommen. Man veranstaltete Qeldsammlungen 
und rüstete (gesetzwidrige) Fiibustier-Expeditionen aus, gegen welche 
die Vereinigte-Staaten-Regierung einschritt, indem sie jedoch gleich¬ 
zeitig energischer als vorher das Verlangen an Spanien stellte, den 
kubanischen Konflikt in friedlicher Weise zu lösen. Es ist Tatsache, 
daß Präsident Mac Kinley durch seinen Staatssekretär Sherman vor¬ 
sichtig und gewissenhaft die Unterhandlungen mit Spanien geleitet 
und — wie er von Zeit zu Zeit bekanntgab — glaubwürdige Zu¬ 
sicherungen im Sinne seiner Forderungen erhalten hat. Den kubani¬ 
schen Flüchtlingen in den Vereinigten Staaten währte es aber 
zu lange, und die beiden großen New Yorker Sensationsblätter 
„World“ und ,J\äorning Journal“ machten indes die Jugend zum 
Kriege scharf. Ein schweres Unglück kam ihnen zu Hilfe. Das neue 
Vereinigte-Staaten-Kriegsschiff „Maine“, das im Hafen von Havanna 
zu Besuch vor Anker lag, explodierte und 800 Mann von der Be¬ 
satzung kamen dabei ums Leben. Der gegen Spanien gerichtete 
Verbrechensverdacht ließ sich zwar nicht begründen — auch später, 
nach Hebung des Wracks nicht —, die Sensationspresse hielt ihn aber 
aufrecht durch den ständigen Ruf: J^emember the Maine!“ (Denkt 
an die „Maine“!) und in kurzem erschienen die Zeitungen dieser 
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Qattnnz mit in Riesenlettern gehaltenen Aufforderungen zur Kriegs¬ 
bereitschaft, wie: 

Only a trip to Cubal 

(Nur eine Spazierfahrt nach Kubal) 

A trip of 24 hours to Havannal 

(Eine Spazierfahrt von 24 Stunden nach Havanna!) 

Mac Kinky ermahnte zur Qeduld, dk Unterhandlungen mit Spankn 
befänden sich im hoffnungsvollsten Stadium; Spanien werde bald 
bereit sein, abzuzkhen, möchte aber den Schein vermieden sehen, 
daß es „vertrkben“ werde. 

Dk Politiker der beiden alten Parteien hatten ihren eigenen Qrund 
zur Unruhe. Die Demokraten besorgten, daß Mac Kinky (der kein 
Prahkr war), wirkiich Spanien auf gütlichem Wege aus Kuba hinaus¬ 
bugsieren würde, wenn man ihm die hierzu nötige Zeit lasse; dann 
behklte Mac Kinkys Partei (die repubiikanische) dk Oberherrschaft 
auf geraume Zeit, darum drängten die Demokraten zum Krkge. 

Dk Republikaner dagegen fürchteten, daß dk Demokraten, wenn 
es ihnen geiänge, die Kriegsstimmung im Lande zu verallgemeinern 
und zu erhöhen, dann als „die Befrekr Kubas“ gelten und bei der 
nächsten Präsidentschaftswahl dk Oberhand erlangen würden. Also 
mußten die Republikaner den Präsidenten zu einem Ultimatum gegen 
Spankn drängen und sie ließen sich nunmehr von Mac Kinky, obwohl 
er ihnen Einblick in dk Verhandlungen in Spanien gab, nicht länger 
beschwichtigen. Im Kongreß lief man auf beiden Seiten Sturm gegen 
Spanien; die republikanischen Führer wollten den demokratischen 
hinsichtlich der .^Befreiung Kubas“ nichts nachgeben. Man Uberbot 
sich tagtäglich in Befreiungsenthusiasmus, bis Mac Kinky schließlich 
sich fügte und ein Ultimatum absandte. So ward denn die Krkgs- 
erklärung gegen Spankn einstimmig in beiden Häusern des Parla¬ 
ments beschlossen. 

Mac Kinky war ein Durchschnittsmensch ohne hohe Vorzüge und 
grobe Laster; kein Vorwärtser und kein ROckwärtser; er glaubte an 
„Bestimmung durch dk Vorsehung"* und an den aikin seiigmachen- 


* Zwischen dem biiligen Skge des Admirais Dewey bei Manila 
(Uber die dortige längst veraltete spanische Flotte) und dem Frkdens- 
Schluß geriet Mac Kinky voiiständig unter den Einfluß der „Imperia¬ 
listen“. dk ohne Kenntnis des „Wertes“ des vor Jahrhunderten von 
England an Spanien verschenkten Philippinen-Archipels sich Wunder¬ 
dinge von den „Reichtümern“ desselben versprachen und seine An¬ 
nexion verlangten; weder wußten sie, daß Amerikaner und Europäer 
im dortigen Klima nicht dauernd zu arbeikn vermöchten, noch daß 
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den Schntzoll; im fibrieen ist von sdner Lebensphilosophie und seiner 
poiitiscben Weisheit nur wenig in die Oeffentiichkeit gedrungen, ob- 
wohi er Jahrzehntelang republikanischer Führer im Parlament und 
einmal Gouverneur des Staates Ohio war. 

Auf Drängen der Kriegshetzer hatte Mac Kinleys Staatssekretär, 
Sherman, weil dieser ganz besonders der amerikanischen Presse 
versichert hatte, Kuba werde in kurzem ohne Schwertstreich frei 
werden, seinen Posten aufgeben müssen; zu diesem Zweck wurde 
das unwahre Gerücht verbreitet, Sherman sei zu alt und gebrechlich, 
um in kritischer Periode sein schwieriges Amt zu versehen. 

Unter den Schürern blutigen Kampfes ragte der Assistent des 
Marineministers, Herr Theodor Roosevelt, hervor, der ein Jahr später 
für den zweiten Mac Kinleyschen Amtstermin als Vizepräsident der 
Vereinigten Staaten gewählt wurde und nach Ermordung Mac Kinleys 
(durch einen obskuren Anarchisten polnischer Abkunft) zum Präsi¬ 
denten aufrückte. Weil Mac Kinley dem Drängen der Kriegshetzer 
ä la Roosevelt schlieBlich nachgab, prägte letzterer das Wort auf ihn: 
„Mac Kinley hat ein Rückgrat ans Schokolade.“ 

Von jener Eifersucht der republikanischen nnd demokratischen 
Politiker aufeinander (wegen ^r Patenstelle an der Wiege der 
„kubanischen Freiheit“) war heuer nichts zu merken; denn 5 von 
fid Senatoren und 50 aus 435 Abgeordneten wollten an dem „Ruhm“ 
ihren Anteil haben, für die Sache der „Menschlichkeit und Gerechtig¬ 
keit“ den Kriegszustand gegen Deutschland zu erklären. 


die Bewohnerschaft — in Hemd und Leinenhose — kein „konsumieren¬ 
des“ Publikum von irgendwelcher Bedeutung bildet, noch daB die 
Kohlen der Philippinen untransportabel sind, oder daiB von den spa¬ 
nischen Mönchen die „Goldgewinnung“ längst aufgegeben worden — 
lauter Dinge, die sie aus Blumentritts Philippinen-Artikel in der 
„Encyclopaedia Britannien“ hätten erfahren können. Noch weniger 
ahnten sie. daB dem FriedensschluB ein Pazifierangskrieg von drei- 
iähriger Dauer folgen würde, der den Vereinigten Staaten viele 
hundert Millionen Dollar und zahlreiche Menschenleben zu kosten 
hätte. Als die Anti-Imperialisten „Freigabe der Philippinen für die 
Herrschaft der Tagalen (des in der Zivilisation fortgeschrittensten 
Stammes) wünschten, erklärte Mac Kinley: „Da unsere Fahne nun 
einmal dort aufgepflanzt ist — wer möchte sie niederhoieni Es ist 
unsere Bestimmung, den Archipel zu behalten.“ 

Seit Beginn der Rooseveltschen Verwaltung zählte die Sorge, des 
PhiUppinen-Schatzes mit Anstand sich zu entledigen, zu den sdvwer- 
sten Kümmernissen der amerikanischen Regierung. 
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A. ELLINQER: 

Mehr praktische Volkswirtschaftslehre! 

D ie deutsche Sozialdemokratie hat in der Aufklärung und politischen 
Erweckung großer Volksmassen mehr geleistet als irgend eine 
andere Partei. Tausende sozialisitische Lehrer, Redner und Schrift¬ 
steller haben sich jahraus jahrein bemüht, in dieser Beziehung mög¬ 
lichst viel und möglichst gutes zu leisten. Unsere Presse, unsere um¬ 
fangreiche Broschürenliteratur, unsere Arbeiterbildungsschulen und als 
Krönung des Ganzen die Parteischule dienten vorwiegend dem selben 
Zweck. Aber all unsere Aufklärung war vorwiegend theoretischer 
Art. Sie beschränkte sich sozusagen auf die Revolutionierung der 
Köpfe; mit praktischen volkswirtschaftlichen Fragen haben sich die 
Lehrer der deutschen Arbeiterklasse nur wenig befaßt. Die Kenntnis 
der materialistischen Geschichtsauffassung und des Marx’schen Wert¬ 
gesetzes erschien vielen als der Gipfel alles Erkennens und als völlig 
ausreichender Ersatz für alle volkswirtschaftlichen Spezialkenntnisse. 
Aber selbst dort, wo wir uns mit praktischen volkswirtschaftlichen 
Fragen befassen mußten, nämlich in unserer Presse und bei Wahl¬ 
kämpfen, stellten wir unsere Aufklärung meist zu sehr auf agitatorische 
Erfolge ein, blieben wir infolgedessen oft viel zu sehr an der Ober¬ 
fläche haften, arbeiteten wir zuweilen auch viel zu sehr mit Schlag¬ 
worten, als daß ein tieferes Eindringen in das komplizierte Getriebe 
unseres Wirtschaftslebens möglich gewesen wäre. Was wußte z. B. 
die deutsche Arbeiterschaft bei Kriegsausbruch von der Weltpolitik, 
in die der deutsche Kapitalismus immer mehr hineintrieb? So gut 
wie gar nichts! Was man ihr gab, waren zum guten Teil Zerrbilder, 
die durch die Brille der Theorie gesehen waren und die zu der 
Wirklichkeit paßten wie die Faust aufs Auge. Das Wort Imperialismus 
wurde fast zu Tode gehetzt, aber über seinen Begriff sind sich unsere 
Theoretiker heute noch nicht einig. Die wenigen aber, die den Mut 
fanden, sich unvoreingenommen mit diesen Fragen zu beschäftigen, 
wurden verfemt, wenn sie zu Ergebnissen kamen, die mehr oder 
weniger von der alten Doktrin abwichen. 

Woher kommt es nun, daß man sich bei uns so wenig mit praktischen 
volkswirtschaftlichen Fragen beschäftigt hat? 

Der Grund ist meines Erachtens sowohl in unserer Staatsauffassung, 
wie in der irrtümlichen Auffassung zu suchen, die wir von der Dauer 
der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung und der Art ihrer Ueber- 
führung in die sozialistische hatten. Man negierte den Staat als 
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Klassenstaat, lehnte die praktische Mitarbeit im Staate als PaiUativ- 
mittel ab und stellte lange Zeit sein ganzes Tun in erster Linie auf den 
Umsturz ein. Die meisten glaubten sogar, mit dem Klassenstaat auch 
zugleich die kapitalistische Qesellschaftsordnung „Umstürzen“ zu 
können. Das Wort Umsturz war das Zauberwort, das einem großen 
Teil der Führer und Massen stets vor Augen schwebte. Zu was sich 
noch mit praktischer Volkswirtschaft beschäftigen, wenn die kapi¬ 
talistische Qesellschaftsordnung doch bald gestürzt wurde. Es ge¬ 
nügte vollkommen, wenn man die Arbeiter für den Gedanken des Um¬ 
sturzes gewann, alles andere würde sich später naeh erfolgtem Um¬ 
sturz schon finden. 

Das war der Grund, daß man bei all unserer Aufklärungsarbeit bis 
zum Kriege den Hauptwert auf den Nachweis legte, daß die heutige 
Qesellschaftsordnung der sozialistischen weichen müsse und daß man 
die Aufklärung der Arbeiter über praktische volkswirtschaftliche 
Fragen vernachlässigt hat. 

Nun sind sich die verständigen Leute wohl heute alle darüber klar, 
daß man die kapitalistische Wirtschaftsordnung nicht eines schönen 
Tages einfach Umstürzen und die sozialistische an ihre Stelle setzen 
kann. Wie man eine alte Stadt, die den Ansprüchen der heutigen Zeit 
nicht mehr genügt, nicht einfach eines schönen Tages in die Luft 
sprengt, sondern in planmäßiger Arbeit Stück für Stück abträgt und 
neu auÄ)aut, so wird es auch mit der kapitalistischen Wirtschaft ge¬ 
schehen. Wir sind sogar im Niederbrechen und Neuaufbauen schon 
mitten drin, nur sind wir uns dessen viel zu wenig bewußt und ar¬ 
beiten an der Erneuerung unserer Wirtschafts- und Gesellschafts¬ 
ordnung noch viel zu wenig planmäßig mit. Wir müssen uns all¬ 
gemein bewußt werden, daß wir es sind, die die kapitalistische Ge¬ 
sellschaft in die sozialistische überführen müssen und daß dazu die 
einfache sozialistische Ueberzeugung und sozialistische Theorien nicht 
genügen. Es gehören dazu praktische voikswirtschaftliche Einzei- 
kenntnisse der verschiedensten Art, und es gehört dazu praktische 
Arbeit, die nur auf Grund dieser Einzelkenntnisse zu leisten ist Darum 
müssen wir uns in unsere Volkswirtschaft viel mehr hineinfühlen und 
hineinarbeiten und müssen das ganze volkswirtschaftliche Getriebe 
mehr von innen heraus beurteilen, als wir das bis heute getan haben. 

Ich will damit unsere theoretische Aufklärung durchaus nicht her¬ 
absetzen oder sie gar für überflüssig erklären; sie war und ist zur 
Erweckung und Aufrüttelung der Massen und zur Festigung der so¬ 
zialistischen Ueberzeugung zweifellos von bedeutendem Wert; aber sie 
reicht doch, ]e mehr wir wachsen und je größer unsere Verantwortung 


Gougle 


Original fro-m 

THE OHIO STATE UNIVERSiTY 



Mehr praktische Volkswirtschaftslehre! 


477 


im staatlichen und wirtschaftlichen Geschehen wird, nicht mehr ans. 
Unsere in der Arbeiterbewegung nicht nur agitatorisch, sondern auch 
praktisch volkswirtschaftlich und politisch schaffenden Genossen 
kamen ja mit ihrer guten sozialistischen Ueberzeugung und 
ihren theoretischen Kenntnissen schon lange nicht mehr aus. 
Unsere Gewerkschafter und Genossenschafter, unsere Gemeinde¬ 
vertreter und unsere Landtags- und Reichstagsabgeordneten 
müssen, wenn sie wirklich praktische Erfolge erringen wollen — was 
ja der Zweck ihrer Arbeit ist — sich ganz auf den Boden des Gegen¬ 
wartsstaates und der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung stellen und 
von ihm aus ihre Arbeit des Um- und Aufbaues betreiben. Da 
nützen ihnen alle theoretischen Kenntnisse und die beste sozialistische 
Ueberzeugung nichts, wenn sich damit nicht eine Kenntnis der äußerst 
verwickelten Verhältnisse unseres staatlichen und wirtschaftlichen 
Lebens verbindet. Zur Aufrüttelung der Massen genügt zur Not eine 
gute sozialistische Ueberzeugung verbunden mit einiger Beredsamkeit 
und eine leidliche Kenntnis der sozialistischen Theorie. Der Agitator 
und der Theoretiker können sich unter Umständen leicht mit Worten 
behelfen, mit Gedanken, die bekanntlich leicht beisammen wohnen; 
der schöpferisch tätige Volkswirt, Gewerkschafter und Politiker hat 
sich dagegen mit tatsächlichen Verhältnissen abzufinden, mit Sachen, 
die sich selbst hart im Raume stoßen. Diese Verhältnisse muß er 
kennen, wenn er sie umändern, überwinden, bessern will. Und die 
Kenntnis dieser Dinge hat unsere Aufklärung bis jetzt nicht so ge¬ 
fördert, wie das für unsere Bewegung notwendig wäre. 

Für ein erfolgreiches Arbeiten der Gewerkschaften ist z. B. die 
richtige Beurteilung der Konjunktur von größter Bedeutung; denn 
von ihr hängt nicht selten der Erfolg oder Mißerfolg einer Lohn¬ 
bewegung ab. Wer aber lehrt heute den Arbeiter die Konjunktur 
verstehen und ihre Entwicklung vorausschauen? Niemand! Der prak¬ 
tisch tätige Gewerkschafter muß sich in ihre Kenntnis mühsam durch 
eigene Arbeit hineinfinden. Wieviel Arbeiter können heute einen Kurs¬ 
zettel richtig lesen und seinen Inhalt zur Beurteilung der Konjunktur 
verwerten? Nur wenige! Selbst unsere Gewerkschafts/eher sind in 
der Beurteilung der Konjunktur zum guten Teil noch auf bürgerliche 
Volkswirtschafter angewiesen, weil sie das zur Beurteilung der Kon¬ 
junktur vorhandene Material nicht zu deuten vermögen. Wieviel 
Arbeiter wissen aus den Ergebnissen der Aktiengesellschaften, aus 
den Ein- und -Ausfuhrzahlen usw. die für die gewerkschaft¬ 
liche Bewegung wichtigen Schlüsse zu ziehen? Ebenfalls nur 
wenige! Und wie steht es bei uns mit der Kenntnis der Unter- 
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nehmerorsanisationen, ihren Streikversicherunsskassen und sonstigen 
Einrichtungen? Auch damit ist es nicht allzuweit her. obwohl die 
Kenntnis dieser Dinge für den gewerkschaftlichen Kampf und für die 
Beurteilung seiner Erfolgsmögiichkeiten von geradezu ausschlag* 
gebender Bedeutung ist. Mit der Kenntnis des Bank-, Geld-, und 
Börsenwesens, des Kartell- und Monopolwesens ist es nicht besser, 
sondern eher noch schlechter bestellt Erst seitdem das Kartell- und 
Monopolwesen durch den Krieg hohe tstaatspolitische Bedeutung 
gewinnt, beginnt man es bei uns eingehender zu studieren. 

Und die Unkenntnis in praktischen volkswirtschaftlichen Fragen be¬ 
schränkt sich nicht etwa auf die großen Arbeitermassen, sondern auch 
Leute in leitenden Stellungen sind in solchen Dingen oft hilflos wie 
Kinder. Noch vor zehn Jahren, so erzählt mir ein Kollege, sei der 
Redakteur eines immerhin nicht unbedeutenden Qewerkschaftsblattes 
ganz erstaunt gewesen, daß er (mein Kollege) immer so interessante 
Zahlen über die Volksvermehrnng, über den Krankheits- und Sterblich¬ 
keitsstand, über Ein- und Ausfuhr und ähnliches zur Hand hatte. 
Das Statistische Jahrbuch für das Deutsche Reich war diesem Redak¬ 
teur ein Buch mit sieben Siegeln. Und wie schlecht unsere Theore¬ 
tiker in manchen praktischen volkswirtschaftlichen Fragen beschlagen 
sind, das erfuhr ich, als ich mich vor einigen Jahren um einige Artikel 
über die Grundrente und ihre Bedeutung für das Baugewerbe an 
einen bekannten (jetzt verstorbenen) Parteitheoretiker wandte. Der 
Genosse erklärte sich zwar zur Ausführung der Arbeit bereit, 
bedang sich aber zu ihrer Lieferung eine unverhältnismäßig 
lange und in ihrer Länge ganz unbestimmte Zeit ans, weil er 
ohne eingehendes und zeitraubendes Studium darüber nichts schreiben 
könne. Als ich mich darauf an einen anderen, sehr klugen Theoretiker 
wandte, verwies mich dieser an einen mir bis dabin ganz unbekannt 
gewesenen österreichischen Genossen, der sich zur Ausführung der 
Arbeit auch bereiterkiärte. Bekommen habe ich die Arbeit bis heute 
noch nicht, vielleicht nur deshalb nicht, weil der Krieg dazwischen 
kam. 

Das sind nur einige Beispiele, die zeigen, wie schlecht es in unsern 
Reihen mit praktischen volkswirtschaftlichen Kenntnissen bestellt ist 
Nach meiner Meinung ist dieser Zustand auf die Dauer unhaltbar. Wir 
müssen in unserer Bewegung mindestens einen Stab tüchtiger Leute 
haben, die in der praktischen Volkswirtschaft ebenso wie in der so¬ 
zialistischen Theorie beschlagen und die fähig sind, Aufklärung darüber 
unter die Massen zu tragen. Das ist schon deshalb nötig, um in der 
Arbeiterschaft mehr Verständnis'für die Widerstände zu wecken, die 
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sich der Umgestaltung: der kapitalistischen Wirtschaftsordnung in 
die sozialistische entgegenstellen. Die Theorie, die oft nur im luft¬ 
leeren Raum operiert, wirkt in dieser Beziehung oft geradezu ver¬ 
wirrend und macht den Arbeitern eine richtige Einschätzung unserer 
positiven Erfolge ganz unmöglich. Wer immer noch vom baldigen 
Umsturz unserer jetzigen Wirtschaftsordnung und von der damit zu¬ 
sammenhängenden Aufrichtung des sozialistischen Ziikunftsstaates 
träumt, dem können selbstverständlich die schönsten Erfolge unserer 
positiven Arbeit nicht genügen. Was hier für unsere gewerkschaftliche 
Arbeit gilt, gilt für unsere politische Tätigkeit nicht minder. An einer 
Vertiefung unserer volkswirtschaftlichen Kenntnisse ist unsere ganze 
Bewegung interessiert. 

Wie diese Aufklärungsarbeit im einzelnen betrieben werden soll, 
darüber will ich mich hier nicht weiter äußern, sondern nur sagen, 
daß meiner Meinung nach auch diese Aufklärungsarbeit organisiert 
werden muß, wie unsere andere Bildungsarbeit organisiert worden 
ist. An tüchtigen Lehrern wird es uns dabei nicht mangeln. Haben 
wir doch in Cunow, Schippel und anderen ganz hervorragende Kenner 
unserer Volkswirtschaft, deren Wissen bis jetzt nur leider unsern Ar¬ 
beitermassen nicht systematisch zur Kenntnis gebracht worden ist. 
Zwar hat die von der Qeneralkommision der Gewerkschaften ins 

Leben gerufene Gewerkschaftsschule in dieser Beziehung schon 
manches geleistet; aber die Kurse dieser Schule waren doch viel zu 

kurz, um wirklich von nachhaltigem Erfolg zu sein. Vielleicht ist 

es nach dem Kriege möglich, die Partei und die Gewerkschaftsschule 
zu vereinigen und dann Theorie unnd Praxis gleichermaßen zu ihrem 
Recht kommen zu lassen, vielleicht läßt sich auch eine andere Lösung 
finden. Jedenfalls muß etwas getan werden, um bei der Arbeiterschaft 
mehr Aufklärung über praktische volkswirtschaftliche Fragen zu 

verbreiten und damit zugleich ihren realen Sinn zu stärken. Wäre das 
schon früher geschehen, dann hätte die Arbeiterschaft bei Kriegsaus¬ 
bruch nicht soviel Illusionen zu Grabe zu tragen brauchen und wäre 
wahrscheinlich von den Wirren verschont geblieben, die wir heute er¬ 
leben müssen. 


,J>ie Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie 
nicht aus freien Stücken, nicht unter selbstgewählten, sondern unter 
unmittelbar Vorgefundenen, gegebenen und überlieferten Umständen. 
Die Tradition aller toten Geschlechter lastet wie ein Alb auf dem 
Gehirne der Lebenden. Karl Marx (Der achtzehnte Brumaire). 
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Der Engländer Queich gegen den Deutschen Bernstein. 

A UF dem Parteitage der deutschen Sozialdemokratie in Nürnberg. 

1908, sagte der englische Sozialist Queich in seiner BegrüBungs- 
rede u. a. folgendes: 

,J\Aan sagt mit Recht, daß wir in Engiand ein demokratisches Ver¬ 
fassungsleben haben, daß in England das Volk in letzter Linie über 
seine eigenen Qeschicke entscheide. Das ist zutreffend, sofern man 
bloß die inneren Angelegenheiten des Landes in Betracht zieht. Aber 
es trifft nicht zu in bezug auf die äußeren Angelegenheiten. Auch in 
England wird über den Kopf des Volkes hinweg durch die herrschen¬ 
den Klassen, durch ihre Vertreter in der Regierung die Kriegshetzerei 
gefördert. Auch in England erfährt das Volk nicht alles, was es 
wissen müßte über den Gang der sogenannten auswärtigen Politik. 
Auch in England werden durch die Diplomatien, durch die Kabinette 
hinter den Kulissen des öffentlichen Lebens die Fäden gesponnen, die 

unter Umständen zum Kriege führen können. Audi in der letzten 

Zeit, als auch bei uns die Kriegshetzerei gegen Deutschland entstand. 
haben wir bei jeder Gelegenheit, wo irgendwo Komplikationen zu 
entstehen drohten, uns dagegen gewandt. Wir haben protestiert gegen 
die Entsendung der englischen Flotte nach Kronstadt, weil wir darin 
eine Demonstration gegen Deutschland sahen. Wir haben protestiert 
gegen die Reise des Königs Eduard nach Reval, wir haben protestiert 
gegen diesen Besuch, weil wir auch darin eine jener diplomatischen 
Machenschaften erblickten, die bis zu einem gewissen Grade gegen 
Deutschland gerichtet sind" 

Damit vergleiche maa das „Die sogenannte (!) Einkreisung 
Deutschlands“ überschriebene fünfte Kadtel in Eduard Bernsteins 
drei Jahre später, 1911, erschienener Schrift; „Die englische Gefahr 
und das deutsche Volk“; in diesem Kapitel meint Bernstein u. a.. 
„Die Reisen König Eduards seien vollkommen unverfänglich und 
harmlos gewesen. „Es ist nicht eine Rede — ja auch mcht einmal 
eine etwa im Privatgespräch gefallene Aeußerung von ihm bekannt 
geworden, die als Beweis dafür gelten könnte, daß seine Bemühungen, 
die Beziehungen Englands zu Italien und Spanien möglichst im Sinne 
größerer Freundschaft mit diesen Ländern zu gestalten, mit feind¬ 
lichen Absichten in bezug auf Deutschland in Verbindung standen.“ 


„Die Geschichte tut nichts, sie „besitzt keinen ungeheuren Reich¬ 
tum“, sie „kämpft keine Kämpfe“! Es ist vielmehr der Mensch, der 
wirkliche, lebendige Mensch, der das alles tut, besitzt und kämpft; es 
ist nicht etwa die „Geschichte“, die den Menschen zum Mittel braucht, 
um ihre — als ob sie eine aparte Person wäre — Zwecke durchzu¬ 
arbeiten. sondern sie ist nichts als die Tätigkeit des seine Zwecke 
verfolgenden Menschen.“ Friedrich Engels (Die Heilige Familie). 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Ein Satyrspiel. 

L^RR Grimm, Kienthaler aus Beruf und Neigung, im Neben- 
A 1 amt Redakteur der sattsam bekannten „Berner Tagwacht“, 
hat sich von allen Wortführern der neutralen Sozialisten wohl 
am meisten durch die wilde Gehässigkeit ausgezeichnet, mit 
der er von Kriegsbeginn an gegen Deutschland schrieb. Selbst 
die italienische Parteipresse vor wie nach der Beteiligung 
Italiens am Kriege, ja kaum das wackere „Met Volk“ in Hol¬ 
land machte so in Deutschenhaß wie die deutsch geschriebene 
„Tagwacht“. Als Italien sein Bündnis löste und gegen die 
Mittelmächte den Raubkrieg begann, frohlockte Grimms Blatt: 
jetzt sei das Schicksal der Zentralmächte entschieden. Die 
deutsche Sozialdemokratie beschimpfte Grimm täglich, machte 
sein Blatt zur Ablagerungsstätte der skrupellosesten Ver¬ 
leumdungen und des sinnlosesten Klatsches und trug so wesent¬ 
lich sein Teil zur Vergiftung der deutschen Parteiverhältnisse 
bei. — Diesem Fanatiker des Deutschenhasses mußte es pas¬ 
sieren, daß er als „deutscher Agent“ aus dem revolutionären 
Petersburg ausgewiesen wurde! — 

Das Friedensbedürfnis des russischen Volkes hatte ihn nach 
Petersburg getrieben. Cr empfängt dort den Eindruck, daß 
die russische öffentliche Meinung in der Tat sehr stark nach 
Frieden verlangt. Er teilt seine Eindrücke dem Schweizer 
Vertreter dn Petersburg mit, der sich darüber mit dem 
Schweizer Bundesrat Hoffmami in Verbindung setzt. Haffmann 
antwortet, unter weichen Umständen die Zentralmächte nach 
seiner Kenntnis der Dinge zu einem Frieden geneigt seien. 
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Kurze Zeit darauf steht diese chiffrierte Depesche im Organ 
des Herrn Branting in Stockholm und in der Londoner „Times“. 
Hoffmann tritt zurück. Qrimrn wird aus Rußland ausgewiesen. 

Da die Depesche des Dundesrats Hoffmann veröffentlicht 
worden ist, bietet sich die Mö^ichkeit, zu konstatieren, ob in 
ihr irgendetwas Geheimnisvolles, Neues oder Qeheimzuhalten- 
des enthalten gewesen ist. Herr Hoffmann hat nichts weiter 
depeschiert, als was jedermann, der lesen kann^ schon vorher 
oft genug vernehmen konnte. Aus der Rede des Reichskanzlers 
und aus sonstigen offiziellen wie halboniziellen Kundgebungen 
war es männiglich klar, daß Deutschland an der Ostgrenze 
keine Offensive plant, vor allem nicht, solange noch Aussicht 
auf eine gütliche Einigung mit Rußland besteht. Daß Deutsch¬ 
land einen ehrenvollen Frieden mit Rußland anstrebt mit 
freundschaftlichen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen, daß 
es sich in russische innere Verhältnisse nicht einmischen will, 
daß es freundschaftliche Verhandlungen über die Autonomie 
Polens, Litauens, Kurlandfs für möglich hält, jedenfalls an ihnen 
nicht den Frieden scheitern lassen will — wem wäre das un¬ 
bekannt? Das deutsche Friedensangebot vom 12. Dezember 
hat es außerdem jedem kundgetan, daß Deutschland sofort 
bereit ist, mit allen seinen Feinden in Friedensverhandlungen 
einzutreten, daß Deutschland keine Eroberungsziele verfolgt 
und keine Gebietserweiterungen, die auf die Vergrößerung des 
Reiches und Erweiterung seiner politischen und wirtschaft¬ 
lichen Macht hinausliefen. Das aber und nichts anderes war 
es, was Herr Hoffmann dem Schweizer Vertreter in Petersburg 
zur Mitteilung an Grimm depeschiert hatte. 

Daraus geht zunächst hervor, daß rein sachlich für Herrn 
Hoffman nicht der geringste Anlaß vorlag, von seinem Amte 
zurückzutreten. Aber freilich — und hier kommt das Aber! 
Herr Hoffmann sprach von Frieden und von der deutschen 
Friedensbereitschaft. Nichts aber ist der Ententebrüderschaft 
jetzt verhaßter, weil gefährlicher, als die deutsche Friedens¬ 
bereitschaft. Solange in Rußland die Dinge noch nicht den Reife¬ 
grad erreicht hatten, den sie jetzt haben, war das Schlagwort: 
keine Annexionen! eine herzlich belanglose Schreierei, und das 
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deutsche Friedensangebot hatte auch nichts zu sagen. Allein 
seit Ausbruch der Revolution, seit Ueberhandnahme des russi¬ 
schen Friedensbedürfnisses und Versagen der russischen Armee 
für englische Zwecke, haben sich die Dinge verschoben. Seit 
der Zeit wird jedes Wort von deutscher Friedensbereitschaft 
zum Sprengpulver für die russisch-englische Freundschaft und 
jeder, der solche Worte spricht, wird zum Agenten Deutsch¬ 
lands. Das hat Herr Grimm, der Deutschenfresser, erfahren 
müssen. 

Rätselhafter ist schon, weshalb die augenblicklichen sozia¬ 
listischen Minister Rußlands ihn wegen der Hoffmannschen 
Depesche auswiesen. Diese Depesche enthielt doch nur Dinge, 
die der russischen Friedenspolitik entgegenkamen. Es war 
keine Rede von einem Separatfrieden in ihr, nur der allgemeine 
Friede wurde angeregt, also genau das, was die russische 
Regierung, wie sie wenigstens sagt, ebenfalls anstrebt. Die 
Erklärung liegt in der Abhängigkeit der russischen Regierung 
von London und der gesamten Entente. Man fürchtete, den 
Ententeregierungen unerwünschte Druckmittel in die Hand zu 
geben; deshalb benutzte man den Fall Grimm, um den Eng¬ 
ländern zu beweisen, daß auch die russische Revolution nicht 
verlernt hat, diligentiam zu prästieren, wenn das englische 
Kapital es wünscht. Und es war ja auch nur die vielleicht 
zu berechtigte Besorgnis des Herrn Hoffmann und der Schwei¬ 
zer Regierung vor englischen Repressalien, die den Rücktritt 
Hoffmanns notwendig machten. Griechenlands Schicksal hat 
sich soeben vollendet, und man kann es dem noch dazu inner¬ 
lich gespaltenen Schweizervolk nicht verdenken, wenn es alles 
tut, um der Rache der Entente zu entgehen. 

Die Rolle des Sozialisten Grimm in dieser Affäre ist noch 
keineswegs geklärt, die Rolle der russischen sozialistischen 
Minister ist zum mindesten nicht gerade kühn, unsauber aber 
und zugleich kriegshetzerisch ist die Rolle des dritten Sozia¬ 
listen in diesem Satyrspiel, des famosen Herrn Branting. 
Welches Interesse des neutralen Schwedens, welches Interesse 
des internationalen Sozialismus veranlaßte diesen Menschen 
zur Veröffentlichung der durch englische Agenten in der 

>3 1 * 


Digitized by Google 


Original 

THE OHIO STAT, 



484 


Ein Satyrspiel. 


Digitized by 


Schweiz gestohlenen Friedensdepesche? Wenn Herr Branting 
der Agent der Entente sein will, so ist das schlieBlich seine Sache; 
dann aber sollte er wenigstens soviel innere Sauberkeit besitzen, 
um von der Leitung der Stockholmer Friedensverhandlungen 
zurückzutreten. Er folgt mit seiner jeteigen Haltung lediglich 
dem abgeschmackten Beispiel, das der wackere Vandervelde 
seit Beginn des Krieges der Welt gab, indem er zugleich Vor¬ 
sitzender des Internationalen Bureaus blieb und Minister einer 
kriegführenden Macht wurde. Diese Versuche Vanderveldes, 
die Internationale zu einem Mittel der internationalen Völker¬ 
verhetzung im Dienste der &itente zu machen, haben nicht 
zum wenigsten den trostlosen Zusammenbruch der Internatio¬ 
nale mit herbeigeführt. Immerhin konnte Herr Vandervelde 
noch auf mildernde Umstände für sich plädieren. Sein Vater¬ 
land war das erste Opfer des Krieges geworden, zwar nicht 
ohne völlige Schuld Vanderveldes und seiner sozialistischen 
Kollegen aus der belgischen Kammer, aber immerhin: er stand 
offen im Dienste eines kriegführenden Landes, er predigte den 
Krieg, er verpönte jedes Friedenswort, er heuchelte nicht, 
man wußte, woran man mit diesem armen Opfer der Kriegs¬ 
psychose war. Anders Branting. Er ist offiziell neutral, 
Schweden selber hat vom Kriege sich ferngehalten und gedenkt 
es auch ferner zu tun. Die Hauptstadt Schwedens ist zum Sitz 
der sozialistischen Besprechungen zur Vorbereitung des Frie¬ 
dens auserwählt. An der Spitze dieser Besprechungen steht 
Herr Branting. Was von einem Manne in dieser internatio¬ 
nalen Position zu allererst verlangt werden müßte, ist pein¬ 
lichste Neutralität. Statt dessen steht Branting seit Beginn des 
Krieges auf dem Boden der Entente, so daß ihn die englische 
und französische Presse schon lange als treueste Stütze ihrer 
Politik feiert. Kein Mensch verlangt von ihm, daß er ein 
Deutschenfreund sei. Aber immerhin: die deutsche Niederlage 
zu erstreben und zugleich den Verständigungsfrieden zu pro¬ 
pagieren, ist ein unerlaubtes Maß von Doppelzüngigkeit. Durch 
seine sensationelle Veröffentlichung der Hoffmannschen 
Depesche hat Herr Branting sich des Vertrauens der amerika¬ 
nischen Munitionslieferanten, der französischen Revanche- 
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Schreier und der englischen Kriegshetzer würdig gezeigt; denn 
diese Tat hat nur einen Sinn, wenn Herr Branting unter allen 
Umständen den Krieg verlängern will. Es ist möglich, daß die 
materiellen Interessen Schwedens, wie sie Herr Branting auf- 
faßt, eine solche Kriegsverlängerung gut ertragen können. 
Und hier ist ein Weg, wie man sich die Stellungnahme Bran- 
tings erklären kann. 

Herr Branting ist ein Feind eines selbständigen Finnlands, 
zollt dagegen einem unter russischer Hoheit stehenden auto¬ 
nomen Finnland seine Sympathie. Ein solches Finnland, sagt 
er, würde die natürliche Brücke für immer lebhaftere Be¬ 
ziehungen zwischen Schweden und Rußland sein. Es ist be¬ 
kannt, welche enormen Gewinne die schwedische Bourgeoisie 
aus dem englisch-russischen Durchgangsverkehr während des 
Krieges eingeheimst hat. Herr Branting hat in seiner Presse 
sich die Pflege dieser kapitalistischen Handelsinteressen ganz 
besonders angelegen sein lassen. Dazu kam aber, daß die 
schwedische Sozialdemokratie seit Gründung der sogen. Neuen 
Bank ganz besonders eng mit diesen kapitalistischen Handels¬ 
interessen verfilzt worden ist. Die Bank sollte eine Art sozial¬ 
demokratisches Parteiunternehmen sein, um die zerstreuten 
Kassen der Partei unter eine einheitliche Verwaltung zu stellen 
und so im Interesse der Partei und der Kassen Bankgeschäfte 
zu machen. Die Bank sollte die Zeitungsunternehmungen 
stützen, an Personen der Arbeiteiklasse billige Darlehen geben 
usw. Der Erfolg war, daß in kurzer Zeit alle Parteihäuser 
Schwedens und seine Zeitungsunternehmungen der „Neuen 
Bank“ tief verschuldet waren. Als Bank war das Unternehmen 
bald auf dem Trocknen; im Jahre 1915 konnten nicht einmal 
die Verwaltungskosten gedeckt werden. Trotzdem konnte die 
Bank eine sehr hohe Dividende an ihre Aktionäre, d. h. an die 
sozialdemokratischen Parteiführer zahlen. Das war dadurch 
möglich geworden, daß laut Revisionsbericht die Bank unter 
der Leitung eines sehr gewiegten Geschäftsmannes kurzfristige 
Geschäfte nach Rußland gemacht hatte. Im Jahre 1916 hatte 
dieser Geschäftsmann sogar der russischen Regierung eine 
Anleihe von 150 Millionen Dollars in Amerika verschafft. 
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Jedenfalls beteiligte sich die „Neue Bank“ im Verein mit kapi¬ 
talistischen Finanzgruppen sehr lebhaft am englisch-russischen 
Transitgeschäft. Aus dieser Situation ergibt sich, daß die 
schwedische Parteiorganisation wirtschaftlich völlig von 
der „Neuen Bank“ abhängig ist, die „Neue Barik“ wiederum 
völlig von dem ungestörten russisch-englischen Verkehr über 
Schweden nach Finnland. Womit freilich nicht gesagt sein soH, 
daß nicht auch gelegentlich Geschäfte nach südlicher Richtung 
mit Deutschland gemacht würden. 

Der Ausbruch der russischen Revolution nun hat die Selb¬ 
ständigkeit Finnlands in greifbare Nähe gerückt. Ein nicht¬ 
russisches Finnland aber würde dieser kapitalistischen Idylle 
in Schweden sehr bald ein Ende machen. Jedenfalls ist Herr 
Branting aus diesen Rücksichten heraus ein erklärter Feind 
finnischer Selbständigkeit, wie er ja auch die Befestigung der 
Alandsinseln durch die Russen als im schwedischen Interesse 
liegend bezeichnete, weil dadurch der schwedische Transit¬ 
verkehr nach Rußland gegen Deutschland geschützt werde. 

Fürchtete Herr Branting mun, durch Aussicht auf einen 
raschen Frieden könnte Finnlands Selbständigkeitsbewegung 
nur gestärkt werden und tat er deshalb jenea Schritt, der den 
Krieg im Interesse der Entente und des schwedischen Handels¬ 
kapitals verlängerte? Vielleicht sagte er sich, daß er damit zu¬ 
gleich auch die Interessen der schwedischen Sozialdemo¬ 
kratie vertrete, die sich in so verhängnisvoller Abhängigkeit 
von den Bedürfnissen des Handelskapitals befindet. Wenn 
dem so wäre, so wäre Herr Branting vielleicht ein glänzender 
Parteichef, der die materiellen Interessen der hinter ihm 
stehenden Organisationen gut zu schätzen weiß. Nur ein So¬ 
zialdemokrat wäre er nicht, noch weniger ein Friedenspolitiker. 
Höchstens ein — .yDemokrat“ nach dem Schema der berühm¬ 
ten „Demokratie“ der alten und der neuen Welt, das man uns 
armen Barbaren als die feinste Blüte der Kultur anpreist. 
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HEINRICH CUNOW: 

Nach Westen oder Osten? 


O FT lösen neue politische Ereignisse spielend die schwierig¬ 
sten Streitfragen. Noch vor kaum Jahresfrist wurde in 
engeren Kreisen der deutschen Sozialdemokratie darüber dis¬ 
kutiert, ob das Deutsche Reich beim Friedensschluß und in der 
diesem folgenden neuen wirtschaftspölitischen Umschaltungs¬ 
periode sich nach Westen oder Osten „orientieren“ müsse, d. h. 
ob es versuchen solle, in erster Reihe mit den europäischen 
Westmächten zu einer wirtschaftspolitischen Verständigung 
und einem gewissen freundschaftlichen Interessenausgleich zu 
kommen, oder ob es für die zukünftige Entwicklung Deutsch¬ 
lands nützlicher sei, wenn es eine engere wirtschaftliche Ver¬ 
bindung mit Rußland, den Balkanstaaten und der Türkei er¬ 
strebe. Die Artikel, die damals in der „Glocke“ erschienen 
und sich für eine Verständigung mit Rußland aussprachen, wie 
z, B. W. Janssons Aufsatz „Deutschland—Rußland“ und 
H. Kranolds Artikel „Die Pariser Beschlüsse“, stieße 
auf Widerspruch. 

Heute ist die Frage zugunsten jener entschieden, d 
wie vornehmlich Jansson und Lensch, für die sogen, 
rung nach dem Osten“ plädierten. Nur wenige nicht 
leeren Schlagworten befangene sozialistische Politil 
es heute noch geben, die wirklich glauben, daß als 
Friedensschluß die Westmächte sich bereitfinden las 
ten, wieder die alten Wirtschaftsbeziehungen anzukr 
im Zusammenwirken mit dem deutschen Handel und 
sehen Schiffahrt an einem neuen Wirtschaftsaufbau z 
Es ist ganz zweifellos, daß mit dem politischen Friei 
nicht ohne weiteres auch der jetzige Wirtschaftskr 
sondern von englisch-amerikanischer Seite als E 
rungskampf gegen Deutschlands Wirtschaftsleben i 
werden wird, wenn er sich auch kaum in jenen F( 
spielen wird, die vor ungefähr einem Jahre die Par 
schaftsfleonferenz mit hysterischen Rachedrohungen a 
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Einige unserer Parteiblätter gefallen sich zwar darin, von 
Zeit zu Zeit zur Beruhigung der Arbeiterklasse irgendwelche 
englische Preßstimmen oder Aeußerungen freihändlerischer 
Qroßexporteure abzudrucken, die die englische Qeschäftsbour- 
geoisie auf die Zweischneidigkeit der Fortführung des wirt¬ 
schaftlichen Kampfes nach Friedensschluß hinweisen. Selbst¬ 
verständlich stehen jenen, die die Niederringung der deutschen 
Wirtschaftsrivalität fordern, auch manche englische Inter¬ 
essenten gegenüber, die die alten Wirtschaftsbeziehungen zu 
den Mittelmächten wieder anknüpfen möchten. Aber nicht dar¬ 
auf kommt es an, sondern in welchem Machtverhältnis diese 
Richtungen zueinander stehen, welchen Anhang sie in den 
führenden englischen Finanz-, Handels- und Industriekreisen 
haben, und wie weit sich ihr Einfluß auf die Presse und die 
politischen Parteien erstreckt. 

Die Behauptung, nach dem Friedensschluß würde sich bald 
der wirtschaftliche Verkehr zwischen Deutschland und den 
Westmächten von selbst wieder in alter Weise einstellen, zeugt 
fast noch von einer gröberen Unkenntnis der Wirtschafts¬ 
gegensätze, als die vor dem Kriege in unserer Parteipresse 
beliebte Versicherung, England und Deutschland hätten, da sie 
beide ihre besten Kunden seien, im wesentlichen gleiche Inter¬ 
essen, deshalb wäre ein Krieg zwischen ihnen undenkbar, oder 
die noch Jahr und Tag nach dem Kriegsausbruch in der „Neuen 
Zeit“ mit allerlei statistischen Jongieurkunststückchen ver¬ 
fochtene Ansicht, zwischen DeutscMand und England bestehe 
gar keine eigentliche Handelskonkurrenz. Die Erfahrungen 
der Kriegszeit sollten uns doch bestimmen, endlich die alte 
Illusions- und Vertuschungspolitik aufzugeben und die Dinge 
zu nehmen, nicht wie wir sie wünschen-, sondern wie sie sind. — 

Prüft man aber — und ein anderes Mittel haben wir heute 
nicht, um die Stimmung in den englischen Handels- und In¬ 
dustriekreisen kennen zu. lernen —, was in der englischen Han¬ 
delspresse geschrieben und in den Zusammenkünften der wirt¬ 
schaftlichen Korporationen verhandelt wird, dann ist ganz 
zweifellos, daß man sich dort auf eine Fortsetzung des Wirt- 
Schaftskrieges nach Friedensschluß vorbereitet. Und fast 
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ebenso sicher ist, daß die „Imperial Federation“ (Reichsver¬ 
einigung), d. h. die Vereinigung des englischen Mutterlandes 
mit seinen selbständigen Kolonien zu einer Art Zollverband, 
zu dessen Propagierung Joe Chamberlain schon 1884 die 
„Imperial Federation League“ gegründet hatte, endlich zu¬ 
stande kommt. Solcher Zusammenschluß ändert aber nicht nur 
Deutschlands früheres Wirtschaftsverliältnis zum britischen 
Inselreich selbst, sondern auch zu dessen großen Kolonial¬ 
märkten; denn der geplante britische Reichszollverband hat 
nur dann einen Zweck, wenn einerseits die Kolonien den eng¬ 
lischen Industriewaren Vorzugszölle gewähren, und anderer¬ 
seits England bei der Einfuhr von Lebensmitteln, Roh- und 
Halbstoffen aus seinen Kolonien diesen eine gewisse Begünstigung 
bietet, sei es durch Einführung von Importzöllen auf gleich¬ 
artige Konkurrenzerzeugnisse aus anderen überseeischen Län¬ 
dern, durch Errichtung von Frachtschiffahrtslinien nach den 
britischen Kolonialhäfen und Einführung besonders billiger 
Frachttarife für die eigenen Kolonialgüter oder durch Ermäßi¬ 
gung bestimmter Hafen-, Kai- und Lagergebühren. 

Hätte ohnehin der Ausfuhrhandel EVeutschlands nach Kanada, 
Australien und Südafrika einen sehr schweren Stand gehabt, 
das verlorene Terrain nach dem Kriege wiederzugewinnen, 
da die Erregung gegen Deutschland in den dortigen merhantilen 
Kreisen beinahe noch größer ist als in England selbst, so wird 
nun diese Schwierigkeit durch das Zustandekommen der ge¬ 
planten Reichsvereinigung noch beträchtlich vermehrt. Tat¬ 
sächlich wird denn auch der Reichszollverband größtenteils 
deshalb von der englischen Handelswelt gefordert, weil man 
annimmt, ein Teil der bisherigen Absatzmärkte werde nach 
dem Kriege nicht mehr in gleichem Maße wie früher aufnahme¬ 
fähig für englische Fabrikate, ein anderer Teil an die Kon¬ 
kurrenz verlorengegangen und kaum zurückzuerobern sein. Um 
so nötiger wäre, meint man, den Export nach jenen Märkten 
auszudehnen, die sich England durch seine Stellung als größte 
Kolonialmacht zu sichern vermöchte: nach seinen überseei¬ 
schen Kolonialbesitzungen. Sie müßten also durch ent¬ 
sprechende Maßregeln dem englischen Absatz erhalten werden. 
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Auch in den Vereinigten Staaten von Amerika wird nach 
dem Kriege der deutsche Handel bei einem Versuch, die alten 
Beziehungen wieder anzukirüpfen, auf mannigfache Wider¬ 
stände stoßen. Der Grund, der die Union in den Weltkrieg 
an Englands Seite gegen die Mittelmächte getrieben hat, be¬ 
steht darin, daß sich seine imperialistischen Finanz- imd 
Handelspreise gewissermaßen an Englands Sieg wirtschaft¬ 
lich interessiert fühlen, würde doch eine Niederlage Groß¬ 
britanniens nicht nur die von diesem in Amerika aufgenom¬ 
menen Anleihen teilweise entwerten und eine Reihe vornehm¬ 
lich für den britischen Markt arbeitender industrieller Trusts 
schwer schädigen, das amerikanische Großkapital gebraucht 
auch zur Durchführung seiner imperialistischen Expansions¬ 
pläne auf Mexiko und Mittelamerika, besonders aber im Stillen 
Ozean gegenüber der immer mehr erstarkenden Macht Japans, 
die Unterstützung Englands. Zugleich bietet die Teilnahme 
am Krieg dem amerikanischen Großkapital die günstige Ge¬ 
legenheit, seine enormen Kriegsgewinne zu vermehren, seinen 
Einfluß auf die notleidenden südamerikanischen Staaten zu er¬ 
weitern und das langgehegte Rüstungs- und Flottenbau- 
programm durchzuführen, dessen Verwirklichung eine Vor¬ 
bedingung des künftigen Erfolges seiner imperialistischen Ab¬ 
sichten ist. Weil aber diese die wiiklichen Beweggründe sind, 
die das amerikanische Troistkapital zur Beteiligung am Kriege 
bestimmen, nicht die Humanitäts- und Kulturphrasen des Herrn 
Wilson, so wird auch nach dem Kriege die nordamerikanische 
Union, wenngleich es an gelegentlichen Reibereien kaum fehlen 
wird, mit England Arm in Arm marschieren und dessen Han¬ 
delspolitik begünstigen, soweit es ohne Schädigung der eigenen 
Interessen geschehen kann. 

Es liegt demnach nicht so, wie so viele Optimisten glauben, daß 
Deutschland einfach nach Friedensschluß seine frühere Han^ 
delstätigkeit im Auslande nur wieder aufzunehmen brauche, 
um des Erfolges sicher zu sein. Ein Teil des verlorengegange¬ 
nen Absatzgebietes wird nur unter Aufbietung aller Kräfte 
zurückerobert werden können, und ein anderer Teil wird ver¬ 
loren bleiben, da noch auf Jahre hinaus alle Wiedereroberungs- 
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versuche an dem Widerstand englischer und amerikanischer 
Kapitalistenkreise scheitern werden. Das gilt auch von Frank¬ 
reich, dessen wichtigste industrielle Departements durch den 
Krieg verwüstet sind und das durch seine unfähige Kriegs- 
wirtschaftspolitik voraussichtlich in einem wirtschaftlichen — 
vielleicht auch in einem politischen — Vasallenverhältnis zu 
England bleihen wird. — 

Um so nötiger ist, «daß Deutschland sich nach anderen Län¬ 
dern umsieht, aus denen es fehlende Waren zu beziehen und 
in denen es überschüssige Waren abzusetzen vermag. Zwar 
wird nach dem Kriege m manchen der neutralen Länder eine 
große Nachfrage nach Kohlen, Eisenwaren, Maschinen, chemi¬ 
schen Fabrikaten usw. hervortreten; diese Nachfrage sichert 
aber nur bestimmten deutschen Industriezweigen gute Be¬ 
schäftigung und nicht auf die Dauer. Es ist daher eine Not¬ 
wendigkeit, daß wir auch zu Oesterreich-Ungarn und den 
Balkanstaaten in ein engeres Wirtschaftsverhältnis gelangen. 
Doch auch diese Gebiete vermögen für das verlorene Terrain 
keinen genügenden Ersatz zu bieten, da ihre Eigenproduktion 
wie ihre Aufnahmefähigkeit für deutsche Industrieerzeugnisse 
noch für längere Zeit als ziemlich beschränkt gelten muß. Als 
weiteres Ersatzgebiet, das uns eine Refhe wichtiger Lebens¬ 
mittel und Rohstoffe zu liefern vermag, vornehmlich Getreide, 
Fleisch, Federvieh, Butter, Eier, Oele, Hülsenfrüchte, Häute 
und' Felle, Holz, Flachs, Hanf usw., und das andererseits viele 
Erzeugnisse unseres Bergbaues und unserer Industrietätigkeit, 
vor allem Eisenwaren, Arbeitsgeräte aller Art, Maschinen und 
Motoren, Leder und Lederwaren, chemische Fabrikate, Be- 
leuchtungsgegenstände usw., gar nicht entbehren kann, kommt 
Rußland in Betracht. Obgleich der vor dem Kriege geltende 
Handelsvertrag dem beiderseitigen Handelsverkehr durchaus 
nicht günstig war, hat Deutschland doch 1912 ohne Gold und 
Silber für 1497, 1913 für 1398 Millionen Mark Waren aus 
Rußland eingeführt und für 674 bzw. 869 Millionen Mark dort¬ 
hin ausgeführt. Berechnen wir den Durchschnitt des Jahr¬ 
fünfts vor dem Kriege, so ergibt sich, daß Deutschland fast 
15 Proz. seiner gesamten Einfuhr aus Rußland bezogen hat und 
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etwas mehr als 12 Proz. seiner Ausfuhrartikel dorthin lieferte. 
Eine noch weit größere Rolle spielt für das russische Wirt¬ 
schaftsleben die Handelsverbindung mit Deutschland. Von 
der russischen Qesamtausfubr gingen in jenen fünf Jahren 
mehr als 39 Proz. nach Deutschland, während es fast 43V^ 
Prozent seiner ganzen Einfuhr aus Deutschland bezog. Die 
Handelsbeziehungen Rußlands mit den Ententemächten stehen 
dahinter weit zurück. Vom russischen Export nahmen Eng¬ 
land nur ungefähr 24 Proz., Frankreich 9 Proz., die Vereinigten 
Staaten nur 2% Proz. auf. An der russischen Einfuhr waren 
beteiligt England mit 13, Frankreich mit 5, die nordamerika¬ 
nische Union mit 7 Proz. — Bei einiger Weiterentwicklung 
seiner landwirtschaftlichen Betriebsweise vermöchte Rußland 
fast allein den deutschen Markt mit dem größten Teil jener 
landwirtschaftlichen Produkte zu versorgen, die wir bisher aus 
dem Auslände eingeführt haben und dadurch den deutschen 
Bedarf an solchen Erzeugnissen ziemlich unabhängig von der 
Zufuhr aus Nordamerika zu machen. Selbst Baumwoire ver¬ 
mag Deutschland, wenn der Baumwollbau im russischen* Ge¬ 
biet gefördert würde, in anseftnlicher Menge von dorther zu 
beziehen. Erforderlich wäre freilich, da für die russische 
Ausfuhr mancher Waren der Weg über die Häfen am Schwar¬ 
zen Meer am günstigten liegt, der Aushau unserer Wasser¬ 
straßen und ihre Vei1)mdung mit der Donau. 

FreUich, heute befindet sich Rußland in einem wilden chaoti¬ 
schen Zustande, in einem brodelnden politischen, sozialen und 
nationalen Gärungsprozeß seiner Lebenselemente; aber auch 
dieser Zustand wird sein Ende finden, und was schließlich, ent¬ 
sprechend der ganzen wirtschaftlichen Entwicklungsstufe Ruß¬ 
lands, übrigbleiben dürfte, wird nicht — wie vielfach geglaubt 
wird — eine Rekonstruktion des alten zaristischen Regiments 
sein, sondern ein liberaler Verfassungsstaat mit bestimmten 
sozialpolitischen Zugeständnissen an Arbeiter- und Bauern¬ 
schaft. Ob aber dann in diesem Liberalismus noch die groß¬ 
russische moskowitisch-zentralistische und anglophil-imperla- 
listische Richtung der Outschkows und Miliukows eine wesent¬ 
liche Rolle spielen wird, ist recht zweifelhaft. Die heute ihre 
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nationale Selbständigkeit fordernden sogen. FremdVöfker Ruß¬ 
lands lassen sich höchstens durch ein strammes Militärregiment 
wieder in einem gemeinsamen Pferch unterbringen; eine libe¬ 
rale und noch mehr eine demokratische Regierung wird den 
einzdnen Nationen nationale Zugeständnisse machen und ihnen 
bundesstaatliche Rechte einräumen müssen. Mit der Etablie¬ 
rung Rußlands als eines Bundes-Nationalitätenstaates schwindet 
aber auch seine imperialistische Agressivität. 

Und ebenso wird es mit der Anglomanie gehen, die heute 
noch in den großkapitalistisch-liberalen Kreisen Rußlands 
herrscht, bi der breiten Masse des russischen Volkes hat sie 
nie Wurzel geschlagen. In der Hauptsache ist diese Vorliebe 
der russischen Kapitaüstenkreise für England nichts anderes 
als der Gegensatz und Haß gegen das deutsche Kapital, das 
in Rußland Anlage gesucht und dort infolge der überlegenen 
Tüchtigkeit der deutschen Unternehmer und Qeschäftsleiter 
nicht selten dem einheimischen Kapital die schönsten Profite 
weggeschnappt hat. Aber man wird die Erfahrung maoheu, und 
teilweise hat man sie schon gemacht, daß das englische Kapital 
durchaus nicht anders verfährt und, wo es sich zur Deckung 
iinanzieller Verlegenheiten des Staates wie der privaten Unter¬ 
nehmungen bereitfinden läßt, noch größere Sicherheiten und 
Vergütungen in der Form von Zinsen, Konzessionen und Ver¬ 
pfändungen verlangt, als das deutsche. Zudem ist weder Eng¬ 
land noch die ameräcanische Union imstande, Rußland Jene 
Menge von landwirtschaftlichen Erzeugnissen abzunehnven, die 
es vor dem Kriege nach Deutschland lieferte und für die dieses 
nach dem Kriege noch einen weit besseren Absatzmarkt bieten 
^ird als früher. Diesen Produktenexport wie die stetige Zu¬ 
fuhr neuer AiHagekapitaiien hat Rußland aber durchaus nötig, 
wenn es aus seiner jetzigen traurigen Wittschaftslage heraus 
und seine großen natürlichen Bodenschätze verwerten will. 
Wie miserabel es um die russische Finanzlage bestellt ist, 
zeigt zur Genüge die Erklärung des Finanzministers in Moskau, 
daß bis zum Ende des laufenden Jahres sich wahrscheinlich die 
gesamte Staatsschuld Rußlands auf 55 Milliarden Rubel be¬ 
laufen wird. 
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Rußland' uffd Deutschland sind demnach in ihrer wirtsdiaft- 
lichen Entwicklung nach dem Kriege aufeinander angewiesen 
und müssen deshalb so oder so zu einer Verständigung kom¬ 
men, und zwar hat Rußland, wenn die beiden Schalen gegen¬ 
einander abgewogen werden, Deutschland zu seiner Wieder¬ 
herstellung entschieden uoch nötiger, als Deutschland das 
russische Wirtschaftsgebiet. Wenn man das heute in Peters¬ 
burg noch nicht' begreift, auch in den Kreisen der sozialisti¬ 
schen Intellektuellen nicht, wird ihnen die unausbleibliche 
schmerzliche Erfahrung diese Erkenntnis einpauken. — 

Dr. WILLY ALTSCHUL: 

Ledebour als Erzieher. 

Z u den ehrwürdigsten Geheimnissen der deutschen Politik 
gehört der Unschuldsbtgriii. Die sogen. Reinheit der poli¬ 
tischen Gesinnung, d. h. das möglichst starre Festhalten an 
alten Glaubenssätzen gibt den Ausschlag, erhöht den Mann. 
Dem versteinerten politischen Verstand gebührt die Palme. 
Es ist daher kein Zufall, sondern Rücksichtnahme auf ein viel¬ 
fach empfundenes Bedürfnis, wenn der Leiter der sogen, 
wissenschaftlichen Wochenschrift der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie, der „Neuen Zeit“, jenseits von Gut und Böse wie ein 
glaubensreiner Geist über den Wassern der lebendigen Wirk¬ 
lichkeit schwebt. Und er ist noch stolz darauf: 

„Ob ich Amboß oder Hammer, 

’s bleibt dasselbiche Gejammer.“ 

Andere listenreichere Naturen verwerteten die Spekulation 
auf die fixe Idee, daß der reinste Politiker auch der beste sei, 
geschickt dazu, um sich als die Reinen und Erkorenen hinzu¬ 
stellen. Als Heines Mutter ihm verfängliche Fragen nach 
seinem Pariser Vorleben bei der Tafel vorlegte, gab er ihr 
anmutig ausweichend die Antwort: 

„Die Apfelsinen, lieb Mütterlein, 
sind gut und mit wahrem Vergnügen 
verschlucke ich den süßen Saft, 
und ich lasse die Schalen liegen,“ 
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Mit der gleichen reizenden Schüchternheit vermeidet auch 
Bernstein jedes Eingehen auf unsere Frage, warum er Anno 
1913, während der Bälkankriege, eine überannexionistische 
Türkenverteilungspolitik getrieben hat, die sogar den Wider¬ 
spruch bürgerlicher Abgeordneter hervorrief, und warum er 
ferner noch kurz vor dem Ausbruch des Weltkrieges unter 
dem peinlich verlegenen Schweigen des ganzen Reichsparla¬ 
ments auf die Regierung im Sinne eines besseren Schutzes 
der Bagdadbahn zu wirken versuchte. Statt dessen erfahren 
wir jetzt in der sich noch immer als „Wochenschrift der deut¬ 
schen Sozialdemokratie“ bezeichnenden „Neuen Zeit“ einiges 
vom „X-Staate“ und werden mit der genialen Entdeckung 
gelangweilt, daß zwischen national und nationalistisch ein 
Unterschied besteht. 

Mehr Vergnügen als dieser ehrwürdige Schriftgelehrte vor 
dem Herrn bereitet uns der fröhliche und stimmgewaltige 
Parteiführer Georg Ledebour, zumal er, der jetzt wie ein 
zürnender Gott seinen Zorn über die Ketzer ergießt, kein 
Geringerer ist, als der Pionier auf dem Wege zur sozialistischen 
Kriegskreditbewilligung. (Die auch in unseren engeren Kreisen 
verbreitete Anschauung, als habe die Entschließung vom 
4. August 1914 keinen Vorläufer gehabt, wird man berichtigen 
müssen.) 

Der Vorgang, den wir im Auge haben, spielte sich genau ein 
‘ Jahrzehnt vor dem Schicksalsjahre ab. Die kriegerische Unter¬ 
nehmung war der Kampf gegen die aufständischen Hereros. 

Die erste Abstimmung über die Kriegskredite fand am 
, 20. Januar 1904 statt; die sozialdemokratische Reichstags- 

I fraktion enthielt sich der Abstimmung. 'Tags zuvor hatte 
1 Bebel namens der Fraktion den Grund der Stimmenthaltung 
I angegeben:* 

,JVleine Herren, wenn wir die Gründe des Aufstandes genau kennen 
und annehmen müßten, daß die Schuld an diesem Aufstand ausschließ- 


* Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, 
n. Legislaturperiode. 1. Session. 1. Band S. 14, Sitzung vom 
19, Januar 1904. 
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lieh auf Eteutschlands Seite laste, so würden wir von vornherein geeen 
eine Bewilligung dieses Etats stimmen.“ 

Diese Begründung war nun freilich nicht sehr überzeugend, 
denn mit gleichem Atem pries Bebel das Heimatsgefühl der 
Hereros: 

„Diese Völkerschaften sind zu einem Verzweiflungskampf getrieben 
worden. Die Hereros sind gegenüber den Eingriffen der Deutschen 
in einer ganz ähnlichen Lage wie die alten Germanen gegenüber dem 
Einbruch der Römer.“ 

Gleichviel, ob man diesen Darlegungen zustimmt oder nicht, 
enthalten sie einen Widerspruch zu den Worten Bebels, mit 
welchen er unmittelbar seine Stimmenthaltung begründet 
hatte. War der Aufstand der Kolonialneger vom höheren ge¬ 
schichtlichen Standpunkt aus betrachtet ein Verteidigungs-, ja 
ein Verzweiflungskampf gewesen, und hielt man es für ein 
Gebot der sozialistischen Taktik, hiergegen durdi Ablehnung 
der geforderten Kredite öffentlich Widerspruch zu erheben, so 
mußte man auch den Mut haben, sich sofort dazu zu bekennen 
und durfte nicht abwarten, bis diplomatische Agenten den Krieg 
vom Standpunkt der Ansiedler aus rechtfertigten, zumal die 
Hereros doch gar nicht in der Lage waren, ihrerseits eine 
Darstellung der Kriegsursachen zu geben. Letzten Endes be¬ 
deutet die Art der Bebelschen Begründung, daß sich der sozia¬ 
listische Politiker den Winkeizügen und Schlichen unserer 
modernen Diplomatie unterwirft, anstatt sich die Kontrolle über 
sie zu erzwingen. 

In Wirklichkeit hatte aber Bebei sein Temperament hin¬ 
gerissen, die Stimmenthaltung abweichend von den Fraktions¬ 
beschlüssen zu begründen. 

Wenn wir die wirklichen Gründe für die Abstimmung er¬ 
fahren wollen, so finden wir ein vortreffliches Material im 
Protokoll über die Veihandiungen des Parteitags zu Bremen. 
Verdient es immerhin schon einige Beachtung, daß die Frak¬ 
tion ein halbes Jahr nach Dresden den Mut gehabt hatte, die 
für einen Kolonialkrieg geforderten Gelder nicht einfach abzu¬ 
lehnen, so erstaunt uns geradezu die Schärfe und Vernünftig- 
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keit der Begründung, die die Darstellung des offiziellen Frak- 
tionsberichts^ kennzeichnet. 

Nachdem in besonders feierlicher Weise angekündigt wird, 
daß kein einziges Prinzip verletzt sei, fährt der Bericht fort: 

„Der durchschlagende Qrund für das Verhalten der Fraktion war 
die Tatsache, daß eine Anzahl Deutscher, die auf Veranlassung der 
Reichsregierung dort hingegangen waren, samt ihren Frauen und 
Kindern durch den Aufstand in Lebensgefahr geraten waren und des¬ 
halb gerettet werden mußten. Indem wir die Notwendigkeit einer 
Rettungsaktion* anerkannten, gaben wir nicht ein Tüttelchen von 
unserer prinzipiellen Haltung gegenüber der Kolonialpolitik auf. An¬ 
genommen, die Regierung hätte sich ihrer Pflicht, die Bedrohten zu 
retten, entziehen wollen, so hätte sie doch zur Erfüllung dieser Ver¬ 
pflichtung auch von uns gemahnt werden müssen. (!!!) Damit steht 
es jedoch vollkommen im Einklang, daß wir gegen den Erwerb und 
sogar gegen die Beibehaltung solcher Kolonien sind. (1!) Endlich ist 
eine Verpflichtung für uns, von Rücksichten der Menschlichkeit gegen¬ 
über den Ansiedlern uns bestimmen zu lassen, bestritten worden. Die 
Leute seien ohne unser Zutun dorthin gegangen, ihr Schicksal ginge 
uns nichts an; sie hätten auch zum Teil den Ausbruch des Aufstandes 
mitverschuldet. Zunächst sind nicht alle damals mit dem Leben Be¬ 
drohten mitschuldig an der Provozierung des Aufstandes gewesen. 
Es sind, soweit bekannt, hundert Personen, darunter 4 Frauen, er¬ 
mordet worden. 

Es ist aber überhaupt ganz nebensächlich für diese Frage, ob die 
Leute mehr oder weniger mitschuldig waren an dem Schicksal, das 
sie betroffen hat. Wenn die Möglichkeit vorliegt, jemand vor dem 
Ertrinken zu retten, läßt man sich auch nicht ein Moralitätsattest von 
ihm vorweisen, sondern man greift zu. In solchen Momenten ent¬ 
scheidet für das menschliche Handeln die Humanität allein. Auch das 
ist nicht ein richtiger Gesichtspunkt zur Beurteilung der vorliegenden 
Frage, ob die Hereros berechtigt waren, Rache zu nehmen für ge¬ 
schehene Unbilden an den Ansiedlern und Händlern. . . , Die mensch¬ 
liche Teilnahme und der Schutz, die den von Weißen bedrohten Negern 
in Nordamerika recht sind, sind dem von Negern bedrohten Deutschen 
in Südwestafrika billig. 

* Bericht über die parlamentarische Tätigkeit der sozialdemokra¬ 
tischen Reichstagsfraktion, 3. Dezember 1903 bis 16. Juni 1904, ab¬ 
gedruckt im Protokoll des Bremer Parteitags, siehe besonders Seiten 
89—91 (verfaßt von Ledebour). 

* Im Original in ^errdruck. 
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Da zur Rettung der bedrohten Ansiedler eine Expedition nötig war, 
konnten wir der Reichsregierung, der die Verpflichtung za einer 
solchen Aktion oblag, nicht in den Arm fallen . . . sobald nach Ent¬ 
setzung der belagerten Stationen die Expedition ihren Charakter als 
Rettungsaktion verloren hatte, und damit der humanitäre Gesichtspunkt 
für uns in Fortfall kam, haben wir .... uns bei allen weiteren Ab¬ 
stimmungen ablehnend verhalten, (ln merkwürdigem Gegensatz zu 
diesen letzten Worten teilt der Bericht dann weiter mit, es habe sich 
herausgestellt, daß die Hereros eine unerwartet hohe kriegerische 
Tüchtigkeit zeigen und einen Verzweiflungskampf führen, der jahre¬ 
lang dauern könnte),“ 

Diese fürchterlichen Ketzereien veranlafite die Parteigenos¬ 
sen in Essen, eine Resolution an den Parteitag zu richten, in 
deren harmlos verfänglichen Worten Teufelchen verborgen 
waren: 

„Der Parteitag möge die Reidistagsfraktion beauftragen, !n 
Zukunft sämtliche Kolonialforderungen abzulehnen.“ 

Ein neckischer Zufall wollte, daß es dem Reichstagsabgeord¬ 
neten Georg Ledebour oblag, zugleich die Stellungnahme der 
Fraktion vor dem Parteiareopag zu begründen.* 

„Antrag 42 fordert die Fraktion auf“, so führte Ledebour aus, 
„in Zukunft alle kolonialen Forderungen abzulehnen. Der Antrag hat 
seinen Ursprung in dem Mißfallen, das die Haltung der Fraktion in 
der Hererosache erweckt hat. Wir haben uns damals zunächst der 
Stimme enthalten. In den Zeitungsberichten über die Rede, die Bebel 
damals hielt, ist der Hauptgrund, der uns bewog, nämlich die Rück¬ 
sicht auf die in ihrem Leben bedrohten Ansiedler, unglücklicherweise 
weggefailen. Das war unser wichtigster Grund, nicht etwa, daß wir 
den Maßnahmen gegen die Hereros an sich zugestimmt hätten. Der 
schriftliche Bericht enthält ja schon das Nötige. ... Es ist auch 
nicht richtig, daß alte Ansiedler die Neger unterdrücken. Es sind ja 
doch auch Arbeiter, die auf den Farmen und in den Werkstätten tätig 
sind. Es sind Frauen und Kinder darunter, von denen viele in Lebens¬ 
gefahr waren. Wir Sozialdemokraten sind selbstverständlich Gegner 
einer ausbeuterischen Kolonialpolitik; aber nachdem das Deutsche 
Reich einmal diese Gebiete in Besitz genommen hat, hat es auch ge¬ 
wisse Pflichten übernommen, und zu diesen Pflichten gehört der Schutz 
des Lebens. Die Regierung hatte die Pflicht, das Leben der Ansiedler 
zu retten, deshalb haben wir, als die Regierung die Mittel dazu ver- 

* Bericht des Bremer Parteitags, S. 203 u. 204. 
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langte, nicht mit Nein gestimmt, sondern uns unserer Stimme ent¬ 
halten.“ 

Ledebour führte weiter aus, daß man nicht mit Ja gestimmt 
habe, da im voraus zu seihen gewesen sei, daß die Expedition 
sich nicht auf den Schutz des Lebens der Ansiedler beschränken 
würde; der Antrag 42 (Essen) sei „ganz unannehmbar“; unter 
Anführung von Einzelfällen bezeichnete er als die Konsequenz 
einer Annahme des Antrags, daß man die Fraktion verhindere, 
ihre Pflicht den 10 Millionen Negern und den weißen Ansiedlern 
gegenüber zu erfüllen: „Damit fördern wir aber nicht das Ko¬ 
lonialwesen, das ist in keiner Hinsicht die Anerkennung der 
kapitalistischen KolonUApolitik.“^ 

So schloß Ledebour seine bedeutungsvollen Ausführungen zu 
den Hererokrediten. 

Den Antrag 42 unterstützte niemand. Selbst Dr. Michels 
(Marburg), der heutige Irredentist und damalige Herv^ist, hob 
ausdrücklich hervor:* „Mit dem Antrag 42 bin ich nicht ein¬ 
verstanden.“ Im übrigen aber sprach Dr. Michels ganz prinzi¬ 
piell: „Wir teilen den Standpunkt nicht, daß es sich darum 
gehandelt habe, Menschenleben zu retten. . . . Bebel hat in 
einer großen Reichstagsrede erklärt: die Sozialdemokraten 
würden das Vaterland mitverteidigen, wenn es angegriffen 
würde; wir würden keinen Fetzen Landes preisgeben. Ein 
organisierter Genosse schrieb mir damals, Bebel sei wohl 
nationalsozial geworden.’ ... Ich bin allerdings der Meinung, 
daß der Satz, wir würden jeden Fetzen des Reiches vertei¬ 
digen, dem Parteiprogramm widerspreche. (Bebel: Na, na!) 
Ich meine den Satz unseres Programms über das Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Völker." 

Ledebour hatte vollen Erfolg. Lakonisch bemeikt der Be¬ 
richt:* „Antrag 42 wird von Bühler nach der berichtigenden 


• Im Original gesperrt gedruckt. 

• Protokoll. S. 206. 

’ Der Witz vom Abrutsch zum Nationalsozialismus stammt also 
nicht von Kautsky. 

• Protokoll. S. 214. 
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Erklärung der Reichstagsfraktion durdi den Genossen Lede- 
bour zurückgezogen.“ 

Die „Berichtigung“ durch Ledebour bestand alsp darin, daß 
er den widerspruchsvollen Ausführungen Bebels entgegentrat 
und als Grund der nichtablehnenden Haltung bezeichnete, daß 
auch der parlamentarischen Kreditbewilligung der Charakter 
einer Rettungsaktion beizumessen sei. 

War das aber schon damals eine Rettungsaktion, um wieviel 
mehr sind es die Kreditbewilligungen im Weltkrieg, in dem 
die Existenz des Reiches auf dem Spiele steht. Waren nach 
Ledebours Darlegungen damals nur einzelne proletarische An¬ 
siedler mit ihrem Leben bedroht, so droht heute im Falle eines 
unglücklichen Kriegsausgangs der gesamten deutschen Ar¬ 
beiterklasse das gleiche Los und damit, wie wir als Marxisten 
ohne Ueberhebung sagen dürfen, dem internationalen Sozia¬ 
lismus; denn Deutschland war bisher das Herz der Inter 
nationale. 

Wir stehen daher nicht an, den Reichstagsabgeordneten 
Georg Ledebour als den Mann zu bezeichnen, der zuerst in der 
Oeffentlichkeit die Anschauungen der gegenwärtigen Mehrheit 
vertreten hat und ein Pionier auf dem Wege der parlamen¬ 
tarischen Kreditbewilligungspolitik gewesen ist. „Bescheiden¬ 
heit ist sein beschieden Teil.“ Nur diesem anziehenden Zug 
Unseres prinzipienfesten Politikers ist wohl zuzuschreiben, daß 
sein Verdienst bis heute fast ungewürdigt geblieben ist. 

JOHANN PLENGE: 

Die Revoiutionierung der Revolutionäre. 

8, Die Ideologie der proletarisdhen Verheißung. 

I. 

F ür die alt-idealistische oder abstrakt-rationalistische An¬ 
sicht sind die Ideen reine allgemeine Vernunftgebilde, die 
für alle Menschen als Vernunftwesen gelten und durch die freie 
Betätigung der allgemeinen Vernunft das Maß von Verwirk¬ 
lichung finden, das ihnen beschieden sein kann. Für die mate- 
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rialistische Ansicht sind die Ideen geistige Spiegelungen mate¬ 
rieller Verhältnisse und bilden sich überall besonders als der 
gesetzmäßige Ausdruck einer besonderen Klassenlage mit ihrer 
besonderen Klassenforderung. Für die konkret-rationalistische 
Ansicht mit ihrer realistischen üeisteslehre, die beide Gegen¬ 
sätze vereinigt, werden die allgemeinen Ideen unter dem Druck 
einer besonderen Qesellschaftslage aus der Besinnung auf die 
Qrundnatur des Menschen durch Ideologen ausgesprochen und 
müssen dann unter der Mitarbeit der Interessen durch die Glie¬ 
derung des Gesellschaftskörpers so verbreitet werden, daß die 
von ihnen in Bewegung gesetzten Gesellschaftskräfte ihre Ver¬ 
wirklichung durchsetzen können. Ein reich gegliederter 
Willenskörper ist von einer bestimmten Stelle her mit einem 
neuen Richtbild zu durchdringen. Ort und Zeit der Entstehung 
und Verbreitung sind keineswegs gleichgültig. Von der ersten 
Ansatzstelle her müssen die wirkungsvollsten Verbreitungs¬ 
mittel und die kraftvollsten Durchführimgsorgane gewonnen 
werden. Der Vergleich mit der modernen Medizin liegt nahe: 
wie werden lieilstoffe in den Körper eingeführt, damit sie durch 
die innere Arbeit des Organismus an die Stelle gelangen, wo 
sie wirken können. Es handelt sich allerdings nicht um Heilung, 
sondern um Ausrichtung einer realen Entwicklungsanlage. 

Das natürliche soziale Entstehungsgebiet der politischen 
Ideologien ist die politisch interessierte Intelligenz, die geistig 
lebendige Gruppe, die Denker und Schriftsteller aller Art, 
Journalisten, Professoren, Staatsmänner und Parteiführer zu¬ 
sammenfaßt und zu der vom politischen Gestaltungsdrang er¬ 
griffene Köpfe aus allen Lebensgebieten herübertreten. Owen, 
der enthusiastische Unternehmer, St. Simon, der abenteuernde 
Aristokrat, Fourier, der phantasievolle Kommis, Weitling, der 
versonnene Schneider, Marx, der aus der Bahn geworfene 
Akademiker, Rodbertus, der gelehrte Dilettant, der Minister 
wurde: wirklich, eine bunte Auswahl. 

Eine Ideologie, die zur Herrschaft kommen will, darf die 
Intelligenz als ihr natürliches Entstehungsgebiet niemals ver¬ 
nachlässigen. Ohne den Marxismus wäre das eine Banalität. — 
Also einmal aus Gründen der Qualität! Nur solange ein poli- 
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tisches Ideensystem in reger Wechselwirkung mit der ganzen 
geistigen Arbeit der Qesellschaft steht, bleibt es vor dem Ver¬ 
alten geschützt. Ein Ideensystem, das sich separiert und 
eine geschlossene Sonderwissenschaft entwickeln will, macht 
sich künstlich zum geistigen Kleinstaat mit beschränkter 
Karriere und beschränkter Personenauswahl. Es entstehen die 
lächerlichsten Export- und Importschwierigkeiten, wenn man 
von dem profitieren will, was auBefhalb der geistigen Schlag¬ 
bäume geleistet wird. 

' Sodann aus Gründen der Wirkungsmöglichkeit! Damit ein 
Ideensystem zur Herrschaft kommt, braucht es nicht nur mate¬ 
rielle Kräfte, die es äußerlich verwirklichen, sondern ideelle 
Kräfte, die ihm den inneren Rückhalt der Geister dauernd 
sichern. Jedes Ideensystem muß die Wirkung durch die 
Schulen aller Art, durch die Presse, und wenn möglidi auch 
durch die Kanzel soweit anstreben, als es irgend kann. Es 
gibt da wichtige taktische Aufgaben und viele Positionen von 
größter strategischer Bedeutung. Ein Ideensystem, das sich 
bewußt zum Ausdruck einer einzigen wirtschaftlichen Sonder¬ 
gruppe macht, muß auf die geistige Herrschaft verzichten, weil 
es die Intelligenz letzthin von sich forttreibt. 

Das gilt vor allem vom Sozialismus. 

Der Sozialismus will die gesellschaftlichen Kräfte bewußt ge¬ 
stalten. Wie soll er das, wenn er nicht über die Organe ver¬ 
fügt, die ihm ein gesellschaftliches Wissen verschaffen. Er 
will die gesellschaftlichen Kräfte in freier Zustimmung zu ein¬ 
heitlicher Arbeit verbinden. Wie kann er das, wenn er nicht 
imstande ist, bewußtes Verständnis für das Leben der Gesell¬ 
schaft in allen ihren Gliedern tief zu begründen und dauernd zu 
erhalten. Sozialismus verlangt also eine Gesellschaft mit gesell¬ 
schaftlichem Großhirn, keine Gesellschaft der bloßen Muskeln. 
„Durchorganisation“ heißt mit an allererster Stelle geistige 
Durchorganisation der Intelligenz. 

Mit etwas optimistischer Uebertreibung der Kraft des Geistes 
kann man glauben, daß es auf die Dauer überhaupt genügt, 
wenn eine Ideologie in den lebendigsten Köpfen der Intelligenz 
Wurzel gefaßt hat, weil sie von da in natürlicher Propaganda 
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der vorbildlichen Ueberzeugung weiter wächst, bis schließlich 
in allen Kreisen Wille und Entschluß auf ihre Grundrichtung 
eingestellt sind. Dann folgt die Tat. So sah es der St. Simonis- 
mus, ehe er als „neues Christentum** zur grotesken Sekte ent¬ 
artete, nach jener verhängnisvollen und geschichtlich doch so 
verständlichen Formel, die eine ebenso charakteristische Ent¬ 
artungsform des Sozialismus war, wie etwa der erste „National¬ 
sozialismus**. Der intensiven Bearbeitung des Nachwuchses 
der französischen Intelligenz dankt der St. Simonismus den 
großen Umfang seiner praktischen Auswirkung. Aber auch 
um seinen instinktiven Blick für die Bedeutung des „Finanz¬ 
kapitals** kann ihn der Marxismus eigentlich beneiden (ver¬ 
gleiche meinen „Credit mobilier**, Tübingen, 1903). Der St. 
Simonismus sah überall über die Klassengrenze hinaus. 

Faßt man aber die ideen-politische Aufgabe so, daß die Ideen 
aus der geistigen Gruppe, in der sie entstehen, möglichst 
schnell in die Kreise der praktischen Gesellschaftsarbeit ge¬ 
tragen werden sollen, so heißt für jede Idee die Grundfrage 
der Verwirklichung: staatlicher Zwang oder freie Kräfte des 
Gesellschaftslebens. Vollends für den Sozialismus, der als be¬ 
wußte gesellschaftliche Selbstgestaltung konzentrierteste Orga¬ 
nisationsidee ist, heißt es: Verwirklichung durch das alte Orga¬ 
nisationszentrum Staat oder Verwirklichung durch das erst 
zu organisierende Kräftesystem der Gesellschaft Staatssozia¬ 
lismus und öesellschaftssozialismus sind also die aktuellen 
Grundmöglichkeiten der Verwirklichung, Der Gesellschafts¬ 
sozialismus steht seinerseits wieder vor zwei Hauptmöglich¬ 
keiten. Seine Aufgabe heißt: fortschreitende Organisation der 
ungenügend organisierten Gesellschaft. Die ideen-politische 
Vorüberlegung kann also in abstrakter Einseitigkeit folgern: 
die Idee des Sozialismus muß dahin getragen werden, wo schon 
organisiert wird, in die Reihen der sozialen Funktionäre 
(Fährersozialismus), Oder sie kann mit kühnstem Wagemut 
verlangen: die Idee des Sozialismus muß gerade da mit un¬ 
erbittlicher Wucht eingehämmert werden, wo noch gar keine 
Organisation ist, also in die „Masse** selbst, in den formlosen 
Menschenstoff des Kapitalismus. Deshalb, weil diese „Masse** 
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das bloße Ausbeutungsobjekt der individualistischen Wirt¬ 
schaftsordnung ist, die sie als ein so gut wie widerstandsloses 
Material dem selbstsüchtigen Wirtschaftswilien der tatsächlich 
allein zur Freiheit aufgestiegenen Herrenschicht unterwirft 
( Massensozialismns). 

Selbstverständlich ist jede dieser ,äußeren Verbreitmgs- 
bahneri" des Sozialismus einseitig, und auch alle drei zusammen 
können nicht zum wiilclichen Erfolg führen, wenn über den 
Bahnen der äußerlichen Verwirklichung der Ideen das Ent¬ 
stehungszentrum und die Bahn der inneren Verwirklichung 
außer Acht gelassen wird. Vorübergehende Einseitigkeit ist 
allerdings geschichtlich begründet. 

Gewiß die merkwürdigste Einseitigkeit in der Wahl der 
äußeren Annä'herungsbahn des Sozialismus ist der zum extrem¬ 
abgesonderten Klassensozialismus gesteigerte Massensozial Is¬ 
mus, der durch den materialistischen Grundgedanken seines 
Systems sogar den Geist leugnet, aus dem er geboren Ist. 
Der unverbundene Widerspruch bedeutet scheinbar hoffnungs¬ 
lose Unmöglichkeit, weil eine Gruppe, die die geistige und 
organisatorische Aufgabe des Sozialismus selbst nicht voll¬ 
bringen kann, die geistigen und organisatorischen Bundes¬ 
genossen von sich stößt, deren sie bedarf, und überdies das alte 
Organisationszentrum Staat zerschmettern möchte, dessen 
sorgfältigste Verfeinerung und Weiterbildung auf jeden Fall 
ein Hauptstück der eigentlichen Leistung ist. 

Aber der Versuch des Unmöglichen ist ein Durchgang des 
weltgeschichtlichen Fortschritts. 

Ein Zwangsstaat, der die Kräfte des Oeselischaftslebens 
äußerlich in eine schematische Ordnung preßt, macht sie er¬ 
starren. Reiner Staatssozialismus kann nicht gedeihen. Die 
Masse kann zum Sozialismus nicht von außen organisiert wer¬ 
den, sie muß ihm mit heißem, eigenem Willen entgegenstreben 
und sich aus eigener Freiheit in eine neue Ordnung hinein- 
leben. Nur durch die lebendige Freiheit ihrer Glieder ist eine 
organisierte Gesellschaft stark und kann den Haushalt Ihrer 
Versorgung in einem kräftigen Kampf der Teile so ausgleichen, 
daß jeder den richtigen Anteil erhält. 
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Die Organisierung der organisationslosen Masse hat der 
Marxismus vollbracht (vgl. schon „Marx und Hegel“, S. 180). 

Die alle Möglichkeit seiner Verwirklichung theoretisch aus¬ 
schließende Einseitigkeit des marxistischen Klassensozialismus 
ist das geschichtliche Triebmittel der stärksten inneren Er¬ 
weckung und Sozialisierung der Arbeiterschaft geworden, weil 
sie eine Aufgabe von unerhörter weltgeschichtlicher Größe ganz 
auf die Schultern der Arbeiterschaft legte. Sie hat den Sozia¬ 
lismus nicht nur durc^h Jahrzehnte hindurch gerettet, wo er 
sonst so gut wie verstummt wäre, sondern zugleich zur wuch¬ 
tigsten Forderung gemacht. 

Die zähe Lebensenergie der europäischen Rasse, ihr ur¬ 
wüchsiges Freiheitsverlangen, die tiefe Durchsetzung der euro¬ 
päischen Gesellschaft mit dem Geiste christlicher Brüderlich¬ 
keit, der nachgrollende Revolutionskampf der Bourgeoisie, die 
zunehmende Internationalisierung des Lebens und der jagende 
Gang der alle gewohnten Verhältnisse immer wieder um¬ 
stürzenden wirtschaftlichen und technischen Fortschritte im 
19. Jahrhundert, machen es gewiß von Grund aus begreiflich, 
daß eine letzte höchste Erneuerung der Gesellschaft von denen 
erhofft und gefordert wurde, die in der bestehenden Ordnung 
die sozial abgetrennte Klasse der nur als objektive Kraft nach 
Nutzzwecken ausgebeuteten Handarbeit tatsächlich waren. Es 
war eine Geschichtslage, wo eine höhere Sehnsucht 
über das bloße Interesse hinausrief. Das irdische 
Erlösungsbedürfnis des Proletariats verlangte eine Ver¬ 
heißung und naturgemäß eine stark optimistische weltauf¬ 
bauende Diesseitsverheißung. Diese Veiheißung mußte zu¬ 
nächst Freiheitsinstinkten vön ziemlich primitiver Unmittelbar¬ 
keit entgegenkommen, durfte aber nicht bei der reinen Frei¬ 
heitsforderung bleiben, weil die Freiheit des Kapitalismus der 
Feind war, sondern mußte ein über die Freiheit hinausführendes 
Organisationsideal vertreten, ohne durch die Schwierigkeit der 
organisatorischen Aufgabe den einfachen Arbeiterkopf zu ver¬ 
wirren, oder gar den mit jeder Organisation unvermeidlich ver¬ 
bundenen Zwang mit gar zu strengem Ernst zu betonen. — 
Das war die ideologische Konstruktionsaafgabe. Es gab eine 
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Konkurrenz um ihre Lösung, die wesentlich die Konkurrenz 
verschiedener Sozialismen war. Der Marxismus hat dann ge¬ 
siegt, gerade weil er einer der letzten Bewerber war und die 
Bedingungen am besten übersah. Marx woiite siegen, weil er 
einen sozialen Träger für seine leidenschaftiiche Verneinung 
brauchte. 

Soiche Aufgaben löst aber der geniale politische Instinkt, 
nicht die klügelnde Berechnung. Das Lebensschicksai von 
Marx hatte die Ingredienzien zu einer richtigen Ideenmischung 
so zusammengetragen, daß ein Zaubertrank von höchster 
Wunderwirkung in den Lebensbecher des dürstenden Prole¬ 
tariats gegossen werden konnte. Der notwendige Aufstieg 
durch den Gang der Weltgeschichte zur aufbauenden Höhe der 
Freiheit, eine Erbschaft der idealistischen Qeschichtsphiloso- 
phie, verlieh den heiligen Glanz eines Erlösungsglaubens, der 
die Geister ganz auf ein einziges Ziel sammeln kann. Die 
Naturalisierung dieses starken Glaubens durch die materiali¬ 
stische Geschichtsauffassung gab ihm die unwiderstehliche 
Wucht des Naturgesetzes als ein den Kapitalismus notwendig 
zermalmendes, den Sozialismus notwendig in die Weit hinein¬ 
schleuderndes Fatum. Die unanzweifelbare Prophetie lehrte die 
geduldige Erwartung des einen großen Tags der Geschichte. 
Das Lebensgesetz des Klassenkampfes festigte die Reihen In 
grimmigster Entschlossenheit. Die Internationalität der Kam¬ 
pfesgemeinschaft stellte eine die ganze Welt umfassende 
Brüderlichkeit unmittelbar neben den kältesten Vernichtungs¬ 
willen. Der abenteuerliche Reiz der Revolution ließ mutige 
Herzen in Erwartung schwellen. Die angeblich so strenge 
„Wissenschaftlichkeit“ des Verzichts auf jeden klaren Gedanken 
über die Zukunft erhielt die Eintracht um so besser, weil sie 
den geheimen Wünschen jedes einzelnen Freiheit gab, und 
doch jeden Streit über das, was erreicht werden sollte, mit 
verblüffender lieberlegenheit verspotten lehrt. Die Hoffnungen 
der ganzen Menschheit mußten wirklich werden, wenn man nur 
dem Gang der Dinge seinen Lauf überließ. Das alte „laissez 
faire“ als revolutionäre Geschichtserwartung. Und damit gar 
nichts fehlte, gab es so viel Merkwürdiges und Schwieriges zu 
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denken, daß man in einer geistigen Welt für sich blieb, wenn 
man einmal in den ganzen Gedankenkreis hineingeraten war. 
Schon allein die materialistische Methode löst scheinbar die 
Rätsel der Qesellschaftslehre und klärt in der Tat viel. 

Die Ideologie des Marxismus sollte gewiß ganz bewußt einer 
besonderen Klassenlage angepaßt werden, als erstes Beispiel 
ihrer eigenen Theorie, aber es ist doch erstaunlich, in welchem 
Maße Marx den an sich unmöglichen Hoffnungen einen Schein 
von Notwendigkeit gegeben hat und damit eine Klasse mobili¬ 
sierte. Darum gehört Marx zweifellos zu den Auserwählten 
der Geschichte, die in ihre Funktion hineingeboren sind. Das 
gilt in demselben Sinne, in dem oben von der weltgeschicht¬ 
lichen Sendung des Proletariats gesprochen ist. Aber an der 
inneren Unmöglichkeit des Zieles wird damit nichts geändert. 

Diese Unmöglichkeit geht ja so w'eit, daß jeder Versuch der 
Verwirklichung des Marxismus durch seine eigenen Erfolge 
über den Marxismus hinausführt. Die fortschreitende Organi¬ 
sation des Proletariats verändert sein inneres Erleben, seine 
Wirtschaftslage, seine gesellschaftliche Einordnung und sein 
Verhältnis zum Staat so stark, daß die für die noch unorgani¬ 
sierte Masse des unentwickelten Kapitalismus und eigentlich 
noch viel zu sehr für das aufgeregte internationale Wander¬ 
volk der Gesellen der alten Handwerksverfassung geschriebene 
marxistische Verheißung durch die „materielle“ Wirklichkeit 
widerlegt wird und für den, der diese Wirklichkeit sieht, sich 
nur durch das Umdeuten ihrer Sätze zur Not erhalten läßt. 
Der Blinde kann freilich weiter glauben. Und was in der 
Kampfesstellung gegen den eigenen Staat trotz der eigenen 
organisatorischen Kleinarbeit und trotz der organisatorischen 
Großarbeit des hochkapitalistischen Wirtschaftssytems immer 
noch übersehen werden durfte, mußte eigentlich der tatsäch¬ 
liche Versuch des internationalen Zusammenwirkens grund¬ 
sätzlich lehren: der Weg zum Sozialismus ist der Weg des 
unterbrochenen und fortgesetzten organisatorischen Aufbaues. 

Tritt man aber um des Sozialismus willen mit der geschicht¬ 
lichen Betrachtung aus der Versunkenheit in die besondere 
Geschichtslage des 19. Jahrhunderts heraus, so erkennt man 
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vollends die ungeheuere Vereinseitung der sozialistischen Idee 
in der proletarischen Verheißung. 

Die proletarische Verheißung steht jetzt geschichtlich 
zwischen der Zeit der ersten Verwirklichung des Sozialismus 
im Kriegssozialismus und der Zeit seiner Vorgeschichte bis zu 
seinem Durchbruch um die Wende zum 19. Jahriiundert, durch 
den er mitbestimmend vor den europäischen Willen trat. Die 
Wirklichkeit des Weltkrieges hat heute vielen über die Ein¬ 
seitigkeit des Marxismus die Augen weit geöffnet. Die Be¬ 
sinnung auf die Vergangenheit des Sozialismus konnte sie allen 
schon vor dem Kriege öffnen. 

HERMANN WENDEL: 

Zu Lichtenbergs Gedächtnis. 

Lichtenbergs Schriften können wir uns als der 
wunderbarsten Wünschelrute bedienen: wo er 
einen Spaß macht, liegt ein Problem verborgen. 

Goethe. 

E ines bedeutenden Mannes just an seinem bundertfünfund- 
siebzigsten Geburtstag zu gedenken, ist kein gewöhnlicher 
Brauch, aber da es sich dabei um einen ganz ungewöhnlidien 
Kopf handelt, mag es um so eher hingehen, als man für ihn nicht 
oft genug nach dem Qlockenstrang greifen kann. So sehr 
steht die Verbreitung seiner Schriften im umgekehrten Ver¬ 
hältnis zu ihrem inneren Gehalt 
Das hausbackene und stille Leben Georg Christoph Lichten¬ 
bergs freilich bietet nichts, woran sich die Einbildungskraft 
entzünden könnte. Am 1. Juli 1742 zu Oberrammstadt als acht¬ 
zehntes Kind des Ortspfarrers geboren, lernte er als Latein¬ 
schüler in dem unweit davon gelegenen Darmstadt die töd¬ 
liche Langeweile und geistlose Soldatenspielerei dieser landgräf¬ 
lichen Residenz kennen. Die Universität Döttingen, bei der er 
sich 1763 als Studiosus der Mathematik und Naturwissen¬ 
schaften einschreiben ließ, machte ihn schon 1769 zu ihrem 
außerordentlichen, 1775 zu ihrem ordentlichen Professor. Mit 
einem Mädchen einfacher Herkunft lebte er „höchst glücklich 


Original from 

THE-OHIO-STATE UNIVLRSiTY 



Zu Lichtcnbergs Gedächtnis, 


509 


und vergnügt“ erst in freier, dann in abgestempelter Ehe. Der 
Tod kam am 24 . Februar 1799. 

Als Kind rachitisch und deshalb früh von einer Wirbelsäulen¬ 
krümmung heimgesucht, kränkelte er jahraus, jahrein. Aber 
ob er sich gelegentlich Hypochonderie vorwarf und sich wohl 
einen pathologischen Egoisten schalt, brannte doch in diesem 
schwächlichen und nicht gut geratenen Leibe die Daseinsfreude 
mit unverwüstlicher Kraft. Weit entfernt von jener Schwer- 
blütigkeit, die dem deutschen Gelehrten seiner Zeit ziemte, genoß 
Lichtenberg in Munterkeit und Leichtsinn ein Leben, von dem 
er nach eigenem Bekenntnis kein allzu ökonomischer Besitzer 
war. Wein und Freundschaft nannte er die beiden Kompasse, 
nach denen er seine Tage richtete; Schmackhaftes in jeder 
Gestalt behagte ihm wohl; von ganz unwissenschaftlichen 
Dingen, wie großen Osnabrücker Bohnen, die er gern aß, 
konnte er mit der liebevollsten Sorgfalt sprechen, und der Geruch 
eines Pfannkuchens schien ihm „ein stärkerer Beweggrund, 
in der Welt zu bleiben, als alle die mächtig gemeinten Schlüsse 
des jungen Werthers sind, aus derselben zu gehen“. 

Dieser witzigste aller Buckel lachte mit Vorliebe, nicht nur 
in vertrauter kleiner Gesellschaft, sondern auch im stillen 
Kämmerlein, wenn er mit seinen ausschweifenden Träumen zu 
fremden Welten fuhr, und konnte er abends nicht einschlafen, 
so suchte er „die Lachen erregende Materie“ aus den Dingen zu 
scheiden. Derart nutzte er zwischen Blumen und Büchern, 
unter wissenschaftlichen Versuchen und Menschenbetrachtung 
die ihm nicht allzu reichlich zugemessenen gesunden Tage. 
Zeitlebens blieb er ein peinlicher Selbstbeobachter: Tag und 
Nacht belauerte und belauschte er sich, um Beiträge für die 
Geschichte seines Geistes und seines Körpers zu sammeln, 
jenes dicke Buch, in das er alle Einfälle, alle Wahrnehmungen 
seines stets regen Gehirns eintrug. Mehr als die zahlreichen 
klaren und leichtverständlichen Abhandlungen über natur¬ 
wissenschaftliche und andere Gegenstände, die meist in dem 
Göttingischen Magazin der Wissenschaften erschienen, haben 
diese losen Gedanken bis in unser zwanzigstes Jahrhundert 
ihre ganze Lebendigkeit und Leuchtkraft bewahrt und geben. 
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mangels einer zusammenhängenden und gegliederten Darstel¬ 
lung, ein treues Abbild seiner Weltanschauung. Dabei ist jeder 
einzelne Ap^horismus, funkelnd von Geist und Witz, ein ab¬ 
gerundetes und geschliffenes Kunstwerk für sich. 

Die geistige Luftschicht, in der Lichtenberg atmete, war der 
allgemeine Aufklärungsdrang des erwachenden deutschen 
Bürgertums; in seiner Art war er, wie die Enzyklopädisten in 
Frankreich, ein Vorbereiter der bürgerlichen Revolution. Aber 
kühner als irgendein zeitgenössischer Landsmann, spielte er 
mit Gedanken und Vorstellungen, die sich bei andern gar nicht 
über die Schwelle des Bewußtseins wagten. Seine innere Welt 
war wirklich ein Reich der unbegrenzten Möglichkeiten, und 
noch von dem Skurrilsten und Groteskesten darin galt sein Wort: 
„Was ernsthaft seicht ist, kann witzig tief sein.“ An Brand¬ 
stiftung und Selbstmord dachte er so unbefangen wie andere 
an Pfeife und Fidibus, und keine Ehrfurcht vor Lieber lief ertem 
hielt ihn ab, jeden Gedanken bis in seine äußersten und gefähr¬ 
lichsten Konsequenzen zu verfolgen. 

Neben natürlicher Anlage war für diese Fessel- und Voraus¬ 
setzungslosigkeit seines Geistes sein Beruf als Physiker nicht 
ohne Bedeutung. In dem Jahrhundert, in dem die materia¬ 
listische Weltanschauung aus den Fortschritten und Ent¬ 
deckungen der Physik immer neue Nahrung zog, mußte an 
sich ein so kluger Vertreter dieser exakten Wissenschaft wie 
Lichtenberg durch den übersinnlichen Nebel schärfer auf den 
Grund der Erscheinungen schauen als ein sonstiger Sterblicher. 
Auch sein Tätigkeitsfeld Göttingen konnte fhm in gesellschaft¬ 
licher und politischer Hinsicht den Blick weiten; denn glich 
auch ganz Hannover einem großen Rittergut, das von unwissen¬ 
den, hochfahrenden und nimmersatten Krautjunkern aus¬ 
gequetscht wurde, und schmähte auch Lichtenberg hier und 
da über das „Phiiistrea“ Göttingen und seine „parfümierten, 
entsetzlich frisierten leeren Stutzerköpfe“, so stand die Georgia 
Augusta doch noch höher als einige Jahrzehnte später, da sich 
Heine über ihren „engen, trockenen Notizenstolz“ ärgerte, und 
war wenigstens insofern ein Schlupfwinkel der Geistesfreiheit, 
als ihre Professoren Zensurfreiheit genossen. Vor allem er- 
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schienen hier die berühmten „Staatsanzeigen“ Schlözers, die 
zwar über kurhannoversche Mißstände unverbrüchliches Still¬ 
schweigen bewahren mußten, aber sonst den gekrönten Häup¬ 
tern Europas leidlich freimütig die Wahrheit sagen durften. 

Ein Hauch von der freieren Luft des britischen Reichs, mit 
dem Hannover durch das gemeinsame Herrscherhaus eng ver¬ 
knüpft war, wehte bis hierher, und darum prägten sich auch 
zwei Reisen nach England der Entwicklung Lichtenbergs tief 
und entscheidend ein. Als er nach fünfzehntägiger Fahrt iin 
April 1770 zum erstenmal den Fuß nach London setzte, mußte 
ihm zumute sein, als gerate er aus dem stehenden Wasser eines 
Karpfenteiches in das bewegte Wellenspiel des Meeres. Frei¬ 
lich war das England der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahr¬ 
hunderts alles andere als ein Paradies der Demokratie. Der 
bösartige und stumpfsinnige Georg III., der als Landesvater 
über Lichtenberg seine Gunst ausschüttete, paßte mit seinen 
despotischen Neigungen wie die Faust aufs Auge zu dem Lande, 
das für die Grundbegriffe bürgerlicher Freiheit siegreiche Re¬ 
volutionsschlachten geschlagen hatte, und das Parlament, dem 
gegenüber er seine unbeschränkte Herrschaft zu errichten 
trachtete, war eine Versammlung meist gekaufter oder doch 
käuflicher Patrone, die ein Machtmittel bald in den Händen 
des Adels, bald in denen der Krone bildete. Aber es gab doch 
wenigstens eine Verfassung! Aber es gab doch wenigstens 
ein Parlament! Aber es gab doch wenigstens ein öffentliches 
Leben! Staunend vernahm Lichtenberg, daß kurz vor seiner 
Ankunft die Bürger der Hauptstadt dem König eine sehr ent¬ 
schiedene und sehr selbstbewußte Adresse überreicht hatten, 
staunend sah er, wie im Unterhaus die Meinungen der Redner 
heftig aufeinanderplatzten, staunend geriet er in den ersten 
Wochen seiner Anwesenheit in eine mächtige Kundgebung von 
zehntausend Londonern, die aus Leibeskräften: Hoch die Frei¬ 
heit! schrien, staunend betrachtete er später in Birmingham, 
„w'o fast alles hämmert, klopft, reibt und meißelt“, große Fabri¬ 
ken mit Arbeitsteilung und Dampfmaschinen — „ich sehe und 
höie soviel,“ schrieb er überwältigt aus England, „daß ich zehn 
Jahre daran zu verdauen haben werde.“ In Wahrheit hatte er 
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sein Leben lang daran zu verdauen. Dachte er auf dem politi¬ 
schen Kirchhof Deutschland während der kommenden Jahr¬ 
zehnte daran, daß „der Mensch nirgends so gewürdigt“ wurde 
als auf der britischen Insel, und daß hier das Leben voller und 
reicher strömte als „unter den Soldatenregierungen“, so stöhnte 
er wohl unter schmerzlichem Druck auf: ,J\Aeine Entfernung 
von England wird mir zuweilen unerträglich!“ 

Die Wirkung der beiden englischen Reisen verstärkte und 
vertiefte den bürgerlichen, den erdhaften Qrundzug seines 
Wesens. Wenn freilich Friedrich Albert Lange für das England 
jener Zeit eine „eigentümliche Mischung von religiösem Glau¬ 
ben und Materialismus“ feststellt, so gilt das auch für Lichten¬ 
berg. Von religiösen Empfindungen wußte er sich nicht frei 
und sogar wegen abergläubischer Vorstellungen verspottete er 
sich zuweilen. Gleichwohl erkannte er jeden Schluß auf einen 
Urheber der Welt als Anthropomorphismus und lehnte auch, 
sobald er Krieg, Hunger, Armut und Pestilenz in Rechnung 
zog, die Welt als Werk eines höchst weisen Wesens entschieden 
ab. Doch er ging weiter! Eine Erkenntnis, die Ludwig Feuer¬ 
bach mehr als ein halbes Jahrhundert später zu einem ganzen 
Werk verarbeitete, preßte er in den Satz: „Gott schuf den 
Menschen nach seinem Bilde, das heißt vermutlich: der Mensch 
schuf Gott nach seinem Bilde“, und Anschauungen Kants, in 
dessen Philosophie er sich vertieft hatte, entsprach es, wenn 
er als die einzige Art der Gottesverehrung Pflichterfüllung 
gelten ließ und Handeln nach Gesetzen, die die Vernunft ge¬ 
geben hat. „Es ist ein Gott, kann meiner Meinung nach nichts 
anderes sagen als: ich fühle mich bei aller Freiheit meines 
Willens genötigt, recht zu tun. Was haben wir weiter einen 
Gott nötig? Das ist er.“ Auch hielt er eine Zukunft für wahr¬ 
scheinlich, die Gottesglauben so abtun werde wie die Gegen¬ 
wart Gespensterglauben, und Christ war er nur insofern, als 
er überzeugt war, „daß die Lehre Christi, gesäubert von dem 
verfluchten Pfaffengeschmier und gehörig nach unserer Art 
sich auszudrücken verstanden, das vollkommenste System ist, 
Ruhe und Glückseligkeit in der Welt am schnellsten, kräftigsten, 
sichersten und allgemeinsten zu befördern.“ Aber das war 
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schiieBlich ein soziales Ideal und letzten Endes nach seiner 
Meinung „die Seele aller Religion“. 

Lichtenbergs Auffassung, wir Icönnten eigentlich nichts in der 
Welt erkennen als uns selbst und die Veränderungen in uns, 
denn es sei dem Menschen unmöglich, aus sich herauszugehen, 
rührte eng an den konsequenten Idealismus des Engländers 
Berkeley; aber weit häufiger deckte sich seine Anschauung mit 
dem konsequenten Materialismus und Mechanismus der Fran¬ 
zosen de la Mettrie, Holbach und Helvetius, die allerdings stark 
von England befruchtet waren. Nutzte de la Mettrie ein 
hitziges Fieber aus, um über den Einfluß der Blutwallungen 
auf das Denken an sich selbst Beobachtungen zu machen, so 
stellte Lichtenberg an sich fest, daß er oft eine andere Meinung 
habe, wenn er liege, und eine andere, wenn er stehe, zumal 
wenn er wenig gegessen hatte und matt war. Untersuchte de la 
Mettrie die Wirkung der halbrohen Fleischspeisen auf- die 
Qemütsbildung des englischen Volkes, so warf Lichtenberg die 
Frage auf: „Wer weiß, ob wir nicht einer gut gekochten Suppe 
die Luftpumpe und einer schlechten den Krieg oft zu verdanken 
haben.“ 

In gleich materialistischer Richtung lag seine Behauptung, 
man liebe weder Vater noch Mutter noch Frau noch Kind, 
sondern die angenehmen Empfindungen, die sie uns bereiten: 
„Es schmeichelt immer etwas unserm Stolz und unsrer Eigen¬ 
liebe.“ Wo er aber doch einmal in Gefahr war, unirdischem 
Spuk zu verfallen und sich in übersinnliche Gespinste zu ver¬ 
stricken, fuhr sofort seine Zweifelsucht wie ein wachsamer 
Schäferhund auf. Zweifel war ihm der Anfang aller Erkenntnis 
überhaupt, nicht nur Mißtrauen gegen die Meinungen der 
Menge, sondern auch Mißtrauen gegen alles menschliche 
Wissen, die einzige Mathematik ausgenommen. Als rechter 
Geburtshelfer der Erhebung des dritten Standes, die zunächst 
einmal Götzen stürzen und Autoritäten entthronen mußte, war 
Lichtenberg bereit, schlechterdings hinter alles, was mensch¬ 
liche Sonden ans Licht gehoben, ein großes Fragezeichen zu 
setzen, und rief wie eine Schildwache, die nicht einschlafen will, 
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sich ohne Unterlaß die Losung zu: »Zweifle an allem wenig¬ 
stens einmal, und wäre es auch der ^tz 2X2 = 4!“ 

Einem so kühlen, klaren und nüchternen Kopfe war auch die 
Dichtung nur ein Gegenstand bürgerlicher Zwecksetzung. Vom 
Roman verlangte er, daß er „die Irrtümer sowohl als die Be¬ 
trügereien aller Stände und aller menschlichen Alter** zeigen 
solle, und da der „Werther** solcher Forderung nicht ent¬ 
sprach, wußte er mit seiner schwärmenden Empfindsamkeit 
nichts anzufangen. Auch gegen das „rasende Odengeschnaube** 
der Göttinger tlainbunddichter wandte er sich und fand in 
Wielands viel angefeindeten „allzu freien Gedichten** mehr 
„wahres Dichtergenie** als in all den Oden „vom falschen 
Patriotismus für ein Vaterland, dessen bester Teil alles das 
Zeug zum Henker wünscht**. Besonders kennzeichnend aber: 
er war willens, zwei Klopstocksche Messiaden für einen Teil 
von Robinson Crusoe hinzugeben, jenem Werk, das nach Julius 
Harts richtiger Bemerkung insofern auf Adam Smith voraus¬ 
weißt, als es ein gewaltiger Hymnus auf die menschliche Arbeit 
ist. Als Vorläufer erscheint Lichtenberg auch in seinem Urteil 
über Malerei. Einen Jünger Manets oder Pissarro glaubt man 
zu hören, wenn er entzückt an Goethe schreibt: „Haben £w. 
Hochwohlgeboren auch schon die herrlichen lila Schatten 
gesehen?“ 

Ebenso war ihm der Zweck jeder Erziehung Entfesselung 
der Persönlichkeit durch Selbstdenken. An sich empfand er 
es als unwürdigen und beschämenden Zustand, daß in der 
herrschenden Gesellschaft die Pferde besser erzogen würden 
als die Menschen: „Es ist doch seltsam genug, daß der Mann, 
der am Hofe die Herde zureitet. Tausende von Talern zur 
Besoldung hat, und die, die demselben die Untertanen zureiten, 
die Schulmeister, hungern müssen.“ Wenn er sich in den 
Kreisen seiner Fachgenossen, unter „mittelmässigen und unter- 
mittelmäßigen Köpfen“, umsah, kam er auf den niederziehenden 
Gedanken, „daß in den meisten Wissenschaften auf Universi¬ 
täten so vieles vorgetragen wird, das zu nichts dient, als junge 
Leute dahin zu bringen, daß sie es wieder lehren können.“ 
Ueber die „gelehrte Barbarei“ schalt er, die uns das viele 
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Lesen eingetragen habe und die uns unsere Köpfe in Treib¬ 
häusern ziehen lasse. An die Stelle des Treibhauses aber wollte 
er die Natur setzen, die dem Zeitgenossen Rousseaus die große 
Lehrmeisterin des Menschen war. Seinem natürlichen Er¬ 
ziehungsideal entsprach es, die Kinder so viel wie möglich 
sich selbst zu überlassen, und sie nur, des Vorbildes wegen, 
mit älteren Spielgefährten zusammenzutun; aller Unterricht 
aber sollte nicht, wie jetzt, zuerst in heidnischer Fabellehre 
unterweisen, sondern in Physiologie und Anatomie; denn nicht 
der Vergangenheit, sondern der Zukunft war seine Stirn zu¬ 
gekehrt. 

Dem Menschen der Zukunft galt seine gläubige Hoffnung. 
Da ihm letzten Endes Philosophie nichts anderes als Menschen¬ 
kenntnis sein konnte, entwickelte er sich zum unbarmherzigen 
Kenner der menschlichen Seele, zum unerbittlichen Verspotter 
der menschlichen Schwäche, wobei allerdings, wie es dem 
Individualisten anstand, nur der einzelne, nicht der vergesell¬ 
schaftete Mensch in Frage kam. In einem Maße, wie es kaum 
wieder Realismus und Naturalismus des neunzehnten Jahr¬ 
hunderts erreichten, hatte Lichtenberg dabei das schärfste Auge 
für Uebergangsfarben, das hellste Ohr für Nebentöne, den 
feinsten Sinn für Abschattungen, Unterströme und Zwischen¬ 
stufen. Die Kehrseite dieser Gabe war, daß er oft dicht an die 
Schwelle der Menschenverachtung geführt wurde. Manchmal 
wünschte er geradezu, er wäre in seinen Bemühungen, das 
menschliche Herz kennen zu lernen, minder glücklich ge¬ 
wesen, und in bittersten Augenblicken entschlüpfte ihm gar das 
Geständnis: ,JVlan lernt seinen Hut immer tiefer vor dem Galgen 
abziehen; er bleibt doch immer eines der nobelsten Instru¬ 
mente, auf welches die Menschen je verfallen sind, und ist dabei 
so simpel.** Aber sein großes und gütiges Herz, das, aller Kühl- 
heit des Kopfes unbeschadet, von reinsten, tiefsten und stärk¬ 
sten Empfindungen leicht überfallen wurde, bewahrte ihn im 
ganzen vor einer verächtlichen Einschätzung des Menschen, 
von dessen Größe und Würde er, durchaus im Sinne einer auf¬ 
steigenden Klasse, auch dann nicht gering dachte, wenn er 
ihn echt materialistisch eine „zweibeinige Phiole aus Erde, 
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Wasser und Salz*‘ nannte. Den Widerschein höherer Ent- 
wickiungsmöglichlceiten in des Menschen Herz fallen zu lassen, 
trug Lichtenberg unverzagt „die Fackel der Wahrheit“ dnrch 
das Gedränge, sich wohl bewuBt, daB das nicht geschehen 
könne, „ohne hier einen Bart und dort ein Kopfzeug zu ver¬ 
sengen.“ 

Aber obwohl er, bisweilen an seinen groBen britischen Bruder 
Swift gemahnend, sichere Pfeile mit bösen Widerhaken nach 
allen staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtungen ab¬ 
schnellte, zu einer öffentlich aufrüttelnden, aufstürmenden, auf¬ 
peitschenden Wirksamkeit brachte er es doch nicht. Einmal 
verwies ihn seine wenig standhafte Gesundheit auf die Stube 
des Gelehrten; als er dann Weib und Kind zu ernähren hatte 
und sich die Sorge ums tägliche Brot nicht immer leicht anlieB, 
mußte er sich auch aus Vorsicht bescheiden, mehr frei zu den¬ 
ken als frei zu schreiben. Aber mehr als all das bannten ihn 
Zeit und Umwelt in einen engen Wirkungskreis. Was ein 
schwacher Abglanz englischer Freiheit gewesen, war allmählich 
in Hannover ganz erloschen. Der Freiherr vom Stein nannte 
es spottend ein deutsches China, und Scharnhorst schrieb als 
hannoverscher Offizier: „Eine wahre Geistessperre bezeichnet 
unser Land in allem Betracht; man scheut hier alle Publizität“ 
In dieser Stickluft war Lichtenberg, ob er gleich in das neun¬ 
zehnte und zwanzigste Jahrhundert weit hineinschaute, ge¬ 
zwungen, ein Mensch des achtzehnten Jahrhunderts zu bleiben; 
hier konnte er seine revolutionärsten Gedanken nur als Leucht- 
raketen und nicht als Brandraketen abschieBen! Darum rlB 
den stets kränker werdenden Mann auch die französische Revo¬ 
lution nicht so hin, wie man erwarten konnte, und darum 
gewann er auch den Ruf nicht in den Massen, den sein kühner 
und freier Geist vollauf verdiente. Gelassen tröstete er sich 
darüber hinweg: „Was dieses Jahrhundert nicht versteht, ver¬ 
steht das nächste“, und Hebbel meinte späterhin, als er ihn 
ganz kennen gelernt hatte: „Ich will lieber mit Lichtenberg ver¬ 
gessen werden, als unsterblich sein mit Jean Paul!“ 

Aber Lichtenberg kann nicht vergessen werden! Je größere 
Massen der Kampf für jene hohen Ziele der Freiheit, Gerechtig- 
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keit und Menschlichkeit erfaßt, in denen er schon seines Him¬ 
mels leuchtendste Sterne sah, desto häufiger wird man auf ihn 
zurückgreifen und dabei immer aufs neue verwundert und er¬ 
freut erkennen, was schon Goethe erkannte: daß, wo er einen 
Witz macht, ein Problem verborgen liegt. 

Und fast immer ein Problem, das heutigentags noch 
Problem ist! 


GEORG CHRISTOPH LICHTENBERQ: 

Gedanken. 

Was midi allein angeht, denke ich nur; was meine guten Freunde 
angeht, sage ich ihnen; was nur ein kleines Publikum bekümmern 
kann, schreibe ich; und was die Welt wissen soll, wird gedruckt. 

* 

Nicht bloß wissen, sondern auch für die Nachwelt tun, was die Vor¬ 
welt für uns getan hat, heißt ein Mensch sein. 

* 

Ich bin überzeugt, wenn Gott einmal einen solchen Menschen schaf¬ 
fen würde, wie ihn sich die Magistri und Professoren der Philosophie 
vorstellen, er müßte den ersten Tag ins Tollhaus gebracht werden. 

w 

Bei manchem Werk eines berühmten Mannes möchte ich lieber 
lesen, was er weggestrichen hat, als was er hat stehen lassen. 

* 

Was man so sehr prächtig Sonnenstäubchen nennt, sind doch 
eigentlich Dreckstäubchen. 

* 

Ob der Mond bewohnt ist, weiß der Astronom ungefähr mit der Zu¬ 
verlässigkeit, mit der er weiß, wer sein Vater war, aber nicht mit der, 
womit er weiß, wer seine Mutter gewesen ist. 

* 

Daß in den Kirchen gepredigt wird, macht deswegen die Blitz¬ 
ableiter auf ihnen nicht unnötig. 

* 

Ein Gelübde zu tun ist eine größere Sünde, als es zu brechen. 

* 

Cs tun mir viele Sachen weh, die anderen nur leid tun. 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



518 


Gedanken. 


Ich habe allezeit von einer Stube sröBere Besriffe gehabt als der 
gewöhnliche Teil der Menschen. Ein großer Teil unserer Ideen bängt 
von ihrer Lage ab, und man kann sie für eine Art von zweitem Körper 
ansehen. 

* 

Während man Ober g^ieime Sünden öffentlich schreibt, habe ich 

mir vorgenommen, über öffentliche Sünden heimlich zu schreiben. 

* 

Ich habe mir die Zeitungen vom vorigen Jahre binden lassen, es ist 
unbeschreiblich, was für eine Lektüre dieses ist: 50 Teile falsche 
Hoffnung, 47 Teile falsche Prophezeiung und 3 Teile Wahrheit Diese 
Lektüre hat bei mir die Zeitungen von diesem Jahre sehr herabgesetzt, 
denn ich denke: was diese sind, das waren jene auch. 

* 

Das Vergnügen, das mir die genaue Bemerkung eines Fehlers an 
mir machte, war oft größer als der Verdruß, den der Fehler selbst 
bei mir erweckte. 

* 

Man ist nie glücklicher, als wenn uns ein starkes Gefühl bestimmt, 
nur in dieser Welt zu Id^en. 

* 

In jedes Menschen Charakter sitzt etwas, das sich nicht bredien 
läßt — das Knochengebäude des Charakters; und dieses ändern 

wollen, heißt immer, ein Schaf das Apportieren lehren. 

* 

Ich bin so sicher überzeugt, daß der Mensch alles seines Vorteils 
wegen (dies Wort gehörig verstanden) tut, daß ich glaube, es ist zur 
Erhaltung der Welt so nötig, als die Empfindlichkeit zur Erhaltung 
des Körpers. 

* 

Gewissen Menschen ist ein Mann von Kopf ein fataleres Geschöpf 
als der deklarierteste Schurke. 

w 

Ich habe immer gefunden, die sogenannten schlechten Leute ge¬ 
winnen, wenn man sie genauer kennen lernt, und die guten verlieren. 

★ 

Alle Tugend aus Vorsatz taugt nicht viel. Gefühl oder Gewc^nheit 
ist das Ding. 

* 

Ich bin überzeugt, man liebt sich nicht bloß in anderen, man haßt 
sich auch in anderen. 
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Das Hutabnehmen ist eine Abkürzung unseres Körpers, ein Kleiner- 
machen. 

* 

Einen Menschen recht zu verstehen, müßte man zuweilen der näm¬ 
liche Mensch sein, den man verstehen will. 

★ 

Es soll in einem gewissen Lande Sitte sein, daß bei einem Kriege der 
Regent sowohl als seine Räte über einer Pulvertonne schlafen müssen, 
solange der Krieg dauert, und zwar in besonderen Zimmern des 
Sdilosses, wo jedermann frei hinsehen kann, um zu beurteilen, ob das 
Nachtlicht auch jedesmal brennt. Die Tonne ist nicht allein mit dem 
Siegel der Volksdeputierten versiegelt, sondern auch mit Riemen an 
den Fußboden befestigt, die wieder gehörig versiegelt sind. Alle Abende 
und alle Morgen werden die Siegel untersucht. Man sagt, daß seit 
geraumer Zeit die Kriege in jener Gegend ganz aufgehört haben. 

* 

Sagt, jst noch ein Land außer Deutschland, wo man die Nase eher 
rümpfen lernt als putzen? 

* 

Es ist eine Frage, ob wir nicht, wenn wir einen Mörder rädern, ge¬ 
rade in den Fehler des Kindes verfallen, das den Stuhl schlägt, an den 
es sich stößt. 

* 

Es ist ein gar sonderbares Argument, das man zur Verteidigung der 
Ungleichheit beibringt, wenn man sagt, die Menschen würden mit un¬ 
gleichen Kräften g:eboren. Denn hierauf kann man antworten: eben 
deswegen, weil die Menschen mit ungleichen Kräften geboren werden, 
und der Stärkere den Schwächeren verschlingen würde, hat man sich 
in Gesellschaften vereinigt und durch Gesetze eine größere Gleichheit 
eingefflhrt. 

* 

Ich hätte wohl Neigung, einmal eine Geschichte der Menschen¬ 
schinderei zu schreiben; ich glaube nämlich, daß wenig Künste so früh 
in der Welt zur Vollkommenheit gebracht worden sind als diese, und 
auch, daß keine so allgemein ist. 

Ich möchte was darum geben, genau zu wissen, für wen eigentlich 
die Taten getan worden sind, von denen man öffentlich sagt, sie wären 
für das Vaterland getan worden. 
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Wenn man auf einer entfernten Insel einmal ein Volk anträfe, bei 
dem alle Häuser mit scharfgreladenem Gewehr behängt wären, und 
man beständig des Nachts Wache hielte, was würde ein Reisender 
anders denken können, als daß die ganze Insel von Räubern bewohnt 
wäre? Ist es aber mit den europäischen Reichen anders? 

* 

Aus dem, was der Mensch ietzo in Europa ist, müssen wir nicht 
schUeBen, was er sein könnte. 

EDGAR STEIGER: 

Gottes Lachen. 

Rot glüht der Tag des Weltgerichts. . 

Der Purpur brennt wie Zunder: 

Aus einem Nichts ins andere Nichts — 

O, Oottesgnadenwunder! 

Vor vielen tausend Jahren schon — 

Ihr habt es wohl vergessen — 

Hat drüben einst in Babylon 
So einer Gras gefressen. 

Derselbe Kreis seit le und Je — 

Wer ihn xu Ende liefe! 

Ein Knabe ballt die handvoll Schnee 
Und wirft sie in die Tiefe. 

Da rolU's and roUfs und saust und saust — 

Die Völker rings erwachen 

Und seh'n erschauernd Gottes Paust 

Und hören Gottes Lachen. 

Die Sonne kommt. Es lenzt! Es lenzt! 

Belogen und betrogen! 

Und in der Freiheit Wolke glänzt 
Des Friedens Regenbogen. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenantfabe gfestattet 


WILHELM JANSSON: 


„Probleme des Rechts/“' 


'PVER französische Minister Albert Thomas hat in einem 
AVz Spalten langen Leitartikel des Stockholmer „Social¬ 
demokraten“ eine Antwort auf das Friedensmemorandum der 
deutscllen sozialdemokratischen Delegation erteilt. Er findet 
in dem Memorandum nicht einen Satz, den er vollauf billigt, 
nicht eine These, die er widerspruchslos unterschreibt. Auch 
wo unsere Genossen nichts anderes getan haben, als alte 
Ladenhüter der internationalen Sozialistenkongresse in ihrer 
von den sogen, westländischen Demokratien während des 
Krieges modernisierten Fassung auf den Schild zu heben, finden 
sie seine Gnade nicht. Wenn die Deutschen das Selbst¬ 
bestimmungsrecht der Völker anerkannt wissen wollen und 
zu diesem Zweck auch die unter dem Joche der Entente 
seufzenden Völker anführen, so ist das für Thomas eine 
„wunderliche Theorie“, ein „wunderlicher Unterschied“. 
Nicht einmal den guten Glauben billigt er den Verfassern des 
deutschen Memorandums ohne Vorbehalt zu. Er erklärt viel¬ 
mehr nur, er „glaube, daß die Männer der deutschen Mehrheit 
in gutem Glauben gehandelt haben“, und er „glaube", daß bei 
ihnen „ein Wille zu einer guten Meinung“ vorhanden, ist, so 
daß er „einer derjenigen nicht sein will, die in jeder Aeußerung 
deutscher Mehrheitssozialisten ein Manöver sehen werden, das 
in mitverbrecherischer Beratung mit ihrer Regierung verein¬ 
bart" wurde. 

Man muß diesem Franzosen schon zugeben, daß er in der 
Einleitung seine Leser zu präparieren versteht. Er ist nicht 
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unhöflich, er glaubt an den guten Glauben und an den 
Willen zu einer guten Meinung, aber die andern, sagt er, 
werden eben nicht daran glauben, sondern an ein mit der deut¬ 
schen Regierung abgekartetes Manöver. 

Und er bemüht sich dann, nachzuweisen, daß diese andern 
im Recht sind. Zu diesem Zweck spricht er zunächst Frank¬ 
reich die Ehre zu, im 18. Jahrhundert die „Probleme des 
Rechts“ der Welt unterbreitet zu haben, und er versichert, daß 
„der französische Sozialismus diesem Gedanken treu bleibt. 
wenn er in der Frage Elsaß-Lothringens ohne weiteres das 
Recht der Völker, über sich selbst zu verfügen, zu fordern 
fortfährt“. Die deutsche Sozialdemokratie beweise dagegen 
mit ihrer Haltung in dieser Frage wie bezüglich Polens, ,/laQ 
sie immerfort in den alten Argumenten des preußischen Mili¬ 
tarismus und des deutschen Imperialismus gefangen ist“. Das 
Festhalten an der Einheit des Deutschen Reiches, wie diese 
1871 geschaffen wurde (und die weit hinter dem zuräckblieb, 
was die besten unter den deutschen Freiheitskämpfern des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts ersehnten und erstrebten), ist nach 
Thomas nichts als deutscher Imperialismus, oder noch schlim¬ 
meres: „preußischer Militarismus“. 

Die von der deutschen Delegation geforderte Freiheit der 
Meere ist ihm sachlich nicht minder undiskutabel als der 
deutsche Anspruch auf Unteilbarkeit des Reiches. Die deut¬ 
schen Vorschläge zur Sicherung der Meeresfreiheit und zur 
Neuregelung des Bannwarenverkehrs sind nach ihm „weit 
weniger von einem allgemeinen Gefühl für internationales 
Recht getragen, als von einer naiven Mißstimmung darüber, 
gehäufte Hindernisse gegen alle die Mittel vorgefunden zu 
haben, mit denen Deutschland die Welt militärisch und wirt¬ 
schaftlich zu beherrschen gedachte“. Und er insinuiert schließ¬ 
lich frohen Mutes, daß die deutschen Mehrheitsvertreter ihn 
überraschen mit einem „unbewußten Imperialismus“, der darin 
besteht, daß sie 

„1. nicht zurückgeben wollen, was Deutschland, gleichgültig 
wann, genommen hat: Elsaß-Lothringen, Posen, Nord¬ 
schleswig; 
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2. dafür sorgen wollen, daß Deutschland zurückerhält, was 
es im Kriege verlor; 

3. von den feindlichen Mächten die Territorien losreißen 
wollen, die Deutschland okkupiert hat, wie beispielsweise 
Russisch-Polen, oder sogar nicht okkupierte Gebiete, in deren 
Verbleiben unter jetziger Herrschaft Deutschland sich nicht 
finden kann“. 

Es lohnt nicht, gegen diese Insinuationen zu polemisieren; 
aber es ist lohnend, deutschen Lesern die Unverfrorenheit zu 
zeigen, mit der dieser französische Minister-Sozialist seinen 
Artiikel in dem Stockholmer Ententeorgan zu spicken wagt. 

An drei Fällen mögen jedoch die „Probleme des Rechts“ 
illustriert werden, die Thomas anschneidet: Die Nationali¬ 
tätenfrage, der annexionslose Friede ohne Kriegsentschädi¬ 
gung, und schließlich die Schuldfrage. 

■Die Nationalitätenfrage wird von ihm in eine neue Formel 
gekleidet. Sie heißt: „Das Recht der Völker, über sich selbst 
vor dem Gewissen der Welt zu bestimmen.“ Das geschieht 
nicht ohne Absicht. Die Formel bezweckt vielmehr, die für 
einen Eroberungspolitiker unbequeme Begriffsbestimmung der 
Nationalität zu beseitigen. Das „Recht der Völker“ ist bei 
Thomas ein Recht der Ententeländer, nicht der Deutschen. Die 
Nationalität wird vernünftigerweise nach Sprache und Rasse 
bestimmt. Aber wer Elsaß4-othringen von Deutschland los¬ 
reißen will, kann diese Begriffsbestimmung nicht mehr ge¬ 
brauchen, das beweist die vorzügliche Darstellung in der 
Denkschrift der deutschen Delegation. Der französische Mu¬ 
nitionsminister eskamotiert daher die Frage der Muttersprache 
einfach und schleudert sein Anathema gegen die deutsche Sozial¬ 
demokratie, die „zu einem undenkbaren Grad des Unvermögens, 
I zu verstehen'', herabgesunken sei. „Wie kann sie,“ ruft er aus, 
- „nach Anrufen des Selbstbestimmungsrechts der Völker sich 
nachher auf die Sprache, die Rasse, die militärische Stärke 
und das historische Recht berufen? Früher waren es nur die 
deutschen Sprachforscher und Historiker, gegen die unser 
I Fustel de Culanges und unser Renan die Nationalitätsidee 
. zu verteidigen hatten. Jetzt sind es die deutschen Sozial- 
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demokraten» die demokratischen Parteien Deutschlands, die 
die Argumente der Macht- und Sprachenphilosophen auf¬ 
genommen haben.“ 

Die deutsche Denkschrift legt dar» daß Elsaß-Lothringen 
deutsches Land ist» daß seine Bewohner nach Sprache und 
Herkunft deutsch sind. Sie könnte hinzugefügt haben» daß 
auch die wirtschaftlichen Interessen des Landes durchaus 
deutsche sind. Der französische Eroberungspolitiker» der mili¬ 
tärisch sein Ziel nicht erreichen konnte, lehnt diese Argumente 
zur Bestimmung der Nationalität ab» für ihn entscheidet das 
Selbstbestimmungsrecht des „Volkes“, d. h. in diesem Falle 
des französischen „Volkes“» das dieses Land erobern will. 
Und da es militärisch nicht gelang» und da die Denk¬ 
schrift sich auf die einmütigen Kundgebungen des Elsaß- 
Lothringischen Landtages für Deutschland beruft» hat der 
französische Eroberungsanwalt die neue Formel zur Hand: 
Nicht Sprache» nicht Herkunft» nicht das historische Recht ent¬ 
scheiden hier» sondern Elsaß-Lothringen ,4st eine internationate 
Rechtsfrage, die wir vor die öffentliche Meinung alter Länder 
bringen'*. Da die Mehrheit „aller Länder“ schon zur Entente 
gehört» d. h. kriegführende Partei gegen Deutschland ist» wird 
ihre Entscheidung die Franzosen befriedigen! 

Aber Elsaß-Lothringen ist nicht die einzige Frage, in der 
Thomas den Deutschen das Recht verweigert» über sich selbst 
zu entscheiden. Er fordert von ihnen die Umgestaltung ihrer 
•inneren staatlichen Lebensformen, bevor man vom Frieden im 
Sinne der deutschen Denkschrift reden könne. Die Deutschen 
müssen „Garantien“ geben durch „eine wirklich konstitutionelle 
Regierungsform“ und „durch Parlamente» die des Namens wirk¬ 
lich würdig sind“. Sie „müssen ihre Anstrengungen gegen ihre 
Regierung richten“, d. h. diese davonjagen. 

Die Forderung der „konstitutionellen Regierungsform“ im 
Deutschen Reiche ist zwar kompletter Unsinn» da es uns an „Kon- 
stitution“kaum mangelt. Aber dieserUnsinn ist nur dadurch mög¬ 
lich geworden» weil Thomas sich hier in Dinge mischt» die ihn 
erstens nach seiner These vom »»Selbstbestimmungsrecht der Völ¬ 
ker“ nichts angehen» und von denen er zweitens nichts versteht. 
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Das Hauptgewicht ist jedoch auf -die Beseitigung der Regie¬ 
rung zu legen und auf eine höhere Wertsetzung des Parla¬ 
ments. Nun hat auch in Deutschland ein Parlament die Macht, 
die es selbst ausüben will. Wenn der Reichstag heute den 
Kanzler stürzen wollte, kein Zweifel, es gelänge. Wenn aber 
dann die Reichstagsmehrheit ein Ministerium bilden sollte, wir 
würden ebenso zweifellos eine deutsche Auflage des Kabinetts 
Lloyd Georges erleben. Spahn, Westarp, Bassermann: sind 
das etwa die „Garantien“, nach denen der französische Muni¬ 
tionsminister schreit? Die Fragestellung gibt zugleich die 
Antwort. Aber sie zeigt, wohin es führt, wenn man den klaren 
Rechtsboden verläßt und dem Gegner das Recht aberkennt, 
über sich selbst zu bestimmen, das man für sich aus reinstem 
Egoismus in weitestgehendem Maße fordert. 

Die Frage des annexionslosen Friedens ohne Kriegs¬ 
entschädigung ist auch so ein „Problem des Rechts“, das der 
Franzose in seinem Sinne deutet. Die Eroberung Elsaß- 
Lothringens ist für ihn keine Annexion, und es ist keine Kriegs¬ 
entschädigung, wenn man Deutschlan-d den Schadenersatz für 
die Verwüstungen auferlegt, die französische und englische 
Granaten in Nordfrankreich und Belgien angerichtet haben. 
Ist eine Diskussion auf dieser Basis überhaupt möglich? Sie 
hat wirklich keinen Zweck. 

Großes Gewicht legt Thomas auf die Schuldfrage, deren 
Diskussion allein ihm eine internationale Konferenz ermögliche. 
Diese Diskussion soll, wie er sagt, aufdecken, wie die Deut¬ 
schen ihre Pflichten dem Vaterlande gegenüber erfüllt und der 
Internationale gegenüber preisgegeben haben. Nicht ein 
„Versöhnungsfrieden“, sondern ein „Frieden des Rechts“ sei 
das Ziel der Entente! Die Diskussion der Schuldfrage soll 
die Grundlage für diesen Ententefrieden schaffen. 

Aber zur Diskussion der Schuldfrage gehört, wenn sie ein 
wirkliches Ergebnis zeitigen soll, die Bekanntgabe der Tätig¬ 
keit der geheimen Diplomatie. Thomas verhöhnt unsere Dele¬ 
gation wegen ihrer Forderung nach Abschaffung der geheimen 
Diplomatie, aber er verschweigt, daß diese in Frankreich 
keineswegs weniger geheim ist als anderswo.’ Er verschweigt. 
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daß seine Regierung die Veröffentlichung der Verträge der 
Entente unterläßt, die das neue RußlaiKl fordert. Er ver¬ 
schweigt endlich, daß auch er selbst geheime diplomatische 
Aufgaben übernahm, als er nach Rußland ging, die im Zu¬ 
sammenhang mit der Schuldfrage diskutiert werden müssen — 
der Schuld an der Verlängerung des Krieges! Ist er bereit, 
für die Bekanntgabe aller dieser Verträge, Dokumente und 
Aufträge der geheimen Diplomatie zu sorgen, um eine gerechte 
Beurteilung der Schuldfrage zu ermöglichen? Oder soll die 
Diskussion der Sozialisten auf ihrer Konferenz in der gleichen 
Weise vor sich gehen, wie etwa Schulbuben beim Ertappt¬ 
werden sich gegenseitig die Schuld zuschreiben? 

Wenn auf dieser Grundlage die Franzosen die Probleme des 
Rechts lösen wollen, die der „Frieden des Rechts“ der Entente 
angeblich lösen soll, dann sollte man lieber heute denn morgen 
die Losung ausgeben: Der Friedensschluß ist Sache der Kapi¬ 
talisten und ihrer Staatsmänner, die Internationale des Prole¬ 
tariats ist dazu unfähig! 


JOHANN PLENOE: 

Die Revolutioniemngder Revolutionäre. 

8. Die Ideologie der proletarisdhen Verheißung. 

II. (Schluß) 

W EIL, wie im erstenTeil dieses Artikels näher dargelegt wor¬ 
den ist, durch Marx der Sozialismus einzig und allein das 
Feldzeichen für den verneinenden Ansturm der Arbeiterschaft 
werden sollte, verlor er die Zauberkraft über die Geister, die ihm 
die tiefen Wurzeln seiner weltgeschichtlichen Herkunft geben. 

Plato und die Apostelgeschichte! Der Höhepunkt der antiken 
Erkenntnis und der erste Anfang unserer Religion! 

Das diesseitige Suchen des Griechentums nach Wahrheit und 
Gerechtigkeit findet den letzten Schluß darin, daß der Mensch 
im gegliederten Staate lebt, und daß, wer sein Leben zur 
Vollendung bringen will, es nur so vollenden kann, daß er die 
über den einzelnen gestaltend hinweggehende Lebensform des 
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sozialen Ganzen bewußt zur höchsten Kraft und Gesundheit 
bringen hilft. In wehrhafter Lebensbehauptung, bei höchster 
Steigerung der geistigen Zusammenfassung aller Lebensgehalte 
und unter kluger Freisetzung eines von allen willkürlichen Aus¬ 
schreitungen gleichwohl zurückgehaltenen Wirtschaftslebens! 
Je tiefer aber die Eingliederung in das soziale Ganze begriffen 
ist, um so rückhaltloser die Anerkennung des rein sozialen 
Charakters aller Eigentumsfragen und .der sozialen Verant¬ 
wortung bei der Führung und Weitergabe auch des körper¬ 
lichen Lebens. 

Die Jenseitslehre aber, die veriiündet, daß je mehr einer als 
der einzigste von Gott erwählt und geliebt ist, er um so mehr 
die Brüder lieben und für sie leiden soll, dieser zermalmende 
und erhebende Uebergang der auf die äußerste Spitze getrie¬ 
benen inneren Vereinzelung in ihr Gegenteil, macht die Orga¬ 
nisation des Diesseits grundsätzlich zu einer gemeinsamen 
Bruderaufgabe, bei der es ein Pochen auf eine selbstgerechte, 
nur sich selbst behauptende Individualität auch in Eigentums¬ 
fragen nicht mehr gibt, weder im Hinblick auf das für den 
Glauben allein wahrhaft lebenswichtige übernatürliche Ziel, 
noch im Hinblick auf die irdische Nachfolge, die das letzte 
Opfer für die Brüder verlangt. Unendlich folgerichtig und 
doch unendlich verwirrend, sobald diese Jenseitsforderung un¬ 
vermittelt in eine vom Glauben nur halb verstandene Wirklich¬ 
keit hineingerufen wird. Darum immer wieder die Quelle 
phantasievoller Ausschreitungen für verstiegene Sekten, wie 
am stärksten seinerzeit in der guten Stadt Münster unter der 
Führung eines zu früh geborenen, geistig verirrten Organi¬ 
sators von niederdeutscher Kraft, den der Druck des Krieges 
sogar bis zur straffsten Durchgliederung seines aus wilder 
Menschlichkeit geformten Gottesstaates brachte. Darum in 
t der kirchlichen Ordnung des christlichen Lebens an die Da¬ 
seinsmöglichkeiten des Diesseits angepaßt, so daß nur die 
1 innerliche Ueberwindung des persönlichen Haftens am Eigen- 
; tum gefordert wird. Die äußere Einrichtung des Eigentums 
" bleibt dann eine Einrichtung des Diesseits, an der der Christ 
^ sein christliches Leben bewähren kann, und die zugleich der 
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im alten Bunde gegebenen Aufgabe zu dienen bat, daß der 
Mensch die Erde beherrschen soll. Das Christentum kann also 
in ungestümer Qebietsüberschreitung des Glaubens in den selt¬ 
samsten Qrüppchensozialismus Umschlägen, steht aber wohl 
auch im innersten Kern seiner rein religiösen Grundhaltung dem 
wirklichen Sozialismus mit verständnisvoller, aber kritischer 
Bereitschaft gegenüber. 

Weil diese Stimmen durch die Jahrtausende hindurchge- 
klungen sind, ist es verständlich, warum die Ideologie des 
Sozialismus in der neueren Geschichte so sehr viel früher be¬ 
ginnt, als die materielle Wirtschaftslage des 19. Jahrhunderts. 

Der durch die Reformation so wüst zertrümmerte christliche 
Humanismus der Colet, Morus und Erasmus ist der Punkt der 
Vereinigung. Morus hört als erster den tiefen Zusammenklang 
zwischen den Forderungen Platos und dem wirklichen Gemein¬ 
schaftsleben der Urgemeinde und träumt, fortgerissen von dem 
frischen Wagemut der neugewordenen Wissenschaft, zwischen 
den wunderbaren Erzählungen der Entdeckungsfahrten seinen 
schönen reichen Traum von dem heiteren Freudenfest des ge¬ 
meinsamen Lebens auf der Insel Utopia. Noch heute lehrreich 
nicht nur durch die bittere, scharfsinnige Kritik an den mate¬ 
riellen Zuständen seines Englands, sondern vor allem durch 
den zum erstenmal durchgeführten Schematismus, was alles 
darauf folgt, wenn man mit der Vergesellschaftung der Pro¬ 
duktionsmittel einmal anfängt! Von diesem A aus hat Morus 
B und G gesagt, durch das ganze Alphabet einer phantasie¬ 
vollen Durchorganisation einer stadtwirtschaftlich lebenden 
Inselgesellschaft hindurch. Alle Einzellösungen sind gewiß 
„utopisch“. Die anschauliche Erkenntnis der organisatorischen 
Aufgabenfolge ist von klarster Sachlichkeit, nur daß es heute 
kapitalistisch lebendes Millionenvolk und Weltwirtschaft heißt 
Der Marxismus in seiner dünkelhaften Wissenschaftlichkeit hat 
nur den Traum gesehen, wo er bei positiveren Instinkten ein 
Problem hätte ericennen müssen. Diese „Wissenschaftlichkeit“ 
ist zum Teil Schutzmaske für einen Mangel an Produktivität. 

Und nach den Jahrhunderten hin- und hergaukelnder uto¬ 
pischer Nachbilder und gelegentlicher kommunistischer Vor- 
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Stöße aus radikal-christlicher Gesinnung oder aus einem die 
extremsten Forderungen der Antike karikierenden politischen 
Doktrinarismus kommt unter dem Eindruck der welteröffnen¬ 
den Fortschritte der Naturwissenschaft und der großen revo¬ 
lutionären Weltumgestaltung in Wirtschaft und Staat um die 
Wende zum 19. Jahrhundert der eigentliche geistige Durch¬ 
bruch der sozialistischen Idee durch die allen Möglichkeiten der 
Erkenntnis und der praktischen Organisationsarbeit so weit 
vorauseilenden Systeme von Owen, Fourier und St. Simon mit 
ihrem tragikomischen Widerspruch zwischen der selbst¬ 
ergriffenen Aufgabe und der tatsächlichen Lösung. Der „Napo¬ 
leonschritt der Wissenschaft“, die „Newtontat“ auf dem Gebiete 
der gesellschaftlichen Erkenntnis, der die bewußte gesellschaft¬ 
liche Lebensgestaltung folgen soll, diese frischweg bekannten 
Ziele St. Simons gelten tatsächlich für alle drei. Für alle drei 
geht es ums Ganze: Erkenntnis der ganzen Gesellschaft, Ge¬ 
staltung der ganzen Gesellschaft. Damals wird der Sozialismus 
geboren, der bis zur äußersten Uebertreibung „wissenschaft¬ 
lich“ sein will und bei dem die gesellschaftswissenschaftliche 
Erkenntnis ihre letzten Grenzen erreichen soll. Das liegt alles 
vor Marx. Marx hat nur mit mehr Kritik und mit besserer 
Schulung, aber auch mit sehr viel mehr Einseitigkeit und auf 
einem sehr viel engeren Arbeitsgebiet wiederholt, wonach jene 
in zügelloser Selbstüberschätzung glaubten greifen zu können. 
Sie waren Dilettanten der Wissenschaft. Er war zünftig als 
Philosoph, Autodidakt als Historiker und Nationalökonom. In der 
Konkurrenz der Sozialismen ist (Jas Pochen auf die alleinige 
„Wissenschaftlichkeit“ ein wenig unlauterer Wettbewerb. 

Aber mit dem 19. Jahrhundert beginnt auch das Proletariat 
seinen Weg als bewußte Klasse und hat jene innere Sehnsucht 
nach einer starken Diesseitsideologie, die ihm eine bessere 
Zukunft verspricht. Das Proletariat muß dem Sozialismus be¬ 
gegnen, der Sozialismus dem Proletariat. Seine innere Unruhe 
führt zur blinden Auflehnung, zu einem Traum von schönen 
Idealstaaten, zu einem kurzsichtigen Greifen nach den nächst- 
liegenden Möglichkeiten einer anderen Organisation der 
Arbeit. Das alles ist äußerst natürlich. Wie soll die Hand- 
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arbeiterschaft zunächst dazu kommen, sich in weltgeschicht¬ 
liche Weiten der Betrachtung zu verliefen, statt an der un¬ 
mittelbaren Verbesserung ihrer Zustände zu arbeiten. Karl 
Marx hat die ungeheure Kraft gehabt, den Kurs der proleta¬ 
rischen Bewegung um 180 Qrad umzustellen und den Sozialis¬ 
mus auf seinen geringst möglichen Ja-Qehalt zu beschränken: 
Rückkehr zur weltgeschichtlichen Betrachtung in einer Ein¬ 
seitigkeit, wie sie auch von St. Simon nicht gefordert war, 
Abwendung von jedem klaren organisatorischen Ziel. Für 
eine Bewegung der Handarbeiterschaft ist das beinahe ebenso 
widernatürlich wie für den Sozialismus, der doch gerade 
Organisation verlangt. Und doch wurde gerade dadurch die 
geschlossene proletarische Bewegung möglich und ihr 
„Sozialismus“ bekam vorübergehend das Monopol. 

Aber mit welchen Opfern wurde das erkauft Wie ausschließ¬ 
lich galt jetzt jener „Judaismus“: Wir sehen nur eine einzige 
auserwählte soziale Gruppe, das Proletariat! Wir kenneil nur 
eine einzige wahre Lebenserkenntnis, die marxistische Wissen¬ 
schaft; wir dienen nur einem einzigen großen Weltenziele: der 
Vollführung des notwendigen Endkampfes der Geschichte. 
Dafür wurde Staat und Vaterland aus dem Herzen 
gerissen und alle Gegenwartsfreude kritisch vergällt 
Organisationsentwürfe, organisatorische Grundüberlegungen, 
geistige Durchdringung der Gesellschaft Erziehungsaufgaben 
des Sozialismus, das aljes wird in Trümmer geschlagen. Vom 
Zükunftsstaat gibt er kein Bildnis und kein Gleichnis und dodi 
ist das die einzig erlaubte Lehre. Aber der Sozialismus ist doch 
kein überirdisches Weltprinzip, sondern eigentlich ein inhalt¬ 
reiches irdisches Lebensziel. Diese Intoleranz und Herrsch¬ 
sucht des Marxismus hat seine geschichtliche Sendung in der 
Beschränkung auf die Mobilisierung des Proletariats erfüllen 
helfen. Sie war „notwendig“, damit die deutschen Massen 
heute sozialisiert und organisiert sind. Aber Gott sei Dank, 
daß dieser furchtbare Durchgang durch die ausschließlich 
negative Kampfesbereitschaft der Arbeiterscharen vorüber ist 
und daß eine neue Epoche in der Gesamtgeschichte des Sozia¬ 
lismus aufgegangen ist. 
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Die innere Unmöglichkeit der rein proletarischen Ver¬ 
heißung mußte einmal von Grund aus die Fragen neu stellen: 
Was sind wir und was wollen wir? 

Wir sind das Proletariat, das lebendige Fleisch, die tätige 
Muskelkraft in dem großen, weltumfassenden Arbeitskörper, 
in dem die menschliche Gesellschaft ausreift. Wir gehen durch 
alle Völker und Staaten, wie setzen überall die Räder in Be¬ 
wegung, und können überall unsere Stimme und Fäuste zu einer 
Gewalt vereinigen, daß unser Ruf verstanden wird. Wir ge¬ 
hören also zusammen, aber doch nur wie eine späte geschicht¬ 
liche Klassenbildung zusammengehört, die in alle Unterschiede 
der Nationalkulturen und der Staatenordnung hineingegliedert 
wird, wie sie jeden einzelnen mit seinen natürlichen Instinkten 
und seinen fest anerzogenen Lebensgewohnheiten sicher er¬ 
greifen. Staat und Nation spüren wir täglich um uns. Wir 
sind innerlich an sie gebunden. Unsere internationale Klasse 
kennen wir freilich durch Theorien und Reden; aber wenn wir 
uns im Leben untereinander begegnen, verstehen wir uns nicht. 
Wir können nicht einmal in einer Sprache „Wir“ zueinander 
sagen. Der einfache Ausdruck der Sozialisierung ist uns ebenso 
versagt wie der aufbauend politische Beschluß. Das Gedeihen 
und der Verderb unserer Staaten wirkt auf unsere Lage un¬ 
mittelbar zurück, und das wird stets so bleiben, weil es doch 
auch in einer Weltvereinigung der Arbeitsvölker die Interessen¬ 
gegensätze der Sondergebiete geben muß und darin auf Ge¬ 
rechtigkeit zu halten ist, nicht nur auf Schutz des vorhandenen 
Besitzes. Proletariat ja, aber auch Sonderstaat und Sonder¬ 
nation, und darin von verschiedenem Werte. Das sind wir. 

Wir wollen, daß die ganze Gesellschaft von der gesunden 
Einsicht in ihre zusammenwirkenden Kräfte durchdrungen 
wird, und daß alle gesellschaftlichen Einrichtungen so organi¬ 
siert werden, daß jeder Lebenssicherheit und einen gesunden 
Lebensanteil bekommt. Wir wollen den Sozialismus. Aber 
wir können den Sozialismus allein nicht schaffen. Wir schaffen 
mit unseren Händen weder seine Theorie, noch seine Organi¬ 
sation. Was uns bisher verheißen ist, läßt das Ziel dunkel und 
hat uns von den Kräften weggeführt, die uns beim Aufbau 
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helfen müssen. Wir sollen die Macht erobern; aber Macht ist 
schöpferisch und muß wissen, wo und wie sie sich betätigen 
soll. Statt der Eroberung der Macht hat man uns Gewalt ge¬ 
lehrt. Bloße Gewalt kann nur zerstören. Dazu ist Arbeit nicht 
da. Wissen wir doch nicht einmal, was die Macht des Staates 
eigentlich ist, die wir erobern sollen. Das soll anders werden. 
Das wollen wir. 

Vor einer solchen Selbstprüfung hätte die Revolution der 
planlosen Befreiung ihren sozialistischen Sinn verloren, und 
die Möglichkeit des kommenden Weltkrieges wäre auf die 
Stellung des Sozialismus zu den Weltvölkern von Grund aus 
durchdacht worden. 

Da man zu dieser Prüfung nicht gekommen ist, war der 
Marxismus vor dem Kriege innerlich zerweicht wie eine über¬ 
reife Frucht. 

Mit vielen Millionen Anhängern predigte er immer noch die 
alte Revolution, ohne die Revolution zu wagen. Durch den 
Gegensatz von Revisionisten und Radikalen stand er zwischen 
einer unklaren Verflüchtigung seines geistigen Gehalts und 
einer gerade durch die Ungeduld der immer vergeblichen 
Erwartung und den inneren Parteigegensatz besonders auf¬ 
gepeitschten, wütend ins Leere schlagenden Aktionslust seines 
linken Flügels. 

Der heraufziehende Weltkrieg zerquetschte das ganze Ge¬ 
dankensystem, noch ehe er wirklich wurde. Die Partei des grim¬ 
migsten Klassenkampfes flüchtete blindlings in die Friedens¬ 
bewegung, ordentlich erleichtert, daß man wenigstens von 
außen ein neues Ziel erhielt, über das man einig war. 
Daß man jeder weltgeschichtlichen Durchgangsnotwendig¬ 
keit mit kältester . Ruhe ins Auge sieht, ist aber doch 
das mindeste, was der Marxismus verlangt. Gerade das war 
seine große Gabe an das Proletariat gewesen. Gerade das war 
seine eigentliche sozialistische Leistung, als er auf jede or¬ 
ganisatorische Bewährung verzichten ließ. Aber man beging 
diese Todsünde gegen den Geist des Marxismus und verleug- 
nete aus Humanitätsbedürfnis die materialistische Erkenntnis 
der Geschichte. Ja, es wurde wahr, der kreißende Berg der 
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mamstischen Kampfesprophetie gebar das ängstliche Mäus¬ 
chen kleinbürgerlicher Friedenspolitik. Nur der Schein des 
drohenden Protestes wurde gewahrt. Es war aber tatsächlich 
der geistige Bankrott des alten Marxismus, als er mit dem 
rein menschlich gewiß liebenswerten Pathos seiner Friedens¬ 
beschlüsse seine erhabenste Geste annahm und dabei doch 
bekannte: mit der umgestaltenden Praxis des sozialistischen 
Gedankens ist es wegen unserer völligen Ratlosigkeit nunmehr 
ZQ Ende, wir sind für das Prinzip der Erhaltung des bestehen¬ 
den kapitalistischen Staatensystems. 

Und noch ist der Halt nicht wieder gewonnen. Man treibt 
den inneren Organisationsaufgaben für den Wiederaufbau der 
Gesellschaft und dem Kriege so gut wie planlos entgegen und 
klammert sich, ganz Gefühl und gar nicht „wissenschaftliche“ 
Realpolitik, an die blinde Friedenspolitik, unbesorgt um die 
schweren innerpolitischen Folgen in einem durch einen lahmen 
wSozialistenfrieden“ enttäuschten Volke, unbekümmert vor 
allem darum, daß ein Volk, in dem der Sozialismus zur Macht 
kommen soll, auch die Vorbedingungen zur Macht erwerben 
muß, um die mittlere Stütze einer sozialistischen Völkergesell¬ 
schaft zu werden und abgewandt von der eigenen Grund¬ 
einsicht, daß auch eine kriegstechnische Revolution, wie der 
neue Seekrieg, in allen ihren geschichtlichen Folgen anerkannt 
sein muß, ehe ein dauernder Verständigungsfriede überhaupt 
möglicht ist. 

Vielleicht liegt da die Stelle, wo der Marxismus wieder Boden 
unter die Füße bekommt. Was von seiner Verheißung bleibt, ist 
der gefestigte Wille zur Macht in der durch ihn organisierten 
Arbeiterschaft. Der Wille zur restlos klaren Einsicht in die wirk¬ 
lichen Gesellschaftszustände! Der Wille zu einem in dieser 
nüchternen Wirklichkeit möglichen Sozialismus, um die Ge¬ 
samtheit der tätigen Kräfte zu einem gleichmäßig lebensfähigen 
Ganzen durchzugliedern. 

Wo der Wille bleibt, wird der Weg gefunden werden. Aber 
der Marxismus steht noch unter dem Gesetz des schnellsten 
Umlernens, um die vergessene Selbsterkenntnis in vollem Üm- 
iange nachzdholen. 
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Ost- und westliches Gelände. 


I. 


E benso wie Macht sich in Qestaltuns und Umgrrenzung: von 
Menschen bewohnten Raumes äußert, so ist auch die vielfältige 
Bedingtheit politischer und wirtschaftlicher Macht durch die Gestal¬ 
tung des bewohnbaren Raumes deutlich erkennbar. In der Beurteilung 
der zukünftigen Aussichten von Weltstaaten, Staatenbündnissen und 
Einzeireichen werden wir uns, wenn wir klug sind, weitgehend be¬ 
einflussen lassen von dem Ergebnis der Untersuchung, wie weit die 
tatsächliche Gestaltung der politischen Karte mit den Bedingungen der 
tatsächlichen Gestaltung der Erdoberfläche in Einklang gebracht ist. 

Nun ist freilich der Mensch als politischer und wirtschaftlicher Bau¬ 
meister unter Umständen in der Lage, geographische Gegebenheiten 
aufzuwiegen, ja sogar künstlich neue geographische Bedingungen zu 
schaffen. Wir glauben auch als Sozialisten mit gutem Grunde daran, 
daß die Menschheit imstande sein wird, wenn sie nur erst genügend 
reif geworden sein wird, die Zerrissenheit des Erdballs endgültig zu 
überwinden und eine Völkergemeinschaft zu schaffen über die tiefen 
geographischen Trennungen zwischen den Ländern hinweg. Aber 
wir sehen doch, daß diese Aufgaben unendlich schwierig sind, daß 
die Ueberbrückung der Klüfte, die Durchtunnelung der Berge, die 
als Riegel zwischen den Staaten liegen, nur langsam fortschreiten 
können, und daß jeder dieser Fortschritte, wenn er Bestand haben 
soll, unter sorgfältiger Berücksichtigung der realen Gegebenheiten 
unternommen werden muß. Wir wissen, daß^es nicht das glückHche 
Geschenk eines Jahres sein kann, daß die Völker der Erde politisch 
und wirtschaftlich unter einen Hut kommen, sondern daß noch viele 
Generationen von Menschen an der Ueberwindung der Widerstände, 
die diesem Streben sich entgegenstelien, ihre beste Kraft und Klugheit 
werden zerreiben müssen. 

Wenn wir deshalb als nächstes Ziel der sozialistischen Außenpolitik 
die Bildung eines Staatenbundes anstreben, der etwa von der Nordsee, 
der Gstsee, dem Schwarzen Meer, dem Persischen Golf, dem Roten 
Meer und der Linie Nizza—Korsika—Sardinien—Tunis begrenzt ist, so 
werden wir als Sozialisten dieses Zwischenziel nur dann als gerecht¬ 
fertigt betrachten dürfen, wenn wir nachweisen, daß dieser Weg zum 
Endziel führt und überhaupt gangbar ist. Nur wenn es gewissenhafter 
Forschung möglich erscheint, in diesem Gebiet ein Reich aufzurichten, 
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das für einige Zeit Dauer verspricht, werden wir hoffen dürfen, daß 
sich die dem europäisch-vorderasiatischen, nord- und westafrikanischen 
Gebiet angehörigen, außerhalb der genannten Kckpunkte liegenden 
Länder später einmal um diesen Kern wie um einen Mutterkristall 
lagern werden. 


II. 


Dieser Krieg hat gezeigt, daß zur politischen Sicherheit und Freiheit 
eines Volkes gegenüber einem seegewaltigen Gegner in erster Linie 
eine sichergestellte Versorgung mit allen lebenswichtigen Rohstoffen 
gehört. Er hat das mit einer Eindringlichkeit gezeigt, die weit über die 
Wirkungsmöglichkeit der besten wissenschaftlichen Darlegung hin¬ 
ausgeht. Freilich ist es uns gelungen, mit Hilfe aller Künste, die der 
organisatorische Geist spielen lassen kann, über die Not, in der unsere 
Rohstoffversorgung sich befand, hinwegzukommen. Es ist uns ge¬ 
lungen, unsere Volkswirtschaft im Kriege, auf die Erträge unseres 
Bodens und auf unsere normalen Friedensvorräte gestützt, drei Jahre 
lang aufrechtzuerhalten. Zwar war das ein mühseliges, irrtum¬ 
reiches und entbehrungsvolles Unterfangen, aber es ist geglückt. 
Allmählich beginnt nun aber doch, besonders unter der nach¬ 
drücklichen Hilfe unserer Tauchboote, wohl auch in England die 
Einsicht zu dämmern, daß es durch seine mißglückte Spekulation 
auf den Hunger und auf die Blöße der deutschen Bevölkerung sich 
tief ins eigene Fleisch geschnitten hat. Die Waffe, die uns besiegen 
sollte, der Hunger, wird uns retten. 

Daß unsere Gegner also diesmal noch unterliegen werden, obwohl 
wir zum Widerstand gegen das Unternehmen des Wirtschaftskriegs 
durchaus nicht gerüstet waren, darf uns aber nicht daran hindern, für 
die Zukunft Vorsorge zu treffen, damit wir nicht noch einmal in diese 
Lage kommen können. Der „Albdruck der Koalitionen“ wird in Zu¬ 
kunft wieder ein wirksames Leitmotiv unserer auswärtigen Politik sein 
müssen. Auch diejenigen, die da glauben, daß es auf Grund der 
deutschen und österreichischen militärischen Erfolge gelingen könnte, 
eine Bereinigung der in Osteuropa vorhandenen geographischen 
Konfliktslagen zu erreichen, werden damit rechnen müssen, daß auch 
in Zukunft mit der Beseitigung objektiver Kriegsmotive nicht auch 
ohne weiteres die subjektiven Antriebe zum Kriege schwinden werden. 
Daraus ergibt sich die Pflicht, unsere Politik so einzurichten, daß sie 
uns auch gegen törichte, von falsch verstandener Selbstsucht diktierte 
Ueberfälle zu schützen vermag. Dann erst kann das „Ziel der Siche¬ 
rung“ als einigermaßen erreicht gelten. 



Orifinal from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



536 


Ost- und westliches Gelände. 


I 

I 


h 

jj 

Ml 


Digitized by 


Google 


Und ganz ebenso wie mit den Nahrungsmitteln steht es mit unseren 
industriellen Rohstoffen. Wir sind glücklicherweise durch den Er¬ 
findungsgeist der deutschen Ingenieure und Techniker von der Bin¬ 
dung an bestimmte, nicht tn ausreichender Menge beschaffbare Roh¬ 
stoffe durch die Erfindung von Ersatzmitteln befreit Aber auch das 
ist nicht ohne große Arbeit und schwere Opfer erreicht Unsere 
Rohproduktenversorgung während des Krieges war und ist äußerst 
knapp. Sie wird, soweit wir für sie auf das Erzeugnis des deutschen 
Bodens angewiesen sind, nach dem Kriege zweifellos mehr als knapp 
werden. Das Wachstum unserer Bevölkerung wird dafür das Seinige 
beitragen. Für alle diese lebenswichtigen Dinge, für unseren Bedarf 
an Leder, Baumwolle. Kupfer, Wolle, Mangan, Jute usw. usw. war 
aber im ganzen doch so gut wie überhaupt nicht vorgesorgt. 

Für alles das muß Vorsorge getroffen werden, unsere auswärtige 
Politik muß in erster Linie eine Politik der Sicherung gegen die Ge¬ 
fahren zukünftiger aufgezwungener Abwehrkriege werden. Danach 
wird sich unsere Beurteilung aller Bündnispläne, seien sie wirtschaf- 
licher oder politischer Natur, richten, und dabei wird das deutsche 
Interesse dem ausländischen stets Vorgehen müssen. Ebensowenig 
wie wir zur Befreiung aller irgendwie bedrückten Völker verpflichtet 
sind, ebensowenig haben wir die Pflicht, wirtschaftliche Förderer 
aller notleidenden Völker auf unsere eigenen Kosten zu sein. Nach 
dieser Ueberlegung wird sich auch* unsere Beurteilung des Türken¬ 
bündnisses richten. 

III. 

Die Lehren dieses Krieges sind aber, gerade für die Beurteilung des 
Türkenbündnisses, noch reicher. Sie zeigen, daß für die kriegführenden 
Staaten der unmittelbare territoriale Zusammenhang mit ihren Ver¬ 
bündeten von großem, ja unschätzbarem Werte ist. Rußland, isoliert 
durch die Eisbarriere im Weißen Meere, durch die Sundsperre und 
durch die Kanonen am Bosporus, konnte dem deutschen Frfihjahrs- 
angriff von 1915 nur ein ganz kläglich ausgerüstetes Riesenheer ent¬ 
gegensetzen. Die Stellungen der Engländer und Franzosen auf Qalli- 
poli wurden unhaltbar, als über Belgrad-Nisch-Sofia die ersten 
deutschen Riesengeschosse für das Verteidigerheer an den Darda¬ 
nellen eintrafen, u. a. m. 

Die Bedeutung unmittelbaren kontinentalen Zusammenhanges ge¬ 
meinsam kriegführender Verbündeter ist noch gestmgert worden 
durch die unerwartet glänzende Entwicklung der Technik des Tanch- 
bootbaues und der Unterseebootführung, wie sie dieser Krieg gezeitigt 
hat. Diese furchtbarste Gefahr für die Waren- und Truppentrans- 
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Porte kriegführender Staaten ist so verhältnismäßig billig, so an¬ 
spruchslos im Verhältnis von Aufwand an Baukapital und Mann¬ 
schaftszahl zum erreichbaren Erfolge, daß selbst ein kleiner Staat, 
der nie ein Geschwader Dreadnoughts zusammengebracht hätte, zu 
einer furchtbaren Gefahr für jedes auf Nahrungsmittel-, Rohstoff- und 
Munitionszufuhr über See angewiesene Land sich auswachsen kann. 
Dagegen gibt es nur den einen Schutz der Verlegung aller wichtigen 
Transportlinien auf das feste Land. 

Nun muß aber Deutschland, wenn es nicht 2 Jahre nach dem gegen¬ 
wärtigen, hoffentlich bis zum Ende siegreichen Kriege der Willkür 
jedes Unterseeboote besitzenden Staates ausgeliefert sein will, irgend¬ 
wie Gebiete haben, die für seinen Bedarf an Baumwolle, Wolle, 
Getreide, Leder, dem das Land selbst nicht genügen kann, auch im 
Kriegsfälle unbedingt sichere Bezugsquellen darstellen. Die Be¬ 
deutung der Türkei für uns liegt nun darin, daß sie die einzige denk¬ 
bare Landbrücke zwischen den deutschen Kolonien, ev. auch einem 
aus dem britischen Reichsverbande herausgelösten und irgendwie 
anderweitig untergebrachten Aegypten, und unserem Lande darstellt, 
und daß wir bei richtiger Vorbereitung gleichzeitig uns der Hoffnung 
hingeben dürfen, daß sie für einige dieser lebenswichtigen Waren 
selbst eine sichere Bezugsquelle auch in Kriegszeiten darstellen werde. 

Eine mit uns verbündete Türkei ist also eine Bedrohung des Weges 
von London nach Calcutta, eine durch uns gesicherte Türkei ein her¬ 
vorragender Sammelpunkt islamischen Selbst- und Gemeinschafts¬ 
gefühls. 

Auch in anderer Hinsicht noch wäre aber ein Bündnis des deut¬ 
schen Reiches mit der Türkei eine Sicherung gegen künftige an¬ 
griffelustige „herzliche Ententen“: sobald Rußland politisch (also durch 
Bündnis oder Eroberung) Herr an den Dardanellen und am Bos¬ 
porus ist, wäre das Schwarze Meer eine uneinnehmbare Seefestung 
größten Ausmaßes, sobald aber die Türkei im Bunde mit den Mittel¬ 
mächten ist, stellt das zwischen beiden Engpässen der Seehochstraße 
eingeschaltete Marmarameer, wie dieser Krieg so wirksam gezeigt 
hat, nicht nur einen Riegel zwischen England und Rußland, sondern 
auch ein Ausfallstor gegen Odessa und Port Said zugleich dar. Daher 
kann die im Besitze Konstantinopels gesicherte Türkei durch Ge¬ 
währung freier Durchfahrt in Kriegszeiten Rußland von der Seite 
Englands reißen und die anti-britischen Elemente seiner politischen 
Geographie neues Gewicht gewinnen lassen. 

Zu alledem käme aber noch ein weiterer sehr wichtiger Vorzug eines 
Wirtschafts- und politischen Bündnisses der Mächte, die das Mittel- 
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tneer östlich umschließen, mit Deutschland: daß nämlich dieser Bund 
einen s:ewissen Qrad von Sättigung: haben würde. Er wUrde wirt¬ 
schaftlich und territorial ein Gebilde darstellen, das durch gewaltsame 
Angliederungen nur schwächer werden könnte als bisher, das aber 
andererseits einen gegebenen Kern für die freiwillige Ankristallisierung 
der Mächte des westeuropäischen Festlandes darstelien würde. 

Demgegenüber ist die Bedeutung des Landweges von Hamburg über 
Konstantinopel zum Persischen Golf für den Handel für Deutschland 
im Frieden bisher direkt nicht von großer Bedeutung. Und er wird diese 
Bedeutung in normalen Zeiten auch wohl kaum bekommen. Denn nicht 
auf diesem Schienenwege wird einst, wenn überhaupt, das Getreide 
und die Baumwolle Mesopotamiens zu uns kommen, sondern nach wie 
vor zu Schiffe über den Golf von Oman, Aden, Suez, Gibraltar, den 
Aermelkanal; dagegen wird das Produkt Türkisch-Armeniens durch 
die Fertigstellung der Bagdadbahn bis zum gemeinsamen Unterlauf 
des Euphrat und Tigris auf den Seeweg um Arabien abgelenkt werden, 
während bisher der Landweg und anschließend die Donau dafür eine 
gewisse Rolle spielten. 

Wie aber die indirekte Bedeutung des Bündnisses mit der Türkei 
für uns Eleutsche sein wird, für unsere Ausfuhr und Einfuhr, das 
werden wir erst richtig abwägen können, wenn wir gesehen haben, 
welche Bedingungen für die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung dieses 
Landes, das bisher nur einen winzigen Außenhandel aufzubringen 
vermag, als Hemmnisse und Fördernisse in die Erscheinung treten. 
Die bisher erörterten Umstände, insbesondere die Verkehrslage des 
Reiches und unser guter Wille zum Bündnis, genügen dafür allein 
nicht, wenn sie auch nicht vernachlässigt werden dürfen. 


IV. 

Die Türkei ist seit den Friedensschlüssen von Lausanne und Bu¬ 
karest und seit der Annexion Aegyptens ans englische Reich ein geo¬ 
graphisch fast rein asiatischer Staat. Sie trägt seitdem auch wirt¬ 
schaftlich ganz das Gepräge ihrer asiatischen Lage. In erster Linie 
ist sie ein dünnbevölkertes Land; weite Gebiete, der größte Teil 
Arabiens und Mesopotamiens, die größere Hälfte Syriens und weite 
Strecken in Anatolien sind praktisch fast menschenleer. Infolgedessen 
steht auch die Wirtschaft auf einer sehr primitiven Stufe. Sie ist 
in erster Linie Ackerwirtschaft und Viehhaltung für den eigenen Be¬ 
darf. Und es fehlt der Bevölkerung zunächst an jedem Antriebe, Ober 
den eigenen Bedarf hinaus zu produzieren und den Bedarf auf Güter 
zu erweitern, die im Lande selbst nicht gewonnen werden können und 
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daher nur durch Austausch gegen einen UeberschuB von Landespro- 
dnkten erhältlich sind. I>as wirtschaftliche Qieichgewicht, die Neigung, 
im einmal Bestehenden zu verharren, das Mangeln von Antrieben zu 
wirtschaftlichem Fortschritt ist hier nicht weniger ausgeprägt als 
anderswo. Und so ergeben sich für die Umschaffung dieses Qe- 
bietes in einen nach unseren Begriffen und Bedürfnissen modernen 
Wirtschaftskörper ganz erhebliche Schwierigkeiten. 

1. Die Bevölkerung des Landes ist, wie gesagt, außerordentlich 
dünn, und sie wächst nur sehr langsam, zumal da in den Ge¬ 
bieten, in denen das eigentliche türkische Volkstum seinen Sitz hat, 
in Anatolien, die S 3 rphilis als Volksseuche in für unsere europäischen 
Begriffe entsetzenerregendem Maße verbreitet ist. Nun soll hier 
durchaus nicht in das allgemeine Jammergeschrei über den Geburten¬ 
rückgang eingestimmt werden, das in Westeuropa in den letzten 
Jahren Mode geworden ist. Aber es ist sicher, daß eine aufsteigende 
Bevölkerungszahl ein sehr wesentlicher treibender Faktor ist für die 
Ausgestaltung der wirtschaftlichen Verfassung eines Landes, und es 
ist ebenso sicher, daß das in ganz besonderem Maße für noch sehr 
dfinn bevölkerte Gebiete gilt, wie die asiatische Türkei eines dar¬ 
stellt 

2. Dazu kommt aber in diesem Falle noch etwas Besonderes. Die 
Eigenart des türkischen Bodens in Verbindung mit seinem Klima ver¬ 
langt wenn eine wesentliche Ausdehnung der wirtschaftlich nutz¬ 
baren Fläche erfolgen soll, große Bewässerungsanlagen und Verkehrs- 
mittelbauten, zu denen das einheitliche und gleichzeitige Zusammen¬ 
arbeiten großer neuer Menschenmengen nicht nur bei der einmaligen 
\1erstellung dieser Anlagen, sondern auch dauernd bei ihrer Instand¬ 
haltung erforderlich ist Denn in Wirklichkeit ist es ja nicht so in der 
Türkei, daß wir ein fast ganz gleichmäßig, aber allerdings recht dünn 
bevölkertes Land vor uns haben; sondern bestimmte, von der Na¬ 
tur begünstigte Bezirke, Oasenterritorien und Küsten mit mittel- 
meerischem Klima, sind dicht besiedelt und verhältnismäßig intensiv 
bewirtschaftet An besonders giücklich gelegenen Knotenpunkten des 
Handels;' an den alten Kreuzungspunkten der Karawanenstraßen 
untereinander und mit bedeutenden Binnenwasserstraßen an den 
großen Umschlagplätzen des Durchgangsverkehrs vom Lande auf 
das Meer, sind einige große blühende Städte aus den ältesten Zeiten 
erhalten geblieben. Zwischen diese Kulturinseln aber schieben sich 
Meere der Wildnis in allen Abstufungen vom Gebirgswald über die 
Grassteppe zur Felsen- und Sandwfiste, Gebiete, in denen einzelne 
h'omaden kömmerlicb in ewigem Hin und Her ihr Dasein fristen, 
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Herden züchten und je nach der Gunst oder Ungunst des Winters, 
verstärken oder mit einem Schlage fast ganz verlieren. Diesem Meere 
der Wildnis gilt es neuen, an sich guten, früher oft schon intensiv 
bewirtschaftet gewesenen Boden zu entwinden, und dazu sind in erster 
Linie Menschen nötig, die Kanäle bauen, Wildflüsse stauen und däm¬ 
men, Wege aufschütten, Eisenbahnschienen legen und fliegende Dünen 
festmachen, die nackt gewordenen Qelnrge aufforsten, das jährlich in 
der Schneeschmelze vom Hochgebirge herabgerissene Geröll in der 
Ebene beiseiteschaffen und so alle die großen Anlagen in Funktion er¬ 
halten. 

3. Dazu ist aber nicht nur vielfältige Menschenkraft nötig, sondern 
auch der Wille, diese Kraft voll für das Werk einzusetzen. Und da 
liegt eine weitere große Schwierigkeit Denn, wie Aegypten zeigt und 
Tunis und Algier gezeigt haben, ist nicht der Islam in diesen Dingen 
das Hemmnis: Vielmehr liegt eine große Schwierigkeit der Aufgabe in 
ihr selbst und in einer Besonderheit der soziologischen Struktur der 
menschlichen Gesellschaft, die sie hervorgebracht hat Diese soll 
hier um so eingehender besprochen werden, als sie auf das Deut¬ 
lichste die Macht wirtschaftsgeographischer Umstände über die poli¬ 
tische Entwicklung zeigt 

Jedem ist wohl aus der Geschichte bekannt, daß die Gebiete des 
asiatischen Festlandklimas, die in unserer westlichen Geschichte 
überhaupt eine J^olle spielen, also Zentralasien, Persien, Armenien, 
Tibet, Indien, westliches Vorderasien und Syrien, immer wieder im 
Laufe der Zeit Sitze großer Despotien geworden sind. Die Bewässe¬ 
rungsanlagen, die von Aegypten bis hin an die Südgrenze Sibiriens, 
vom Bosporus bis an den Himalaya überall Voraussetzung jeder ausge¬ 
dehnteren Landwirtschaft sind, verlangen in Zeiten, in denen in Ge¬ 
bieten anderen Klimas noch ein wuselndes Neben- und Durcheinander 
kleinster Stämme herrscht eine organisatorische Zusammenfassung 
der Arbeitskräfte ungeheuer großer Menschengruppen. Wo ein Fluß, 
der in der Schneeschmelze riesenhaft anschwillt und in der Trockenzeit 
zusammenschnurrt zu einer Folge elender Pfützen, die Lebensader 
der Landwirtschaft bildet, da ist eine feste Macht, die ihn verwaltet 
und für sachgemäße, also in erster Linie für eine irgendwie sicher 
voraussehbare, Verteilung des Segens Gewähr bietet, die gegebene 
politische Organisation in langen Zeiträumen. 

Diese Despotie hat aber ein besonderes Merkmal darin, daß das 
Interesse des Ganzen gleichzeitig Privatinteresse des E)espoten wird. 
Das kann außerordentliche günstige Wirkungen für das allgemeine 
Wohl haben (z. B. im Zeitalter des aufgeklärten Despotismus in West- 
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europa), das kann aber auch von bedenklichster Wirkung sein. 
Dieser zweite Fall ist nun für den Orient typisch; das private Be¬ 
reicherungsinteresse des Despoten ist sehr groß, da er nur mit Hilffe 
großer Schätze in der Lage ist, die zur Beseitigung seiner Konkurren¬ 
ten um die Despotie erforderliche Macht zu entfalten. Für solche 
Bereicherung ist das Volk das gegebene Objekt, und das beste Mittel 
der Steuerpächter, lieber die Folgen aber, die das System der 
Steuerverpachtung hat, sind alle Historiker nur einer Meinung, Die 
ganze römische Geschichtsschreibung, Macaulays Schilderung der 
Zustände vor der glorreichen Revolution in England, die Chroniker der 
Zeit vor der großen Revolution in Frankreich wissen gar nicht ausführ¬ 
lich und eindringlich genug zu schildern, wie das System der publicani 
zur Aneignung fast alles sichtbar werdenden Einkommens, das über das 
jeweilige soziologisch bestimmte Existenzminimum hinausgeht, durch 
die Zwischenstufen der Steuereinnehmer-Hierarchie führen muß. In¬ 
folgedessen fehlt da, wo dies System herrscht, dem wirtschaftenden 
Individuum jeder Antrieb, über jenes Existenzminimum hinaus Ein¬ 
kommen zu schaffen, und eine jahrhundertelange Gewöhnung ist in 
dieser Hinsicht noch wirksam, wenn das zugrundeliegende System der 
Steuerpächter längst entschwunden ist. Auch hier, wie so vielfach, 
sind die Zustände in Turkestan ein Beispiel dessen, was in der 
Türkei zu erwarten steht. Schon in den sechziger und siebziger 
Jahren haben die Russen bei der allmählichen Vorschiebung ihrer 
Herrschaft dem usbekisch-türkisch-despotischen Steuersystem der 
Verpachtung in Zentralasien ein Ende gemacht. Erst um die Wende 
des Jahrhunderts begann die wirtschaftliche Initiativelosigkeit der 
wirtschaftenden Individuen unter Mithilfe sehr starker anderer euro¬ 
päischer Einwirkungen einer Neigung, über den primitivsten Bedarf 
hinaus zu produzieren, allmählich Platz zu machen. Es ist nicht anzu¬ 
nehmen, daß die Völker der Türkei schneller als ihre zentralasiatischen 
Stammesgenossen die unheilvolle Nachwirkung dieser jahrhunderte¬ 
langen Ausbeutung überwinden werden. Wir mögen ja unsere Wün¬ 
sche an eine möglichst große Beschleunigung des Entwicklungstempos 
dieser sozialpsychologischen Wirtschaftsauffassung hängen, gewiß; 
aber wir dürfen uns durch unsere Wünsche, und seien sie noch so 
lebhaft und berechtigt, den klaren Blick für das tatsächlich in der 
Erfahrung Gegebene und in den allgemeinen Gesetzmäßigkeiten so¬ 
ziologischen Entwicklungslaufs Begründete nicht trüben lassen, wenn 
wir nicht zu bösen Fehlleistungen in unserer auswärtigen Politik 
kommen wollen. 
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4. Zu diesen großen Schwierigkeiten, die einer schnelleren wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung der Türkei infolge ihrer Gebundenheit an die 
geographische Eigenart ihrer Bodengrundlage im Wege stehen und 
typisch orientalisch sind, kommt nun noch ein dem Türken¬ 
reiche eigentümlicher Umstand, der eine weitere Zukunftsschwierig¬ 
keit bedeutet: das ist die Nationalitätenfrage. Die Bevölkerung des 
Reiches besteht nämlich außer aus etwa zur Hälfte Türken und in der 
Diaspora an den kleinasiatischen Küsten lebenden Griechen aus meh¬ 
reren großen, ganz geschlossen wohnenden Premdvöikern, von denen 
ich nur die Armenier, die Kurden, die Syrer und die Araber er¬ 
wähnen will und in deren Wohngebieten die Türken nur eine ganz 
dünn gesäte Beamten-, Militär- und Grundherrenschicht bilden. 

Die Bedeutung der Schwierigkeiten mit den Armeniern und Kurden 
für das Schicksal des türkischen Reiches braucht nicht so sehr hoch 
eingeschätzt zu werden 

Anders steht es aber in dieser Hinsicht mit den Arabern und Syrern. 
Die von ihnen bewohnten Gebiete sind als Uebergangsländer zwischen 
dem Indischen Ozean (bzw, Persischen Golf und Roten Meere) und 
dem östlichen Mittelmeer die eigentlichen Eckpfeiler des osmanischen 
Reichsbaus. Sie umfassen in Mesopotamien, Palästina, Phönizien und 
seinem Hinterhalt, in Hedjas und Yemen schon letzt Landstriche, 
die zu den dichtest bevölkerten und wirtschaftlich blühendsten Gebieten 
des Reiches gehören. Nur wenige Flußebenen und Küstenstriche in 
Anadoli können mit ihnen wetteifern, keiner übertrifft sie. Und wenn 
irgendwelche Gebiete der Türkei eine wirtschaftiiche Zukunft haben, 
so sind es diese uralten Heimatländer der Agrikultur, des Oewerbe- 
fleißes, der edelsten Wissenschaften und Künste. Eine Lösung dieser 
Aufgaben ist also gar nicht abzusehen. 

V. 

Soll also keineswegs verkannt werden, daß es der Schwierigkeiten 
für eine politische Konsolidierung und wirtschaftliche Aufwärtsent¬ 
wicklung der Türkei zahlreiche und schwerwiegende gibt, von denen 
hier nur die allergewichtigsten angedeutet werden konnten, so soll 
doch keineswegs verschwiegen sein, daß diesen Schatten auch helle 
Lichter gegenOberstehen. Auch von ihnen sei im folgenden eine An¬ 
deutung der wichtigsten gegeben. 

1. Die natüriichen Gaben der Türkei sind mannigfach und reich. 
Die Vielfältigkeit des Klimas in dem Lande, das sich vom 13. bis zum 
43. Grade nördlicher Breite erstreckt, das am pontischen, mittel- 
meerischen, tropischen, am Festlandsklima der Ebene und der Hoch¬ 
gebirge und am Wüstenklima Anteil hat, begünstigt Kulturen, die sich 
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gegenseitig: ergänzen. Die Gliederung der anatolischen Küste, die 
große Länge der Meeresküste im Verhältnis zur Landmasse begünstigt 
ebenso den Verkehr wie die beiden riesenhaften Adern des Euphrat 
und des Tigris, deren gemeinsames Endstück, der Schatt-el-Arab, 
schon beinahe einen Meeresarm bildet. Das Relief des Landes zeigt 
alle Abstufungen zwischen Schwemmtälern, Wüstensand und Ur- 
gebirge. Der Boden ist chemisch reich und seit Jahrhunderten, abge¬ 
sehen von den Gebieten, in denen sich die früher allgemeine dichte 
Besiedelung gehalten hat, geschont. Gelingt es, Wasser und Arbeit 
zu beschaffen, so muß sich ein Paradies von Pruchtbarkeit erschließen 
lassen. 

2. Die Türkei kann, ohne Rücksicht auf ihr Schicksal in diesem 
Kriege, sicher sein, daß die großkapitalistischen Nationen nach diesem 
Kriege mit noch viel größerem Eifer als bisher bestrebt sein werden, 
die wirtschaftlichen Gaben des Landes zu entwickeln. Schon jetzt 
ist Ja in mehrfacher Beziehung der Anfang dazu gemacht. Dem Bau 
der anatolischen Bahnen folgte der der Hedjasbahn von Aleppo nach 
Mekka aus freiwilligen Beiträgen des islamischen Volkes aller Stämme, 
und auch von der Bagdadbahn sind bereits große Stücke im Betrieb. 
Der Straßenbau ist reichlicher und besser geworden; Postverbin¬ 
dungen und Telegraphen überspinnen mit ihren Netzen das Reich 
immer dichter. Ebenso sind die Anfänge eines Bankwesens erfolg¬ 
reich eingerichtet, die Gr,ündung guter Schulen, besonders durch 
umfangreiche missionarische Tätigkeit gespeist, hat große Fort¬ 
schritte gemacht, usw. usw. All das sind Keime, die in Zukunft auf¬ 
gehen und deren Schößlinge von allen Seiten eifrigste Pflege erfahren 
werden. Denn die westeuropäischen Exportstaaten werden nach dem 
Kriege einer wirtschaftlichen blühenden Türkei als eines Lieferanten 
von Rohstoffen (Wolle, Baumwolle, Häute und Felle, Petroleum, Erze) 
und eines Abnehmers ihrer Ausfuhrware sehr bedürfen; und sie werden 
deshalb ihr Bestes für die Entwicklung des Landes tun. nicht aus 
Menschenfreundlichkeit, sondern in wohlverstandenem Eigennutz und 
ohne Rücksicht darauf, wem die Türkei in politischer Freundschaft 
verbunden sein wird. 

3. Schließlich aber bleibt das alles nutzlos, wenn die Türken und die 
anderen Nationalitäten der Türkei nicht selbst Träger der höheren 
Wirtschaft zu werden fähig sind. Auch in dieser Hinsicht darf man, 
trotz aller Vorsicht, doch im Endergebnis günstiger Meinung sein. 
Denn dieser Krieg hat einmal eine Lebenskraft, eine Anpassungsfähig¬ 
keit, eine Tüchtigkeit der Bevölkerung gezeigt, die zu dem Elendsbilde 
stumpfsinnigen Vegetierens, das man uns so lange Jahre hindurch 
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täglich in westlerischen Blättern entgegenieitartikelte, «rar nicht passen 
will Sodann aber liegt in dem gegenwärtigen Kriege hier wie bei uns 
neben großer zerstörerischer doch auch eine ungeheure konstruktive 
Wucht. Wie der Krimkrieg in Rußland die erste Morgenröte euro¬ 
päischen Denkens in die bis dahin asiatische Intellektuellengesellschaft 
strahlen ließ, so wird auch auf das Türkentum dieser Krieg äugen- 
öffnend wirken. Er wird den Idealisten am Bosporus die Hohlheit der 
englisch-französischen Fassadenwirtschaft und die Tragkraft mittel¬ 
europäischer sozialistischer Organisation zeigen; er wird den Türken 
klarmachen, daß die Zukunft der Türkei liegt in dem, was sie bis 
jetzt am Leben erhalten hat: in den Muskeln ihrer Bauern, in der 
Fruchtbarkeit ihrer Frauen, im Lehm ihrer Flußtäler und in den 
Quellen ihrer Gebirgsbäche. Ein günstiges Omen dessen ist die 
rasche Entschlossenheit, mit der die Türkei ganz zu Anfang des Krie¬ 
ges bereits die blutsaugerische Institution der Kapitulationen be¬ 
seitigt hat. — 

Wenn wir dies alles gegeneinander abwägen, so werden wir za 
folgender Gesamtanschauung über ein deutsch-türkisches Bündnis 
kommen: 

1. Das Bündnis hat, mögen wir es nun wirtschaftlich oder politisch 
betrachten, einen großen Teil seiner Aussichten für uns nur dann, 
wenn es ein Glied ist eines Systems von Bündnissen, das das öst¬ 
liche Mittelmeer so weit umgreift, daß es dadurch dem Charakter 
eines Binnenmeeres dieses Bundes sich so weit nähert, wie etwa 
heute das Schwarze Meer ein russisches, das Gelbe Meer ein japa¬ 
nisches, die Caribbean Sea ein Binnenmeer der Vereinigten Staaten 
ist. Denn die wirtschaftliche und militärische Bedeutung des Bundes 
als einer Rückversicherung gegen eine Wiederholung des Versuches 
eines Wirtschaftskrieges gegen uns beruht auf dem territorialen Zu¬ 
sammenhänge der Bundesglieder. 

2. Gleichzeitig hat dies Bündnis aber vermöge der Brückenlage 
der Türkei die Bedeutung einer Rückversicherung gegen englische 
Angriffe überhaupt. Es wird dazu beitragen, in England das Bewußt¬ 
sein seines Westeuropäertums vielleicht doch noch einmal zu er¬ 
wecken; jedenfalls wird es ein England, das aus diesem Kriege nichts 
lernt, hindern, mit europäischen Interessen in blindem Egoismus noch 
einmal Schindluder zu treiben. 

3. Auch auf die bisher traditionell angreiferische Stellung Rußlands 
gegen Mitteleuropa wird dies deutsch-türkische Bündnis dämpfend 
wirken. Bisher galt die russische Politik in Europa, auch wo sie den 
Umweg über Danzig und Lemberg einzuschlagen versuchte, einzig 
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dem Ziel, militärisch über die Dardanellen und den Bosporus zu 
herrschen, um so auch in Kriegszciten das südrussische Getreide sicher 
aufs Jreie“ Mittelmeer bringen zu können. Diese Möglichkeit wird 
Rußland, wenn es jetzt endgültig aus dem Westen zurückgedrängt 
wird, durch von Deutschland garantierten Vertrag mit der Türkei 
sichert werden können. Denn eine in Mitteleuropa rückversicherte 
Türkei wird in diesem Vertragsverhältnis kein gefährliches Unter¬ 
fangen zu sehen brauchen. Damit aber wird Rußland gleichzeitig zu 
einer Rückversicherung Mitteleuropas gegen England. 

4. Die wirtschaftliche Bedeutung des Bündnisses mit der Türkei für 
Deutschland liegt aber ganz in der Erfüllung gewisser Bedingungen, 
die gegenwärtig noch nicht gegeben sind, beschlossen. Wenn unter 
sorgfältiger Schonung der Eigenart der Bevölkerung der Türkei, unter 
Respektierung ihrer Vergangenheit, unter gewissenhafter Beachtung 
der zahlreichen und weittragenden natürlichen Bedingungen, die aus 
der geographischen Beschaffenheit des Reiches entspringen, mit Auf¬ 
opferung und Ausdauer bestimmte Fähigkeiten europäischer Technik 
(Seuchenbekämpfung, Agrikulturchemie, Forstwirtschaft, Bewässe¬ 
rungsbauten, Verkehrsanlagen aller Art, Kreditorganisation) auf die 
Türkei übertragen werden, dann werden wir dem reichen Lande und der 
tüchtigen Bevölkerung vorwärtshelfen können. Und dann werden wir 
auch, als Bezugsland für Rohstoffe und als Ausfuhrland für Fabrikate, 
wirtschaftlichen Nutzen aus dieser Entwicklung über das Maß der 
friedensichernden Wirkung des Bundes hinaus wohl erwarten dürfen. 

EMIL KRAUSE: 

Ein Stück Schulreform in Hamburg. 

V OR etwa vier Jahren legte der Hamburger Senat der Bürger¬ 
schaft (das ist das Parlament des Bundessfon/s Hamburg und 
zugleich das der Stadt Hamburg) eine Vorlage vor, nach der in Ham¬ 
burg eine Universität errichtet werden sollte. Das ausgezeichnet aus- 
zebaute öffentliche Vorlesungswesen Hamburgs, eine Reihe hoch- 
entwickelter wissenschaftlicher Institute und das vor etwa einem 
Jahrzehnt ins Leben gerufene Kolonialinstitut mit seinen zahlreichen 
Lehrstühlen und Seminaren für Auslandskultur sollten zu einer Hoch¬ 
schule zusammengefaßt werden, die außer der theologischen und 
medizinischen alle Fakultäten einer deutschen Universität aufweisen 
sollte. Die Vorlage fand in der Bürgerschaft eine sehr geteilte Auf¬ 
nahme, Während eine starke Minderheit bedingungslos dem Senats- 
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antrag: zustimmen wollte, lehnte die Mehrheit die Schaffung einer 
Universität ab und beschloß einen Ausschuß niederzusetzen, der die 
Frage des Aushaus des Kolonialinstituts prüfen sollte. Diese Mehrheit 
setzte sich namentlich aus der Rechten der Bürgerschaft und der 
sozialdemokratischen Fraktion zusammen. Während die Rechte in 
erster Linie die hohen Kosten, die die Schaffung und Erhaltung einer 
Universität verursachen würde, als Qrund für ihre Ablehnung angab, 
erklärte der Redner der sozialdemokratischen Fraktion, daß diese an 
der Form der geplanten Hochschule, deren Besuch ein Privileg der 
Besitzenden sein werde, Anstoß nähme, und daß sie, bevor man über¬ 
haupt an eine Universitätsgründung gehe, erst eine gründliche Reform 
des auf dem Grundsatz der Standesschide auf gebauten hambttrgischen 
Schulwesens fordern müsse. 

In den anderthalbjährigen Aasschußarbeiten hatte der Plan der 
Weiterentwicklung der hamburgischen wissenschaftlichen Einrich¬ 
tungen dann allmählich eine sehr erfreuliche Wendung genommen. Die 
an den Beratungen teilnehmenden Senatskommissare zeigten erkenn¬ 
bare Neigung, nicht auf dem Plan einer zünftigen, hergebrachten 
Universität zu bestehen, sondern unter der Voraussetzung, daß die 
Kosten dafür von Hamburg zu erschwingen waren, eine Art Doppel¬ 
anstalt zu konzedieren, die Lehr- und Forschungsinstitut sein sollte 
und in deren Seminaren, die dem Forschungsinstitut angegliedert 
würden, sich Hörer ohne Abiturientenexamen wissenschaftliche EUl- 
dung aneignen könnten. Auch einem akademischen Stadium der 
Volksschuüehrerschaft in diesen wissenschaftlichen Seminaren zeigt 
man sich geneigt. Es blieb noch die Frage der Reform des übrigen 
Schulwesens. Da machte der Krieg allen solchen Plänen ein jähes 
Ende, denn niemand dachte daran, sie angesichts der beträchtlichen 
Kosten, die ihre Verwirklichung verursachen würde, bei der Unsicher¬ 
heit der Lage weiter zu verfolgen. Und das neue Unterrichtsgesetz, auf 
das Hamburg seit mehr als einem Jahrzehnt lauert und das in den 
beteiligten Behörden und im Senat durchberaten war, blieb ebenfalls 
vorläufig unerledigt. Man wollte die Lehren des Kriegs abwarten, 
denn man sah auch in den Behörden ein, daß die Erfahrungen dieser 
Zeit zu grundstürzend seien, um bei einer Neuregelung des gesamten 
Schulwesens unberücksichtigt zu bleiben. 

Inzwischen zwang nun jedoch ein Umstand plötzlich, sich dennoch 
mit einer sehr bedeutsamen Frage der Schulreform zu befassen. Das 
Wort „Freie Bahn allen Tüchtigen!“ hatte wie in Frankfurt a. M. 
und einigen anderen Städten einen fortschrittlichen BOrgerschafts- 
abgeordneten, VolksschuUehrer von Beruf, zu der ungeheuren Kühn- 
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heit veranlaßt, in der Bürgerschaft die Errichtung von Förderklassen 
an zwei höheren Schulen Hamburgs zu fordern, die begabten Volks¬ 
schülern den Uebertritt in die höheren Schulen erleichtern sollten. 
Die pädagogisch und schulpolitisch sehr fortschrittlich gerichtete 
Volksschullehrerschaft Hamburgs, die wie die sozialdemokratische 
Partei Deutschlands grundsätzlich die Einheitsschule fordert, war ent¬ 
setzt über den Antrag ihres Berufskollegen. Sie wandte sich in der 
pädagogischen Presse und in einigen Tageszeitungen, auch im Lehrer¬ 
verein wie im Verein der Rektoren mit großer Einmütigkeit schärf- 
stens gegen die Schaffung von Förderklassen, in denen sie eine Art 
unheilvoller Presse und ein Hindernis für die Einführung der Einheits¬ 
schule erblickte. In der Bürgerschaft beantragte die sozialdemokra¬ 
tische Fraktion, die sich gänzlich auf den Standpunkt der Volksschul¬ 
lehrerschaft stellte, dann Beratung des fortschrittlichen Antrags in 
einem Ausschuß, und die Bürgerschaft stimmte dem zu. 

Im Ausschuß ließen es die beiden sozialdemokratischen Mitglieder 
dann nicht bei einer negativen Kritik des fortschrittlichen Antrags 
bewenden, sondern sie forderten an Stelle der Einrichtung von ein paar 
in ihrer Wirkung höchst fragwürdigen Förderklassen für wenige 
begabte Volksschüler, die dann sozusagen die Konzessionsschulzens 
der höheren Volksschulen hätten werden können, einen Ausbau der 
Volksschule selbst und damit Schaffung einer organischen Verbindung 
von Volksschule und höherer Schule. 

Die Hamburger Volksschule ist dem bestehenden Unterrichtsgesetz 
nach siebenklassig. Je nach Bedarf ist ihnen aber als achte Klasse 
eine Selekta aufgesetzt. Die Entwicklung hat dahin geführt, daß heute 
nahezu jede Volksschule — Knaben- wie Mädchenschule — aus zwei 
nebeneinander laufenden Zügen besteht, die dann regelmäßig in einer 
Selekta zusammenfließen. Dadurch ist die Hamburger Volksschule 
achtklassig geworden. Ihr Lehrplan ist mindestens der der preußischen 
Mittelschule, ja er steht in vielem erheblich darüber. In den Knaben¬ 
schulen ist das Englische vom sechsten Schuljahr an obligatorisch, 
das Französische vom siebenten Schuljahr ab fakultativ. Eine Mittel¬ 
schule kennen wir in Hamburg nicht. 

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Ausschusses stellten nun 
den Antrag, die Volksschule so auszubauen, daß ihr nach dem fünften 
Schuljahr ein neuer vierklassiger Zug angegliedert würde, der zwei 
fremde Sprachen als Pflichtfächer hat und dessen übriger Lehrplan 
so ausgebildet und dem der höheren Schulen so angeglichen werden 
soll, daß der Uebertritt der Zöglinge der obersten Klasse in die Ober¬ 
sekunda der Oberrealschule möglich ist. Dieser Uebertritt wird er- 
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reicht durch Aufnahmeprüfung an der höheren Schule und gewährt 
gleichzeitig die Berechtigung zum EmläHrig-FreiwüUgendienst. Zög¬ 
linge der obersten Klasse, die nicht zu einer höheren Schule über¬ 
treten wollen, können die Berechtigung zum Einiährigendienst er¬ 
werben durch Ablegung einer Prüfung vor einer Kommission, ehe sie 
das 17. Lebensjahr vollendet haben. Weiter sollen die Zöglinge der 
obersten Klasse des neuen Volksschulzuges die Berechtigung zur 
Aufnahme in die höheren Fachschulen, wie Kunstgewerbeschule, Bau- \ 
gewerbeschule und Technische Staatslehranstalten, haben. Das sind | 
alles Berechtigungen, die die preußische Mittelschule heute hat, die 
in Hamburg — vorbehaltlich der Zustimmung der zuständigen Reichs¬ 
behörden, woran aber bei entsprechender Ausgestaltung füglich nicht 
gezweifelt werden kann — aber dann die in dem neuen Zug zu einer 
neunfdassigen Anstalt entwickelte Volksschule erhalten würde. Die 
Hamburger Volksschule würde fürderhin damit aus einer achtklassigen 
uttd einer neunklassigen Anstalt bestehen, die eine fOnfklassige ge- , 
meinsame Grundlage haben. Zwischen ihr und der höheren Sehnte 
würde nicht der Fremdkörper einer weiteren Standesschule, etwa 
eine Mittelschule, stehen, sondern der Begabte würde über die nenn¬ 
stufige Volksschule direkt in die Oberrealschule oder in die höheren 
Fachschulen gelangen können. Erzidiungsbeiträge und Schulgeld¬ 
freiheit sind vorgesehen. 

Das ist gewiß nicht die Einheitsschule. Aber ganz ohne Frage ein 
Schritt der Entwicklung zu ihr hin. Und ein Weiteres konnte be! 
dieser Gelegenheit nicht verlangt und nicht erwartet werden. Dazu 
reichte das Mandat des Ausschusses nicht aus. Aber indem der Aus¬ 
schuß einstimmig dem sozialdemokratischen Antrag zustimmte und 
gleichzeitig die baldige Vorlegung des neuen Unterrichtsgesetzes ver¬ 
langte, von dem er die Schaffung einer „organischen Einheit“ im 
Hamburger Schulwesen wünscht, bewies er, daß es ihm ernst ist 
mit einer grundlegenden Schulreform. Und die Bürgerschaft unter¬ 
strich diese Stimmung, indem sie den Ausschußvorschlägen eben¬ 
falls ohne jede Debatte einhellig zustimmte. 

Die Hamburger Tagespresse, soweit sie sich in schulpolitischen 
Dingen bisher rückständig zeigte, hat diese Entwicklung sichtlich mit 
Kümmernis aufgenommen. Vor der Beratung im Plenum der Bürger¬ 
schaft meinte sie: die unklaren Ideen des Ausschusses würden wohl- 
Anlaß zu ausgiebiger Unterhaltung bieten. Daß die Bürgerschaft ihr 
diesen Gefallen nicht tat, sondern das Reformwerk glatt akzeptierte, 
verschlug ihr die Sprache, so daß sie die Annahme der AusschuB- 
anträge mit keinem Wort besprach. Um so freudiger wird die Arbeit 
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des Ausschusses von der fortschrittlichen Volksschullehrerschaft 
Hamburgs begrüßt Sie sieht in der Schaffung einer organischen 
Verbindung zwischen Volksschule und Höherer Schule ein ver¬ 
heißungsvolles Stück Schulreform, auf dem sich weiterbauen läßt 
Daß das geschehen wird, dafür wird mit der Volksschullehrerschaft 
die Sozialdemokratie Hamburgs sorgen. 


ERICH TROSS: 

Sozialistische Feldgedanken. 


I. 


E ine Mannschaftskantine unter freiem Himmel, nicht weit hinter 
der Front, nimmt mich auf. Hoch über uns hören wir Flieger 
kreisen, gegen deren Sicht uns die hohen Bäume decken, durch die 
die Sonnenstrahlen des ersten Frühlings zitternd brechen. Sie 
huschen über die schmutzig-verbräunten Gesichter meiner Kameraden. 

Man kommt von der Front, geht zur Front. Ein kurzes Aufatmen 
im Riesenbetrieb des Stellungskrieges ist diese Kantine. Gleich 
drüben duckt sich der Dorfweg schmal und tief, beginnt der Lauf¬ 
graben, in dem das Leben Tag und Nacht nicht ausgeht. 

Hoch über uns kommen in hohem Flug, mit einem Ton, wie über¬ 
natürlicher Raubvögel pfeilschnelles Flügelrauschen, die Granaten 
von der Front herüber. Irgendwo im Dorf klatschen ein paar Ziegel 
laut auf die Straße, vom Luftdruck mitgerissen. Keiner hört darauf. 

Ich lehne mich zurück, schaue über das flackernde Spielen der 
Sonnenstrahlen über den Tischen, über das laute Sprechen der Kame¬ 
raden. Hier kann man ein wenig ausruhen, hier kann der Sinn, der 
draußen stets gefangen ist vom täglich stärken Erleben, ein wenig 
in sich versinken, ein wenig nachdenklich werden. So wie einst im 
gemütlicheren Anfang des Stellungskrieges, wo man sich in dienst¬ 
freien Stunden in haibausgehobene Seitengräben legen und hinauf¬ 
schauen konnte in den tiefblauen Himmel und, den Wolken nach¬ 
sehend, einmal den längst der stillen Einsamkeit des Denkens ent¬ 
wöhnten Geist seine reflektierenden Bahnen ziehen lassen konnte. 

Ich sehe hinüber und doch mit dem das Verborgene öffnenden 
Tiefenblick der nachdenklich-träumerischen Stunde in die Gedanken 
und Gefühle meiner Kameraden hinein. Welche Freuden und Sorgen 
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tnösen sie in jenen fernen Tagen, als noch Friede war, gehabt haben? 
Was mag damals ihrem Leben Inhalt gegeben haben? Wenn es 
hoch kam, war es Liebe und Sorge für Frau und Kind ... In den 
kleinen Freuden und Mühen des Friedensalltags waren sie ganz be¬ 
fangen. Wer spricht jetzt noch von der Heimat? Ich höre ein wenig 
ihren Gesprächen zu. Nicht einer! Die dort hinten in der Heimat 
führen ja doch ihr eigenes, so ganz anders belastetes Leben weiter; 
wir sind ihnen so fremd geworden! Diese Leute vor mir, die aus 
ungeheueren Kämpfen kommen, wissen, daß sie in noch ungeheuer¬ 
lichere Kämpfe gehen werden. Sie wissen es, sprechen darüber, 
planen, sind mit dem letzten Gedanken eingeordnet in den unge¬ 
heueren Organismus dieses Volkes in Waffen. So sehe ich in dieser 
nachdenklichen Stunde das Wunder dieser Zeit Vor Jahren alle 
noch Einzelmenschen, mit nichtigen, doch so wichtig genommenen 
Einzelsorgen, unbekümmert aneinander vorbeistrebend nach persön¬ 
lichster kleiner Lust; nun Glieder, nun alle gehörig zum riesenhaften 
Organismus des Volksheeres ... Ich sehe, mit einem Blick das Bild 
vor mir umfassend, hier an der Stelle, wo sich das Frontleben bricht 
sammelt und erholt das unglaubliche Wunder der Zusammenfassung 
von Millionen auseinanderstrebenden Einzelmenschen zu einem Ziel, 
der Sozialisierung durch den Krieg. 

II. 

Wenn ich draußen in der Stellung nachts einsam auf Wache stehe, 
aufmerksam lauschend, ob nicht gerade der vereinzelte Schuß, der 
eben hallend das Tal durchklingt, das Zeichen für einen Feuerfiber¬ 
fall unserer Mitbrflder von drüben ist, geschieht es manchmal — und 
hier, in der Ruhe der Kantine, steigt es wieder in mir auf —, daß ich 
hinter mir, wie einen sich immer weiter ausbreitenden Fächer, meine 
Kameraden, meine Kompagnie, und weiterhin die «ganze Front das 
ganze Vaterland stehen fühle und die ganze Großartigkeit dieses 
aktiven Eingeordnetseins meines Ichs empfinde. Und doch, wenn 
ich dann meinen eigenen Gedanken nachgehe, die keiner noch in 
dieser Färbung jemals gedacht, mein Leben durch meinen eigenen 
Körper rinnen fühle, mein besonderes, keinem fremden Menschen 
offenes, eigengewachsenes und eigenartiges seelisches Leben ver¬ 
spüre, die Frucht der tausend Einsamkeiten meines Lebens: dann 
stemmt sich doch mein Persönlichkeitsgefühl ein wenig an gegen 
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den großen Strom der Kriegsgemeinsamkeit, der uns auf seinem 
Rücken trägt, wohin er will, dann regt sich der Feind des Kriegs¬ 
sozialismus: das Selbstgefühl der Einzelpersönlichkeit. 

Denn das haben wir, die wir mit offenen Augen unsere Schützen¬ 
grabenzeit durchleben, alle gelernt: der schlimmste Feind des prak¬ 
tischen Sozialismus, der sozialistischen Zusammenfassung der Einzel¬ 
kräfte, zu welchem Zweck es auch immer sei, ist nicht der Kapitalis¬ 
mus, die Reaktion — das sind nur Folgeerscheinungen —; der eigent¬ 
liche Feind ist der Individualismus, die übertriebene Wertung der 
Einzelpersönlichkeit, die in jedem Menschen der Vorkriegszeit steckt; 
der Individualismus in der höchstgesteigertsten Form, die er unmittel¬ 
bar vor dem Kriege erreicht hatte. 

In welcher seelischen Verfassung überraschte uns denn der Krieg? 
Millionen von Menschen, einander allerdings lächerlich ähnlich, nur 
in einzelne Typen geschieden, führten ein Leben ganz für sich, 
strebten jeder nach seiner persönlichen kleinen Lust, jagten nach Geld, 
kosteten ihr Leben, das sie andererseits ängstlich zu hüten bestrebt 
waren, fieberhaft aus, reichten sich nie zu gemeinsamem Tun die 
Hand, wenn nicht der Vorteil jedes einzelnen es gebot. Da kam der 
Krieg, riß die Menschen zusammen in zwei große Heerlager, frug 
nicht nach den persönlichen Sonderwünschen und Strebungen des 
einzelnen und tötete den Individualismus in praxi mit einem Schlag. 


III. 


Wenn ich hier meinen Dienst tue im großen Getriebe des Krieges, 
nicht wie einst für mein Ich sorgend, das der nächste Wind verweht, 
sondern eingeordnet in ein Geschehen von heute noch unfaßbarer 
Größe, selbst weit über meine Persönlichkeit hinaus aktiv, im histo¬ 
rischen Geschehen verankert, höre ich oft den unterirdischen Strom 
des Werdens rauschen. Denke hinüber in kommende geahnte Zeiten 
und versenke mich in Vergangenheiten. Ich sehe den Individualismus 
wachsen bis zu jener äußersten Zersplitterung der Menschheit in kaum 
noch durch wenige selbstlose Bande zusammengehaltene Einzelwesen 
vor dem Krieg. 

Wenn ich wissen will, wie es dazu kam, wenn ich die ganze Ent¬ 
wicklung des Individualismus verstehen will, muß ich hinabsteigen 
in die Jugendzeit der germanisch-romanischen Völker, in das Mittel- 
alter. In jene Zeiten, wo Denken und Bewußtsein des Menschen noch 
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den tiefen Schlaf des Ungeborenseins schliefen, wo — für uns spätere, 
an so viel schärferes Licht gewöhnte Augen — öas schwarze Tuch 
der Dumpfheit über den Köpfen gebreitet lag, wo wenige, von einer 
toten Kultur, der Antike, überkommene Denkformen, ganze Völkeir 
in ihrem Banne hielten. Ehe der Mensch jedoch seiner selbst bewußt 
wird, ehe er sich denkend und sich, die Augen reibend, lostrennt von 
der Allgemeinheit, ist er nicht einzelne Persönlichkeit, ist er Glied 
der großen Masse. Doch diese Menschen sind näher der Mutter 
Erde, der sie entstammen, dem ganzen organischen Leben; ein tiefes 
Fühlen und Ahnen ist in ihnen. Wie sind sie mit der Natur ver¬ 
knüpft; das Volkslied stammt aus dieser Zeit! Und auch ein tief¬ 
innerliches, instinktives Wissen von ihrer Gemeinsamkeit, das Gefühl 
der All-Einheit, das urreligiöse Empfinden hält sie umschlungen: 
gedanklich in die von der Antike ererbte Form des Christentums, 
praktisch in die einfach-kindliche, anthropomorphe Vorstellung der 
Allvaterschaft Gottes und in den volkstümlidien Marienkult gekleidet. 
Doch wie oft wird diese Form von der Ursprünglichkeit des Empfin¬ 
dens gesprengt! Der mysitische Pantheismus ist das urreligiöse Gefühl 
in reinster Form! Alle aber waren eine große Gemeinde Gottes, 
trotz aller Rauflust und Fehdefrende fühlt man sich als eine einige 
Christenheit, schließt man sich auch aktiv zusammen zu jenen wunder¬ 
vollen Kirchenbauten, in denen Millionen von Einzelmenschen in 
vielen Generationen ihr stets sich gleichbleibendes Gottesgefühl zu 
einem himmelhohen Händefalten gestalten. 

Hinter unserer Vogesenstellung im blauen Dunst der Ebene größt 
an klaren Tagen das Münster von Straßburg herüber, grüßt mich die 
vorindividualistische Zeit! 

Auf sie folgte die Renaissance ... Es war den Menschen wie ein 
Erwachen, ein Abstreifen schwerer Bande von ihrem Geiste. In der 
Schule der nun wieder in ihrem ganzen Reichtum erschlossenen 
Antike erwacht der Intellekt. Man denkt: man denkt auch über sich 
selbst nach: so entsteht das Bewußtsein. Im Spiegel der Selbstreflexion 
erkennt der Mensch seine Eigenpersönlichkeit. Zunächst wurden die 
überlieferten Denkformen zerbrochen, am Dogmatismus des Katholi¬ 
zismus gerüttelt. Dann ging man immer weiter . . . 

Wieviel haben wir dem Individualismus zu verdanken! Jeder gei¬ 
stige Fortschritt entsteht dadurch, daß ein einzelner, einsamer Mensch 
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sich der Allgemeinheit gegenüberstellt, sich losreißt von überkom¬ 
menen Banden, sich seiner Selbstherrlichkeit bewußt wird und ein 
Neues an des morschen Alten setzt. Der Individualismus steht unter 
den für den Fortschritt der Menschheit wichtigsten treibenden Kräften 
mit an erster Stelle. 

Doch langsam stirbt in der Nüchternheit des Denkens das tiefe, 
ursprüngliche Gefühl, stirbt auch vor der Stärke des individualisti¬ 
schen Sonderdenkens das Ahnen der Allgemeinsamkeit. Noch der 
junge Goethe suchte im 18. Jahrhundert die beiden Welten des Indi¬ 
viduell-Gedanklichen und des Gefühlsmäßig-Urreligiösen zu vereinigen? 
er liebte das Volkslied, er deutete Spinoza im Sinne eines erfühlten 
Pantheismus um. Das 19. Jahrhundert aber brachte die große 
Nüchternheit, die größten Denkerfolge, den Materialismus, den Sieg 
des rücksichtslosen Kapitalismus und die Verelendung der Masse. 
Das Geistige und das Wirtschaftliche greift ineinander: der Mensch 
des 19. Jahrhunderts ist sich innerlich selbst genug und daher auch 
wirtschaftlich Egoist; in der kühlen Einsamkeit des nicht mehr ge¬ 
hemmten Denkens greift sein Egoismus nach den höchsten materiellen 
Erfolgen und stößt damit mittelbar andere ins Elend. 

Schneidend kalt wehte der Wind des reinen Individualismus über 
die Erde. 


IV. 


Nun aber sind wir im Krieg. 

Nie spürt man im Felde so sehr die Ewigkeit, in die man hier mit 
allem Tun, mit Leben und Sterben zu tiefst verankert ist, als des 
Nachts, wenn ein gespenstig hellgrauer, weiter, unendlicher Himmel 
sich über uns wölbt, der Lärm des Tageskampfes schweigt und die 
l)eginnende Ruhe innen und außen uns so recht zeigt, wie sehr wir 
Kinder der Unendlichkeit geworden sind. Gar oft gehen die Ge¬ 
danken zurück in die Tage des Friedens. Waren auch wir Jüngsten 
damals wirklich ganz im Bannkreis des Individualismus befangen? 

Alte Jugenderinnerungen tauchen auf. Ich denke zurück an die 
Tage, als ich noch im Schwabenland ein Bub war, Sommers mich 
einst bei meinem Heimatort im Bade, vom dunklen, kühlen Neckar, 
zum seidig-sonnenüberglühten Himmel hinaufsehend, zwischen hohen 
Bäumen flußabwärts treiben ließ. Und plötzlich, mit einem tiefen 
Ahnen meines Blutes, nicht vollbewußt, verspürte, daß ich dieser 
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zanzen blähenden, bunten, vielfältizen Welt mit allen Fasern meines 
Seins zehöre, daß ich ihr Kind, ihr Teil bin. Ich weiß noch: jubelnd 
warf ich mich im Wasser herum, schwamm stromauf, ranz mit den 
Wellen, die mich nmspülten, und wußte, was Leben heißt! Ein Ahnen 
vom Qleichklanz alles Seins, ein zeheimes Wissen um die tiefinner¬ 
liche Verwandtschaft aller Wesen hat mich seither nie mehr ver¬ 
lassen. Entstehen und Gebären, Liebe, Glück und Höhepunkt, Ver¬ 
gehen und Wiederauferstehen in immer neuer Gestaltnnz ist allQber- 
all . . . Nirzends ist Tod, nur die Form wandelt äch ein wenig, 
das Leben aber ist ewig . . . 

Wir Jüngsten haben ja alle ähnlicbes erlebt! ln unserem Innern 
waren wir mit dem geistigen Erbe unserer Väter nie recht zufrieden. 
Es ließ uns so kühl! 

Ich erinnere mich auch seltsamer Stimmungen späterer Tage, die 
mich an den Lebensauffassungen, die mich rings umgaben, hätten 
zweifeln lassen können. Ging ich durdi die Straße, so spielten die 
Kinder genau die Spiele, die ich einst gespielt, stritten sich um die¬ 
selben Dinge, die mich einst bewegten, die mir einst so wichtig dank¬ 
ten .. . Hörte ich den Gesprächen der Erwachsenen zu, so waren 
sie alle ganz befangen von Erwerbssorgen, von Sehnsucht nach dem 
anderen Geschlecht, von all den kleinen Freuden und Unbilden, die 
der Tag bringt: und doch ließ auch ich mich von all dem erschüttern, 
gab auch ich mein ganzes Sein aus in Erlebnissen, die doch tausend 
andere ringsum ebenso erlebten . . . Sah ich meinen Mitmenschen ins 
Auge, so verriet es mir ein Inneres, das ich oft schon gesehen, das 
sicher noch meine Urenkel in ihren Gespielen wiederfinden wer¬ 
den ... Und doch nahm ein jeder mit einer unendlichen Verbissenheit 
und dunklen Leidenschaftlichkeit sein Leben so ernst, als sei es einzig 
in seiner Art. 

Es war mir in solch seltsamen Stunden, als ob ich hinter die 
Dinge sähe. Ein Lächeln stieg in mir auf, das in Traurigkeit mfindete. 
Doch nie kam ich darauf, so weit zu gehen, mir die ganze Tragi¬ 
komödie dieser Ueberschätzung des Individuellen gedanklich klar 
zu machen. 

Nur eine Irre, inhaltslose Sehnsucht war in uns Jüngsten. Ein Ekel 
vor unserem Leben, den wir selbst nicht begriffen. Man lehnte sich 
oft nachdenklich an eine Wand, blieb stehen . . . Was war morgen? 
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Morsen war der Tod! Irgendwo im Innern aber brannte ein Uner¬ 
fülltes! Mit jener seltsamen zerrissenen Sehnsucht, wie wenn man 
in der Nacht ferne Melodien verklingen hört, besah man sich sein 
Leben. Morgen war der Tod! Man hatte nichts geleistet! 

Eine große unerfüllte, scheinbar ewig unerfüllbare Sehnsucht war 
in der Jagend vor dem Krieg. 

Der Individualismus stand äußerlich auf seinem Höhepunkt. Doch 
Höhepunkt ist schon Verfall Seltsames regte sich in den Menschen- 
seeien. In die Lyrik mischten sich urreligiöse Klänge. Dodi nirgends 
war ein Ziel Bin Ziel zum Handeln! 

V. 

Da kam der Krieg. 

Niemand denkt soviel über ihn nach, nirgends wird so heftig über 
ihn debattiert, wie hier im Felde, wo man ihn täglich am eigenen 
Leibe verspürt 

Man wird ihn nie verstehen, wenn man nicht die seelische Ver¬ 
fassung kennt, in der sich die Menschheit damals befand. Wir 
sprechen hier nicht über seine Ursachen and nächstliegenden Gründe. 
Was uns interessiert ist die rätselvolle Frage: wie war es nur 
möglich, daß sein Ansbruch und Beginn getragen wurde von einer 
ungeheueren Begeisterung von Millionen, daß sich keines der Völker, 
die eben noch im individaalistisch-egoistischen Leben ganz befangen 
waren, gegen ihn wehrte, daß er fast überall einige Nationen fand, 
daß in einem Rauschzustand ohnegleichen alle kriegsfeindlichen Hem¬ 
mungen in den Völkerseelen dahinschwanden, daß er uns auch see¬ 
lisch, nicht nur faktisch, ganz in Besitz nahm, daß die Ideale, auf 
denen er sich gründete, die von den einen Völkern halbvergessenen, 
bei den anderen Völkern noch kaum recht erstarkten vaterländischen 
Ideale, jubelnd aufgenommen und weitergetragen und als das Tiefste 
empfanden wurden, was Menschenherzen Je Ixiwegte? Und so -- 
:.;leicliermaßen in allen Ländern! 

Von vielen wurde die Volksbewegung eine religiöse genannt. Der 
Krieg und die vaterländischen Ideale haben mit Religion nichts zu 400, 
im Gegenteil: und doch trifft jene Auffassung das Wesen der Sache. 
Das Religiöse ist das tiefinnerlicbe Sehnen des Menschen nach dem 
Ewigen, nach der Eingliederung in das Ganze, nach dem wunder- 
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vollen Qeffihl, wirkender Teil und im Zusammenhane mit dem AU zu 
sein, nach dem Kuß der Unendlichkeit. 

Man muß es miterlebt haben. Man muß in die Augen der MiiUonen 
von Kriegsfreiwilligen gesehen haben, um es zu begreifen. Einer 
Menschheit, die in Einzelzeilen verkümmerte, wurde das Qefängnis 
gesprengt, der Manneskraft von Völkern, die sich ln Nichtigkeiten 
hatte verausgaben müssen, wurde ein Ziel gesteckt, das des Tuns 
wert war. 

Wie waren solche Regungen in der scheinbar individualistisch er¬ 
starrten Sede der Menschheit möglich? Dem, der die Zeiten anein¬ 
ander mißt, hat 1914 ein Wesentliches geoffenbart: so vollkommen 
die Herrschaft des Individualismus über die Vorstellungswelt der 
Menschheit der Vorkriegszeit war, so wenig absolut herrscht sie in 
der Tiefe der Menschenseelen. Je weniger sich eine Sehnsucht nach 
dem Ueberindividuaiistischen unter dem harten Druck des nunmehr 
scheinbar zur vollständigen Herrschaft gelangten Individualismus 
regen konnte, desto größer und brennender loderte sie in der gefühls¬ 
mäßig-unbewußten Tiefe der Seele der Jungen Generation, niemand 
bewußt Ein äußerer Anlaß genügte: und die nach Erfüllung rufende 
unterdrückte Sehnsucht brach sich in unheuerem Weltenbrand explo¬ 
siv Bahn, trug uns im Rausdie und in einer scheinbar sinnlosen, 
unerklärlichen Begeisterung in diesen Krieg hinein. Wie von früheren 
Generationen die Bande der Kirche und ihrer Moral zerbrochen 
wurden, weil sie dem erstarkten individualistischen Teil der Menschen¬ 
seele unerträgliche Fesseln aufiegte, so zerbrach 1914 die absolute 
Herrschaft der egoistischen Denkweise über die Vorstellungswelt des 
Menschen, die allem überindividualistischen Wollen die Bahn ver¬ 
treten hatte. 

VI. 

Und doch bei aller erschütternden Größe Jenes tiefreligiösen Auf¬ 
wallens von 1914: im Grunde war es doch eine ergreifende Tragödie. 
Wer jene Tage im deutschen Volke miterlebt hat, wer erlebte, wie 
sich uns damals — als Form und Ideal des neuen Religiösen — alles 
Edle, Gemütstiefe, urkräftig Schöne in dem einen Janchzend auf¬ 
genommenen Worte ^Deutschland“ zusammenfaßte, wie sich uns da¬ 
mals das Herz zusammenkrampfte, wenn wir nur an die Möglichkeit 
dachten, daß unser Vaterland, unser eben erst neu gefundmies Ideal, 
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vernichtet werden könnte, der hat das mitgefühK, was damals — mit 
geringen Unterschieden der Schattierung und der Namengebung — 
aller Völker staunend aufgenommenes Erlebnis war. Jenseits der 
Fronten aber, bei unseren Feinden, erschauten wir eben damals die 
Kehrseite des Bildes: wir empfanden ihre völkischen Ideale, die ihnen 
ebenso ans Herz wuchsen, als leer und fahl; wir empfanden ihre 
Inanspruchnahme gewisser gemeinschaftlicher Ideale des europäischen 
Geistes als lächerlich und anmaßend; wir empfanden das als „Phra¬ 
sen“, was unsere Gegner ebenfalls zum Jahrelangen Standhalten be¬ 
geistert .. . Das Religiöse ist in der entsetzlichen Form des Krieges 
zun Leben erweckt worden; die Welt ist geteilt in zwei feindselige 
Lager gegnerischer nnd doch im Grunde so ähnlicher religiöser Be¬ 
geisterung; die erste, in ihrer Jugendlichen Unvollkommenheit tief 
tragische Gestaltung des werdenden Ueberindividualismus bringt uns 
ein blutiges und grausames Morden. Doch das weist Uber in den 
Krieg hinaus, zu volUcommeneren Gestaltungen bin. Wir mßssen dem 
Menschen, wie wir ihn nun erkannt haben, dem nicht minder Uber- 
individualistisch-sehnsDchtigen als individualistisch-egoistischen Men¬ 
schen, ein Feld der Betätigung geben, das nicht wie der Krieg sein 
Todesurteil in sich selbst trägt, das ewigen Bestand hat. Die Aufgabe 
steht klar vor uns: wir müssen binausgelangen Uber die Zersplitte¬ 
rung des Strebens und Tuns vor dem Krieg, Ober die Zerreißung der 
Menschheit in Einzelwesen, die, aneinander vorbei, nach ihrem kleinen, 
eigenen, niditigen Nutzen streben. Das befriedigt uns Menschen nicht. 
Wir müssen der wirkenwollenden Tatkraft der einzelnen ein großes 
Ziel geben, wir mOssen Tätigkeit und Vorteil des Einzelmenschen zu 
einer großen Gemeinschaftlichkeit des Tuns und des Genießens zu- 
sannnenfassen, wir mUssen Dberindividualistische und egoistische 
Strebung des Menschen verbinden und so jedem das beglückende 
md befriedigende Gefühl geben, daß er ein wirkender Teil des Ganzen 
ist, von dem er getragen wird und das gleichzeitig auch seine eigenen 
Wünsche befriedigt: der Sozialismus fällt wie eine reife Frucht vom 
Banm der Zedt. 


VII. 

Der Sozialismus ist während der absolut individualistischen Periode 
«Dtstanden. Er ist durchaus und in allem ein Kind der individua- 
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iistisch-egoistiscben Denkweise, deren Anwendung auf die Bedürf¬ 
nisse der wirtschaftiich schwachen Klasse er darstellt. Ueberindivi- 
duaiistische Regungen mögen oft im geheimen, insbesondere bei den 
Führern, mit im Spiel gewesen sein; theoretisch kamen sie nicht zum 
Ausdruck. Für den Historiker künftiger Zeiten werden die soziaii- 
stischen Theorien des 19. Jahrhunderts die beste Plattform bieten, 
um in den ganzen individualistischen Geist des 19. Jahrhunderts ein¬ 
zudringen. 

Diese Theorien werden ihren dauernden Wert behalten. Die Zeit 
na^ dem Krieg wird die individualistische Denkweise nicht ver¬ 
drängen, sie nur mit der überindividuaiistischen vermählen wollen. 

DaB beide zum Sozialismus hinführen, daS dieser dem ganzen Men¬ 
schen, dem individualistischen und überindividuaiistischen, die Er¬ 
füllung seiner Wünsche und Sehnsüchte bringt, daß er die Synthese 
zwischen Individualismus und Ueberindividualismus, zwischen Erbe 
des Mittelalters und der Renaissance, zwischen Verstand und Gefühl, 
darstellt, daß in der Spannung zwischen beiden der ganze Reichtum 
des tatsächlichen Lebens, den wir uns zu zerstören hüten werden, 
auch die nationalen Sonderwerte, für die wir hier im Feuer stehen, 
Platz hat, das eben macht ihn unüberwindlich, gibt iüm die Zukunft. 

So zieht denn hinaus, ihr Agitatoren! Ihr werdet euch wie bisher 
an den Egoismus der arbeitenden Klassen wenden und ihnen die Wege 
zeigen, die der Sozialismus gehen will, um auch sie zur Sonne zu 
führen, um auch ihnen ein menschenwürdiges Leben zu sichern. Ihr 
werdet den kühlen, wägenden Verstand zu befriedigen wissen, wenn 
ihr von den Schwächen unserer jetzigen Wirtschaftsverfassung reden 
werdet. Ihr werdet aber nicht vergessen, daß der Sozialismus nur 
dann im ganzen Volke Wurzel schlagen, nur dann auch alle geistigen 
Menschen um seine Fahnen scharen, nur dann die besten Kräfte in 
der Tiefe jedes einzelnen wachrufen, nur dann die Schwierigkeiten. 
Härten und egoistischen Reibungen der ersten Jahre einer neuen 
Wirtschaftsverfassung überwinden wird, wenn er von einer religiösen 
Aufwallung der Gesamtheit getragen wird, wie 1914. Sie wachzu¬ 
rufen, die Tatkraft, das in uns selbst zur Aktivität strebende Leben 
jedes einzelnen in den Dienst des sich immer mehr entfaltenden, zu 
immer höherer Stufe aufsteigenden Gesamtlebens einzugliedern, das 
ist eure schönste Aufgabe. 
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Und seht ihr irgendwo Kleindenkende lächeln, so weist ihr auf die 
Millionen Gefallener hin, die für eine Gesamtheit, die nicht einmal 
die ganze Menschheit war, aufrecht starben. 

Während ich diese letzten Worte in fliegender Eile schreibe, höre 
ich im Vogesendorfe den dunklen, schweren Einschlag der Granaten. 


Graf ALEXEI N. TOLSTOI: 

Der zwölfte MärzJ 

V OM Morgen des 12. März an füllt das Volk sämtliche Straßen Mos¬ 
kaus, die strahlenförmig zum Kreml verlaufen. Längs der Straßen 
bilden Halbwüchsige und Frauen Ketten. Zwischen diesen bewegen 
sich Arbeiter- und Soldatenbataiiione, Bataillone von weiblichen Ar¬ 
beitern, Kirgisen, die in ihren bunten Chalatten stecken und ihre 
Steppeniieder singen. Jedes Bataiiion wird von einem Chef be- 
fehiigt, der ein rotes Zepter führt. Und über diesen Voiksmassen, die 
wie wogende Flüsse dahinströmen, flattern rote Banner und Fahnen, 
auf denen folgende Aufschriften zu lesen sind: 

„Es lebe die Verbrüderung der Völker,“ 

„Hoch Armee und Volk!“ 

„Es lebe die demokratische Republik!“ 

„Hoch der 8-Stunden-Arbeitstag!“ 

Auf einem großen roten Sammetbanner liest man: „Freiheit, Liebe, 
Gleichheit.“ Rauhe Bauern tragen dieses Banner, schweigend und 
ernst, als ob sie es wüßten, daß dasselbe seinen Weg durch die 
ganze Welt nehmen und dermaleinst auf den von der einig gewordenen 
Menschheit errichteten Tempel aufgepflanzt werden wird. 

Eine andere Gruppe trägt das Porträt Leo Tolstois. Das ist 
rührend. Da unten, dem Alexander-Platz entlang, bewegt sich ein 
zweiter Menschenfluß, und eine Reihe roter Banner verliert sich 
in der Ferne der Neglinnaja. 

Vom Kreml schallen Musik und Rufe entgegen. Plötzlich stürmen 
aus dem Dreifaltigkeitstor, sich einander an den Händen haltend, 
junge Knaben und bärtige Soldaten und rufen: „Weg frei! Weg frei!“ 
Und aus dem^ dickwandigen alten Tor treten im Schnellschritt 

^ Tag der großen sozialistischen Straßendemonstration in Moskau. 
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Posaunen* und Flötenbläser, hinterher Soldaten, Frauen und Arbeiter 
mit roten Fahnen. 

Zwei rotbärtige Bauern in Soldatenmänteln und mit auf die Ohren 
gestülpten großen kaukasischen Pelzmützen stehen am Tor, um das 
Abfließen der Menschenmenge abzuwarten. Der eine wendet sich zum 
anderen und sagt mit feinem Lächeln: 

Möchte doch der Deutsche sehen, welche Art Aufruhr bei uns 
herrscht 

Ja, sagt der andere, gleichfalls fein lächelnd, unter dem Preß- 
baum waren wir. 

Und dieses literarische Wörtchen „unter dem Preßbaum“ klingt mit 
unerwarteter und neuer Ueberzeugungskraft 

Auf dem Roten Platze Volksmengen, Banner, Orchester, Rufe, 
Reden. Die abziehenden Arbeiter begegnen einer Kompagnie Soldaten, 
die in Schlachten gewesen und mit Kreuzen dekoriert sind. Die 
Mützen fliegen hoch in die Luft. Fine Dame bricht in Weinen aus, 
ohne zu wissen, was mit ihr eigentlich ist 

Auf dem Auferstehungs- und Theater-Platz sind durch die Volks¬ 
massen doppelte Menschenketten gezogen, die für Automobile, Reiter, 
sowie für die Prozession den Weg freihalten. Alle singen, am laute¬ 
sten die Frauenchöre: „Steh auf, erhebe dich, du arbeitendes Volk.“ 
Und dieses so traurige, mit Blut überreichlidi begossene Lied klingt 
heute ganz anders. Tatsächlich hat sich das ganze Volk erhoben. 
Und jedes Herz ist voll des Staunens über seinen geeinigten Willen 
zum Outen, des Gefühls des Stolzes über seine ruhige Kraft, des 
Gefühls größten Glückes über seine erhabene Erkenntnis der allge¬ 
meinen Menschenpflicht 

Man sieht nur ernste und bewegte Gesichter, auf denen die Mühen, 
Leiden und Erniedrigungen langer Jahre tiefe Spuren hinterlassen 
haben. Dieses Volk ist heute zum erstenmal aus den Keilern heraus¬ 
getreten, und nun sehet das große Wunder: es hat aus den Kellern 
nicht Bosheit nicht Haß, noch Rachegelüste gebracht, sondern sein 
warmes, kluges und liebevolles Herz. 

Großer, unvergeßlicher Tag der neuen Epoche. Wer dem Volk 
aufs Wort geglaubt hat kann ruhig sein. 

(Aus J^ußkiJa WJedomosti“.) 
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Nachdrack sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


HERMANN WENDEL, M. d. R.: 

Die serbische Sozialdemokratie 
als Vorbild. 

pvER deutschen Parteimehrheit pflegt man neben den russi- 
^ sehen und italienischen Sozialisten wohl ^uch die serbische 
Sozialdemokratie als rühmliches Vorbild in der Haltung zum 
Kriege entgegenzurücken. 

In der Tat ist die Haltung der serbischen Partei zum Kriege und 
die Politik des 4. August nicht auf eine Linie zu bringen; aber zu 
einem unbefangenen Urteil genügt nicht dfe Kenntnis der Tat¬ 
sache an sich, sondern bedarf es einer Nachprüfung ihrer Ur¬ 
sachen und Zusammenhänge. Wenn die sozialistischen Par¬ 
teien in den verschiedenen Ländern von verschiedenen Vor¬ 
aussetzungen zu verschiedener Taktik kommen müssen oder 
doch kommen können, so gilt das ganz besonders von Staaten, 
die sich in Grundriß und Aufbau so wenig ähneln wie Deutsch¬ 
land und Serbien. Seitdem der Berliner Kongreß Serbien in 
unmögliche und zu enge Grenzen eingepfercht hatte, innerhalb • 
deren es nicht zu leben und nicht zu sterben vermochte, kannte 
das Land eigentlich nur mehr eine auswärtige Politik, denn 
auch durch die Wirrnisse der inneren Politik wurde es auf 
Schritt und Tritt angestachelt, sich durch Erweiterung seiner 
Grenzen wirtschaftliche Ellbogenfreiheit und politische Atem- 
luft zu verschaffen. Von der Lösung der nationalen Frage, das 
will sagen: der Vereinigung aller Serben in der Türkei und 
in Oesterreich-Ungarn mit dem Königreich war diese ersehnte 
Ausdehnung: zu erwarten, und für die kriegerischen Verwicke- 
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limgen, ohne die es aller Voraussicht nach bei der Aufteilung 
der Türkei und bei dem Zerfall Oesterreich-Ungarns nicht ab¬ 
ging, war ein scharfgeschliffenes Schwert vonnöten. Unter 
diesem Zwang gedieh der Militarismus in Serbien wie auch 
in den anderen Balkanstaaten recht üppig, und wenn die ser¬ 
bische Ueeresverfassung auch so demokratisch ist, daß nicht 
nur sozialdemokratische Führer, sondern auch leibhaftige Ar¬ 
beiter jederzeit Reserveoffiziere wurden, so brachte doch jede 
Armeevermehrung um so unerträglichere Lasten mit sich, als 
das aus Mittel- und Kleinbauern bestehende Parlament die 
Kosten nicht durch direkte Steuern dem bäuerlichen Besitz 
aufpackte, sondern durch indirekte Steuern, Monopole, Zölle, 
Handelszugeständnisse und Anleihen den Verbrauch traf, den 
Lebensunterhalt verteuerte, das Wirtschaftsleben störte und 
das Land der Zinsknechtschaft fremden Kapitals preisgab. 

Das waren hundert Gründe für einen, der auswärtigen Politik 
der am Ruder befindlichen Partei in der serbischen Sozial¬ 
demokratie einen ebenso entschlossenen wie rastlosen Gegner 
erstehen zu lassen, und auch in Augenblicken, da das ganze 
Volk siedete und kochte, wie während der Annexionskrise, 
bekämpfte sie chauvinistische Ausschreitungen und milita¬ 
ristische Auswüchse mit Mut und Geschick. Aber deshalb 
leugnete die Partei keineswegs die demokratische Pflicht der 
Landesverteidigung. „Wenn wir auch,“ heißt es in ihrem Agl- 
tationshandbüchlein^, „die energischsten Gegner dieser milita¬ 
ristischen Organisation sind, so sind wir Sozialdemokraten 
doch nicht Gegner jeder Organisation der Landesverteidigung. 

^ Wir erkennen an, daß das Volk zur Verteidigung seiner Un¬ 
abhängigkeit fähig sein muß.“ Zu diesem Ende wiesen die 
serbischen Sozialisten immer wieder auf die Volkswehr hin, 
die, im Gegensatz zum stehenden Heer, für Serbien besonders 
geeignet sei und allein die volle Ausnutzung der waffenfähigen 
Mannschaft gestatte. 

Ebensowenig ging die Partei an der nationalen Frage kühl 
und gleichgültig vorbei. Auch ihr lag die Einigung aller Serben 


‘ D. Tutzowitsch: Socijaldemokratski Agitator. Beograd 1911. 


!-Google 


“ -r'riginal - 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Die serbische Sozialdemokratie als Vorbild. 


563 


Digitized by 


und Sfldsiawen am Herzen. Auch sie strebte, den türkischen 
Raja wie den bosnischen Kmeten von nationalem und sozialem 
Druck zu befreien. Nur faßte sie andere Mittel und Wege ins 
Auge als die herrschende Partei. Dank der rührigen Vorarbeit 
der serbischen Sozialdemokratie trat im Januar 1909 in Bel¬ 
grad die erste sozialistische Balkankonferenz zusammen, die, 
auch beschickt von den südslawischen Ländern der Donau¬ 
monarchie, sich auf die Losung: Der Balkan den Balkan¬ 
völkern! festlegte und als Ziel die Forderung eines Bundes 
der vereinigten Balkanrepubliken aufstellte. 

Abgesehen von seinem sozialistischen Einschlag war dieses 
Verlangen nicht gerade neu. Schon in den fünfziger Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts erwog Kossuth in der Londoner 
Verbannung die Bildung einer „Donau-Föderation“ aus den 
vom öesterreicher- wie vom Türkenjoch befreiten Ländern 
Ungarn, Serbien, Kroatien und Rumänien oder, wie es damals 
noch hieß: Moldau-Wälachei. Als sich der magyarische Revo¬ 
lutionsführer darüber mit dem Fürsten Mihail Obrenovitsch 
aussprach, wurden von beiden Seiten Gesichtspunkte ent¬ 
wickelt, die noch heute von Bedeutung sind. Der Serbe 
meinte*: ,JDie nahe Nachbarschaft der österreichischen Macht 
ist unser Unglück; von Oesterreich weiß die ganze Welt, daß 
es ihm gelüstet, sich gegen den Orient hin auszudebnen; es 
betrachtet die orientalischen Provinzen für eine eventuelle 
Beute, an der es zu partizipieren hofft, und deshalb ist es 
auch immer zu einer Intervention bereit, so oft in seiner Nachbar¬ 
schaft ein Aufstand entsteht, welcher mit seinen ehrgeizigen 
Zielen im Widerspruche ist. Wenn wir die Fahne der Un¬ 
abhängigkeit entfalten, so ist es unzweifelhaft, daß der Wiener 
Hof intervenieren würde, ausgenommen, wenn wir unter russi¬ 
schem Protektorate das Schwert ergreifen; in diesem Falle 
würde Oesterreich Serbien nicht besetzen, weil es Rußland 
fürchtet. Nun wollen wir aber eine freie, unabhängige Nation 
werden, wissen jedoch, daß eine Befreiung von der türkischen 
Abhängigke it mit russischer Hilfe soviel hieße, als nur nominell 

’ Ludwig Kossuth: Meine Schriften aus der Emigration. I, Preß- 
burg und Leipzig 1880. 
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unabhängig sein, tatsächlich aber von Rußland abhängen, mit 
einem Worte: den Herrn wechseln. Wir sehen daher in der 
Nachbarschaft mit der österreichischen Macht das größte 
Hindernis unserer Unabhängigkeit. Diese Nachbarschaft ist es, 
welche uns dazu verdammt, entweder türkische Tributäre zu 
bleiben, mit Aussicht auf eine eventuelle österreichische Herr¬ 
schaft, oder russische Vasallen zu werden.“ Der Ungar er¬ 
widerte: „Die Erhaltung der Türkei war bisher nicht aus dem 
Gründe eine von der europäischen Politik akzeptierte Maxime, 
weil etwa die Befreiung der christlichen Nationen im Orient 
mit den Interessen Europas im Widerspruch stände, sondern 
deswegen, weil die Integrität des türkischen Reiches gegen 
die mit den Teilungsgelüsten Oesterreichs komplizierte Erweite¬ 
rungssucht Rußlands als Schutzdamm betrachtet wurde; doch 
läßt es sich nicht leugnen, daß man diesen Schutzdamm auch 
in der Völkerfreiheit, und zwar mit dauernder Sicherheit finden 
kann. Ich bin überzeugt davon, daß das Schutzbündnis des 
unabhängigen Ungarns, Kroatiens und Serbiens und der un¬ 
abhängigen Donaufürstentümer gegen einen äußeren Angriff 
für die Ruhe und Unabhängigkeit Europas gegen jede Macht¬ 
erweiterung einen viel sicheren Schutzdamm als den jetzigen 
bilden würde.“ 

Im folgenden Jahrzehnt schwärmte man auch in den Kreisen 
des Neusatzer Jugendbundes Omiadina, der das erste lebhaftere 
Blasenwerfen der bürgerlichen Bewegung des Südslawentums 
darstellt, für die Gründung einer Balkanrepublik als Glied der 
republikanischen Vereinigten Staaten von Europa, und Svetozar 
Markovitsch, zugleich der Stammvater des Sozialismus wie 
des Radikalismus in Serbien, verfocht ebenfalls die Idee eines 
Bundes freier Balkanvölker. Wiederum später wagte sich der 
Plan aus dem Luftreich der Hoffnungen und Entwürfe auf die 1 
ebene Erde politischer Vorschläge und Besprechungen. Vladan j 
Dschordschewitsch, der Ministerpräsident Alexanders I., bog | 
in den neunziger Jahren den Gedanken vom Republikanischen ' 
ins Monarchische um und regte, freilich vergebens, in Konstanti¬ 
nopel ein Heeres- und Wirtschaftsbündnis sämtlicher Balkan¬ 
staaten mit der Türkei als Vormacht an. Und als nach der 
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jungtürkischen Revolution von 1908 sich im ersten Freiheits¬ 
rausch die unterdrückten Votksstämme der Türkei mit ihren 
Unterdrückern verbrüderten, ließ man gleichfalls den Schutz- 
und Trutzverband der Balkanvölker hochleben. 

Der Bund der Balkanrepubliken, wie ihn die sozialistische 
Balkankonferenz forderte, war aber vorderhand nur eine tote 
Formel, die erst lebendigen Inhalt bekommen mußte, denn die 
große Balkanfrage umfaßte eine ganze Reihe kleinerer Fragen, 
wie die bosnische, die kroatische, die mazedonische, die alba¬ 
nische, die epirotische Frage, die jede für sich sorgfältig durch- 
zuprfifen und durchzudenken, aber nicht mit einem Schlagwort 
und einer Schablone im Handumdrehen zu lösen war. Ver¬ 
ständig genug, ihre Tätigkeit nur als Vorstufe zur eigentliclien 
Arbeit zu betrachten, beschloß denn die erste BaNcankonferenz, 
für 1911 zu einer zweiten Konferenz alle der Internationale an¬ 
geschlossenen sozialistischen Balkanparteien einzuladen. Aber 
als es soweit war, machte die eine der beiden sozialistischen 
Parteien Bulgariens, die sogenannten Engherzigen (tesni), ihre 
Beteiligung davon abhängig, daß die andere bulgarische Partei, 
die sogenannten Weitherzigen (schiroki), zu den Verhandlungen 
nicht zugelassen werde. Vergeblich war alle redliche Mühe der 
serbischen Sozialdemokratie um eine Verständigung. Durch 
den ^arrsinn der bulgarischen Engherzigen fiel die so wichtige 
Zusammenkunft ins Wasser, und wieder einmal brachte keine 
Ewigkeit zurück, was mit der Minute ausgeschlagen war, denn 
durch Vereitelung der Konferenz waren. bedeutsame Fragen 
offengeblieben und ermangelten der Klärung, als die welt¬ 
geschichtlichen Gewitter über den Balkan hereinbrachen. 

Der Balkanbund, der sich im Spätsommer 1912 als Kriegs¬ 
werkzeug zur Vertreibung der Türken aus Europa enthüllte, 
hatte mit der von den Sozialisten erstrebten föderativen 
Balkanrepublik nichts zu tun. In der serbischen Kammer 
sprach der Redner der Sozialdemokratie, Dragischa Laptsche- 
witsch, das deutlich aus. „Vor Eröffnung dieser außerordent¬ 
lichen Tagung*,“ sagte er, „hat die Skupschtina ausgerufen: 
^ lebe der Bund der Balkanvölker! Niemand würde sich über 

’ »Radnrdschke Novine“, BeoErad, Nr. 226, 26. September 1912 a. Sf. 
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den Bund der Balkanvölker so sehr freuen wie die Sozialdemo¬ 
kratie, die wir zwei hier zu vertreten die Ehre haben. Niemand 
empfindet soviel Interesse für den Bund der Völker auf der 
Balkanhalbinsel als das balkanische Proletariat. Zerstückelt 
in viele kleine Stätchen und Staaten, die kein entwickeltes 
Wirtschaftsleben haben, ausgebeutet nicht nur von den heimi¬ 
schen Ausbeutern, sondern auch erdrosselt von der Zinssklavc- 
rei des fremden europäischen Kapitalismus, hat das balkanische 
Proietariat, die Arbeiterklasse aller Balkanländer, ein sehr 
großes Interesse an dem Bund der Balkanvölker. Das hat die 
Sozialdemokratie immer ausgesprochen. Auf einer vor drei 
Jahren abgehaltenen sozialistischen Balkankonferenz hat sie 
diesen Grundsatz ausdrücklich hervorgehoben und weit und 
breit den ganzen Balkan dafür geworben; in Serbien, Bul¬ 
garien, Griechenland, Bosnien und Herzegowina, Kroatien und 
Türkei. Aber was jetzt erreicht wurde, ist nicht der Bund 
der Balkanvölker, es ist nur eine augenblickliche Kombination 
der russischen Diplomatie mit den Kabinetten und Dynastien 
der vier Balkanstaaten.“ Wenn Laptschewitsch im weiteren 
als Folge des Balkankrieges ein Zerwürfnis zwischen Serbien 
und Bulgarien und einen allgemeinen europäischen Brand vor¬ 
aussagte, so haben ihm die Ereignisse inzwischen in schauer¬ 
licher Weise recht gegeben. Dem ersten Balkankrieg ent- 
ioderte der zweite, bei dem Serbien auch nach Meinung seiner 
Sozialdemokraten der angegriffene Teil war; dann mehrten 
die albanischen Händel tagtägUch die Feuersgefahr und endlich 
ließen Funken vom Balkan die ganze Welf in Flammen aufgehen. 

lieber die Beweggründe, die die Haltung der serbischen 
Sozialdemokratie an der Schwelle des Weltkrieges bestimmten, 
hat sich der Redakteur ihrer Parteizeitung, Duschan Popo- 
vitsch, in einem Brief an das russische Sozialistenblatt „Nasche 
Slovo“* ausgesprochen: „Für uns war es sonnenklar, daß, was 
die Beziehungen zwischen Serbien und Oesterreich-Ungarn 

* „Internationale Korrespondenz", Berlin 1915. Die Ausführungen, 
die der serbische Sozialist Milkitsch in Bern machte, erschienen erst 
nach Drucklegung dieses Artikels im Juniheft der Genfer Revue 
„Demain” und konnten deshalb hier nicht mehr berücksichtigt werden. 
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anlangt, unser Land sich in einer Verteidigungsstellung be¬ 
fand ... Im Gründe genommen verteidigte Serbien sein Leben, 
seine Selbständigkeit, die von Oesterreich auch vor dem Atten¬ 
tat von Serajewo stets bedroht worden war. Und wenn irgend¬ 
wo die Sozialdemokratie überhaupt die Berechtigung hatte, 
für den Krieg zu stimmen, so war das selbstverständlich in 
erster Linie in Serbien der Fall. Für uns war indessen die 
Tatsache ausschlaggebend, daß der Krieg zwischen Serbien 
und Oesterreich nur ein kleiner Teil, nur ein Vorspiel des 
europäischen Krieges sein konnte, und daß der letztere unserer 
tiefsten Ueberzeugung nach nichts anderes als ein schroff aus¬ 
geprägter imperialistisch-kapitalistischer Krieg sein würde. 
Infolgedessen hielten wir es für unsere gebieterische Pflicht, 
als ein Teil der großen sozialistischen und proletarischen Inter¬ 
nationale mit aller Entschiedenheit gegen den Krieg Front zu 
machen.“ Mit anderen Worten: Die Ueberzeugung, daß der 
Krieg sich auf Serbien und Oesterreich-Ungarn beschränken 
werde, hätte auch die serbische Sozialdemokratie mit beiden 
Füßen auf den Boden der Landesverteidigung treten lassen. 
So aber opferte sie, schweren Herzens ohne Zweifel, die natio¬ 
nalen den internationalen Pflichten und wandte sich, um der 
Internationale ein Beispiel zu geben, gegen den Krieg, trotzdem 
sie ihn als einen Verteidigungskrieg ansah. 

So viel Heldentum und Größe in dieser Steilung steckt, so 
sehr wird sie nur durch die besondere Lage der serbischen 
Sozialdemokratie erklärt. Was von der sozialistischen Be¬ 
wegung, die Svetozar Markovitsch als Schüler Tscherni- 
tschewskys in den kleinbäuerlichen und kleinbürgerlichen 
Schichten Serbiens entfacht batte, nicht in die radikale Partei 
ausgelaufen war, erlag den tückischen Streichen der Reaktion 
unter der Willkürherrschaft des letzten Obrenowitsch. Erst als 
nach der Ausrottung des Herrscherhauses mit den Kara- 
dschordschewitsch die Radikalen ans Ruder kamen und eine 
demokratische Verfassung dem Vereins- und Versammlungs¬ 
leben Spielraum ließ, wurde die rote Fahne wieder entfaltet. 
Um sich nicht lange im Vorfeld aufzuhalten und rasch zu täti¬ 
ger Arbeit zu gelangen, nahm die neu gegründete Partei Pro- 
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gramm und Organisationsstatut der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie in Bausch und Bogen ohne jede Aenderung an, trotz der 
recht klaffenden Unterschiede zwischen der sozialen Qliede- 
rung der industriellen Großmacht Deutschland und des agrari¬ 
schen Kleinstaates Serbien. Vorbildlich ist der rastlose Eifer, 
mit dem die serbischen Sozialisten für ihre Ziele wirkten, und 
rührend die selbstlose Hingabe, mit der sie nur ihren Idealen 
lebten — solche Lauterlceit und Beseeltheit des Strebens findet 
sich wohl nur in der Jugendzeit auch von Bewegungen —, aber 
mit dem Programm hatten sie von der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie auch ein gut Stück des allzu theoretischen und allzu 
doktrinären Geistes übernommen, der unserer Partei früher 
noch mehr als jetzt anhaftete. Wer nach ihrer wissenschaft¬ 
lichen Halbmonatsschrift, dem „Kampf“, griff, um nach ein¬ 
gehenden Darstellungen serbischer Verhältnisse zu suchen, 
fand darin zu seiner Enttäuschung weit mehr aus dem Deut¬ 
schen übersetzte Auslassungen von Kautsky oder Panhekoek 
über Prinzip und Taktik und Taktik und Prinzip. 

Dem Hang zur reinen Theorie und zum unverfälschten 
Prinzip konnte die serbische Sozialdemokratie auch dann bis 
zur äußersten Folgerung nachgeben, als es die Entscheidung 
über die Abwehr feindlichen Angriffs galt, weil erhebliche 
Rücksichten auf die Volksmassen sie nicht behinderten. Die 
Partei, 1903 gegründet, steht noch auf den ersten Stufen ihrer 
Entwicklung, und wenn sie auch von Jahr zu Jahr größere 
Fortschritte machte, so betrug ihre Mitgliederzahl 1911 doch erst 
5200 und ihreWählerziffer 1912 knapp 23 000, während die Fort¬ 
schrittler 110000, die Jungradikalen 117000 und die Altradi¬ 
kalen gar 200000 Stimmen aufbrachten. Dem Anteil der ab¬ 
gegebenen Stimmen nach blieb die serbische Sozialdemokratie 
1912 noch hinter den Erfolgen der deutschen Sozialdemokratie 
von 1874 zurück. Nun ist Serbien ein ganz überwiegend land¬ 
wirtschaftlicher Staat. Nur ein Sechstel bis ein Siebentel seiner 
Bevölkerung lebt in Städten, die noch dazu meist kleine Acker¬ 
flecken sind, und rund 300000 Grundbesitzern stehen, nach 
der eher zu hoch greifenden privaten Statistik der Gewerk¬ 
schaften, rund 50 000 Lohnarbeiter gegenüber. Gleichwohl 
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würden auch aus kleinbäuerlichen Kreisen zahlreiche Anhänger 
der Werbetrommel des Sozialismus folgen, da die wirtschaft¬ 
liche Einschnürung und Absperrung die Landwirtschaft zum 
Niedergang verurteilt und bei der Landbevölkerung eine 
dumpfe Unzufriedenheit wachruft. Aber die serbische Sozial¬ 
demokratie wollte die Werbetrommel nicht auf dem flachen 
Lande rühren. Mit Schrecken erinnerten ihre Führer sich, daß in 
den siebziger Jahren die Erfolge der Bewegung unter Svetozar 
Mailcovitsch und Adam Bogosawljewitsch auf Kosten ihres 
sozialistischen Gehalts erstritten wurden: je mehr Anhänger 
der Partei aus Kleinbauernstand und Kleinbürgertum zuström¬ 
ten, desto weniger ließ sich der proletarisch-sozialistische 
Orundzug ihrer Partei aufrechterhalten, desto schneller trieb 
sie in ein reformistisch-demokratisches Fahrwasser hinein und 
desto eher war ihre Umwandlung zur radikalen Volkspartei 
vollendet. Ebenso drängten die raschen und reichen Erfolge, die 
die bulgarischen Sozialisten in den neunziger Jahren in klein¬ 
bäuerlichen und kleinbürgerlichen Kreisen einheimsten, auf die 
Bahn unbedingter und ausschließlicher Reformpolitik und führ¬ 
ten zur Parteispaltung, da die linksgerichteten Elemente, die 
heutigen Tesni, sich absplitterten. Diese Spuren schreckten. 
Um ähnlichen Möglichkeiten von vornherein den Boden zu 
entziehen, hütete sich die serbische Partei ängstlich, an die 
bäuerlichen Massen werbend heranzutreten; nur in jenen länd¬ 
lichen Gegenden beschloß sie zu arbeiten, in denen der Kapi¬ 
talismus die Bauern bereits in bedeutendem Maße proletarisiert 
und zur Lohnarbeit in Landwirtschaft, Bergbau und Industrie 
gezwungen hatte. Fast auf jedem Parteitag wurde die Frage 
erörtert und stets leidenschaftlich die Wahlbeteiligung in rein 
bäuerlichen Strichen verworfen. Erst 1910 wurde die Grün¬ 
dung von Parteivereinen auch auf dem Lande beschlossen, 
und bei den Wahlen von 1912 stellten die Sozialisten zum 
erstenmal, in sechs ländlichen Kreisen Kandidaten auf. 
Der Erfolg war so überraschend, daß Tutzowitsch erstaunt 
schrieb:® „Das Dorf hat uns bekehrt, ehe wir das Dorf bekehrt 

• Borba. PoJumesedschni spis socijalne demokratije. Knjiga 5. 
Beograd 1912. 
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zu haben glaubten; die ländlichen Arbeiter sind zum Kampf 
des städtischen Proletariats und zur Sozialdemokratie gekom¬ 
men und nicht die Sozialdemokratie zu ihnen.“ Aber ob das 
Erstaunen über den Zustrom ländlicher Massen rein freudiger 
Art war, mag um so mehr dahingestellt sein, als noch nach 
diesen Wahlen Laptschewitsch und Topalowitsch die Be¬ 
schränkung der Werbetätigkeit auf das städtische Proletariat 
rechtfertigten:* „Die Vorsicht bei der Uebertragung der sozial¬ 
demokratischen Aktion auf das flache Land resultiert aus der 
politischen Qesamtsituation und der Notwendigkeit, der Be¬ 
wegung ihren Klassencharakter zu bewahren. Sie wäre un¬ 
nötig, wenn das Proletariat numerisch und ökonomisch eine 
herrschende Stellung innehätte und wenn nicht, wie tatsäch¬ 
lich, das Dorf, sondern die Stadt die ausschlaggebende poli¬ 
tische Rolle spielte. Die Kleinbauern, die als Wählermassen 
alle übrigen Volksschichten völlig erdrücken, wären im Unmut 
über die Politik der bürgerlichen Demokratie, aller Wahr¬ 
scheinlichkeit nach zur Unterstützung der Sozialdemokratie zu 
gewinnen, die ob ihrer prinzipiellen und energischen Steilung 
in allen Tagesfragen sich großen Ansehens erfreut. Allein die 
sozialdemokratische Partei weiß, daß diese Freunde von heute 
Feinde von morgen wären. Sie will sie in ihren Reihen nur 
wissen, wenn sie, aufgeklärt durch die sozialistische Presse 
und Agitation und in voller Kenntnis des sozialistischen End¬ 
zieles, sich für dieses entschieden haben. Alles andere wäre 
weniger als ein Scheinerfolg, es würde die organische Ent¬ 
wicklung stören und aufhalten.“ 

Da also die serbische Sozialdemokratie sektenhaft an den 
Gewinn breiterer Massen erst denkt, wenn ihnen die Entwick¬ 
lung proletarisches Klassenbewußtsein eingehämmert hat, 
konnte sie allerdings auch in dem äußersten Fall, wo es um 
Sein und Nichtsein des Volkes ging, unwandelbaren Grund¬ 
sätzen getreu, eine Politik treiben, die bei den Massen auf 
klare und blanke Verständnislosigkeit stoßen mußte. Da sie 

* D. Laptschewitsch und Z. Topalowitsch: Die Entwicklung der 
sozialdemokratischen Bewegung in Serbien. Ardiiv für Qeschicbte 
des Sozialismus und der Arbeiterbewegung. 3. Band. Leipzig 1913. 
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ohnehin auf die Massen nicht rechnet, brauchte sie nicht Sorge 
zu tragen, die Massen von sich abzukehren. Ein Unding aber 
ist es, die gleiche Politik einer Partei zu empfehlen, die, wie 
die deutsche Sozialdemokratie, schon heute Millionen von An¬ 
hängern um sich schart und Anspruch darauf macht, morgen 
oder übermorgen die Mehrheit des Volkes zu umfassen und 
zu vertreten. 


JOHANN PLENOE: 

Die Revolutionierung der Revolutionäre. 

9. Der Umschlag in der Katastrophe. I. 

DRINGEN wir den Vorgang von 1914 auf die einfache Formel 
^ der Bestätigung oder Nichtbestätigung wissenschaftlicher 
Hypothesen, so haben wir festzustellen, daß in den Ablauf der Ge¬ 
schichtsentwicklung, den der Marxismus in seiner Notwendig¬ 
keit erkannt zu haben glaubte, und den er gerade in dem Be¬ 
wußtsein dieser Notwendigkeit als witwirkendes Glied mit 
klarem Willen zu vollziehen gedachte, durch den Weltkrieg 
ein neuer Faktor hineingekommen ist, der uns den wirklichen 
Sozialismus erheblich näher gebracht hat, und der trotzdem 
weder in die Erwartung noch in den Willen der Sozialdemo¬ 
kratie hineingenommen war. Auf diesen neuen überraschenden 
Entwicklungsfaktor „Weltkrieg" hat ebensowohl die bestehende 
Wirtschaftsordnung der kapitalistischen Staatenwelt wie das 
dagegen unter dem Banner des Marxismus aufmarschierte 
Heer des internationalen Proletariats ganz anders reagiert, als 
der Marxismus annahm, wenn er in den letzten Jahren vor dem 
Kriege zunehmend mit der politischen Möglichkeit nicht etwa 
mit der entwicklungsgeschichtlichen Durchgangsbedeutung 
einer großen Kriegskatastrophe rechnete. Also eine wissen- 
schaftliche Fehlprognose bedenklichster Art, die sich ebenso 
über die möglichen Ursachen, wie über die mögUchen Wir¬ 
kungen stark getäuscht hat. 

Wir sind bei der notwendigen Nachprüfung nicht nur bis 
zum „furchtlosen Erkennen erbarmungsloser Tatsachen“, 
sondern in der Tat bis zur „moralischen Selbstpriifung“ 
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fortgegangen. Der Sozialismus muß das seinem Wesen nach. 
Das Ergebnis ist klar: Es gilt aus dem Marxismus in den 
Sozialismus zurfiokzufinden, den Sozialismus nach seinem 
inneren Gesetz bis zu Ende zu durchdenken und ihn nicht als 
blinde Gesetzlichkeit, sondern als Richtbild zu nehmen, das mit 
kluger, realpolitischer Kunst und überlegenem Sachverständnis 
in den gesicherten Staatsbau der führenden weltgeschichtlichen 
Vö&er so hineinzumeistern ist, daß sie sich zur Völker- 
genossenschaft der Zukunft zusammenfinden können. Der 
Sozialismus muß aus Utopie und Prophetie zur lebendigen 
Staatskunst werden. 

Es ist heute nicht mehr wichtig, wie der Sozialismus sich 
selber und den Kapitalismus vor dem Kriege gesehen hat, 
sondern nur, wie er sich und ihn nunmehr sehen muß. Das eine 
ist Vergangenheit, das zweite ist Zukunft. Auch die Einsicht 
in die wahre Bedeutung des Weltkrieges für die Entwicklung 
zum Sozialismus wäre nur die bloße Besiegelung eines Faktums 
der Weltgeschichte, wenn nicht die Schicksalsdauer dieser 
Weitkatastrophe Zeit gegeben hätte, noch einmal darüber nach¬ 
zudenken, wie sie endigen muß, um zum Aufbau zu führen. 
Noch kann es heißen: wir gingen der schwersten Stunde der 
Weltgeschichte blind entgegen; aber wir waren hell wach, als 
es galt, in dem Kreißen der Zeit aus dem Blute der Mutter die 
neue Geburt zu retten. 

Und die große Enttäuschung und Ernüchterung des Marxis¬ 
mus bekommt nicht nur durch die große weltgeschichtliche 
Parallele den Sinn einer tiefen Notwendigkeit. Das Gesetz 
des Umlernens im Augenblick des Sieges rechnet nun einmal 
zu den natürlichen Lebensbedingungen der sozialistischen Idee. 
Die Einseitigkeit der proletarischen Verheißung erzog die Ar¬ 
beiterschaft durch die Hoffnung der Zukunft und die Kampfes¬ 
disziplin der Gegenwart zum bewußten Vertreter eines welt¬ 
weiten Organisationsgedankens. Der Weltkrieg aber gehört 
zu den schaffenden Mächten der Verneinung, die der Mensch 
nicht anrufen darf, ohne sich selbst zu verlieren. Der Marxis¬ 
mus mußte also wohl blind sein. Das ist der ,^wissenschaftliche“ 
Trost für die „wissenschaftliche“ Verblencjnng. 
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Dieser Trost hat indes seine große Gefahr. Die „Wissen¬ 
schaft“ kann darüber im Sozialismus und namentlich in den 
vom- Marxismus bearbeiteten Volkskreisen endgültig zu 
Schaden kommen. Dann gilt das Drauflos der völligen Blind¬ 
heit, wie vorher die eingebildete Sicherheit der wissenschaft¬ 
lichen Erkenntnis. Unsere deutsche Politik war aber schon so 
kurzsichtig genug. Die weitgespannte Geschichtsbetrachtung 
des Marxismus darf nicht abdanken, weil sie fehlgegriffen hat 
und zum Dogma wurde. Große Politik in einer Zeit der Welt¬ 
wende verlangt weite Voraussicht und elastische Bereitschaft 
auf jede Ueberraschung, die schnell genutzt werden muß. 

Die Vereinigung von Instinkt und kluger Voraussicht ist also 
die notwendige politische Mischung. Weil die Sozialdemo¬ 
kratie vor dem Kriege ganz Wissenschaft zu sein glaubte, 
mußte sie im Kriege ganz Instinkt werden. 

Sie kugelt gegenwärtig von Augenblick zu Augenblick 
weiter. Auch darin der äußerste Gegensatz im plötzlichen 
Wechsel. 

Die Sozialdemokratie hatte durch ihre grundsätzliche Absti¬ 
nenz in den Dingen der kapitalistischen Gegenwart im Frieden 
eine so glückliche Vorbedingung zum Umlernen und zur Selbst¬ 
besinnung, wie sie eine politische Partei eben nur auf Kosten 
ihrer unmittelbaren Wirkungsmöglichkeit bekommt. Der Kapi¬ 
talismus durfte handeln; die Sozialdemokratie betrachtete, 
kritisierte und agitierte. So hätte sie auch Zeit gehabt, sich 
über ihr mögliches Kriegserlebnis rechtzeitig klar zu werden 
und mindestens schon vor dem Kriege in alt ihren Propheten 
nachzuschiagen, was jeder über Weltpolitik und Krieg, über 
Staat und Nation zu sagen hat. So ein ganz klein wenig wirk¬ 
liche Parteimobilmachung. Aber sie war ihres Marxismus zu 
sicher und machte sich die Sache leicht, bis der Krieg kam. 
Doch wenn der Krieg da ist, verlangt er von allen den sofortigen 
Entschluß, und so verlangte er von der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie den plötzlichen Entschluß zum 4. August 191d. Die 
Sozialdemokratie hatte den glücklichen Instinkt, durch ihre 
Politik vom 4. August in dem Augenblick ohne klare Einsicht 
über die Bedeutung des Schritts mit ihrer Vergangenheit selbst 
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tatsächlich zu brechen, als die Wirklichkeit diese Vergangen¬ 
heit zerbrach: Hätte sie gezaudert und sich vom Volke ge¬ 
trennt, so hätte sic alle Möglichkeit eines großen nationalen 
Erfolges verloren. 

Es war der Tellsprung aus der Illusion in die Wirklichkeit, 
doppelt glücklich für die Nation und für den Sozialismus. Der 
Widersinn, daß die höchst organisierte Arbeiterschaft der 
höchst organisierten Volkswirtschaft und dem kraftvollsten 
Staat nur mit einem kalten Nein gegenOberstehen sollte, galt 
nicht mehr. Das scheinbar unheilbare System der sozialen 
Verschrobenheit, daß ein zu einer Riesenpartei gewordener 
Sozialismus gleichsam im luftleeren Raum außerhalb von Staat 
und Nation zu leben glaubte, war einem normalen Lebens¬ 
bewußtsein gewichen. 

Für die Nation bedeutete der 4. August das Siegesbewußt¬ 
sein der völlig gesammelten Kraft! Für den Marxismus den 
glückverheißenden Anfang einer Erneuerung, wo ohne den 
Krieg ein Ende der inneren Zersetzung, der piötzlichen Er¬ 
nüchterung oder der verhängnisvoli aussichtslosen Kraftprobe 
auf die Lebensfähigkeit des Hochkapitalismus frl&er oder 
später zu drohen schien. Denn der alte Marxismus war vor 
dem Kriege innerlich zu Ende, seine organisatorische Aufgabe 
im Proletariat waf wesentlich erfüllt und die große Ernüchte¬ 
rung über sich selbst und über die gesellschaftlichen Kräfte 
neben ihm mußte kommen, weil die Wirklichkeit auch vor dem 
Kriege doch so war, wie wir sie heute sehen. 

Darum ist die Diagnose: das üble Durcheinander in der So¬ 
zialdemokratie kommt nicht vom 4. August, sondern bedeutet, 
daß damals ein Geschwür gestochen ist, das überreif war. Nur 
war der erste Schnitt zu zaghaft. Es muß noch einmal kräftig 
nachgeschnitten werden. Was die Sozialdemokratie am 
4. August aus natürlichem Lebensinstinkt getan hat, muß sie 
noch einmal mit bewußter Ueberlegung nachholen: den Bruch 
mit dem alten Marxismus. Sonst bleibt die alte „Wissenschaft“ 
im Körper der Partei und vergiftet die gesunden Instinkte, wie 
sie sie früher geiähmt hat. Nicht umsonst hat man Bebel und 
Liebknecht, Lassalle und Friedrich Engels als Kronzeugen für 
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den 4. August anführen können, nicht Karl Marx selbst. Nur 
die unmarxistischen Nebenstimmungen der Sozialdemokratie 
haben den Entschluß vom 4. August erleichtert. Für den ortho¬ 
doxen Marxismus war er ganz unmöglich. Solange die reine 
Abrechnung mit Marx unterbleibt, bleiben die Führer der neuen 
Sozialdemokratie in ihrer innersten Ueberzeugung in einem 
aufreibenden Zwiespalt, die Partei kann dauernd aus der Enge 
der reinen Klassenpartei nicht heraus und muß immer mit dem 
Bleigewicht des vulgär-marxistischen Doktrinarismus rechnen. 
Marx muß kritisch abgebaut werden, um die brauchbaren 
Qrundelemente seiner Lehre neu zu assimilieren. Nur so ist 
auch die Weite des weltgeschichtlichen Blicks neu zu sichern 
und in beweglicherer Freiheit zu erhalten. 

Der eigentliche geschichtliche Vorgang der RevokUioniermg 
der Revolutionäre als besonderer Durchgangszustand in der 
Geschichte des Sozialismus dauert demnach vom 4. August 
bis zu dem vorläufig noch unbekannten Tage, wo die 
Sozialdemokratie sich auf eine neue Orundlehre geeinigt und 
eine neue Politik beschlossen hat. 

Es handelt sich dabei um den stürmisch beschleunigten 
Wechsel von Ideen- und Theoriensystem in einer durch die 
Weltgeschichte wild fortgerissenen Bewegung, die kraft ihrer 
vorhandenen Organisation und durch den Gegendruck anderer 
Interessen im wesentlichen als Qesamtbewegung beharrt, aber 
im einzelnen bunt durcheinander gewirbelt wird. In jeder Hin¬ 
sicht einer der merkwürdigsten Vorgänge der Weltgeschichte, 
und für die Gesamtgeschichte des Sozialismus in seiner Art 
ebenso wichtig, wie die ungeheuere Organisationsarbeit, in der 
sich der Kriegssozialismus versucht. Ein Hauptstück in der 
sogen, „ideologischen Spiegelung“ der materiellen Umgestal¬ 
tung unserer Zeit. 

Der Vorgang hat sein Außen und sein Innen. Von außen ein 
kleineres Durcheinander im großen Durcheinander der Welt¬ 
katastrophe. Von innen ein Kampf der Geister um neue Ziele. 

Die Marxisten haben im Weltkrieg alles miterlebt, was die 
anderen erlebt haben, und dazu noch einiges mehr, weil die 
größte Enttäuschung mit der größten Erfüllung gleichzeitig 
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über sie kam, und die plötzliche Eröffnung vorher unbekannter 
Lebensweiten mit dem Ausbruch grimmigster Parteileiden¬ 
schaft verbunden war. Revolutionierung der Revolutionäre 
bedeutet als wirkliches Erlebnis ein einigermaßen aufregendes 
Durcheinander, das aber dadurch ein Gesetz seiner inneren 
Ordnung hat, daß alle gewohnten Verhältnisse doppelt auf den 
Kopf gestellt werden, und darum überall sehr viel Vernunft 
mit sehr viel Unvernunft verbunden ist. Und umgekehrt! 
Die verblüffenden Unmöglichkeiten in der Geschichte des 
Marxismus im Weltkrieg wird nur der Eingeweihte einst er¬ 
zählen können. Der Außenseiter kann nur ahnen. 

Rechter Hand, linker Hand, alles vertauscht! Die älteren 
Gegensätze von Radikalen und Revisionisten existieren nicht 
mehr. Der neue Gegensatz klafft auf: für oder gegen die posi¬ 
tive Staatspolitik des Sozialismus. Hier wie dort brechen die 
alten Freundschaften auseinander, alte Gegner finden sich neu 
zusammen. Eine stürmisch bewegte Johannisnacht in der Ge¬ 
schichte des Sozialismus. Glückliches Sichfinden und ver¬ 
worrener Streit, schmerzliche Tragödien, aber auch phan¬ 
tastisch-komische Zwischenspiele. 

Mit innerster Notwendigkeit wird ein Teil der alten Radi¬ 
kalen zu den entschlossensten Führern auf dem Wege der 
grundsätzlichen Erneuerung. Solche Leute gehen jedesmal aufs 
Ganze. Wer voraussah, konnte schon den Tod des Genossen 
Frank zu Anfang des Krieges mit der Bemerkung begleiten, 
daß dadurch die durchgreifende Umbildung der Sozialdemo¬ 
kratie eher beschleunigt wurde, weil er seinen Platz für besser 
geeignete Reorganisatoren freigab. Ein Teil des Revisionismus 
dagegen sieht den letzten Rest seines Sozialismus in einer 
vagen Friedenspolitik verdampfen. 

Für die einen gibt es Kaiserempfänge, Ministerkonferenzen 
und geheimnisvolle diplomatische Aufträge! Wer kommt nicht 
heute alles in Verdacht, Agent zu sein! Für die anderen je 
nach ihrer Art den gruseligen Reiz der Geheimverschwörung, 
die Schwermut des entschlossenen, alten Kämpfers, der die 
Welt nicht mehr versteht, die wütende Leidenschaft der ver¬ 
steckten Anfeindung, den altgewohnten haarspaltenden Eifer 
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doktrinärer Parteifehden oder endlich das dreifach gereizte 
Aufbäumen gegen alles, was wie Kette aussieht, und den 
kleinen Putsch auf der Straße. 

Die Schicksale werden vollkommen auseinander getrieben. 
Hier in das aufbauende Leben der Zeit hinein, dort zum sinnlos 
eifernden Anarchismus zurück, 4er nur noch mit sozialistischen 
Worten spielt. Negation und Position im Sozialismus lösen sich 
menschlich voneinander ab. Die natürlichen Mitläufer der 
radikalsten Oppositionspartei sind auf einmal isoliert. Die 
Prinzipienreiter, die Weltverbesserer aus geheimer Mißgunst, 
die Temperamentsmenschen, die keine Fessel ertragen können, 
die geborenen Negativisten,' die Qefühlsphantasten, die ihr 
gutes Herz immer auf den äußersten Flügel der allgemeinen 
Menschenliebe treibt usw. Solange der Sozialismus bloße 
Forderung ist, kommen diese Leute, die im Grunde alle patho¬ 
logische Individualisten sind, zum Sozialismus, wie die Fliegen 
zum Honig. Wird der Sozialismus praktisch, stößt er sie ab 
und drängt sie vielleicht zum Teil in die gefährliche Gruppe 
hoffnungslos revoltierter Eigenbrödler, mit denen gerade die 
Organisationsverfassung einer wirklichen sozialistischen Ge¬ 
sellschaft als einem echten inneren Feind immer wird rechnen 
müssen. Wie es ein „Lumpenproletariat“ gibt, so gibt es 
„IrrUationssozialisten". Leute, die aus irgendeinem Trieb 
^zialist sein möchten, aber gar nicht die geistige Kraft haben, 
es wirklich zu sein. Die Ausgärung dieser Gruppe aus der 
Sozialdemokratie ist noch nicht zu Ende, aber sie hat be¬ 
gonnen. Wer aber ganz im alten Sinne Revolutionär bleiben 
will, wenn die Wirklichkeit die Revolutionäre revoiutioniert, 
wird in seinem persöniichen Revolutionspathos so hinauf¬ 
gesteigert, daß er jede Unterscheidung und jede Besonnenheit 
verliert, und als kleiner Eintagsmensch in einer persönlichen 
Aktion den Kampf mit der Geschichte aufnimmt, bis ihn die 
Geschichte verschlingt. Auch das ein „notwendiger“ Ausdruck 
der allgemeinen Erscheinung. 

Und demgegenüber ein höchstes Maß praktischer Mitarbeit 
im Staat. Die beinahe selbstverständliche Vertrauensstellung 
der Gewerkschaften bei der Zusammenarbeit mit den Behör- 
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den, das immerliin gewichtige Wort der Partei bei der ver¬ 
traulichen politischen Besprechung. Das stolze MachtbewuBt- 
sein, daß der Zwang der inneren Dienstpflicht positiv schaffend 
zu einem Gesetz des inneren Fortschritts umgebogen werden 
konnte. Der bis zur gefährlichen Ruhmrederei gesteigerte 
Kitzel, bei dem Entwurf des Friedens mitsprechen zu dürfen. 
Aber demgegenüber auch die als Notwendigkeit anerkannte 
Pflicht, in den Reihen der Arbeit Disziplin zu halten, weil schon 
im Kriegssozialismus die Arbeit ein öffentliches Amt wird, und 
zu jedem Amt auch die Bereitschaft zum entsagungsvollen 
Dienst gehört. Es kommt der Augenblick, wo man einsieht, 
daß Sozialismus kein bloßes Fordern, sondern auch pflicht¬ 
gemäßes Leisten ist. 

Es bleibt allerdings auch der verhängnisvolle Agitations¬ 
zwang der Massenpartei, die die Stimmung der Massen auch 
nicht für eine noch so kurze Zeit verlieren möchte, und die 
darum selbst zu radikalen Friedensforderungen gedrängt wird, 
sobald einmal durch die harte Not der Zeit die radikalen 
Schlagworte der Konkurrenz des abgesplitterten linken 
Flügels vermehrte Verbreitung finden. Hinter der Revola- 
üonierung steht die Agitationsgefahr der Zuräckrevolutionie- 
rmg. Der weltgeschichtliche Vorgang hat diese höchste 
Labilität naturgemäß in sich. Es ist noch alles unsicher. Das 
Ja der Mitarbeit steht vorläufig nur auf dem Augenblicks¬ 
entschluß des Instinkts, nicht auf dem festen Fundament einer 
endgültigen geistigen Abrechnung. Das Nein der alten Rich¬ 
tung hat darum noch seine ganze grundsätzliche und grund¬ 
sätzlich anziehende Kraft. Der ,»Augenblick“ aber ist der 
Verneinung günstig, weil das Volk leidet. So werden die 
revolutionierten Revolutionäre, die ein weltgeschichtiicher 
Augenblick aus der überzeugtesten Sicherheit herauswarf und 
die seitdem dem Augenblick leben müssen, von neuem ganz 
in den Augenblick hineingerissen und geraten in Gefahr, für 
sich selbst und für ihr Volk das wieder zu verlieren, was eben 
gewonnen war. Der Sozialismus ist seinem Wesen nach 
Frieden, weil er Aufbau ist. Darum darf er aber auch nur 
nach einem Frieden verlangen, der Aufbau sein kann, nachdem 
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der neue Qrund dieser Zeit erreicht ist, um bei diesem Aufbau 
die Massen zu führen. Darin wird er sie im Frieden wieder- 
sewinnen, auch wenn er sie im Kriege vorübergehend verliert, 
weil er auf größere geschichtliche Notwendigkeiten achten 
muß, als die Massen in ihrer unmittelbaren Not. 

Das ist die Spannung zwischen Zukunft und Vergangenheit 
im Marxismus, die notwendig auf grundsätzliche Klärung drängt. 

Inzwischen geht das widerspruchsvollste Erleben weiter. 

Die Revolutionierung der Revolutionäre führt die Sozial¬ 
demokratie in Staat und Gemeinden in alle Stellen der Kriegs- 
verwaltung hinein und läßt sie mit den ungeahnten Möglich¬ 
keiten der weit ausgreifenden Organisation auch den engen 
Gang und die harte Mühe aller Voraussicht und aller planvollen 
Zusammenfassung in einem Miliionenvolk erkennen. Der grim¬ 
mige Seufzer, daß derjenige auf die Mitarbeit bei der Einrich¬ 
tung des Zukunftsstaates gern verzichtet, der bei Einrichtung 
des Kriegswirtschaftsamts mitzuarbeiten hat, ist ja bekannt. 
Revolutionierung der Revolutionäre! 

Die Revolutionierung der Revolutionäre führt aber auch — 
ein beinahe romanhaftes Abenteuer, das manchen ehrbaren 
Parteivorstand verwirren kann — mit zugreifendem Wirklich¬ 
keitssinn auf die Beobachtung der ökonomischen Verhältnisse 
eingestellte Sozialdemokraten mitten in die verzweigte Kon¬ 
junktur der Kriegsgewinne und des Finanzkapitals hinein, und 
damit in die plötzliche Macht winkbereiter Millionen, die dem 
ganzen Wollen seine Freiheit geben und dabei dem Marxismus 
mitten in seiner Krisis die ungewohnte und darum auch gewiß 
vielfach mit der gewohnten Kritik begrüßte Gunst eines im 
Großen fördernden Mäzenatentums gewähren. Die Sozial¬ 
demokratie konnte in dieser Zeit neue Mittel der SelbstVer- 
ständigung so dringend gebrauchen, die ihr eine freie Klärung 
ihres Willens möglich machten, ohne unter dem Zwang einer 
alten Ueberlieferung zu stehen, und die Zeit mit ihrer Umkehr 
aller gewohnten Ordnung gab ihr das und gab ihr darüber 
hinaus eine augenfällige Lehre, daß zwar unter der Herrschaft 
des Kapitalismus vieles unnütz und unsozial vergeudet werden 
kann, wenn der einzelne nach seinem Gefallen sein Geld aus- 
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gibt, daß aber eine zieibewußte Hand bei freier Qeldverwendung 
auch in kürzester Zeit schneiien Nutzen schaffen und den Fort¬ 
gang einer notwendigen Entwickiung wesentlicli beschieunigen 
kann. Scheinbar der Einzelfali außer alier Regel stehender 
Persönlichkeiten, und doch wieder nur der Ausdruck einer 
gesellschaftlichen Qesamtlage. 

Es gibt einen lehrreichen Rückblick, wenn ein Marxist jetzt 
fragt, was ist aus mir und meinen Freunden geworden, wer 
konnte auf der Woge der Zeit reiten, und wer entpuppte sich 
als ein durch seinen Fleiß aufgestiegener, aber einer wirklich 
revolutionären Zeit gar nicht gewachsener kleiner Partei- 
bureaukrat? 

Revolutionierung auch im alten Verhältnis von Partei und 
Gewerkschaft, in dem der plötzliche Umschlag mit plötzlicher 
Gewalt das herstellt, was man als das „normale Anfangsver¬ 
hältnis“ bezeichnet hat. Die Gewerkschaften auf einmal ganz 
oben, mächtige Interessenorganisation unter mächtigen Inter¬ 
essenorganisationen, eingestellt in den Kreis der anerkannten 
großen Glieder der deutschen Volkswirtschaft, mit dem Ge¬ 
deihen ständig zunehmender Macht und der Erfüllung lang 
gehegter Wünsche, freilich auch in dem Mitgliederstand 
und in der Finanzwirtschaft schwer gefährdet. Die Partei 
dagegen, trotz äußerer diplomatischer Hätschelung, im Grunde 
tief unten, nachdem der erste große Jubel über die Politik 
vom 4. August verklungen ist. Durch Disziplinlosigkeit inner¬ 
lich erschüttert, durch den notwendigen Gebrauch der Macht¬ 
mittel in den Ruf der Gewalttätigkeit gebracht, durch Bruder¬ 
krieg zerrissen, unsicher in der Führung! Sie läßt der Zeit 
die Zügel schleifen und weiß noch nicht, wie sie die Dinge 
geistig meistern soll. Sie läuft, um doch einen Erfolg zu haben, 
einer im Grunde unfruchtbar bleibenden rein äußerlichen 
Demokratisierung unseres Staatslebens nach, wie sie vor dem 
Kriege der Friedensbewegung nachlief, und dankt damit eigent¬ 
lich vor einem wirklichen Sozialismus zum zweiten Male ab. 
Und die Parteispaltung stärkt das Uebergewicht der Gewerk¬ 
schaften bei der Mehrheit. Das ist das vorläufige Bild. Aber 
eine neue Umkehrung kann kommen, wenn nach dem Kriege 
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der Wiederaufbau beginnen soll und die reine Gewerlcschafts- 
politik zwar weiter vertreten kann, was das nächste Interesse 
der Arbeiterschaft verlangt, aber nicht, was für ein Richtbiid 
für die Wiederherstellung der Volkswirtschaft genommen 
werden soll. Wird die Partei dann Klarheit haben? 

Schmerzhaft empfutKiene Revolutionierung der alten brüder¬ 
lich erstrebten Beziehungen zum Sozialismus des Auslandes, 
zur „Internationale“. Immer wieder neu schmerzhaft! Ein 
erstes Stück organisatorischen Menschheitsbaues ist da zu¬ 
sammengebrochen, ein Turm ohne Fundamente über der leicht¬ 
sinnig vergessenen Verwirrung der Sprachen, und doch ein 
Wahrzeichen, das an den Himmel zu reichen schien! Ein Wahr¬ 
zeichen der Weltbruderschaft der Arbeit! Ein Wahrzeichen 
der ehrlichen Weltbrüderlichkeit des deutschen Geistes! Man 
hatte in verhängnisvoller Uebertreibung der eigenen Ideologie 
nur die Einheit der Klassen und nicht die Verschiedenheit der 
Staaten gesehen. Jetzt hatte man zu lernen, daß jede inter¬ 
nationale Teilorganisation nicht einfach eine Verbreiterung der 
übereinstimmenden Klassenbestrebungen über die Staats¬ 
grenzen ist, sondern schlechterdings notwendig in sich eine 
Wiederholung der allgemeinen staatenpolitischen Struktur, von 
der man vielleicht die sonderpolitischen Schlagworte fern¬ 
halten kann, aber nicht die Auswirkung der real vorhandenen 
nationalwirtschaftlichen Gegensätze. Darum kann aus jeder 
„Internationale“, welches Lebensgebiet der Gesellschaft sie 
auch immer ergreift, der Macchiaveilismus der klug verleug- 
neten Sonderstaatspolitik hervorbrechen. Aus der Arbeiter- 
internationale ist er doppelt herausgebrochen. Zuerst, als sie 
in Stücke ging. Dann, als sie in neuen Konferenzen zum hei¬ 
ligen Boden für den Frieden gemacht werden sollte, und dabei 
doch zu einem Instrument des Angriffs und der Verteidigung 
der weltpolitischen Machtsysteme werden mußte. Man huldigte 
ihren Worten und sündigte notgedrungen gegen ihren Geist, 
und war um so mehr in verdutzter Unsicherheit, weil man unter 
dem Zwang der materiellen Tatsachen des Staatensystems in 
einer Richtung handeln mußte, über.die man sich unter der 
Nachwirkung der alten staatsfremden Theorie noch gar nicht 
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im klaren fühlte. Was versteht der marxistische Sozialismus 
von staatlichen Fragen? Er hatte den Staat im wesentlichen 
geleugnet. Wie konnte er Richter zwischen den Staaten wer¬ 
den? Wie der Diplomat, der den Listen der alten Staatskunst 
gewachsen war? Er muß sich die Ohren von den advokatori- 
schen Phrasen der Advokatendemokratien vollschwatzen 
lassen und kann zurzeit nichts dagegen sagen, weil er über 
sich selbst so unklar ist. Will man aber mit ehrlichem 
Bemühen über die nationale Parteilichkeit hinaus, so kommt 
man in die spießige und durchaus unsozialistische Rolle des 
übelberufenen Schiedsrichters, der am Kern aller Dinge klüg¬ 
lich vorbeigeht und den Parteien möglichst rasch einen arith¬ 
metischen Ausgleich aufnötigen will. Die Arbeiterschaft kennt 
diese Art Schiedspruch zur Genüge und hat sich oft genug 
dagegen gewelirt. Jetzt will es das Gesetz der radikalen 
Revolutionierung, daß ein solcher Schiedsspruch zwischen den 
Völkern als der höchste Ehrgeiz des Sozialismus erscheint 
Man steht den großen Ordnungsfragen der Welt im wesent¬ 
lichen mit der Antwort gegenüber: Bleibt bei der alten Ord¬ 
nung. Darum wird vorläufig die Weltgeschichte das Welt¬ 
gericht der Völker bleiben müssen. Vor der „Internationalen" 
war das Verfahren noch nicht geregelt und die Bank noch 
nicht richtig besetzt. Der Bau der dritten Internationale wird 
auch nicht ganz einfach sein, wenn sie eine weltpolitische Inter¬ 
nationale werden soll. Das verlangt Weltpolitiker oder sogar 
politische Weltbaumeister. 

Und wie man doppelt über die Internationale umlernen 
mußte, als sie auseinanderbrach und als sie den Frieden 
bringen sollte, so mußte man doppelt über die Revolution um¬ 
lernen, als die von 1914 kam und als die von 1789 sich in 
Rußland noch einmal wiederholte. Da war es doppelt klar, 
daß die Zeit der zerstörenden Befreiung für uns vorüber und 
die deutsche Revolution der organisatorische Aufbau ist. Was 
die höchste Ueberraschung dieser Zeit der jähen Ueber- 
raschungen werden konnte, ging im Grunde schnell vorüber. 
Der langersehnte Sturz der russischen Gewaltherrschaft wurde 
zur kritisch verfolgten Gefahr für die eigene Zukunft, weil die 
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bloße Zerstörung flbergreifen konnte. Man lernte es im aller¬ 
härtesten neuen Kampf gegen die verblendete Erregung der 
eigenen früheren Freunde und schloß die Akten über die 
Revolution des Sozialimus neu ab. Die geschichtliche Ab¬ 
rechnung sagt, Deutschland hat seine Rolle als das führende 
Land des Sozialismus doppelt erfüllt. Es hat Rußland die reale 
Möglichkeit seiner Befreiung gegeben, weil es durch seinen 
Aufstieg die Autokratie in das vergiftende Bündnis mit den 
Demokratien des Westens brachte und durch die Zertrümme¬ 
rung der russischen Heere der Militärmacht des Zarismus die 
Kraft zur inneren Herrschaft nahm. Deutschland war der un¬ 
ersetzliche Befreier und ließ doch dem übermenschlich ver¬ 
hängnisvollen Schicksal der Selbstbefreiung seinen Lauf, durch 
dessen Schrecken die Freiheit Rußlands erst endgültig er¬ 
worben werden kann. Und nach der äußeren Befreiung wird es 
das Vorbild des Aufbaues sein, wenn das wilde Aufstürmen 
leidenschaftlich ausgreifender Versuche sich wieder zur Ord¬ 
nung zusammennimmt und begriffen hat, daß eine echte Revo¬ 
lution auf unserer Entwicklungshöhe sich nicht in das endlose 
Pathos ihrer Schlagworte verliert oder in falscher Erneuerung 
von 1789 gegen einen vermeintlichen Feind nach außen bricht, 
sondern im Innern der Gesellschaft an die schaffende Arbeit 
geht. Indem man die alte Revolution zum Durchbruch der 
Freiheit als die schwere Prüfung einer geschichtlichen Ver¬ 
spätung bei einem nach der Gesamtheit seiner Lebens¬ 
bedingungen in der Entwicklung gehemmten, frühreif unfertigen 
Volk erlebt, wird endgültig klar, wie der „revolutionäre“ Fort¬ 
schritt bei der geschichtlichen Aufgabe der deutschen Organi¬ 
sation zu deuten ist. Sturmtempo des Aufbaues! 

So etwa hat sich die Revolutionierung der Revolutionäre 
äußerlich abgespielt. Kleinstes und Größtes bunt nebeneinander. 
Aber überall dieselbe Regel der völligen Umkehrung der 
gewohnten Verhältnisse. Man kann Zusehen, wie bei einem 
großen Wasserfall, wo die Massen in bestimmter Richtung 
stürzen, in bestimmter Richtung wieder nach oben schlagen, 
wie ihnen der Fels entgegenwirkt und wie der Sturm da¬ 
zwischen faucht. Auch das Chaos hat seine Gesetze. 
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WILHELM KOLB: 

Zur Reform der Staatsverwaltung. 

Z u den Aufgaben, die bei dem Ausbau unseres gesamten inner¬ 
politischen Lebens ihrer Lösung harren, gehört neben vielem 
anderen auch eine durchgreifende Reform auf dem Gebiete der 
Staatsverwaltung. Welche politische Bedeutung diesem Problem zu¬ 
kommt, lehrt ein Blick auf die Verhältnisse Preußens. Seit Jahr¬ 
zehnten beherrscht hier die relativ kleine privilegierte Schicht des 
ostelbischen Junkertums fast den gesamten inneren Verwaltungs¬ 
apparat. Mit der in Aussicht stehenden Reform des preußischen 
Wahlrechts wird hier zweifellos eine Aenderung eintreten, deren 
Einfluß sich aber nur allmählich geltend machen wird. Auch wenn 
das preußische Wahlrecht demokratisiert ist, wird der politische 
Einfluß des Ostelbiertum in der preußischen Verwaltung noch auf 
Jahre hinaus sich fühlbar machen. Die Verwaltung eines so großen 
Staatswesens läßt sich nicht im Handumdrehen umkrempeln. Immer¬ 
hin wird man damit rechnen dürfen, daß der Bevorzugung des 
Junkerelements bei der Besetzung der höheren Verwaltungsposten 
merkliche Schranken gesetzt werden. 

Allein damit, daß ein anderer politischer Geist in die Verwaltung 
einzieht, ist das Problem der Reform der Staatsverwaltung noch lange 
nicht gelöst. Es handelt sich hier nicht bloß um ein politisches, son¬ 
dern auch um ein verwaltmgstechnisches und finanzielles Problem, 
dessen Bedeutung von Jahr zu Jahr größer geworden ist. Die Klage, 
daß die Staatsverwaltung zu bureaukratisch ist, daß das unheimliche 
Wachstum der Zahl der Beamten in einem Mißverhältnis zur Zu¬ 
nahme der Geschäfte steht, daß es immer schwieriger wird, die ins 
Riesenhafte sich steigernden finanziellen Kosten für die Verwaltung 
aufzubringen, und daß darunter die Gehalts- und Anstellungsverhält¬ 
nisse fast aller Beamtenkategorien leiden, ist ganz allgemein. 

Die Landtage werden von Session zu Session mit Beamtenpetitio¬ 
nen förmlich überschwemmt und trotz Aufwendung großer finan¬ 
zieller Mittel hören die Klagen und Beschwerden der Beamten nicht 
auf. Im Gegenteil; die Verhältnisse haben sich in den letzten Jahren 
vor Ausbruch des Krieges immer mehr verschlechtert. Der Andrang 
zu den Staatsstellen aller Arten wurde immer größer, die Staatsver¬ 
waltungen wußten nicht mehr, wie sie dieser Flut einen Damm ent¬ 
gegensetzen sollten. 

In welch unheimlichem Mißverhältnis die tatsächlichen Leistungen 
der staatlichen Verwaltung zu deren finanziellen Kosten stehen, da- 
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{Qr hier ein klassischer Beweis: In seiner Etatrede auf dem Landtag: 
1911/12 hat der badische Finanzminister Hansel darauf hinsewiesen, 
daß der persönliche Aufwand im Staatshaushalt die sachlichen Aus¬ 
gaben am volle 6 Proz. Obersteige. Während in dem vorhergesange- 
oeo Jahrzehnt die Bevölkerung Badens sich um 14,7 Proz. vermehrte, 
hat die Zahl der Staatsbeamten sich verdreifacht. 

Im privatwirtschaftlichen Leben würde ein solcher Zustand den 
aufgelegten Bankrott bedeuten. Der Staat war bisher in der glück¬ 
lichen Lage, auf dem Wege der Steuern immer wieder die Mittel'für 
eine solche VerwaltungsmiSwirtschaft aufzubringen. Auf die Dauer 
wäre das aber auch dem Staat nicht möglich gewesen und nach 
diesem Kriege ist es ganz und gar ausgeschlossen, dieses System 
aufrechtzuerhalten. Das Reich bedarf allein zur Aufbringung der 
durch den Krieg enstandenen Kosten solcher Riesensummen, daß — 
ganz abgesehen von allen sonstigen in ihren finanziellen Anforde¬ 
rungen sicher nicht kleiner werdenden Ausgaben — die Fortführung 
eines solchen System der Staatsverwaltung sich ganz von selbst ver¬ 
bietet. Seine Vereinfachung und Verbilligung ist zur gebieterischen 
Notwendigkeit geworden und dies nicht nur unter dem Qesichts- 
punkt einer sparsamereren Wirtschaft, sondern vor allem auch des¬ 
halb, um den finanziellen Anforderungen der Beamten genügen zu 
können. Während des Krieges hat man sich mit Teuerungszulagen 
beholfen. Es unterliegt aber nicht dem geringsten Zweifel, daß nach 
dem Kriege die Qehaltsverhältnisse des Beamten einer durchgreifen¬ 
den Neuregelung dringend bedürfen. Auf der Grundlage des ietzigen 
Verwaltungs- und Anstellungssystems könnte diese Aufgabe unmög¬ 
lich in befriedigender Weise gelöst werden, ohne die Steuerschraube 
über das Mögliche und volkswirtschaftlich Zulässige hinaus anzu¬ 
ziehen. Dagegen würde sich mit Recht das 'Volk empören. Der Staat 
hat aber kein Interesse daran, die Beamten in einen künstlich hervor- 
gemfenen scharfen Gegensatz zu der übrigen Bevölkerung zu bringen. 

Das Problem der Reform der Staatsverwaltung ist so kompli¬ 
ziert und es erstreckt sich auf so viele Zweige, daß es ganz un¬ 
möglich ist, es in einem Artikel einer Zeitschrift auch nur andeutungs¬ 
weise erschöpfend zu behandeln. Ich will mich deshalb hier auf 
einige — wie mir scheint — besonders wichtige Seiten beschränken. 

Daß bei der Ausbildung unserer Verwaltungsbeamten neue Wege 
beschritten werden müssen, ist von anerkannten Fachleuten schon 
oft betont worden. Insbesondere müssen die höheren Beamten der 
inneren Verwaltung mit einer gründlicheren Kenntnis unserer wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse ausgerüstet werden. Der 
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Besitz juristischer und verwaltungstechnischer Kenntnisse allein ge¬ 
nügt nicht mehr. Ein gründliches volkswirtschaUUches Studium der 
Verwaltungsbeamten, verbunden mit zeitweiser praktischer Tätigkeit 
außerhalb der Verwaltung in größeren Fabrikbetrieben — ist eine 
unerläßliche Voraussetzung für eine den Zeitverhältnissen angepaßte 
staatliche Verwaltung. Die Weltfremdheit vieler höheren Verwal¬ 
tungsbeamten in den weitverzweigten privatwirtschaftlichen Verhält¬ 
nissen geht sehr oft, wie man zu sagen pflegt, über die Hutschnur. 
Was außerhalb der Hörsäle unserer Universitäten und der staatlichen 
Verwaltungsbureaus vorgeht, ist für nicht wenige der „studierten 
Herren“ ein spanisches Dorf. Daher auch — trotz Telegraph und 
trotz Telephon — der übertriebene Bureaukratismus, die Unsummen 
verschlingende Vielschreiberei. 

Ueber Fragen, die durch ein Telephongespräch oder mündliche Aus¬ 
sprache kurzerhand ihre Erledigung finden könnten, führen die an 
ein und demselben Orte befindlichen verschiedenen Verwaltungs¬ 
behörden Wochen- und monatelang dauernde schriftliche Verhand¬ 
lungen. Ueber Bagatellsachen entstehen die dicksten Aktenfaszikel. 
Diese Verschwendung so viel kostbarer Zelt verschlingt natürlich ent¬ 
sprechend viel Geld. Daß hier sehr viel gebart werden kann, ohne 
daß die Gründlichkeit und Zuverlässigkeit der Verwaltung darunter 
Not leidet, liegt auf der flachen Hand. Doch das nur nebenbei. 

Eine gründliche zeitgemäße Reform der Staatsverwaltung kann nicht 
durchgeführt werden, wenn nicht gleichzeitig unser Schuisystem auf 
eine neue Grundlage gestellt wird. Beides hängt untrennbar zu¬ 
sammen. Solange die künstliche Züchtung von Mittelschulen auf 
Kosten des so dringend notwendigen Ausbaues unserer Volksschulen 
fortgesetzt und an dem Grundübel des EinlährigenprivUegs festgc- 
halten wird, werden alle Versuche, die auf eine Vereinfachung und 
Verbilligung der öffentlichen Verwaltungen hinzielen, scheitern oder 
doch nur ein höchst unbefriedigendes Resultat liefern. Das Uebel 
muß bei der Wurzel gefaßt werden und diese Wurzel ist unser 
heutiges, im Prinzip auf dem Geldbeutel der Eltern aufgebautes Schul¬ 
system. Darunter leidet nicht nur die Staatsverwaltung, die Fehler 
dieses verkehrten Schulsystems machen sich auch in der Volkswirt¬ 
schaft fühlbar. Niemand wird die gewaltigen Leistungen der deut¬ 
schen Volkswirtschaft in den letzten Jahrzehnten in Frage stellen 
wollen. Wir haben fast alle andern Völker weit überflügelt. Allein 
diese Tatsache ändert an der andern nichts, daß noch viel mehr 
hätte geleistet werden können, wenn die Volksschule, in der die 
große Mehrheit des deutschen Volkes ihr geistiges Rüstzeug für den 
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wirtschaftlichen Existenzkampf erhält, noch besser ausgebaut worden 
wäre. Von welch ungeheurer Bedeutung die allgemeine Volksbildung 
ist, hat der Krieg mit aller nur wünschenswerten Deutlichkeit gelehrt. 
Der Besuch der Mittelschulen hat in den letzten Jahren enorm zu¬ 
genommen. Fast jede kleine Stadt unterhält heute eine Mittelschule, 
und wenn es auch nur eine sechs- oder siebenklassige ist. Die 
Existenz dieser Mittelschulen ist von erheblichen finanziellen Zu¬ 
schüssen der Gemeinden abhängig. Die Folge ist vielfach eine finan¬ 
zielle Knauserei gegenüber der Volksschule. Wenn man der Ursache 
dieser Erscheinungen auf den Grund geht, dann findet man, daß es 
das EinjährigenprivUeg ist, das diesen gewaltigen Andrang zu den 
Mittelschulen hervorruft Würden die Schüler der Mittelschulen die 
auf diesen erworbenen Kenntnisse im Handwerk, in der Industrie 
und in der Landwirtschaft verwerten, dann wäre das für die Ent¬ 
wicklung unserer Volkswirtschaft zweifellos von großem Nutzen. 
Leider aber drängt das Gros der Mittelschüler, sobald sie im Besitze 
des Berechtigungsscheins zum Einjährigen sind, zur Futterkrippe der 
öffentlichen Verwaltungen. Die Mittelschüler, die im Besitz des 
Abiturientenzeugnisses sind, besuchen, sofern die Finanzen der Eltern 
es einigermaßen erlauben, die Hochschulen, bei denen von Jahr zu 
Jahr die Zahl der Immatrikulationen zugenommen hat. So entstand 
das sogenannte Gelehrtenproietariat. Alle wissenschaftlichen Fakul¬ 
täten sind überfüllt. Geradezu unheimlich hat die Zahl der Juristen 
und der Philologen zugenommen. Dem Staat war es schlechterdings 
unmöglich, sich dieses Ansturms der akademisch und halbgebildeten 
Anwärter auf die Staatsstellen zu erwehren. Ganz besonders schlimm 
haben sich die Verhältnisse für die Juristen entwickelt. In Baden 
hatten in den letzten Jahren die jungen Juristen, welche sich dem 
Staatsdienst zuwandten, im Alter von 25 Jahren noch keine feste 
Anstellung. Aehnlich liegen die Verhältnisse bei den Philologen. Wit; 
groß die Zahl der akademisch gebildeten Techniker ist, zeigt sich 
jeweils beim öffentlichen Ausschreiben von Stellen für die Techniker. 

Für jede einzelne Stelle, auch wenn die Bezahlung noch so gering 
ist, laufen oft Hunderte von Offerten ein. Die Proletarisierung in den 
Kreisen der Akademiker hat einen geradezu unheimlichen Umfang 
angenommen. 

Um ihrem enormen Andrang zu den öffentlichen Stellen, insbesondere 
in der inneren Verwaltung, einigermaßen gerecht werden zu können, 
werden im Staatsdienst akademisch gebildete Beamte vielfach für 
Arbeiten verwendet, die von mittleren Beamten ebensogut erledigt 
werden könnten. Die lange Wartezeit bis zur Anstellung und die mit 
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diesem System verbundenen Schwierigkeiten bei der Beförderung 
unterbinden die Initiative der Beamten, die Arbeitslust und damit die 
Leistung. Kommt dazu — wie in Preußen — noch das Privilegium 
einer kleinen Kaste für die oberen Verwaltungsposten, dann ist das 
Uebel doppelt schlimm. 

Genau dasselbe Bild bieten die Zustände beim mittleren Beamten¬ 
tum. Auch hier ein riesiger Andrang, dem der Staat sich nur dadurch 
einigermaßen erwehren kann, daß er Examinas vorschreibt, die nicht 
notwendig sind, mit Hilfe derer er aber wenigstens einen Teil der 
Anwärter auf die mittleren Beamtenstellen von sich abschiebt. Die 
Zahl der auf diese Weise geschaffenen verunglückten „besseren“ 
Existenzen ist ständig gewachsen. Auch die mittleren Beamten ver¬ 
richten zu einem großen Teil Arbeiten, für deren Erledigung eine 
halbwegs zureichende Volksschulbildung vollauf genügen würde. Ehe¬ 
malige Volksschüler und seien sie noch so qualifiziert, werden prinzi¬ 
piell von der Carriere des mittleren Beamtentums ausgeschlossen. 

Dazu kommt, daß dem Aufstieg der mittleren Beamten ebenfalls 
eine künstliche Grenze gezogen wurde. Um den akademisch ge¬ 
bildeten Beamten außer der Konkurrenz, die sie sich durch ihre 
wachsende Zahl selbst bereiten, keine weitere Konkurrenz anf den 
Hals zu laden, sirnl die mittleren Beamten „in der Regel“ von der 
Besetzung der für die Akademiker reservierten Stellen ebenfalls aus¬ 
geschlossen. Der mittlere Beamte weiß von vornherein, daß er es 
im allergünstigsten Falle zum Bureauvorstand bringt. Zu was sich 
also besonders anstrengen? Es nützt ja doch nichts, zumal bei der 
Beförderung im allgemeinen das Prinzip der Anciennität entscheidet. 

Ist es da ein Wunder, wenn in der öffentlichen Verwaltung im allge¬ 
meinen relativ erhebUch weniger gearbeitet wird als in der Privat¬ 
wirtschaft? 

,Allen Tüchtigen die Bahn frei!" Diese vom Reichskanzler aus¬ 
gegebene Parole ist bei dem heutigen System der Staatsverwaltung • 
schlechterdings undurchführbar. Der Versuch, sie anzuwenden, würde 
auf unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen. 

Zu den hier kurz skizzierten Mängeln der heutigen Staatsverwal¬ 
tung kommt noch die Versorgungsberechtigung der Beamten und ihrer 
Hinterbliebenen aaf Kosten der Steuerzahler. Sie ist in erster Unie 
mit ein Grund für den großen Andrang zu den öffentlichen Aemtern, 
aber auch mit ein Grund für die sonstigen Mängel des heutigen Ver¬ 
waltungssystems: ,J)eutschtreu und pensionsberechtigt r 

Auf das letztere wird von vielen Zehntausenden der größte Wert 
gelegt. Weshalb sich all den Fährnissen des Kampfes ums Dasein 
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in der Privatwirtschaft aussetzen, wenn man die Möglichkeit hat, 
beim Staate ein relativ sorgenfreies Unterkommen zu finden? Wenn 
das auch in den weitaus meisten Pällen bloße Illusion ist, bei der 
die Enttäuschung selten ausbleibt, so ist es doch eine unzweifelhafte 
Tatsache, daß diese „kostenlose“ Versorgungsberechtigung für 
Tausende und Zehntausende den Anlaß bildet, sich dem Staatsdienst 
zuzuwenden. Sind aber die Beamten erst etatmäßig angestellt, dann 
müssen sie schon — bildlich gesprochen — silberne Löffel stehlen, 
um wieder aus dem Staatsdienst entfernt zu werden. So kommt 
es, daß im Staatsdienst viele Tausende mitgeschleppt werden, die 
in der Privatwirtschaft längst den „Bogen“ bekommen hätten. Wie 
sehr der ganze Staatsbetrieb unter diesen Zuständen leidet, ist jedem 
bekannt, der einmal Gelegenheit hatte, einen Blick hinter die Kulissen 
der so „tadellos funktionierenden“ öffentlichen Verwaltung zu werfen. 
Dabei ist noch ganz davon abgesehen, daß im Staatsdienst die Bureau- 
stunden nicht entfernt so pünktlich eingehalten werden, wie in den 
privatwirtschaftlichen Betrieben. Wo wäre es auch in einem großen 
kaufmännischen Kontor oder in einem Fabrikbetrieb denkbar, daß 
die Bureaubeamten um H9, um 9 Uhr und noch später auf das 
Bureau kommen? Wenn beim Staat so gearbeitet würde, wie bei¬ 
spielsweise in einer großen Bank, in welcher ancta Hunderte von 
Beamten beschäftigt sind, dann könnten viele MiUionen an Ver¬ 
waltungsausgaben gespart werden. 

Allen Tüchtigen die Bahn frei! Das muß das leitende Prinzip für 
die Reorganisation und Reform der öffentlichen Verwaltung werden. 
Um es praktisch durchführen zu können, muß vor allem das Ein- 
lährigenprivileg beseitigt werden. An Stelle der auf Staatskosten ein¬ 
gerichteten Versorgungsberechtigung muß eine Reichsversicherung 
für alle Beamten in Staat und Gemeinde treten, die man sehr leicht 
mit der Versicherungsgesetzgebung für die Privatbeamten, die ohne¬ 
hin dringend des Ausbaues bedarf, verbinden könnte. 

Diese beiden Reformen allein würden schon genügen, um den 
Andrang nach den Mittel- und Hochschulen erheblich zu mindern. 
Gleichzeitig müßte eine durchgreifende Verbesserung unserer Volks¬ 
schulen ins Werk gesetzt werden. Die dafür aufzuwendenden Mittel 
wurden sich für den Staat glänzend rentieren und der Volkswirtschaft 
würden dadurch wertvolle Kräfte zugeführt werden. 

Alle Schikanen, mit welchen man heute die Karriere für die unteren, 
mittleren und höheren Beamten künstlich verbarrikadiert, würden 
hinfällig. Der Staat wäre ebenso wie die Privatbetriebe in der Lage, 
untaugliche und faule Elemente auszuscheiden, ohne die Allgemeinheit 
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dadurch mit Kosten zu belasten. Es käme wieder ein frischer und 
freier Zug in die öffentliche Verwaltung, der Geist der Initiative würde 
auch in der Staatsverwaltung wieder lebendig, die Zahl der Beamten 
könnte vermindert werden, zu mindestens könnte das Tempo der Ver¬ 
mehrung der Beamten erheblich verlangsamt werden. Dadurch allein 
können auch die Mittel für die so dringend notwendige bessere Be- 
Zahlung der Beamten flüssig gemacht werden. 

Diese Reform ist also nicht nur vom Standpunkt der Allgemeinheit 
aus, sie ist ebenso im Interesse der Beamten selbst geboten. Im 
besonderen hat aber die Sozialdemokratie das denkbar größte Inter¬ 
esse daran, dieser so dringend notwendigen Reform ihre volle Auf¬ 
merksamkeit zuzuwenden. Je weiter sich die Stadt- und Staats¬ 
wirtschaft ausdehnt, diese insbesondere durch die Verstaatlichung der 
kapitalistischen Privatmonopole, je größer der Geldbedarf des Reiches 
und der Bundesstaaten infolge des Krieges wird, desto notwendiger 
ist die hier skizzierte Reform der öffentlichen Verwaltung. Finan¬ 
zielle wie volkswirtschaftliche Gründe sprechen gleichermaßen für 
ihre Dringlichkeit. Die Sozialdemokratie würde sich zweifellos ein 
großes Verdienst erwerben, wenn sie diese Reformgedanken auf¬ 
greifen und für ihre Durchführung mit voller Kraft eintreten würde. 


HERMANN KÖTSCHKE: 

Wbhnungsförsorge für kinderreiche 
Familien. 

U NSER Bevölkerungsverlust im jetzigen Kriege ist so gewaltig, daß 
die Aufgabe, für Ersatz zu sorgen, zu den wichtigsten Pflichten 
des Staates und des Volkes nach dem Friedensschluß gehören wird. 
Dabei sind sich alle einsichtigen Führer im Volke ihrer Schwierigkeit 
bewußt. Denn das Leben wird außerordentlich teuer sein und der 
Erwerb und Verdienst wahrscheinlich mangelhaft 
Allgemein gilt in der Literatur die Wohnungsfürsorge als eine der 
wichtigsten Faktoren für die Vermehrung des Bevölkerungszuwachses, 
wenigstens in den Großstädten. Nicht etwa deshalb, weil die Wohnung 
die Haushaltsausgaben am meisten belastet In Großstädten kommt bei 
den untersten Schichten im Durchschnitt etwa ein Fünftel bis reichlich 
ein Viertel der Ausgaben auf die Wohnung, wiewohl das schon als sehr 
belastend empfunden wird. Aber die Wohnung ist für die Gesundheit 
vielleicht der wichtigste Faktor. Wenigstens sind die Wohnungs- 
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Statistiken gemeinhin ein sehr genaues Pegel für die Gesundheit der 
Bewohner. Dann verursacht ein Familienzuwachs aber aucli häufig 
einen Wohnungswechsel, den man gern vermeidet. Außerdem kann 
man dem Wohnungselend fast noch am ehesten durch Reformen auf 
den Leib rücken. 

Natürlich ist die Sache nicht so: Je besser die Wohnungen, um so 
mehr Kinderköpfen begegnet man darin. Beileibe nicht. Eine jämmer¬ 
liche ostelbische Kate und eine oberschlesische Dachwohnung im 
4. Stock wimmelt oft von Kindern, während in manchen herrschaft¬ 
lichen Wohnungen in der Großstadt die Kinder mit der Laterne zu 
suchen sind. So lange der Geschlechtstrieb als bloßer Naturtrieb 
empfunden wird, spielt weder Wohnung noch Ernährung noch sonst 
etwas anderes eine Rolle für die Zahl der Geburten. Da werden fast 
so viel Kinder geboren wie die Natur erlaubt. Aber wo man ange- 
i'angen hat, den Oeschlechtstrieb zu zähmen und ihn von vernünftiger 
oder auch unvernünftiger Ueberlegung beherrscht werden läßt, wo 
die Menschen ihn regeln, da hat die Wohnung einen großen Einfluß, 
da kann man auch hoffen, mit Wohnungsreformen der Kleinhaltung 
der Familien zu begegnen. 

Der erste kritische Punkt für die kinderreichen Familien ist gleich 
das Wohnungsuchen. Das Leidwesen ist zur Genüge bekannt. Man 
könnte sonst das Kapitel durch recht drastische Schilderungen ver¬ 
mehren. Auch ich habe zahlreiche Briefe bei einer Umfrage erhalten, 
die einem ans Herz greifen. Ich habe auch Zuschriften von städtischen 
Wohnungsnachweisen empfangen, wo mir offen zugestanden wird: wir 
wissen wohl, daß fast nie ein Hausbesitzer gern an kinderreiche Fami¬ 
lien vermietet, und daß diese daher in die größte Verlegenheit geraten. 
Aber Abhilfe dagegen ist noch kaum versucht worden. Schließlich 
müssen die kinderreichen Familien, wenn sie arm sind, entweder mit 
den schlechtesten Wohnungen zufrieden sein, oder sie müssen die 
besseren Wohnungen teurer bezahlen. 

Die Schuld liegt nur zum geringen Teil an einer übermodernen 
nervösen Empfindlichkeit der Mitbewohner, die gleich bei jedem 
Kindergeräusch aus dem Häuschen geraten und zum Hauswirt laufen. 
Die Hauptschuld trifft vielmehr unsere städtische Wohnungskaser¬ 
nierung. Vielfach sind die Höfe so eng, daß sie reinen Schalltrichtern 
gleichen. Aber auch in besseren Miethäusern fehlt für die Kinder 
in der Regel ein naher Spielplatz, wo sie sich austoben können. 

Es ist ja ein Jammer, wie manche großstädtischen Kinder auf¬ 
wachsen müssen. Wir kämpfen jetzt um Weltgeltung, um einen 
Platz an der Sonne über die Erde hinweg, um die Erhaltung und 
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womöglich um Vermehrung unserer Kolonien, und in unseren Groß¬ 
städten hier wächst ein Geschlecht heran, eingeschachtelt wie Akten 
in einem Aktenschrank oder eingekapselt wie Spinnen in einer 
Mauerecke. So manches Kind wird wer weiß wie alt, ehe es die Sonne 
hat auf- oder untergehen sehen, ehe es einen Drachen hat steigen 
lassen oder des Waldes geheimnisvolles Rauschen vernommen hat. 
Wir haben uns an ein Wohnungssystem gewöhnt, als wäre es mit 
uns Matthäi am letzten, als hätten wir keinen Fetzen Boden mehr 
übrig und litten an einer Uebervölkerung, daß wir nur noch sack¬ 
weise verpackt und übereinander geschichtet werden dürften. 

Gott sein Dank fängt man ja jetzt an die Bauordnungen etwas auf¬ 
zulockern und die Städte mehr auszudehnen, etwas mehr fiele in den 
Teig zu mischen, daß die Stadtteile nicht mehr so klumpig werden 
wie halbgare Semmeln. Mit dem Aufkommen der Flachbauten und 
Kleinhäuser gibt es wieder etwas Luft und Licht für heranwach- 
sende Kinderscharen. Die gemeinnützigen Baugefidlschaften und 
Bauvereine haben gezeigt, wie gebaut werden muß. In deren Bauten 
wohnen die Menschen gesünder, haben die Famiiien mehr Kinder, 
selbst wenn sie Hochbauten aufweisen. Denn hier hat man soge¬ 
genannte Wohnungsergänzungen: Spielplätze, Kinderbewahr¬ 
anstalten, Kinderhorte, Hauspflegevereine und dergi. Namentlich 
dann, wenn deren gemeinnützige Bauten Einfamilienhäuser oder 
wenigstens Fiachbauten sind, trifft man dort meist um die Hälfte mehr 
Kinder an, als in den schablonenhaften Massenkasernen. 

Die Kinder haben dann nicht nur Raum, um geboren zu werden, 
sondern sie sind auch nicht so viei Gefahren bei der Aufzucht aus¬ 
gesetzt. Die Sterblichkeit ist da viel geringer. Die älteren eng¬ 
lischen Gartenstädte haben in dieser Beziehung sehr erfreuliche Er¬ 
fahrungen aufzuweisen. In Letchworth betrug die Sterblichkeit auf 
1000 Bewohner 4,8, in Bournvilie 7,5, in Port Sunlight 8,0 gegen 154> 
in 26 englischen Großstädten. Bei der Kindersterblichkeit war das 
Verhältnis 38,4 und 80,2 und 65,4 zu 145. In Port Sunlight waren 
die Arbeiterkinder grösser und schwerer als die Kinder der Wohl¬ 
habenden im benachbarten Liverpool im gleichen Alter. 

Fast sieht es aus, als hätte jetzt das ungebundene Leben unter dem 
freien Himmel an der Front — und wenn es im eingezwängten Un¬ 
terstand ist — unseren Kriegern das Gefühl beigebracht, daß es für 
sie ein Unding wäre, wenn sie mit dem Frieden wieder in die enge 
Mansarde des großstädtischen Massenhauses zurückkehren sollten. 
Sie wollen der Natur näher sein und sich auf ein Stück Rasen zur 
Abenddämmerung niederlegen und zum Himmel aufschauen können. 
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So schrieb ein Krieeer in den Mitteilungen des Rheinischen Vereins 
für Kleinwohnungswesen in Heft 9 Jahrgang 1915: 

»In stillen Stunden, d. h. in Pausen, in der Ruhe, wird da immer 
wieder die Frage erörtert: Können wirs nach dem Kriege in unse¬ 
ren Wohnungen aushalten? Und da man weiß, daß ich in dem 

Fach arbeite.werde ich aufgefordert, doch baldmöglichst 

auf den Wunsch nach einem eigenen Heim hinzuweisen. Nächst 
dem Wunsche nach einem Frieden, wie wir ihn brauchen, und — 
wenn es sein kann — gesunder Heimkehr, beseelt uns diese Sehn¬ 
sucht nach einer besseren Wohnung, als sie die meisten von uns 
vor dem Kriege hatten.“ 

Dazu kommt der Wert des eigenen Gartens, der im Kriege ganz 
gewaltig gestiegen ist. Und wenn auch das Pfund Spinat im Frieden 
hoffentlich nicht mehr 1,— Mk. kosten wird wie heuer im zeitigen 
Frühjahr, so wird doch das Gemüse samt anderen Gartenfrüchten 
noch lange teuer bleiben und die Sehnsucht nach dem Gartenbeet 
wach erhalten. 

Wir brauchen daher Gartenstädte oder Gartenvorstädte. Die Groß¬ 
städte müssen dezentralisiert werden. Durch Schnellbahnen müssen 
die Außensiedlungen an das Stadtinnere und an die Industrieviertel 
angeschlossen werden. Draußen vor den Toren der Städte ist noch 
so viel Platz. Die Entfernung ist heute bald überwunden. Das hat uns 
England bereits vorgemaebt, und Belgien hat seine wunderbar billi¬ 
gen Bahntarife für das Wohnen im Grünen in die Wagschale ge¬ 
worfen. 

Die Bautätigkeit ruht jetzt meist im Kriege, aber was gebaut wird, 
sind gartenstadtähnliche Industriesiedlungen. Da hat sich in der 
Provinz Sachsen 1913 die Siedlungsgesellschaft Sachsenland ge¬ 
bildet. Sie wollte Rittergüter aufteilen und Bauern ansiedeln. Sie hat 
aber vielmehr für Industriearbeiter Gartendörfer errichtet. So in 
Sömmerda in Thüringen für etwa 200 Arbeiter der dortigen Gewehr¬ 
fabrik. Die Siedelung soll noch vergrößert werden. Ebenfalls große 
Siedelungen entstehen in Piesteritz bei Wittenberg in Anlehnung an 
die dortigen Stickstoffwerke, und in Groß-Wusterwitz bei Branden¬ 
burg für die Arbeiter einer großen Pulverfabrik. Kleinere Siede¬ 
lungen sind angelegt in Naumburg, Artern, Bleicherode, Ammendorf 
bei Halle, Seehausen in der Altmark, Neuhaldensleben, Tangerhütte, 
Stendal, Heinrichs bei Suhl, Erfurt. Die rein ländliche Ansiedlung ist 
demgegenüber ganz zufückgetreten. 

Durchweg herrscht das Einfamilienhaus vor. Jedes Grundstück 
ist einen halben Morgen groß. Man hat diese Größe innegehalten, 
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um die Vorteile des Rentengutsesetzes zu genießen. Es scheint aber 
auch, daß die Arbeiter den Garten nicht zu groß finden. Wo das 
der Fall ist, gestattet das neue Ansiedlungsgesetz vom 8. Mai 1916 
den Ausbau einer zweiten Wohnung im Qiebeigeschoß und ermög¬ 
licht somit auch die Teilung des Gartens. Ein Fünftelmorgen aber 
— man muß ja von dem lialben Morgen das bebaute Gelände nebst 
Hof abziehen — ist für den Arbeiter ganz gut zu bewirtschaften. 

Aelter als Sachsenland ist die Siedlungsgeselischaft Eigene Scholle 
in Frankfurt a. O.. Auch diese hat in Sorau, Cottbus und in Witten¬ 
berge Industriearbeiter recht vorteilhaft angesetzt. 

Die Schlesische Landgcsellschaft ist erst kurz vor dem Kriege ge¬ 
gründet worden. Heute hat sie schon in 38 Städten und Dörfern In¬ 
dustriearbeiter, Handwerker und Kleingewerbetreibende angesiedelt, 
ebenfalls auf Stellen von mindestens einem halben Morgen. Aller¬ 
dings nicht in großen Gartendörfern, wie das teilweise Sachsenland 
getan hat, sondern mehr in vereinzelten Stellen. In Schlesien hat 
man nicht die staatliche Rentenbank zur Finanzierung benutzt, son¬ 
dern da hat die Landesversicherungsanstalt das ganze Geld her¬ 
gegeben, zu noch günstigeren Bedingungen als die Rentenbank. 

Man darf auf einen großen Aufschwung dieser Art gemeinnütziger 
Siedlungstätigkeit hoffen, weil deren Finanzierung ziemlich leicht 
und einfach ist. Die Rentenbanken und in der Regel auch Landesver- 
sicherungsanstaiten leihen bis 75 Prozent des Kapitals, für den Fall, 
daß Gemeinden eine weitere Bürgschaft übernehmen, sogar bis 90 
Prozent und sogar bis 100 Prozent des Kapitals. Das ist ungemein 
wichtig. Denn für Jetzt und für lange Zeit hinaus wird der Baumarkt 
außerordentlich kapitalarm bleiben. 

Die Voraussetzung für solche Siedlungen ist Ja, daß der Grund und 
Boden nicht zu teuer ist, daß also die gartenmäßige Bewirtschaftung 
eines Viertelmorgens noch lohnt, ln der Nähe von Berlin muß man 
wohl ziemlich weit hinausgehen, um einen halben Morgen für 1500 Mk. 
zu bekommen, bei einem solchen Preise dürfte die gartenmäßige Be¬ 
stellung ihren Mann noch recht gut ernähren. Möglich sind solche 
Siedlungen Jedenfalls auch in der Umgebung von Berlin, sobald es 
gelingt, irgendwo ein großes Gelände aus erster Hand zu bekommen, 
und eine günstige Verkehrsverbindung zu schaffen. 

Solche Siedlungen nun geben den kinderreichen Familien, was un¬ 
gemein wichtig ist, Gelegenheit, ihren Kindern nicht nur Luft und 
Bewegungsfreiheit zu verschaffen, sondern sie auch nützlich* zu be¬ 
schäftigen. Die Kinder können auf diese Weise zum Erwerb der 
Familie mit beitragen. Sie fallen da viel weniger lästig als im groß- 
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städtischen Betriebe. Man hat gefunden, daß in Orten wie Sorau, 
Cottbus, Sömmerda bei einer halben Morgenstelle sich jetzt während 
des Krieges 150—200 Mk. Reingewinn und noch weit mehr erzielen 
lassen. Ist das auch im Frieden wohl nicht ganz so viel, so dürfte es 
doch auch später so erklecklich sein, daß Eltern sich nur freuen 
können über die Hilfe der Kinder in ihren Gärten. 

Freilich wird sich vielleicht nicht jeder verstädterte Arbeiter auf 
einem solchen Qartenrentengut wohlfühlen. Denn die Vereinstätigkeit, 
auch Kino und ähnliches läßt sich nicht so pflegen, wenn man nach 
Feierabend noch graben und hacken muß. Auch muß man Landarbeit 
von Jugend auf etwas gewöhnt sein. Immerhin zeigt z. B. die starke 
Ausdehnung der Schrebergärten und Laubenkolonien, wie außerordent¬ 
lich beliebt auch bei dem Großstädter die Gartenarbeit ist. Zugleich 
erzielten wir auf diese Weise eine für Deutschland höchst notwendige 
Förderung des Gemüse- und Obstbaues. 

Diese wie jede andere Art gemeinnütziger Bautätigkeit kann jede 
Konkurrenz privater Bautätigkeit schlagen, weil die Finanzierung hier 
noch verhältnismäßig leicht ist, während sonst Gelder für die private 
Bautätigkeit nur sehr schwer und unter sehr hohen Zinsen zu erlangen 
sein werden. 

Freilich ist das immerhin noch keine, durchschlagende Hilfe für 
kinderreiche Familien, daß man neue geeignete Siedlungen im Um¬ 
kreis der Industriestädte schaffen kann. Denn das sind Tropfen, die 
sehr lange Zeit brauchen, um ein Faß zu füllen. Die meisten kinder¬ 
reichen Familien müssen in den alten Wohnungen bleiben. Und da 
entsteht nun die Frage: Wie helfen wir diesen? 

Da hat sich denn erfreulicherweise in den letzten Jahren das soziale 
Bewußtsein so weit vertieft, daß die Pflicht aufzudämmern beginnt, 
man müsse den vielgeplagten Familienvätern direkt die Mietsorgen 
erleichtern. Der deutsche Städtetag hat kürzlich eine Umfrage ver¬ 
anstaltet, und festzustellen versucht, was in dieser Beziehung ge¬ 
schieht. Etliche Groß- und Mittelstädte haben angefangen, Mietzu¬ 
schüsse zu gewähren. Andere haben Häuser gebaut und vermieten sie 
an kinderreiche Familien zu besonders billigen Preisen. Hier sind 
rühmlichst zu nennen: Dessau, Stolp, Freiburg i. B., Emden. Dann 
vor allem Neuß und Düsseldorf. Neuß hat erstens gemeinnützige Bau¬ 
vereine mit Kapitalien zugunsten kinderreicher Familien unterstützt, 
sodann ist es im Begriff, 150 Familienhäuser zu errichten. In anderen 
Städten bestehen kleinere Stiftungen für Wohnungen kindergesegneter 
Familien. Eine Anzahl Städte geben wenigstens solchen Familien un¬ 
entgeltlich oder billig Gartenland ab. 
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Vorbildliches leistet die Stadt Amsterdam. Da wurde 1913 die Ge¬ 
nossenschaft Arbeiterwohnung gegründet, die nach und nach auf 
größerem Qeiände 543 Arbeiterwohnungen in 3 verschiedenen Stadt¬ 
vierteln, und zwar auf städtischen Erbpachtsgrund, gebaut hat. Das 
Bemerkenswerte an diesen Wohnungen ist das, daß die Miete nicht 
nach derOröße der Wohnungen bemessen wird, sondern nach der Höhe 
des Einkommens — ein ausgezeichneter Grundsatz, der so recht für 
kinderreiche Familien wie geschaffen ist. Der Mietpreis ist dabei auf 
’^des jeweiiigen Einkommens des Mieters festgesetzt. Stadt und Staat 
schießen für jede Wohnung etwa je 30 Gulden zu. Noch ehe diese 
neuen Arbeiterviertel fertig waren, beschloß die Stadt weitere 3500 
Wohnungen zu errichten auf dem Baugrund enteigneter ungesunder 
Viertel, und zwar in eigener Regie. Von diesen Wohnungen sollen 
2900 auf solche Mieter entfallen, die nach ihrem Einkommen nur 
1,80 Gulden zahlen, und 600 auf solche, die 2,75 Gulden aufbringen 
können. Hier ist die Zubuße von Staat und Gemeinde auf zu¬ 
sammen 600000 Gulden veranschlagt. Der Verwaltungsbericht be¬ 
merkte dazu seinerzeit: Die Summe ist nicht zu hoch, wenn man sie 
mit dem vergleicht, was auf anderen Gebieten von Gemeinde wegen 
geschieht. 

Sonst ist vom Auslande noch rflhmlichst der Londoner Grafschafts¬ 
rat zu nennen, der von 1893—1905 mehr als 90 Millionen M. zur Er¬ 
richtung städtischer Häuser ausgab. Und zwar bevorzugt er bei der 
Vermietung kinderreiche Familien. Er brachte in diesen Häusern 
zunächst über 50 000 Menschen unter. Später hat er noch mehr Land 
angekauft, für weitere 50 000 Menschen. Man könnte auch noch 
andere englische Städte anführen. Zum Vergleich sei mitgeteilt, daß 
Berlin etwa 26000 Häuser zählt und Groß-London ungefähr dieselbe 
Zahl Häuser jährlich baut. 

Auch Paris mit seinen schlechten Wohnungen hat sich aufgerafft. 
Es warf in den letzten Jahren vor dem Kriege 200 Millionen Mark ans, 
hauptsächlich um Familien, die mindestens 4 Kinder unter 14 Jahren 
haben, ein billiges und günstiges Wohnen zu ermöglichen. In Rouen 
gibt es .eine große gemeinnützige Gesellschaft, die Häuser auf lange 
Zeit mietet und die einzelnen Wohnungen an kinderreiche Familien 
abgibt. In Schweden haben sich neuerdings ebenfalls in den 3 größten 
Städten, Stockholm, Gotenburg und Malmö, Gesellschaften mit be¬ 
völkerungspolitischen Wohnungsinteressen gebildet 

Wir hielten es für das geratenste, wenn man in Deutschland die 
städtische innere Kolonisation zwar anlehnte an die ländliche, aber sie 
doch nach selbständigen Grundsätzen gestaltete. Die ländlichen Sied- 
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lunssKesellscbaften, die Jetzt so ziemlich in allen preußischen Provinzen 
bestehen, sind begründet worden durch die Zusammenwirkung von Re¬ 
gierung, Landwirtschaftskammern, Landkreisen, Provinzen, einzelnen 
QroBgrundbesitzern und Industriellen, sogar auch Städten. Aehnlich 
gemischt müssten auch die städtischen Siedlungsgeseilschaften zu¬ 
sammengesetzt sein ans Regierungen, Provinzialverbänden, Städten, 
städtischen Sparkassen, Industriegesellschaften, Privaten, Gewerk¬ 
schaften, vielleicht auch Hypothekenbanken usw. Denn es ist richti- 
;:er, die innere Kolonisation der Städte nicht den ländlichen Gesell¬ 
schaften völlig zu überlassen, sondern mit eigenen Gesellschaften zu 
betreiben, weil hier etwas andere Gesichtspunkte vorherrschen als 
auf dem Lande. Die städtischen Siedlungsgeseilschaften hätten auch 
die Aufgabe, die kinderreichen FamUien solange in ihren alten Woh¬ 
nungen zn unterstützen, bis man ihnen neue zugewiesen hat. 

Die städtische innere Kolonisation ist in der gedachten Weise bis¬ 
her namentlich von zwei Organisationen vertreten worden. Von dem 
Verein Berliner Wohnungsmieter und auf seine Anregung vom Vor¬ 
stand des deutschen Mieterverbandes. Ferner für Breslau vom dor¬ 
tigen Syndikus Dr. Ponfick. Weiter sind gemischte Gesellschaften 
bereits entstanden in Königsberg und in Mainz. 

Wir werden nach dem Kriege in den größeren Städten, wie man all¬ 
gemein annimmt, eine starke Kleinwohnungsnot haben. Da müssen wir 
es vermeiden. Wieder Zustände eintreten zu lassen wie 1871 in Ber¬ 
lin, Breslau und anderen Großstädten. Schon jetzt gilt es deshalb 
eine Entwicklung vorzubereiten, welche zur Gesundung des groß¬ 
städtischen Wohnens, besonders für die kinderreichen Familien, 
führen soll 

Auch der preußische Staat hat mit seinen 30 Millionen, womit er 
sich an der Gründung gemeinnütziger Baugenossenschaften und an 
Bürgschaften für sie beteiligen will, das Vorgehen in unserem Sinne 
erleichtert. Es wäre wünschenswert, daß diese Gelder in erster Linie 
für kinderreiche Familien verwendet würden. Ferner hat gerade für 
uns in Berlin der preußische Fiskus sich bereit erklärt, mehrere 
Hundert Hektar forstfiskalischen Geländes für den Ban von Klein¬ 
wohnungen billig zur Verfügung zu stellen. Das sind günstige Finger¬ 
zeige. Sie gilt es auszunutzen. 

Auch für unsere Wohnungsverhältnisse muß mit dem Frieden eine 
neue Zeit heranfziehen. Wir müssen ein neues Deutschland anfbauen, 
worin ein neues Geschlecht unter gesunderen Lebensbedingungen 
aniwächst. Der Krieg hat uns gelehrt, die Ausgabe großer Summen 
nicht zu scheuen. Als Adolf Wagner einmal vorschlug, eine Milliarde 
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für neue Wohnungen auszugeben, da erregte er größtes KopfschOtteln. 
Solches Kopfschütteln haben wir jetzt wohl verlernt Für seine 
Wehrkraft hat Deutschland stets Geld übrig gehabt. Zur Wehrkraft 
aber gehört in erster Linie eine zahlreiche gesunde Bevölkerung, und 
dazu eine gute Behausung. 

ERNST DRAHN: 

Eine Marxsche 

Biographie Michael Bakimins. 

I N der letzten Zeit hat die biographische Forschung über Michael 
Bakunin mächtige Fortschritte gemacht; die größeren Arbeiten 
Nettlihs, Rudolf Qroßmanns, Georg Steoklows, Brubpachers und 
Hektor Zoccolis (in: Die Anarchie, Amsterdam 1906, S. 105—152), | 
zu denen noch bald in bezug auf Marx und Bakunin Franz Mehring 
sich gesellen wird, haben dazu beigetragen, im Verein mit der Ver¬ 
öffentlichung seines Briefwechsels, die Kenntnis über das Leben und 
den Charakter dieses eigenartigen russischen Revolutionärs zn er¬ 
weitern und zu vertiefen. Der Sieg der russischen Revolution in der 
Zeit des Weltkrieges macht zudem die Erinnerung an ihn heute in 
gewissem Sinne aktuell, so daß nachfolgende biographische Skizze I 
aus dem Ende der 50er Jahre vorigen Jahrhunderts Interesse genug 
haben wird, besonders, da man sie Karl Marx zuschreiben muß. i 
Der Aufsatz erschien anonym im zweiten Band (Seite 504) von: „The | 
New American Cyclopaedia“, von Dana und Ripley im Jahre 1861 
in englischer Sprache herausgegeben. Wie an anderer Steile schon 
ausgeführt wurde und in Marx-Engels Briefwechsel bestätigt wird, ist 
die Mitarbeiterschaft an diesem Werk für Marx und Engels weit um¬ 
fangreicher, als das Autorenregister vermuten läßt. Besonders die 
biographischen Notizen aus ihrer Feder sind nicht im einzelnen ver¬ 
zeichnet. Jedenfalls trifft diese Annahme für die Buchstaben A—C i 
ohne weiteres zu. lieber die Autorschaft von Marx an dem Artikel 
„Bakunin“ kann kaum ein Zweifel herrschen. Einmal ist die Bio¬ 
graphie entschieden von einem deutschen Achtundvierziger geschrieben, 
der in jenen Zeiten mit Bakunin Verbindung hatte. Von einem Deut¬ 
schen darum, weil Namen wie Julius Elysard, statt »Jides Elysard“ sich 
darin finden, und von einem näheren Kenner der Verhältnisse, weil , 
manche intime Bemerkungen eingestreut sind, die einem Außenstehen¬ 
den unbekannt geblieben sein dürften. Solche Autoren weist aber das 
Verzeichnis sonst nicht auf. So werden denn wohl auch die berufenen ; 
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Marz*Oelehrten und Marx-Philologen an diesem Schluß nichts aus¬ 
zusetzen tiaben, besonders, da Marx auch hi der „New Yorker Tri¬ 
büne“ über Bakunin schrieb. Er sagte im Briefwechsel, Bd. I, S. 430: 

..Daß ich .... B.den ihm für seine Beteiligung an unseren 

Kämpfen zukoramenden Tribut erstattet habe.“ — Der Aufsatz (ein¬ 
zelne in ihm enthaltene belanglose biographische Irrtümer hat die 
neuere Forschung richtiggestellt) lautet: 

„Michael Bakunin, ein russischer Demokrat und Revolutionär, ist 
geboren im Jahre 1814, in Torjok, einer Distriktsstadt des Gou¬ 
vernements Twer in Rußland. Sein Name erhielt Klang während 
der Bewegung um 1848. — Er wurde erzogen in der Petersburger 
Militärakademie, diente bei der Garde-Artillerie, nahm aber bald 
seinen Abschied. Im Jahre 1841 wandte er sich nach Berlin, um 
Philosophie zu studieren; 1842 ging er nach Dresden und setzte 
dort seine Studien in enger Verbindung mit Rüge fort. Hier ver¬ 
öffentlichte er eine philosophische Abhandlung unter dem Namen 
Julius Elysard. Von Dresden zog er 1843 nach Paris und trat 
hier mit der polnischen Emigration in Verbindung. Kurz darauf 
wandte er sich nach Zürich, in der Schweiz, wo er aktiven Anteil 
an verschiedenen sozialistischen und kommunistischen Vereini¬ 
gungen nahm und persönliche Fühlung mit hervorragenden Männern 
verschiedener Nationen bekam, die Anteil an diesen Verbindungen 
hatten. Auf diesem Wege wurde er auch mit Vogt, dem berühmten 
Philosophen, Materialisten, Naturforscher und Revolutionär bekannt. 

Die russische Regierung befahl ihm die Rückkehr in sein Vater¬ 
land. Bakunin verweigerte sie und sein Besitz wurde konfisziert. 
Dieser Akt des Kaisers Nikolaus verschaffte Bakunin die Palme des 
Märtyrertums. Noch 1843 kehrte er nach Paris zurück und wurde 
dort der verhätschelte Liebling aller revolutionären Parteien, ein¬ 
schließlich der Führer der französischen Opposition; er gehörte 
in dieser Zeit zum Mitarbeiterstab der „Reform“, einer Tages¬ 
zeitung, die Flocon leitete. Im Jahre 1847, als die Erregung in 
Paris wegen der Frage der Parlamentsreform stieg, benutzte 
Bakunin diese Stimmung und rief in einer Versammlung Polen und 
Russen zum Zusammenschluß zwecks besserer und leichterer Revo- 
lutionierung Rußlands auf. Diese Rede, die in verschiedenen kon¬ 
tinentalen Zeitungen veröffentlicht wurde, machte so großes Auf¬ 
sehen, daß die russische Regierung Louis Philipp veranlaßte, 
Bakunin aus Frankreich auszuweisen. Er zog nach Brüssel. Ein 
unverbürgtes Gerücht wollte wissen, daß die russische Regierung 
einen Preis von 6000—7000 Dollar für seine Auslieferung geboten 
hätte. 

Die Februar-Revolution rief ihn nach Paris zurück, wo seine 
intimen Freunde: Flocon, • Ledru-Rollin, Louis Blanc, Caussidiöre 
und Stephen Argengo die Macht hatten. Allein bald wandte er 
sich nach Prag in Böhmen, den dortigen Stützpunkt verlassend. 
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mit dem Vorhaben der Revolutionierung der verschiedenen Zweige 
des slawischen Volksstammes, um auf diese Weise den Einfluß der 
neuen Ideen und die Erschütterung Rußlands zu fördern. In Prag 
nahm er teil an dem famosen „Slawischen Kongreß“ und dem 
blutigen Straßenkampf. Als der zu Ende, floh er nach Berlin, wo 
er in der ganzen demokratischen Bewegung angesehen wär. Aus¬ 
gewiesen aus dem preußischen Staat, wandte er sich nach Dresden, 
und als ihm dort die Aufenthaltserlaubnis verweigert wurde, zog er 
nach Dessau und Köthen, immer tätig, die Erregung zu schüren. 
Der blutige Aufstand in Dresden im Mai 1849 war hauptsächlich 
von ihm organisiert und geleitet. — Nach der Niederlage der revo¬ 
lutionären Partei durch die Bajonette der Preußen floh er nach 
Chemnitz, wo er in der Nacht zum 9. Mai verhaftet wurde. Er 
wurde auf der Festung Königstein nahezu 8 Monate gefangen ge¬ 
halten und im Mai 1850 zum Tode verurteilt. Das Urteil wurde 
in lebenslängliche Gefängnisstrafe verwandelt, doch bald nachher 
lieferte ihn Sachsen an Oesterreich aus. das ihn wegen der Prager 
Affäre reklamierte. In Oesterreich wurde er, im Mai 1851, von 
neuem zum Tode verurteilt. Auch dieses Urteil wurde jedoch in 
lebenslängliche Gefängnisstrafe verwandelt, als Rußland auf Qrund 
des vaterländischen Rechts das Opfer für sich beanspruchte. Er 
wurde dorthin ausgeliefert und gefangen gesetzt, wie man vermutet, 
in den Kerkern der Festung Schlüsseiburg, wo er, wie verlautet, 
seinen Tod gefunden hat.“ 

Die Biographie bringt die Stimmen zum Schweigen, die noch heute 
nach Veröffentlichung des Marx-Briefwechsels von einem Marxschen 
Uebelwoilen gegen Bakunin sprechen. Marx läßt Bakunin nach jeder 
Richtung hin Gerechtigkeit widerfahren. Auch die Auffassung jener, 
die in Bakunin vor allem den Panslawisten sehen, wird voi) Marx 
keineswegs geteilt, der den ehrlichen Revolutionär in den Vorder¬ 
grund rückt. Mit wie großem Rechte, zeigt diese Stelle aus 
einem Briefe Bakunins an Herzen vom 17. August 1863: 

„Meiner unerschüfterlichen .Ueberzeugung nach ist Petersburg 
unser Hauptfeind .... Deshalb wird mich nichts aufhalten, den 
Krieg auf Tod und Leben gegen dasselbe weiter zu führen. Ja, 
ich sage mich von dem kaiserlichen russischen Staatspatriotismus 
los, und ich werde mich über die Zerstörung des Reiches freuen, von 
weicher Seite sie auch kommen möge. Selbstverständlich werde ich 
nicht im Gefolge von Franzosen, Engländern, Schweden und ihren 
Freunden, den Polen, nach Rußland gehen, sollte es mir aber gelingen, 
mich in das Innere Rußlands zu schleichen und während des Krieges 
mit dem Ausland die Bauern aufzuwiegeln, so werde ich es in dem 
vollen Bewußtsein tun, eine heilige Pflicht zu erfüllen und der hehren 
russischen Sa<^he zu dienen.“ 


»Gougle 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die deutsche Revolution. 

rVREI Monate nach dem Sturz des Zarismus ist auch das 
L-' „alte Preußen“ zusammengebrochen: das preußische Drei¬ 
klassenwahlrecht gehört der Vergangenheit an. 

Diesen Zusammenhang der Dinge wollen wir uns nicht ver¬ 
wischen lassen. Als das deutsche Volk im Jahre 18^ seine 
Revolution 'begann, schuf es sich in Preußen das allgemeine, 
gleiche und geheime Wahlrecht. Als ein Jahr später die Revo¬ 
lution zerbrach und Nikolaus I. im Nebenamt ungekrönter 
König von Preußen wurde, da war die erste Frucht dieses 
Russensieges die Einführung der Dreiklassenwahl zum Land¬ 
tag. Heute haben wir eine zweite deutsche Revolution, die 
ebenso wie 1848 nur eine Teilerscheinung der allgemeinen 
Revolution ist. Aber die Dinge liegen umgekehrt wie damals. 
Nikolaus II. ist ein trauriger Gefangener in SarSkoje Selo, und 
mit seinem Zusammenbruch ist das alte Symlbol preußischer 
Russeid^nechtscbaft, das Dreiklassenwahlrecht, ebenfalls zu¬ 
sammengebrochen und die Wiederherstellung des alten gleichen 
und geheimen Wahlrechts der Revolution — nur ergänzt durch 
die direkte Wähl — sichergestellt. 

Die Kassierung der alten Schande war der letzte Akt des 
Reichskanzlers Bethmann Hollweg. Herr Michaelis findet den 
Weg in Preußen zu tiefgreifenden Reformen frei und im Reich 
wird er ihn zu bahnen verstehen müssen. Hat man die Be¬ 
seitigung der Dreiklassenwahl vielleicht deshalb den alten 
Reichäcanzler noch vollziehen lassen, damit der neue nicht 
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von vornherem belastet wäre mit dem Haß der Konservativen? 
Das wäre eine Taktil^ die für die 2!ukunft nichts Gutes ver¬ 
hieße; denn sie würde eine Rücksicht auf das preußische 
Junkertum verraten, mit der nicht entschieden genug gebrochen 
zu haben gerade das Verhängnis des Herrn von Bethmann 
Hollweg gewesen ist. Allein diese Annahme ist unbegründet. 

hatte wohl noch die HOtfiu»g gebalbt, Herrn v. BetboMum 
halten zu können, und erst, als sich herausstellte, daß die Be¬ 
seitigung der Dreiklassenwahl lediglich als eine schon längst 
fällige Zahlung aufgenommen wurde und keineswegs imstande 
war, die Erwartungen zu befriedigen, entschloß man sich zu 
dem Schritt des Kanzlerwechsels. Diese Erwartungen gingen 
auf die Durchführung der Parlamentarisierung unserer Reichs¬ 
regierung, und wie sich Herr Michaelis zu dieser Forderung 
stellt, ist zur Zeit, wo diese Zeilen geschrieben werden, noch 
unbekannt. Er hat freilich sofort nach seiner Ernennung mit 
den Führern der Reichstagsfraktionen verhandelt, aber seine 
Ernennung selber erfolgte noch vollkommen nach dem alten 
System, wo eine höhere Hand sich auftut und spendet, was 
ihr gutdünkt. Immerhin darf man den Schein der Dinge nicht 
mit dem Wesen verwechseln, und die Wahl der Krone ist 
sicherlich deshalb auf Dr. Michaelis gefallen, weil diese Per¬ 
sönlichkeit Garantien zu bieten schien, das Vertrauen der 
Mehrheitsparteien des Parlaments auf sich zu vereinigen. Ob 
das der Fall sein wird, hat sich noch zu zeigen, jedenfalls kann 
man schon heute sagen: wenn auch Herr Michaelis nicht durch 
das Vertrauen der deutschen Volksvertreter zu seinem hohen 
Amte berufen worden ist, so wird er sich dieses Amt nur durch 
das Vertrauen der Volksvertreter erhalten können. Gelänge 
es ihm nicht, sich das Vertrauen des deutschen Reichstages zu 
erobern, so müßte er binnen drei Tagen wieder verschwinden. 
Ein Gegensatz zwischen dem Vertrauen der Krone und dem 
Vertrauen der Volksvertretung kann nicht mehr existieren, und 
eine Erscheinung, wie wir sie so häufig im Reichstage zu sehen 
bekamen, wonach ein Kanzler oder ein Minister dem Miß¬ 
trauen des Parlaments gegenüber sich auf das Vertrauen der 
Krone zu berufen beliebte, dürfte nunmehr der Vergangenheit 
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angehören. Soweit hat in der Not des Krieges der Reichs¬ 
tag sich seine Stellung erkämpft. 

Damit soll keineswegs gesagt oder auch nur angedeutet sein, 
als Ob Herr Michaelis nicht der geeignete Mann für seine 
schwierige Stellung sei. Nach alledem, was man bisher von 
ihm gehört hat, glauben wir vielmehr, daß er sehr wichtige 
und notwendige Eigenschaften für sein Amt mitbringt. Als 
Vater unserer Brotversorgung imd des Brotkartensystems hat 
er auf meSir Vertrauen Anspruch, als die in den übrigen Sparten 
des JCriegssozialismus“ tätigen Bureaukraten für sich im Durch¬ 
schnitt beanspruchen dürften; denn die Brotversorgung ist 
noch bei alledem der am wenigsten unerträgliche Teil unserer 
Volksernährung. Die Energie, mit der er den Agrariern in 
seiner Landtagsrede im März dieses Jahres entgegentrat und 
damit zugleich eine herbe Kritik am System Schorlemer hielt, 
verschaffte ihm einen populären Ruf, der noch erhöht wurde, 
als man von dem rücksichtslosen Durchgreifen erfuhr, das 
dieser Unterstaatssekretär einigen gar zu nachsichtigen Land- 
räten gegenüber spielen ließ. Die Junker haßten ihn bereits seit 
1915 und machten ihm schon damals in den Kommissionen des 
Landtages das Leben so gut sie konnten sauer. Alles das ist 
sehr w(^t angetan, für den neuen Mann einzunehmen. Allein, 
ob die Sozialdemokratie imstande sein wird, ihn zu stützen, 
bängt von der Haltung ab, die er nunmehr als Reichskanzler 
einnehmen wird. 

Hierüber dürfte sehr bald die Neugruppierung des preußi¬ 
schen Staatsministerrams sowie der wichtigsten Staatssekre- 
lariate der Reichsregierung Aufklärung schaffen. Wir halten 
es für selbstverständlich, daß er führende Parlamentarier als 
seine Gehilfen in den ausschlaggebenden Stellen heranzieht. 
Nnr wenn so der alte Gegensatz zwischen Regierung und Unter¬ 
tanen, zwischen Subjekt und Objekt der Staatsverwaltung, der 
sich gerade im Deutschen Reich so verhängnisvoll lange ge¬ 
halten hat, entschlossen überwunden wird, kann Herr Michaelis 
anf tüe Popularität seiner Kanzlerschaft rechnen, die jetzt an 
der Schwelte des vierten Kriegsjahres mit der Aussicht auf 
den vierten* Kriegswinter schlechterdings nicht zu entbehren ist. 
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Im übrigen gehört die Parlamentarisierung zu den Dingen, von 
denen geschrieben steht: so etwas sagt man nicht, so etwas 
tut man. Sie läßt sich ebensowenig „machen“, wie sich eine 
Revolution „machen“ läßt, wenngleich sie schon immer das 
Ergebnis einer Revolution gewesen ist. 

In der Tat wird es nach und nach auch dem 4)lödesten 
Auge klar, daß es eine Revolution ist, die wir durchleben, und 
zwar eine Revolution, mit der verglichen! die „große“ franzö¬ 
sische Revolution von 1789 ein Krakehi im Hühnerhofe war. 
Die revolutionären Konsequenzen des Krieges freilich konnten 
sich erst im Laufe der Zeit enthüllen und sie werden, je länger 
der Krieg dauert, nur um so schärfer zutage treten. Es wäre 
töricht, anzunehmen, daß mir Rußland der Schauplatz revolu¬ 
tionärer Erschütterungen und Umwälzungen sehv würde. In 
Frankreich und England — um von Italien zu schweigen — 
bereiten sich äußerst wichtige und folgenschwere Ereignisse 
vor, und daß auch das verbündete Oesterreich-Ungarn in einer 
außerordentlich schweren inneren Krisis sich befindet, die nur 
glüdclich überwunden werden kann, wenn mit dem veralteten 
System in Oesterreich wie in Ungarn gebrochen wird, wird 
wohl niemand leugnen wollen. Solche inneren Krisen bedürfen 
zu ihrer Lösung keineswegs der Gewalt. Je parlamentarischer 
die Formen sind', in denen sie gelöst werden, desto besser im 
allgemeinen für den Staat. Der deutschen Krisis vor allem, die 
wir zurzeit durchmachen, könnte nichts so gefährlich werden 
wie irgendwelche Gewaltakte im Innern. Sie würden sofort 
unseren Feinden das Signal geben, das durch Bürgeikriege zer¬ 
klüftete Reich zu zerreißen und unter sich zu verteilen. 

Um so verantwortungsvoller ist die Stellung des leitenden 
Kanzlers, um so dringlicher die Erkenntnis, daß er alles tun 
muß, um eine derartige elementare Katastrophe von unserem 
Lande fernzuhalten. Die Beseitigung des preußischen Dret- 
klassenwahlrechts ist ein Zeichen dafür, daß man die Situation 
an maßgebender Stelle richtig auffaßt und entschlossen ist, 
die Folgerungen aus dieser Erkenntnis zu ziehen. Das ist der 
sicherste Weg, das Land vor den „furchtbaren. Erschütte¬ 
rungen“ zu bewahren, von denen einst Herr von Bethmann 
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Hollweg sprach und die er heraufziehen sah, wenn derartige 
tiefgreifende Reformen ausbleiben würden. Noch zu Ostern, 
als Wilhelm II. seinen Erlaß über das preußische Wahlrecht 
veröffentlichte, hatte man annehmen können, der Friede, den 
ja auch die Osterbotschaft als nahe bevorstehend bezeichnete, 
würde früh genug eintreten, um uns wenigstens den vierten 
Kriegswinter zu ersparen. In diesem Falle hätte man sich 
mit der Osterbotschaft zunächst begnügen können, um sodann 
nach Rückkehr unserer Feldgrauen aus der halben Wahlreform 
die ganze zu machen. Für diese Taktik hatte ich mich seiner¬ 
zeit selber ausgesprochen. Allein die Tatsache, daß wir mit 
dem vierten Kriegswinter werden rechnen müssen, sodann aber 
auch die unerhörte Hetze der Altdeutschen und Konservativen 
gegen die Wahlreform hatten die Situation verschoben und 
nunmehr lag allerdings Gefahr im Verzüge. Es mußte schnell 
und gründlich gehandelt werden und wir freuen uns, daß wenig¬ 
stens dieser eine große Aehreuschnitt in die Scheuern der 
Neuorientierung gebracht worden ist. 

Damit haben sich die Wirkungen des Weltkrieges als einer 
Revolution auch in Deutschland politisch mit handgreiflicher 
Deutlichkeit eingestellt. Denn es istvoltkommen richtig,wenn die 
„Deutsche Tageszeitung“ das Ende des Dreiklassenwahtrechts 
als das Ende des alten Preußens bezeichnet. Bedeuteten nicht 
auch die Reformen Steins und Scharnhorsts das Ende des 
alten Preußens? Anders aber als durch eine Revolution war 
dem Junkertum dieses Wahlrecht nicht zu entreißen, nur daß 
In dieser Revolution das Blut im Kampfe gegen den äußeren 
und nicht gegen den inneren Feind geflossen ist. Von hier 
wird sich eine Demokratisierung des gesamten öffentlichen 
Lebens in Deutschland anbahnen, die in absehbarer Zeit das 
Deutsche Reich an die Spitze aller demokratischen Länder 
bringen wird. Denn das allgemeine Wahlrecht bedeutet in 
Preußen wirklich die Demokratie, dank der Arbeit, die in einem 
halben Jahrbundert die Sozialdemokratie an der Nation ge¬ 
leistet hat, während sie fr» Frankreich bei der lächerlich zurück¬ 
gebliebenen Parteientwicklung des Landes die Plutokratie be¬ 
deutete, und in England, soweit man dort von einem demokra- 
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tischen Wahlrecht bisher reden konnte, niemals die Herrschaft 
kleiner aristokratischer Cliquen gebrochen hat Tritt erst das 
allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht in Preu&en 
In Wirksamkeit, so wird sich auch äußerlich zeigen, daß wir 
an innerer, an organischer Demokratie den ,4emokratiscben‘* 
Westmächten schon lange überlegen geworden wäre«, was an 
der Ausbildung unserer Arbeiterdemokratie und unserer Selbst¬ 
verwaltungskörper in Staat und Gemeinde, der weder Frank¬ 
reich noch England auch nur entfernt etwas Aehnliches an 
die Seite zu stellen haben, schon in den letzten zwei Jahr¬ 
zehnten deutlich genug zutage getreten war. Dann wird sich 
erfüllen, was ich in meiner Schrift über das Ende und das 
Qlück der Sozialdemokratie aussprach uiAi was mir den satten 
Hohn des „Berliner Tageblatts“ und des Dr. Franz Mehring 
eingetragen hatte: „Das Prinzip der Organisation, das in der 
Hand der Obrigkeitsregierung gleichbedeutend ist mit Be¬ 
vormundung, Untertanengesinnung und Polizeiwirtschaft, 
springt in sein dialektisches Gegenteil um und wird zum Hebel 
der Selbstverwaltung, Staatsbürgergesinnung und freien Diszi¬ 
plin in dem gleichen Augenblick, wo sein Träger die Volksmasse 
selber wird. Erst damit wird die Identität von Staat und 
Nation Wirklichkeit.“ Bisher war allerdings dank dem Drel- 
klassenwahlrecht nach außen nur die Bevormundung, die 
Untertanengesinnung und die Polizeiwirtschaft in Preußen zu 
sehen, aber gerade der Krieg, den Deutschland bisher gegen 
die ganze Welt siegreich geführt hat und den es nie hätte aus- 
halten können, wenn dieser äußere Schein zugleich auch die 
Sache selber gewesen wäre, er hat über alle Maßen deutlich 
bewiesen, daß sich dem autokratischen System zum Trotz 
bereits eine höchst leistungsfähige, organisdi gewachseue 
Demokratie entwickelt hatte. Hätte dieses Deutschland nicht 
eine Fülle demokratischer Einrichtungen gehabt, wir wären 
schon lange besiegt, und wäre das feindliche Ausland wirklich 
so demokratisch, wie es nicht ist, wie es sich aber inuner aas¬ 
gibt, wir wären ebenfalls schon lange besiegt. An ihren 
Früchten sollt ihr sie erkennen, und eine schärfere Probe auf 
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die Sozialverfassui^ jedes Landes als dieser Weltkrieg ist 
wohl nicht deifkbar. 

Mit dem Sturz des Oreiklassenwahlrechts kann sich nunmehr 
die deutsche Demdkratie frei entwickeln'. Ihre künstlichen 
Hemmungen, die bisher alle politischen Verhältnisse fälschten 
and vergifteten und die das in seiner Leistungsfähigkeit so 
bewundernswerte Preußen zu einer verrufenen Domäne brutaler 
und eigensüchtiger Junker gemacht hatten, fallen in Zukunft 
weg, der Verwaltungsapparat wird nicht mehr, wie erst das 
System Schorlemer wieder mal aller Welt gezeigt hatte und 
worMif der edle Januschauer schon vor langen Monaten zum 
Tröste seiner Mitjunker hingewiesen, sich mit edier Unbe¬ 
fangenheit in den Dienst einer herrschenden Clique stellen 
können. Brennt erst eine ernsthafte parlamentarische Kon¬ 
trolle den preußischen Ministern und hohen Verwaltungs¬ 
beamten auf den Nägeln und ist vor allem erst mal das Monopol 
der Junker auf die Besetzung der maßgebenden Beamtenstellen 
gebrochen, dann weht ein a<n<derer Wind im ganzen Reiche 
und die Kluft zwischen Nord- und Süddeutschland wird sich 
immer mehr schließen. 

Ob freilich auch die Kluft zwischen Deutschland und unseren 
„demokratischen“ Feinden, ist mir höchst zweifelhaft. Diese 
Poincarös und Renaudels, diese Lloyd Georges und Hendersons 
werden unsere Todfeinde bleiben, ob wir nun demokratisch 
uns regieren oder autokratisch uns regieren lassen, wie sie 
ja auch dem Zaren ebenso unbefaiigen ihre ergebenste Auf¬ 
wartung gemacht und' — man denke an die französischen 
Sozialisten — „es lebe der Zar!“ gerufen haben, wie sie jetzt 
hinter den russischen Revolutionären herlaufen und ihnen ins 
Ohr flüstern: „es lebe die Revolution!“ Diesen entschlossenen 
Beutepolitikem wird im Gegenteil die Demokratisierung 
Deutschlands im höchsten Maße zuwider sein; denn sie wissen, 
daß ihr Ergebnis nur eine gewaitige Steigerung der ungeheuren 
militärischen' Defensivkraft Deutschlands sein wird. Sie hatten 
es sich viel leichter gedacht und hatten keine Vorstellung von 
der wiiklichen Stärke unseres Volkes. Deutschland war ja 
ein bankrotter Staat, seine Männer waren stumpfes Kriegsvieh, 
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das man mit Peitschen und Revolvern in die Schlacht trieb, 
seine Soziakiemolkraten würden mit Hurra! Hoch! den heiß¬ 
geliebten französischen Kulturträgern entgegentaumein und im 
geeigneten Moment durch eine Revolution im Innern den Sieg 
der französischen und englischen Waffen an der Front er¬ 
leichtern. So fest hatten sie an die Worte von den „vater- 
iandslosen Qesellen“ geglaubt Daher ihre maßlose Wut als 
die deutsche Sozialdemokratie diesem Programm nicht ent¬ 
sprach und das deutsche Volk sich nicht auf dem Altar der 
„Demokratie“ abschlachten ließ. Weil wir nicht Verrat am 
eigenen Volke trieben, waren wir Verräter an der Internatio¬ 
nale! Aber je stärker sich dieses Volk im Ahwehrkampfe er¬ 
wies, desto dringender trat an die EntentepolitHcer die Not¬ 
wendigkeit heran, es unter allen Umständen, mochte es kosten, 
was es wolle, niederzuschlagen. Sie bekamen es mit der Angst zu 
tim. Angst vor diesem wunderbaren Volke, auf das man Berge 
und ganze Qebirge wälzen konnte, ohne es kleinzubekommen, 
Angst zugleich auch für ihr eigenes, sehr erhebliches Leben, 
für das man ihnen allerdings keinen Groschen mehr geben 
würde, sollte den betrogenen Völkern der Entente die Er¬ 
kenntnis aufgehen, daß diese entsetzliche Schlächterei für gar 
nichts gewesen sei, daß ihnen nicht einmal Elsaß-Lothringen 
den Schnappsack füllen wird, geschweige denn das ganze linke 
Rheimifer, worauf ihnen der Zar doch schon den Mund ge¬ 
wässert hatte. So ist heute die Wut der Verzweiflung, die 
Furcht vor Deutschland und damit der Haß und die Kriegs¬ 
entschlossenheit bei den Beherrschern Frankireichs and Eng¬ 
lands nicht etwa kleiner, sondern größer als zu Beginn des 
Krieges. Sie wissen: Deutschland hat in diesem Kriege etwas 
geleistet, was keins von ihnen jemals fertigbekommen hätte. 
Frankreich und England vereinigt sind nicht einmal imstande, 
mit der halben deutschen Armee fertig zu werden. Wie 
wollten sie imstande gewesen sein, dem Ansturm einer ganzen 
Welt Trotz zu bieten, wie Deutschland es getan! Man muß 
sich nur vorsteilen, wie demütigend, wie klein machend diese 
Eikenntnis auf die redegewaitigen Staatsleidcer der westlichen 
„Demokratien“ wirken imiß. Nein, sie werden durch die Demo- 
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kratisierung Deutschlands, sie werden durch die Friedens¬ 
bereitschaft Deutschlands nicht von der Vernichtung Deutsch¬ 
lands ablassen wollen oder können. Sie sind und bleiben 
unsere Todfeinde. 

Anders aber die Massen des französischen und Teile des 
englischen Volkes. In diese Massen hinein wollen wir die 
Nachricht von dem nahenden Sieg der Demokratie in Deutsch¬ 
land hineinjagen wie Füchse mit brennenden Schwänzen. Denn 
diese Massen sehnen sich nach dem Frieden genau so wie die 
Massen des deutschen und auch des russischen Volkes. Diese 
Massen sollen und werden erfahren, daß sie von ihren Nationa¬ 
listen genau so betrogen worden sind wie von ihren „Sozia¬ 
listen“, daß das deutsche Volk nichts erobern will, aber auch 
nichts von seinem Besitz erobern lassen will und daß, wenn 
der Krieg noch einen neuen Winter hindurch dauern sollte, 
dies nur geschähe, weil die Staatslenker der Entente ihre Ver¬ 
nichtungsgelüste immer noch nicht bändigen wollen. Deutsch¬ 
land aber ist fest entschlossen, diese Raubpläne, die nach dem 
Herzen des deutschen Volkes greifen, zunichte zu machen, 
koste es, was es wolle, und zwar um so gründlicher, je mehr 
wir uns demokratisiert haben werden. Der Friedenssehnsucht 
der „demokratischen“ Völker haben wir vom 4. August an 
die Hand entgegengestredtt, gegen den frechen Gedanken ihrer 
Herren aber, uns vernichten und unser Reich zerstückeln zu 
wollen, werden wir kämpfen, und zwar, wenn es sein muß, bis 
zum letzten Mann. Darauf könnt Ihr Euch verlassen! 


WILHELM JANSSON; 

Die böse Tat. 

D ie Berichterstattung der deutschen Presse über Rußland 
wird nicht müde, uns die russischen Friedenstendefnzen in 
grellen Farben tägüoh neu aufzutragen. Der Zeitungsleser muß 
schließlicli zu der Auffassung kommen, daß seit Abschaffung 
des alten russischen Regimes die Friedenspartei in Rußland die 
Oberhand habe, und daß es nur die Schuld ,yder andern“ ist, 
wenn wir noch nicht zum Frieden kommen. Die neue russische 
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Offensive muß dieser Auffassung nur als ein kleines Miß¬ 
geschick der Russen erscheinen, die mehr aus alter Gewohn¬ 
heit denn aus Willen zum Kriege ihre Granaten wieder ab¬ 
schießen und ihre Infanterie in ISgliedrigen Wellen zum 
Sturme antreiben. 

Dieser Art Berichterstattung sollte das Handweik gelegt 
werden, denn sie ist, besonders im Kriege, wegen ihrer ein¬ 
schläfernden Wirfcungen sehr bedenklich. Sie läßt sich von 
einer revolutionären Phraseologie irreführen und prüft nicht 
nach, ob die rauhe Wirklichkeit ihren Optimismus rechtfertigt. 

Die Russen selbst und die Entente arbeiten mit dem Begriff 
„russische Revolution“ als etwas in sich Eiidieitlichem, Abge¬ 
schlossenem, wie man zuvor vom „Zarismus“ zu sprechen ge¬ 
wohnt war. Das „revolutionäre Rußland“ oder „die russische 
Revolution“ sind jedoch lediglich Flachausdrücke einer irre¬ 
führenden Ideologie, die vollständig den Kampf der Klassen und 
Gruppen innerhalb der Revolution übersieht. Es gibt innerhalb 
des neuen Rußland Parteien und Gruppen, die den sofortigen 
Frieden wollen, und es gibt solche, die den Krieg weiterzu¬ 
führen wünschen. Aber es gibt fast niemanden dort, der den 
zurzeit einzig möglichen Frieden, den zwischen Deutschland 
und Rußland, als Vorstufe zum allgemeinen Frieden will. Selbst 
die Leningruppe, die am entschiedensten für den Frieden wirkt, 
hat den Separatfrieden nicht zu fordern gewagt, und ihre 
Friedensforderung hängt auch insofern in der Luft, als sie einen 
Frieden der „kapitalistischen Regierungen“ verwirft und nur 
einen sotdhen des revolutionären Proletariats propagiert. 

Der Druck der regierenden russischen Sozialisten auf ihre 
alliierten Regierungen im Sinne eines baldigen Friedens hat bis 
jetzt die Schärfe vermissen lassen, die man angesichts der Lage 
ihres Landes zu erwarten berechtigt war. Den grimmigen 
Zimmerwalder, der sich bei seiner Regierung um eine Son¬ 
dierung der Friedensmöglichkeiten bemühte, hat die russische 
Regierung unter dem Beifall der sozialistischen Mehrheit aus 
dem Lande gewiesen. Die Herren Thomas und Vandervelde 
dagegen, die als Kriegshetzer ins neue Rußland gingen, wurden 
nicht ausgewiesen, konnten vielmehr die Front besuchen und 
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Reden für die Hinschfachtung weiterer Hunderttausende halten. 
EDafi sie bei den Sozialisten nicht durchweg gastfreundlich auf- 
zenommen wurden, äst richtig, und Thomas war sogar Gegen¬ 
stand eines Renommierattentats, das ihm gesundheitlich nicht 
schadete, dafür aber seiner Popularität daheim in Paris sehr 
znträglich war. Solche kleinen Zwischenfälle regen in Revo- 
latioBsIändern nicht mehr auf als die Zugverspätung in Zeiten 
der Transportkrise. Aber beide, Thomas wie Vandervelde, 
konnten bei ihrer Rückehr aus dem nicht ausschließlich gast¬ 
lichen Lande erklären, daß sie in allen wesentlichen Fragen 
eUt ihren russischen Freunden einig seien, und daß sie berech¬ 
tigte Hoffnung hegten, die zurückgebliebenen abweichenden 
Auffassungen bald ausgleichen zu können. 

Wir wissen, daß diese Abweichungen vornehmlich dem Frie¬ 
den gelten. Die Russen wollen keine Annexionen und keine 
Kriegsentschädigungen unter den Kriegszieien dulden und sind 
bis jetzt nicht bereit, die französische Lesart dieser These 
zu akzeptieren. Dann aber fordern sie für die Zulassung 
zur sozialistischen Friedenskonferenz die Aufgabe des Burg¬ 
friedens in allen Ländern, falls solches von der Konferenz 
beschlossen wird. Die Ententesozialisten verlangen von uns 
die Durchführung dieser Forderung schon vor dem Stattfinden 
der Konferenz, wollen aber das Fortbestehen ihrer union sacrö 
durch Konferenzbeschlüsse nicht gefährden lassen. Burgfrieden 
in den Ententeländern, Klassenkämpfe in schärfster Form in 
Deutschland, um den feindlichen Armeen zum Einmarsch in Ber¬ 
lin zu verhelfen, das ist das Programm der Thomas und Vander¬ 
velde, für das sie die russischen Sozialisten gewinnen möchten. 

In den Fragen des Krieges konnte mau sich schon leichter 
einigen, wie die neue russische Offensive beweist, für die so¬ 
wohl Thomas als Vandervelde in Rußland tätig waren. Der Ver¬ 
such der Zimmerwalder, England für diese russische Offensive 
allein verantwortlich zu machen, ist verfehlt. Wäre diese Be¬ 
hauptung des Herrn Radek richtig, so würde das nichts anderes 
bedeuten, als daß die Friedenspolitik der russischen Sozialisten 
bereits ein vollständiges Fiasko erlitten hat. Nicht sie hätten 
dann auf ihre Alliierten einen Druck im Sinne des allgemeinen 
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Friedens ausgeflbt, sondern umgekehrt diese auf die russische 
Revoiution, den Krieg durch weitere Metzeiden fortzusetzen. 
Aber so liegen die Dinge nicht. Die Westmächte haben zwar 
mit japanischer Hiife den Russen jeglichen Gedanken an einen 
Separatfrieden ausgetriehen, sogar unter Androhung des 
Kriegszustandes mit den bisherigen Ailiierten. Aber bis zur 
Erzwingung einer russischen Offensive reichte dieser Druck 
keineswegs aus. Man mußte sich zunächst mit der lebhaft 
betriebenen Propaganda der Offensive begpiügen. 

Die russische Offensive beweist vielmehr den Sieg der Kriegs¬ 
psychose in den zurzeit maßgebenden Kreisen der Revolution. 
Schon Anfang Juni erhielt ich aus Rußland Nachrichten von der 
bevorstehenden Offensive, die mit innerpolitischen Bedürfnissen 
motiviert wurde. Man wollte, und sei es nur durch einen kleinen 
iokalen Erfolg, den Geist im Heere neu beleben und schldeBlich 
auch auf die allgemeine Stimmung des Landes einwirken. 
Nachdem man drei Monate Zeit gehabt hatte, die schlimmsten 
desorganisierenden Nachwirkungen der Revolution im Heere 
zu beseitigen, glaubte man, einen solchen Vorstoß wagen zu 
können. Vergeblich warnten sowohl die „Prawda" der Bol¬ 
schewisten ais die „Novaja Shisn“ Maxim Gorkis vor der 
Offensive, die keinen anderen Erfolg haben könnte als die Aus¬ 
lösung einer Gegenoffensive der deutschen Truppen, der man 
dann nicht würde standhalten könnet^ Durch eine deutsche 
Offensive würde, erklärten sie einmütig, die russische Revolution 
gefährdet. Solange die Russen selbst dazu den Anstoß nicht 
gegeben hätten, würde die Demokratie in Deutschland eine 
deutsche Offensive verhindern, nachher könnte sie das nicht 
mehr. 

Nachdem nun der russische Vorstoß erfolgt ist, kann man 
sich zuverlässig über seine innerpolitischen Wirkungen aus der 
russischen Presse unterrichten. Sie läßt, wie die telegraphl- 
sdien Nachrichten der skandinavischen Blätter beweisen, 
keinen Zweifel über das Wieder erwachen eines neuen patrioti¬ 
schen Taumels. In Petersburg, Moskau und Kiew sind große 
Demonstrationen zur Begrüßung der Tatkraft der „Revolu¬ 
tionsarmeen“ veranstaltet worden und auch aus andern Orten 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Die böse Tat. 


613 


Digitized by 


kommen ähnliche Nachrichten. Die Gegenaktion der Bolsche¬ 
wisten und eines Teiles der Menschewiki hat zwar eingesetzt, 
aber der Kriegspöbel 'nimmt selbstherrlich Verhaftungen sol¬ 
cher Personen vor, die als Anhänger der bolschewistischen 
Anschauungen verdächtig sind. Blätter wie „Djen“ und 
„Volja Naroda“, die als „Sozialrevolutionär“ gelten, erklären 
ohne Vorbehalt ihre Zufriedenheit mit der Offensive. „Djelo 
Naroda“, die zuvor die Offensive für unmöglich hielt, ver¬ 
höhnt jetzt die Bourgeoisie wegen ihrer früheren Zweifel 
an der Tatkraft der revolutionären Armee. Maxim Qorkl 
beziehungsweise sein Blatt hat die obenerwähnten Bedenken 
nicht preisgegeben, will aber jetzt alles unterlassen, was die 
Offensive desorganisieren könnte, weil üir Erfolg zum Vorteile 
Rußlands sei. Nur die „Prawda“ ist festgeblieben und setzt 
ihren Kampf gegen Regierung und Offensive fort. 

Von entscheidender Bedeutung ist die ffaltung der „Rabot- 
schaja Qazeta“, des Menschewütiorgans, und der „Investia“, 
des Blattes des Arbeiter- und Soldatenrats in Petersburg. Sie 
erklären, daB die Offensive kein Bankrott der Zimmerwalder 
sei, ihre Wiricung sei vielmehr nur eine Stärkung des Ein¬ 
flusses der russischen Demokratie innerhalb der internationalen 
Beziehungen. Das stimmt überein mit den Ausführungen eines 
der russischen Abgesandten in Stockholm, der durch die Offen¬ 
sive eine bessere russische PoMtion bei den Friedensverhand¬ 
lungen herbeiffihren will. 

Das heißt also, auch die russische Demokratie akzeptiert den 
Begriff der ,JCriegskarte“, den man dem deutschen Reichs¬ 
kanzler so sehr verargt hat, und der der deutschen Delegation 
soviel Hohn durch Herrn Thomas eintrug, als sie ihn für 
Elsaß-Lothringen io Anwendung brachte. Damit wird be¬ 
wiesen,- daß, sobald alle schönen Litaneien heruntergeleiert 
sind und die Zeit der Realitäten hereinbricht, die Kriegskarte 
für die Friedensverhandlungen doch entscheidend ist. 

Das war uns auch vorher niemals zweifelhaft. Was aber die 
russische Demokratie für sich in Anspruch nimmt, muß sie 
billigerweise auch Deutschland zugestehen. Die russischen 
Blätter, die seinerzeit vor der Offensive warnten, haben vollstän- 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




614 


Die Revolutioniernng der Revolationäre. 


dig recht. Diese Offensive hat alle politischen Rücksichten, die 
man in Deutschland auf die inneren Schwierigkeiten eines den 
allgememen Frieden verlangenden Rußland nahm, über Bord 
geworfen. Niemand kann von Deutschland verlangen, daß es 
stillhält, wenn russische Sozialisten und Sozialrevolutionäre 
an Stelle des Zaren ihre Armeen gegen Deutschland uiMi seine 
Verbündeten anstürmen lassen. Die christliche Lehre von der 
anderen Backe, die man hinhalten soll, wenn die eine ge¬ 
schlagen wird, galt noch nie im Kriege. Wer zuerst haut, haut 
nicht immer am besten, auch der zweite Schlag vermag noch 
Striemen zu setzen. 

„Novoja Shjsn“ hält die neue Offensive für eine konterrevo- 
lutionäre politische Tat, die das Blatt aber nicht beeinträch¬ 
tigen will, um Rußland nicht zu schädigen. Darüber vermögen 
wir nicht zu urteilen. Wenn es sich aber wirklich um eine 
konterrevolutionäre Tat handelt, dann trägt die russische 
Demokratie selbst die Verantwortung; denn niemand hat sie 
zu dieser Tat gezwungen, die vielmehr der freien Entschlie¬ 
ßung der Russen bzw. ihrer Regierung entsprungen ist. Was 
danach kommt, ist daher die ^gene Schuld der russischen 
Demokratie, die, anstatt den Frieden zu erzwingen, zur Ver¬ 
längerung des Krieges durch Erweckung neuer Hoffnungen auf 
Deutschlands Untergang bei ihren Alliierten beitrug. Es ist 
immer noch der Fluch der bösen Tat, daß sie fortzeugend 
Böses muß gebären. 


JOHANNES PLENQE: 

Die Revolutionierungf der Revolutionäre'^ 

9. Der Umschlag in der Katastrophe. U. 

D ie allgemeine Kennzeichung der radikalen Strukturveri- 
änderung der marxistischen Bewegung macht den un¬ 
ruhig erregten Untergrund verständlich, aus dem heraus die 
marxistischen Ideen nach neuer Festigung kämpfen, um mitten 
im Umschwung aller Dinge die ganze geschichtliche Welt und 
die Aufgaben des Sozialismus neu zu verstehen. Die Partei 

1) Die hiernit abgeschlossene Aufsatzreihe erscheint demnächst im 
Vertag „Der neue Qeist^, Leipzig. 
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mit der schlechthin unerschütterlichen Gewißheit über ihre ge¬ 
schichtliche Richtung hat plötzlich den Weg verloren. Der 
Marxismus ist aus der gradlinigen Waldschneise der prole¬ 
tarischen Verheißung, auf der er in festgeschlossenen Gliedern 
durch den Kapitalismus durchmarschieren wollte, plötzlich auf 
offene Höhe gekommen und vor den tiefsten Schlund der Ge¬ 
schichte, durch die der Sturm des Weltkrieges tobt. 

ln einer solchen Lage gibt es viel aufgeregtes Gerede. Es 
ist sehr begreiflich und doch sehr nebensächlich, daß hier 
immer wieder leidenschaftlich gerufen wird: Ihr seid am 
4. August fehlgegangen! und dort begütigend gemahnt: aber 
gerade an diesem Kreuzweg wollten wir doch immer nach 
rechts. „Wir haben es immer gesagt.“ Dieses Hin und Her 
stört nur die wirklichen Aufgaben der Führerschaft. 

Die sachliche Frage heißt: Wie geht der Weg weitdV? Da die 
geschichtliche Formation völlig gewechselt hat, liegt selbst¬ 
verständlich das geschichtliche Recht und die spannende Auf¬ 
gabe einer weit umherblickenden Forschung bei denen, die 
nach dem neuen Wege suchen. Aber der alte Weg muß mit 
aller Grundsätzlichkeit noch einmal verteidigt werden, weil 
zwischen zwei angeblich bekannten Punkten die angeblich 
gerade Linie den bekannten mathematischen Vorzug hat. Aber 
es ist absurd, wenn man im unbekannten Gebirge der kommen¬ 
den Geschichte über Stock und Stein aut der geraden Linie 
vorwärtskommen will, obwohl man nicht einmal hinter den 
nächsten Kamm der bevorstehenden organisatorischen Auf¬ 
gaben hat blicken können. 

Wir behandeln nur den geistig am höchsten stehenden Ver¬ 
treter der alten marxistischen Orthodoxie. 

Die kleine Schrift von Max Adler: „Prinzip oder Romantik“ 
(Nürnberg, Fränkische Verlagsanstalt) verdient in der Ge¬ 
schichte des Marxismus darum einen besonderen Platz, weil 
sie bei dem Versuch, den Marxismius in der Wirklichkeit 
prinzipiell festzuhalten. Theorie und Praxis des Marxismus 
endgültig auf den Kopf stellt, also auch wieder revolutioniert. 

Der Marxismus sieht sich selbst als Gesellschaftspraxis auf 
Grund fortschreitender Erkenntnis der materiellen Gesell- 
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Schaftszustän de. Wenn der alte Weg also der rechte sein 
soll, muß er aus dem Weltkriege materialistisch neu gerecht¬ 
fertigt werden, den man als Marxist zunächst mit wissenschaft¬ 
licher Tatsachenfreude in all seinen Zusammenhängen zu er¬ 
gründen hat. Aber Max Adler macht den Marxismus zu einem 
„Prinzip“, das auch bei größten materiellen Lebensvorgängen 
der Gesellschaft durch angebliche Tatsachen noch nicht in 
Frage gestellt werden darf. Wie nur je strafft sich eine dog¬ 
matische Doktrin auf, um das Leben eigensinnig zu meistern, 
statt daß sich das materielle Leben im Kopf des Marxisten eine 
neue Qegenspiegelung schafft, wie die Doktrin es doch selber 
will. Der Marxismus erstarrt, während er nach seiner Qrund- 
formel geistige Mitbewegung sein muß. Der Marxismus ver¬ 
bietet die Handhabung seiner eigenen Methode, während er sich 
gleichzeitig als höchste Errungenschaft der Menschheit preist. 
Die Revolutionierung dieses Revolutionärs gipfelt in der Forde¬ 
rung des geistigen Stillstands im Augenblick der höchsten welt¬ 
geschichtlichen Bewegung. 

Marx lehrte die geschichtliche Tat im Bewußtsein ihrer er¬ 
kannten Notwendigkeit. Max Adler baut selbst ein großes 
Kartenhaus von frommen Wünschen auf, was die sozialdemo¬ 
kratische Außenpolitik alles zu lernen hat, weil man auch die 
allereinfachsten Aufgaben der Eikenntnis darin bisher vernach¬ 
lässigt hat und erklärt dann mit der Ueberzeugung ernstester 
„Wissenschaft“: was ein bürgerlich orientiertes Friedens¬ 
bedürfnis uns eingibt, ist eine „Notwendigkeit“ im Sinne des 
Marxismus. Statt daß das Weltgesetz der materialistischen 
Entwicklung alle frommen Wünsche der einzelnen unter sich 
zwingt, soll der fromme Wunsch zum Weltgesetz werden. Das 
nackte Lamm der Menschlichkeit in der wissenschaftlichen 
Wolfshaut des Marxismus! Wieder eine überraschende Wen¬ 
dung der Revolutionierung der Revolutionäre. Der Weltkrieg 
weicht zwar nicht davor zurück, aber dem Kapitalismus kann 
vielleicht das Herz leichter werden, wenn der Gegner so 
sanft ist. 

Das hat sein Interesse für die systematische Vollständigkeit 
des weltgeschichtlichen Bildes, aber es gibt auch die Peinlich- 
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keit einer beklemmenden weltgeschichtlichen Tragikomödie. 
So etwas vom letzten Republikaner im Augenblick, wo Rom 
zum Imperium wird. Oder wenn Aristoteles aus Prinzip den 
Alexander belehren wollte, daß Stadtstaaten politisch allein 
angängig sind. Eine ohnmächtige Geste gegen die Zeit, die 
ihrer selbst spottet! Jedoch ironisch genug: eine ohnmächtige 
Geste redlich strebender Männer! 

Aber wie klein bleibt notwendig jeder Versuch, die welt¬ 
geschichtliche Katastrophe denkend zu bemeistern, während 
man sie erlebt. Wie unerreichbar fern das eigentliche geistige 
Ziel des Sozialismus. Die Grenzen unserer gesellschaftlichen 
Selbsteikenntnis sind erstaunlich eng. Aber die unvermeidbar 
vorhandenen Organisationsaufgaben der Zeit treiben vorwärts. 

Danach muß man auch die Leistungen aller Marxisten grund¬ 
sätzlich beurteilen, die nach dem neuen Wege suchen. 

Im Weltkriege umlernen ist harte Arbeit, so schnell das 
Auge in dieser Zeit weitwerden kann. Die marxistischen Real¬ 
politiker haben den Nachteil, daß das Tagesereignis sie ergreift 
und die Praxis sie festhält. Systematische Theorie will aus¬ 
reifen, aber nur systematische Theorie kann den alten Marxis¬ 
mus endgültig überwinden. Vor dieser Aufgabe bleibt jeder 
Realpolitiker mehr oder weniger Dilettant. Mehr wie ver¬ 
heißungsvolle Ansätze sind darum nicht zu erwarten. Es ge¬ 
nügt, wenn sie eine verheißungsvolle Fortsetzung versprechen. 

Wenigstens genügt es für das freundliche Wohlwollen der 
Erwartung und der Hofifnung. Wenn wir uns aber aus dieser 
nächsten Anteilnahme wieder herausreißen und zu dem un¬ 
beteiligten Ernst der weltgeschichtlichen Betrachtung zurück- 
kehrep, bleibt das Kleine klein und der Ansatz Ansatz. Hinter 
jedem, der jetzt verspricht und hoffen läßt, steht die schwei¬ 
gende Frage: Bist Du Deiner Zeit gewachsen? Kannst Du 
handeln, wenn Du handeln mußt? Und wer nicht genügt, muß 
wieder abtreten, um andern Platz zu machen. 

Die Willen, die sich auf eine neue Zukunft vorbereiten, 
kommen nur zum kleinsten Teil zu Wort. Wer weiß, in welcher 
schweigenden Brust an der Front oder in der Heimat die 
Führung bei der entscheidenden Befreiung jetzt durchgekämpft 
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wird. Vielleicht ist es einer, der heute noch „radacal“ ist und . 
den die Gewalt der geschichtlichen Umstände noch belehren 
muß. Eine geschichtliche „Notwendigkeit“ will ihr persönliches 
Vollenden, und es ist nicht gesagt, ob sich der Mann findet, der 
die Not wendet. ^ 

Jedenfalls ist der ganze Marxismus und der ganze Sozialis¬ 
mus, überhaupt alle, die dazu gehören, innerlich in Bewegung. 
Aus Kopfzerbrechen und Ueberlegung werden Gespräche und 
Erörterungen. Wer sich irgend berufen glaubt, redet und agi¬ 
tiert. Zahllose Schriften und Aufsätze sind über das Land ge¬ 
gangen. Die Tagespresse ist voll von interessanten Ansätzen 
und stets erneuter Bearbeitung der Massen. Aber obwohl gegen¬ 
über dieser unendlich lebendigen, unübersehbaren Tätigkeit des 
Massendenkens und der stets erneuten Führungsarbeit das 
Buch als ein beinahe überwundenes Mittel der politischen 
Klärung erscheint, kommt es bei der grundsätzlichen Er¬ 
neuerung einer wissenschaftlichen Partei doch vor allem auf 
die an, die vollständig und zusammenhängend genug umdenken 
können, um ein ganzes Buch zu geben. Demi' es handelt sich 
nicht um die Verbreitung einzelner Willensziele und Stim¬ 
mungen, sondern um die Umbildung eines Gedankensystems. 

Wie schon festgestellt, kommen die entschlossensten Fort¬ 
bilder des Marxismus aus dem Lager der alten Radikalen. Wo 
ein geschlossenes Gedankensystem war, wird ein neues ge¬ 
fordert. Die früheren Revisionisten bleiben im wesentlichen 
bei einer fortschrittlich gerichteten Praxis. So fordert z. B. 
Kolb die theoretische Begründung der neuen Praxis, ohne sie 
selbst geben zu können. 

David und Wolfgang Heine, am meisten der letztere, er¬ 
weitern das, was „sie immer gesagt haben“, zu einem vater¬ 
ländischen Demokratismus mit stärkster Beimischung von 
Sozialpolitik, als ob das der Sozialismus wäre. Und die Ge¬ 
werkschaftsführer halten sich mehr und mehr von aller grund¬ 
sätzlichen Erörterung einer Neueinstellung der Partei zurück: 
Wir sind Praktiker und hinter unserer Praxis steht der alte 
Geist. Das Prinzip der Selbständigkeit von Partei und Gewerk¬ 
schaft wird ausgenutzt, wie ein findiger Bankdirektor irgend- 
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eine Tochtergesellschaft oder ein Konsortium lehren kann, 
denen er alle schlechten Geschäfte auf lädt: Alle gesunde Praxis 
der Gewerkschaft, alle grundsätzlichen Schwierigkeiten der 
Partei. Klug für den Augenblick! Aber die Pleite der Partei 
reißt viel von dem moralischen Vermögen der Gewerkschaften 
mit sich. Dabei wissen die Gewerkschaften heute innerlich 
gewiß am allerbesten, was für Notwendigkeiten Organisation 
mit sich bringen muß, wenn sie Volksorganisation wird: 
Disziplin für alle Glieder und freien Spielraum für verant¬ 
wortungsvolle Führerschaft. 

Es ist der Vorteil der „Radikalen“, daß sie weder unter der 
im 19. Jahrhundert gebliebenen Bürgerlichkeit der Revisionisten 
noch unter der nur aufs nächste gehenden Gegenwartspraxis 
vieler Gewerkschaftsleute zu leiden haben. 

In ihrem Kreis wiederholt sich, was für den gesamten 
Marxismus gilt. 

Der von der Geschichte aufgezwungene Versuch der posi¬ 
tiven Weiterbildung einer Parteiüberzeugung ist naturgemäß 
ein fortgesetztes Ineinanderarbeiten aller Beteiligten. Kein 
Buch, keine Persönlichkeit kann alles zusammenfassen. Das 
soziale „Wir“ denkt und sucht. Jeder wirkt für seinen Teil 
mit. Nimmt von andern auf, regt andere an, übertrifft selbst 
und wird übertroffen. Der Fortschritt ist ein Fortschritt der 
Gruppe. Und doch, indem der Marxismus sich erneuern muß, 
wird er den Wert der selbst ständig vorangehenden Führer¬ 
schaft neu einschätzen lernen. Er braucht sie. Der bloße Vor¬ 
trieb der Masse kann es nicht schaffen. Ein Wetteifer um 
geistige Führerschaft strafft darum die Kräfte an. Dahinter 
steckt eine große Zukunftsfrage, die auch die Nation angeht, 
und vielleicht in den Wettkampf der Nationen hineinwirkt, der 
nach dem Kriege kommt. 

Ich greife hier gleichwohl nur drei Repräsentanten heraus, 
weil sie mir für die grundsätzliche Aufgabe der inneren Klärung 
des Marxismus besonders lehrreich zu sein scheinen: Haenisch, 
Lensch und Cunow. Denn diese drei zusammen genügen, um 
die Richtung genau zu bestimmen', in die die natürliche Logik 
der Dinge der Reorganisation des Marxismus treibt. 
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Jeder von ihnen trägt eine besondere Linie des Suchens in 
das Blatt der geistigen Neuorientierung des Marxismus ein, 
und wenn man diese Pfeile weiter punktiert, treffen sie alle 
drei zusammen, und zwar an demselben geschichtlichen Ort, 
der sich auch unabhängig vom Marxismus als die Stelle des 
geschichtlichen Weltenraumes ausmachen läßt, auf die sich 
unsere Entwicklung ausrichtet. Es liegt daran, diese Kon¬ 
struktionslinien scharf herauszubringen. Das breitere zeit¬ 
geschichtliche Interesse an einer vollständigen Schilderung der 
Erneuerumgsarbeit der früheren Radikalen muß demgegenüber 
zurückstehen, so verlockend es sein müßte, statt der typischen 
Anfänge grundsätzlicher Denkaufgaben menschliche Persön¬ 
lichkeiten zu erfassen: Winnig und Jansson, die zu ihrer reali¬ 
stischen Qeweikschaftsarbeit einen freien kulturgeschichtlichen 
Ueberblick gewinnen möchten, Wendel, mit seiner geistigen 
Freude am Miterleben einer aktiven politischen Kraftentfaltung, 
H. Schulz, den das Verantwortungsgefühl des Volkserziehers 
zur Arbeit drängt usw. Aber wir müsseiw hier etwas systemati¬ 
sieren, um zu sehen, worauf das Ganze hinauswili. 

Der Marxismus sieht sich als gesellschaftliche Wissenschaft, 
die gesellschaftliche Praxis wird. Darum hat er zwei Pole 
der grundsätzlichen Erneuerung. Die arbeitslustige Praxis ver¬ 
langt eine andere Wissenschaft, weil sie dieOeschichtslage nicht 
mehr versteht. Die auf die Wirklichkeit gewandte Wissen¬ 
schaft verlangt eine neue Praxis, weil sie eine neue Einsicht 
gewonnen hat. Das erste ist das unmittelbare Gebot der Stunde 
und verlangt eine schnelle Antwort. Das zweite wird mit 
Ruhe und Gemächlichkeit getrieben, geht aber in der Aufgabe 
der kritischen Erneuerung grundsätzlich noch weiter. Haenisch 
und Lensch vertreten den ersten Typ, Cunow den zweiten. 

Der Politiker, der vor der Notwendigkeit neuer Erkenntnis 
steht, weil die Wiiklichkeit plötzlich neugeworden ist, kann 
diese neue Wirklichkeit mit instinktiver Sicherheit schnellhin 
zu erfassen suchen, er kann sie aber auch mit systematischer 
Arbeit Stück für Stück gründlich begreifen wollen. Die Ver¬ 
einigung von Instinkt und gründlicher Ueberlegung ist, wie 
wir sahen, die glücklichste Mischung. Aber bei einer Gruppe 
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von Politikern ist eine gewisse Sonderung der Begabung natür¬ 
lich, Das eigentlich marxistische ist die gewissenhafte Fest¬ 
stellung der materiellen Qesellschaftslage. Darum ist Lensch 
der sehr viel bessere Marxist. Aber gerade die schwere 
Wissenschaft des Marxismus bringt ihn in Gefahr, mit seiner 
Verarbeitung der Ereignisse unter Umständen hinterdrein zu 
kommen, während in der Politik sofort gehandelt werden muß. 
Darum konnte Haenisch am 4. August der bessere Politiker 
sein, weil er dem Instinkt des Tages folgte, während Lensch 
mit seiner Freude an schwereren Konstruktionen sich zunächst 
in taktische Künsteleien verliert, die die Partei mitten zwischen 
Nationale und Internationale gesetzt hätten, und sich dann mit 
gründlicher Methode die Einsicht erarbeitet, daß die Politik 
vom 4. August nur deshalb falsch war, weil sie nicht grund¬ 
sätzlich und entschieden genug gewesen ist. 

Nach seiner ganzen Anlage zeigt Haenisch am meisten das 
glückliche Frohgefühl, von dem Zwang einer das Leben ver¬ 
gewaltigenden geistigen Einengung frei zu sein, obwohl die Be¬ 
freiung selbst auch für ihn sichtbar einen schweren Entschluß 
bedeutet hat. Das anschauliche Bild der Parteigeschichte mit 
ihren menschlichen Stimmungen und Erlebnissen genügt ihm 
für das Verständnis des 4. August und seine natürliche Qe- 
fühlsentscheidung. Aus einer innigen Kenntnis des heutigen 
Arbeiterlebens bejaht er frischweg die Wirklichlkeit des Vater¬ 
landes und die Wirklichkeit der Kräftevereinigung von 1914 
und macht sich das Wort von den „Ideen von 1914“ zu eigen, 
denen die Zukunft gehören muß (S. 137 seiner lebendigen 
Schrift ,^Die deutsche Sozialdemokratie in und nach dem 
Weltkriege“, Berlin, F. A. Schwetschke). Damit bejaht er im 
Grunde auch die selbständige Macht des Geistes. Mit der¬ 
selben uribekümmerten Sicherheit des Instinktes bleibt er bei 
den alten weltgeschichtlichen Sympathien und Antipathien der 
Sozialdemokratie und bei einem starken Kern der Welt- 
bürgerlichkeit überhaupt. Darin liegt die richtige Sicherheit, 
daß der Sozialismus über aller materiellen Geschichtsbetrach¬ 
tung den Geist hochgesteigerter Menschlichkeit nicht verlieren 
darf, aus dem die deutschen Dichter und Denker Kosmopoliten 
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wurden. Die Zukunftseinstellung bleibt bei dem unbdtümmert 
abwartenden tatenlustigen Schlagwort, daß der neue Tag zu 
neuen Ufern lockt. Die Zeit des bloßen Agitierens ist zu Ende. 

Lenschs innere Auseinandersetzung mit der Weltlage von 
1914 reicht weiter zurück. Er hat von allgn deutschen Marxi¬ 
sten die erschreckende Nähe und Materialität des weltpoliti¬ 
schen Zusammenstoßes schon vor dem Kriege am bewußte¬ 
sten erkannt, ist über der Weltpolitik zum Historiker der welt¬ 
politischen Konkurrenten England und Deutschland geworden 
und konnte wegen der glücklichen Tatsache, daß er in Leipzig 
wirkte, durch Lamprechts anregende Arbeit den weitest- 
gespannten Ueberblick der bürgerlichen Qeschichtsschrei- 
bung auf sich wirken lassen. Er geht in der Tat dann auch 
seinerseits für das Verständnis des Weltkrieges „bis auf 
Karl den Großen“ zurück, und tut es mit Recht. Aber das 
alles sieht er mit marxistischen Augen, von Grund aus an die 
materialistische Erklärung gewöhnt, bis zum Uebermaß daran 
gebunden. Kapitalismus und Sozialismus werden aus bloßen 
allgemein-gesellschaftlichen Entwicklungsstufen Kampfespro¬ 
dukte des weltpolitischen Kräftesystems, die in fhrer Ent- 
'wicklungsanlage viele Jahrhunderte zurückreichen. Sie ent¬ 
stehen freilich auf internationalem Kulturboden. Aber jeweils 
unter der Führung eines durch die materiellen Gesamttatsachen 
der Geschichte dazu berufenen Volkes, hier England, dort 
Deutschland. Für die Entwicklung dieser wirtschaftlichen Vor¬ 
machtstellung ist die Rückwirkung der außenpolitischen Lage 
und der Charakter der Wehrverfassung wesentlich entschei¬ 
dend. Von ihnen hängt die organisatorische Versteifung der 
Staaten wesentlich ab. Die deutsche Staatsiage, eine Nach¬ 
wirkung der weltpolitischen Kräfteüberspannung der Kaiser- 
trärnne unseres Mittelalters und weiter verstärkt durch die 
wirtschaftlichen Folgen der veränderten Handelswege und die 
vollends das Reich zersetzende und zerklüftende Auswirkung 
der Reformation, erklärt die kümmerliche Schwäche des deut¬ 
schen Bürgertums vom 16. bis 18. Jahrhundert. Darum die 
politisch so weiche international gestimmte Geistigkeit unserer 
hohen Literaturperiode, deren Kosmopolitismus von den Sozia- 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




Die Revolutionierung der Revolutionäre. 


623 


listen übernommen wird. Darum die nachholende Wucht des 
wirtschaftlichen Fortschritts im 19. Jahrhundert, aber auch die 
lästige Konkurrenz für die früher aufgestiegenen Mächte. 
Darum endlich auch im 19. Jahrliundert die Erhaltung der 
starken, organisatorisch vorbildlichen Staatsgewalt, die im 
Preußentum unter dem Druck der ausgesprochenen Zentral¬ 
lage glücklich wieder emporgezüchtet war. Die Vereinigung 
dieser drei Tatsachen ist allerdings das Wunder unserer Ge¬ 
schichte und das Fundament unserer Zukunft. Weil Lensch 
gar zu sehr Marxist ist, sieht er nicht klar genug, wie notwendig 
gerade auch die hypertrophe deutsche Geistigkeit des 18. Jahr¬ 
hunderts für Deutschland als Vormacht des Sozialismus ge¬ 
worden ist: denn ohne Hegel kein Marx, ohne Fichte kein 
LassaHe oder die ganze Denkfreudigkeit jener Zeit, weder die 
klare Eigenheit der deutschen Staatsidee noch die Wissen¬ 
schaftlichkeit des deutschen Kapitalismus, die beide für den 
wirklichen Sozialismus unentbehrlich sind. Aber er sieht scharf 
und bestimmt, daß nur der starke Staat neben der hochent¬ 
wickelten Gesellschaft den Sozialismus äußerlich gestalten 
kann, und daß allein Deutschland durch das schwere Elend 
seiner Geschichte zu diesem einzigartigen Vorzug höchster 
Organlsationsfähigkeit aufgestiegen ist. Das ist ein anderes 
Schema wie einfacher Klassenkampf. Die notwendige Krönung 
des Ganzen heißt: der Weltkrieg ist die Revolution des organi¬ 
satorischen Aufbaus. Sozialismus heißt Durchorganisierung 
der Gesellschaft: ein neues Zeitalter der Organisation, das 
die Freiheit seiner Glieder bewußt erhält, während es im 
übrigen mit der gebundenen Organisation der mittelalterlichen 
Stadtwirtschaft verglichen werden kann. Die Arbeiterschaft 
ist der berufene Träger des Organisationsgedankens, Alle 
Politik ist Willensverwirklichung im Staat. Durch den organi¬ 
sierenden Staat ist die Revolution des Aufbaus zu vollenden. 

Vor den näheren Fragen der Zukunft stockt freilich der 
Blick. Nur die Forderung einer Demokratisierung des Heeres 
wird klar. Zweifel am Alleinrecht des Parlamentarismus in 
einer Zeit der organisatorischen Demokratie kommen kritisch 
heraus. Aber das Hauptgewicht der sozialistischen Organi- 
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sation soll in die Selbstverwaltungsorgane gelegt werden, 
während doch die Sozialisierung der unvermeidlichen Zentral¬ 
organe der konzentrierten Gesellschaftsordnung, etwa die Sozia¬ 
lisierung des Finanzkapitals, die für das Verständnis einer freien 
und doch konzentrierten Sozialverfassung wirklich klärende 
Aufgaben mit sich bringt und' die Frage nach der Umwandlung 
der Bureaukratie in ein Volksbeamtentum gestellt werden 
konnte. Aber der Organisationsgedanke ist bewußt anerkannt 
und ringt nach gesunder Verdeutlichung. 

Lensch ist mit seinem Bemüben um eine neue Theorie über¬ 
wiegend Politiker. Als Politiker bejaht er den Staat, den nur 
der soziale Prophet verneinen kann. Als Politiker befragt er 
die Wirklichkeit mit der materialistischen Methode nach ihren 
realen politischen Kräften, nach der geschichtlichen Eiftwick- 
lung dieser Kräfte, nach den taktischen Aufgaben der Gegen¬ 
wart. Als Politiker stellt er das Ziel: wie erweitern wir unser 
Rekrutierungsgebiet so, daß wir neben dem Proletariat auch 
Offiziere und Beamte dauernd in unserem Lager sehen können. 
Wie werden wir Kulturpartei? 

Lauter rein politische Fragen, aber indem dieser politische 
Wille um seiner Realisierung willen die Möglichkeiten der 
neuen Wirklichkeit abtastet, wirft er einen neuen Brocken 
Theorie in den alten Marxismus hinein, der für ihn selbst wie 
eine Ergänzung aussieht, und der sich doch mit der altqn 
Fassung der ökonomischen Geschichtsbetrachtung, mit dem 
alten Bild des Kapitalismus und der alten Ideologie gar nicht 
mehr verträgt. Wenn Max Adler mit seinem ,Prinzip oder 
Romantik“ den alten Marxismus völlig auf den Kopf gestellt 
hat, so hat Lensch durch seine produktive Anwendung der 
materialistischen Methode ihm den Boden unter den Füßen 
völlig weggezogen. So oder so kann er nicht mehr stehen. 
Darum gehören Lensch und Adler als zwei entgegengesetzte 
Figuren auf ein Grabmonument des alten Marxismus: Nacht 
und Morgen 1 Vielleicht hat Lensch das gefühlt, als er seinem 
entscheidenden Buche den so romantischen Titel gab: ,T)ie 
Sozialdemokratie, ihr Ende und ihr Glück“. (Leipzig, S. Hirzel.) 
Die Romantik siegt durch ihn über das Prinzip. 
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Jetzt hat der politische Wille zu fragen: wie kommen wir 
wieder zur notwendigen Einheit der Qrundüberzeugungen? Die 
Antwort heißt: nur durch eine Auseinandersetzung über die 
philosophischen und soziologisch-ökonomischen Qrundlehren 
des Marxismus selbst, die einmal alle Rücksichten auf Stra¬ 
tegie und Taktik beiseite läßt und die Grundsätze als solche 
vornimmt. Tiefer in die Grundfragen hinein! Weiter in die 
umfassendste Geschichtsbetrachtung zurück! Bestimmter in die 
Aufgaben der Zukunft voraus! Wie weit wird der Marxismus 
das können? 

Im Marxismus lebt, weil er Wissenschaft sein will, ein starker 
Drang nach „Selbstverständigung“, und dieser Drang würde 
noch stärker sein, wenn der Marxismus nicht praktisch über¬ 
wiegend Partei sein müßte, und darum nur wenig Platz für 
eigentlich wissenschaftliche Naturen hat. Einer dieser wenigen 
ist Cunow, und dem entspricht gegenwärtig seine Rolle in der 
Partei. Cunow sieht als nüchterner Soziologe in die Welt und 
fragt darum beim Kapitalismus nicht nur; wie bekämpfen wir 
Dich, sondern wie siehst Du eigentlich aus, und hast Du auch 
nur annähernd einen Reifezustand, der eine durchgreifende 
Sozialisierung möglich macht? Von da ist nur ein Schritt zu 
einer Theorie des „wirklichen Kapitalismus“! Cunöw sieht 
mit der gleichen nüchternen Beobachtung Staat und Gesell¬ 
schaft in ihrer Verschiedenheit nebeneinander, er erkennt im 
Staat ein Ding für sich, das nicht nach mechanistischen Natur¬ 
gesetzlichkeiten lebt, und fordert wissenschaftliche Anerken¬ 
nung dieser Eigenwirklichkeit des Staates, der man mit vul¬ 
gärem Materialismus nicht beikommt. Von da ist nur ein 
Schritt zu einer allseitig unbefangenen Gesamttheorie der ge¬ 
sellschaftlichen Organisation! Ounow geht endlich mit wissen¬ 
schaftlicher Gründlichkeit auf die Entstehung der wissenschaft¬ 
lichen Einseitigkeit der rein ökonomischen Gesellschaftstheorie 
zurück, präpariert die von Marx in seinen Hauptvorschriften 
beiseite gelassenen Reste einer Staatstheorie des Marxismus 
heraus und findet in Marx Hegel. Von da ist es nur ein Schritt, 
eine Erneuerung des Marxismus im Hegelschen Geist zu for¬ 
dern! Cunow geht seinen Weg ohne Uebereilung mit fast 
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pedantischer Langsamkeit. Et ist als Spezialgelehrter auf 
Monographien geschult, wo eigentlich der Qesamtbau produk¬ 
tiver Systematik gefordert wird. Er deutet nur an, wo eine 
ungeduldige Zeit schnelle und vollständige Antworten verlangt 
Aber seine Andeutungen beweisen, daß er über den alten 
Marxismus weit hinaus ist, und zwar grundsätzlicher, als er 
wohl selber weiß (vgl. „Parteizusammenbruch“, Berlin, Buch¬ 
handlung Vorwärts und Aufsätze in der „Glocke“). 

Fassen wir zusammen: Bei Haenisch: Die Ideen von 1914. 
Bei Lensch: Die Revolution des Aufbaus, Sozialismus als 
Organisation. Bei Cunow: Marx und Hegel. 

Das heißt, das neue eigene Suchen des Marxismus weist in 
genau dieselbe Richtung, die der organisatorische Sozialismus 
für sich vorher gefunden hatte, der im Bewußtsein einer über 
den Interessen stehenden Amtsstellmig aus der freien wissen¬ 
schaftlichen Erkenntnis der Gesellschaft so notwendig entsteht 
wie die moderne Technik aus der Naturwissenschaft. 

Eine so extrem einseitige Fassung einer geistig notwendigen 
Aufgabe, wie die Fassung des Sozialismus im Marxismus, muß 
im Augenblick ihrer geschichtlichen Selbstbefreiung nicht nur 
auf ein Uebermaß gegen sie gerichteter Kritik, sondern auch 
auf den fortgeschrittenen Versuch der positiven Ergänzung 
stoßen. Aus dem Hochkapitalismus mußte der Gedanke des 
organisatorischen Sozialismus entstehen. Der Punkt außerhalb 
war geschichtlich gefordert. Sonst wäre eine geistige Ent¬ 
wicklung ausgeblieben, die möglich war. 

Wie konnte man im Sozialismus je etwas anderes sehen als 
die aus der Geschichte eikennbar herauswachsende hö/;hste 
Lösung des ewigen menschlichen Organisationsprobiems? Ein 
lioch entwickelter, ganz bewußter Organisationszustand, der 
bei geschlossener Zusammenfassung aller seiner Kräfte die 
Genossenschaftlichkeit seiner Glieder planmäßig pflegt, unter 
Ausnutzung aller persönlichen Triebmittel zu verantwortungs¬ 
voller Arbeit und unter Anwendung der verfeinerten Organi¬ 
sationsmittel einer eigentlichen Organisationstechnik, um den 
glatten Gang der Zusammenarbeit zu sichern! In was für 
einer Gesellscbaftsverfassung mußte eine organisatorische 
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Periode, wie der Hochkapitalismus, zur Reife kommen, wenn 
ihr Organisationsprinzip immer weiter wirkte und zunehmende 
Demokratie so damit zusammentraf, daß das Ergebnis dieser 
Kräfte offenbar eine Mitte zwischen genossenschaftlicher und 
herrschaftlicher Organisation zu bilden strebt? Es war eigent¬ 
lich klar, daß die Lebensmöglichkcit des „Sozialismus“ mit der 
Werdewahrscheinlichkeit des Kapitalismus zusammentraf. Man 
muß den Mut zur geschichtlichen Wahrheit haben, damit aus 
dem verstiegenen Traum für die einen, aus dem verschrienen 
Schreckensgespenst für die andern die gesunde Wirklichkeit 
einer natürlichen geschichtlichen Leibenfortsetzung für die 
meisten werden kann. 

Darum ist der frei gewachsene „organisatorische Sozialismus“ 
gegenwärtig das natürliche Beschleunigungsmittel bei der 
inneren Fortbildung des Marxismus. Vielleicht kommt nun 
bald der Tag, wo der frühere Marxismus nicht mehr mit den 
Augen von 1847 (damals vor 70 Jahren entstand das Kommu¬ 
nistische Manifest!) in die Welt sieht, sondern mit den Augen 
von 1914 und 1917. Die Revolutionierung der Revolutionäre ist 
nmmehr soweit fortgeschritten, daß aus dem Durcheinander 
des neuen „Nein" gegen das alte „Nein" das endgültige „Ja" 
klar und bestimmt herausklingen kann. 

Die soziale Demokratie wird den „wirklichen Sozialismus“ 
nicht errichten. Wenn er kommt, entsteht er: durch die zu¬ 
sammendrängende Kraft der weltwirtschaftlichen und welt¬ 
politischen Lage nach dem Kriege mit ihrer kaum überwind¬ 
baren Tendenz der starken gegenseitigen Abschließung; durch 
den Fortgang des hochkapitalistischen Konzentrationsprozesses, 
der im Kriege so rasend beschleunigt ist und mit dem der Staat 
sich auseinandersetzen muß; durch die großen wirtschaftlichen 
und finanzpolitischen Liquidationsaufgaben, die den Staat nach 
dem Kriege erwarten; durch die zentralisierte Kraftübersicht 
einer dauernd gesicherten wirtschaftlichen Kriegsbereitschaft. 
Das alles gibt eine organisatorische Zwangsrichtung, der sich 
der Staat nicht entziehen kann, alle großen Mächte Europas 
werden auf denselben Weg gerissen, und schon durch die Roh¬ 
stoffversorgung nach dem Kriege wird die erste „volkswirt- 
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schaftliche Internationale“ gefordert. Da hinein wirkt dann 
die Massenforderung der sozialistischen Demokratie mit ihrem 
Anspruch auf Versorgung und Ausgleich. So entsteht die 
Friedensform des wirklichen Sozialismus, wenn sie entsteht. 

Aber die deutsche sozialistische Arbeiterschaft würde die 
Organisationsverfassung unserer Zukunft verpfuschen, wenn 
sie den wiiklichen Sozialismus mit einem Maximum parlamen¬ 
tarischer Demokratie und einem Maximum reiner Sozialpolitik 
verwechselt. Mit der politischen Macht kommt die Verantwor¬ 
tung für die gesunde Kraft der gesamten Volksorganisation. 
Es kommt nicht allein darauf an, daß Deutschland „das 
freieste Land der Welt“ ist. das ist eine Redensart für den 
demokratischen Bourgeois nach amerikanischer Art: der 
Sozialismus will vielmehr ein Land, das in der ganzen Welt 
am besten gegliedert ist und in seiner Freiheit stark. Ein 
Sozialismus, der sich gegen die organisatorische Kraft seines 
Volkes versündigt, versündigt sich gegen sich selbst. 

Und noch einmal ganz nüchtern gesprochen: es ist wahr¬ 
scheinlich, daß wir binem neuen volkswirtschaftlichen 
Organisationszustande entgegengehen, der die strenge 
Wirtschaftlichkeit, die hohe TechniTc, das Völkermaß des 
Kapitalismus zum mindesten 'beibehält, der aber im 
Vergleiche zu früheren Organisationszuständen und namentlich 
im Vergleiche zum Kapitalismus wegen seiner spezifischen 
Eigenart und im besonderen wegen der Konzentration 
seiner Kräfte, wegen der dafür notwendigen wissenschaftlichen 
Durchdringung seiner Lebensordnung und wegen einer aus¬ 
gleichenden Versorgung aller seiner Glieder als Sozialismus 
bezeichnet werden muß. Sozialismus ist doch nur ein Name für 
einen Qesellschaftszustand, in dem wir einmal leben können, 
einerlei wie naiv man früher von ihm geträumt hat, und in den 
wir uns dann so eingewöhnen, wie wir jetzt an den Kriegs¬ 
sozialismus gewöhnt sind, obwohl der Friedenssozialismus sehr 
wahrscheinlich weniger Zwang und mehr Individualwirtschaft, 
kleinere Gewinne und größere Rationen haben wird, soweit 
es überhaupt noch eigentliche Rationen gibt. Wen der Name 
stört, kann einen anderen suchen. Wer ihn begreift, gebraucht 
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ihn mit Recht. Genau so lebte man eines Tages im Kapitalis¬ 
mus, während man früher in einer Staatswirtschaft oder in 
einer Stadtwirtschaft gelebt hatte. Wie das Handwerk in den 
Kapitalismus hinein weiter dauert, wird ein guter Teil kapitali¬ 
stischer Unternehmung im Sozialismus weiter bestehen. So 
geht es in den Sozialismus hinüber, nachdem die große Krisis 
des Weltkrieges die Bahn für ihn freigemacht hat, und der 
„Sozialismus“ wird seine weiteren Entwicklungsperioden* haben, 
wie der Kapitalismus aus dem Frühkapitalismus zum Klein- 
kapitalismus aufstieg und über den Mittelkapitaiismus zum 
Hocbkapitalismus weiterging. Es ist dabei bis zu einem 
gewissen Grade wahrscheinlich und eine ernste Gefahr, daß 
nach einem ersten Drängen auf Rückbildung der Kriegs¬ 
wirtschaft aus der Notwendigkeit der Uebergangszeit und 
wegen der noch nicht ausgereiften Forderungen der durch 
die Fehlträume des Sozialismus vorwärts getriebenen Masse 
eine Zeit der starken äußeren organisatorischen Ueber- 
treibung einsetzt, bis der „Soziaiismus“ mit einem umgekehrten 
Organisationsbedürfnis daran geht, die jugendliche Lebendig¬ 
keit des freien Einzelbetriebes für sein Wirtschaftsleben wieder 
zu sichern. Seien wir uns immer darüber klar, daß die Zeit 
der bewußt geschaffenen Organisationszustände im weiten 
Sinne mit der alie Schranken abbauenden Durchführung der 
Wirtschaftsfreiheit beginnt. Damals wurde die Welt zum 
ersten Male ,/iuf den Kopf gestellt. Darum wäre es wirklich 
wunderbar, wenn die Wirtschaftspolitik einer auf höherer 
Stufe bewußt neuorganisierenden „sozialistischen“ Gesell¬ 
schaft nicht nach der Kunst streben sollte, auch die wertvollen 
Kräfte der Wirtschaftsfreiheit aus vergleichender Erfahrung 
bewußt weiter zu verwenden. Wir wolien wenigstens hoffen, 
daß nicht aus doktrinärer Dummheit der blinde Kampf gegen 
die äußere Wirtschaftsfreiheit weiter als echter Sozialismus gilt. 

Gehen wir aber wirklich einer geistigen und volkswirtschaft- 
lich-verwaitungstechnischen Durchorganisierung des Kapitalis¬ 
mus entgegen, die wegen der Eigenart ihrer Gesamtverfassung 
den Namen „Sozialismus“ tragen muß, so sind auf dem ge¬ 
sunden Boden des gemeinsamen sozialistischen Lebensbewußt- 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



630 


Die Revolutionierung der Revolutionäre. 


Digitized by 


seins dieser Gesellschaft auch weiterhin'die verschiedensten 
Richtungen möglich. Mehr national und mehr international, 
mehr demokratisch, mehr autoritär, mehr zentralistisch und 
mehr dezentralistisch, mehr Einzelwirtschaft und mehr Qesell- 
schaftsbetrieb. Die verschiedenen Berufsgruppen werden ver¬ 
schiedene Interessen haben. Möglicherweise behält die Ar¬ 
beiterschaft ihren besonderen Sozialismus, obwohl ihre Ver¬ 
teilung auf verschieden gerichtete Ideensysteme vielleicht 
wahrscheinlicher ist. 

In diesen Richtungen wird einheitlich oder getrennt auch die 
heutige Sozialdemokratie weiterleben, wenn sie nicht durch 
die jetzige Krisis zerriehen wird, und das Parteileben des aus 
dem Zwang der Geschichte geborenen nationalen „Sozialis¬ 
mus“ durch eine Fortentwicklung der bürgerlichen Parteien 
gebildet wird, während ein Rest „Sozialdemokratie“ als un¬ 
fruchtbare Revolutionsgruppe demonstrierend daneben steht. 
Die Wissenschaft gibt bei solchem Spiel mit der Zukunft der 
Phantasie viel Freiheit. Aber eins ist gewiß. Auch die Wissen¬ 
schaft einer sozialistisch geordneten Weit, die die Theorien 
und Ideologien aligemein zu fassen hat, wird weiter die Auf¬ 
gabe behalten, alle diese Richtungen des Sozialismus zu ver¬ 
stehen und sich mit keiner vofbehaltlos gleidhzusetzen. 
Darum können die Wege des Sozialismus der Wissenschaft 
und des Sozialismus des Proletariats auch wieder weiter aus¬ 
einander führen, so sehr sie sich gegenwärtig nähern. Gegen¬ 
wärtig sind sie die nächsten dazu, einer an dem andern höher 
zu wachsen. 

Auch in diesem Verhältnis von Sozialismus zu Sozialismus 
wird darum bis zuletzt die Freiheit festgehalten, die sich in 
das Lebensganze einzugliedern weiß und in diesem Dienste 
aufbauend schafft, ohne ihre Grenzen zu überschreiten. Diese 
Freiheit im gegliederten Ganzen, die nicht zerstören, sondern 
aufbauen will, diese echte Gesinnung einer Welt der gemein¬ 
samen Arbeit, wird sich, die soziale Demokratie in allen Teilen 
neu gewinnen, wenn sie die Revolutionierung der Revolutionäre 
innerlich zu Ende bringt Sie begann mit der Erschütterung 
des verirrten Geistes durch die vernichtende Gewalt einer 
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neuen WiilcUchkeit. Sie ist erst zu Ende, wenn der Qeist sich 
zu sich selbst zurückgefunden hat und sich mit Festigkeit daran 
machen kann, die zerschmetterte Welt zu erneuern. 

Das ist die Aufgabe für die abgeklärte Ruhe der Betrachtung! 

Der Tag aber verlangt: Partei der ewigen Erwartung, komm* 
zu einem Ende! Bloße Demokratie wird bald verblassen, wo 
der weltgeschichtliche Zusammenbruch weltgeschichtlichen 
Aufbau verlangt. Das ist deutsche Aufgabe! Macht Euch den 
Sozialismus klar oder dankt vom Sozialismus ab und überlaßt 
die Organisation denen, die organisieren können. 


PAUL HIRSCH, M. d. A.: 

Des deutschen Volkes Wille zum Leben. 

D as Bevölkerungsproblem, das schon vor dem Kriege zu ernster 
Betrachtung herausgefordert hat, und das durch den Krieg in 
den Mitteipunkt des öffentlichen Interesses gerückt ist, hat eine um¬ 
fangreiche Literatur gezeitigt. Nationalökonomen, Sozialpolitiker und 
Sozialhygieniker, Männer der Theorie und der Praxis haben die 
Ursachen des Geburtenrückgangs zu erforschen gesucht und sich in 
Vorschlägen zur Beseitigung des Uebels förmlich überboten. Daß es 
sich hierbei nicht um eine einzelne Frage, sondern um einen Komplex 
von Fragen handelt, die innerlich miteinander Zusammenhängen, weiß 
jeder, der sich auch nur oberflächlich damit beschäftigt hat, und wer 
es nicht wissen sollte/der kann sich durch die Lektüre der unter dem 
Titel „Des deutschen Volkes Wille zum Leben“ von dem Reichstags¬ 
und Landtagsabgeordneten Martin Faßbender bearbeiteten und heraus- 
gegebeneii Sammlung bevölkerungspolitischer und votkspädagogischer 
Abhandlungen über Erhaltung und Förderung deutscher Volkskraft 
davon überzeugen.^ 

Das Werk, das in 21 größeren Aufsätzen die Bevölkerungslehre 
behandelt, will nach der ausdrücklichen Erklärung des Herausgebers 
kein Volksbuch für die breiten Massen des Volkes sein, es wendet sich 
vielmehr an die Volksvertreter in Staat und Gemeinden, an die Geist¬ 
lichen und Lehrer, an die Aerzte, Verwaltungsbeamten und Juristen, 
mit einem Wort an alle Freunde der Volkswohlfahrt und aufmerksamen 
Beobachter des öffentlichen Lebens. „Wer vieles bringt, wird man¬ 
chem etwas bringen.“ So wird die Fülle des Stoffes auch demjenigen 

‘ Freihurg 1. B. 1917, Herdersche Verlagshandlung. 13,50 Mk., in 
Pappband 15,— Mk. 
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manches bieten, der vielleicht die eine oder die andere Abhandlung zutn 
mindesten für überflüssig hält, denn daß von so vielen Arbeiten so ver¬ 
schiedener Autoren ni^ht alle gleichwertig sind, versteht sich von selbst. 

So mannigfach auch die Fragen sind, die die einzelnen Mitarbeiter 
behandeln, so sind sie doch samt und sonders von einer einheitlichen 
Grundlage aus an die Bearbeitung herangetreten, und diese Grundlage 
bildet die christliche Weltanschauung. Der Herausgeber erblickt in 
diesem einheitlichen Gedanken einen Vorzug, andere, zu denen auch 
wir gehören, werden anderer Meinung sein. Gerade diese fort¬ 
währende Betonung des Wertes der christlichen Weltanschauung führt 
leicht zu Uebertreibungen und zu Einseitigkeiten, vor denen man sich 
in wissenschaftlichen Dingen ganz besonders in Acht nehmen sollte. 

Als solche Uebertreibung und Einseitigkeit müssen wir es bezeichnen, 
wenn der Münchener Professor der Theologie, Dr. Franz Walter, bei 
der Erörterung der sexual-ethischen Probleme die Frage des Geburten¬ 
rückgangs in ihrem tiefsten Grunde als eine sittlich-religiöse bezeich¬ 
net und von diesem Standpunkt aus die Seelsorge in erster Linie für 
berufen hält, dem Uebel entgegenzuwirken, oder wenn Hermann Krose 
der Ansicht Ausdruck verleiht, daß innere Gründe, die sich auf die 
Organisation und die Einrichtungen der kirchlichen Gemeinschaften 
und auf die persönliche Erfahrung stützen, einen größeren Erfolg der 
katholischen Kirche 4m Kampfe gegen die Geburtenminderung sehr 
wahrscheinlich machen und so zu dem Ergebnis kommt, daß eine 
ungehinderte Entfaltung der ordentlichen und außerordentlichen Seel¬ 
sorge nicht nur im religiösen, sondern auch im vaterländischen Inter¬ 
esse liegt und von allen gefördert werden sollte, die unser Volk vor 
einem weiteren Umsichgreifen des Geburtenrückganges bewahren 
wollen. Von solchen stark aufgetragenen Tendenzen müßte ein wissen¬ 
schaftliches Werk sich frei halten. 

Das Gleiche gilt bis zu einem gewissen Grade von dem ursäch¬ 
lichen Zusammenhang, den Faßbender zu konstruieren sucht zwischen 
dem Rückgang der Beteiligung an der Osterkommunion und dem Rück¬ 
gang der Geburtenziffer in den deutschen Großstädten. Ebensowenig 
können wir den Vergleich, den derselbe Autor zwischen dem Volks¬ 
leben in der Verfallszeit des alten Rom und der heutigen Zeit zieht, 
ohne weiteres gelten lassen. Man kann doch unmöglich in einem 
Atemzuge zugleich mit dem „Ueberwuchern schlüpfriger, nur dem 
Sinnenkitzel dienender Schauspiele“ das Eindringen der Frauen in 
Männerberufe und die Beteiligung d«r Frauen am politischen Leben 
als Zeichen des Verfalls hinstellen. Richtig ist es dagegen, daß im 
alten Rom und auch bei uns die Ehe- und Kinderlosigkeit vornehmlich 
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in den höheren Ständen immer weiter um sich zrifi. Hier wie dort 
galt beziebunzsweise gilt in bestimmten Kreisen die Ehe als eine Last, 
die man höchstens im öffentlichen Interesse auf sich nimmt, hier wie 
dort das Bestreben, die großen Vermögen zusammenzuhalten, und aus 
diesem Gründe nicht zu viel Kinder zu erzeugen. 

Die Ueberschatzung des Einflusses ethischer und die Unter¬ 
schätzung des Einflusses wirtschaftlicher Momente ist es, was bei den 
meisten Abhandlungen dem Leser in die Augen fällt. Nach unserer 
Ansicht hat der bekannte Nationaiökonom Paul Mombert recht, wenn 
er alle gesetzgeberischen Maßnahmen, das Wachstum der Bevölkerung 
zu unterstützen durch Förderung frühzeitiger Eheschließung und 
kinderreicher Familien für einen Schlag ins Wasser und vollkommen 
wertlos hält, wenn man nicht zugleich bestrebt ist, die wirtschaftliche 
Entwicklung so zu leiten, daß es auf Grundlage technischer und wirt¬ 
schaftlicher Fortschritte durch Gesetzgebung und Verwaltung gelingt, 
durch ein Mehr an Menschen eine Mehrerzeugung an Gütern mit 
sinkendem Aufwand von Kapital und Arbeit hervorzubringen und damit 
zugleich eine Verbesserung der Lebenshaltung zu ermöglichen. Der 
Umstand, daß gerade die besitzenden Klassen die neomalthusianistl- 
scben Praktiken viel früher und auch heute noch in weiterem Umfange 
anwenden als die arbeitenden Klassen, daß ferner innerhalb der 
Arbeiterschaft gerade die höchststehenden bestbezahlten Schichten 
weniger Kinder erzeugen als die tiefstehenden, kann als Argument 
hiergegen nicht angeführt werden. Der Widerspruch ist, wie bereits 
vor Jahren Blaschko in seiner Schrift NGeburtenrückgang und Qe- 
scblecbtskrankheiten“ nachgewiesen hat, nur ein scheinbarer. Nach 
ihm ist die Geburtenziffer in den verschiedenen Volksschichten eine 
verschiedene, für jede Schicht eine typische Größe, sie ist am gering¬ 
sten bei den Wohlhabenden und Beamten, etwas größer im Prole¬ 
tariat, und mit dem Aufsteigen in eine höhere Gesellschaftsschicfat 
nimmt unweigerlich die Kinderzahl ab. Innerhalb jeder Schicht aber 
bestehen Schwankungen, die ihrerseits wieder von den jeweiligen wirt¬ 
schaftlichen Verhältnissen abhängen; mit der Verteuerung der Lebens¬ 
haltung zu Zeiten wirtschaftlichen Notstandes sinkt in jeder Schicht 
die Geburtenziffer, in Zeiten der Prosperität steigt sie. Das ist der 
gleiche Gedanke, den Mombert dahin präzisiert: „Eine einmaäze 
Besserung der Verhältnisse hat die Tendenz, geburtenvermehrend zu 
wirken; erhöben sich aber dabei dauernd Wohlstand und Kultur, so 
wird die entgegengesetzte Wirkung ausgelöst, die auf eine Ver- 
miiiderang der Fruchtbarkeit bindräogt. Aber nur dort wird diese 
letztere Wirkung elntreten können, wo Wohlstand und Reife der 
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Bevölkerung soweit vorgeschritten sind, daß größere Voranssicbt und 
Sorge für die Zukunft Platz greifen.“ 

Ueber diese grundlegenden Gesichtspunkte muß man sich klar sein, 
wenn man nach den Mitteln zur Beseitigung des Geburtenrückganges 
forscht Hält man in erster Linie die wirtschaftlichen Momente für 
ausschlaggebend, so muß man hier den Hebel ansetzen, und diese 
zu bessern suchen, mißt man den religiös-sittlichen Momenten eine 
größere Bedeutung bei, so wird man sein Streben naturgemäß auf 
eine Hebung der Sittlichkeit und der Religiosität des Volkes lenken. 

Daß die wirtschaftlichen Momente zum mindesten nidit von ge¬ 
ringerer Bedeutung sind, das kommt auch in einer ganzen Reihe von 
Abhandlungen des Sammelwerkes, auf die im einzelnen einzugehen 
zu weit fuhren wUrde, mehr oder minder deutlich zum Ausdruck. Es 
sei in dieser Hinsicht besonders an die Arbeit des Oberstabsarztes 
Dr. Christian Faßbender Ober medizinisch-hygienische Richtlinien fttr 
die Maßnahmen der Bevölkerungspolitik erinnert, worin er sich ein¬ 
gehend mit der Einwirkung von Wohnung, Beschäftigung und anderen 
Faktoren unseres Kulturlebens, mit den Geschlechtskrankheiten und 
ihren Folgen, mit der Tuberkulose, Alkohol und Alkoholismus, der 
fehlerhaften Ernährung und ihren Folgen beschäftigt und neben der 
Forderung des Hand-in-Handgehens gesetzgeberischer und erzieh¬ 
licher Maßnahmen im Kampfe gegen die Volksseuchen, gegen die 
öffentliche Unsittlichkeit und den Alkoholismus einer Reform des 
Mutter- und Kinderschutzes und des Wohnungswesens das Wort redet 
Speziell mit der Frauenfrage beschäftigt sich die Herausgeberin der 
Zeitschrift „Die christliche Frau“, Hedwig Gransteld, die sich mit der 
Notwendigkeit der außerhäuslichen Erwerbsarbeit der Ehefrau in der 
Gegenwart abgefunden hat und Vorschläge macht, die darauf hinaus- 
lanfen, „dem Problem jene Schärfen und Härten zu nehmen, an denen 
so manche wohlmeinenden Frauen sich blutig stoßen und so manche 
Familien zugrunde gehen“. Allerdings hält auch sie bei allen im ein¬ 
zelnen noch so beherzigenswerten Vorschlägen die sittlich-kulturelle 
Seite der Frauenfrage für die Lösung des Bevölkerungsprobiems füc 
viel wichtiger als die soziaiwirtschaftliche Seite. Der Untersuchung 
der Lohn- und W(Anfrage, einer Frage, deren Bedeutung gerade jetzt 
während des Krieges und nach dem Kriege mehr und mehr zutage 
tritt, ist die Arbeit von Geheimrat DOttmann gewidmet, der uns recht 
drastisch die Schäden vor Augen führt, welche aus den unzureichen¬ 
den Wohnungsverhältnissen nicht nur in Großstädten entstehen, die 
bisherigen Bestrebungen zur Abhilfe schildert und den Gedanken eines 
Ersatzes der fehlenden Abstufung des Arbeitsverdienstes nach der Zahl 
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der darauf angewiesenen Personen im Wege der Versicherung sowie 
im AnschluB an die allgemeine Einführung einer Wohnungsaufsicht 
und Wohnungspflege den Gedanken einer gesetzlich geregelten Woh- 
nuDgsfOrsorge der Gemeinden für kinderreiche Familien mit Hilfe von 
Reich, Staat und Arbeitgebern propagiert. Das gleiche Interesse dürfte 
die Abhandlung des Landtagsabgeordneten Schmeddlng über Steuer-, 
Besoldnngs- und Versicherungsfragen beanspruchen. Ausgehend da¬ 
von, daB, soweit wirtschaftliche Momente rär ihn bestimmend sind, 
der Geburtenrückgang letzten Endes in dem MiBverhültnis zwischen 
Einkommen nnd Erziehungsaufwand seinen Grund hat, verlangt 
Schmedding, daB der Staat neben religiös-ethischen oder auf sanitärem 
Gebiet liegenden MaBnahmen insbesondere auch darauf Bedacht 
nimmt, daB in wirtschaftlicher Hinsicht die Gründung kinderreicher 
Ehen erleichtert und gefördert wird; die bisherigen staatlichen Ver¬ 
günstigungen für kinderreiche Familien gehen ihm nicht weit genug, 
er wünscht weitergehende Vergünstigungen, für die die Mittel durch 
eine Kinderlosensteuer gewonnen werden sollen. 

Aus diesen Andeutungen, mit denen wir uns aus räumlichen Gründen 
begnügen müssen, ist ersichtlich, daB das Werk das umfangreiche 
Problem der 'Bevölkernngspolitik nach den verschiedensten Richtungen 
hin behandelt. So interessant auch diese und jene Abhandlung im 
einzelnen ist, so hfitte der Herausgeber doch besser getan, daran zu 
denken, daB sldi in der Beschränkung der Meister zeigt. Hätte er 
sich dies Wort vor Augen gehalten, dann wäre vieles vermieden wor¬ 
den, was nicht zum Thema gehört und deshalb wie überflüssiger Ballast 
wirkt Was z. B. die Polemik gegen die Einheitsschule mit der Be¬ 
völkerungsfrage zu tun hat, vermögen wir beim besten Willen nicht 
zu erkennen. Es ist doch geradezu an den Haaren herbeigezogen, 
wenn man die Einheitsschule deshalb verwirft, weil sie nicht geeignet 
sei, Achtung vor der körperlichen Arbeit in unserem Volke zu er¬ 
halten und daher, um mit Friedrich Wilhelm Förster zu reden, un¬ 
fehlbar dazu führen muB, dem Volksleben, der Volksarbeit und der 
Volksbewegung gerade die schärfsten Begabungen zu rauben, um 
dieselben lediglich in den Dienst der führenden Klassen zu ziehen. Die 
Furcht, daB dadurch die Lage des arbeitenden Volkes wesentlich ver¬ 
schlechtert würde, well ein groBer Teil der Volksenergie und der 
Volksintelligenz, der sich bisher auf Verbesserung der Lage der eigenen 
Klasse richtete, nunmehr auf die möglichst rasche Fludit aus dem Volke 
verwendet werden würde, ist ebenso unbegründet wie die Befürchtung, 
daB mancher Gewerkschaftler, der sich bisher für die Sache des 
ai4>eiteiiden Volkes geopfert bet, statt dessen künftig nur danach 
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trachten würde, daß er seine Nachkommen mSslichst hoch in die oberen 
Kiassen hinaufbrinsrt. Es ist hier nicht der Ort, diesen OedankenganK 
im einzeinen zu widerlegen, wir müssen uns mit dem Hinweis darauf 
bescheiden, daß die Frage der Einheitsschule mit der Bevölkerungs¬ 
frage ebensowenig etwas zu tun hat, wie die gleichfalls von dem 
Herausgeber damit in Zusammenhang gebrachte Frage der Lehrer¬ 
bildung. Gerade dadurch, daß man soviele Dinge mit dem Bevölke- 
rnngsproblem verquickt, wird der Kernpunkt der eigentlichen Frage 
verschoben, nicht zum Vorteil des sonst recht lesenswerten und auch i 
für den, der politisch und religiös auf einem anderen Standpunkt steht, I 
eine Fülle von Anregungen bietenden Werkes. 


MAX FALKENFELD: 

Übergangswirtschaft und Arbeiterfrage. 

I. 

„Uebergangswirtschaft und Arbeiterfrage“. So lautet die Ueber- 
schrift eines Aufsatzes, den Dr. Gerhard Albrecht im „Preußischen 
Verwaltungsblatt“ veröffentlicht hat. Der Verlag Carl Heymann hat 
diesen Aufsatz als Sonderausgabe erscheinen lassen, und er hat recht 
daran getan. Was Albrecht mit klugem Sinn und warmem Herzen 
geschrieben hat, muß überall gehört werden, namentUch bei den 
Aemtern. Von Uebergangswirtschaft spricht Albrecht, aber er läßt 
nirgends Zweifel, daß das, was er Uebergang nennt, ein langes und 
ernstes Stück deutschen Geselischafts- und Wirtschaftslebens werden 
wird. Wenn der Friede kommt, wird es drei große deutsche Sorgen 
geben: die Rohstof ff ragen, die Kreditfrage, die Arbeiterfrage. Diese 
Arbeiterfrage erklärt Albrecht für die wichtigste. Sie muß gelöst 
werden, auch wenn die Valuta noch nicht geregelt ist, auch wenn die 
Papierwirtschaft einstweilen noch fortdauert, auch wenn die Roh¬ 
stoffe für die neu erwachende Friedensindustrie noch fehlen. Wenn | 
der deutsche Arbeiter heimkehrt, will er wiederfinden, was er anf- 
geben mußte: Wohnstätte und ^ruf. Beides ihm zu gewähren ist 
Pflicht des Vaterlandes. 

II. j 

Der Wohnnngsmarkt der Großstadt ist durch den Krieg in Not 

geraten. Der Friede wird eine ungeheure Nachfrage nach kleinen 
Wohnungen sehen. -Der zahlreichen Kriegsgetranten erste Sehnsn^t i 
wird ein eigenes, wenn anch noch so bescheidenes Heim sein. Zn i 
ihnen gesellen sich ungezählte Tausende junger Ehepaare, die als- I 
bald nach Friedensschluß heiraten werden. Ihnen allen muß 
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Heimstätte bereit stehen. Schon jetzt müssen Baugenossenschaften, 
durch Kriegsarbeit reich gewordene Unternehmer, Land und Be* 
bannngsplan für den Bau von Arbeiterwobnungen bereit halten; schon 
jetzt müssen die Städte daran geben, ihren Grundbesitz hierfür auf- 
zuscblieBen; schon jetzt müssen Reich und Staat das zum Bau nötige 
Geld znr Verfügung stellen, den öffentlichen Kredit dazu bereitbalten, 
daB der Bau ohne Hemmung gefördert wird. JAag der gefräBige 
Krieg noch so viel verschlingen, es muB, wenn die Friedensglocken 
läuten, soviel Baumaterial vorhanden sein, daß unsern Feldgrauen, 
die zur Friedensarbeit sich rüsten, das Dach gezimmert werden kann. 
Wenn für diese dringendste Arbeit Arme fehlen, müssen unsere 
Kriegsgefangenen hierzu aufgeboten werden. Ein städtisches Woh* 
nnngsamt muB den jungen Ehepaaren, die Wohnung suchen, helfen und 
Stütze sein. Es sammelt die Grundlagen über Preis, Lage usw. der 
Wohnungen. Das ist Zahlenarbeit, bei der starre unpersönliche Regel* 
mäBigkeit sich nicht vermeiden läßt Hier ist viel Raum für Tätig* 
keit freiwilliger Helfer* und namentlich Helferinnen —, welche die 
Wohnungen prüfen und dem persönlichen Bedürfnis, dem persönlichen 
Geschmack der Bewerber znführen. 

ni. 

Auch an die Ernährung i]er znrückströmenden feldgrauen Massen 
ist zn denken. Sie bringen starke Eßlust mit, der die Vorratswirt¬ 
schaft nicht entsprechende Mengen Vorbehalten konnte. Darum bleibt 
es noch einstweilen bei der amtlichen Zuteilung der wichtigsten 
Lebensmittel. Den heimkebrenden Truppen folgen die militärischen 
Proviantämter; den nach den großen Städten zu Entlassenden folgen 
entsprechende Nahrungsmittel, die von den Proviantämtern an die 
Gemeinden gehea Wohl möglich, ja wahrscheinlich, daß dort, wo 
die A^assen sich drängen, die Massenspeisung das Gebot der Stunde 
wird. Dann werden aus den frei werdenden Gefangenenlagern die 
Gerätschaften eines Küchenbetriebes geholt werden, der darin geübt 
war, die größten Mengen mit wirtschaftlicher Ausnutzung der klein¬ 
sten Teile für menschliche Nahrung starker Esser herzustellen. Alsd 
— Demobilisation der Männer zugleich mit der der Nahrungsmittel 
und der Werkzeuge für Nahrung. 

IV. 

Die grundlegendste aller Fragen bleibt die Ueberführung der Heim* 
kehrenden in Beruf und Verdienst Albrecht wurde mitten aus dem 
Lärm der Sommescblacht in das Kriegsministerium geholt Aber sein 
Aufsatz zeigt, mit wieviel Verständnis er sich bemüht hat in der 
Seele des Feldsoldaten zn lesen. Was er draußen sah und hörte, 
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ward ihm Anlaß zu recht nachdenklicher Betrachtung. Vielleicht zum 
erstenmal werden wir ernst daran gemahnt, daß unter den Heimkebren' 
den gar viele sein werden, die durch die iange Kriegszeit der Arbeit 
entwöhnt sein werden. Manche auch, die die frühere Arbeit ver¬ 
schmähen werden als unwürdig der Verteidiger und Retter des Vater¬ 
landes. Andere, die nach der Not und Qual der Kriegszeit vom 
bequemen Ausruhen träumen mögen, während andere scharwerken. 
Ihnen allen, deren Seele „die Musik der Schlachten“ stark erschüttert 
und umgewühlt hat, muß immer wieder das hohe Lied von der Arbeit 
tönen. Und ganz am Ende — hier hebt Albrecht einmal seine Stimme 
lauter — muß der Staat durch Gewährung politischer Rechte die 
Achtung vor der Handarbeit wahren, dem heimkehrenden Krieger den 
Qianben nehmen, daß er durch Rückkehr zum alten Beruf in eine 
Klasse -niederen Helotentums herabsteigen könnte. Sittliche Pflicht 
der früheren Arbeitgeber wird es sein, ihre ehemaligen Arbeiter 
wieder aufzunehmen, erhöhte Pflicht dort, wo der Betrieb inzwischen 
sich vergrößert hat. Die Frauen und Jugendlichen sind, soweit tun¬ 
lich, den Ihren wiederzugeben. Berufsberatung und Arbeitsvermitt¬ 
lung haben Sorge zu tragen, daß der Ueberschuß der an der alten 
Stelle nicht unterzubringenden Arbeiter dort hingeleitet wird, wo 
infolge der Wirtschaftsverschiebungen Arbeiter gesucht werden. 

V. 

Der Friedensschluß bringt eine ungeheure Verringerung der Kriegs¬ 
industrie. Der Friedensindustrie, die neu beginnen will, fehlen aut 
lange Zeit noch große Mengen Rohstoffe. So werden einstweilen 
viel starke Arme feiern müssen. Das platte Land, das um so viel 
lunges Blut trauern muß, ruft nach ihnen — laut und eindringlich. 
Ein Teil von ihnen wird in den Fabriken Aufnahme finden, die von 
den harten Notwendigkeiten des Kriegs geschaffen sind; in der Stick¬ 
stofferzeugung, die nunmehr ausgebaut werden kann, weil die von ihr 
benötigten Rohstoffe jetzt frei geworden sind. Auch die neue Art 
der Fetterzeugung wird noch lange für die Volksernährung unent¬ 
behrlich bleiben. Darüber hinaus wird der Staat schon letzt sich 
entscheiden müssen, an welcher Stelle sein Kanalnetz zuerst zu er¬ 
weitern ist. Der bittere Zwang hierzu ist für jeden erwiesen, der 
während des Krieges die gehäuften und dringenden Klagen über un¬ 
genügende und schleppende Nahrungsmittelzufuhr amtlich oder beruf¬ 
lich erlebt hat. Die kleinen und kleinsten Landstellen müssen ver¬ 
mehrt, möglichst viel Kriegsbeschädigte mit ihnen belieben werden, 
unsere Siedlungsgesellschaften werden Arbeit in Hülle und Fülle 
haben. 
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Nur örtliche Arbeitsvermittelungsstellen, die der kommunalen Ver¬ 
waltung anzugUedem sind, können zweckmäßig all’ das hier Vor¬ 
geschlagene durchführen. Sie kennen den ungefähren Bedarf an 
Arbeitskräften und teilen ihn dem nächsten Bezirkskommando mit 
Die militärischen Entlassungsbehörden leiten die Mannschaften unter 
Rücksicht auf Heimat und Beruf nach entsprechenden Bezirken des 
Arbeiterbedarfs. Zusammenarbeit der soldatischen und der sozial¬ 
wirtschaftlichen Behörde sind berufen, die Rückwanderung unserer 
Feldgrauen in feste Ordnung zu bringen, die neue geregelte Völker¬ 
wanderung, die ungleich größer Ist als jene unbewußt strebende aus 
der Morgendämmerung deutscher Qeschichte. 

Dies in knappen Umrissen die Oedankengänge Albrechts. Wir 
wissen es alle: Der schwerste Teil des deutschen Kampfes liegt noch 
vor uns. Es ist sicher nicht die Art der Barbaren, auf der Höhe des 
Kampfes schon für den Frieden zu rüsten. 


Glossen. 

Flämische Bflcher. 

1^ AS geht so in bestimmten Zeiträumen. Auf die Franzosen folgten 
^ die Russen, dann kamen die Nordländer. Der tote Strindberg 
wird als Dramatiker heut noch täglidi neu entdeckt und Knut Ham¬ 
suns Ehrenbürgerrechte sind bei uns fest verbrieft Der Krieg bat 
hieran wenig: geändert Höchstens richtungweisend wirkte er. Also 
sind es diesmal die Flamen. 

Freilich iricht die Verhaeren und Lemonnier, die Rodenbach und 
Maeterlinck. Die waren uns lange geläufig. Wurzelten auch nicht 
immer urwüchsig tm flämischen Heimafboden. Von den Alten, deren 
Stift uns wuchtige literarische Gemälde schuf, ebenbürtte den Farben- 
stimifiungen alter Niederländer, kam das HeiL Charles de Coster und 
Hendrick Conscience, bisher nur den Germanisten geläufig, fanden 
neue Freunde und Uebersetzer. Mit vielem Recht ^nd doch der 
nUlenspiegel“ und der ,JLöwe von Flandern“ Werke von großem 
Wurf und gewaltiger Wucht Dazu reich durchsetzt mit Voiks- 
leidenschaft, Lebenslust und sinnlichem Ueberscbwang. Der Insel- 
Verlag schuf eine neue Zeitschrift die uns den geistigen Weg ins ge- 
sdiundene Land der Belfriede und der Glockenspiele weisen soll 

Nach Stijn Streuvels fand Pierre Broodcoorens seinen Weg zu uns. 
Johannes Schlaf, vor grauen Zeiten Sporenträger und Weggenosse 
von Arno Holz, besorgte die Uebersetzung. Aus dem Französischen! 
Egon Fleiscbel in Berlin übernahm den Verlag. Und so liegt bn 
Jioten Flamenbtat ein Roman vor, dem ich viele Freunde wünsche. 
Eine Tragödie der Eifersucht ist dieses Buch. Souhe Flobll, der 
flämische Wanderarbeiter, ist ein ernster, reifer Mann. Sehnt sich 
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Des Nachts. 


nach ehrlicher Liebe und stillem Qlfick. Anders seine Partnerin, die 
schwarze Hilla. Dirnennatur durch und durch, gibt sie sich in Ab¬ 
wesenheit des Gatten wüstesten aeschlechtlidien Aussdiweifun^n 
hin. Bis es zur Auseinandersetzung mit dem Messer kommt. Wo 
Mann, Frau und Liebhaber den Tod finden. Meisterlich wie in der 
Darstellung der Handlung ist Broodcoorens Stift auch in der Schilde¬ 
rung der flandrischen Landschaft, der ländlichen Sitten und Fresse¬ 
reien, des dürftigen Lebens der Wanderarbeiter. Das künstlerische 
Mufi führt ihn besonders in der Schiiderung der wilden Brunst des 
Weibes bis an die äußersten Grenzen realistischer Widergabe. Das 
Buch kostet 4 Mk. _ J. KUcht. 

„Das Proletariat kann sich aber nicht selbst befreien, ohne seine 
eigenen Lebensbedingungen aufzuheben. Es kann seine eigenen 
Lebensbedingungen nicht aufheben, ohne alle unmenschlichen 
Lebensbedingungen der heutigen Gesellschaft, die sich in seiner Situa¬ 
tion zusammenfassen, aufzuheben. Es macht nicht vergebens die barte, 
aber stählende Schule der Arbeit durch. Es bandelt sich nicht darum, 
was dieser oder Jener Proletarier oder selbst das ganze Proletariat 
als Ziel sich einstweilen vorstelli. Es handelt sich darum, was es ist. 
und was es diesem Sein gemäß geschichtlich zu tun gezwungen sein 
wird. Sein Ziel und seine geschichtliche Aktion ist in seiner eigenen 
Lebenssituation, wie in der ganzen Organisation der heutigen bürger¬ 
lichen Gesellschaft sinnfällig, unwiderruflich vorgezeichnet.'* 
_ Karl Mar x (Die Heilige Familie). 

ALFONS PETZOLD: 

Des Nachts. 

Hebt sich nicht aas anbefleckter Stüle 
schön und groß der Säbermond? 

Tönt rächt einer Amsel Strophenfülle 
aas dem Garten, den kein Haß bewohnt? 

Schläft nicht, von dem fernen Tag ermüdet, 
alles Leben keusch und müd? 

Ruht rächt in den Sternen, von der Nacht behütet, 
jedes Erdendaseins ew’ges BUd? 

Und doch immer diese schwere Bingräs. 

tief in mir und ungestillt, 

dieses Grau'n vor diesem mordenden Verhängnis, 

das noch immer Menschenhruid entguiUt. 

Will ein sanfter Traum mir reichen 
mitleidsvoll die kühle Hand. 

seh ich durch das Zimmer Millionen Krüppel schleiehea, 
die Augen streng mir zugewandt . . . 
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DE GLOCKE 

17. Heft 28. Juli 1917. 3. Jahrg. 

Nadidnick sSmtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenanffabe gestattet 


WILHELM JANSSON: 

Das Scheiden Bethmann Hollwegs. 

j^ER fünfte Kanzler des Deutschen Reiches ist aus seinem 
^ Amte unter Umständen geschieden, die niemanden be¬ 
befriedigen außer seine erbittertsten Feinde, die Konservativen 
und Alldeutschen, die ihn seit der Marokkokrise mit Ihrem Haß 
verfolgten. Er war ihr, Mann nicht, weder, in der inneren Poli¬ 
tik, wo sie die Arbeiterklasse zum Objekt und nicht zum Subjekt 
der Gesetzgebung machen möchten, noch in der äußeren Poli¬ 
tik, in der sie diesen „Philosophen“ ablehnten, weil ihnen nur 
ein ,JAachtphiIosoph“ genehm wäre. Daß ihm in ihrer Presse 
der Eselsfußtritt nicht versagt bleibt, ist eigentlich seIbstver-> 
stündlich und fällt nicht auf. 

Weniger selbstverständlich sind die Würdigungen Bethmanns 
in der übrigen deutschen Presse, die größtenteils den Eindruck 
eines gemeinsamen Klischees machen: Ein ehrlicher, aufrich¬ 
tiger Mann, ein braver Kerl sozusagen, der nur den Fehler 
batte, seine Entschlüsse zu spät zu fassen. Das klingt fast wie 
eine Entschuldigung dafür, daß man ihn abholzen ließ, gerade 
als er sich in einigen grundlegenden Fragen im Sinne der neuen 
Reichstagsmehrheit entschieden hatte. Eine solche Entschuldi¬ 
gung wäre gewiß am Platze, denn in der Tat bildet der Sturz 
Bethmanns kein gutes Zeugnis für die politische Reife des deut¬ 
schen Parlamentarismus. Eine Pariamentsmehrheit pflegt es 
sonst als ihre Pflicht zu erachten, einen Staatsmann zu decken, 
gegen den ihre eigenen und schärfsten Gegner aufmarschieren, 
um ihn wegen seiner Zugeständnisse an die Mehrheit zu Fall 
zu bringen.. Bei Bethmann Hollweg dagegen waren Führer 
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der Mehrheit befhilfUch, den Ast abzusägen, auf dem die Frflchte 
ihrer Poiitik heranreiften. 

Die Vorwürfe der Unentschlossenheit, die gegen den fünften 
Kanzler erhoben werden, sind überhaupt wenig am Platze. 
Die verfassungsmäßigen Grundlagen, wie auch die bisherige 
politische Uebung im Reiche machen den Kanzler zum Ver¬ 
trauensmann des Kaisers bzw. der verbündeten Regierungen 
und nicht zum Führer der jeweiligen Reichstagsmehrheit. Von 
ihm jetzt zu fordern, er hätte die Initiative zu einer Macht¬ 
erweiterung des Parlaments ergreifen sollen, die dieses, zuvor 
gar nicht gefordert hatte, zeugt weniger von großer Einsicht 
in die Aufgaben des Parlaments, als von einer Schwäche der 
Parlamentarier, die dem Kanzler nicht zur Last gelegt werden 
kann. 

Und wenn gar erklärt wird, er hätte am 4. August 1914 eine 
feierliche Proklamation zugunsten der Volksrechte erlassen 
sollen, um die Begeisterung der Massen zu entfachen, so schlägt 
man sich damit selbst ins Gesicht. Denn an jenem Tage wurde 
das Prinzip des Burgfriedens proklamiert, bei uns wie in den 
anderen kriegführenden Staaten. Alle Parteien, einschließlich 
der Sozialdemokratie, erkannten in der damaligen Situation 
das Prinzip des Burgfriedens an, weil es unmöglich schien, die 
inneren politischen Kämpfe zugleich mit dem großen äußeren 
Abwehrkampf gegen eine Welt von Feinden zu führen. Aus¬ 
drücklich lehnte zudem die Sozialdemokratie die Verkuppelung 
der innerpolitischen Forderungen mit der Frage der Landes¬ 
verteidigung ab. 

Es kann dem Kanzler nicht nachgesagt werden, daß er 
innerhalb der burgfriedlichen Möglichkeiten die Gedsinken frei¬ 
heitlicher Entwicklung im Innern vernachlässigt hätte. Viel¬ 
mehr hat er schon den Grundsatz der Neuorientierung sehr 
entschieden propagiert, als die Bevölkerung allgemein von den 
großen Taten und Erfolgen der deutschen Volksheere sieges¬ 
berauscht war und an die inneren politischen Sorgen wenig 
dachte. Was unsere eigenen Versammlungsreden und Resolu¬ 
tionen nicht vermocht hatten, nämlich die anderen Klassen und 
die Krone von der Rechtmäßigkeit unserer preußischen Wahl- 
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rechtsforderungen zu überzeugen, hat der Kanzler unter Aus¬ 
nutzung einer günstigeren Situation erreicht.' Und als die Mehr¬ 
heitsparteien des Reichstags sich zu einem Vorgehen in der 
inneren Reform entschlossen, als sozusagen Druck hinter die 
Reformwünsche gesetzt wurde, bradite der Kanzler die Oster¬ 
botschaft der preußischen Krone und ihre Ergänzung durch die 
Botschaft vom 11. Juli. Auch die deutsche Demokratie wird 
lernen müssen, daß ihre eigene Entschlossenheit die Voraus¬ 
setzung freiheitlicher Entschließungen der Staatsienker bildet. 
Sie kann nicht fordern, daß der führende Staatsmann ohne fhr 
Zutun Ihr die politischen Rechte auf dem Präsentierteller 
bringen soll. 

Der fünfte Kanzler hat dem preußischen Volke das prinzi¬ 
pielle Zugeständnis des allgemeinen, gleichen, direkten und 
geheimen Wahlrechts gebracht. Das preußische Wahlrecht 
aber wurde innerhalb der Denxdrratie immer als die deutsche 
Frage angesehen. Krone und Kanzler haben diesen Standpunkt 
akzeptiert — und in diesem Augenblick zeiht man ihn der 
Unentschlossenheit. Ist der Qrund etwa, daß die eigene kurz¬ 
lebige Entschlossenheit das Urteil getrübt hat? 

Wenn man aber die Gesamtleistung Bethmann Hollwegs 
würdigen wollte, würde man noch eine Refhe bedeutsamer 
Taten herausheben müssen, die insbesondere den Sozialpoli- 
liker und den Gewerkschafter interessieren. Aus der Zeit seines 
Staatssekretariats im Reichsamt des Innern stammt das Reichs¬ 
vereinsgesetz, das dem früheren vereinsgesetzlichen Elend der 
Einzelstaaten ein Ende bereitete. Er war nicht schuld an dem 
reaktionären Jugendparagraphen, der vielmehr von der konser¬ 
vativ-liberalen R^rV/rstags/nfÄrheit in das Gesetz hineingearbeitet 
wurde. Er gab damals das Versprechen der loyalen Hand¬ 
habung des Gesetzes, insbesondere gegenüber den Gewerk¬ 
schaften. Die Verwaltungsorgane einschließlich der Justiz 
lösten das Versprechen nicht ein und Bethmann Hollweg hat 
nun im Kriege, auf Verlangen einer neuen Reichstagsmehrheit, 
teils die reaktionären Bestimmungen beseitigt, teils die Gewerk¬ 
schaften vor der Behandlung als „politische“ Vereine sicherzu¬ 
stellen gesucht. Die von den Gewerkschaften erhobene Forde- 
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rung wurde von ihm als berechtigt anerkannt und erfüllt, 
obgleich die Unternehmerpresse das schwerste Geschütz gegen 
ihn auffuhr, sich dabei u. a. auf den Burgfrieden berufend, 
der dieser Neuregelung angeblich im Wege stand. 

Man kann zu den ein^lnen Bestimmungen der Reichsver¬ 
sicherungsordnung in scharfer Opposition stehen, aber niemand 
wird leugnen können, daß es sich insgesamt um ein großes 
sozialpolitisches Werk handelt, das unter Bethmanns Führung 
zustande kam. Die Einbeziehung neuer Millionen der ärmsten 
Proletarierschichten in die Krankenversicherung, so daß diese 
heute in der Hauptsache die gesamte Lohnarbeiterschaft er¬ 
faßt, gebt weit über die Leistungen der anderen Staaten hinaus. 
Die Herabsetzung der Altersgrenze in der Altersversicherung 
danken wir auch seinem Entschluß. Die Privatbeamtenver¬ 
sicherung krönt das Werk der deutschen Sozialversicherung, 
der nur noch die Lösung des Arbeitslosenversicherungsproblems 
verbleibt. Daß wir hinsichtlich der Verwaltung und der Lei¬ 
stungen der Versicherung gewichtige Forderungen zu erheben 
haben, darf uns nicht blind vor der Größe des Erreichten 
machen. 

Das Kapitalabfindungsgesetz, die neuen preußischen Vorstöße 
zur Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues und meh¬ 
rere andere sozialpolitische Maßnahmen sind an die Regie¬ 
rungszeit Bethmanns geknüpft. Und beim Hilfsdienstgesetz 
teilte er keineswegs die Bedenken seiner näheren Ratgeber, 
die Gewerkschaften anzuerkennen und ihnen eine Stellung ein¬ 
zuräumen, die ihnen die Mitwirkung ermöglichte. Er war hier 
vielmehr einen Sinnes mit dem General Gröner, der diese Mit¬ 
wirkung als notwendig erachtete. 

Freilich ist mir auch ein Fall von „Unentschlossenheit“ Beth- 
mann Hollweg bekannt, der ihm die bittere Feindschaft 
schwerindustrieller Kreise eintrug. In den letzten Jahren vor 
dem Kriege war die Hetze gegen die Gewerkschaften in einer 
Schärfe aufgelebt, wie sie zuvor nur unter der Einwirkung des 
sozialistengesetzlichen Geistes zutage getreten war. Der 
Münchener Gewerkschaftskongreß (Juni 1914) hatte sich noch 
mit den Bestrebungen zu beschäftigen, die neue Zuchthaus- 
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jadcen fflr die Qeweilcschaften bzw. ihre das Koaiitionsrecht 
ausübenden Mitglieder zum Ziele hatten. Es ist öffentlicli nie 
bekanntgeworden, daß diese Bestrebungen in dem Reichs¬ 
kanzler V. Bethmann Hollweg einen entschiedenen Gegner fan¬ 
den, und daß er sich durchaus weigerte, seinen Namen für 
eine neue Zuchthausvorlage herzugeben. Man versuchte dann, 
den Gewerkschaften hn neuen Strafgesetzbuchentwurf Fuß¬ 
angeln zu legen; aber auch das fand nie die Billigung des 
Kanzlers, der sich — sägen wir — dazu nicht „entschließen“ 
mochte. Daß seine „Unentschlossenheit“ eine sehr kluge Ent¬ 
schlossenheit war, wer könnte das heute noch leugnen nach den 
dreijährigen Kriegsleistungen der Gewerkschaften. 

Die Zeit reitet schnell und vor den neuen Nöten geraten 
die. alten in Vergessenheit. Gelegentlich des Abgangs Beth¬ 
mann Hollwegs wollen wir uns aber daran erinnern, daß wäh¬ 
rend seiner Kanzlerschaft eine reaktionäre Welle sich über das 
Reich ergoß, der er nicht erlag. Hätte sie seine Unterstützung 
gefunden, kein Zweifel, daß in diesem Kriege manches sich 
anders gestaltet hätte — nicht zugunsten des Reiches. Er war 
als Mann des Staates in sein Amt gekommen und er scheidet 
daraus als ein Staatsmann, dessen Dimensionen den Durch¬ 
schnitt erheblich überragen und dessen Testament an seine 
Nachfolger lautet: „Wehe dem Staatsmann, der die Zeichen der 
Zeit nicht versteht.“ «Ein kluges Wort, das selten an solcher 
Stelle mit solcher Entschlossenheit gesprochen wurde. 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der Friedensblock. 

D [E Annahme der Friedensresoiution durch den Deutschen 
Reichstag mit einer Mehrheit von 214 gegen 116 Stimmen 
bedeutet ohne Frage einen großen Erfolg sozialdemokratischer 
Politik. Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion kann sich 
darauf berufen, daß sie bereits am 4. August 1914 einen Frieden 
ohne Annexionen verlangt habe. Heute hat sich die gewaltige 
Mehrheit des deutschen Parlaments — auch die nationallibe¬ 
rale Fraktionserklärung spricht im Grunde das gleiche aus — 
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auf denselben Boden gestellt und die Reichsleitung hat ihn als 
den ihrigen anerkannt. So hat sich die „idealistische“, „dok¬ 
trinäre“ Poiitik der Sozialisten im Lichte der geschichtlichen 
Entwidclung als die einzige „Realpoiitik“ bewährt, wobei es 
freilich abgeschmackt wäre, leugnen zu wollen, daß am 
4. August 1914 das Wort: keine Annexionen! in der Tat mchts 
anderes als eine Doktrin, ein überkommener Glaubenssatz ge¬ 
wesen ist. Alle damaligen und späteren Versuche, diese Formel 
als ein sozialdemokratisches „Prinzip“ aufzudonnern, sind an 
ihrer inneren Unmöglichkeit gescheitert, wie es denn alles 
andere als eine Bekehrung zu einem prinzipiellen Sozialismus 
ist, wenn jetzt die Reichstagsm^hrheit, die Reichsregierung und 
die oberste Heeresleitung diese Formel als richtig anerkennen. 

Wohl aber ist sie die Bekehrung zur sozialdemokratischen 
Taktik. Und für die Richtigkeit einer Taktik ist nicht maß¬ 
gebend, ob sie aus irgendwelchen „ewig wahren“ Abstraktionen 
geflossen ist, sondern lediglich, ob sie durch die geschichtliche 
Entwicklung recht bekommt oder nicht. Wir halten es bei¬ 
spielsweise für eine Illusion, zu giauben, daß die Weltgeschichte 
sonderlich anders verlaufen wäre, wenn Elsaß-Lothringen im 
Jahre 1871 nicht annektiert worden wäre. Eier deutsch-fran¬ 
zösische Gegensatz beruhte keineswegs auf dieser sogen. „Ver¬ 
stümmelung“ Frankreichs, wie die sentimentale Phrase lautete, 
sondern auf der viel tiefer liegenden Tatsache, daß Deutsch¬ 
land seit Mitte des 18. Jahrhunderts ein aufsteigendes, Frank¬ 
reich aber seit dem Siege der großen Revolution und der ihm 
folgenden Verwandlung des Landes in eine Domäne des Klein¬ 
bauerntums mit Zweikindersystem und Rentnerideal ein ab¬ 
steigendes Land war. Ob also die Zurücknahme dieser Länder 
durch Deutschland im Jahre 1871 wirklich der entscheidende 
Fehler Bismarcks gewesen ist, wie ihn die damalige deutsche 
Sozialdemokratie und auch noch Marx aufgefaßt h^en, ist 
durch den jetzigen Geschichtsverlauf zum mindesten nicht er¬ 
wiesen. Die Annäherung Frankreichs an Rußland gegen das auf- 
stelgendeMitteleuropa wäre mit allergrößter Wahrscheinlichkeit 
doch erfolgt, und der deutsch-englische Gegensatz, der mit der 
elsaß-lothringischen Frage nichts zu tun hat, der aber die Ur- 
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Sache des Weltkrieges wurde, hätte sich de^alb nicht weniger 
entwickelt. Das Ergebnis wäre also nur eine ganz außer¬ 
ordentlich viel schlechtere Grenze gewesen, mit der behaftet 
wir heute schweriich dort stehen witrden, wo wir stehen. 

Kann man aiso zum mindesten die Richtigkeit der Formel: 
keine Annexionen! für den Deutsch-Französischen Krieg nach- 
trägüch bezweifeln, so ist ihre Richtigkeit für den Weltkrieg 
dafür um so durchschlagender. Und zwar auch hier wiederum 
aus nfichtern-sachlioher Erwägung der weltgeschichtlichen 
Situation. Die Fragen, unfi die es sich im Weltkriege handelt, 
können durch eine Verschiebung der deutschen Grenzen Ober¬ 
haupt nicht berührt werden. Es dreht sich um die Frage der 
englischen Weltherrschaft, und die ist vöUig unabhängig davon, 
in wessen Händen sich Kurland oder die flandrische Küste be¬ 
findet. Auf dem Kontinent sind durch den nationalen und wirt¬ 
schaftlichen Zusammenbruch Frankreichs und durch die rus¬ 
sische Revolution die Verhältnisse an unserer West- wie Ost¬ 
grenze derartig zu unseren Gunsten verschoben, daß jede An¬ 
nexion diese Gunst der Lage eher gefährden als vermehren 
könnte. Mit Rußland werden wir nach dem Kriege zu einer 
Verständigung kommen, Frankreich kann man seinem Schick¬ 
sal fiberlassen. So erledigt sich die Frage der Annexionen an 
unseren Grenzen von selber und sie behält ihre Bedeutung nur 
gegen England. Gegen England, seine ungeheueren Annexionen 
wie seine Welttyrannei, richtet sich die Friedensresolution des 
Reichstags mit deutlicher und scharfer Spitze, wie denn auch 
der Satz: die Freiheit der Meere muß sichergestellt werden, 
nicht von ungefähr in Ihr vorkommt. So hat die Friedens- 
formel: keine Annexionen!, ehe sie zum Kennwort einer ersten 
nnd entscheidenden Mehrheitspolitik im Deutschen Reichstag 
werden konnte, zuvor ihren pazifistischen Schleier abiegen 
müssen, der sie am 4. August 1914 allerdings noch verhüllte. 
Die utopische internationale Harmcmieseligkeit des Voraugust, 
die noch in ihr steckte, ist nunmehr verdampft, und so erst, in 
einer ganz neuen geschichtlichen Situation, von der man am 
1 August 1914 um so weniger etwas ahnen konnte, als England 
damals noch nicht am Kriege beteiligt war, konnte sie den in 
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ihr steckenden realpolitischen Kern entfalten, der sich nun¬ 
mehr freilich als ein ungewöhnlich fruchtbares Samenkorn 
herausstellte. 

In der Tat hat sie sich fähig erwiesen, einen Mehrheitsblock 
um sich zu bilden, und diese Tatsache ist für die Geschichte 
des deutschen Parlaments insofern epochemachend, als zu 
einem derartigen Blocdc zum ersten Male die große Massen¬ 
partei des deutschen Volkes, die Sozialdemokratie, gehört. Die 
vielgerühmte Einheit des Parlaments vom 4. August 1914 mußte 
erst in die Brüche gehen, ehe aus dieser Volksvertretung 
'Wirkungen im Sinne des Parlamentarismus erstehen konnten, 
so wahr ist es, daß nicht die „Einheit“, sondern der Kampf den 
Fortschritt gebiert. 

Ihren innerpolitischen Charakter erhält die Absage an die 
Annexionspolitiker erst dadurch, daß sie zugleich auch eine 
Absage an die Vertreter der schärfsten Reaktion im Reich dar¬ 
stellt. Die Kreise des Qroßagrariertums und der schweren In¬ 
dustrie stehen zu ihr in schärfster Opposition ^und bemühen 
sich, die Friedensresolution als einen „Verrat“ am deutschen 
Volke, als eine ,Preisgabe seiner Lebensinteressen“ hinzu¬ 
stellen. Aber hinter diesem aufgeregten Gerede verbirgt sich 
nur die für jene Kreise allerdings furchtbare Erkenntnis, daß 
es mit den alten Methoden gründlich vorbei ist. Zwar ist es 
ihnen noch einmal gelungen, den tödlich gehaßten Bethmann 
Hollweg durch dunkle Intrigen zu stürzen, aber zu ihrem 
Schrecken müssen sie sehen, daß der neue Mann, den schon 
die alldeutsche „Tägliche Rundschau“ als „unseren Mann“ 
gefeiert hatte, keineswegs nach der Pfeife der Scharfmacher 
tanzen will. Und auch nicht tanzen kann; dran noch hat es 
keinen Reichskanzler gegeben, der nicht konservativ angefan¬ 
gen hätte und im schwersten Konflikt mit den Konservativen 
geschieden wäre. Je länger ein Kanzler im Amte war, desto 
mehr wuchs er über die konservative Parteiborniertheit hinaus 
und lernte die demokratischem Kräfte des Volkslebens anders 
einschätzen als jene Granden aus der Uckermark, denen einst 
einer der Ihrigen, der alte Ludwig v. Gerlach, das Zeugnis aus¬ 
stellte, sie ständen mit dem Rücken gegen den Staat und mit 
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dem Gesicht zum heimatlichen Misthaufen. In dieser Hinsicht 
gleichen sie vollkommen den „unabhängigen“ Sozialisten, die 
sich in ihren Bestrebungen ebenfalls durch die Friedensreso¬ 
lution arg beeinträchtigt fühlten und deshalb Hand in Hand 
mit Junkertum und Schwerindustrie dagegen stimmten. 

Der kommenden Demokratisierung unserer politischen Ver¬ 
hältnisse hat die Herstellung des Friedensblocks eine Bresche 
geschlagen, deren Wirksamkeit bereits der neue Reichskanzler 
zu spüren bekam. Für ihn war die bedingungslose Annahme 
der Friedensresolution eine unvermeidbare Tatsache, wie auch 
die gründliche Säuberung der hohen Aemter in Preußen wie im 
Reich eine zwingende Konsequenz der Gesamtsituation für ihn 
ist. Wir sagen damit nicht, daß der neue Reichskanzler etwa 
die Friedensresolution nicht aus bester innerer Ueberzeugung 
zur seinigen gemacht habe. Im Grunde stand ja schon Hq^’r 
Bethmann Hollweg auf ihrem Boden und trieb ihr gemäß seine 
Politik. Das Unglück war nur, daß sich noch keine Mehrheit 
im Parlament für sie fand, da die bürgerlichen Parteien für sie 
noch nicht reif waren. So war Herr v. Bethmann gezwungen, 
wenn man mal die Sache kraß ausdrücken will, die Friedens¬ 
politik der Sozialdemokratie gegen eine annektionslüsterne 
Pariamentsmehrheit zu treiben. Und als die Politik der Sozial¬ 
demokratie im Parlament siegte, da unterlag Herr v. Bethmann 
als Reichskanzler. Wenn man nach diesen Erfahrungen rück¬ 
blickend die Frage stellt, ob es für Deutschland sonderlich 
besser gewesen wäre, wenn wir das parlamentarische System 
nach dem Muster der westlichen ,JDemokratien“ gdiabt hätten, 
so wird man diese Frage glatt verneinen müssen. Ein parla¬ 
mentarisches Ministerium hätten bei uns die Scharfmacher und 
Annexionspolitiker gebildet, die Westarp und Bassermann, und 
was das für die Ausdehnung des Krieges bedeutet hätte, braucht 
man nicht erst auseinanderzusetzen. Wenn bis jetzt England 
and vor allem Frankreich noch nicht an einen Frieden denken, 
so ist das zum großen Teile ihrem parlamentarischen System 
zu verdanken, das ebenfalls lediglich die Scharfmacher und 
Annexionspolitiker ans Ruder gebracht hat und die großen, 
nach Frieden verlar^enden Volksmassen Jedes Einflusses auf 
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die Regierung beraubte. Freilich ist das parlamentarische 
System unserer westlichen „Demokratien“ alles andere als 
demokratisch, und seine gedankenlose Uebertragung auf 
deutsche Verhältnisse wäre nicht etwa das, was der deutschen 
Demokratie frommt. Sobald sich der Reichstag und der demo¬ 
kratisierte preußische Landtag imstande zeigen, eine entschlos¬ 
sene Mehrheit zu bilden und sie auf einem Aktionsprogramm 
zu vereinigen, dann haben sie die Macht, die sie brauchen; dann 
wird sich kein Kanzler und kein Staatssekretär und kein preußi¬ 
scher Minister gegen ihren Willen im Amte halten können und 
dann wird sich auch die parlamentarische Kontrolle der Ver¬ 
waltung, die »n erster Linie ffir Preußen nötig ist, wirksam und 
durchgreifend gestalten, und die der preußischen Verwaltung 
nicht passenden Reichsgesetze werden nicht mehr an der 
passiven Resistenz des beamteten preußischen Junkertums 
scheitern. 

In dieser Hinsicht hat der Weltkrieg seine große Erziehungs¬ 
arbeit am unpolitischen Volke Deutschlands begonnen. Unter 
dem Druck seiner Not hat er die großen Massenoarteien des 
Reichstags, das Zentrum lind die Sozialdemokratie, in denen 
die Qeffihle der breiten Bevölkerungsschichten am treuesten 
zum Ausdruck gelangen, zusammengefflhrt. Ihnen hat sich die 
Hnkslfberale Gruppe der Fortschrittler angeschlossen und der 
Erfolg war nicht bloß die Ankündigung des allgemeinen, 
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts in Preußen, nicht 
bloß die Aneilcennung der Friedensresolution durch die Reichs¬ 
leitung. Bruch mit Alldeutschen und Konservativen, Revirement 
im Reich und in Preußen, sondern darüber hinaus eine all¬ 
gemeine Erkenntnis der „maßgebenden“ Stellen, daß es wie 
bisher nicht weiter gehen könne. So erklärt sich der Wunsch 
des Kaisers, mit den Parteiführern des deutschen Parlaments 
zusammenzukommen> dem auch die Sozialdemokraten ent¬ 
sprochen haben, eine zunächst mehr formell als materiell be¬ 
deutsame Geste, die aber deutlich zeigt, wohin die Strömung 
geht. 
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HEINRICH CUNOW: 

Revolutionskrise. 

I N RuBiand spielt sich eine neue Krise ab. Die verunglückte 
ßrussilowsche Offensive hat die Gegensätze innerhalb der so¬ 
zialistischen Parteigruppen zur Siedehitze gebracht. Die An¬ 
hänger der verschiedenen Ri<chtungen standen sich dieser Tage 
im blutigen StraBeidcampf mH Revolver und Maschinengewehr 
gegenüber. Gegen die Diktatur Kerenskis, des noch vor kurzem 
als Revoiutionsheros gefeierten Lieblings der Menge, erheben 
sich drohende Proteste. Diese Wendung, knapp vier Monate 
nach einem beispiellosen glänzenden Sieg der revolutionären 
Volksmassen über das Zarentum, läBt auf schwere taktische 
Fehler schlieBen — und tatsächlich ergibt sich bei kritischer 
Betrachtung der Vorgänge ein langes Sündenregister. 

Recht eigenartig ist die Haltung unserer Parteipresse zu den 
inneren Kämpfen in RuBtand. Zumeist begnügt sie sich mit dem 
Abdruck telegraphischer Meldungen und fremder PreBstimmen; 
kritische Stellung zu den Ereignissen nimmt sie nicht. Mit 
Ausnahme der „Glocke“ und einiger weniger Tagesblätter ent¬ 
hält sie sich jedes eigenen Urteils über den Entwicklungsgang 
der russischen Revolution. Allem Anschein nach will man 
wieder, wie nach der Niederlage der ersten russischen Revo¬ 
lution in den Jahren 1905/06, mit der Kritik warten, bis diese 
Dur noch den Wert eines verspäteten Rückblicks hat, um dann 
historisch-materialistisch zu beweisen, daB Fehler gemacht 
sind, und wenn sie nicht gemacht worden wären, vielleicht die 
revolutionäre Bewegung andere Bahnen eingeschlagen hätte. 
Solche den Ereignissen in Meilenferne nachhinkende Kritik hat 
wenig Wert, und auf die Ereignisse selbst hat sie natürlich gar 
keinen Einfluß. Oder haben wir das Recht der Kritik nur, so¬ 
weit die eigene Partei in Frage kommt, nicht gegen die aus¬ 
ländischen sozialistischen Richtungen? 

Der Hauptfehler der zweiten russischen Revolution liegt in 
dem auch von einem gewissen Teil der sozialistischen Führer¬ 
schaft geteilten Irrtum, die nach den erfolgreichen Märztagen 
voihandene Lage sei schon eine zulängliche Basis für die Neu- 
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Ordnung der politischen Verhältnisse, d. h. das formelle Macht¬ 
verhältnis zwischen sozialdemökratischer Arbeiterschaft und 
liberaler Bourgeoisie, wie es nach diesen Tagen bestand und 
in der Zusammensetzung der provisorischen Regierung seinen 
Ausdruck fand, könne als das Fundament betrachtet werden, 
auf dem sich nun in allmählicher Reformarbeit die Umgestal¬ 
tung der Staatsordnung vornehmen lasse. 

Schon Ende März mußten, wie ich in einem früheren Artikel 
der „Qlocke“ (Nr. 1 vom 7. April) bereits ausgeführt habe, die 
sozialdemokratischen Parteien als ihre nächste und wichtigste 
Aufgabe ansehen, die Revolution über das im ersten Anlauf 
erreichte Stadium weiter hinauszutreihen. DieRevolution könne, 
heißt es dort, nicht bei der damals erreichten Etappe stehen¬ 
bleiben ; die industrielle Aiheiterschaft wie die Kleinbauernschaft 
und die proletarisch-revolutionären Intellektuellen müßten, 
„wollten sie auch nur einen Teil ihrer Ziele erreichen, die Revo¬ 
lution über ihre heutige Etappe hiimtsdrängen". Eine An^cht, 
die ich in einem „Die russische und die große französische 
Revolution“ überschriebenen Artikel des „Vorwärts“ durch 
einen Vergleich der Klassengegensätze und der Aufgaben beider 
Revolutionen näher zu begründen versuchte. 

Mochte vorläufig auch der Arbeiter- und Soldatenrat als 
bloße Aufsichts- und Kontrollgewalt neben der provisorischen 
Regierung fungieren, so mußte doch die revolutionäre Arbeiter¬ 
schaft „Gewehr bei Fuß" stehenbleiben, um, sobald sie die 
nötigen Kräfte im Lande dafür gesammelt hatte, die liberal- 
bürgerliche Regierung zu stürzen, eine rein sozialistische 
Regierung einzusetzen und die Diktatur der proletarischen 
Massen zu errichten. Nicht, weil Rußland heute bereits 
reif ist für ein bleibendes sozialistisches Regiment; weder 
seine kapitalistische Entwicklung, noch die politisch-kulturelle 
Bildung der großen Masse seines Proletariats hat die dazu 
nötige Reife erreicht; aber damit ohne schwächliche Rück¬ 
sicht auf die Gewinninteressen und Kriegslüsternheit der russi¬ 
schen Bourgeoisie die aus der Mißwirtschaft des Zarentums 
übernommenen korrupten Zustände möglichst schnell beseitigt, 
unter den bestehenden Verwaltungsverhältnissen die Lebens- 
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inittelversorgung der hungernden Großstädte und Distrikte 
dnrchgefährt, eine großzügige Agrarreform in Angriff genom¬ 
men, die Friedensschließung Ohne Hintergedanken und ohne 
Dienstbeflissenheit gegen die Wünsche der englischen und 
französischen Bourgeoisie betrieben und auch nur jenes Maß 
von Arbeiterschutz und Sozialreform durchgesetzt werde, das 
Deutschland längst besitzt, war die völlige Beiseiteschiebung 
der Bourgeoisie und Aufrichtung einer sozialistischen Diktatur 
eine nicht zu umgehende Notwendigkeit. 

Die Kompromisselei mit den Liberalen kann, da einer gründ¬ 
lichen Reformtätigkeit auf seiten des russischen Liberalismus 
viel zu viele gegenteilige Interessen gegenüberstehen, nie zu 
solchem Ergebnis führen. Sie kann nur das Resultat haben, 
daß infolge der offenen oder versteckten Gegenwirkung der 
Bourgeoisie die ihr nicht passenden Reformen, und zwar in 
erster Linie nicht die rein politischen, sondern die sozialpoli¬ 
tischen, hinansgeschoben werden und inzwischen die politischen 
Führer der liberalen Gruppen Zeit gewinnen, mit Hilfe der 
durch die Revolution geschädigten reaktionären Elemente eine 
Qegenbewegung zu inszenieren, die bei erster günstiger Ge¬ 
legenheit sich wieder der Staatsverwaltung bemächtigt. 

Durch das Stehenbleiben auf halbem Wege, bei dem Kom¬ 
promiß zwischen Sozialdemokratie und Liberalismus, wird in 
der Lage, wie sie die Revolution in Rußland geschaffen hat, 
lediglich die Inangriffnahme einer sozialpolitischen Neugestal¬ 
tung verhindert, die so weit greift, daß dann, wenn später eine 
Rückwärtsrevision erfolgt, noch immer genug übrigbleibt, um 
die Arbeiter- und Bauernschaft für die der Revolution gebrach¬ 
ten Opfer einigermaßen zu entschädigen. 

Ich möchte das an einem Beispiel, der Agrarreform der 
großen französischen Revolution, etwas näher veranschau¬ 
lichen. Hätte nach dem bekannten Zug der Pariser nach Ver¬ 
sailles am 5. Oktober 1789 und der Zurückführung des Königs 
nach Paris die erreichte Etappe den unteren Volksklassen als 
eine zureichende Basis für die Konsolidation der Revolution 
gegolten, so wären wohl die französischen Bauern ihre Herren¬ 
dienstverpflichtungen losgeworden, nicht aber ihre dringlichen 
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Frondienste und Abgaben; denn diese waren durch die Be¬ 
schlüsse der Nationalversammlung nicht aufgehoben, ebenso 
nicht der Kirchenzehnte, ganz abgesehen davon, daß auch die 
AugustbeschlUsse vorläufig noch keine Gesetzeskraft besaßen. 
Sie waren nur erst „Arrätds“, die, um gültige Gesetze zu 
werden, entweder in die Verfassungsartiket aufgenommen oder 
in Gesetzesform gebracht, vom König offiziell genehmigt und 
dann von der Regierung in vorgeschriebener Weise promul¬ 
giert, d.h. als Gesetz öffentlich bekanntgemacht werden mußten. 

Auch eine friedliche Konsolidierung der Revolution nach d<em 
Schluß der konstituierenden Nationalversammlung am 30. Sep¬ 
tember 1791 hätte an dem Verhältnis zwischen Grunöadel und 
Bauerntum noch nicht viel geändert, denn inzwischen waren 
zwar durch das Gesetz vom 15. März 1790 allerlei Vorrechte 
und Abgaben öer Bauern beseitigt, aber die Hauptursachen der 
Verelendung des Bauernstandes: die Parzellenwirtschaft, die 
hohen Grundzinsen, Ackerzehnten, Fruchtabgaben und Steuer- 
aufiagen blieben bestehen. Ebenso schufen auch das Feudal- 
lasten-Ablösungsgesetz vom 3. Mai 1790, sowie die Gesetze 
über die Erb- und Lehnszeitpacht, über Wildschaden und 
Ackerschutz nur einige allzu grobe Mißstände ab. 

Erst mußte die Herrschaft der Girondisten gestürzt und die 
Diktatur der Jakobiner errichtet worden sein, ehe durch die 
Gesetze vom 10. und 17. Juli 1793 alle ehemaligen grundherr¬ 
lichen Abgaben und Rechte sowie alle Zehntgefälle beseitigt und 
jene umfassende Verteilung der Gemeindeländereien vor¬ 
genommen werden konnten, die in Frankreich einen neuen 
Bauernstand schuf. 

Nach* dem Sturz der Robespierristen am 9. Thermidor wurden 
zwar diese Gesetze mehrfach rückwärts revidiert und ferner 
unter der Herrschaft Napoleons mehrmals große Teile des Ge¬ 
meindelandes für Staatsland erklärt und zugunsten des Fiskus 
verkauft; aber wie sehr auch die Agrargesetzgebung der Jako- 
binefherrschaft verstümmelt wurde, so hatte doch ein Teil 
dieser Gesetze bereits so wesentliche Veränderungen der bäuer¬ 
lichen Eigentumsverhältnisse bewirkt, daß er sich nicht mehr 
rückgängig machen ließ. 
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Wie in diesem Fall die völlige Befreiung des französischen 
Bauerntums von allen alten Feudallasten nicht so gründlich er¬ 
folgt wäre, wenn nicht die französische Revolution über die 
früheren Etappen hinaus bis zum sogen, jakobinischen 
Schreckensregiment gelangt wäre, so vermag auch die rus¬ 
sische Revolution nicht der Aiteiterschaft jenes Maß sozial¬ 
politischer Rechte zu sichern, das sich erreichen ließe, wenn 
die Revolution über den jetzigen Kompromiß mit den Liberalen 
hinweg zur Diktatur der Arbeiterschaft gelangte. 

Die Bedingungen zur Errichtung solcher Diktatur aber waren 
zu Anfang April in der damaligen revolutionären Sturm- und 
Drangperiode durchaus gegeben. Sie waren auch später, 
Anfang Mai, gegeben, als vor dem Druck der revolutionären 
Volksschichten Miljukow und Gutschkow ihre Posten in der 
provisorischen Regierung aufgeben mußten. Sie waren viel¬ 
leicht auch noch vor wenigen Wochen vorhanden, obgleich die 
Gegensätze innerhalb der sozialistischen Gruppen sich ver¬ 
schärft haben, das Mißtrauen gegen Kerenski in einem Teil der 
industriellen Arbeiterschaft und der proletarischen Intelligenz 
mehr und mehr gestiegen ist und die antirevolutionäre Bewe¬ 
gung im wohlhabenden Bürgertum und der Geistlichkeit ent¬ 
schieden an Ausdehnung gewonnen hat. An dem Mangel an 
revolutionärem Elan und Opfermut der proletarischen Massen 
liegt es nicht, wenn heute noch keine sozialistische Regierung 
an der Spitze der revolutionären Bewegung Rußlands steht, 
auch nicht an der starken Widerstandskraft der Bourgeoisie; 
es liegt — wie offen ausgesprochen werden muß — an der 
Unzulänglichkeit eines großen Teils der Führerschaft. 

Jede große Revolution weist in ihrem Verlauf eine auf- und 
absteigende Linie auf. Der revolutionäre Sturm, einmal ent¬ 
fesselt, treibt mit innerer Konsequenz über das Ziel hinaus, das 
der Revolution durch die Entwicklungsstufe des sozialen 
Lebensprozesses und der Klassenschichtung gesteckt ist, bis 
dann auf einem gewissen Punkt eine rückläufige Bewegung ein¬ 
setzt Das ist eine allgemeine Erscheinung aller größeren 
Revolutionen, die man gewissermaßen als revolutionäres Be¬ 
wegungsgesetz bezeichnen kann. Kerenski und ein Teil der 
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sozialistischen Führerschaft, an ihrer Spitze Plechanow, folgern 
daraus nicht, daß auch die russische Revolution, um das ihr 
durch den sozialen Entwicklungsprozeß gesteckte Ziel zu er¬ 
reichen, nicht im Anfangsstadium steckenbleiben und sich auf 
dieser Basis konsolidieren könne; sie schließen umgdcehrt: 
die Revolution dürfe gar nicht so weit fortgeführt werden, daß 
später Rückschläge unvermeidlich seien; der revolutionäre 
Drang müsse daher schon auf einer früheren Stufe zurück¬ 
gehalten werden. Die Revolution dürfe, so lautet fast wörtlich 
die Begründung dieser Führer für ihren Widerstand gegen die 
Errichtung einer sozialistischen Diktatur, in keinem Fall so weit 
vorwärtsgetridien werden, daß die linksliberalen Elemente sich 
zu einer konterrevolutionären Aktion gedrängt sähen, oder, wie 
die „Iswestija“, das Organ des Arbeiter- und Soldatenrats, in 
ihrer Nr. 59 nach dem Sturz der Miljukow und Qutschkow 
schrieb: „Die Demokratie hat ohnehin viele Feinde; wenn sie 
sich unnötigerweise noch neue Feinde sdhafft, wird sie Schiff¬ 
bruch erleiden!” 

Der leitende Dedanke ist: Nur nicht zu weit vorwärts, damit 
später kein Rückschlag eintritt, . Zwar will man versuchen, 
möglichst gründliche soziale Reformen zugunsten der Arbeiter¬ 
schaft durchzusetzen, aber nicht auf der Basis einer sozia¬ 
listisch-proletarischen Diktatur, die die Linksliberalen vor den 
Kopf stoßen könnte, sondern auf der Basis eines Verständi¬ 
gungskompromisses; denn man rechnet darauf, diese Elemente, 
wenn man sich auf einer Linie hält, die eine gewisse Mitte 
zwischen den proletarischen und bürgerlichen Interessen hält, 
davon abhalten zu können, sich auf die Seite der gemäßigten 
Liberalen und der offenen Reaktionäre zu schlagen. 

Deutlich kommt dieser Standpunkt in einer langen Reihe 
von Beschlüssen des Petersburger Arbeiter- und Soldatenrats 
zum Ausdruck. Auch in dem gegen die Diktaturbestrebungen 
der Bolschewiki gerichteten Beschluß des Reichskongresses der 
Arbeiterdelegierten vom 22. Juni heißt es: „Der Uebergang 
der Gewalt in die Hände der Arbeiter- und Soldatenräte wäh¬ 
rend der jetzigen Periode der russischen Revolution hätte 
ihre Kräfte beträchtlich geschwächt, indem er von ihr vorzeitig 
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Elemente fortgescheucht hätte, die ihr noch nützen können 
nnd indem er die Revolution mit dem Zusammenbruch be¬ 
droht hätte.“ 

Die gleiche Auffassung tritt aus verschiedenen Reden 
Kerenskis hervor, besonders aus seinem großen Plädoyer gegen 
Lenin auf dem genannten Reichskongreß. Er sagte dort: 

„Man bat hier die Zahlen 1792 und 1905 genannt und uns erzählt, 
was das Ende dieser Revolutionen gewesen seL Die französische 
Revolution endete mit dem Sturz der Republik und der Diktatur, 
die erste russische Revolution mit einem Triumph der Reaktion. 
Und es ist unsere Aufgabe, die Aufgabe der vereinigten soziali¬ 
stischen Parteien und der russischen Demokratie, ein solches Ende 
zu verhindern, die Eroberungen der Revolution zu konsolidieren .... 

Man empfiehlt uns hier verschiedene Rezepte und hebt hervor, 
daß man gegen die Kapitalisten nicht nur mit Worten und Dekla¬ 
rationen, sondern durch Taten kämpfen müsse. Genossen! Ich bin 
nicht Sozialdemokrat, ich bin nicht Marxist, aber ich habe die größte 
Verehrung für Karl Marx, und ich bin fest überzeugt, daß er so 
elementar-naive Rezepte nie empfohlen hat Lenin hat vergessen, 
daß ein Marxist der solche Vorschläge macht nicht als SoziaHst 
gelten kann, denn dies sind Rezepte der unkultivierten asiatischen 
Regenten und Despoten. ... 

Ihr wollt in Europa eine mächtige Schutzwehr der Internationale 
schaffen? Nein, Ihr empfehlt den Weg, den Frankreich 1793 ge¬ 
gangen ist. Ihr empfehlt den Weg des Zerfalls. Aus diesem Chaos 
würde, wie der Phönix aus der Asche, ein Diktator erstehen. Nicht 
ich werde das sein, den Ihr Euch bemüht zum Diktator zu stempeln. 
Ihr öffnet das Tor einem wahren Diktator, der Euch zeigen wird, 
wie die Kapitalisten mit den Sozialisten umgehen. Wiederholt nicht 
die Fehler der Geschichte, denn der Diktator wird Euch und uns 
verhaften, nnd wir werden vor dem zerbrochenen Kruge stehen. 
Wir sind wahre Internationalisten, und wir freuen uns, nur solche 
gegen uns zu haben, die in ihren Träumereien, in dem unbändigen 
Verlangen, Jahrzehnte und Jahrhunderte zu überspringen, die wenig 
aufgeklärten Elemente hinter sich herziehen und unentwegt der 
Bourgeoisie entgegengehen, die angeblich wir unterstützen sollen. 
Nein, Ihr unterstützt sie, denn Ihr verstört den Glauben an die 
Demokratie.“ 

Natürlich führt diese Taktik, die revolutionäre Bewegung 
zurückzuhalten und ständig Rücksichten auf die Wünsche der 
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bürgerlichen Demokratie zu nehmen, zu einem politischen La¬ 
vieren ohne feste Zielriditung. Eine der ersten Handlungen 
der Regierung hätte nach dem Siege der Märztage sein 
müssen, zur Stärkung der revolutionären Gewalt die Wahlen 
für eine konstituierende Versammlung auszuschreiben und 
diese zu einem bestimmten, möglichst nahen Termin einzu¬ 
berufen; denn diese Wahlen, vorgenommen unter der damaligen 
allgemeinen Gärung der unteren Volksschichten, hätten mit 
Sicherheit eine große Mehrheit der Sozialisten und Trudowiki 
ergeben und dadurch der aus den Revolutionskämpfen hervor¬ 
gegangenen vorläufig noch illegalen Macht der unteren Volks¬ 
klassen eine breite Rechtsgrundlage verschafft. Auf die 
Wünsche der Liberalen und derer um Kerenski, die recht wohl 
wußten, daß in der damaligen Volksstimmung das Resultat der 
Wahl ein starkes Uebergewicht der proletarischen Elemente 
gewesen wäre, ist der Einberufungstermin immer wieder hinaus¬ 
geschoben worden, und ob wirklich die Nationalversammlung 
noch in diesem Jahre zusammentreten wird, scheint mir recht 
zweifelhaft zu sein. — 

Die zweite Aufgabe wäre gewesen, möglichst schnell eine 
vorläufige Verwaltungsreform durchzuführen, die in den Groß¬ 
städten die Verwaltung unter die Aufsicht der revolutionären 
Arbeiterschaft, in den Landdistrikten unter die Aufsicht der 
Intellektuellen und der Bauernschaft gestellt und dadurch der 
Petersburger Regierung Stützpfeiler im Lande geliefert hätte. 
Statt dessen wurde die Einführung einer demokratischen 
Selbstverwaltung immer wieder hinausgezögert. Zwar die 
Gouverneure der Provinzen wurden abgesetzt, aber ihre 
Funktionen nicht irgendwelchen denlokratischen Selbstver¬ 
waltungskörpern übertragen, sondern den Vorsitzenden der 
Landschaftsämter, d. h. den Mitgliedern des ländlichen Groß¬ 
grundbesitzes — ungefähr dasselbe, als wenn eine demokra¬ 
tische Verwaitungsreform in Preußen damit beginnen würde, 
die Gewalt der Landratsämter zu verm^ren. Daß diese 
Maßregel geeignet war, das Vertrauen der ärmeren Bauern¬ 
schaft in die Petersburger Revolutionsregierung zu stärken, 
mag glauben wer will. — 
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In den Großstädten, wo die Arbeiterschaft eine gewisse 
Madit erlangt hatte, fQlirte hingegen die Inaktivität der Re¬ 
gierung dazu, daß dort die nach dem Petersburger Muster 
gebildeten lokalen Arbeiterdelegiertenräte sich der Verwaltung 
bemächtigten und kleine örtliche Sonderrepubliken bildeten, die 
teilweise, da sie sich das Hineinreden der Petersburger Re¬ 
gierung in ihre politische Qeschäftshandhabung nicht gefallen 
lassen wollten, mit der Zentrale in Konflikt gerieten. 

Um sich das Vertrauen der Arbeiter und Bauern zu sichern, 
hätte ferner die neue Regierung zugleich mit der Einberufung 
der Konstituante unter Hinzuziehung von Arbeiter- und Bauern¬ 
delegierten Kommissionen zur Vorberatung von Arbeiter¬ 
gesetzen und eines Agrarreformplanes einsetzen müssen, mit 
der Weisung, schleunigst ihre Qesetzesvorschläge zur Beratung 
in der Nationalversammlung fertigzustellen. Beides ist unter¬ 
blieben. Die Folge war, daß die Bauern, da sie sahen, daß nichts 
geschah, sich in manchen Gegenden selbst halfen und kurzweg 
Staats- und Kirchenländereien annektierten, während die Ar¬ 
beiter durch ihre Abordnungen direkt mit den Besitzern und 
Leitern der Fabriken in Unterhandlung traten, teilweise ganz 
unerfüllbare Forderungen stellten und, wo diese nicht bewilligt 
wurden, die Arbeit einstellten. Dadurch gelang es ihnen zwar 
vielfach, einstweilen manche Zugeständnisse herauszupressen; 
aber diese ruhen auf keinem Rechtsgrunde. Wenn morgen 
der Unternehmer erklärt, er halte sich an seine Zusagen nicht 
mehr gebunden, oder wenn das jetzige Koalitionsregiment durch 
ein liberales Regime abgelöst wird, so haben die Arbeiter wirt¬ 
schaftlich durch die Revolution nichts erreicht. Sie stehen trotz 
der von ihnen gebrachten Blutopfer genau dort, wo sie vor der 
Revolution standen. 

Das Seltsamste ist jedoch das Verhalten der Regierung und 
•besonders Kerenskis zu der Friedensforderung. Schnellster 
Friedensschluß ist das dringendste Gebot der Revolution; denn 
ohne Frieden ist in der traurigen, zerrütteten Lage Rußlands 
eine Reorganisation des Wirtschaftslebens ebensowenig durch- 
euführen wie eine Verständigung mit den nach nationaler 
Selbständigkeit strebenden Fremdvöikern und die Zusammen- 
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fassung alier dieser auseinanderstrebenden Teile in einer 
Bundesverfassung. Die Frage ist tatsächiich so gesteilt: Ent¬ 
weder baidiger Friede oder Zerfaii und Verzicht auf die er¬ 
hoffte revolutionäre Neuordnung! Unter diesen Umständen 
hätte die provisorische Regierung bei den Alliierten auf schnell¬ 
sten Friedensschluß .dringen und, falls die Bourgeoisie dieser 
Länder sich nicht zur Aufgebung ihrer imperialistischen Pläne 
zu verstehen vermochte, kurzweg erklären müssen: „Uns stehen 
die Interessen der russischen Revolution höher als Eure An¬ 
nexions- und Entschädigungswünsche; wir können und wollen 
nicht Rußlands Neugestaltung Eurem Imperialismus aufopfern. 
Wollt Ihr nicht auf der Basis „Keine Annexionen und keine 
Entschädigung!“ Frieden schließen, so treten wir sofort in 
Sonderfriedensverhandlungen ein.“ 

Statt dessen hat die provisorische Regierung unter Zustim¬ 
mung des größten Teils der den Petersburger Arbeiter- und 
Soldatenrat beherrschenden Sozialrevolutionäre und Mensche¬ 
wiki dem Drängen Englands und Frankreichs nach der Wieder¬ 
aufnahme der Offensive nachgegeben. Kerenski als Kriegs¬ 
minister hat solange manöveriert und intrigiert, bis Brussilow 
sich zu neuem Vordringen bereiffand, eine Aktion, die nutzlos 
Zehntausende ln den Tod trieb. Freilich, der Ruf Englands und 
Fraidtreichs nach militärischer Hilfe ist es durchaus nicht allein 
gewesen, der Kerenski zu seiner Kampfschürung bestimmte. 
Nicht minder war es die Rücksicht auf die bürgerliche Demo¬ 
kratie, die ihre Beziehungen zu der liberalen Qeschäftsbour- 
geosie an der Themse und Seine nicht verlieren wollte und 
befürchtete, der Abschluß eines Sonderfriedens könne England 
und die nordamerikanische Union bewegen, ihre geldspendende 
Hand von Rußland abzuziehen. Zu dieser Rücksicht kam ferner 
die Hoffnung, die Offensive werde glücken und die russische 
Arbeiterschaft, wie einst im Jahre 1793 das Kleinbürgertum 
und Proletariat Frankreichs, in einen Kriegspatriotismus hinein¬ 
treiben, der die Arbeiterklasse flire besonderen Klassenforde¬ 
rungen soweit vergessen ließ, daß sie sich kriegsbegeistert willig 
den politischen Ansprüchen der liberalen Schichten unterordnen 
würde. Gorkis Blatt „Nowaja Schisn“ trifft den Nagel aut den 
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Kopf, wenn es neben dem Druck der Westmächte als starkes 
Motiv der Offensive den Wunsch der Petersburger Regierung 
bezeichnet, ,4ie revolutionäre Temperatur der Massen herab¬ 
zumindern". 

Und wenn die von Kerenski aus der Geschichte der großen 
französischen Revolution abgeleitete dilatorische Taktik, die 
russische Revolution nicht zu weit zu treiben, damit keine Rück¬ 
schläge eintreten, wenigstens einigermaßen ihren Zweck, das 
liberal-demokratische Bürgertum an die Revolutionsfahne zu 
fesseln, erfüllt hätte! Tatsächlich hat aber in den letzten drei 
Monaten die russische Bourgeoisie, die mattliberale wie die 
sogen, demokratische, eine immer feindlichere Haltung zur 
revolutionären Bewegung eingenommen. Die Besitzer der 
großen Landgüter, der Bergwerke und Fabriken haben teil¬ 
weise ihr Eigentum an Ausländer verschachert und fhre Kapi¬ 
talien im Auslande angelegt; die Fabrikbesitzer leisteten allen 
Regierungsverfügungen, die ihnen nicht gefielen, passiven 
Widerstand und ließen ihre Werke Stillstehen, und die durch 
die Regierung so sehr verhätschelten Finanzgrößen und Banken 
zeigten für die große „Freiheitsanleihe“ so wenig Interesse, 
daß diese mit einem Gesamtbetrag von noch nicht einer Mil¬ 
liarde Rubel abschließt — ein Betrag, der letzt ungefähr den 
staatlichen Geldbedarf von zwei bis drei Wochen deckt. Die 
Folge ist, daß sich die provisorische Regierung zur Auflegung 
einer Zwangsaniefhe genötigt sieht. Ein Verfahren, das kaum 
die Neigung der Kapitaiisten für die Revolution stärken wird. 

Und die wenigen bürgerlich-demokratischen Elemente, die 
noch halb und halb die provisorische Regierung stützen, schmel¬ 
zen schnell zusammen. Nicht ganz ohne Schuld der großen 
Hemmungstaktiker, denn fhr Konsolidationsprogranun haben 
diese selbst nicht einzuhalten vermocht. Die alte Geschichts¬ 
lehre, daß es in bestimmten revolutionären Situationen nur ein 
Vorwärts oder Zurück gibt, keine Konsolidation, hat sich auch 
in Rußland wieder bestätigt. Nachdem die vorwärtsdrängende 
Arbeiterschaft Anfang Mai die Ausschiffung der Mlijukow und 
Gutschkow sowie den Eintritt von vier Sozialisten (Peschecho- 
now, Skobelew, Tschernow, Zeretelli) in die Regierung er- 


Digitized 


Gougle 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSiTY 




662 


Der Kulturwert der Frauenerwerbsarbeit. 


Digitized by 


zwungen hat, haben nun auch im Anschluß an die verunglückte 
Offensive einige weitere liberal-demokratische Minister ihre 
Sessel verlassen müssen: Schingarew, Manuilow, Schachows- 
koj, denen in den letzten Tagen Perewjezew und Fürst Lwow 
gefolgt sind. Kerenski hat sich daher selbst einstweilen zum 
Ministerpräsidenten ernannt, um sich als Diktator dem weiteren 
Fortschritt der Revolution entgegenzustemmen. Und jetzt, wo 
es zu spät ist, erläßt nun die provisorische Regierung, d. h. 
Kerenski, Proklamationen, in denen sie die Ausarbeitung eines 
Arbeiterschutzgesetzentwurfs und eines Agrarreformplanes 
verspricht: Verheißungen, die heute nicht mehr das Papier 
wert sind, auf dem sie stehen. Wahrscheinlich wird auch 
diese neueste „Sanierung“ nicht die letzte sein; denn wie heute 
die Lage beschaffen ist, gibt es nur ein weiteres Vorwärts¬ 
dringen der Revolution, hinweg über die Häupter gewisser 
bisher angestaunter Revolutionsheroen, oder ein Zurückebben 
der Bewegung zu einem mattliberalen Regime. Was geschehen 
wird, hängt davon ab, wie weit noch die revolutionäre Kraft 
der Arbeiterschaft reicht. —_ 

META OUARCK-HAMMERSCHLAQ: 

Der Kulturwert derRrauenerwerbsarbeit. 

/. Der wirkliche Umlang der Frauenkriegsarbeit. 

J ETZT schon ist erwiesen, daß die Vorstellung von einem un- 
geheuerlidien Umfang der Frauenerwerbsarbeit, xlen der Krieg in 
Deutschland herbeigeführt hätte, weit übertrieben ist Vom 1. No¬ 
vember 1914 bis zum I. November 1916 hat die Zahl der Versicherungs- 
Pflichtigen männlichen Krankenkassenmitglieder im Vergleich zum 
Stand vom 1. Juni 1914 von 73 auf 61 Proz., also um 12 Proz. ab¬ 
genommen, während die Ziffer der weiblichen von 83 auf 106 Proz., 
also um 23 Proz. stieg. Oder noch deutlicher in absoluten Ziffern 
ausgedrückt: am 1. Juli 1914 arbeiteten 6,8 Millionen männliche und 
3,6 Millionen weibliche Versicherte; am 1. Juli 1916 4,2 Millionen 
männliche und 3,8 Millionen weibliche Versicherte, In dieser Zeit 
sanken also die männlichen Arbeitskräfte um 2,6 Millionen, während 
die weiblichen Arbeitskräfte um 200000 stiegen. 

Die Zuirahme weiblicher Erwerbsarbeit war ja in den Jahrzehnten 
vor dem Kriege weit stärker und stürmischer. Von 1882 bis 1907 hat 


Google 


Original from 

THE OHhCi STATE UNIVERSITY — 



Der Kulturwert der Frauenerwerbsarbeit. 


663 


sie sich fast verdoppelt: von 4,2 auf 8,2 Millionen Köpfe. 1895 gali 
es erst 17 Berufe mit überwiegender Fnauenarbeit, im Jahre 1907 
schon 28. Die Arbeiterinnen in der Bekleidungs-, Textil-, Nahrungs¬ 
und QenuBmtttelindustrie vermehrten sich in demselben Zeitraum 
allein um 309 000 Köpfe. Damit läBt sich die Kriegszunahme der 
Frauenarbeit noch lange nicht vergleichen. Richtig dagegen ist das 
starke Eindringen in die Kriegsindustrien, insbesondere in die 
Eisen- und Maschinenindustrie und in die Verkehrsbetriebe. ln 
den Betriebskrankenkasspn, das heiBt in der Großindustrie, hat 
eine sehr viel stärkere Zunahme der Frauenerwerbsarbeit statt¬ 
gefunden als bei der Gesamtheit der Versicherten. Und in her¬ 
vorragendem Maße gilt dies von den Betriebskassen der Metall- 
und Maschinenindustrie, ferner von denen der elektrischen, chemi¬ 
schen und Nahrungsmittelindustrien. Auf der anderen Seite fand 
eine Abnahme der Frauenarbeit statt aus den bekannten Gründen 
im Webstoffgewerbe, in dem früher vermutlich mehr Frauen be¬ 
schäftigt waren als jetzt in der Rüstungsindustrie, sowie auch beim 
Handwerk, im Kleingewerbe und in den häuslichen Diensten. Das 
Reichsarbeitsblatt vom Dezember 1916 schließt diese Feststellungen 
mit dem Satze: „Alles in allem würde die Zunahme der weiblichen 
Beschäftigung infolge des Krieges, wenn man d'ie helfenden Familien¬ 
angehörigen der Landwirtschaft, die in den Bergbau und den Post- 
betrieb eingedrungenen Frauen miterfassen würde, wohl etwa§ größer 
erscheinen als nach den Krankenkassenziffern. Eine sehr wesent¬ 
liche Aenderung des Gesamtbildes würde sich aber wohl kaum er¬ 
geben.“ Das heißt doch, daß die Richtungen, in denen die Zunahme 
der Frauenarbeit vor sich ging, ganz ähnliche waren wie die¬ 
jenigen, in denen sich die Vermehrung schon vor dem Kriege vollzog. 

Auch damals hatten wir schon eine gewisse Abwattderung aus den 
häuslichen Dienststellen und kaum einen Zuwachs von Frauen im 
Handwerk und im Kleingewerbe. Dagegen schuf die Großindustrie 
auch vor dem Kriege schon durch Arbeitsteilung und maschinelle 
Arbeitserlelchterung neue Arbeitsmöglichkeiten für die Frauen. 

Weder in der ziffernmäßigen Ausdehnung der Frauenerwerbsarbeit 
noch in ihren Entwicklungstendenzen hat also eigentlich der Krieg 
etwas besonders Neues gebracht. Richtig Ist nur, daß mit unter- 
gelaufen ist das Einrücken der Frauen in einige besonders schwierige 
und Gefahren ausgesetzte Arbeitsposten. Das erregte deshalb Auf¬ 
sehen, weil man die Bewältigung solcher Arbeiten durch eine weib¬ 
liche Arbeitskraft nie für möglich gehalten hätte. Abgesehen von 
diesen besonderen Fällen, dürfte die Frauenerwerbsarbeit auch nach 
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dem Kriege In Großindustrie und Verkehrsgewerbe normal fort¬ 
schreiten, der weiteren Entwicklung der Arbeitsteflung und Maschinen¬ 
technik entsprechend. Innerhalb dieses Rahmens dürfte das Unter¬ 
nehmertum wie die Arbeiterschaft, belehrt durch ihre Kriegserfahrung, 
an manchen Stellen vielleicht etwas rascher Platz für Frauenarbeit 
schaffen, als es sonst geschehen wäre. Es fehlen ]a auch so viele 
männliche Arbeitskräfte, die auf den Schlachtfeldern geblieben sind. 
Wenn uns freilich der Friedensschluß in unserer Wirtschaftsbetätigung 
und Arbeit stark einschränken würde, dann fiele auch die Gelegenheit 
für soldhe stärkere Anerkennung der Fraueneignung für Erwerbsarbeit 
weg. Dieser Fall Ist aber nicht wünschenswert, und jedenfalls sehnen 
wir ihn nicht herbei. 

2. Wandlungen im Arbeiterleben. 

In das wirtschaftliche Leben einer Nation bringt die Frauenerwerbs¬ 
arbeit eine Fülle neuer Werte und Kräfte. Ihre direkte Mitarbeit 
in der Gütererzeugung, die darin besteht, daß sie in dem Fabrik¬ 
saal neben dem Manne schafft und im Kontor neben ihm schreibt, 
verursacht zunächst eine gewisse Bewegung im Arbeitsbetrieb. Der 
Mann fühlt instinktiv, daß hier eine neue Arbeitskraft auftaucht, mit 
der er den Wettbewerb aufnehmen muß und die ihn nach bestimmten 
Richtungen steigert. Eiei der Akkordarbeit scheint diese Konkurrenz 
zunächst schädlich für die Arbeiter im allgemeinen zu wirken. Das 
ist jetzt bei der Kriegsarbeit mannigfach beobachtet worden. Die 
Frau ist von Haus aus arbeitswilliger, unterwürfiger und anstelliger. 
Auch schont »e zunächst ihre Kräfte weniger und verarbeitet sie 
bereitwilliger. Mit der Zeit fühlen die Arbeiterinnen aber, daß sie 
ebenfalls mit Ihren Kräften haushalten müssen, um nicht Raubbau 
mit ihrem Körper zu treiben, und werden weniger nervös und hastig 
in ihrem Arbeitsfleiße. Ich habe in Frankfurter JVlaschinenfabriken 
weibliche Arbeiter gesehen, die sich dem regelmäßigen Gange der 
von ihnen bedienten schweren Maschinen mit solcher Ruhe angepaßt 
hatten, daß sie mit ihnen verwachsen schienen. Die männlichen 
Arbeiter hinwiederum sehen, daß sich die kleineren und gewandteren 
Frauenhände für bestimmte Verrichtungen in arbeitsteiligen Fabrik¬ 
betrieben besser eignen als ihre kräftigeren Arme. Sie überlassen der 
Frau gern jenen Teil der Fabrikbeschäftigung, der z. B. in Aäetall- 
und Maschinenfabriken mit dem Stanzen, Vernickeln, Reinigen, Zu¬ 
sammenpassen und Verpacken kleinerer Maschinenteile und Apparate 
zusammenhängt So vollzieht sich allmählich eine Arbeitsteilung, die 
jeden Teil an den Platz stellt, auf dem er wirtschaftlich und technisch 
die höchste Arbeitsleistung erzielen kann. 
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Auch auf einigen Grenzgebieten zwischen Leicht- und Schwerarbeit 
hat sich eine durchaus sachgemäße Einordnung der Frauenarbeit 
neben der Männerarbeit vollzogen. Bei Siemens u. Halske in Berlin 
sah ich Frauen Schweißarbeiten an Blechbüchsen für Bogenlampen 
verrichten und Drehbänke für das Formen von Blechgegenständen 
sowie Revolverbänke zum Abdrehen von Eisenbestandteilen bedienen. 
Hier wird die Zeit nach dem Kriege die Entscheidung darüber bringen, 
ob solche Arbeit, namentlich wenn sie mit langem Stehen verknüpft 
ist, neues weibliches Betätigungsgebiet bleiben kann. Die zahlreichen 
Straßenbahnerinnen der Kriegszeit sowie die Frauen im Eisenbahn¬ 
dienst haben vielfach auch das lange Stehen ohne körperliche Schädi¬ 
gung geleistet. Gerade auf diesen Grenzgebieten gab es zuerst sehr 
unangenehme Reibungen zwischen Männern und Frauen. Auch wurde 
davon berichtet, namentlich aus Berlin, daß das Zusammenarbeiten 
größerer Frauenmassen mit Arbeitern den Verkehrston in den Be¬ 
trieben stark verschlechtert habe. Iryiessen scheint es, als wenn alle 
diese Schwierigkeiten bereits halb oder ganz überwunden seien. Das 
Ergebnis ist schon jetzt, daß man sich gegenseitig in der Freude an 
der Arbeit und in der Arbeitskameradschaft besser fördert als früher, 
wo allein männliche Arbeiter den Raum besetzten. 

Die arbeitende Frau selbst lernt in der fabr^mäßigen Zusammen¬ 
arbeit mit vielen Geschlechtsgenossinnen und Männern den Wert der 
Organisation kennen, und zwar zuerst den Wert der technischen und 
Betriebsorganisation für große Gruppen von Menschen, später auch 
den Wert der Organisation für die Arbeiter und Arbeiterinnen. Es 
ist doch klar, daß eine Frau, die den Hanptteil ihres Lebens nur in 
der engen Häuslichkeit schafft, nicht entfernt und nicht so unmittelbar 
durch die Arbeit Ihren Gesichtskreis erweitern und ihn auf die all¬ 
gemeinen Interessen der Arbeit und der Arbeiter einstellen kann wie 
eine Frau, die im Fabrikbetriebe beschäftigt ist. Diese lernt eine 
Menge neuer Materialien, Arbeitsmethoden und Maschinen kennen, 
entweder durch eigene Beschäftigung oder durch Zuschauen, was ihr 
Wissen von der Mannigfaltigkeit und Vielseitigkeit des Lebens un¬ 
geheuer bereichert. Sie wird allmählich auch mit den Quellen und 
Wegen vertraut, auf denen die Arbeitsgegenstände in die Fabrik 
kommen und auf denen sie hinaus in die Welt gehen. Sie wird ferner 
wenigstens zu einer Art einfacher Arbeitssolidarität und Arbeits- 
kameradschaft erzogen, ohne die sich in der Zusammenarbeit vieler 
Menschen nun einmal nicht auskommen läßt. Von da bis zum Ver- 
ständms der Notwendigkeit gewerkschaftlicher Organisation der 
Arbeit sind allerdings noch viele Schritte. 
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Die kdige Arbdterin hofft möglichst bald durch die Ehe befreit za 
werden. Da der Krieg die Ehemöglichkeit infolge der zahlreichen 
Männerverluste zunächst stark herabsetzen wird, dürfte dieser Grund 
im nächsten Jahrzehnt viel an Gewicht auch für die ledigen Arbeite¬ 
rinnen verlieren. Aber auch vor dem Krieg schon stand ja fest, daß 
die Aussicht auf Versorgung durch die Ehe nur ein sehr schwacher 
Trost für viele Arbeiterinnen ist. Im Jahre 1907 waren von den in 
Deutschland gezählten Fabrikarbeiterinnen nicht weniger als 520 000 
im Alter von 20 bis 30 Jahren und 350 000 im Alter von 30 bis 50 
Jahren. Ferner waren sogar noch 120000 im Alter über 50 Jahre. 
Und das auf 1% Millionen Fabrikarbeiterinnen kn engeren Sinne. Mehr 
als die Hälfte dieser Fabrikarbeiterinnen mußte also im heirats¬ 
fähigen Alter schaffen. Dieselbe Erscheinung hat man für Amerika 
festgestellt. Der Grund ist, daß zahlreiche Arbeiterinnen gar nicht 
in die Ehe kommen, und daß zahlreiche verheiratete doch wieder 
zur Erwerbsarbeit greifen müssen. Je länger, desto mehr wird also 
den Arbeiterinnen der Wert und der Ernst regelmäßiger und möglichst 
gut gelohnter Erwerbsarbeit aufgehen. Die Arbeiter sollten durch 
spießbürgerliche Anschauung die Erkenntnis bei den Arbeiterinnen 
nicht hindern, sondern nach Möglichkeit zu fördern suchen, auch 
wenn ihnen ihre Konkurrenz zunächst unbequem wird. Jedenfalls 
dürfte sich fortgesetzt die Zahl der Frauen vermehren, die nicht nur 
aus reiner Not, sondern auch aus Interesse und Lust an einer Be¬ 
schäftigung außerhalb der Hauswirtschaft, in einer größeren Arbeits¬ 
organisation, als es die kleine Familienwohnung ist. In die Erwerbs¬ 
arbeit gehen. Welch ein Segen, wenn diese Entwicklung in immer 
größerem Maße mit den kleinlichen Vorstellungen und engen Hori¬ 
zonten aufräumt, in denen sich heute noch viele Frauen aus dem 
Arbeiterstande und dem kleinen Bürgertum bewegen. Es ist gar nicht 
abzusehen, welchen umwälzenden und kulturfördernden Einfluß für 
die gesamte Menschheit die größere Arbeitssolidarität und das 
bessere Verständnis zwischen dem Mann und der Frau der aibeiten- 
den Klasse haben werden, die aus dieser Entwicklung herauswachsen. 
Das muß sich im privaten und öffentlichen Leben allmählich ganz 
bedeutsam bemerkbar machen. Wie hinderlich ist heute vielen Frauen, 
daß ihre ganze Kraft im bloßen Verwalten und Sparen mit dem 
Mannesverdienst aufgeht. Und wie wird Regsamkeit und Steilung 
der Frau im Leben dadurch gehoben, daß sie allmählich anfängt, 
sich als Gehilfin bei der Gütererzeugung ihrer Volksgemeinschaft zu 
fühlen. Mit ihrem selbständigen Verdienst und Einkommen kann sic 
sich entweder ihr einzelnes Leben besser und kultureller einrichten 
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oder die Lebenslialtung ihrer Familie wesentlich erhöhen helfen. Es 
ist deshalb kein Zufall, daB es meist dieselben Leute sind, die weder 
von der Frauenerwerbsarbeit noch von der politischen Qleichberechti' 
snng: der Frau und ihren öffentlichen Rechten etwas wissen wollen. 
Frauenerwerbsarbeit und politischer Fortschritt der Frau bedingen 
sich gegenseitig. 

3. Berufsausbildung. 

Das stärkere Eindringen in die Erwerbsbeschäftigung wirft gleich¬ 
zeitig die dringende Frage nach besserer Berufsausbildung der Frau 
auf. Warum soll die schaffende Frau ewig dazu verurteilt sein, 
lediglich die einfacheren ungelernten und niederen Arbeitsverrich- 
lungen zu besorgen? Durch die Arbeit selbst mOssen sich unter den 
Frauen höher qualifizierte Kräfte ausbilden, die sehr wohl imstande 
sind, weitere Stufen der Arbeitsordnung zu ersteigen. Bis jetzt hat 
man freilich die arbeitenden Frauen künstlich unten festgehalten, 
indem man ihnen fast jede höhere Erwerbsibiidung versagte oder 
mindestens stark erschwerte. Auch die Familie trug ihr redlich Teil 
dazu bei, bessere technische Bildung für das junge Mädchen für über¬ 
flüssig zu erklären, weil sie ja doch heirate oder auch als Unver¬ 
heiratete schicklich in der Hauptsache nur häusliche Dienst- und Lohn¬ 
stellen bekleide. Dabei kennt man zur Genüge namentlich im Klein¬ 
bürgertum das wirtschaftliche Elend vieler Dienstmädchen oder sogen, 
häuslichen Stützen uttd Gesellschafterinnen mit nicht mehr als der 
üblichen hauswirtschaftlichen Bildung. MuB die Arbeiterfrau in ihrem 
späteren Leben zur Erwerbsarbeit greifen, so gewährt die WoBe 
hauswirtschaftliche Bildung der Frau sehr wenig Vorteile. Es bleiben 
ihr in der Regel nur die schlecht bezahlten Wasch- und PutzsteHen, 
die sogen. Monatssteilen. Jede FabrBcarbeiterin, Näherin usw. ist 
besser daran. Deshalb erhebt sich hier gebieterisch die Forderung 
der gewerblichen Fortbildungsschule für jugendliche. Arbeiterinnen 
bis zu 18 Jahren. Für Handlungsgehilfinnen ist sie in einer Reihe 
deutscher Städte eingeführt, auch für Schneiderinnen und verwandte 
Berufe. Aber für die Gesamtheit der ungelernten Fabrikarbeiterinnen 
hat noch keine einzige deutsche Stadt durch Einführung der gewerb¬ 
lichen Fortbildungsschulpflicht gesorgt. Als ob die Mädchen aus- 
gestoBen von der gewerblichen Bildung bleiben müßten, während jeder 
junge Fabrikarbeiter, auch der talentloseste Knabe, durch die Fort¬ 
bildungsschule hindurchgehen muß. Das dürfte eine der ersten öffent¬ 
lichen Einrichtungen für Arbeiterinnen sein, die nach dem Kriege mit 
aller Macht den Unternehmern abzuringen ist, die sich vor der Frei¬ 
gabe von sechs Schulstunden in der Woche für ihre jugendlichen 
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Arbeitskräfte fürchten. Durch diese Qleichstelluns: der schaffenden 
Knaben und Mädchen wird auch der Konkurretodcampf der weib¬ 
lichen und männlichen Arbeit manches an Schärfe verlieren. Da¬ 
neben muß die Zugänglichkeit einer geordneten Lehre im Betrieb für 
jugendliche Arbeiterinnen dadurch erkämpft werden, daß man ver¬ 
langt, die Unternehmer sollen ihre Interessen an der Frauenarbeit 
nicht nur in der bloßen massenhaften Ausnutzung billiger weiblicher 
Arbeitskraft erschöpfen. Durch entsprechende Vereinsorganisation 
lassen sich sicher mehr solcher berufsmäßiger Lehrgelegenheiten für 
Mädchen schaffen, als man jetzt denkt. Die Neigung der Eltern, 
Knaben in solche I^hrstelien statt sofort in schlecht bezahlte Arbeits¬ 
stellen zu geben, müßte dadurch gesteigert werden, daß Staat und 
Gemeinde Zuschüsse zum Lebensunterhalt der männlichen und weib¬ 
lichen Lehrlinge während der Lehrzeit leisten, und daß immer mehr 
Lehrwerkstätten an die sich erweiternden Staatsbetriebe ange¬ 
schlossen werden. Es fehlt nicht an Anläufen zu solchen Förder¬ 
einrichtungen. So zahlt z. B. die Stadt Straßburg für jeden Volks¬ 
schüler, der die Förderklasse ihrer Volksschule über die gewöhnliche 
Schulpflicht hinaus besucht, einen Zuschuß von 150 Mk. im Jahre bei 
Mittellosigkeit der Eltern. Und warum soll aus den weiblichen Fort- 
bildungsscbülern und Lehrlingen, wie deren z. B. Siemens u. Halske 
(Berlin) in seiner Apparatenfabrik jetzt vier ausbildet, nicht eine 
Anzahl der am besten Veranlagten auch zum Besuch von Fachschulen 
aufsteigen, in denen sie ihr technisches Wissen und Können für die 
Stellen von weiblichen Vorarbeitern und 'Betriebsführern vervoll¬ 
ständigen. Dazu gehört freilich auch, daß die Männerwelt den dummen 
Stolz aufgibt, der sich gegen die Unterstellung unter eine begabte 
weibliche Vorgesetzte aufbäumt. Sogar das gewiß auf Männerautorität 
eingeschworene preußische Herrenhaus hat kürzlich eine Eingabe des 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes gegen Frauen als Vor¬ 
gesetzte und Leiterinnen von Betriebsangestellten als unbeachtlich in 
den Papierkorb geworfen. Was aber das preußische Herrenhaus 
fertiggebracht hat, das wird doch wohl mindestens die deutsche 
Arbeiterwelt auch leisten können, wenn es sich um die Förderung 
der Zukunft der schaffenden deutschen Frau und die Arbeitskameradin 
handelt. 

4. Eheleben und PraaenarbeU. 

Nun ist es freilich ganz sicher, daß auch aus den Kreisen der er¬ 
werbstätigen Frauen künftig noch Hunderttausende sind, die in 
früherem oder späterem Alter zur Ehe übengehen werden. Das wollen 
wir ja hoffen. — Ich bin die letzte, die die Bestimmung der Frau als 
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Qattin und Mutter leugnen oder gar niedrig einschätzen wollte. Ich 
glaube vielmehr, d|B jede gesunde Frau zur Entfaltung ihrer Per¬ 
sönlichkeit und ihres Kulturwertes der Vereinigung mit einem ge¬ 
liebten Manne bedarf und daB aus dieser Vereinigung für die Frau 
und die Qeselischaft die höchste Blüte menschlicher Kultur entspringt. 

Es werfen sich deshalb an dieser Stelle zwei Fragen auf: Was be¬ 
deutet die abgebrochene Erwerbsarbeit für eine Junge Frau, die in 
eine glückliche und dauerhafte Ehe tritt, ohne daß sie später wieder 
genötigt wird, zur Erwerbsarbeit zu greifen? Und die zweite Frage: 
Lassen sich Mutterpfiichten und Erwerbsarbeit vereinigen und neben¬ 
einander von der Frau tragen, wenn sie sich gezwungen oder geneigt 
fühlt, Erwerbsarbeit und Mutterpflicht gleichzeitig aufzunehmen? 
Kann in beiden Fällen noch von einem Kulturwert der Frauenarbeit 
für die Beteiligten gesprochen werden? 

Die Beantwortung der ersten Frage macht die wenigsten Schwierig¬ 
keiten. Wenn bei einer jungen Frau die volle und glückliche Gemein¬ 
schaft mit einem Manne die Erwerbsarbeit gänzlich ablöst, so bringt 
sie aus der beruflichen Beschäftigung ihrer Jugendjahre eine groBe 
Zahl persönlicher und allgemeiner Vorteile mit in die Ehe. 

Persönliche Vorteile: denn es muß dem Haushalt, den die ehemalige 
Erwerbsarbeiterin jetzt beginnt, außerordentlich nützlich sein, daß sie 
die Kenntnis von einer gewissen Organisation der Arbeit mitbrJngt: 
entweder Buchführung gelernt hat oder Kleider gewerbsmäßig her¬ 
stellte oder sonstige Handfertigkeiten sich aneignen konnte. Im Ver¬ 
kehr mit dem erwählten Manne-kommen ihr die Einblicke zu Hilfe, 
die sie im Qeschäftsleben oder Arbeitsverhältnis nimmt Sie kann 
größeres Verständnis für seine Arbeitssorgen aufbringen, öffentliche 
Interessen mit ihm teilen und ist bei dem Austausch mit dem Manne 
nicht auf den kleinen Kreis häuslicher Beziehungen angewiesen. 
Ihren etwaigen Knaben und Mädchen wird sie eine verständnisvollere 
Beraterin und Führerin in den praktischen Fragen sein. Denn be¬ 
kanntlich erwirbt man sich keine Kenntnis und kein Verständnis 
besser als durch die Arbeit Auch für wachsende Familiensorgen ist 
sie geschäftlich und gemütlich solider gerüstet Sie kann natürlich 
materielle Sorgen deswegen nicht bannen, weil sie früher Erwerbs¬ 
arbeiterin war, aber sie weiß sie wahrscheinlich besser zu verstehen 
und deshalb auch besser mitzutragen. Ich habe diesen Punkt etwas 
ausführlicher behandelt weil er mir Gelegenheit gibt zu sagen, daß 
die Frauenerwerbsarbeit gerade auch eine Beförderin menschlichen 
Glücks werden kann, während man sie bisher nur gar zu oft von 
der entgegengesetzten Seite geschildert hat 
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Schwieriger und -deshalb viel mehr erörtert ist die Frage nach der 
Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Mntterpfljfhten. Wenn man 
für diese schwere gesellschaftliche Sorge eine Auslese treffen könnte, 
so würde man lediglich die tüchtigsten der Frauen zu dieser Stellung 
zuiassen. Es ist nicht zu leugnen, daß der höchste Qrad familiärer 
und beruflicher Leistungsfähigkeit dazu gehört, nach beiden Seiten 
der doppelten Aufgabe gerecht zu werden. Eine Frau muß mit hohen 
Verstandeskräften, starker Energie und großer körperlicher Leistungs¬ 
fähigkeit ausgestattet sein, wenn sie sowohl als Mutter wie als Er¬ 
werbsarbeiterin ihre Pflichten erfüllen will Nun könnte man sagen, 
daß das Leben selbst eine Auslese in diesem Sinne treffen würde. 
Das ist jedoch deshalb nicht der Fall, weil mindestens in der Arbeiter¬ 
klasse die Ehefrau nicht durch ihre Eignung zur Erwerbsarbeit, son¬ 
dern durch die nackte soziale Not nachträglich gezwungen wird, auch 
noch Erwerbsarbeiterin zu werden. Was bei dem besitzlosen männ¬ 
lichen Arbeiter sein Klassenschicksal ist, daß er Zeit seines Lebens 
für Lohn im Dienste seines Unternehmers schaffen muß, das ist für 
die besitzlose Arbeiterfrau ein Doppelschicksal, das sie zwingt, Mutter- 
und Arbeitspflichten zugleich zu erfüllen, auch wenn sie weder körper¬ 
lich noch geistig dazu geeignet ist. — Und in der Tat ist bei den 
Erörterungen über die Wirkungen und Folgen eines solchen Schick¬ 
sals bisher viel zu wenig beachtet worden, welche Rolle das Un¬ 
zureichende der einzelnen weiblichen Persönlichkeit dabei spielt. Man 
hat oft viel zu sehr verallgemeinert und diejenigen Frauen, deren 
Kräfte für die doppelte Aufgabe unzureichend waren, als allgemein 
gültige Beispiele dafür angeführt, daß es überhaupt unmöglich sei, 
beiden Bestimmungen gleichzeitig gerecht zu werden. Man hat aber 
nicht oder selten von der großen Anzahl derjenigen gesprochen, die 
bereits unter den heutigen schwierigen Verhältnissen den Mutter- 
und den Erwerbsberuf sehr glücklich zu vereinigen verstanden haben. 
Und das gilt nicht nur für die Frauen in bürgerlichen und gut be¬ 
zahlten freien Berufen, die ihnen gestatten, bezahlte Kräfte für die 
Besorgung des Hauswesens und der Kinderpflege anzunehmen, son¬ 
dern es gilt auch für eine nicht geringe Anzahl proletarischer Frauen¬ 
existenzen, die sich hervorragend tüchtig und ohne körperliche und 
geistige S^ädigung geichzeitig und dauernd als Mutter und Arbeiterin 
betätigt haben. Jeder kennt aus seiner engeren Bekanntschaft solche 
Frauen, die sich allerdings durch kluge Beschränkung ihrer Kinder- 
zabl meist vor sonst unerträglichen Famllienlasten behütet haben. 
Der Tüchtigkeit und Lebensenergie auf der einen Seite entspricht hier 
meist dieselbe Leistung auf der anderen Seite und die Vorteile der 
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werktätigen Teilnahme an organisierter Arbeit, die sich die gesunde 
und leistungsfähige Arbeiterfrau in der Fabrik oder im Kontor er¬ 
warb, kamen regelmäBig auch hier ihrer Betätigung als Mutter und 
Hausfrau zugute. Auch sie konnte ihrem Mann und ihren Kindern 
infolge ihrer Erwerbsbeschäftigung und Erwerbsschulung geistig und 
gemütlich weit mehr sein als die Mutter, die lediglich in der Senti¬ 
mentalität des 'Familienhaushalts aufging. Der Kulturwert der 
Frauenerwerbsarbeit äußert sich auch in diesen besonderen Fällen 
ganz offensichtlich. 

Aber es ist ohne weiteres zuzugeben, daß bei der Massenhaftigkeit 
und Häufung der Fälle, in denen namentlich Arteiterfrauen zugleich 
Mütter und erwerbstätig sind, öffentliche Schutzeinrichtungen not¬ 
wendig sind, um die Mutter zur Erfüllung ihres Doppelberufes fähig 
zu machen. Diese Schutzeinrichtungen sind gar nichts Neues. Sie 
stammen in ihren Anfängen aus den ersten Jahrzehnten der modernen 
kapitalistischen Entwicklung und sind langsam aber regelmäßig weiter¬ 
gebildet und verbessert worden, vollends in der Zeit, in der Frauen 
selbst begannen, an der öffentlichen Bewegung und Erörterung teil¬ 
zunehmen. Ich meine den gewerblichen Arbeiterinnenschutz auf der 
einen Seite und die Einrichtungen zur öffentlichen Pflege von Kindern 
andererseits. (Schluß folgt.) 

HERMANN MATTUTAT: 

Die praktischen Resultate der 
Kriegsinvalidenfiirsorge. 

A ls sich mit Beginn des Krieges die Notwendigkeit herausstellte, 
für die vielen zum großen Teil schwer verletzten und ihrer Er¬ 
werbsfähigkeit beeinträchtigten Kriegsinvaliden eine besondere Für¬ 
sorge einzurichten, um so ihre Arbeitskraft so weit wie möglich zu 
erhalten, gingen die Ansichten über die dabei einzuschlagenden Wege 
noch sehr weit auseinander. Inzwischen ist auf Qrund der auf diesem 
Gebiete gemachten praktischen Erfahrungen eine gewisse Klärung 
erfolgt, die einigermaßen übersehen läßt, was mittelst 'der Kriegs- 
invalidenffirsorge erreidft werden kann. 

Wie vorauszusehen war, haben sich die weittragenden Hoffnungen 
vereinzelter Optimisten nicht verwirklicht, andererseits ist aber doch 
soviel erzielt worden, daß auch für einen hoffnungslosen Pessimis¬ 
mus kein Raum fibrigbleübt und man einigermaßen zuversichtlich in 
die Zukunft blicken kann. Auf Qrund der gemachten Erfahrungen ist 
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man länest Aber die ersten tastenden Versuche hinaus und fAr die 
Beschäftigung der Kriegsinvaliden zu gewissen festen Grundsätzen 
gelangt, deren Anwendung auch fAr die weitere Folge gAnstige Re¬ 
sultate in Aussicht stellt. Vor allem hat sich der Grundsatz als 
richtig erwiesen, die Kriegsinvaliden so weit wie irgend möglich 
ihrem frAheren Beruf zu erhalten oder sie verwandten Berufen zu- 
zufAhren und nur da einen Berufswechsel eintreten zu lassen, wo die 
Voraussetzungen fAr die Aufrechterhaltung der seitherigen oder einer 
verwandten Tätigkeit völlig fehlen. 

DaB sich der Anwendung und Durchführung dieses Grundsatzes 
große Schwierigkeiten entgegenstellen und solche auch in der späteren 
Zeit noch erwachsen werden, läßt sich nicht leugnen. Es steht aber 
jetzt schon fest, daß es keinen anderen und besseren Weg gibt, der 
zum Ziele führt und daher Sorge getragen werden muß, die auf ihm 
entgegenstehenden Hindernisse zu überwinden. Mit der UeberfAhrung 
der Kriegsinvaliden in sogenannte Verlegenheitsberufe, wie Portier, 
Bureauschreiber, Nachtwächter u. dgl. ist ihnen nicht gedient. Eines¬ 
teils finden sie darin selbst nicht die erforderliche Befriedigung, die 
nun einmal für ihre volkswirtschaftliche Eingliederung notwendig ist, 
andernteils bleiben die in solchen Stellen untergebrachten Kriegsinva- 
liden Almosenempfänger, die der erforderlichen Selbständigkeit er¬ 
mangeln, das Gefühl des Geduldetseias nicht loswerden und für 
immer von der Gnade oder dem Wohlwollen ihrer Arbeitgeber ab¬ 
hängig sind. Das soweit wie angängig zu vermeiden, muß sich eine 
wirklich sozial gerichtete KriegsinvalidenfArsorge zur höchsten Auf¬ 
gabe machen. Ganz läßt sich dieses Ziel freilich nicht erreichen, was 
nach dem Kriege wohl nur zu bald deutlicher hervortreten wird. 

Schon jetzt läßt sich erkennen, wie sehr die Kriegsinvalidenfürsorge 
neben der ärztlichen Kunst und der technischen Vervollkommnung der 
künstlichen Glieder auf das weitestgehende Entgegenkommen der Ar¬ 
beitgeber angewiesen ist und voraussichtlich bleiben wird. Zur¬ 
zeit ist dieses Entgegenkommen vorhanden. Ob das auch 
nach dem Kriege so bleibt, ist eine für die Arbeiter wie für die 
Kriegsinvaliden sehr bedeutsame Frage, die sich gegenwärtig nicht 
beantworten läßt. Es kommen hierfür so viel Umstände in Betracht, 
daß es vorschnell wäre, jetzt schon darüber ein Urteil zu fällen. Ins¬ 
besondere hängt sehr viel davon ab, wie sich nach dem Kriege die 
wirtschaftiichen Verhältnisse gestalten. Entwickeln sie sich günstig, 
so haben die Kriegsinvaliden nichts oder wenig zu befürchten. Eine 
starke Nachfrage nach Arbeitskräften zwingt zu ihrer Verwendung. 
Haben wir dagegen mit einer wirtschaftlichen Krise und starker Ar- 
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beitslosigkeit zu rechnen, so werden in erster Linie die Kriegsinva* 
liden betroffen und ihre Unterbringung wird auf die größten Schwie¬ 
rigkeiten stoßen; es sei denn, daß sie zu Bedingungen arbeiten, die für 
die unverletzten Arbeiter zu einer schweren Gefahr für ihre Lebens¬ 
haltung werden müssen. Dieser Umstand zwingt die Gewerkschaften, 
der Kriegsinvalidenfürsorge die größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Unter diesem Gesichtspunkt verdient das Bestreben, die Kriegs¬ 
invaliden nicht an einer Stelle oder an bestimmten Orten ansammeln 
zu lassen, sondern sie möglichst wieder in ihre engere Heimat oder an 
Orten unterzubringen, wo sie bereits früher tätig waren, durchaus 
Unterstützung. Es findet so eine Verteilung statt, die sowohl für die 
Kriegsinvaliden wie für die übrigen Arbeiter von günstiger Wirkung 
ist Es wird dadurch verhütet, daß die Industrieorte Sammelstellen 
für die Kriegsinvaliden werden, die in bestimmten Betriebszweigen 
leicht eine für die unverletzten Arbeiter unangenehm empfundene 
lohndrückende Konkurrenz ausüben könnten. Sodann treten bei einer 
Verteilung der Invaliden auf viele Stellen ihre körperlichen Defekte 
nicht nur weniger in den Vordergrund, sondern sie gliedern sich auch 
leichter in den Arbeitsprozeß ein und können von ihren unverletzten 
Arbeitsgenossen bei der Arbeit leichter und besser unterstützt und 
gefördert werden, wie das Unfallverletzten Arbeitern gegenüber seit¬ 
her schon in erheblichem Umfange geschieht. Einige Kriegsinvaliden 
lassen sich in jedem größeren Betriebe ohne Gefahr für dessen 
Leistungsfähigkeit oder für die übrigen Arbeiter unterbringen. Daß 
eine solche Unterbringung erfolgt, ist unbedingt notwendig, denn auf 
anderem Wege ist eine Versorgung der vorhandenen zahlreichen In¬ 
validen nicht möglich. 

Nach den gemachten Erfahrungen soll die Unterbringung der 
Kriegsinvaüden möglichst sofort im Anschluß an die Lazarettbehand¬ 
lung stattfinden. Hierzu zwingen nicht nur wirtschaftliche Gründe, 
sondern auch die Gefahr, daß, wenn der Invalide sich erst einige Zeit 
an ein untätiges Leben gewöhnt, seine Energie erlahmt. Das zu ver¬ 
hüten, ist von außerordentlicher Wichtigkeit, denn auf den Willen des 
Invaliden, sich einer Arbeitstätigkeit zu widmen, kommt alles an. In 
dieser Beziehung erweist sich schon ein längerer Lazarettaufenthalt 
trotz besten Entgegenwirkens des Arztes als nachteilig. Es zeigen 
sich hier die gleichen Erfahrungen wie in der Unfallfürsorge. Als ein 
gutes Gegenmittel haben sich die mit der Lazarettbehandlung ver¬ 
bundenen Ausbildungskurse erwiesen, die aber nicht Selbstzweck, 
sondern nur Mittel zum Zweck sein dürfen, weshalb die Invaliden 
neben dem theoretischen Unterricht möglichst zu praktischer Arbeit 
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in Uebergansswerkstätten herangezogen werden mfissen. Die An¬ 
haltung zu praktischer Arbeit weckt und stärkt das Selbstvertrauen 
und die Arbeitslust. Letztere wird um so mehr gesteigert, wenn, wie 
dies vielfach geschieht, den Invaliden für die von ihnen geleistete 
Arbeit ein entsprechender Lohn gezahlt wird. Hierfür bietet ein im 
Auftrag der Versicherungsanstalt Württemberg von der Beratungs¬ 
stelle für Kriegsinvaliden herausgegebener Bericht (Ein Jahr Kriegs- 
invalidenfürsorge unter besonderer Berücksichtigung der Kriegs¬ 
blinden) wertvolle Fingerzeige. 

Die technische Betätigung der Kriegsinvaliden ist danach ein sehr 
wertvolles Mittel, um die durch den Verlust einzelner QliedmaBen 
bedingte Schwerfälligkeit durch Anlernen von Behelfsgriffen einiger¬ 
maßen auszugleichen und versteifte Glieder gelenkiger zu machen. 
Die Erfahrungen bei der Behandlung Unfallverletzter Arbeiter stim¬ 
men hiermit überein. Die praktische Arbeit macht in vielen Fällen 
die mediko-mechanische l^handlung überflüssig und entbehrlich. 
Nach dem Beridit zeigt sich aber auch nicht selten, daß Kriegs¬ 
beschädigte, obgleich ihnen geeignete Arbeitsstellen angeboten sind, 
an den Invalidenschulen mit großer Zähigkeit kleben, ohne nennens¬ 
werte Fortschritte zu machen. Sie ziehen den Aufenthalt in den 
Kursen in die Länge, um so dem Uebertritt in das Berufsleben mög¬ 
lichst lange auszuweichen und die Unterstützungen, soweit solche 
von den Fürsorgeorganen gewährt werden, auszunützen. In den 
meisten dieser Fälle hat man es weniger mit Arbeitsunlust als mit 
mangelndem Selbstvertrauen und der Unsicherheit des Invaliden in 
den für ihn durch seine Verwundung geschaffenen neuen Verhältnissen 
zu tun. Es kann daher zugestimmt werden, wenn geraten wird, bei 
der Zulassung zu den Kursen darauf zu achten, daß der Kreis der 
Teilnehmer keine zu große Ausdehnung erfährt und nach dem Weg¬ 
fall der Lazarettbehandlung diejenigen, die wieder arbeitsfähig sind, 
dem Berufsleben zurückzugeben, es sei denn, daß sich für sie die 
Notwendigkeit des Umlernens herausstellt oder sie zu einer gehobe¬ 
nen Stellung ausgebildet werden sollen. Für letzteren Zweck ist aber 
eine sorgfältige Auswahl geboten. Es sind wohl viele vorhanden, die 
sich dazu berufen glauben, darunter aber wenige, die hierfür das 
Zeug besitzen. Eine nicht genügende Auslese führt später zu Miß¬ 
erfolgen und Enttäuschungen, wenn die zu hoch gespannten Er¬ 
wartungen im realen Daseinskampf keine Erfüllung finden. 

Im übrigen wird auch in dem Bericht der von den Gewerkschaf¬ 
ten eingenommene Standpunkt vertreten, daß sich die Lohnhöhe der 
Invaliden im allgemeinen nach den tatsächlichen Arbeitsleistungen be- 
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messen soll Das rechtfertigt sich um so mehr, wenn die entiassC' 
nen Invaiklen Stellen zugefflhrt werden können, in denen sie voll¬ 
wertige Arbeit zu leisten vermögen. Hin und wieder wird von den 
Invaliden bei ordentlichem Verdienst eine Kürzung ihrer militärischen 
Rentenbezügse befürchtet. Did seitherige Rentenfestsetzungspraxis 
bietet hierzu keinen Anlaß, und soweit die Kriegs- und Verstümme¬ 
lungszulage in Betracht kommt, fehlt es zu einer solchen Befürch¬ 
tung an jeder Unterlage. Da eine solche Auffassung für die Ent¬ 
wicklung der Arbeitsfähigkeit sehr hinderlich ist, empfiehlt es sich, 
ihr bei jeder Gelegenheit mit Entschiedenheit entgegenzutreten. 

In neuerer Zeit hät man für die Zwecke der Kriegsinvalidenfürsorge 
die Einrichtung der Lazarett- oder Berufsberater geschaffen. Diese 
haben die Aufgabe, die für eine entsprechende Ausbildung geeig¬ 
neten Lazarettinsassen mit der Beratungsstelle in Verbindung zu 
bringen. Die Einrichtung ist noch in der Entwicklung begriffen. 
Die Erfahrungen sind gut, doch läßt sich noch kein ab¬ 
schließendes Urteil fällen. Zurzeit gelingt es noch, eine größere Zahl 
von Invaliden in der Kriegsindustrie unterzubringen, wo sie in der 
Regel annähernd die Höhe des früheren Lohnes erreichen. Aber auch 
bei der Unterbringung von Invaliden in anderen Industrien wurden 
im allgemeinen befriedigende Resultate erzielt. Bemerkenswert er¬ 
scheint, daß Invalide, die Anstellung als Schreiber, Werkstatt¬ 
schreiber usw. fanden, einen wesentlich geringeren Verdienst er¬ 
reichen als solche, die praktisch an Maschinen arbeiten. 

Die Unterbringung und Verwendung der Invaliden in ihrem frühe¬ 
ren oder einem ähnlichen Berufe ist sehr verschieden. Am besten 
geht sie in der Metallindustrie vor sich, was damit zusammenhängt, 
daß hier die größte Verwendungsmöglichkeit für minderqualifizierte 
Arbeiter besteht, sodann aber auch die in ihr vertretene Kriegsindu¬ 
strie in erheblichem Umfange Invalide aufnehmen kann. Weniger 
günstig liegen die Verhältnisse in der Landwirtschaft und noch un¬ 
günstiger in der Holzindustrie. So machte sich bei 78 Schlossern 
und Mechanikern nur in 5 Fällen = 6,41 Proz., bei 53 Schreinern und 
Holzarbeitern in 15 Fällen = 28,30 Proz., bei 167 Landwirten in 45 
Fällen = 26,95 Proz. ein Berufswechsel erforderlich. 

Wie erklärlich, sind die Fälle, wo ein Berufswechsel einzutreten 
hat, je nach der Art der Verletzung verschieden. Am häufigsten ist 
diese Notwendigkeit bei Armamputation, wo etwa ein Drittel der In¬ 
validen zu einem anderen Beruf greifen muß. Bei Armlähmung ist 
hierzu nur ein Fünftel, bei Beinamputation ein Viertel und bei Bein¬ 
lähmung und Tuberkulose je ein Neuntel der Invaliden genötigt Für 
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die Einführung der Invaliden in ihren früheren oder einen ihrer 
Leistungsfähigkeit. entsprechenden Beruf erwiesen sich die Ueber- 
gangswerkstätten als sehr wertvoll. Sie haben den Zweck, besonders 
armamputierte Invaliden, die ohne besondere Anleitung kaum mehr 
einen Teil ihrer früheren Leistungsfähigkeit erreichen würden, im 
praktischen Gebrauch ihrer künstlichen Glieder auszubilden und so¬ 
bald wie nur möglich für die Ausübung ihres früheren Berufs fähig zu 
machen. Selbst Invaliden, die während der Lazarettbehandlung 
große Mutlosigkeit und wenig Selbstvertrauen zeigten, waren durch 
die Beschäftigung in den Uebergangswerkstätten schon nach wenigen 
Tagen wie umgewandelt. Sobald sie bemerkten, daß sie nicht als 
Krüppel, sondern als vollwertige Arbeiter angesehen wurden, stellte 
sich bei ihnen die alte Schaffensfreudigkeit ein und waren sie mit 
Lust und Liebe bei der Arbeit. Die Steigerung ihrer Leistungs¬ 
fähigkeit vollzog sich in fast allen Fällen rasch. 

Schwieriger als bei dem Verlust von Gliedmaßen ist die Anlernung 
und Berufseinführung bei Kriegsbiinden. Aber auch hier hat sich die 
Anwendung der dargelegten Grundsätze bewährt. Nur stellt sich bei 
den Blinden in noch viel höherem Maße die Notwendigkeit ein, zu 
individualisieren. So verspricht es wenig Vorteil, blinde Soldaten, die 
geistig schwach begabt und auch an eine einfache geistige Tätigkeit 
von früher her nicht gewöhnt sind, im Lesen und Schreiben der Punkt- 
Voll- und Kurzschrift auszubiiden. 

In Oesterreich wird erblindeten Landwirten und Gärtnern be¬ 
sondere Anleitung zu praktischer Betätigung im Land- und Garten¬ 
bau erteilt. Sehr wichtig ist neben der praktischen Ausbildung eine 
geeignete seelische Beeinflussung, um den Blinden ihr hartes Los 
erträglich zu machen, ferner der Hinweis auf die im Blindenwesen 
erzielten Errungenschaften, wie Zeitschriften, Vereine usw. Soweit 
selbständige Kriegsblinde in Betracht kommen, ist darauf zu sehen, 
daß sie ihre Selbständigkeit nicht aufgeben. Das ist besonders für 
Landwirtschafttreibende von großer Bedeutung. Die Erfahrungen 
zeigen, daß Blinde sich in der Landwirtschaft noch in verschiedener 
Weise nützlich machen können, wenn sie Gelegenheit erhalten, ihre 
Arbeit in einem Betrieb und in Räumen zu verrichten, die ihnen von 
Kindheit auf gut vertraut sind. Derartige Leute erhalten zunächst 
eine gründliche Ausbildung in der Blindenschrift und gehen dann zur 
Erlernung der üblichen Blindenbeschäftigung wie Korbflechten, 
Sesselflechten, Bürstenbinden usw. über. Diese Arbeiten sind ledoch 
nur als Nebenbeschäftigung gedacht, da sich auf ihnen eine selb¬ 
ständige Existenz nicht aufbauen läßt 
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Es war deshalb erforderlich, sich auch nach anderen Beschäftigungs- 
gelegenheiten für Blinde umzusehen. Die dahingehenden Bemühungen 
waren von Erfolg. Eine Anzahl Leiter von größeren Betrieben fand 
sich zur Einstellung von Kriegsblinden bereit. Nachdem der Anfang 
gemacht, haben sich sehr bald mehr Möglichkdten zur Blinden¬ 
beschäftigung henausgestellt, als ursprünglich angenommen wurde. 
In Betracht kommen insbesondere'Uhrenfabriken, Musikinstrumenten- 
fabriken, elektrotechnische Betriebe, Waffen- und Munitionsfabriken. 
Die Blinden werden dort vorwiegend mit der Kontrolle von Fabri¬ 
kationsbestandteilen, wozu sie sich besonders gut eignen, an Stanzen 
und Pressen, mit dem Abstimmen von Uhrengongfedern und Musik¬ 
instrumenten, leichten Montagearbeiten, Zurichten, Verpacken usw. 
beschäftigt. Die angestellten Versuche haben sich durchweg be¬ 
währt. 

Zunächst standen verschiedene Unternehmer der Beschäftigung 
von Blinden an Maschinen sehr skeptisch gegenüber; sie haben 
aber sehr bald ihr Urteil korrigiert. Selbstverständlich kann man 
Blinde nicht an jeder Maschine verwenden. In den modernen Groß¬ 
betrieben mit ihrer Massenfabrikation gibt es aber eine große Anzahl 
Maschinen, die es teils ohne, teils mit geringen Abänderungen er¬ 
möglichen, sie von Blinden bedienen zu lassen. Auf diese Weise er¬ 
öffnen sich Beschäftigungsgelegenheiten, an die man früher nie ge¬ 
dacht hat und die es den Blinden erlauben, sich einer sie befriedigenden 
Erwerbstätigkeit zuzuwenden. Voraussetzung hierfür ist freilich, daß 
sie nicht unter ungünstigeren Bedingungen arbeiten müssen, als die 
normalen Arbeiter und ihnen die gleichen Löhne gezahlt werden. Auf¬ 
gabe der Kriegsfürsorgestellen wie auch der organisierten Arbeiter 
muß es daher sein, darauf zu achten, daß diese Voraussetzung er¬ 
füllt wird und in der Folge keine Verschlechterung der Behandlung 
der Kriegsinvaliden eintritt 


R. FETTE: 

Arbeiterkammem. 

D er sozialpolitische Fortschritt stand in Deutschland in den letzten 
Jahrzehnten unter dem Zeichen des Versprechens. Seit den in 
diesen Tagen vielzitierten Kaisererlassen vom 4. Februar 1890 bis 
auf die Neuzeit hat es an Versprechen nicht gefehlt. Langsam, oft 
sehr langsam ist die Erfüllung gefolgt. Und wenn sie kam, mußte die 
Arbeiterschaft häufig genug die Erfahrung machen, daß die Durch- 
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führuns: der versprochenen Neuregelung nicht nur ihren Interessen 
nicht entsprach, sondern ihnen direkt zuwiderlief. Es braucht 
in diesem Zusammenhang nur an die soziale Reform der 
Arbeiterversicherung durch die Reichsversicherungsordnnng und an 
das Reichsvereinsgesetz erinnert zu werden. Noch viel tastender 
und unsicherer waren die Versuche mit einer gesetzlich anerkannten 
Interessenvertretung der Arbeiterschaft. Zwar hat es diese selbst an 
der Wahrung ihrer Interessen nicht fehlen lassen. Dafür ist ihr selbst 
aus dem Munde von Ministern die schmeicheibafteste Bestätigung ge¬ 
worden. Aber es ist doch ein Unterschied zu machen zwischen einer 
Interessenvertretung, die unter ailen Umständen gehört werden muB 
und der widerwiiiigen gesetzlichen Duldung freier Verbände der 
Arbeiterschaft Und es wurde daher von dieser selbst mit auBer- 
ordentlichem Interesse empfunden, ais in den Zeiten des Bfilow-BIocks, 
d. h. in den Jahren 1908 bis 1910, neben den Beratungen Uber die 
Reichsversicherungsordnung, Reichsvereinsgesetz und Stellenvermitt- 
iungsgesetz, auch Entwürfe über die Errichtung von Arbeitskammern 
vorgelegt wurden. Ein Versuch vom Jahre 1906 wurde noch vor der 
Kenntnisnahme durch den Reichstag aufgegeben. Nicht besser erging 
es dem sogenannten zweiten Entwurf vom 4. Februar 1908. Beide hatten 
gemeinsam, daß paritätische Arbeitskammern, fachlich gegliedert, an 
die Organisation der Unfail-Berufsgenossenschaften angefügt und auch 
von diesen unterhalten werden sollten. Nicht nur die Arbeiter, die 
von der verfehlten Einrichtung der Unternehmergenossenschaften als 
leidender Teil betroffen werden, sondern auch die Arbeitgeber selbst 
lehnten den Entwurf schlankweg ab. Dieser schied damit völlig ans 
der weiteren Behandlung aus. Es kamen aber auch die wenigen 
guten Gesichtspunkte, soweit von diesen überhaupt gesprochen werden 
konnte, wie das Wahlrecht bereits mit 21 Jahren, in Wegfall 
Im November 1908 tauchte der dritte Entwurf auf, der nach seinem 
ersten Scheitern im Frühlahr 1909 erst seine Wiederauferstehung 
im Herbst 1910 erlebte. Seine Vorschriften und Absichten haben aber 
langwierige Beratungen gezeitigt, und es kann eine Besprechung der 
künftigen Regelung, der dafür aufzustellenden Forderungen und 
Wünsche daran nicht vorübergbhen. Der Entwurf wollte wieder pari¬ 
tätische Arbeitskammern schaffen, in denen Arbeitgeber und Arbeiter 
zu gleichen Teilen vertreten sein sollten unter einer amtlichen Leitung. 
Die Grundlage sollte die fachliche Gliederung nach Qewerbezweigen 
bilden und zur Errichtung nur geschritten werden, soweit nach dem 
Stande der gewerblichen Entwicklung ein Bedürtois 'bestand. Nun 
hat zwar die Auffassung, ob paritätische Arbeitskammern oder 
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einseitige Arbeiterkammern vorzuziehen seien, im Laufe der Zeiten 
Wandiungen durchgemacht. PQr reine Arbeiterkammern hatten sich 
in früheren Zeiten selbst Minister mehrerer Bundesstaaten, u. a. 
Baden, Württemberg, ausgesprochen. Auch Unternehmergruppen ver¬ 
langten zur Zeit des ersten Entwurfs, als sie allein die Kosten der 
Arbeitskammern tragen sollten, reine Arbeiterkammern auf Kosten 
der Arbeiter. Aus anderen Gründen waren auch christliche Qewerk- 
schaftsgruppen für Arbeiterkammern eingetreten. Namhafte Sozial¬ 
politiker waren ebenfalls für einseitige Kammern. Und die Ueber- 
zahl der interessierten Arbeiterschaft, die freien Gewerkschaften, 
hatten auf dem Gewerkschaftskongreß zu Köln 1905 nach lebhaftem 
Meinungsaustausch mit einer Mehrheit von fünfsechstel der Stimmen 
und vertretenen Mitglieder Arbeiterkammern verlangt, weil auch die 
Unternehmer der Großindustrie und des Handels in den Handels¬ 
kammern, die Handwerker in ihren Handwerkskammern, nicht erst 
zu reden von den Aerzten und Rechtsanwälten, völlig einseitige 
Interessenvertretungen haben. 

Trotzdem hielt der Entwurf hartnäckig an Arbeitskammern fest. 
Und bei der grundsätzlichen Abstimmung im Reichstage zeigte es 
sich, daß außer der sozialdemokratischen Fraktion nur die Polen 
für Arbeiterkammern eintraten. Der Standpunkt der Mehrheit war 
nach der Zweckbestimmung des Gesetzes konsequent. Es sollte der 
wirtschaftliche Frieden gepflegt werden. Die Arbeitskammern sollten 
die gemeinsamen gewerblichen und wirtschaftlichen Interessen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer der in ihnen vertretenen Gewerbe¬ 
zweige, sowie die auf dem gleichen Gebiete liegenden besonde¬ 
ren Interessen der beteiligten Arbeitnehmer, später nach Kom- 
missionsbeschluB sogar noch die besonderen Arbeitgeberinteressen 
gleichmäßig berücksichtigen. Obwohl dergestalt die Interessen der 
Arbeitgeber durch die Arbeitskammern mehr als ausreichend mit¬ 
vertreten worden wären, verlautete nichts von der Aufhebung der 
besonderen Unternehmerkammern. Der paritätischen Besetzung der 
beabsichtigten Kammern entsprechend waren die übrigen Aufgaben 
zugescbnitten. Bei Erhebungen mitzuwirken, Gutachten abzugeben, 
Wünsche und Anträge zu stellen, Wohlfahrtseinrichtungen anzuregen, 
war ihnen gestattet, soweit bei der paritätischen Besetzung überhaupt 
Beschlüsse möglich waren. Das wichtige Recht der Beschwerde, 
die selbständige Vornahme von Erhebungen, die die Handwerks¬ 
kammern haben, die Mitwirkung bei der Ausgestaltung und Beauf¬ 
sichtigung des Arbeiterschutzes, bei der Förderung von Tarifverträgen 
und den paritätischen Arbeitsnachweisen war ihnen versagt. Dafür 
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durlten aber die Arbeiter die Hälfte der Kosten aufbrmgen, die von 
den Gemeinden zwar ausgelegt, von diesen aber auf dem Wege der 
Umlage auf Unternehmer und Arbeiter, bei letzteren durch Lohn¬ 
abzug, verteilt werden konnten. Das Wahlrecht war beiden Ge¬ 
schlechtern verliehen, seine Ausübung aber bis zum 25. Lebensjahr, 
die Wählbarkeit gar bis zum 30. Jahre hinausgeschoben. I>en Vor¬ 
sitzenden der Kammer, der mehrere solcher verwalten durfte, stellte 
und besoldete die Landesregierung. Der Vorsitzende war aber fast 
Alleinherrscher in der Kammer, da er die Sitzungen einberufen und 
die Tagesordnung festsetzen mußte, außerdem aber noch bei Stimmen¬ 
gleichheit den Ausschlag zu gebeq hatte. 

Die Kommissionsberatungen konnten an dieser Grundlage nicht viel 
ändern. Die Sozialdemokraten und freien Gewerkschaften beteiligten 
sich eifrig an der Verbesserung; fungierte doch Genosse Legten als 
Vorsitzender der Kommission. Und es wäre trotz der großen Mängel 
vielleicht auch zur Annahme des Entwurfs mit der. Zustimmung der 
Arbeitervertreter gekommen, wenn nicht die Regierung die ihrige ver¬ 
sagt hätte. Mit besonderer Hartnäckigkeit erhielt sie ihren 
Widerspruch aufrecht dagegen, daß die Vertreter der Gewerk¬ 
schaften auch als Beisitzer gewählt werden konnten, soweit sie dem 
Berufe, für den die Kammer bestimmt war, mindestens 3 Jahre an¬ 
gehört hatten und ihre Zahl nicht über ein Viertel der gesamten 
Beisitzer betrug. Aus solchen Gründen konnte in der vorburgfried¬ 
lichen Zeit eine gesetzgeberische Maßnahme scheitern. 

Kommt nunmehr ein neuer Entwurf, dann wird das zunächst be¬ 
deuten, daß der frühere Widerstand gegen die Organisationsvertreter, 
die gegenwärtig zahlreich in den Schlichtungs- und Einberufungsaus¬ 
schüssen des Vaterländischen Hilfsdienstes sitzen und dort als ge¬ 
schätzte Mitarbeiter gewertet werden, nicht mehr vorhanden sein 
wird. Darüber hinaus und auch auf Grund der Erfahrungen mit 
den Arbeitgebern während des Hilfsdienstes insbesondere wird die 
Arbeiterschaft wohl auf den von ihr verlangten Arbeiterkammern be¬ 
stehen müssen, wenngleich in manchen Berufen sich erträgliche Ver¬ 
hältnisse gegenüber den Arbeitgebern entwickelt haben. Diese Ar¬ 
beiterkammern brauchen eine absolute Selbstverwaltung, ein freies 
Wahlrecht für alle volljährigen Beschäftigten, die Zusammenfassung 
nach Wirtschaftsgebieten und eine ungehinderte Betätigungsmöglich¬ 
keit innerhalb ihrer Aufgabe: den arbeitenden Schichten des ganzen 
Volkes die Vertretung ihrer Interessen vor jeder Bevormundung und 
Einschränkung sicherzustellen. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die französischen Raubpläne. 

A nfangs Ueß es sich so an, als solle der zweite deutsche 
Vorstoß zugunsten des Friedens genau so ergebnislos ver¬ 
laufen wie der erste. Als der Reichskanzler v. Bethmann Hollweg 
im Dezember vorigen Jahres der Welt das Friedensangebot 
machte, konnte man wohl erwarten, daß die Antwort anders 
ausfallen würde, wie sie nachher tatsächlich ausgefallen ist. 
Sicherlich erwartete man keinen raschen Friedensschluß, aber 
die zynische Antwort der Weltverteilungssyndfkalisten hatte 
man in weiten Kreisen noch weniger vermutet. Die Friedens¬ 
resolution nun, die der Reichstag am 19. Juli beschlossen, hatte 
bisher formell kein anderes Schicksal. Eine direkte Antwort 
von feindlichen Regierungsvertretern liegt freilich nur von eng¬ 
lischer Seite vor. Herr Lloyd George gefiel sich darin, in 
seiner Rede vor den belgischen Zuhörern sie völlig zu igno¬ 
rieren und nur auf die Rede des Reichskanzlers Bezug zu 
nehmen. Herr Carson, der Rebell von Ulster, meinte höhnisch, 
die Deutschen sollten erst mal ihre Heere hinter den Rhein 
zurückziehen, ehe man mit ihnen über den Frieden redet. Und 
das englische Unterhaus schließlich, wo die Abgeordneten 
Macdonald und Trevelyan einen Antrag eingebracht hatten, 
wonach die deutsche Friedensresolution den Grundsätzen ent¬ 
spreche, die England stets vertreten habe, lehnte diese Ent¬ 
schließung mit 148 gegen 19 Stimmen ab. Wardle, der Vor¬ 
sitzende der Arbeiterpartei, ließ dabei die sehr bezeichnende 
Aeußerung fallen: wenn das deutsche Volk wirklich den Frieden 
wünscht, dann kann es ihn haben, wenn es seiner Regierung 
das auferlegt, was die französische Kammer verlangt hat. 
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Was das nun eigentlich ist, was die französische Kammer 
verlangt, das hat der neue Herr Reichskanzler am 28, Juli vor 
einer größeren Anzahl von Pressevertretern auseinander¬ 
gesetzt. Er hat die Meldungen, die schon vor mehreren Wochen 
von der „Berner Tagwacht“ über die Qeheimverhandlungen 
der französischen Kammer am 1. und 2. Juni gemacht wurden, 
bestätigt und durch sehr wertvolle weitere Angaben ergänzt. 
Danach erneut sich das Bild, das die Ententemächte bereits zu 
Beginn des Krieges boten: es handelt sich um eine inter¬ 
nationale Verschwörung gegen den Frieden zwedks Nieder¬ 
schlagung und Ausräubung Deutschlands. Just einen Monat 
nach dem ersten deutschen Friedensvorschlag, am 27. Januar, 
schlossen Rußland und Frankreich, oder um den „demokra¬ 
tischen“ Charakter der freien Mächte besser hervortreten zu 
lassen, Herr Poincarö und der Zar ein Bündnis ab, das Frank¬ 
reich die Grenzen von 1790 sicherte, dazu das Saarg^iet und 
das ganze linke Rheinufer mit Trier, Köln, Mainz und Koblenz 
nebst dazugehörigen Brückenköpfen auf dem rechten Ufer, 
ganz nach Frankreichs Wunsch und Wahl, völlig zum Aus¬ 
suchen. Das war die Antwort Frankreichs auf das deutsche 
Friedensangebot. Poincard hatte diesen Qeheimvertrag sogar 
ohne Wissen des Premierministers abgeschlossen und Briand 
hat ihn nur noch nachträglich gutgeheißen. Herr Ribot weigerte 
sich zähe, der Kammer diesen Vertrag mitzuteilen, und als er 
es schließlich doch tun mußte, da erklärte der würdige Briand, 
das Rußland der Revolution müsse halten, was das Rußland 
des Zarismus versprochen habe. Was die unteren VoBtsklassen 
Rußlands dazu sagen sollten, könne Frankreich kalt lassen. 
Auch Herr Ribot lehnte jede Revision dieser Verträge ab 
und berief sich dabei auf die Tatsache, daß ja auch Italien 
große Gebietserweiterungen zugesichert seien. 

Das Ganze mutet einen an wie eine Geschichte aus einem 
Schauerroman und ist doch lebende, wahrhaftige Wirklichkeit. 
Die frivolste Kabinettspolitik des 17. und 18. Jahrhunderts er¬ 
lebt hier ihre fröhliche Urständ, Alles findet sich wieder ver¬ 
einigt: die Räuber und die Diebe, die Betrüger und die Be¬ 
trogenen. Und wiederum werden über die Völker hinweg Ver- 
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träge abgeschlossen wie über Viehherden. Und natürlich alles 
das im Namen des „Selbstbestimmungsrechts der Völker“ und 
der .^Demokratie“ und der „Freiheit“. Alles ist -wieder da 
wie zur Zeit Ludwigs XIV. und Ludwigs XV. Nur die Talente 
fehlen, jene großen Staatsmänner, die damals den Ruhm Frank¬ 
reichs ausmachten. Und auch die Grazie fehlt und die lächelnde 
Anmut des Rokoko, die der verruchtesten Verderbtheit des 
ancien r6gime einen Schimmer des Liebenswürdigen zu ver¬ 
leihen wußten. Jetzt agieren die schäbigen Kleinbürger Neu¬ 
frankreichs auf der Bühne, diese unsagbaren Poincarö, Briand 
und Renaudel, diese verlumpten Erben der französischen Revo¬ 
lution, die in ihrer plumpen Albernheit wie Karikaturen auf 
die große Vergangenheit Frankreichs wirken. An innerer Ver¬ 
kommenheit , freilich könnten sie mit den ältesten Adels¬ 
geschlechtern des vorrevolutionären Frankreichs wetteifern, 
nur an Geist und alter Kultur fehlt es ihnen, und völlig gleichen 
sie jenem Odilon Barrot, von dem Karl Marx einst schrieb, 
daß er die schuftige Hohlheit seines Geistes unter ein ernst¬ 
tuendes Benehmen seines Körpers verdeckt halte. 

Es gab Leute, die es für unmöglich hielten, daß im 20. Jahr¬ 
hundert die Kabinettspolitik jemals wieder auftauchen könnte. 
Sie galt als völlig überwunden, und wenn man auch zugab, 
daß die Parlamente nicht in allen Ländern die Macht hätten, 
dunkle Absichten ihrer Regierungen zu durchkreuzen, so wur¬ 
den uns doch gern die , 4 )arlamentarischen“ Zustände der 
„demokratischen“ Völker Frankreichs und Englands, zu denen 
wir bewundernd aufzublicken hätten, als zuverlässige Siche¬ 
rungen gegen alle Rückfälle in die Kabinettspolitik angepriesen. 
Zwar wußte man vom englischen Parlament, daß es in der 
auswärtigen Politik nicht viel zu sagen habe, und selbst ein so 
tiefer Bewunderer Englands wie Lujo Brentano gab das zu 
Beginn des Krieges zu. Aber schließlich war England ein 
aristokratisches Land und seine Regierungsmaschine war 
immer das Privateigentum einer Handvoll feudaler Familien 
gewesen. Dagegen war Frankreich eine Republik, und zwar 
eine ganz moderne Republik, nicht behaftet mit den Basalten 
der Vergangenheit. Mit wie mitleidiger Verachtung hatten 
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die französischen Kleinbürger im allgemeinen und die franzö- 
sisclien Sozialisten im besonderen von der Höhe ihrer bürger¬ 
lichen Republik herabgelächelt auf die armseligen Deutschen, 
die immer noch Sklaven der „Autokratie“ seien und auf Befehl 
ihrer Regierer blind in jeden Krieg taumeln müßten, der jenen 
Elementen gerade in den Kram passe. War nicht die Befreiung 
der Deutschen von dieser ihrer Versklavung eines der Ziele, 
das sich das hochherzige Frankreich im Weltkriege gestellt 
hatte? — 

Es hat sich herausgestellt, daß die Qeheimdiplomatie unab¬ 
hängig ist von jeder Art der Verfassung und des Parlamon- 
tarismus. Daß aber Frankreich heute der Hauptsitz der an 
sich überwundenen und historisch rückständigen Kabinettspolitik 
ist, hat seine Erklärung in der Tatsache, daß es selber ein 
historisch rückständiges Land mit rückständigen Perspektiven 
geworden ist. Die Ideale von gestern sind die Schrullen von 
heute, und wenn sich im Jahre 1793 das über seine Ufer tretende 
Frankreich wie der befruchtende Strom Vorkommen durfte, 
der dem überschwemmten Gebiete neue Ergiebigkeit schenkt, 
so ist allerdings das Fratdcreich von heute, das „mit Basclikrren 
im Bunde“ auf Eroberungen ausgeht, eine widerliche Parodie 
auf seine eigene Vergangenheit. Sofort nach Belle-Alliance 
war dieses traute Verhältnis zwischen dem Zarismus und dem 
nachrevolutionären Frankreich entstanden. Der Zarismus lebte 
von der deutsch-französischen Verhetzung, und schon im Jahre 
1822 auf dem Kongreß zu Verona machte Alexander I. dem 
französischen Minister Chäteaubriand Aussichten auf das duröh 
den Wiener Kongreß verlorene linke Rheinufer. Unter dem 
französischen König Karl X. wurden diese Hoffnungen durch 
bindende Zusagen bekräftigt 1829 schloß Frankreich mit Ruß¬ 
land einen Vertrag, wonach Frankreich das linke Rheinufer 
und Rußland freie Hand in der Türkei erhalten sollte. Die Juli¬ 
revolution von 1830 durchkreuzte das saubere Plänchen. Ein 
Feldzug der „Heiligen Allianz“ gegen das revolutionäre Frank¬ 
reich war in Vorbereitung, aber jetzt war es der polnische Auf¬ 
stand von 1831, der hier dazwischenfuhr. 1840 traten die 
Absichten Frankreichs auf das linke Rheinufer wieder stark 
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hervor. Von Belgien reden wir nicht erst. Diesen Staat be¬ 
trachtete Frankreich vom ersten Tage seiner Gründung als 
das ihm von Gottes und Rechts wegen zukommende Erobe¬ 
rungsgebiet. Man lese nur einmal die bekannte „Geschichte 
der 10 Jahre 1830—1840“ von Louis Blanc. 1859 drohte eben- 
lalls das russisch-französische Bündnis gegen Preußen-Oester¬ 
reich. Napoleon führte seinen Krieg gegen Oesterreich mit 
russischer Zustimmung und gleichzeitig untersagte der russi¬ 
sche Kanzler Gortschakoff in unverschämter Weise dem deut¬ 
schen Bunde jede Hilfeleistung an Oesterreich. Damals kenn¬ 
zeichnete Friedrich Engels die natürliche wie die traditionelle 
Politik Rußlands gegenüber Frankreich folgendermaßen: 
..Frankreich den Besitz des linken Rheinufers zu versprechen 
oder ihm im gegebenen Falle dazu zu verhelfen gegen die 
Gestattung und Unterstützung russischer Eroberungen an der 
Weichsel und der Donau; und dann Deutschland, das zum 
Dank dafür die russischen Eroberungen anerkennt, in der 
Wiedereroberung des an Frankreich verlorenen Gebietes zu 
unterstützen.“ 

Durch den Verlust des letzten Rheinuferstücks, das Frank¬ 
reich bis 1870 noch besaß, wurde Frankreich noch mehr in 
Rußlands Arme getrieben und das alte Spiel begann von neuem. 
Wie es in der Tat immer wieder das alte Klischee aus der 
Zeit der Bourbonen war, das hier durchgepinselt wird, ergibt 
sich aus dem vom Reichskanzler mitgeteilten allerneuesten 
russisch-französischen Teilungsvertrag vom 27. Januar 1917. 
Fast aufs Jahr ist es ein Jahrhundert nach dem Kongreß von 
Verona, der im Zeichen der heiligen Allianz tagte. Besaß 
damals das französische Königreich noch Elsaß-Lothringen und 
verlangte trotzdem nach dem gesamten linken Rheinufer mit 
Köln und Bonn, Aachen und Krefeld als der „natürlichen 
Grenze“ Frankreichs, so verlangt der heutige französische 
König, Poincare I., genau das gleiche und Elsaß-Lothringen 
obendrein. Aber die Weltgeschichte ist doch nicht ausschließ¬ 
lich zum Vergnügen der französischen Revanchespießer da, 
nnd diesmal sind sie noch gründlicher hereingefallen als 1829 
unter dem Ministerium Polignac und 1859 unter Napoleon III. . 
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Diesmal ist es die russische Revolution, die mit dem Zarismus 
auch allen französischen Gelüsten nach dem linken Rheinufer 
ein endgültiges Ende bereitet. Vergebens zetern die berufen¬ 
sten Wortführer der französischen Revanche, Herr Ribot, einer 
der Väter des russisch-französischen Bündnisses, wie Herr 
Briand, der dunkle Spießgeselle Poincarös und einstige Ver¬ 
trauensmann der Syndikalisten. Wie Shylock bestehen sie auf 
ihrem Schein oder vielmehr auf ihren Scheinen. Fast 20 Milliar¬ 
den hat sich Frankreich die russische Freundschaft kosten 
lassen und kalt wie der jüdische Herzensfreund bei Shakespeare 
erklärt jetzt Briand, das Rußland der Revolution müsse halten, 
was das Rußland des Zarismus versprochen habe. 

Sie könnten einem fast leid tun, die geprellten Betrüger der 
französischen Republik. Sie werden vom linken Rheinufer 
genau so wenig wieder etwas zu sehen bekommen wie von 
ihren nach Rußland gewanderten Milliarden. Dem Bankrott 
des russischen Staates wird der Bankrott der französischen 
Politik folgen, und damit wird Frankreich aufhören, zu den 
großen und maßgebenden Nationen Europas zu zählen. In der 
ungeheuren Katastrophe der russischen Revolution sind nicht 
bloß die russischen Welteroberungsphantasien und andere 
„Kindereien“, wie Friedrich Engels zu sagen pflegte, in blauen 
Dunst aufgegangen, sondern auch die Phantasien der franzö¬ 
sischen Kinder nach dem linken Rheinufer; Straßburg und 
Landau, Mainz und Bingen, Bacharach, Ko'blenz, Bonn und 
Köln werden keine französischen Städte werden. 

Die Zerreißung der französischen Qeheimdiplomatie durch 
den deutschen Reichdtanzler kann ihre Wirkung bei den russi¬ 
schen Volksmassen nicht verfehlen, und angesichts der zu¬ 
sammengebrochenen Offensive, in die die russischen Armeen 
gestürzt worden sind, wird diese Wirkung nur um so tiefer 
werden können. Sie kann zu einem die Revolution neu¬ 
belebenden und die drohende Konterrevolution zerschmettern¬ 
den Faktor werden. Jedenfalls hat Deutschland, dessen 
Waffenerfolgen die russische Revolution ihre Existenz ver¬ 
dankt, wiederum den russischen Revolutionären eine wuchtige 
Waffe in die Hand gedrückt. All den unsicheren Kantonisten 
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unter den russischen Politikern, die über den Sturz des Zaris¬ 
mus nicht die zärtliche Rücksichtnahme auf die ausländischen 
Interessen und das Ententekapital vergessen wollen, ist nun¬ 
mehr die Entscheidung unentrinnbar gestellt; die Oehelmver- 
träge, die man bisher dem russischen Volke vorenthalten hat, 
sind zu einem wichtigen Teile enthüllt. Das Rußland der Revo¬ 
lution weiß jetzt, wie Frankreich das Wort des Arbeiter- und 
Sofdatenrats: keine Annexionen und Selbstbestimmungsrecht 
der Völker auffaßt. Die Interessen der „unteren Volksklassen“ 
sind den bürgerlichen Republikanern Frankreichs nach der be¬ 
rufenen Versicherung des Herrn Briand total gleichgültig. Es 
wird sich zu zeigen haben, ob die Interessen der französischen 
Republikaner, die auf Raub und Eroberung ausgehen, nun auch 
den revolutionären VoRcsmassen Rußlands gleichgültig sind. 

Ein Wort über die Haltung der französischen „Sozialisten“. 
Der „Vorwärts", der ja, seitdem er von Stampfer beeinflußt 
wird, immer die Neigung gehabt hat, die weltpolitischen Pro¬ 
bleme mit naiv-sentimentaler Rührung zu betrachten, versucht 
auch an der Haltung dieser Politiker etwas zu rühmen und 
erklärt, sie sei besser gewesen, als man ihnen nach ihrem 
öffentlichen Auftreten zugetraut hätte. Gegen diese, jedes 
moralisch gesunde Empfinden auflösende Auffassung muß 
schärfster Einspruch erhoben werden. Da ist zunächst Herr 
Thomas, Sozialist und Qranatenminister. Als er hört, daß der 
russische Minister Terestschenko Bedenken hat, ob das revo¬ 
lutionäre Rußland noch gewillt sein würde, sich am Kampfe 
weiter zu beteiligen, sobald die französischen Eröberungspläne 
zu seiner Kenntnis kämen, da reist Herr Thomas sofort nach 
Petersburg, um tüs Sozialist dem russischen Minister die zarten 
Gewissensregungen auszureden. Und dann kommt dieses 
zuckersüße Brüderchen auf seinem Rückwege nach Stockholm, 
um dort friedensfreundliche Töne für ein Programm ohne 
Annexionen und das Selbstbestimmungsrecht der Völker los¬ 
zulassen. In seiner Erklärung in der Pariser Presse vom 
4. Juli macht er einen selbstgefälligen Schwatz über Elsaß- 
Lothringen, der darauf hinausläuft, daß Elsaß-Lothringen ohne 
Volksabstimmung von Frankreich annektiert werden soll. Von 
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den übrigen Eroberungsplänen seines Auftraggebers schweigt 
er. Zu der gleichen schmutzigen Rolle als Handlanger und Reise¬ 
prediger der Poincarö, Ribot und Briand und ihrer Eroberungs¬ 
pläne geben sich die „Scaialisten“ Montet und Cachin her, 
und als Herr Montet in Rußland die verfängliche Frage vor¬ 
gelegt bekommt, ob Elsaß-Lothringen das einzige Hindernis 
für den Frieden sei, da erklärt dieser treffliche Archont, auf 
eine so gestellte Frage könne er keine Antwort geben; man 
möge bedenken, daß die russische Revolution mit französischem 
Blute erkauft worden sei! Das letztere ist übrigens eine alberne 
Verdrehung der Tatsachen. Das „französische Blut“ ist ledig¬ 
lich zugunsten des Zarismus geflossen, und hätten die Fran¬ 
zosen ihr Ziel erreicht und Deutschland niedergeworfen, so säße 
heute der Zarismus fester im Sattel denn je zuvor. — Und nun 
die anderen „Sozialisten“, Mehrheit wie Minderheit, Renaudel 
wie Longuet, was tun sie? Sie nehmen Kenntnis von den 
wahren Plänen Poincar6s — auf Verlangen Renaudels hatte 
Ribot erst den französisch-russischen Vertrag in der Qelieim- 
sitzung vorgelegt —, sie wissen, wie Poincarö über die Köpfe 
des französischen Volkes hinweg und im Widerspruch mit der 
französischen Verfassung gehandelt hatte, und trotzdem denken 
sie nicht einen Augenblick daran, die sozialistischen Minister 
aus der Regierung zurückzuziehen. Mit strahlender Bedenken¬ 
losigkeit bewilligen sie der Regierung, der sie soeben in ge¬ 
heimer Sitzung ein: schändlich, schändlich! zugerufen haben, 
die geforderten Kredite und gaben im übrigen ihren Segen zu 
den Beteuerungen des Herrn Ribot, daß Frankreich einen 
Frieden ohne Annexionen will, und zu den schmachvollen Ver¬ 
suchen der sozialistischen Reiseprediger vom Schlage der 
Thomas, Montet und Cachin, das revolutionäre Rußland vor 
den Wagen der französischen Revanche- und Eroberungslust 
zu spannen. Und bei alledem hat dieses Pack noch den trau¬ 
rigen Mut, der deutschen Mehrheit Vorwürfe wegen ihrer 
Haltung zu machen. Hier ist in der Tat nur das Achselzucken 
der Verachtung am Platze. Der Zusammenbruch, der der 
französischen Republik bevotsteht, wird in seilten Trümmern 
nicht bloß die Haiiptverbrecher, wie Poincäre und Briand, be- 
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graben, sondern auch ihre Mitschuldigen, lene Schar lauter 
Schreier, die unter dem Namen des französischen Sozialismus 
den sozialistischen Gedanken prostituierten and ein Sammel- 
sariam gewisserdoser Streber, doppelzüngiger, impotenter und 
zugleich größenwahnsinniger Politiker wurden, die ihren ein¬ 
zigen Überragenden Kopf, Jean Jaurds, gleich zu Beginn des 
Krieges auf dem Altar der Entente abschlachten ließen, ohne 
bis heute die Klarstellung dieses politischen Mordes zu verlan¬ 
gen, und die nunmehr als willenlose Knechte des zügellosen 
französischen Annexionsfanatismus enthüllt sind. Dabei soll 
natürlich nicht geleugnet werden, daß sich im französischen 
Sozialismus viele aufrichtige und hingebende Persönlichkeiten 
gefunden haben. Aber als geschichtliche Kraft hat er versagt 
und ist nur wert, daß er zugrunde geht. — 

Bei alledem wollen wir nicht vergessen, daß der eigentliche 
Vater auch der allerneuesten französischen Eroberungspläne 
in England sitzt. Nach dem Zusammenbruch -des russischen 
Zarismus ist die Rolle, die bisher der Zar als Verhetzer des 
französischen und deutschen Volkes gespielt hat, auf England 
übergegangen. In London ist man sich klar darüber, wie ver¬ 
ändert die Steilung Zentraleuropas nach diesem Kriege sein 
wird, nachdem zur Rechten und zur Linken die alten Feinde 
entscheidend geschwächt worden sind. Gerade aus diesem 
Grunde unterstützt man die aberwitzigsten Annexionsphanta¬ 
sien des bankrotten Frankreichs und hat zu dem russisch¬ 
französischen Raubvertrag genau so seinen Segen gegeben wie 
zu den „großen Gebietserweiterungen“, die nach den Versiche¬ 
rungen RIbots dem edlen Italien garantiert worden sind. Je 
gründlicher die Kontinentalvölker Europas sich zerfleischen, 
desto ungehinderter kann England draußen in der Welt auf 
Raub ausgehen und ganze Erdteile in seinen Schnappsack 
wandern lassen. Aber in dieser skrupellosen Verhetzung des 
Kontinents liegt auch die große Gefahr für die Insel. Gelingt 
es England nicht, den Franzosen und Italienern, Belgiern, 
Serben, Rumänen usw. die „garantierten“ Eroberungen zuzu¬ 
stellen, so wird sich die enttäuschte Wut der Geprellten nur 
um so schrankenloser gegen den großen Verführer an der 
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Themse wenden. Die gegen uns zustande gebrachte Koalitiot I 
bricht dann hoffnungslos zusammen, und den Völkern, die bishei I 
mit verzückten Blicken an England gehangen, werden dann dh 
Augen aufgehen. Das fürchtet England und deshalb ist mat 
gar nicht in der Lage, der deutschen Friedensresolution irgend¬ 
wie entgegenzukommen. Doch spricht sich hierin nicht etwi j 
die englische Stärke, sondern im Gegenteil die englischt i 
Schwäche aus. Man sieht alles zusammenbrechen, wenn jetz ■ 
ein Friede ohne Annexionen geschlossen würde. Deshalb kanr ! 
die heutige englische Regierung unmöglich den Frieder i 
schließen. Lloyd George und seine Mitarbeiter haben sich, be ’ 
aller Tatkraft und organisatorischer Begabung, die detr 
Premier eigen ist, nicht als die Männer von genügend weiterr 
Blick und politischem Sinn erwiesen, die sie sein müßten, urr 
England aus der furchtbaren Katastrophe zu retten. Viele vor. 
ihnen sind sogar recht bescheidene Intelligenzen. Auch hier 
muß erst der Sturz des Kabinetts erfolgen, .der die jetzigen 
Machthaber wegfegt und Raum gibt für friedensmögliche 
Männer. Es ist zu hoffen, daß die Enthüllungen des Reichs¬ 
kanzlers dieser Entwicklung einen kräftigen Stoß geben. 

Was aber den russisch-französischen Vertrag über das linke 
Rheinufer angeht, so wird und muß der'Weltkrieg ein für alle¬ 
mal ein Ende machen mit diesem für Deutschland so tief be¬ 
schämenden Zustand, den Friedrich Engels im Jahre 1859 
folgendermaßen zusammenfaßte: „Sollen wir es uns noch länger 
gefallen lassen, daß dies Spiel mit uns getrieben wird? Sollen 
wir 45 Millionen es noch länger dulden, daß eine unserer 
schönsten, reichsten und industriellsten Provinzen fortwährend 
zum Köder dient, den Rußland der Prätorianerherrschaft iit 
Frankreich vorhält? Hat das Rheinland keinen anderen Beruf, 
als von Krieg überzogen zu werden, damit Rußland freie Hand 
an der Donau und Weichsel bekommt? Das ist die Frage, 
Wir hoffen, daß Deutschland sie bald mit dem Schwerte in der 
Hand beantwortet. Halten wir zusammen, dann werden wir 
den französischen Prätorianern und den russischen Kapu- 
schtschiks schon heimleuchten.“ 
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DR. WILLY ALTSCHUL: 

Zur auswärtigen Politik des deutschen 
Sozialismus in den Jahren1867und 187 O 

Vorbemerkung der Redaktion: Auf Wunsch des Verfassers 
bemerken wir ausdrücklich, daß diese Arbeit schon im Sommer 
vorigen Jahres geschrieben worden und seit einer Reihe von 
Monaten gesetzt ist. 

I. 

D ie Geschichte der parlamentarischen Auslandspolitik der 
deutschen Sozialdemokratie zeigt im allgemeinen die 
Spuren der Entwicklung der sozialistischen Arbeiterbewegung 
überhaupt: Der Entwicklung vom radikalen Klub zur par¬ 
lamentarisch verantwortlichen Oppositionspartei. Bereits im 
Norddeutschen Reichstag ragten Bebel und Liebknecht, deren 
Lebensarbeit dem deutschen wie dem internationalen Prole¬ 
tariat gewidmet war, aus der Schar der Abgeordneten durch 
ihren eigenartig, oft auch eigenwillig hervorgehobenen poli¬ 
tischen Standpunkt hervor. In beiden zittert der Schmerz 
über das Jahr 1866 noch nach. Beide traten als Qroßdeutsche 
ins Parlament. Pazifisten im modernen Sinn des Wortes 
waren sie nicht. Besonders Liebknecht liebte es, ganz im Sinne 
der „Neuen Rheinischen Zeitung“ und der Berliner Radikalen 
von 1848 seinen schroff russenfeindlichen Standpunkt zu be- 
tonenS Ein Krieg gegen Rußland war ihm immer noch als 
die Ouvertüre zur großen sozialen Erhebung erschienen. „Es 
bleibt uns noch eine blutige Arbeit zu verrichten“, so sprach 
er auf dem Nürnberger Parteitag 1868, „und eine heilige Pflicht 
zu erfüllen, die Zertrümmerung Rußlands, die Wiederher¬ 
stellung Polens. Bis dahin müssen wir festhalten an unserer 
Forderung der allgemeinen Volksbewaffnung: Jeder Bürger 
Soldat, jeder Soldat Bürger“. Max Adlers® Erkenntnis, daß 

* Das Problem ist angeschnitten bei K. Haenisch „Die deutsche 
Sozialdemokratie in und nach dem Weltkriege“. Berlin, C. A. 
Schwetschke u. Sohn. Seite 89. 

* Max Adler: „Prinzip oder Romantik“. Nürnberg 1915. Seite 43. 
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der Krieg kein taugliches Mittel Ist, die Differenzen und Gegen¬ 
sätze selbst der bürgerlichen Welt wirklich zu schlichten, hätte 
er iachend von sich gewiesen, der Krieg erschien ihm noch als 
das soziale Befreiungsmittel, da er die Revolution zur not¬ 
wendigen Folge habe, und es sollte erst noch der grauenvollen 
Tragödie der Pariser Kommune bedürfen, um in Lieb¬ 
knecht und noch schärfer in Bebel, obwohl sie beide zu 
den Kommunekämpfern wie zu Heiligen emporblickten, 
die Erkenntnis reifra zu lassen, daß im bürgerlichen 
Rechts- und Verfassungsstaate die Zeit der Putsche und I 
der Barrikaden, des Dynamits und — der „Chemie“* 
für immer vorüber sei. Aber die Arbeiterbewegung 
empfand noch nicht ihre innere Zugehörigkeit zum 
Staatswesen; ihre Redner suchten auch in der auswärtigen 
Politik diesen Stäat, den sie um so mehr haßten. Je mächtiger 
Bismarck wurde, auf Tod und Leben zu bekämpfen. Das Par¬ 
lament erschien ihnen noch nicht als eiq Organ des Staates, 
sondern ganz im Sinn der 48er Demokraten als die Redner¬ 
bühne, von der aus das Volk aus seiner Ruhe geweckt, von 
der aus die sozialistischen und demokratischen Ideen den 
Massen verkündet werden sollten. „Ich spreche von dieser 
Stelle“, sagte Liebknecht in seiner sogleich zu besprechenden 
Rede vom 17. Oktober 1867, „wo allein in Preußen noch 
Redefreiheit besteht nicht zu Ihnen; ich sage es Ihnen offen: 
ich spreche zum Volke da draußen.“ 

Es mutet uns fast wie eine Tollhausszene an, wenn wir 
uns jene denkwürdige Sitzung zurückrufen, in der Bebel und 
Liebknecht zum ersten Male über auswärtige Politik sprachen: 
Beide schmetterten jauchzend in die Fanfare des Krieges, 
indes Bismarck die Segnungen des Friedens preisen sollte! 

Am 24. September 1867 war die Adreß-Debatte im Reichs¬ 
tag des Norddeutschen Bundes gewesen. Die Adresse begann 
mit folgenden Worten: „Eurer Königlichen Majestät und 

* Jules Vallfes schrieb im „Cri du peuple“ vom 19. Mai 1871: „Die 
Ports können auch nach und nach genommen werden. Auch die Wälle 
können fallen. Gleichwohl wird kein Soldat nach Paris hereinkommen; 
wenn Herr Thiers ein Chemiker ist, wird er uns verstehen.“ 
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allerhöchstdero erhabensten Bundesgenossen bezeugt der erste 
Reichstag des nunmehr verfassungsmäßig konstituierten Nord¬ 
deutschen Bundes den Dank und die Befriedigung der Nation 
über die bisher errungenen Erfolge einer wahrhaft deutschen 
Politik“. Hier setzte nun Bebel zum Angriff an: „Wenn man 
von den in der Politik errungenen Erfolgen spricht, so möchte 
ich doch darauf aufmerksam machen, daß unter den Erfolgen... 
sich auch Verluste befinden ... die vom deutschnationalen (!) 
Standpunkte aus gar sehr zu beklagen sind, und von denen 
ich gewünscht hätte, daß man ihnen in dieser Adresse 
wenigstens einen schwachen Ausdruck des Bedauerns gewid¬ 
met hätte. Ich erinnere zunächst an den Verlust von Luxem¬ 
burg. Luxemburg, ein altes Glied des Deutschen Reiches, ist fak¬ 
tisch für Deutschland verlorengegangen ... ich will ferner 
nicht daran erinnern, daß es doch eigentümlich ist, von deut¬ 
schen Errungenschaften zu reden, wenn man 18 Millionen 
Deutsche ausgeschlossen hat, wenn man 10 Millionen durch 
einen Friedensvertrag geradezu das Recht abgesprochen hat, 
sich ferner noch Deutsche zu nennen.“ Es war nun parlamen¬ 
tarisch ziemlich bedeutungslos, daß der „Kriegspolitiker“ Bebel 
ein Mißtrauensvotum gegen den kriegsmüden Bismarck angeregt 
hatte; Bebel war im Parlament noch fast und dem Ausland 
gänzlich unbekannt, und im Lande verfügte er, den die 
sächsische Volkspartei in den Norddeutschen Reichstag ge¬ 
wählt hatte, über keinen nennenswerten Anhang. Dennoch 
benutzte Bismarck diesen Anlaß, um eine in oratorischer, wie 
taktischer Hinsicht gleich meisterhafte Rede zu halten. Viel¬ 
leicht hatte ihn die Erinnerung daran bestimmt, daß die poli¬ 
tische Situation wegen der Luxemburgischen Frage vor 
kurzem noch so zugespitzt war, daß ein europäischer Krieg 
auszubrechen drohte, vielleicht hatte er auch Lust, mit dem 
kriegslustigen Radikalismus, der ihm noch vom Jahre 1848 her 
in peinlicher Erinnerung geblieben war, anzubinden; wie es 
auch immer gewesen sein mag, in einer groß angelegten Rede 
versicherte er vor aller Welt seine Friedensliebe, die uner¬ 
schütterlich sei und nicht aus augenblicklichen Opportunitäts- 
grfinden, sondern aus der tiefen Erkenntnis der Schrecken 
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des modernen Krieges, aus der Scheu vor dem Präventivkrieg 
herstamme. Zunächst wies er die Bebelsche Ansicht zu¬ 
rück, daß Luxemburg von Deutschland losgerissen sei; was 
weggegeben sei, sei ein Qarnisonrecht, welches der König in 
Luxemburg ausgeübt habe. Uebrigens stehe Bebel mit seinem 
Verlangen, daß wegen der Luxemburgischen Frage hätte Krieg 
geführt werden sollen, wie er glaube, „ziemlich isoliert“. 
Wegen eines zweifelhaften Qarnisonrechtes, das überdies schon 
erloschen sei, führe man keinen Krieg. Er habe es vermieden, 
wegen dieser Frage die Sache bis aufs äußerste zu treiben. 
„Und ich glaube“ — so fuhr Bismarck nun als Ankläger fort —, 
„Seine Majestät der König hat sich den Dank der deutschen 
Nation erworben, daß er der für einen krieggewöhnten Mon¬ 
archen, für ein krieggewöhntes Volk naheliegenden Verführung 
widerstanden hat, die öffentliche Meinung aufzuwiegeln und 
seinem Heere von neuem das Signal zum Kampfe zu geben, 
auf die Gefahr hin, von solchen, welche ihn auf dem Stand¬ 
punkt, wie der Herr Vorredner, angreifen, verdächtigt zu 
werden. . . . Die deutschen Fürsten haben die Gewohnheit, 
ihre Heere in den Krieg zu führen oder zu begleiten und infolge¬ 
dessen auch im erhöhten Maße das Bedürfnis, dem Krieger in 
das brechende Auge sehen zu können, ohne sich sagen zu 
müssen, diesen Krieg hätte ich in Ehren vermeiden können. 
(Lebhaftes Bravo.) Diese landesväterliche Erwägung hat seine 
Majestät der König von Preußen und seine erhabenen Ver¬ 
bündeten zu der Ueberzeugung geleitet, daß der Krieg zu ver¬ 
meiden sei, da . . . das Recht, welches wir aufgegeben haben, 
ein an sich hinfälliges war, für welches 30- und 80 000 Menschen 
auf das Leichenfeld zu schicken, eine Verantwortung war, die 
der Herr Vorredner und seine Sinnesgenossen unter Umständen 
vielleicht auf sich nehmen können, die aber ein legitimer 
Landesherr nicht so leicht übernimmt.“ 

Kurz darauf, am 17. Oktober 1867, hielt Liebknecht eine 
Rede, die an kriegerischen Klängen noch reicher und bewegter 
war als die Rede Bebels: „Es ist Zweck der bewaffneten 
Macht, die Unabhängigkeit und Ehre des Landes nach außen 
hin zu schützen. Meine Herren, das stehende Heer hat auch 
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diese Aufgabe nicht erfüllt. (Gelächter.) Ich erinnere Sie 
an Jeiva. (Oho! oho! Wiederholtes Gelächter. Präsident: 
Ich bitte um Ruhe.) Ich erinnere Sie an Luxemburg. (Große 
Heiterkeit und Gelächter.) Meine Herren, durch Ihr Gelächter 
kommt Luxemburg nicht zu Deutschland zurück. Es ist los¬ 
getrennt von Deutschland mit Mäßigung, suaviter in modo, 
fortiter in re, losgelöst von Deutschland. In erinnere Sie weiter 
an die beabsichtigte Preisgebung Nord-Schleswigs. Ist das 
ein Beweis deutscher Macht? Ich erinnere Sie ferner an die 
schamlose Unterdrückung der deutschen Nationalität in einem 
Lande, dessen Regierung sehr eng verbunden sein soll mit 
Preußen, an die schamlose Unterdrückung der deutschen Natio¬ 
nalität in den leider Jetzt noch von Rußland beherrschten Ost¬ 
seeprovinzen. (Unruhe auf der Rechten.) Wo ist die ge¬ 
waltige norddeutsche Kriegsmacht geblieben? Was ist ge¬ 
schehen, um die deutsche Nationalität unserer Landsleute zu 
wahren? ... Sie sind ja so stark; sagen Sie der russischen 
Regierung, wir werden unsere 500000 Mann marschieren 
lassen, wenn unseren deutschen Brüdern nicht ihr Recht wird, 
und man wird sie nicht länger unterdrücken — diese Drohung 
wird hinreichen.“ Und am Schlüsse seiner Rede hielt er die 
bevorstehende kriegerische Auseinandersetzung mit Frankreich 
für unvermeidlich: „Gemäßigt waren sie, als es galt, das nord¬ 
östliche deutsche Straßburg — Luxemburg — bei Deutschland 
zu behalten. . . . Damals waren sie „mäßig“; damals stand 
ihnen eine größere Gewalt gegenüber. Sie haben diese Gewalt 
einen Moment durch Nachgiebigkeit beschworen. Aber es wird 
der Tag kommen, wo Ihre Gewalt sich mit jener Gewalt zu 
messen haben wird, und dann ruht das Schicksal Ihres Nord¬ 
bunds und Preußens in der Wage des Kriegsglücks. . .“ Dies 
war die denkwürdige Rede, in der Liebknecht, nicht zum 
letztenmal, die Regierung wegen ihrer Friedensliebe mit ätzen¬ 
dem Hohn Verspottete; es zitterte eine derartig kriegerische 
Unruhe durch die ganze Rede, daß man unwillkürlich der Worte 
gedenkt, die Ferdinand Lassalle, dessen Nationalbewußtsein sich 
im Jahre 1859 auf äußerste gesteigert hatte, seinen Franz von 
I Sickingen zu Karl V. sprechen läßt: 
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„Die Weltherrschaft reizt Euch? Nur wenn Qemianien, 
durch Einheit stark, begeistert Euch umjauchzt 
könnt Ihr den Traum zur Wirklichkeit erheben . . . 

Wo ist die Scholle dieses Weltteils, 

die nicht gedüngt ward durch Qermanenblut? 

Wir haben neuem Leben ihn erobert Unser — 
wenn iemandes, ist durch Befruchtung diese Weit!“ 

Es ist reizvoll festzustellen, wie neuerdings diese Kriegs- j 
reden, in denen Bismarck von Bebel und Liebknecht, wie einst 
Karl V. von Sickingen-Lasalle, zum Kriege gedrängt wurde, i 
beurteilt werden. 

Der Geschichtschreiber des deutschen Sozialismus* schreibt i 
darüber: „Die Rede Liebknechts traf mit unbarmherziger 
Geißel alle wunden Stellen der Revolution von oben und der | 
furchtbare Lärm, womit die satten Patrioten der herrschenden 
Klassen um den Redner tobten, ehrte seinen Mut doppelt.“ 

Mehring hat mit seiner Beurteilung im Grunde nicht so un¬ 
recht. In der Tat erblickte der ältere deutsche Marxismus in , 
einem Kriege gegen Rußland ein notwendiges Werkzeug des 
sozialen Befreiungskampfes oder der allgemeinen Entwaffnung ^ 
oder sogar, wie die Neueren sagen würden, „ein sittliches Läute¬ 
rungsmittel“*: der Jüngere Marxismus erblickte in einem 
deutsch-russischen Kriege zum mindesten ein nützliches Mittel, 
um den schweren Druck von dem innerpolitischen und kultu¬ 
rellen Leben Deutschlands abzuwenden, der eine mittelbare, 
aber sehr merkliche Folge der guten deutsch-russischen Be¬ 
ziehungen war; im Grunde genommen waren es erst die Qe- 
dankengänge des Reformismus, der das Element der Gewalt 
aus dem Klassenkampf verbannt wissen wollte, der die Zu- 

* Bebel: Aus meinem Leben. II. Teil, Seite 152. — Mehring: Ge¬ 
schichte der deutschen Sozialdemokratie. Band 3. Seite 286/87. 

* Vergleiche die berühmte Stelle aus der .J^uen Rheinischen 
Zeitung“: „Nur der Krieg mit Rußland ist ein Krieg des revolutionären 
Deutschlands, ein Krieg, worin es die Sünden der Vergangenheit ab- 
wäscht, worin es sich ermannen, worin es seine eigene Autokratie ' 
besiegen kann, worin es, wie es einem die Ketten langer, träger Sklaverei 
abschütteinden Volke geziemt, die Propaganda der Zivilisation mit I 
dem Opfer seiner Söhne erkauft und sich nach innen freimacht, indem 
es nach außen befreit.“ 
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neigung der deutschen Marxisten für einen Krieg gegen Rußland 
erheblich abkühlte. Insofern hat die Rede Liebknechts für den 
mit der marxistischen Literatur Vertrauten in ihrem gegen. 
Rußland gerichteten Teil nichts Ungewöhnliches; anders war es 
freilich mit seinen Ausführungen gegen Frankreich und der 
Bebelschen Rede, die sich ausschließlich gegen Frankreich 
wendet. Wenn man auch sich hierbei erinnern mag, daß damals 
in Frankreich noch der Bonapartismus herrschte und die sozia¬ 
listische Demokratie meist zu der etwas äußerlichen Betrach¬ 
tungsweise geneigt hat, einen Staat im letzten Gründe nach 
seiner Regierungsform zu beurteilen, und wenn man auch be¬ 
rücksichtigt, daß es Pflicht eines Demokraten großdeutschen Zu¬ 
schnittes gewesen war, zu verbrennen, was Bismarck anbetete, 
und anzubeten, was er verbrannte, also daß man gelegentlich 
auch um des lieben Widerspruchs willen ein bischen Kriegs¬ 
politik trieb — so darf man eines doch nicht vergessen: Es ist 
ein anerkannter und fast unverbrüchlicher Grundsatz der Aus¬ 
landspolitik des deutschen Sozialismus gewesen, in kriege¬ 
rischen Auseinandersetzungen mit einer auf gleicher Kultur¬ 
stufe stehenden Nation wie der französischen ein außerordent¬ 
liches Unglück für die Zukunft des deutschen und inter¬ 
nationalen Sozialismus zu erblicken. Aber schon damals hatte 
sich gezeigt, was sich beim Weltkriege wiederholen sollte: 
unter bestimmten Voraussetzungen wird auch dieser Grundsatz 
verletzt, wenn nämlich das Nationalbewußtsein durch unge¬ 
wöhnliche Geschehnisse erregt wird, ohne daß durch die 
Massenwifkung starker proletarischer Organisationen ein 
Gegendruck ausgeübt werden kann. 

Wir erleben dies heute, wenn die französischen Guesdisten 
unter Zustimmung ihres greisen und ehedem so verknöcherten 
Führers sich für „die Wiederherstellung der im Jahre 1871 ver¬ 
letzten Rechte“ einsetzen,® und wenn der russische Marxist 


* Es ist bedeutsam zu beobachten, wie noch kurz vor Beginn des 
Weltkrieges die Phrase der „Wiederherstellung der Rechte“ als not¬ 
dürftige Verschleierung der Kriegsziele der französischen Nationalisten 
und Klerikalen von dem geistreichen Marcel Sembat verspottet wurde. 
Inseiner SchriftFaites un Roi si non Paites la Paix, Seite 152: „Unsere 
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Plechanow, gleich dem expansionslustigen russischen Liberalis¬ 
mus, für den natürlichen Ausgang Rußlands zum Meere, also 
für die Eroberung Konstantinopels und den Untergang des 
türkischen Reiches sich begeistert. 

Was die französischen Marxisten dazu bestimmt, nunmehr 
laut zu fordern, was vorher einst die geheime Sehnsucht der 
Nationalisten gewesen war, sind die Geschehnisse des Welt¬ 
krieges, die Schrecken der feindlichen Invasion, welche gerade 
der sozialistische Norden Frankreichs erleben mußte, die Furcht 
der Gefährdung des Bestandes der Republik im Falle einer 
Niederlage, sowie der wichtige Umstand, daß die Sturzwelle 
eines rasenden Nationalismus, auf keine starken proletarischen 
Verbände stieß, die sie hätte aufhalten können. 

So wurde auch im Jahre 1867 Bebels und Liebknechts Natio¬ 
nalbewußtsein, das schon durch die großdeutschen Sehnsüchte 
und Enttäuschungen in heftige Schwingungen versetzt war, aufs 
äußerste erregt durch ein außerordentliches Geschehnis, dessen 
nationalisierende Wirkungen auch durch keinen proletarischen 
Druck paralysiert werden konnten. Dieses außerordentliche 
Geschehnis war die Schaffung des Reichstags des Norddeut- 


eifrigsten Vaterlandsfreunde. unsere wütendsten Revanchehelden lehnen 
sich also gegen Kriegspläne auf? Sie? Kriegshetzer? Solche Ver¬ 
leumdung! Einfach nationale Verteidigung, nichts weiterl“ . . . . 
Einen ehrenvollen Frieden, aber einen gesicherten Frieden . , ., denn 
sie lieben den Frieden über alles! Und was Entschädigung betrifft, 
so erwarten sie sie nur durch Wiederherstellung des Rechts!“ (. . . . 
über das:) „Qeltendmachen unseres Rechts . . . Wir haben überall 
Rechte. Ueberali gibt es einen bekehrten Wilden, einen zum Märtyrer 
gewordenen Missionar, einen reichgewordenen Händler, einen Schwar¬ 
zen mit in den Farben der Trikolore gestreiften Hosen, überall wo der 
heilige Ludwig starb . . . haben wir Rechte . . . Auf jedem Planeten 
haben wir Rechte und besitzen einen rechtmäßigen Anspruch auf die 

ganze Erde“ .... (fortfährt:).Die Neuhinzugekommenen! Rechte 

haben sie doch nicht etwa! Ach, die Kläglichkeit ihres Rechts ist 
bemitleidenswert! Die Deutschen z. B. haben nirgends irgendwelches 
Recht. Sie könnten versucht sein, sich unsere Rechte und damit die¬ 
selben Freiheiten anzueignen, die Ludwig XIV. sich dem Kaiserreich 
und Spanien gegenüber aneignete. Denkt bitte nur einen Augenblick 
darüber nach, denkt des königlichen Lächelns Ludwigs XIV., wenn 
man ihm von den Rechten anderer redete.“ 
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sehen Bandes durch Bismarck, zu dessen Mitglieder beide als 
Pioniere des parlamentarischen Sozialismus in Deutschland 
gewählt worden waren. 

Es ist erforderlich, hier einige Bemerkungen über die nationa¬ 
lisierende Wirkung solcher Einheitspartamente einzuschalten. 

• 

Die Schaffung eines Parlaments in einem aus vielen Einzel¬ 
staaten oder Nationalitäten sich zusammensetzenden Staats- 
verbande wird stets eine Stärkung der Zentralgewalt, eine Ver¬ 
tiefung des Bewußtseins der Zugehörigkeit zum Qesamtstaate, 
die Erweckung und Befestigung des modernen nationalstaat- 
iiehen Staatsbürgerbewußtseins zur Folge haben. Es liegt ein 
tiefer Sinn in den Worten der Schillerschen Maria Stuart, wenn 
sie im Geiste die Einigung zwischen Briten und Schotten sich 
so vollziehen sieht: 

„und nicht erlöschen wird der HaB, bis endlich 
ein Parlament sie brüderlich vereint“. 

Durch das eine Parlament soll wieder das verminderte oder 
angefochtene oder noch nicht voll erwachte Bewußtsein von 
der Macht der Zentraigewalt des Staates allen ersichtlich ge¬ 
macht werden. Und es wird das Parlament eine um so größere 
Stärkung erfahren, je verhaßter die führende Dynastie ist, wie 
denn 1867 die Hohenzollern als fremde Eroberer verschrien 
wurden, oder je verhaßter die führende Nationalität ist, wie die 
Deutschen, welche zu Beginn des Völker- und Sprachenkampfes 
in Oesterreich von fast allen anderen Nationalitäten als Unter¬ 
drücker angesehen wurden. (Daß sich in Oesterreich diese 
Wirkungen des einen Parlaments noch nicht gezeigt haben, 
liegt an dem unseligen Zufall, daß in den Beginn der parlamen¬ 
tarischen Aera das politische und kulturelle Erwachen der bis¬ 
her geschichtsloseni Nationalitäten [Tschechen usw.] fiel.) 

Und ein solches Parlament wird um so dauernder und orga¬ 
nischer in das ganze Staatssystem hineinwachsen, es wird um 
so volkstümlicher bei den Massen werden, auf je breiterer 
Basis es errichtet ist; ist das Wahlrecht eng, ein Privileg der 
Besitzenden, den Armen verschlossen, so wird gerade die Insti¬ 
tution, die doch die Staatseinheit, die machtvolle Ueberein- 
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Stimmung von Staatsleitung und Massenwillen verkörpern soll, 
beim Volke verhaßt werden oder zum mindesten keinen be¬ 
sonderen Ankiang finden; anders wenn das Wahlrecht ein 
allgemeines ist — vielleicht gerade im Gegensatz zu dem der 
Einzellandtage, welche noch auf ständischer Grundlage auf¬ 
gebaut sind —, dann wird das Volk nicht nur, wenn die ersten 
Blütenträume reifen, sondern darüber hinaus mit einer dauern¬ 
den Anhänglichkeit an dem Parlamente hängen. 

Vor einigen Jahren hatte der italienische Senator Arcoles^ 
gerade die nationalisierende Wirkung des allgemeinen Wahl¬ 
rechts ausgezeichnet in einer Senatsrede hervorgehoben: 
„Wenn die politische Bahn ausgedehnter ist und man in dieser 
ohne Privilegien eintritt, schlagen Anschauung und Idee vom 
Staat selbst in den untersten Klassen Wurzeln. Die Erfahrung 
wird eine irrige Volksmeinung gänzlich umändern können, so 
daß sie den Staat und nicht die Klasse ansieht, die Regierung 
und nicht die Minister, die Finanz und nicht den Fiskus, die 
Armee und nicht die Kaserne, die Verwaltung und nicht die 
Bureaukratie . . . .“ 

Und es war nicht nur grimmiger und schneidiger Hohn und 
nicht nur argloser Internationalismus, der Bebel im Auslande, 
auf einem Internationalen Meeting zu Amsterdam 1904* die 
kühnen Worte aussprechen ließ, sondern es zeugt von einem 
brennenden Nationalgefühl und einer wie traumhaft verlorenen 
Sehnsucht zum Reichsparlament, wenn er dort sagte: „Die 
gegnerischen Parteien planen bereits den Wahlrechtsraub; an 
dem Tage, an dem sie dies versucht haben, hat die deutsche 
Arbeiterklasse an der Fortexistenz des Deutschen Reiches kein 
Interesse mehr.“ 

Und in der Tat: dieses allgemeine Wahlrecht in Deutschland 
war nicht nur 1848 Ursprung und Mittelpunkt der deutschen 
Einheitsbewegung gewesen, es bildete auch Bismarcks größte 
Tat auf dem Wege der Gründung des Deutschen Reichs durch 

’’ Ignazio Tambaro: Die Wahlreform in Italien, Archiv für öffent¬ 
liches Redit. Band 30. Seite 764. 

• Protokoll des Internationalen Sozialisten-Kongresses zu Amster¬ 
dam 1904, Seite 6. 
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die Mittel der inneren Politik. Aus verwandten Gründen her¬ 
aus, bis heute freilich ohne sichtbaren Erfolg, wurde ein 
Menschenalter später in Oesterreich das allgemeine Wahlrecht, 
als letzter großartiger friedlicher Versuch der Erneuerung des 
Staatswesens geschaffen. 

Ein solches Parlament wird nun, in bewußtem Gegensatz • 
zur partikuiaristisch verknöcherten Landtagspolitik, einer 
kampfesfrohen expansionslustigen Bourgeoisie, welche Aus¬ 
landspolitik im großen Stil treiben will, zum Siege verhelfen; 
die Jahre 1867—70 sollten es beweisen, und selbst die k. k. 
Bourgeoisie, die doch gewiß nicht von wildem Eroberungswillen 
durchgiüht ist, spürte, sowie sie das allgemeine Wahlrecht er¬ 
langt hatte, ein sehr lebhaftes Gefühl für eine aktivere Ge¬ 
staltung der Auslandspolitik, welche durch die zielbewußte 
Gegenaktion einer opponierenden nationalen Bourgeoisie (der 
Tschechen) nicht paralysiert wurde. Dies wird noch an anderer 
Stelle darzustellen sein. Und vielleicht wurde die Kriegslust 
des bürgerlichen Radikalismus in Italien nicht zuletzt durch die 
Kämpfe um und für das allgemeine Wahlrecht angefacht, 
welche das jugendliche und temperamentvolle Natlonalbewußt- 
sein der italienischen Demokratie wahrscheinlich aufs äußerste 
entzündet hatten; und es ist leicht zu beobachten, daß selbst in 
Rußland der Kriegswille immer bestimmtere Formen annahm, 
seitdem der englandfreundlichen und expansionsfrohen Kadet¬ 
tenpartei durch die Duma ein keineswegs unerheblicher Anteil 
an der Auslandspolitik gesichert war. 

Im Jahre 1867 wurden sogar die Arbeiterführer, die ja im 
Bunde mit dem nationalen Liberalismus die Grundlagen des 
bürgerlichen Rechts- und Verfassungsstaates erkämpften, von 
der nationalistischen Sturzwelle mit fortgerissen, und es ist nur 
noch die psychologisch merkwürdige Erscheinung zu erklären, 
warum die Arbeiterführer die Verkünder und Prediger — oder 
»Hetzer“, wenn’s besser lautet — des Krieges geworden waren. 
Diese Besonderheit läßt sich freilich nur aus der Besonderheit 
ihrer Stellung und der Auffassung ihrer Abgeordnetenpflichten 
erklären. Sozialistische Parlamentarier! Das war wirklich 
noch nie in der deutschen Geschichte dagewesen, und man wird 
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daher milder darüber urteilen, daß Bebel und Liebknecht jeg* 
liches Gefühl parlamentarischer Verantwortlichkeit abging. Sie 
sprachen ja, wie Liebknecht mit unvergleichlicher Rücksichts¬ 
losigkeit aussprach, zum Volke da draußen. Und es sollte erst 
der harten Not und der trüben *Tage des Sozialistengesetzes 
bedürfen, um dieses Verantwortlichkeitsgefühl zu bilden und zu 
befestigen. Und wie verändert man einst aus dem Sozialisten¬ 
gesetz herausging, wie man in den Zeiten des äußersten Drucks, 
wo man freilich auf das Parlament allein angewiesen war, 
parlamentarisch denken lernte, zeigen deutlich die Vorwürfe, 
die auf dem Erfurter Parteitag 1891 Wildberger® und von seinem 
Standpunkt aus nicht ohne Grund, gegen Bebels und Lieb¬ 
knechts veränderte parlamentarische Politik erhoben hatte; 
„Wir sehen in Berlin nicht ein, welche Veranlassung vorlag, 
daß Vollmar . . . von dem friedlichen Dreibund sprach . . . 
Vollmar hat ganz recht, wenn er sich auf ähnliche Aeußerungen 
beruft, die Bebel und Liebknecht vor ihm im Reichstag getan; 
aber da muß man doch in Betracht ziehen, daß man im Reichs¬ 
tage sehr leicht in die Notlage gebracht werden kann, sich 
solche Aeußerungen auspressen zu lassen. Das ist aber in 
Versammlungen nicht der Fall.“ 

Aber damals stürmten beide noch mit tollem und unbändigem 
Sinn hinaus, um gegen die Regierung den Krieg um des Krieges 
Willen zu führen. Keine Schonung der Erobererdynastie der 
Hohenzollern 1 Keine Gnade dem Volksfeind Bismarck, dem 
Werkzeuge dynastischer Politik! Wo er schöpferisch gestal¬ 
tete, wie beim Norddeutschen Bund, da war es Verrat. Wo er 
der Welt den Frieden erhalten wollte wie bei der luxemburgi¬ 
schen Krise, war es auch Verrat, Verrat an der heiligen Sache 
der Demokratie und der Nation. 

Die damaligen Reden Bebels und Liebknechts erscheinen uns 
um so merkwürdiger, je ernster der Friedenswille Bismarcks 
damals in der Tat gewesen ist. Noch zwanzig Jahre später 
bekannte er im Reichstag, wie stolz er darauf sei, daß er damals 
den Krieg vermieden habe; er habe keinen Präventivkrieg 

* Protokoll des Erfurter Parteitages, Seite 193. 
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: führen wollen; der göttlichen Vorsehung dürfe man nicht in die 
Karten sehen. Wer aber an der Aufrichtigkeit dieses Bekennt¬ 
nisses zweifelt und auch Jauräs keinen Glauben schenkt, der 
Bismarck wütend haßte, aber doch an seine Friedensliebe im 
Jahre 1867 glaubt, der höre die Stimmen der französischen 
Politiker während der luxemburgischen Krise; es ist entschei¬ 
dend, welche Resonanz bei ihnen Bismarcks Friedensversiche- 
i rangen gefunden haben. Ein so hervorragender Beobachter, 
wie der französische Botschafter bei der preußischen Regierung, 
dem die Nachwelt freilich keine Kränze windet, Herr Benedetti, 
schreibt in einem Geheimbericht an die französische Regierung 
vom 8. Januar 1868„Ich kann es nicht genug wiederholen, 
daß, wenn ich mich nicht irre, er vor allem darauf bedacht ist, 
einen Konflikt mit Frankreich zu verhüten.“ Und in der fran¬ 
zösischen Deputiertenkammer hatte Bismarcks Antipode, Herr 
TTiiers, in einer groß angelegten Rede am 4. Dezember 1867 
unter anderem gesagt:“ „Der hervorragende Mann, der 
Preußen leitet, zeigt sich zurzeit meiner Ansicht nach sehr 
geschickt. . . Wißt Ihr, worin er heute seine Geschicklichkeit 
beweist? In seiner augenblicklichen Mäßigung ... Er will 
den Frieden.“ 

Und wäre auch nicht vom militärischen Standpunkt aus be¬ 
trachtet der Krieg des Nordbundes gegen Frankreich und Ruß¬ 
land ein Wahnsinn gewesen, in dem Augenblick, wo Oesterreich 
über die eben erst erlittene Niederlage grollte, und wo die Ver¬ 
träge mit den süddeutschen Staaten noch keineswegs die Billi¬ 
gung der süddeutschen Demokraten und Klerikalen gefunden 
hatten? 

So wird dem» das erste Auftreten Bebels und Liebknechts im 
Norddeutschen Reichstag eine dauernde Warnung für alle die 
sein, die die Demonstrationspolitik im Parlamente, unbeküm¬ 
mert um ihre Folgen für die Arbeiterbewegung und die Nation, 
als die einzig sachgemäße hinzustellen belieben 

*• Jean Jaurfes: HIstoIre Socialiste Tome XI La Ouerre Franco- 
Alemande, p. 84. 

“ Jaurös eodem loco, p. 83. 
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II. 

Endlich aber drängten die deutsch-französischen Gegensätze 
doch zum Krieg. Als er im Juli 1870 ausbrach, da enthielten 
sich in der Sitzung des Norddeutschen Reichstages vom 21. Juli 
1870 Bebel und Liebknecht bei der Abstimmung über die Kriegs¬ 
kredite der Stimme, und zwar „als prinzipielle Gegner jedes 
dynastischen Krieges, als Sozialrepublikaner und Mitglieder der 
Internationalen Arbeiterassociation“. 

Mehring^^ erblickt neuerdings in dieser Stimmenthaltung eine 
moralische Demonstration, „die so berechtigt sie an sich sein 
sein mochte, den politischen Anforderungen der Lage nicht ge¬ 
nügte“. Letzteres darf Mehring mit vollem Recht behaupten, 
da er aus den damaligen Zeitungen festgestellt hat, daB die 
Stimmenthaltung „nirgends einen besonderen Eindruck gemacht 
habe“, und da wir aus dem Briefe Kugeimanns an Marx vom 
7. August 1870 wissen, daß in allen Klassen der Bevölkerung 
der Krieg „äußerst populär“ gewesen sei. „Ich wüßte keine“, 
heißt es in diesem Brief, „außer der . . Welfem-Partei, die nicht 
Bonaparte den Untergang wünscht. Alle Beschwerden und 
Opfer werden treulich getragen. Diese allgemeine Begeisterung 
beruht auf der Anschauung, daß aus dieser blutigen Saat die 
deutsche Einheit hervorgehen werde.“ 

Vielleicht kann man über die Berechtigung dieser mo¬ 
ralischen Demonstration auch anders urteilen als Mehring; denn 
es ist doch grotesk, den Krieg, den man im Jahre 1867 vom 
deutschnationalen Standpunkte (so Bebel) gewünscht hatte, 
1870 als Mitglied der internationalen Arbeiterassoziation zu 
verwerfen. 

Nach der Lektüre des obenerwähnten Kugelmannschen 
Briefes schrieb Engels an Marx, er meine, die Leute (nämlich die 
deutschen Sozialisten) könnten sich der nationalen Bewegung 
anschließen, soweit und solange sie sich auf die Verteidigung 
Deutschlands beschränke, was übrigens eine Offensive bis zum 
Frieden unter Umständen nicht ausschließe. Dieser Zeitpunkt 
schien nach dem Sturze des französischen Kaiserreiches allen 

“ Mehring: „Kriegsgeschichtliche Probleme“. Neue iZeit, Band 33, 
II, Seite 807. 
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deutschen Sozialisten, nicht nur den Intransigenten, gekommen; 
auch die, welche den Krieg ursprfingiich für einen Vertei¬ 
digungskrieg angesehen hatten, neigten nunmehr zu der An¬ 
schauung, er habe sich aus einem Abwehrkrieg gegen den Bo¬ 
napartismus in einen Eroberungsfeldzug wider die französische 
Demokratie verwandelt. 

Die Fortsetzung des Krieges nach Sedan und die Wieder¬ 
gewinnung Elsaß-Lothringens wurde auch in der Tat von dem 
gesamten deutschen Sozialismus temperamentvoll und demon¬ 
strativ bekämpft; es ist übrigens anzunehmen, daß der Lärm, 
der sich dabei erhob, im umgekehrten Verhältnis stand zu der 
damaligen Zahl der Bekenner des Sozialismus und aller derer, 
welche bedingungslos für einen territorialen Status quo eintraten. 
Freilich entbehrt es nicht einer bitteren Ironie, daß sich der 
Kampf gerade gegen Bismarck richtete, in dem man den Blut- 
und Ösenpolitiker und den Hauptförderer annexionistischer Be¬ 
strebungen erblickte. Wieder, wie so oft in der Geschichte der 
radikalistischen Opposition, war man in völliger Unkenntnis 
der tatsächlichen Lage; denn Bismarck kämpfte damals eben 
wieder den Kampf gegen die „Halbgötter“ und hätte sich gern 
mit der Rückgabe des deutschen Elsaß begnügt und auf Metz 
und Lothringen verzichtet. Es liegt kein Grund vor, diese Bis- 
marckschen Bekenntnisse anzuzweifeln; denn im Jahre 1887, 
als er in einer großen Reichstagsrede diese Enthüllungen 
machte, wäre er gewiß von seinen damaligen Gegnern ange¬ 
griffen worden, wenn er eine unrichtige Sachdarstellung ge¬ 
geben hätte. Auch hier geschah eben, was sich noch häufig 
wiederholen sollte: Lärmpolitiker, weiche sich für umwälzende 
Neuerer ausgeben, kämpfen oft nur gegen eingebildete Ge¬ 
fahren und beschwören hierdurch die wirklichen erst herauf; 
so bekämpfte man damals aus prinzipiellen Gründen Bismarck 
mit dem einzigen Erfolge, ihn gerade erst dadurch in das Lager 
der Nationalisten hineinzustoßen. 

Hätte nun ein Friedensschluß mit der französischen Demo¬ 
kratie nach Sedan unter Verzicht auf Elsaß-Lothringen einen 
dauernden deutsch-französischen Frieden zur Folge gehabt, 
oder wäre die Revancheidee nicht schon durch die nationale 
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Demütigung und den Sieg der deutschen Waffen entflammt 
worden? 

Wer aus dem Qeschichtswerk von Jaures die Ziele 
und Ideale der Auslandspolitik der französischen Demo¬ 
kratie kennen gelernt hat, wird nicht zu einem für die 
Friedensliebe der französischen Demokratie günstigen Er¬ 
gebnisse kommen; nirgends war man so empört wie hier 
über die Wiener Verträge von 1815, die alles wieder aufgegeben 
hatten, was während der großen Revolution Frankreich mit 
Waffengewalt erobert hatte; im Jahre 1840 gehörte der Re¬ 
publikaner Quinet zu denen, welche am lautesten und lärmend¬ 
sten den Besitz des linken Rheinufers wieder verlangten. 1870 
lagen die Verhältnisse nicht viel anders. Sehen wir von dem 
erschütternden, für die Auslandspolitik aber ziemlich be¬ 
deutungslosen Zwischenspiel der Kommunards ab, welche 
übrigens am heftigsten gegen jeden Friedenschluß gewütet, 
hatten, so war es Herr Thiers gewesen, der unmittelbar nach 
dem Fall der Kommune die Staatsgewalt an sich riß und einst 
in jener berühmten Kammersitzung, die vor dem Beginn der 
Feindseligkeiten über Krieg und Frieden entscheiden sollte, 
unter dem Widerspruch der bis zur Raserei erhitzten Kammer¬ 
mitglieder sich gegen den Krieg erklärt hatte. Er war, ähnlich 
wie -heute Qiolitti, allen Beschimpfungen ausgesetzt: „Nach 
Berlin, nach Koblenz! Ihr seid die vaterlandsfeindliche Fanfare 
des Unheils. Von Euch haben wir keine Belehrung anzu- 
nchnicn.“ Man würde sich aber sehr irren, wenn man in diesem 
Staatsmann, der hervorragende Fähigkeiten und einen unleug¬ 
baren Mut besaß, einen Freund einer deutsch-französischen Ver¬ 
ständigung, ja auch nur einen Freund der Integrität Deutsch¬ 
lands erblickte, denn zur Begründung seiner Abstimmung mefnte 
er zynisch: „Aber Sie erfassen die Gelegenheit zur Wieder¬ 
herstellung, die Sie erwünschen, wie ich sie erwünsche, schlecht“. 
Also Thiers strebte danach, zu einem anderen Zeitpunkt 
Deutschland zu zertrümmern! Er war vielleicht ein klügerer 
Politiker gewesen als seine damaligen bonapartistischen und re- 
publücanischen Gegner und auch die Führer der heutigen fran¬ 
zösischen Demokratie, aber auch friedliebender? 
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Diejenigen französischen Demokraten, welche wie Lamartine 
und Jaures in einer deutsch-französischen Verständigung ihre 
Lebensaufgabe erblickt hatten, waren stets Prediger in der 
Wüste geblieben. 

Heute, wo der Glaube an den Friedenswillen der fran¬ 
zösischen Demokratie zu verglühen scheint, bedient man sich 
wohl einer anderen geschichtlichen Tatsache, um die unbedingte 
Schädlichkeit jeder Annexionspolitik nachzuweisen. Man er¬ 
innert daran, wie Bismarck nach dem Siege von Königgrätz 
darauf verzichtet hatte, von Oesterreich Gebietsabtretungen zu 
fordern, man weist auf die tiefgründigen Worte hin, welche 
Bismarck seiner damaligen Politik, die er beharrlich gegen 
zähen Widerstand durchzusetzen wußte, gewidmet hat; das 
Bündnis mit Oesterreich wird vielfach als notwendige Folge von 
Bismarcks weiser Staatskunst im Jahre 1866 angesehen. Frei¬ 
lich meint Bfliow, daß es mit Oesterreich, mit dem uns eine 
jahrhundertealte Kultur- und Schicksalsgemeinschaft verbindet, 
seine Besonderheit habe. „Mit keinem verbindet uns eine 
jahrtausendealte gemeinsame nationale Geschichte, mit keinem 
die Gemeinschaft deutscher Sprache, Bildung, Literatur, Kunst 
und Sitte. Das aber sind Mächte, die durch einige parallel 
laufende Interessen und durch achtungsvolles, kulturelles Ver¬ 
stehen nicht ersetzt werden können.“ Aber diese ganze Ge¬ 
schichtsdarstellung ist doch recht anfechtbar und vom Stand¬ 
punkte wirklicher Erkenntnis auswärtiger Politik kaum auf¬ 
rechtzuerhalten. Gewiß, es ist möglich, daß, wenn Bismarck 
Oesterreich zur Landabtretung gezwungen hätte, Oesterreich 
im Jahre 1870 nicht Gewehr bei Fuß gestanden hätte; es ist 
aber sicher, daß die Niederlage von Königgrätz und die Folge 
des Friedensschlusses, das gewaltsame Ausscheiden Oester¬ 
reichs aus dem Deutschen Bund, in der ganzen Nation als eine 
tiefe und bittere Demütigung empfunden worden wären, die 
genügt hätte, Oesterreich im Jahre 1870 zur Aufgabe seiner 
Neutralität zu veranlassen, wenn die französischen Waffen im 
Juli und August 1870 siegreich gewesen wären. Im Früh¬ 
jahr 1870 bereits hatte Erzherzog Albrecht in Paris einen Ope¬ 
rationsplan für einen gemeinsamen Feldzug Frankreichs und 
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Oesterreich-Ungarns gegen Preußen ausgearbeitet; später 
setzte der französische General Lebrun in Wien die Verhand¬ 
lungen fort. „Als der Krieg erklärt war,“ bemerkte Char- 
martz, „glaubte man auf dem Wiener Ballplatze die Zurück¬ 
haltung aufgeben zu sollen ... am 20. Juli depeschierte Beust 
(der österreichische Ministerpräsident), den Jaurös freilich als 
..Diplomaten des Flirts und der Unfähi^eit, der zwar mit dem 
Krieg liebäugeln, aber sich nicht ernstlich mit ihm einlassen 
wollte,“ bezeichnete, daß die Habsburger Monarchie Frankreichs 
Sache als die ihrige betrachte und zum Erfolge der französischen 
Waffen beitragen wolle.“ Abgesehen von den Deutsch-Oester- 
reichern und dem ungarischen Ministerpräsidenten Andrassi 
schwärmte alles für den Krieg. Der Tschechenführer Rieger 
richtete an den französischen Botschafter in Wien, den Herzog 
von Qramont, ein Memorandum, in dem es heißt: „Das böh¬ 
mische Gebiet im Engpässe von Taus ist minder entfernt von 
der Grenze als Saarbrücken von Paris. Ein französisches 
Heer könnte daher rascher nach Böhmen geworfen werden, als 
ein von Berlin vorrückendes nach Frankfurt am Main gelangen 
würde.“ Auch Kaiser Franz Josef war keineswegs dem Krieg 
abgeneigt gewesen“: Bei der Beratung (des Kronrats vom 
18. Juli 1870) schlug selbst der sonst stets friedliebende Herr¬ 
scher einen kriegerischen Ton an, und er war bereit, mit der 

” Cs wird gewiß niemanden wundern, daß zu dieser kritischen Zeit 
der österreichische Reichsrat und die österreichischen Detegationen 
nicht versammelt waren. Im Reichsrat wurde am 19. November 1870 
mit 90 gegen 70 Stimmen ein Adreßentwurf, den der Minister Petrino 
eine Kriegserklärung genannt hatte, angenommen, dessen dritter be¬ 
deutsamer Abschnitt folgenden Wortlaut hat: „Das Abgeordnetenhaus 
muß zuvörderst sein lebhaftes Bedauern aussprechen, daß infolge der 
Verfügungen der kaiserlichen Regierung die regelmäßige parlamen¬ 
tarische Tätigkeit der Reichsvertretung durch volle sechs Monate 
und selbst in einem Zeitpunkte unterbrochen war, in welchem beim 
Ausbruch des beklagenswertes Krieges zwischen Frankreich und den 
deutschen Staaten, sowie angesichts der mächtigen Erschütterung des 
Weltfriedens die verfassungsmäßige Mitwirkung der gesetzlichen Ver¬ 
tretern der Monarchie, nach den an die Landtage gerichteten er¬ 
habenen Worten Euer Majestät, dringend geboten erschien, und der 
Regierung schwere politische und finanzielle Verantwortung ersparen 
konnte.“ (Kolmer: Parlament und Verfassung in Oesterreich.) 


_ OjiginalfrGm _ 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Der Külturwert der Frauenerwerbsarbeit. 


709 


ganzen Macht Oesterreich-Ungarns in die Ereignisse ein¬ 
zugreifen. 

Oesterreich hatte also den Schmerz über die Niederlage 
keineswegs so leicht und rasch überwunden, wie es wohl gegen¬ 
wärtige Politiker meinen oder möchten, und man darf daher 
wohl annehmen, daß Frankreich mit seiner tiefen geschicht¬ 
lichen, politischen und kulturellen Gegensätzlichkeit, seinem 
überempfindlichen Nationalbewußtsein und dem tiefen Ver¬ 
langen seiner Demokratie, jene deutsche Qrenzlande wieder 
zu besitzen, die einst auf dem Höhepunkt ihrer Macht von 
ihrem Geiste dnrchglüht waren, auch ohne Gebietsverluste 
jene fürchterliche militärische Niederlage nicht überwunden 
hätte, ohne auf Rache zu sinnen. Man wird daher dem Urteil 
eines so maßvollen politischen Schriftstellers, wie es Ratzen¬ 
hofer gewesen war, folgen dürfen, wenn er sagt: „Es war 
schon zur Zeit des Friedensschlusses nach allen Erfahrungen 
über die Natur der französischen Nation mit Sicherheit anzu- 
neiunen, daß Frankreich durch die bloße Niederlage, hätte sie 
auch keinen Gebietsverlust nach sich gezogen, zum Wieder¬ 
vergeltungskriege geneigt erhalten worden wäre.“ 


META OUARCK-HAMMERSCHLAQ: 

Der Kulturwert der Frauenerwerbsarbeit. 

5. Die Förderung des Arbeitsschutzes. 

D er «rewerblicbe Arbeiterinnenschutz ist lange Zeit nur von dem 
Gesichtspunkt gefördert worden, daß er die angeblich geistig und 
körperlich schwächere Frau mehr als den Mann vor körperlichen und 
sittlichen Schädigungen durch die Fabrikarbeit bewahren müsse. So- 
vohl die Arbeiterbewegung als die Sozialpolitik sind regeimäßig davon 
ausgegangen, daß es sehr nützlich und notwendig sei, durch den 
besonderen Arbeiterinnenschutz die Frauenerwerbsarbeit nach Mög- 
Ikhkeit einzuschränken. Man hat dem Unternehmertum die An- 
veudung von allzu vieler Frauenarbeit möglichst erschweren woUen 
and damit bis zu einem gewissen Grad die Entwicklung der Frauen¬ 
arbeit überhaupt gehemmt, ganz gleichgültig, ob sie im Einzelfall wirt¬ 
schaftlich und technisch berechtigt und nützlich für den menschlichen . 
Fortschritt war. Man hat sehr oft nicht danach gefragt, ob das 
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Beschäftigungsverbot oder die Beschäftigungsbeschränkune nicht auf 
Männer und Frauen gleichmäßig wegen der Ungesundheit der be¬ 
treffenden Arbeitseinrichtung zu erstrecken sei, sondern man hat 
grundsätzlich und bei vielen Arbeitseinrichtungen von vornherein die 
Frauen für schutzbedürftiger erklärt als die Männer, ohne zu prüfen, 
ob das wirklich überall der Fall war. So ist das Verbot der Nacht¬ 
arbeit der Frau in der deutschen Aibeiterschutzgesetzgebung ent¬ 
standen, wobei nur wenig an den Schutz der Mutter gedacht wurde. 

Dabei vernachlässigte man im Kampf für den gewerkschaftlichen 
Schutz der Frau gerade eine Hauptsache, den Schutz der Frauen¬ 
bezahlung. Hier spukt noch heute, bis tief in die organisierten 
Arbeiterkreise hinein, die Vorstellung, daß der eigentliche Beruf der 
Frau die Haushaltsarbeit sei, daß sie immer wieder ausschheßlich 
zu dieser zurückkehre, und daß ihre Erwerbsarbeit in der Fabrik 
weniger regelmäßig, weniger geübt und weniger berechtigt, geringer 
zu bewerten sei als die des Mannes. Die Unternehmer hatten keine 
Ursache, dieses Verhalten des männlichen Arbeiters zu bekämpfen, 
sie schnitten ja vorzüglich dabei ab und konnten ja die Arbeiterinnen 
regelmäßig als LohndrUckerinnen gegen ihre männlichen Kollegen 
ausspielen. Sie behaupten vielleicht sogar noch, daß die weibliche 
Erwerbsarbeiterin keine Familienausgaben habe, was sehr oft in 
krassem Widerspruch mit den Tatsachen steht, und daß sie außerdem 
mehr Betriebsspesen, namentlich bei der Maschinenarbeit, verursache. 
So vereinigten sich, natürlich unbewußt, männliche Arbeiter und 
Unternehmer darin, die Frau und Mutter mit regelmäßiger Unter¬ 
entlohnung abzufinden und ihr dadurch allerdings die gleichzeitige 
Erfüllung von Erwerbs- und Mutterpflicht ganz wesentlich zu er¬ 
schweren. 

Erst neuerdings im Kriege tritt die Gewerkschaftsbewegung kräf¬ 
tiger und erfolgreicher als früher für den gleichen Lohn bei gleicher 
Arbeitsleistung an Mann und Frau ein. Was freilich nicht hindert, 
daß selbst in den während der Kriegszeit verbesserten Tarifverträgen 
gut organisierter Berufe, sowie in den unter Mitwirkung der Gewerk¬ 
schaften zustandegekommenen Lohntarifen der Behörden, fortgesetzt 
und regelmäßig die Frauen im Lohne und in den Teuerungszulagen 
schlechter abschneiden als die Männer. Alle diese Dinge drücken 
natürlich sehr stark auf den augenblicklichen Kulturwert der Frauen¬ 
erwerbsarbeit. Aber sie werden mit dem Fortschreiten der Arbeiter¬ 
bewegung sicher überwunden werden. 

Uebrigens wird die Entlohnung der Frauenarbeit viel stärker, als 
man jetzt noch beachtet hat, durch die Einrichtungen für Unter- 
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Stützung der Kriegsangehörigen, die man in Deutschland geschaffen 
hat, beeinflußt. Die ausführenden Behörden haben das naheliegende 
Bestreben, von den Kriegerfrauen zu verlangen, daß sie Erwerbs¬ 
arbeit ergreifen, damit die Unterstützungen nicht allzu hoch steigen 
und die öffentlichen Mittel nicht allzu stark belasten. Auf diesem 
Wege sind bürgerliche Stellen, die bisher die Einschließung der Frau 
in die Familie als Evangelium betrachtet haben, zu unfreiwilligen 
Agitatoren für Frauenerwerbsarbeit geworden. Allerdings nur für 
die Zeit des Krieges, während der Unterstützungen gezahlt werden 
müssen. Daß man dabei vielfach vergessen hat, die notwendigen 
Hilfseinrichtungen für Frauenerwerbsarbeit zu treffen, hat oft bei den 
betroffenen Frauen gerechte Entrüstung erregt. Darauf wird am 
Schluß zurückzukommen sein. Jedenfalls ist man vielfach dazu über¬ 
gegangen, den Erwerbsverdienst von Kriegerfrauen nur zu einem ge¬ 
wissen Teile, meist nur bis zur Hälfte auf die Kriegsunterstüzung 
anzurechnen. Dadurch versucht man indirekt die Ndgung der 
Kriegerfrauen zu unterstützen, Erwerbsarbeit anzunehmen und so die 
Kriegsfürsorge zu entlasten. Diese Absicht ist durchaus fortschritt¬ 
lich und anerkennenswert. 

Die Frau soll darin bestärkt werden, möglichst auf eigenen Füßen 
zu stehen und aus dem bloßen Rentenempfang herauszukommen, so¬ 
lange sie arbeitskräftig und leistungsfähig ist, wobei aber nebenbei nicht 
etwa die erbärmlichen Unterstützungszahlungen, die die meisten länd¬ 
lichen Gemeinden an Kriegerfrauen leisten, entschuldigt werden 
sollen. Uebrigens soll es auch in bäuerlichen Kreisen mehrfach Vor¬ 
kommen, daß bei der guten Marktlage aller Produkte die baren 
Kriegsunterstützungen der Reichsunterstüzung einfach auf die Spar¬ 
kasse getragen werden. 

Wenn aber bei der Kriegsunterstützung der gewerbliche Lohn der 
Kriegerfrau nur zum Teil angerechnet wird, so ergibt sich für sie 
aus Kriegsunterstützung und Lohn ein Einkommen, das über dem 
gewöhnlichen Durchschnittsverdienst solcher Frauen steht. Das ist 
ihnen in dieser harten Kriegszeit mit ihrer seelischen Bedrängnis und 
ihrem Kummer gewiß zu gönnen. Es hat aber auch seine für die 
Lohnpolitik der Arbeiterschaft unerwünschten Folgen. Es hält die 
Prauen ab, während der Kriegszeit und solange die Kriegsunter¬ 
stätzung daneben läuft, bei dem privaten oder gewerblichen Unter¬ 
nehmer die zeitgemäße Aufbesserung der weiblichen Löhne zu be¬ 
treiben. Die Frauen werden der gewerkschaftlichen Organisation 
geradezu entfremdet, da ja ein etwaiger unzureidiender Lohn durch 
die Kriegsunterstützung aufgebessert wird. Hier kommt das augen- 
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blickHche Interesse hoher UnterstOtzuns: in Konflikt mit dem weitaus¬ 
schauenden Interesse der Arbeiter, die Frauen für eme tatkräftige 
Lohnpolitik zu gewinnen. Und wie soll es nach dem Kriege werden, 
wenn die Kriegsunterstützung wegiällt und nur der Lohn bleibt, dessen 
Erhöhung und Angleichung an die Männerbezahlung während des 
Krieges versäumt wurde? Man kann liur wünschen, daß nach dem 
Kriege entweder so starke Nachfrage nach Arbeitskräften entsteht, 
daß Lohnaufbesserungen dann noch möglich ^nd, oder daß die Frauen 
bet etwaigen Afbeitskrisen nach dem Kriege die dann eintretende 
Senkung ihres Einkommens so stark empfinden, daß sie nachträglich 
das nötige Verständnis für die Notwendigkeit gewericschaftlicher 
Organisation und organisierter Lohnkämpfe gewinnen. 

Ist dann einmal die willkürliche Unterentlohnung der schaffenden 
Frau beseitigt und die geringere Bezahlung wirklich auf die Fälle 
beschränkt, in denen geringere Frauenleistungen vorliegen, so wird 
der Wert der berufsmäßigen Frauenbeschäftigung und damit die Ver¬ 
einbarkeit zwischen Erwerbsarbeit und Mutterberuf auch für die ein¬ 
fache Arbeiterin zu ganz anderer Stellung kommen als heute. 

Aber auch bei dem gesundheitnchen Arbeiterinnenschutz ringt sich 
gerade im gegenwärtigen Kriege allmählich die Anschauung immer 
klarer durch, daß er mehr dem sanitären Wohl der künftigen Mütter 
und dem Mutterberuf der verheirateten Arbeiterin dienstbar sein soll. 
Von diesem Gesichtspunkt aus dürfte es nach dem Kriege zu einer 
ganz neuen Entwicklung kommen, und er müßte eigentlich im Kriege 
schon viel nachhaltiger gefordert und durchgesetzt werden. Wenn 
man die schaffende Mutter wirksam behüten will für ihren Familien¬ 
beruf, dann müßte längst die Achtstundenschicht mit der Möglichkeit 
des Dreischichtenwechsels am Tage, der jetzt in einzelnen Groß¬ 
betrieben eingeführt ist, zur allgemeinen Regd geworden sein. Es 
dürfte kein tolles Ueberstundenwesen geben, wie es jetzt die Kräfte 
der Frauen verzehrt. Für besonders anstrengende Verrichtungen 
müßten noch kürzere Arbeitszeiten vorgeschrieben werden. Die ar¬ 
beitende Mutter, die noch ein Kind im zarten Alter bis zu zwei 
Jahren zu betrauen hätte, wäre überliaupt von der Fabrikarbeit aus¬ 
zuschließen und entsprechend zu unterstützen; bei ihr lohnt es sich 
im reichsten Maße. Desto günstiger würde die Stellung der übrigen 
Frauen in der Lohnbeschäftigung sein. Von bürgerlichen Soziai- 
politikern sind solche Vorschläge zum Teil bereits gemacht, es wäre 
dringeml zu wünschen, daß sich die Gewerkschaftsbewegung ihrer 
mit Entschiedenheit annähme und sie sachgemäß erweiterte und mög¬ 
lichst noch im Kriege durclizusetzen suchte. Wenn nicht die Blüte 
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deutscher ArbeitermQtter durch die Ueberanstrengung dieser Kriegs¬ 
zeit vielleicht auf lange Zeit zum Schaden unserer Bevölkerungs¬ 
vermehrung geknickt werden soll. 

6. Antriebe für eine höhere KinderkaUur. 

Zum Schutze der Erwerbsarbeit der verheirateten Frau gehört aber 
auch die Organisation und Vervollkommnung aller Einrichtungen, die 
den Kindern der arbeitenden Frau statt der fehlenden häuslichen eine 
mindestens gleichwertige, wenn nicht bessere. Fürsorge bieten sollen. 
Das ist an sich wieder gar nichts Neues. Schon an der Wiege jeder 
Pabrikindustrie mit Frauenarbeit haben Fabrik- oder Qemeindeern- 
ricbtungen für Kinderfürsorge gestanden. Nur daß mit der Zeit die 
öffentliche Verpflichtung für Schaffung solcher Einrichtungen immer 
mehr anerkannt worden ist. Aus früheren „Wohlfahrtseinrichtungen“ 
der Unternehmer mit meist recht primitivem Apparat sind erfreulicher¬ 
weise mit der Zeit Vereins- und Qemeindeanstalten geworden, die den 
Kindern eine erhöhte Behaglichkiet und Kultur bieten. Aber mit dem 
Krieg ist das Bedürfnis für solche Anstalten ungeheuer gewachsen. 
Seitdem so zahlreiche Frauen in den Fabriken und Verkehrsanstalten 
schaffen, reichen die bisherigen Kinderhorte, Kindergärten und Schul¬ 
horte nicht entfernt mehr aus. Eine nicht einmal sehr gründliche 
Zählung, die kürzlich in meiner Heimatstadt Frankfurt a. M. vom 
Ausschuß für Kinderfürsorge vorgenommen wurde, ergab, daß immer 
noch unbeaufsichtigt waren von je hundert Kindern der Arbeiterinnen 
zweier Munitionsbetriebe, der Eisenbahn, der Post, der Straßenbahn 
im Alter von 6—14 Jahren 33 Proz., also ein volles Drittel; im Alter 
von 3—6 Jahren rund 10 Proz., und selbst im zarten Alter von 1 bis 
3 Jahren noch 5 Proz. Dabei bleiben diese Ziffern sicher noch hinter 
der Wirklichkeit zurück, weil sie lediglich auf freAvilligen und gar 
nicht kontrollierten Angaben der Mütter beririien. Und doch, was 
bedeuten sie für die Arbeitsstimmung der Mütter, die ihre Kin^r in 
solcher Lage wissen, und was bedeuten sie bereits an traurigen sozialen 
Folgen für die armen Kinder selbst und ihre Zukunft! Das sind aber 
nur die allerschlimmsten Fälle. Sieht man sich diese angeblich be¬ 
aufsichtigten Kinder der Frankfurter Arbeiterinnen genauer an, so 
ergibt sich, daß 22 Proz. der 1—3Jährigen, 18 Proz. der 3—6jährigen 
and 16 Proz. der 6—14jährigen nicht etwa durch Angehörige der 
Arbeiterinnen, sondern in fremden Familien beaufsichtigt werden. Wie 
mangelhaft -diese Pflege oft beschaffen ist, von besonderen Aus¬ 
nahmen abgesehen, kann sich jedermann denken. Denn es handelt 
sich ja meist um beaufsichtigende Arbeiterfamilien, die selbst ihre 
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liebe Not iad)ea Derjesice Teil der Kinder, der in woldgeordBeter 
Hin] sacheemißer ötfentlicittr Fürsors:e war, steMte sich als dafierst 
serhis heraus. Von den 1—Siährigea waren nar 2,3 Proz. in Kinder* 
krippen und 2,5 Proz. in Kindergärten. Von den 3—6jährigen nur 
16,2 Proz. in IQadergärten und von den 6 —14jährigen nur 10 Proz. 
in Kinderhorten. Da kann man nicht sagen, daß das Gemeinwesen 
auch nur annähernd diejenigen Kinder erfaßte, die seiner Fürsorge 
bedürftig sind. Und wenn man in Frankfurt a. M. beschwichtigend 
darauf hingewiesen bat, daß 68 Proz. der l-^jährigen, 56 Proz. der 
3->6iährigen und 41 Proz. der 6—14jährigen in der Aufsicht von 
Angehörigen der Mutter gestanden hätten, so kann ich diesen Trost 
nur sehr bedingt gelten lassen. Denn ich weiß nur zu gut, wie voßig 
unzureichend und unkulturell vielfach diese Aufsicht durch ältere oder 
jüngere Angehörigen geübt wird. Oft in mer Umgebung, die viel zu 
ärmlich ist, als daß sie einen Ersatz für die regelrechte fiebevolle 
mütterliche Pflege bieten k^hmte. Hier soll man nicht Verstecken 
spielen und offen bekennen, daß die Ausgestaltung der öffentlichen 
iÖnderbewahranstalten mit guten Einrichtungen und kulturellen Zielen 
der Erwerbsarbeit der Frau viel wirksamer und reichlicher zu Hüfe 
kommen muß. Die Gemeinden müssen hier tiefer in den Säckel 
greiieu und die Plätze in den vorhandenen Anstalten beträchtlich ver¬ 
mehren, namentlich auf dem flachen Lande. Sie müssen die Betriebs- 
Zeiten der Kinderheime der Arbeitszeit der Mütter anpasseu und 
z. B. berücksiclitigen, daß 44 Proz. der in Frankfurt a M. befragten 
Arbeiterinnen Nachtschichten hatten. Keine Volksschule dürfte mehr 
ohne Schulhort und Schulspeisung für die Schulkinder bleiben, die in 
ihren Freistunden aufsichtslos sind. Hierher geboren endlich auch 
der Ausbau der Volks- und Kriegskücben, der sich im Kriege zunächst 
aus einem andern Grunde aufgedrängt bat. Man schritt zur Er¬ 
richtung und Erweiterung dieser Speiseanstalten, als die Knappheit 
an Lebensmittelvorräten den richtigen Gedanken aahelegte, daß Ge¬ 
meinschaftsküchen viel billiger und sparsamer wirtschaften könnten 
als viele kleine Einzelhaushaltungen. Dieser Gedanke der Massen¬ 
speisang hat sich auch als durchaus richtig erwiesen und wird während 
der Schlußfflonate des Krieges vermutlich immer kräftiger zum Durch¬ 
bruch kommen. An die Unterstützung der Frauenerwerbsarbeit durcli 
solche Einrichtimgen dachte man zuerst vidi weniger. Je länger, desto 
mehr hat sich aber gezeigt, daß die Kriegskücben eine ganz wesent¬ 
liche Hilfseinricbtung für arbeitende Mütter sind. Erst wenn sie auf 
diese Weise der Kochsorgen des Vormittags für sidi und ihre Kinder 
enthoben sind, wenn sie entweder aUein oder mit ihren Kindern be- 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Der Knltnrwert der Frauenerwerfasarbeit. 


715 


häßlich und ohne an ArmeBnnterstötzun;;: erinnert zu werden, in 
solchen Gemeinschaftsküchen ihre Hauptmahlzeit einnehnien und von 
dort vielleicht auch ihr Abendbrot zubereitet mitnehmen, erst dann 
gewinnt die verheiratete Frau jene Sicherheit und Freudigkeit zur 
Erwerbsarbeit auBer dem Hause, die sie braucht, wenn sie leistungs- 
fShi; sein und bleiben soll 

Der Krieg schafft also reichliche Veranlassung und Gelegenheit, 
sich im Aasban der mannigiachen Hilfseinrichtungen für die Frauen¬ 
erwerbsarbeit zu üben. Seine Erfahrungen werden hoffentlich auch 
irnditbar für die normale Entwicklung und Organisation der Frauen¬ 
erwerbsarbeit nach dem Kriege. Man soll die soziale Arbeit, zu der 
man sidi in der Kriegszeit ans anderen Gründen gezwungen sah, im 
Frieden fortsetzen und erhöhen, weil sie dann der Weiterentwicklung 
■nserer nationalen ArfoeiterrerhAhnisse zugute kommt. 

Die öffentliche Sorge für die Frauenerwerbsarbeit kann natürlich 
nur dann zweckmäßig und sachgemäß geleitet werden, wenn an ihr 
die arbeitenden Frauen selbst hn weitesten Ausmaße beteiligt sind. 
Das heißt ins Praktische übersetzt, die arbeitende Frauenwelt muß in 
ganz anderem Umfange als bisher zur Mitarbeit in den Pflege- und 
Schulämtern der Oememden und in den Vorständen der Fürsorge¬ 
vereine herangezogen werden. Dazu gehört, daß die arbeitenden 
Frauen selbst die Pflicht fühlen und erfüllen, alle ihre Kräfte für die 
Arbeit in solchen Stellen herzugeben. Da ist kein Sachverständnis 
zu gering, als daß es nicht bei der Mitarbeit zu begrüßen wäre und 
Nutzen stiften könnte. In solchen Aemtem lernt auch die bescheidenste 
Frau allmählich praktische Verwaltungsarbeit mit ausüben. Und die 
Gewerkschaften werden sich ein großes Verdienst um die deutschen 
Arbeiterinnen erwerben, wenn sie periodische Aushildungs- und Fort¬ 
bildungskurse für die weiblichen Mitglieder solcher Fürsorgestellen 
veranstahen. Wir haben von Frankfurt a. M. aus versucht, den 
neuesten Anstoß zu einer vermehrten Heranziehung der Frauen in 
solche Gemeindeämter zu geben. Es ist uns dort geglückt, eine er¬ 
höhte Zahl von Frauen in den meisten städtischen Deputationen und 
Pilegeämtem m erreichen. Dem Frankfurter Vorgang sind Berlin 
und andere Städte gefolgt. Am 20. ‘Januar dieses Jahres hat denn 
auch das Prenßische Abgeordnetenhaus die Frage beraten müssen, 
chffch wekte Oesetzesbestimmungen man den Frauen Sitz und Stimme 
in den Oemräideämtem uebem könne. Anch da hat sich wieder, der 
Umgdjong entsprechend, in der die Verhandlung stattfaiKl, eine kurz¬ 
sichtige PßekstindigkeH breitgemackt Von den Bänken der Rechten 
hat man den Frauen sehr offenherzig gesagt, und das grüner 
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Aerarierblatt vom 1. Februar unterstreicht diese Offenherzigkeit durch 
einen nachträglichen Artikel, daß man in der durch den Krieg ge¬ 
schaffenen Notlage die Frauen wohl brauche, daß diese Notlage aber 
nicht die Grundlage für eine soziale. Glück verheißende Zukunft sein 
könne. Nach diesem Herrn soll eben für die deutschen Frauen nach 
dem Kriege das alte Wort gelten: „Der Mohr hat seine Schuldigkeit 
getan, der Mohr kann gehen.“ 

Die Reichsgesetzgebung hat eben eine neue Einrichtung getroffen, 
die dieser geringen Einschätzung der Frauenerwerbsarbeit entgegen¬ 
arbeiten kann. Wir wissen alle von dem Vaterländischen Hilfsdienst¬ 
gesetz, das seit dem 6. Dezember 1916 in Kraft ist. Es soll die ganze 
heimische Kriegsarbeit einheitlicher und straffer organisieren und 
regeln. Obgleich die Frauen aus Gründen, die wir hier nicht er¬ 
örtern wollen, dem Gesetz nicht unterstellt sind und infolgedessen 
auch nicht Abkehrscheine zum Wechsel der Arbeit brauchen, fällt 
doch auch ihre gewerbliche Beschäftigung mittelbar in den Bereich 
der neuen Organisation. Für die vorgeschriebenen Fabrikausschßsse 
sind sie wahlberechtigt und wählbar. Bei den Kriegsamtstelien aller 
Generalkommandos wie beim Kriegsamt in Berlin selbst, die für die 
Entwicklung des Vaterländischen Hilfsdienstes eingerichtet sind, hat 
man Frauen als Beamtinnen sowie beratende Frauenausschüsse be¬ 
rufen. Weil man erkannte, daß man mit der behördlichen Fürsorge 
für die zahlreiche Frauenarbeit nicht ausreichen könne. Leider hat 
man lediglich bürgerliche Frauen zu Beamtinnen gewählt und auch 
in den beratenden Ausschüssen sind die Arbeiterinnen nur schwach 
vertreten. Auf der anderen Seite weiß man dort ganz genau, daß 
man die Frauenarbeit sehr nötig braucht und etwas für ihren sozialen 
Schutz tun muß. Da kommt es nun darauf an, daß die Arbeiterinnen 
bei allen diesen Stellen, vom letzten Fabrikausschuß bis zum Kriegs¬ 
amt in Berlin, ihre Schutzbedürfnisse kräftig geltend machen und 
von den männlichen Arbeitern, die amtlich Sitz und Stimme bei all 
diesen Behörden haben, wirksam unterstützt werden. Die Gelegenheit 
ist jetzt dort sehr günstig, mit Hilfe militärischer Energie vieles zu 
erreichen, was bei den langsamen und bedächtigen Zivilbehörden un¬ 
erreichbar war. Ich rechne dahin die Achtstundenschicht für Frauen, 
die möglichste Gleichstellung ihrer Löhne mit denjenigen der Männer 
bei den Kriegslieferanten und die Vorschriften an die ländlichen und 
städtischen Gemeinden, gute Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Hilfseinrichtungen für aufsichtslose Kinder reichlich zu schaffen. 
Darauf sollten sich in den letzten Kriegsmonaten alle Anstrengungen 
der Arbeiterorganisationen konzentrieren. 
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8, Die Frauenarbeit eine Frage deutscher Zukunftskultur. 

Es gibt keine Seite der sozialen Frage, die so wie die Frauen¬ 
erwerbsarbeit das Leben unseres Volkes verändert. Sie hat nach 
allen Seiten so viele Berührungspunkte mit allen unseren Lebens- 
änfierungen, sie schneidet so tief in alte liebe Gewohnheiten ein, daß 
mir ihre Lösung als die schwierigste Aufgabe unserer Zeit erscheint. 
Und doch verlangt das Qlüdc und das Wohl unseres Volkes ihre 
Fortentwicklung. Die Frauenerwerbsarbeit ist nötig. Die wirtschaft¬ 
liche Entwicklung Deutschlands verlangt gebieterisch die fleißigen 
Hände der Frauen, weiter und weiter zieht sich der Kreis der von 
ihr Erfaßten. Da liegt es an uns, Wege zu finden und zu weisen, 
die für den Uebergang von der alten Form der Arbeit zur neuen am 
wenigsten schmerzlich sind. Aber ich habe das feste Vertrauen, daß 
die Frauen und die Arbeiterschaft diese Wege finden werden. Frei¬ 
lich eines, tut not, wes Genosse Max Quarck bereits in den „Soz. 
Monatsheften“ am Schluß seiner Studien über Frauenarbeit kürzlich 
anssprach: manche veraltete Anschauung über Frauenerwerbsarbeit 
muß überwunden und durch die Erkenntnis neuer Tatsachen ersetzt 
werden. Die deutsche Arbeiterbewegung ist aber dadurch groß und 
mächtig geworden, daß sie sich neuer Erkenntnis niemals verschlossen 
und zur rechten Zeit die praktischen Schlußfolgerungen daraus tat¬ 
kräftig gezogen hat. Von ihrer Stellungnahme hängt es Jetzt ab, 
ob sich die neue Ordnung der Frauenerwerbsarbeit unter ihrer Mit¬ 
wirkung möglichst gründlich und sachgemäß vollziehen wird. 


Dr. CONRAD SCHMIDT: 

Krieg — ein Tedeinn. 

D as gespenstig Grausige des Weltkrieges, in dem die europäischen 
Nationen verwirrten Sinnes sich zerfleischen, hat in diesem 
Drama von Karl Hauptmann, dem Bruder des berühmten Gerhart, 
phantastisch machtvoll gesteigerten Ausdruck gefunden. Einsam und 
?roB ragt das Werk, 1914, einige Monate vor dem Ausbruch der 
Katastrophe, erschienen, über die breite Masse aller späteren Kriegs- 
dichtong empor. Des Dichters freischaffende Einbildungskraft um¬ 
spinnt das Furchtbare mit einem Netzwerk apokalyptischer Visionen, 
deren unbestimmte Ungeheuerlichkeit das sinnlos Tolle von Zu¬ 
ständen, die zu solchem Zusammenbruch führten, symbolisierend uns 
vor Augen führt. Nirgends entfaltet diese Art des Schauens sich 
freier als ln der wunderbaren Ouvertüre des ersten Aktes. 
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Der Vorinns kebt sidi fiber eiBem ScfaloB wH festiidi eileachteten 
Feestem, vor dessen Gittertor sich anaes serlaraptes Vtrik aeuKierig 
drSagt. Es ist Mitternacht an! noch hmaer erscheinen Qäste. Einer 
vom Volke drauSen mit tfarra begrhBten SSnite entsteigt im 
tfermeHnmantel ein Bär, der, von den Festeünehniem demütig be- 
komplhnentiert, die breite Schlofftrcppe hinaufschreitet Es folgen 
Sänften mit einem Hahn im Hermelin, bei dessen Empfang Fanfaren 
und die Marseillaise klingt, einem Adler, den die Melodie »Heil Dir 
im Siegerkranz“ begrüßt; ein ganzer Zug von Sänften mit immer 
neuen in käaigiiche« Prnnk geUeideten Raubtieren — am Ende eine 
Schar von Toteakdpfea Etn ängsthches Qemumiel hebt im Volke ao. 
Der Minister iuBert Befriedigirag, daß „wir die Großmächte so friedlich 
and frei am grünen Tische beieinander haben“. Der „europäisdte 
Redtenmeister“, dn dürres kleines Männchen mit Eskarpins nnd 
einem Qlobns in dem Arm, soll das Präsidium bei den Debatten über¬ 
nehmen. Er gibt sich alle Mühe, die Differenzen zu begleichen. 
Doch niemand will auf ihn hören. Aus den geöffneten Fenstern 
dringen die Stinuaen der Sirdtenden: „Was nutzt denn alles Rechncfi 

— wmtn es nur mdtt alle Vorteäe m den Schoß rechnet — das maß 
man doch begreifen, daß wir nicht Menschen sind, sondern Mächte — 
wir sind doch die Großmächte — babababahaha — läcberiicb, 
Grenzen von Tinte und Papier — hötzeme Zäune — eiserne 2^nne 

— zwischen Großmächten solche zeibrecblichen Zännet* — Und 
während sie wütend noch miteinander feilschen, kündigt sich die 
Zukunft draußen schon ia mdmiiacltvangeren Zeichen an. Ein Liebes- 
pärcheu — Enoch Kail, des Mansters leiditsia«ger Sohn, nnd sein 
Schatz, das kleine arme JuderanftdcheB Gruscbka — sicht durch die 
S^eiben eines niederen Bauemhänschens eines gepmuerten Erzengel 
mit dem alten einfältig frommen Bergamnn Petms Hetfller reden. Die 
überirdtacfae Erscheinung schreitet ans der Tür dem Schlosse zu, 
streckt mit «taem Schwertstreich den Redienmeister zu Bodea — 
Mid plötzlich verlöschen alle Lichter, der Lärm des Streits wrio h t 
banger Todesstille. Hetßler ist vom Erzengel ausersehen, die Bot¬ 
schaft allem Volke zu bringen: ,Jbife nüt Deiner Qramsrimme den 
Krieg — die Meiscbea raögea zittern nnd weinen — rufe des Krieg 

— er wird die gezähmtea Tiergewattea asf der Erde bdAea. daß 
sie einander aniahea — Mörderireere gegen Mördtrbeere ... am- 
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Qewvpneie «llenthalhen ... mir Hävbtt hmI M^dermeaschea, die 
läf dea Nächsten den Tod ta der Haad und im Auce tragen .. . 
0 Petras Heiller — dn tenarrter Beter — da hast nur Rosea ba 
SchoBe Gottes sesdien — den sttBen Hauch von Heiraatbersen ttr 
Herz und Auge .. . das Biat des Measchen mit Liebe satt zu machen 
— rafe iin Namen Gottes dea Krieg, Petrus Heifller — OoU ist 
erauaamer als Tiergeuwlten — aber wenn Millionen hiastarbea, 
werden MUUarden nur aus seiaem Tode erwachen — fürchte Dich 
■idit Petras Hnfikr — laB dir vor den Qrenzealosea nidit baage 
sein — Gott ist leer wie der Aethergrund — und uferlos wie der 
■acmeBMche Himnet — Gott ist der grofie Brandstifter, der den 
Baach der Gebirge zu Feaerschlikiden macht, daB Riesenfelsblöcfce 
in fie blanen Lüfte hochspiefen — und Berge von Trümmem in die 
Menscbentiler stürzen and das kleine Menschentum verschütten 
rafe den Krieg Petrus Heißter — Gott ist ein dunkler Name ^ 
Qott ist das letzte Geheimnis — nur Schwächlinge wollen Gott zu 
einem Menschenbilde verkleinern . . 

Eine fromm klingende Mystik, die, aus dem Gottesnamen die christ¬ 
lichen VorsteHungen göttlicher Allgüte nnd -gerecfatigkeit ausmerzend, 
nur den Glauben an ein unbegreiflich blindes, dem Menschensinne, 
der Vemnnft sucht, immerdar verschlossenes Fatum übrig läßt, jedes 
persönliche Verhältnis der Menschen zu der Gottheit, Jedes Trost- 
und Erhebungsuchen im Qottesglauben, diesen spezifischen Wesens¬ 
zug reügiösen Empfindens, aufhebt. Eine Mystik, die freilich eben 
um dieses ihres in ihrem letzten Grunde irreligiösen Zuges wiHen 
sich dem Gemälde des Krieges, der allen sonstigen Widersinn des 
Weltgeschehens ins Ungemessene steigert, beziehungsreich und dich¬ 
terisch bedeutsam ekgliedert. 

Petrus Heißler schreit die Botschaft hinaus, zwischen die Scharen, 
die zur Arbeit ziehen, und die Kolonnen der Einberufenen. Qruschka 
nimmt Abschied vom Geliebten, der kämpfend sein Lotterleben sühnen 
vilL Der Gedanke, daß, wenn er nicht mehr heimkehrt, sie doch 
ein Pfand von ihm unter dem Herzen trage, hält sie aufrecht Hinter 
den singenden Soldatenscharen aber schleichen gebückt und hämisch 
mit Nagezäbnen und Rattengesichtern drei scheusälige Gestalten, die 
Trabanten des Krieges: BUitruhr, Cholera, Pest 
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Unter dem bunten Qedränse militärischer Laeerszenen im dritten | 
Aufzuge prägt sich vor allem die symbolische Gestalt des „aus¬ 
gebrochenen Staatsphantasten“, des ,4Criegskaisers“, der Erinnerung i 
eia Der Wahnsinn des durch seine Herrschsucht über jede Grenze 
fortgetriebenen Imperialismus stammelt aus ihm in irren Tönen: „Euch 
schauert vor mir, Ihr Erdgesohlechter — und ich bringe Euch das 
Heil dieser Erde. Ich bin die Gewalt wider die Gewalt — ich bin 
die Vernichtung wider die Vernichtung — ich bin das erbarmungs¬ 
lose Herz wider das erbarmungslose Herz . . . mein Reich ist nur 
von dieser Welt — ich fahre einher, finsterer wie ein Gewittersturm 

— hellerlicht wie ein Feuerodem, der Dörfer und Städte in blutiger 
Lobe entzündet — ich bin der große Mörder . . Er betritt den 
goldenen Staatswagen, vor den sich jauchzend die Menge spannt 
Mit seiner Geißel schlägt er in das Volk: „Rolle, Goldwagen, durch 
Ströme von Menschenblut — Millionen zermalmend — Hei — Hel 

— ich will in den neuen Morgen fahren — ich will Euch alle Reiche 

der Erde geben und ihre Herrlichkeit — dort — ferne — ferne — 
im Morgenlichte — im Morgenlichte . . . Erzengelchöre fallen 
ein und weichen allmählich einem immer gewaltiger anschwelienden 
Totenchor aus Menschenkehlen.- 

Das Verderten hat ausgerast Wo Dorf und Schloß gestanden, 
breitet sich in heller Sternennacht ein Trümmerhaufen. Aus Löchern 
und Unterschlüpien kriechen überiebende Kämpfer, Verstümmelte und 
Krüppel hervor. Ein Schauspiel jammervollen Elends. Aber die 
Nachricht, daß der Krieg zu Ende, und der Glanz aufsteigender 
Morgensonne weckt in der Verzweiflung leise Hoffnungsstinunen. 
Längst vergessenes Empfinden regt und rührt sich. Gruschka mit 
ihrem Kindchen auf dem Arm erscheint und andere Mütter mit ihren 
Kieinen. So viele Millionen hingeschlachtet, die Quellen, aus welchen 
des Lebens Strom sich erneuert, sind nicht vertrocknet Vor der 
Kapelle, die ein Einsiedler erbaute, betet Gruschka, ^aß ihrem Söhn¬ 
lein „die große Liebe zu der armen schönen Erde“ werde. Und ein 
Krüppel wiederholt für sich ekstatisch dieses Wort Eine Flöte 
bläst ein Hirtenlied, während „unter Jubel“ — so sagt der Dichter 
mit weitgetriebenem dichterischen Optimi»nus — das ganze Bild 
ins Dunkel sinkt 
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DE GLOCKE 

19. Heft 11. August 1917 3. Jahrg. 

NvlHlnidc rtlmtHchor Artikel n>lt.iafahrBdi»Qiwna>angri).gwtrttet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die Krisis der Entente-Sozialisten. 

D ie dritte Kriegsjahreswende ist vorüber. Sie brachte uns 
nn Osten den Zusammenbruch der russischen Front in 
Qalizien und der Bukowina, und im Westen die siegreiche Ab¬ 
wehr des groß angelegten anglo-französischen Angriffsstoßes 
in Flandern. Im Innern bescherte sie uns die Fertigstellung des 
Ministeriums Michaelis. Wer da glaubte, daß es uns den fer¬ 
tigen deutschen Parlamentarismus bringen werde, darf sich 
enttäuscht fühlen; wer aber erkannt hat, daß das Rezept der 
westlichen „Demokratien“ für deutsche Verhältnisse nicht paßt, 
und daß Deutschland die seinen Verhältnissen angepaßte Form 
der parlamentarischen Machtverhältnisse selber finden muß, 
was nicht von heute zu morgen geschehen kann, der wird 
die neuen Männer nach ihren Taten beurteilen wollen. Wie ver¬ 
wickelt die Dinge in Wirklichkeit liegen, davon gibt die Aeuße- 
rung Scheidemanns einen kleinen Begriff, wonach kein Sozial¬ 
demokrat ein Amt in dem deutschen Reichsministerium als 
Staatssekretär übernehmen kann, da er ja dadurch der Nach¬ 
geordnete des Reichskanzlers würde un-d seine Politik nach 
dessen Weisungen zu führen hätte. Wenn aber die Sozial¬ 
demokratie sich außerstande fühlte, sich au der Parlamentari¬ 
sierung der Reichsregierung zu beteiligen,' so war natürlich 
ihr Interesse an einer solchen Parlamentarisierung herzlich 
gering; denn wir glauben, daß auch in den Zeiten des Friedens¬ 
blocks das Entzücken über ein Ministerium Erzberger-Wiemer 
in unseren Kreisen sehr gemäßigt wäre. Hier werden sich also 
noch gründliche Aenderungen vollziehen müssen, ehe man von 
einem gewissen Abschluß der Entwicklung reden darf. 
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Die Krisis der Entente-Sozialisten. 


In einem Blatte der „Unabhängigen“ fanden wir den Ge¬ 
danken angedeutet, es sei eine Illusion zu glauben, daß man 
zum parlamentarischen System und zur Demokratie ohne die 
schwersten inneren revolutionären Kämpfe kommeir könne. In 
Frankreich wie in England habe es der Revolution bedurft, um 
den Parlamentarismus herzustellen. Nun sind wir von der 
Bedeutung, die die Gewalt in der Geschichte ausübt, tiefinner¬ 
lich überzeugt, und deshalb dünkt es uns eine große Gefahr 
für die geistige Struktur der deutschen Sozialdemokratie, wenn 
sie, wie es zuweilen wohl scheinen mochte, in eine rein pazi¬ 
fistische Bewegung aufzugehen drohte. Aber deswegen bleibt 
die erwähnte Aeußerung des „unabhängigen“ Soziaiistenblatts 
nicht weniger falsch oder wenigstens schief. Der englischen 
Revolution folgte bekanntlich die Diktatur Cromwelis, wie der 
französischen die Diktatur Napoleons folgte. Beides aber be¬ 
deutete alles andere als Parlamentarismus. Will man aber 
unter der englischen Revolution das verstehen, was die Syko¬ 
phanten der englischen Bourgeoisie als die „gloriosuS revolution“ 
verhimmeln, so war hier das Ergebnis der Revolution zwar der 
Sieg des parlamentarischen Prinzips, aber beileibe nicht der 
Sieg der Demokratie. Eine Handvoll Adelsfamilien nahm den 
Staat in Besitz, und das, obwohl die städtischen, kaufmänni¬ 
schen und gewerblichen Elemente der Nation die Hauptträger 
der Revolution gewesen waren. „Es war eine herrschsüchtige, 
korrupte und korrumpierende Oligarchie, die das Erbe der 
Revolutionsperiode antrat,“ schreibt Beer in seiner Geschichte 
des Sozialismus in England. Die großen Opfer und Anstren¬ 
gungen, die die vorhergegangenen vier Jahrzehnte innerer 
Kämpfe dem Volke auferlegt hatten, brachten der großen Mehr¬ 
heit der Nation vorläufig keinen Nutzen. Die Förderung der 
Interessen des Reichtums und der Orthodoxie schien das ein¬ 
zige Ergebnis der Revolution innerhalb von sieben Jahrzehnten 
gewesen zu sein. Was dann schließlich das Wachsen und 
Reifen der großen politischen Gedanken, die der Revolution 
entsprangen, Ende des 18. Jahrhunderts ermöglichte, das war 
die wirtschaftliche Entwicklung, die wir unter dem Namen der 
industriellen Revolution zusammenzufassen gewöhnt sind. Und 
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auch dann bedurfte es noch eines weiteren halben Jahrhun¬ 
derts, um wenigstens der großindustriellen Mittelklasse den 
Zugang zum Parlament zu ermöglichen. Und auch jetzt ist 
das parlamentarische System Englands weit davon entfernt, 
eine volle demokratische Einrichtung zu sein. So stellt sich 
der Parlamentarismus als ein System dar, das, soweit es 
revolutionären Ursprungs ist, nicht demokratisch ist, und soweit 
es demokratisch ist, nicht revolutionär ist. 

Inzwischen stehen beide westlichen „Demokratien“, England 
wie Frankreich in neueren Ministerkrisen. Und in beiden 
Ländern sind es die sozialistischen oder zum wenigsten die 
Arbeiterminister, deren Bleiben in Frage steht. Beide stol¬ 
pern über die Friedensfrage. Herr Henderson steht im Ver¬ 
dacht, die Besprechungen von Stockholm besuchen zu wollen. 
Das genügt den kriegswütigen Jingos, seinen Sturz herbeizu¬ 
führen. Nun würde Herr Henderson, an dessen Kriegsent¬ 
schlossenheit zu zweifeln nicht der geringste Anlaß vorliegt, 
sicherlich nicht auf den Gedanken kommen, mit den ,ypeace- 
mongers“, den ,J’riedenskrämern“, an einem Strang zu ziehen, 
wenn er nicht seine guten Gründe dafür hätte. Diese Gründe 
sind doppelter Art. Einmal liegen sie in den Verhältnissen der 
englischen Arbeiterklasse, wo sich, wenn auch keine direkte 
Kriegsmüdigkeit, so doch eine starke Gärung und Unzufrieden¬ 
heit bemerkbar macht. Sodann aber mögen Herrn Henderson 
bei seinem Besuch in Rußland die Augen über den wirklichen 
Zustand der Dinge aufgegangen sein. Rußland braucht un¬ 
bedingt den Frieden. Und diese Tatsache hat neben dem 
U-Boot-Krieg für England seine Konsequenzen, denen es sich 
nicht auf die Dauer entziehen kann. 

Aehnlich so liegen die Dinge in Frankreich. Auch Frankreich 
ist, gleich Rußland, auf den Frieden angewiesen, und die Führer 
der französischen Arbeiterklasse werden am besten wissen, 
wie die Stimmung in der Armee wie im Proletariat ist. Das 
wütende Eifern Cldmenceaus gegen die Friedenspropaganda 
spricht Bände. Hier ist es nun im höchsten Maße bezeichnend, 
daß die französischen „Sozialisten“ von dem Augenblick an, 
wo die Enthüllungen des deutschen Reichskanzlers den 

19/1* 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




724 


Die Krisis der Entente-Sozialisten. 


Schleier von den wahren französischen Kriegszielen wegzogen, 
sich gezwungen sahen, der Regierung Opposition zu machen. 
Eine bessere Bestätigung unseres Artikels in der letzten Num¬ 
mer der „Glocke“ ist allerdings nicht gut denkbar. Mit Recht 
konnte Herr Ribot sein Erstaunen über die Haltung Renaudels 
ausdrflcken: seit den Qeheimsitzungen der französischen Kam¬ 
mer habe sich nichts ereignet, was eine Veränderung in dieser 
Haltung rechtfertigen könnte. Bedauert etwa Herr Renaudel 
seine damalige Haitung? Die „damalige Haltung“ lief bekannt¬ 
lich auf eine Vertrauensresolution für Ribot aus, für die die 
Sozialisten, mit Renaudel an der Spitze, stimmten, nachdem 
der Ministerpräsident in der Qeheimsitzung die Ansprüche des 
Kabinetts Briand auf das deutsche Saarbecken fall^ gelassen 
hatte. Wie wenig ernsthaft dieser Verzicht war, geht eben 
daraus hervor, daß Renaudel es für nötig hielt, sobald die 
französisch-russischen Raubverträge durch den Reichskanzler 
bekannt geworden waren, Herrn Ribot nach seinen Kriegszielen 
zu interpellieren. Und Herr Cochin, neben Moutet einst als 
sozialistischer Handlungsreisender vom Kabinett Briand nach 
Rußland geschickt, fragte nunmehr Herrn Ribot: „Erklären Sie 
uns unumwunden, ob von den Petersburger Qeheimverträgen 
mit dem Zaren heute noch etwas übriggeblieben ist?“ — Und 
was antwortete Ribot auf diese Frage? Nicht etwa mit ja oder 
nein, sondern mit der verschwommenen Phrase: schon im Juni 
habe er erklärt, daß Frankreich keiner Bevölkerung Gewalt an¬ 
tun wolle, daß es aber außer Elsaß-Lothringen auch Bürg¬ 
schaften gegen den preußischen Militarismus verlangen werde. 
Das war deutlich genug. Der Gedanke des ans deutschem 
Gebiet herzustellenden französischen Pufferstaates ist von Ribot 
ganz und gar nicht auf gegeben, und da sich diesmal die Ver¬ 
handlungen im vollen Lichte der Oeffentlichkeit abspielten, so 
konnten die Sozialisten ihr altes Spiel vom Juni nicht wieder¬ 
holen. Obwohl die Tagesordnung vom 2. August nur die 
Wiederholung der Tagesordnung vom 5. Juni war, so stimmten 
diesmal 61 Stimmen — wie wir annehmen wollen, Sozialisten — 
dagegen, und die übrigen Sozialisten enthielten sich, wie es 
hieß, der Abstimmung. 
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Und ebenso wurde jetzt endlich die Fräse aktuell, ob man 
dem „Sozialisten“ ITiomas noch weiter gestatten dürfe, dem 
Kabinett Ribot anzugehören. Die Lage war in der Tat dadurch, 
daß sie bekannt geworden war, beschämend geworden. Man 
fiberwies die Entscheidung schließlich einem Ausschuß, der im 
Einverständnis mit Tlfomas die politische Haltung näher be¬ 
stimmen soll, die er „von jetzt ab“ befolgen soll und die das 
Interesse der nationalen Verteidigung verlangt. 

Jeder Kommentar ist hier überflüssig. 

Es lohnt sich, in diesem Zusammenhänge darauf hinzuweisen, 
daß die russischen Abgeordneten, die zurzeit in Paris weilen, 
Besprechungen mit der sozialistischen Kammerfraktion und 
dem Vorsitzenden der Liga für Menschenrechte halten. Hier 
fanden die russischen Kriegsziele: keine Annexionen und Ent¬ 
schädigungen zugunsten der Franzosen die schon gewohnte 
Umbiegung, daß die Annexion Elsaß-Lothringens durch Frank¬ 
reich keine Annexion sei. Wenn allerdings dabei gleichzeitig 
das berühmte „Selbstbestimmungsrecht der Völker“ wieder 
herumgereicht wurde, so trat dadurch lediglich zutage, wie 
sehr im Munde auch der revolutionären Russen dieses Selbst¬ 
bestimmungsrecht inzwischen zu einem leeren Schaugerioht 
geworden ist Das .^elbstbestimmungsrecht der Völker”, an¬ 
gewandt auf Elsaß-Lothringen, könnte doch nur besagen, daß 
das deutsche Volk selber bestimmen soll, ob Elsaß-Lothringen 
nach wie vor beim Reich bleiben soU oder nicht. Man lasse also 
die 65 Millionen des deutschen Volkes einschließlich Elsaß- 
Lothringen darüber abstimmen. Aber so ist die Sache natür¬ 
lich nicht gemeint. Man nimmt einen beliebigen Teil des deut¬ 
schen Volkes heraus, nennt diesen Teil selber „ein Volk“ — 
wahrscheinlich nach der Lehre des lateinischen Prosodie von 
pars pro toto — und Hokuspokus, dreimal schwarzer Kater! 
das „Selbstbestimmungsrecht der Völker“ ist fertig. Wenn es 
ein „Volk“ von Elsaß-Lothringen gibt, so gibt es auch ein 
„Volk“ von Erfurt Auch Erfurt war Jahre hindurch eine fran¬ 
zösische Stadt. Auch das Volk von Erfurt hat also einen 
heiligen Anspruch darauf abstimmen zu dürfen, ob es in Zu¬ 
kunft nicht lieber französisch sein wolle. Das gleiche gilt für 
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die „Völker“ von Hamburg und Danzig. Abstiirnnra! Ab¬ 
stimmen! In diesem Zeichen werden weltgeschichtliche Ent¬ 
scheidungen getroffen. — 

Inzwischen freilich sollte der Gang der russischen Revolu¬ 
tion den russischen Revolutionären in Paris eigentlich deutlich 
gemacht haben, daß es ganz so friedlich doch nicht gehen 
dürfte. 

Auch in der langen Rede, die Lloyd George am 4. August 
gehalten, spielt das Selbstbestimmungsrecht der Völker eine 
große Rolle. Im übrigen ist diese Rede ein Musterbeispiel 
demagogischer Beredsamkeit und macht es begreiflich, daß sich 
gerade die gebildeten Schichten Englands des englischen 
Premiers immer mehr zu schämen beginnen. Ein Wunder nur, 
daß der Walliser auf die bekannte KadaverlUge verzichtet hat, 
sie hätte dem Niveau seiner Rede vorzüglich entsprochen. Da 
kehrt der längst dementierte Schwindel von der ,JPotsdamer 
Konferenz“ wieder, da wird trotz Kanzlerrede und Reichstags¬ 
resolution erklärt, Deutschländ gehe auf Eroberungen aus. Es 
ist, wie wenn ein Dutzend-Agitator in Niederbarnim geredet 
hätte. Nur was bei jenem armen Teufel das Produkt eines 
beschränkten Fanatismus ist, das ist bei Lloyd George ziel¬ 
bewußte, politische Lüge. 

Bei alledem spricht aus dieser Rede eine sehr starke Be¬ 
klemmung. Die Friedensbewegung ist audi in England stark 
genug, um sich nicht mehr völlig ignorieren zu lassen, und ihrer 
Bekämpfung mußte der Redner einen großen Teil seiner Aus¬ 
führungen widmen. Kein Wort über den franko-russischen 
Raubvertrag, dem England ausdrücklich seine Zustimmung er¬ 
teilt hatte. Kein Wort über die kolonialen Raubpläne Englands 
selber. Mit echt englischer Unbefangenheit führt Lloyd George 
den Verbündeten zu Gemüte, daß sie alle ohne Englands „Hilfe“ 
schon längst vernichtet wären und deshalb dem treuen Albion 
zu tiefster Dankbarkeit verpflichtet seien, was sie am besten 
dadurch zum Ausdruck bringen könnten, daß sie unentwegt 
weiter bluteten und verelendeten. 

Man mache sich nur die Situation Englands am Beginn des 
vierten Kriegsjahres klar, und man wird sofort die tödliche 
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Verlegentieit erkennen, in der sich das Land und sein Diktator 
befindet. England kann gar nicht anders, als seinen Ver¬ 
bündeten den Sieg zu versprechen, und zwar den vollen, den 
absoluten, den vernichtenden Sieg. Es wäre ruiniert, wenn es 
an dieser Siegesgewißheit jemals auch nur den geringsten 
Zweifel auftauchen ließe. Die Folgen wären bei seinen Ver¬ 
bündeten unabsehbar. Und deshalb ist es ganz töricht, bei den 
englischen Machthabern irgend welchen Einfluß der deutschen 
Friedenspolitik entdedcen zu wollen. Dabei eikennt natürfich 
auch England, daß von einem derartigen Sieg, wie die eng¬ 
lischen Minister ihn täglich und stündlich prophezeien, nie und 
nimmer die Rede sein kann. Der erfolgte Zusammenbruch 
Rußlands, der bevorstehende Zusammenbruch Frankreichs, die 
militärische Ohnmacht Englands: alles das sind Dinge, die 
schließlich auch in England erkannt werden und ihre Wirkung 
ausflben. So muß Lloyd George vor der Gründung englischer 
Arbeiter- und Soldatenräte warnen, und vor dem Einfluß zer¬ 
setzender Methoden, vor Tellorganisationen, die den Krieg leiten 
oder den Frieden diktieren wollen. Und aus dieser wider¬ 
spruchsvollen Situation, die den englischen Redner zwingt, 
immer wilder den wahren und absoluten Sieg zu prophezeien, 
je mdir die Voraussetzungen eines solchen Sieges dahin¬ 
schwinden, erklärt sich der zuweilen direkt hysterische Ein¬ 
druck, den diese Reden auf uns machen. 

Hier wirkt eine kraftbewußte, zielklare deutsche Friedens¬ 
politik wie Sprengpulver in den Reihen unserer Feinde. Sie 
ist heute das Gefährlichste, was den Lloyd George, Ribot und 
Kerenski passieren kann. Deshalb suchen sie sie vollkommen 
zu ignorieren und Deutschland unentwegt als den Feind jeder 
Freiheit und als das Bollwerk jeder Gewaltpolitik hinzustellen. 
Je klarer aber die deutsche Friedensstimme sich durchringt, 
desto stärker wird die Zersetzung im Lager der Feinde sein, 
desto stärker auch die Krisis, in der die Ententesozialisten 
stehen und die sie zum Bruch mit ihren Regierungen treibt, 
ob sie nun wollen oder nicht. Auch ihnen und den hinter ihnen 
stehenden betrogenen Volksmassen wird die geschichtliche 
Aufgabe klar werden, die Deutschland in diesem Kriege zu er- 
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füllen hat: der Welt nicht eine neue Knechtschaft zu bringen, 
sondern eine alte Knechtschaft zu zerbrechen und durch den 
Sturz des englischen Weltdespoten der Freiheit eine Gasse zu 
bahnen. 


AUGUST WINNIG: 

Die Demokratie als Bluff. 

D ie gute alte Demokratie muß jetzt reichlich viel Schindluder 
mit sich treiben lassen. Von den ersten Kriegstagen an 
beliebte man es in Frankreich und England, diesen brutalen 
Konkurrenzkrieg als einen heiligen Kreuzzug zur Erlösung der 
gefesselten Völker abzustempeln. Wo sich freilich noch ein 
Gran selbständigen Urteils erhalten hatte, zuckte man darüber 
die Achseln und verwies auf den großen Vorkämpfer der 
Demokratie — auf den heiligen Nikolaus, der sich so arg dabei 
abmühte, der Freiheit mit Galgen und Katorga eine Gasse zu 
bahnen. 

In der Tat wurden die Wirbel der demokratischen Trommler 
durch diesen Hinweis etwas gedämpft, um aber sogleich mit 
orkanischer Wucht zu donnern, als sich der große Umschwung 
in Rußland vollzog. Nun erreichte die Verkündigung der 
völkerbefreienden Mission* der „großen Demokratien“ ihren 
höchsten Schwung! Doch auch jetzt besorgte man noch 
überhört zu werden und man* hielt es darum für dringend 
geboten, den hehren demokratischen Sphärenklängen ein paar 
Friedenstöne beizumischen, von denen man wußte, daß sie 
überall aufmerksame Ohren treffen würden. So trommelte 
man plötzlich: es stünde um die Friedensaussichten von Stund 
an besser, wenn das autokratische Regime in Deutschland 
einer Demokratie Platz mache. Dann kömre man mit viel 
größerem Vertrauen zu Verhandlungen gehen; denn ein demo¬ 
kratisches Deutschland biete immerhin einige Gewähr gegen die 
ewigen Beunruhigungen und Bedrohungen, denen die fried¬ 
liche Gemeinde der demokratisch regierten Völker früher 
ausgesetzt gewesen sei. So redete Wilson und so redete Lloyd 
George, upd die Welt horchte auf. 
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Es ist nicht gerade verlockend, sich mit solchem Gerede 
sachlich auseinanderzusetzen; es ist aber auch nicht möglich, 
als Demokrat und in dieser Situation dazu zu schweigen. Die 
naheliegende Annahme, daß der starke, auf Demokratisierung 
gerichtete Wille weiter Kreise unserer führenden Politiker 
durch die Aeußerungen der feindlichen Staatsmänner hervor¬ 
gerufen sei, wäre nicht nur blamabel, sondern obendrein gründ¬ 
lich falsch. Das weiß jeder, der nicht völlig abseits vom 
Strome des Geschehens lebt. Dieser Wille hat die deutsche 
Politik schon lange vor dem Kriege beherrscht. Selbst die < 
üble Zeit des Bßlowblocks war im Grunde eine, freilich sehr 
verschrobene, Aeußerung dieses Willens. Wie stark er jeder¬ 
zeit in der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung lebendig 
war, braucht nicht erst nachgewiesen zu werden. Als der 
Krieg über uns kam, war es klar, daß nun auch die Frage der 
Demokratisierung des deutschen Verfassungswesens so oder so 
ihre Lösung finden mußte. Wäre der Krieg nach einem halben 
Jahre zu Ende gewesen, so wäre diese Frage höchstwahr¬ 
scheinlich heute schon erledigt. 

Aber der Krieg ging seine eigenen Wege. War man zuerst 
der Meinung, daß die innerpolitische Neuordnung erst nach 
dem Kriege erfolgen könne, so mußte sich diese Ansicht ändern, 
als Jahr um Jahr verstrich und die Anforderungen des Kriegs¬ 
zustandes an die Widerstandskraft des Volkes größer und 
größer wurden. 

Die Widerstandskraft eines Volkes hat selbstverständlich 
auch ihre moralischen Untergründe. Die äußeren Lebens¬ 
bedingungen der Masse verschlechterten sich mehr und mehr. 

Aus den anfänglichen Unbequemlichkeiten der Nahrungsver¬ 
sorgung wurden Schwierigkeiten und wurde schließlich offen¬ 
barer Notstand, der natürlich die Widerstandskraft der Masse 
des Volkes herabsetzte. Aber warum eiklären, was jeder 
persönlich kennt und täglich wahrnimmt — es genügt auszu¬ 
sprechen, daß die Widerstandskraft des Volkes aufs höchste 
angespannt ist. Aber sie darf nicht versagen, sie muß stand¬ 
halten, wenn wir das Unheil eines unglücklichen Friedens von 
uns abwenden wollen. Darum ist die Stärkung der Wider- 
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Standskraft der Masse heute das Gebot der Stunde, Und nichts 
liegt näher, als durch endliche Erfüllung der demokratischen 
Eorderungen* die moralischen Kräfte des Volkes mächtig zu 
heben*. Das ist der Sinn, der den heutigen Bestrebungen der 
Reichstagslinken zugrunde liegt. Es wäre töricht, den Zu¬ 
sammenhang zwischen diesen Bestrebungen und den außen¬ 
politischen Dingen zu leugnen. Der besteht natürlich. Aber 
er besteht nicht darin, daß die Linke demokratisieren will, um 
das Wohlwollen des hochmögenden Lloyd George zu ver¬ 
dienen und auf diese Weise gnädige Friedensbedingungen zu¬ 
gebilligt zu eihalten, sondern er ist durch die Tatsache gegeben, 
daß es geradezu borniert und unverantwortlich wäre, wollte 
man mit den demokratischen Reformen noch länger zögern, wo 
diese doch längst fällig sind und wo das Volk eine solche 
Vermehrung seiner sittlichen Kräfte nie nötiger hatte als 
gerade jetzt. Hätten Wilson und Lloyd George niemals ein 
Wort von der „hohen Mission der großen Demokratien“ gesagt, 
cs wäre kaum irgendwie anders gekommen, als es tatsächlich 
gekommen ist. 

Man wird sich selbstverständlich nicht erst um den Nachweis 
bemühen, daß hinter dem Gerede dieser Weltbeglücker alles 
andere, nur nicht Wohlwollen für das deutsche Volk steckt. 
Die kaum zu übersehende Absicht ist hier natürlich, die Massen 
bei uns gegen die Regierung aufzuputschen und darüber hinaus 
das Verteidigungswerk zu erschweren. Darüber ist kein Wort 
zu verlieren. Ein anderes aber ist es, ob die deutsche Demo- 
kratie gut daran tut, jenes Gerede einfach za ignorieren. Das 
erscheint denn doch bedenklich, weil es den Anschein erwecken 
kann, als stehe >und handele sie wirklich unter dem Einfluß 
dieser Phrasen. Die starke, auf eine Neuordnung der Tat ge¬ 
richtete Strömung in den Reichstagsfraktionen weiß sich jeden¬ 
falls frei von solchem Einfluß, aber es ist notwendig, dies, 
wenigstens soweit die Sozialdemokratie in Betracht kommt, 
mit aller Deutlichkeit auszusprechen. 

Es -wäre schlimmer als weltfremde Ideologie, es wäre 
Narretei, wollte man in dem Phrasenbrei der Lloyd George 
etwas anderes sehen als einen überaus plumpen Bluff. 
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Die Bureaukratenwirtschaft in der deutschen Politik ist ein 
Uebel, ist sicherlich die «böseste aller vorgeblichen „deutschen 
Eigentfimlichkeiten“, und die überwältigende Mehrheit des 
deutschen Volkes ist fest entschlossen, mit ihr gründlichst auf¬ 
zuräumen. Man tut auch nicht unrecht, wenn man ein gut Teil 
der imieren und äußeren Schwierigkeiten auf ihr Konto schreibt. 
Daß sie es aber gewesen sei, die Deutschland zu einer steten 
Bedrohung und Beunruhigung seiner friedliebenden Nachbarn 
in Ost und West gemacht habe, ist eine der tendenziösen Ein¬ 
seitigkeiten, aus denen die ganze Entente-Phraseologie zu¬ 
sammengesetzt ist. Es gelüstet uns wahrlich nicht, die aus¬ 
wärtige Politik der deutschen Regierung zu verteidigen. Wir 
hatten vor dem Kriege sehr viel gegen sie einzuwenden und 
finden auch heute wenig Anlaß, sie vor der Politik der anderen 
Länder herauszustreichen. Um deutlicher zu sein: wir klagen 
die auswärtige Politik der deutschen Regierung vor allem des 
Mangels an Voraussicht und an Stetigkeit an; sie mußte bei 
der gefährlichen Lage des Reiches wenigstens nach einer Seite 
sichere Anlehnung suchen und sich danach einstellen; statt 
dessen schwankte sie jahrelang hin und her und verpaßte dabei 
alle Gelegenheiten. Das kann man der deutschen Außenpolitik 
zum Vorwurf machen (und wir sind nicht die einzigen, die es 
tun). Aber man kann ihr mit dem bösesten Willen nicht nach¬ 
sagen, daß sie eine Politik der Herausforderung und Bedrohung 
gewesen sei. In den entscheidenden Weltkrisen ist sie weit 
mehr ein Element der Mäßigung als der Beunruhigung gewesen. 
Sie hat, um nur drei der wichtigsten weltpolitischen Vorgänge 
zu nennen, im Marokkohandel nachgegeben, sie hat sich mit 
der Aufteilung Persiens abgefunden und hat zu der Losreißung 
Tripolis von der Türkei geschwiegen. In allen drei Fällen hat 
das autokratische Deutschland es geschehen lassen, daß sich 
die großen friedliebenden Demokratien auf wehrlose Völker 
stürzten und sie knebelten. Das sind geschichtliche Tatsachen, 
die immerhin nicht gerade ein zwingender Beweis dafür sind, 
daß eine demokratische Staatsverfassung eine Bürgschaft 
gegen raubgierige Machtpolitik bilde. Das Heilmittel dagegen 
ist noch nicht gefunden — auch die parlamentarische Kontrolle 
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der Diplomatie wird keins sein. Man kann mit ihr bestenfalls 
einzelne Entgleisungen und Torheiten korrigieren, aber man 
kann damit nicht die Gegensätze in den Lebensfragen der 
Völker beseitigen. Es ist möglich, daß die britischen Staats¬ 
männer in der deutschen Politik tatsächlich eine ständige Be¬ 
drohung sähen, wie etwa ein abgedienter Hausmeier m der frisch 
eingestellten jungen Kraft eine Bedrohung sehen mag. Die auf¬ 
strebende Jugend bildet für das Alter in diesem Siime immer 
eine Bedrohung, und so war auch Deutschland durch sein 
bloßes Dasein und Wachstum für das reich und bequem ge¬ 
wordene England ein Gegenstand des Argwohns; es wäre von 
diesem als lästig und beunruhigend empfunden worden, auch 
wenn es sich in allen politischen Fragen hinter England gestellt 
hätte; Gnade und Wohlwollen hätte es nur gefunden, weim es 
aufgehört hätte zu wachsen. 

Aber dies Wachstum und seine weltwirtschaftlichen und welt¬ 
politischen Ausstrahlungen haben mit der Staatsverfassung nur 
wenig zu tun. Der Imperialismus gedeiht in der Republik zu¬ 
mindest nicht schlechter als in der Autokratie. Auch ein demo¬ 
kratisch verwaltetes Deutschland muß, wenn sein Boden sekre 
Bevölkerng nicht mehr ernähren kann, auf Hebung seines Ge¬ 
werbes und Handels bedacht sein. Das weiß natürlich auch 
der brave Lloyd George, und wenn er darum einem demokra¬ 
tisierten Deutschland den Oelzweig des Friedens und der 
Freundschaft entgegenzustrecken verspricht, so hat er dabei 
seine eigenen Vorstellungen von deutscher Demokratisierung. 
Wir kennen sie nicht; würde aber Lloyd George so gütig sein, 
sie näher zu erläutern, so würden sie höchstwahrscheinlich dem 
Ideai der kleinbürgerlichen Partikularisten sehr nahe kommen. 
Einer deutschen Demokratie, wie wir sie erstreben: einem 
Deutschland, das den schöpferischen Kräften seiner Massen 
freie Bahn gibt, das seine wirtschaftliche Aufgabe darin sieht, 
seiner wachsenden Bevölkerung im eigenen Lande die Möglich¬ 
keit aufsteigender Entwicklung zu sichern — einer solchen 
deutschen Demokratie würde Lloyd George schwerlich den 
Bruderkuß geben. 

Und darum werden wir uns damit abfinden müssen, den 


bv Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Die neue Ausl^dspolitfk. 


733 


freiheitlichen Ausbau unseres Landes au! eigene Rechnung und 
Gefahr auszuführen. Wir dringen auf ihn — nicht um die 
Geschäfte der „großen westlichen Demokratien“ zu fördern, 
sondern um dem deutschen Volke die höchste Kraft zu geben, 
die es zur Abwehr der drängenden Feinde braucht 


Dr. MANNHEIM: 

Die neue Auslandspolitik. 

I M 10. Hefte des dritten Jahrganges der „Glocke“ versucht 
Dr. Adolf Koester die Richtlinien einer neuen „sozialdemo* 
kratischen Auslandspolitik“ festzulegen. Seine Ausführungen 
verdienen aber allgemeines Interesse; denn sie gehören zu dem 
Besten, was — nicht nur von sozialdemokratischer Seite — 
zu dem Thema der „neuen Auslandspoiitik“ geschrieben worden 
ist Sie liefern aber eben deshalb gerade einen schlagenden 
Beweis dafür, das sich, über diesen wichtigen Gegenstand heute 
im Grunde genommen ebensowenig sagen läßt wie vor dem 
Kriege. Ali’ unsere durch die Erfahrungen dieses Krieges ge¬ 
wonnenen Einzeleikeimtnisse verdichten sich schließlich zu 
der einen Einsicht daß der Weg der äußeren Politik noch 
ebenso dunkel vor uns liegt wie je zuvor. 

Auch Koester ist von dieser Auffassung nicht weit entfernt, 
er scheut nur vor dem letzten Schritt zurück. Auch er gibt 
zu: „Es gibt keinen Leitfaden der Führung einer auswärtigen 
Politik“ (S. 364). Aber: es können „Mittel und Wege an¬ 
gegeben werden, wie wir ein gemeinsames Programm euro¬ 
päischer Außenpolitik allen Schwierigkeiten zum Trotz gemeiii'- 
sam mit unseren Bruderparteien uns erstreiten können“ (S. 364). 
Hierzu aber müsse man sich zunächst über das Ziel einer 
sozialdemokratischen Außenpolitik klar werden. Dieses Ziel 
erblickt Koester darin, „einen Zustand unter den europäischen 
Staaten zu schaffen, der allen, besonders aber den wirtschaft¬ 
lich aufstrebenden volkreichen jungen Staaten, volle Freiheit 
der Entwicklung und wirtschaftliche Expansion, auch nach 
außen läßt. . . Der innerpolitische Wahlspruch: „Freie Bahn 
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dem Tüchtigen“ muß auch im Verhältnis der Staaten unterein¬ 
ander gelten“ (S. 365). 

Hier stock' ich schon und frage: Wer aber soll über die 
Tüchtigkeit des „freie Bahn“ für sich beanspruchenden Staates 
entscheiden? Etwa eine internationale Prüfungskommission, 
analog den jetzt in manchen Schulen stattfindenden „Hocb- 
begabtenprüfungen“? Auf welchem Gebiete soll ferner die 
„besondere Tüchtigkeit“ gefordert werden? Auf wirtschaft¬ 
lichem? Dann wäre die Forderung der „freien Bahn“ ziemlich 
überflüssig; den gerade auf wirtschaftlichem Gebiete hat die 
Tüchtigkeit sich auch bisher schon ohne fremde Unterstützung 
im allgemeinen aus eigener Kraft durchgesetzt. Hier gilt im 
Verhältnis der Staaten untereinander das gleiche wie innerhalb 
des einzelnen Staates: der tüchtige Einzelmensch kommt wirt¬ 
schaftlich meistens auch ohne Krücken und Hilfen zum Ziele, 
und die Forderung der „freien Bahn“ hat — innerpolitisch be¬ 
trachtet — infolgedessen keinen wirtschaftspolitischen, sondern 
einen parteipolitischen Charakter. Parteiinteressen dürfen das 
im Interesse des Staatsganzen erforderliche Vorwärtskommen 
des Tüchtigen nicht hindern; denn die Interessen der Parteien 
haben hinter denen des Staates unbedingt zurüdczustehen. Das 
sind Sätze der inneren Politik, die sich auf die Weltpolitik aber 
nicht übertragen lassen. Hier wird die Forderung nicht als 
berechtigt anerkannt werden, daß etwa ein Staat seinem „tüch¬ 
tigeren“ Konkurrenten, um ihm das Vorwärtskommen noch 
mehr zu erleichtern, nun auch noch politische Vorteile .ein¬ 
räumen soll. Ich fürchte daher, daß das Ideal Koesters nie 
verwirklicht werden wird. Schon die Beispiele, an denen er 
seine Meinung veranschaulichen will, werden zum Teil Wider¬ 
spruch erwecken, so wenn er für das „gewaltsame Niederhalten 
junger aufstrebender Nationen durch alte saturierte Reiche“ 
das Beispiel „Serbien durch Oesterreich“ wählt (S. 365). Was 
nützen also die schönsten allgemeinen Grundsätze, wenn wir 
uns beim ersten Versuch ihrer Anwendung auf den Spezialfail 
in die Haare geraten? Was nützt uns die Friedensformel 
„Ohne Annexionen und Entschädigungen“, solange keine 
Hoffnung vorhanden ist, daß wir uns über den Begriff 
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der Annexion“ und seine praktische Unterscheidung: von 
der .Zurfickgabe“, sowie Ober den Begriff der .Entschädi¬ 
gung“ und seine praktische Unterscheidung von der „Wieder¬ 
gutmachung“ einigen? Die Geschichte der Staatsphilo-. 
Sophie zeigt uns eine Menge solcher Formeln, die bei aller 
inhaltlichen Verschiedenheit die praktische Wertlosigkeit ge¬ 
meinsam haben. Ausffihrliche Erwähnung verdient als be¬ 
sonders zeitgemäß die Tlieorie von den „natürlichen Grenzen“, 
wie sie Fichte vor über 100 Jahren in seinem großen staats¬ 
philosophischen Werke „Der geschlossene Handelsstaat“ auf¬ 
gestellt hat. Ebenso wie Koester findet auch Fichte sein welt¬ 
politisches Ideal durch Analogie zum innerpolitischen. Koester 
überträgt die Maxime ,Ereie Bahn dem Tüchtigen“ vom ein¬ 
zelnen auf den Staat und will so zu einem Zustande friedlichen 
Wettbewerbs der Staaten untereinander gelangen. Fichte 
schaltet durch sein System der weitgehendsten staatlichen 
Kontrolle und Fürsorge den Wettbewerb zwischen den einzelnen 
Staatsbürgern aus und überträgt sein Prinzip der. absoluten 
Selbstgenügsamkeit und Wunschlosigkeit auf das Verhältnis der 
Staaten untereinander. Sind also die handelspolitischen Ideen 
beider Schriftsteller durchaus verschieden, so treffen sie sich 
doch wieder in dem gemeinsamen Ziel der Erhaltung des 
Friedens. „Friede durch Ausgleich“ nennt es Koester, Friede 
durch Erreichung der „natürlichen Grenzen“ sagt Fichte. Was 
versteht nun Fichte unter den „natürlichen Grenzen“ eines 
Staates? Der Name würde — wie hier gleich in Parenthese 
bemerkt sei — zunächst auf einen absoluten Gegensatz zu den 
Mstorisch gewordenen Grenzen“ hindeuten, also mit den heute 
wieder aktuell gewordenen Erwägungen, welchem Staate ein 
bestimmtes Stück Land aus Gründen seiner geschichtlichen Ent¬ 
wicklung wohl am ehesten zuzusprechen sei, anscheinend genau 
so brechen wie Koesters Prinzip der „freien Bahn“, das natür¬ 
lich ebenfalls alle sich nur auf das Recht des Ueberlieferten 
gründenden Ansprüche verwerfen muß. Ich sage „anscheinend“, 
denn in Wirklichkeit ist Fichtes Theorie bereits auf einem 
der Geschichte entlehnten Begriff, nämlich dem der Nation, 
aufgebaut. Eine jede Frage nach den natürlichen Grenzen geht 
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stillsdhweigend schon von der Voraussetzung des Bestehens 
bestimmter, eine Einheit bildender Nationen aus. „Natürliche 
Grenzen“ sind -nun solche, bei denen eine Nation lediglich mit 
•Hilfe ihrer eigenen Erzeugnisse, abgeschnitten von jedem 
Handel mit dem Auslande, bestehen kann. Fichte spricht im 
3. Kapitel des III. Buches von „Andeutungen der Natur, was 
zusammenbleiben oder getrennt werden solle“, wobei nicht 
lediglich auf „militärisch gedeckte und feste Grenzen, sondern 
noch weit mehr auf produktive Selbständigkeit und Selbst¬ 
genügsamkeit zu sehen sei“. 

Auch hier haben wir wieder ein Schulbeispiel für eine schein¬ 
bar richtige und einfache Theorie vor uns, deren praktische 
Unbrauchbarkeit sich aber bei näherer Betrachtung sofort zeigt. 
Setzen wir den Fall, ein reiner Industriestaat müsse zur Er¬ 
langung seiner „produktiven Selbstgenügsamkeit und Selb¬ 
ständigkeit“ mit einem Streifen eines benachbarten Agrar¬ 
staates vereinigt werden. Dann gibt uns die Theorie der 
„natürlichen Grenzen“ doch nicht den geringsten Aufschluß dar¬ 
über, in welcher Weise diese Vereinigung politisch und geo¬ 
graphisch vorgenommen werden soll. Es bleiben vielmehr 
folgende Fragen offen: Soll der erforderliche Ackerbau trei¬ 
bende Landstrich von seinem bisherigen Staatsverbande ab¬ 
getrennt und dem Industriestaate politisch angegliedert wer¬ 
den? Oder kann nicht mit demselben Recht umgekehrt der 
benachbarte Agrarstaat, der seinerseits vielleicht einen indu¬ 
striellen Landstrich als Ergänzung nötig hat, verlangen, daß 
ein Stück des Industriestaates ihm zugesprochen werde? Und 
wenn mehrere Agrar- oder Industriestaaten vorhanden sind, 
die alle die gleiche Ergänzungsbedürftigkeit aufweisen, wessen 
Wünsche sollen dann in erster Linie berücksichtigt werden? 
Es ist ja nicht anzunehmen, daß bei der Gesamtahrechnung 
alles schließlich glatt aufgehen wird. 

Eine Lösung politischer Grenzstreitigkeiten großen Stils ist 
also von dieser Theorie nicht zu erwarten, wenigstens nicht, 
solange kein Organ vorhanden ist, dessen Machtsprüchen sich 
alle Beteiligten bedingungslos unterwerfen müssen. Und da 
es ein solches Organ vorläufig nicht gibt, ist Jede Theorie auf 
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dem Gebiete der äußeren Politik, auch die Koestersche Formel, 
zur Unfruchtbarkeit verdammt — eine Cricenntnis, von der 
übrigens auch Koester selbst nicht weit entfernt ist. 

Und eben desdialb ist das Problem einer neuen Auslands¬ 
politik meines Erachtens keine Frage neuer Ideen, an denen 
wir wie gewöhnlich Ueberfluß haben. Was uns not tut, sind 
vielmehr Persönlichkeiten mit dem festen Willen und? der 
Fähigkeit, das, was sie für richtig halten, in die Tat umzusetzen. 

LOTHAR ENGELBERT SCHUECKING; 

Die dringendsten Aufgaben der 
Verwaltungsreform. 

I. 

D ass in diesem Kriege die Nahrungsmittelversorgung nicht 
richtig funktioniert, -ist unbestritten, daß dieser Fehler aber 
auf unsere innere Verwaltung und ihre gewaltigen Mängel zu- 
rückzuführen ist, wird mancher Landrat leugnen. Zwei Mängel 
sind es vor allem, die die Wurzeln alles Uebels sind: dem 
Bauern und' Landmann mangelt vielfach das staatsbürgerliche 
Empfinden und wenn das durch Zwang wieder gutgemacht 
werden soll, dann findet sich, daß dieser Zwang gar nicht aus¬ 
geübt werden kaoin auf dem Lande, daß bei diesen ehrenamt¬ 
lichen Beamten eine Hand derartig die andere wäscht, daß 
niemand dem anderen wehe tun kann. 

Was jahrhundertelang in Preußen zum Nutzen des regieren¬ 
den Landadels und Großgrundbesitzes eifrig verfochten wurde, 
der Unterschied zwischen Stadt und Land und das ehrenamt¬ 
liche System in der ländlichen Gemeinde und Kreisverwaltung, 
rächen sich hier auf das grausamste. Jahrzehntelang hat man 
die Urbanisation des Landes künstlich aufgelialten. Jetzt ist 
man erstaunt, daß dem Landmann das Verständnis mangelt für 
die Notlage des Städters. 

Trotzdem will die preußische Verwaltungsreform grundsätz¬ 
lich in der Verfassung der inneren Verwaltung nichts ändern. 
Es soll alles so bleiben wie es ist, nur einige Behörden sollen 
fortfallen und damit einige Beschwerdeinstanzen. Unterstaats- 
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Sekretär Drews, in dessen Händen diese Aufgabe ruht, die Ver¬ 
waltung so zu reformieren, daß sie noch schlechter wird — ihre 
Anarchie zeigt sich doch am besten in der Lebensmittelver¬ 
sorgung —, möchte wohl die politischen Beamten, Landrat und 
Oberpräsidenten beibdhalten, aber nicht die unpolitischen, z. B. 
die Regierungspräsidenten, die technisch die Sache fördern. 
Nicht rütteln möchte man an der hocMconservativen Provinzial¬ 
verwaltung, der reaktionären Kreisverwaltung und dem auto- 
kratisch regierten Qutsbezirk. 

Und doch ist die erste Forderung der Demokratie das Ge- 
meindeprinzip. Aufhebung der Hunderte von Qutsbezirken. 
Schaffung leistungsfähiger, wirtschaftlich einheitlicher und selb¬ 
ständiger Gemeinden ist die erste Forderung der Vernunft, 
wenn wir nicht nur darauf zugeschnitten sein sollen, am leichte¬ 
sten vom Großgrundbesitz beherrscht zu werden. Bruch mit 
der historischen Tradition ist hier unbedingt notwendig. Wie 
sind denn die Gemeindegrenzen entstanden? Sind sie etwa 
natürlich? In den Kämpfen und Wirren des Mittelalters ist es 
dem einen oder anderen durch Gewalt oder List gelungen, von 
irgendeinem Grundstück Abgaben zu erhalten, irgendeinen Ein¬ 
wohner, irgendein Grundstück in irgendeinen Verband hineinzu¬ 
zwingen. Unserm konservativen Regime ist aber die Gemeinde- 
grenze „von Gottes Gnaden“. Das erste, was die Franzosen 
taten, als sie vor mehr als hundert Jahren in Deutschland ein¬ 
rückten und mit dem mittelalterlichen Wust des Lehnwesens 
bei uns in so dankenswerter Weise aufräumten, war deshalb 
die Einteilung des Landes nicht nach alten feudalen Privilegien, 
sondern nach wirtschaftlicher Zusammengehörigkeit, nach 
Flußläufen und Bergzügen, nach kultureller und landschaftlicher 
Zusammengehörigkeit. Die Zwerggemeinden müssen ebenso 
aufhören wie die Wasserköpfe. Ein weiterer Kulturfortschritt 
ist dann die Gleichstellung der Gemeinden. Ihr steht nach 
einer vernünftigen Einteilung theoretisch nichts mehr im Wege. 
Der Unterschied von Stadt und Land wird dann radikal aufge¬ 
hoben. Der Bauer wird endlich, endlich Staatsbürger. Die 
fortschrittlichen Vereine in Hessen pflegen bekanntlich ihre 
Agitation auf dem Lande damit zu begründen, daß sie unter den 
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Landleuten Bfirgervereine gründen. Das ist außerordentlich 
bezeichnend. Es gilt den Bauern das richtige staat^Orgerllche 
Bewußtsein einzuflößen. Von der Hetze zwischen Stadt und 
Land lebten bisher die reaktionären Kreistagsmehrheiten. Im 
iU)rigen ist unendlich viel Kulturfortschritt damit lahmgelegt 
worden, daß wir grundsätzliche Unterschiede zwischen Stadt 
und Landgemeinde hatten. Die größeren Landgemeinden 
haben sich schließlich in ihrer Verzweiflung organisieren 
müssen, nur um ihre eigentlich rein städtischen Interessen zur 
Geltung zu bringen. Der Unterschied zwischen Stadt und Dorf 
fällt in Westeuropa immer mehr fort und wurzelt im Osten am 
festesten. Die Oleichstellung des Landes mit der Stadt in ver- 
fassungs- und verwaltungsrechtlicher Beziehung macht den 
Bauer zum Bürger und den Landmann endlich zum Staats¬ 
bürger. Diese Gleichstellung macht aber auch den Edelmann 
zum Bürger in der Landgemeinde, deren geminderte Rechte 
seine eigene Stellung bisher erhöhten. Alles was die Städte 
errungen haben, die bisher bei uns der Sitz der Kultur und des 
Kulturfortschritts waren, käme dann auch Ihren gedrückten 
Schwestern, den bisherigen Landgemeinden, zugute. Es soll hier 
zunächst nur von dem wichtigsten gesprochen werden, dem 
Prinzip der Oeffentlichkeit der Verwaltung. Auf dem Lande 
bei uns ist die Verwaltung bisher das tiefste Geheimnis. Das 
Dreiklassenwahlrecht, eine beschränkte Oeffentlichkeit der 
Sitzungen der Gemeindevertretung sorgte dafür, daß niemand 
außer denjenigen, die der Gemeindevertretung nahestanden, 
wußten, was diese überhaupt vorhatte. Gemeindeversamm¬ 
lungshäuser, die das elendeste Nest in Belgien hat, gibt es bei 
uns nicht, die Veröffentlichung von Bekanntmachungen auf 
dem Lande ist 4n Preußen das dunkelste Gebiet der Verwaltung 
Die Konservativen bei uns wußten bisher, weshalb das alles 
so war. Es wäre dringend wünschenswert, in der ganzen Ge¬ 
meindeverwaltung die Oeffentlichkeit stattfinden zu lassen, die 
schon in der Großstadt herrscht. Aber herrscht in der Groß¬ 
stadt tatsächlich Oeffentlichkeit der Verwaltung? Die Stadt¬ 
verordnetensitzungen sind öffentlich, allerdings. Aber die 
Haushaltspläne der großen Städte werden nicht seiten absicht- 
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lieh so gedrängt und unter fortgesetzter Bezugnahme auf 
Spezialetats summarisch aufgestellt, daß es oft sehr schwer für 
den Bürger ist, sich ein Urteil zu bilden, zumal ihm grund¬ 
sätzlich Einsicht in die Spezialetats vorenthalten wird. Aber, 
wird man sagen, die Kreisausschußsitzungen sind doch öffent¬ 
lich. Im Prinzip ja. In der Praxis ist diese Oeffentlichkeit dem 
königlichen Landrat höchst unerwünscht. Man kann ja auch 
stets die Sitzung zu einer geheimen machen, in jedem Augen¬ 
blick. Unsere Presse macht jedenfalls, was Berichterstattung 
anlangt, von dieser Oeffentlichkeit der Kreisausschußsitzungen 
höchst wenig Gebrauch und unsere Presse wird wissen, 
weshalb sie das tut. 

Aus der theoretischen Gleichstellung von Stadt und Land, 
was die Gemeindeverfassung angeht, ergeben sich aber auch 
für die bisherigen Städte ungeahnte Vorteile. Ebenso wenig 
wie man auf dem Lande das städtische Doppelkolleg von 
Magistrat und Stadtverordneten einführen wird, das nur dazu 
da ist, um Reibungen und Schwierigkeiten zu machen, die der 
Aufsichtsbehörde Anlaß zum Einschreiten geben, ebenso wenig 
wird man in der Stadt dort, wo es ist, dieses mit unsinniger 
Energievergeudung arbeitende Doppelkolleg, d. h. Magistrat 
und Stadtverordnetenkolleg, beibehalten, sondern zum Einheits¬ 
kolleg übergehen. Wieviel Zeit und Papier, wieviel Arbeits¬ 
kraft und Beamtenschaft, aber auch wieviel Aerger und Zwistig¬ 
keit würde gespart durch Fortfall der doppelten Behörden. 
Hier läßt sich unendlich viel sparen nach dem Kriege. 

Aus dem Einheitskolleg ergibt sich ohne weiteres der be¬ 
soldete Berufsbeamte, der an der Spitze des Einheitskollegs 
stehen muß. Der ehrenamtliche Gemeindevorsteher und der 
ehrenamtliche Amtsvorsteher und Amtmann hat sich überlebt. 
Daß jemand ein tüchtiger Agrarier und streng konservativ 
war, konnte bei den kleinen unselbständigen Landgemeinden eine 
Voraussetzng für die ehrenamtliche Leitung sein. Es ging auch 
immer mehr schlecht als recht und der Landrat machte die 
Hauptsache. Schlechte Menschen behaupten, dieser Landrat 
sei eigentlich nicht der Landrat, sondern der Kreissekretär ge¬ 
wesen. Auf jeden Fall ist das System jetzt im Kriege in einer 
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Weise zusammengebrochen, daß die Reformbedürftigkeit kein 
Geheimnis mehr sein kann. 

Bei dem Einheitskolleg ergibt sich ganz von selber, daß der 
Gemeindevorsteher auch der Vorsitzende des einen Kollegiums 
ist und dieses unter ihm tagt, wenigstens in der Regel oder 
unter einem seiner Stellvertreter. Ebenso natürlich ist die 
Wahl sämtlicher Gemeindevertreter durch die Qemeindemit- 
gli^er. Einwcyhner- nicht Bürgergemeinde! Das Gegenteil ist 
ein Nonsens. Das Gemeindeleben ist am kräftigsten, der Ge¬ 
meindevertreter ist am angesehensten dort, wo eine möglichst 
intensive Teilnahme der ganzen Bürgerschaft an der Wahl der 
Gemeindevertreter und Gemeindebeamten stattfindet. Die in¬ 
direkte Wahl lähmt das Interesse. 

II. 

A n das Dreiklassenwahlrecht hat zu Zeiten des Ministers 
von Stein niemand in Preußen gedacht. Im Anfang des 
19. Jahrhunderts war man ärmer und deshalb idealer gesinnt. 
Man stufte das Volk noch nicht nach Steuerleistungen ab. Es 
erhebt sich die Frage, ob das allgemeine, gleiche und geheime 
Wahlrecht, das selbstverständlich allen Einwohnern zustehen 
muß, auch den Frauen gegeben werden soll. Dieser Krieg hat 
wohl den Befähigungsnachweis erbracht für das Frauenstimm¬ 
recht. Wer in Deutschland Hunderttausende von Frauen männ¬ 
liche Arbeit jahrelang verrichten sah und gut verrichten sah, 
muß schon mit außergewöhnlichem Mangel an Gerechtigkeits¬ 
sinn begabt sein, wenn er all diesen fleißigen Arbeitern politische 
Rechte deshalb verweigern will, weil sie nicht dem männlichen 
Geschlecht angehören. Frauen haben zudem an den Einrich¬ 
tungen der Gemeinde vielfach ein noch größeres Interesse als 
die Männer. 

Selbstverständlich kann nicht die ganze Einwohnergemeinde 
wahlberechtigt sein. Einwohnern, die die Reichszugehörigkeit 
nicht besitzen, wäre das Wahlrecht zu versagen. Voraussetzung 
für das Wahlrecht ist der Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte. 
Aufhören müßte der Ausschluß der Armenunterstützungs¬ 
empfänger vom Gemeindewahlrecht. Wie würde das eine 
Armenkominission aufrüttein, wenn mal ein Bürger hineinkäme. 
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der die Verwaltung unserer Armenhäuser am eigenen Leibe 
kennen gelernt hat. Die Haushesitzerprivilegien, das Erforder¬ 
nis der Selbständigkeit, der Zensus, alles Mittel, mit denen die 
herrschenden Klassen die Macht des Proletariats bisher brechen 
konnten, müssen endlich fortfallen. Der Arbeiter, der infolge 
von großer Kinderzahl und Schulden bisher frei von Gemeinde¬ 
steuern war, hat infolge seiner großen Familie und der 
Schwierigkeit, sie zu ernähren, warhaftig ein Interesse daran, 
daß die Gemeindeverwaltung ln erster Linie zugunsten der 
Minderbemittelten eingestellt wird, daß sie volkstümlich wird 
und sozial. Voraussetzung für das Wahlrecht ist die Voll¬ 
jährigkeit. Die Ausübung des Wahlrechts müßte vermittels 
der Verhältniswahl geschehen, wofür Bayern vorbildlich ge¬ 
worden ist. 

Es ist das Wesen der Demokratie, daß sie stets mit und unter 
der Kritik der ganzen Bevölkerung arbeitet, unter der Anteil¬ 
nahme und der Aufsicht aller Bevölkerungsgruppen. Das 
aristokratische Regiment muß aHes mit dem Schleier des Ge¬ 
heimnisses bedecken, weil überall die Kritik zu fürchten ist. 
Ein demokratisches Regiment kann die Kritik und die Oeffent- 
lichkeit nicht entbehren. Die Demokratie arbeitet mit der 
Popularität, die Aristokratie mit dem Zwange. Eine nach 
demokratischen Gesetzen wahlberechtigte Einwohnergemeinde 
würde zweifellos an der Gemeindeverwaltung und Gemeinde¬ 
verfassung größeres Interesse haben als die Jetzige Bürger¬ 
gemeinde, die zum Beispiel ln den Städten der Provinz 
Hannover nur einen verhältnismäßig kleinen Prozentsatz der 
Einwohner umfaßt. 

Von kommunalpolitischem Interesse erfüllt wäre die wahl¬ 
berechtigte Einwohnerschaft der Gemeinde aber erst, wenn sie 
als Bürgerversammlung anerkannt wäre. Welch klägliches 
Leben f^ren bisher unsere Bürgervereine. Wie verachtet und 
gedrückt ist ihre Stellung. Und doch sind sie in der Zeit 
der schlimmsten Reaktion die Träger des Gedankens der 
Bürgerkorporation gewesen. Wenn sie auch nichts zu sagen 
hatten, wenn auch Ihre Eingaben von den Magistraten vielfach 
gar nicht mal beantwortet wurden, im preußischen und im 
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deutschen Volke ist der Gedanke des „Initiativbegehrens“ nie¬ 
mals eingeschlafen. 

Die Einführung einer Bürgerversammlung als gesetzliche 
Einrichtung für die Gemeindevertretung wäre äußerst wertvoll. 
Das wäre ein Unterbau für das Einheitskolleg der Gemeinde. 
In der Schweiz hat sich die Volksabstimmung durchaus he- 
währt. In der alten hannoverschen Landgemeindeordnung war 
etwas ähnliches beabsichtigt. In der schleswig-holsteinischen 
StädteordQjing gibt es jetzt noch eine wahlberechtigte Bürger¬ 
schaft, die vor Wahlen bei den Vorstellungen der präsentierten 
Kommunalbeamten als Korporation Zusammentritt. Deshalb 
spielt auch der Bürgerverein in Schleswig-Holstein noch solche 
Rolle. Die Volksabstimmung ist in der Schweiz obligatorisch 
für die Gemeindeordnung, für Ausgaben in bestimmter Höhe 
und Schaffung bestimmter Aemter. Ein solches „Referendum“ 
in die Qemeindeordnung aufzunehmen wäre eine demokra¬ 
tische Forderung, die vielleicht allerdings eine bessere Voiks- 
schule als die bisherige preußische notwendig macht. Zeigt 
doch, wie gesagt, der im Volke bisher nie entschlummerte Oe- 
dai&e des Bürgervereins immer wieder, daß das Volk den 
Gedanken in der Verwaltung der Gemeinde auch außerhalb 
der Gemeindewahlen selbständig mitzuarbeiten für vollkommen 
setbstverständHch hält. 

Das Schweizer Initiativbegehren, demzufolge jeder Stimm¬ 
berechtigte eine „Motion“ einreichen kann über Gegenstände, 
die in die Kompetenz der Gemeinde fallen, über welche Motion 
bei genügender Unterstützung durch andere Stimmberechtigte 
von der Gemeinde durch Abstimmung entschieden werden muß, 
erscheint höchst nachahmenswert. 

Wir würden zu einer ganz anderen Verantwortlichkeit unse¬ 
rer Gemeindevertreter kommen, wenn wir außer der Gemeinde¬ 
vertretung eine Gemeindeversammlung hätten, d. h. eine Ver¬ 
sammlung der Wahlberechtigten. Unsere Gemeindevorsteher 
und Bürgermeister sind bisher nur den Aufsichtsbehörden ver¬ 
antwortlich. Diese waren bisher reaktionär, junkerlich und 
kulturfeindlich, das heißt orthodox, Feinde von Krematorien 
und geistigen Bewegungen, Freunde der Großgrundbesitzer 
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und deshalb Feinde der Arbeitsnachweise, Feinde alles politi¬ 
schen Lebens und deshalb Gegner von Qemeindeversammlungs- 
sälen. Kurz alles, was bürgerliche Gleichberechtigung, Freiheit 
und bürgerliche Selbständigkeit fördert, war bisher jedem 
Landrat und Regierungspräsidenten verächtlich und verdächtig. 

Die Gemeindevertretung, die derartiges förderte, hatte es 
aber mit den Aufsichtsbehörden zu tun, nicht mit den Qemeinde- 
mitgliedern. Wie würde die Selbständigkeit der Gemeinde¬ 
vertretung erstarken, wenn ihr der Rücken gedeckt wäre durch 
eine fortschrittlich und sozial denkende Gemeindeversamm¬ 
lung! 

Man glaube nicht, daß unsere Aufsichtsbehörden von heute 
auf morgen freiheitlich und fortschrittlich sein werden. Dazu 
fehlt uns das Personal viel zu sehr. Wo gibt es auch nur frei¬ 
sinnige Regierungsassessoren? Die Gemeinden müssen also 
Garantien haben, daß Aufsichtsbeamte ihren Einrichtungen und 
Bestrebungen nicht wieder zur Bremse werden können. Und 
die beste Garantie wäre diese Gemeindeversammlung. Es er¬ 
gibt sich daraus unmittelbar, daß die Gemeinde bei Festlegung 
ihrer neuen Grenzen nicht zu groß werden darf. Volksver¬ 
sammlungen von Tausenden von Mitgliedern sind nicht ver- 
handlungsfähig. Selbstverständlich kann man mit Bezirksein¬ 
teilungen arbeiten. Aber immer muß man im Auge behalten, 
daß der Fehler der hannoverschen Landgemeindeordnung ver¬ 
mieden wird, die überall dort, wo die Versammlung zu groß 
wird, an die Stelle der Gemeindeversammlung den dauernden 
Gemeindeausschuß setzt. Dann sind die ganzen Wirkungen 
natürlidi beseitigt. 

Noch eins ist zu beachten: Das Interesse für die Politik,- das 
wir so notwendig brauchen, kommt durch die Gemeindepolitik. 
Erst wenn wir das Interesse für die Kommunalpolitik anregen 
und fördern, können wir das Volk so politisieren, daß die Demo¬ 
kratisierung der Einrichtungen von Nutzen ist. Durch die An¬ 
teilnahme an der Gemeindepolitik lernt der einzelne die Zu¬ 
sammenhänge der Gemeindepolitik mit der Staatspolitik 
kennen. Wenn wir alle Staatsbürger werden wollen, nicht nur 
Wähler, sondern auch Personen, die sich dafür interessieren, 
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wie die gewählten Vertrauenspersonen unsere Schicksale 
leiten, dann müssen wir erst mal als Bürger unserer Gemeinde 
an deren Schicksalen Anteil nehmen. 


LINUS SCHEIBE: 

Kriegsbeute und Kriegstribut. 

(Ein Beitrag zur Kohlenfrage.) 

E S muß die Kohlenindustrie schmerzlich berühren, wenn in einer 
gewissen industriefeindlicben Presse dem Kohiensyndikat 
künstliohe Zurückhaltung, ja seitens einer Reichsbehörde sogar 
passiver Widerstand unterstellt wird. Uie Ruhrkohienindustrie ist 
sich wohl bewußt, in erster Linie ihre vaterländische Pflicht in 
diesem Kriege ’ia erfüllen und muß aus dieser Haltung heraus Ver¬ 
dächtigungen entschieden zurückweisen. Wenn eine Industrie für 
sich in Anspruch nehmen darf, daß sie in dieser schweren 2^it über 
aHes bestrebt ist, ihrer vaterländischen Pflicht nachzukommen, so 
kann das die Kohlenindustrie für sich beanspruchen." 

So hat Qeheimrat Dr. Kirdorf nach Berichten aus Syndikatskreisen, 
die in der ganzen Unternehmerpresse nachgedruckt werden, Ende 
Juni in der Versammlung des Rhein.-Westf. Kohlensyndikats die Vor¬ 
würfe zu entkräften versucht, die den Zechenbesitzern aus fast allen 
Voikskreisen gemacht werden. Daß er dabei „starken Widerhall in 
der Versammlung“ fand, braucht nicht zu verwundern. Die „unge¬ 
teilte Zustimmung“ wird jeder bei den Zechenbesitzern finden, der 
ihnen die „Erfüllung vaterländischer Pflichten“ zuspricht, auch wenn 
das Profitinteresse so nackt zutage liegt, wie bei den Krösussen der 
rheinisch-westfälischen Industrie, 

Daß die jetzige Kalamität auf dem Kohlenmarkte im Arbeitermangel, 
Transportschwierigkeiten, Ausiandsbelieferung und ungenügender Or¬ 
ganisation der Verteilung für den Verbrauch ihre teilweise Ursache 
hat, weiß jeder Mensch. Wenn aber derselbe Kirdorf für die zurück¬ 
gebliebene Förderung gar das „außerordentlich schädlich wirkende 
Hilfsdienstgesetz“ mitverantwortlich macht, dann ist ein Hinein- 
leuchten in die wirklichen Verhältnisse der Kohlenindustrie schon 
deshalb dringend vonnöten, weil die Syndikatsleiter selbst die „öffent¬ 
lichen Kreise“ zur Berücksichtigung dieser „Schwierigkeiten“ auf¬ 
fordern. Um auch den Schein einer durch das Syndikat den Zechen 
auferlegten Beschränkung zu meiden, hat man die Förderziffer von 
80 Proz. der Beteiligungsziffer aufgehoben und den Zechen damit eine 
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gewisse Förderfreiheit eingeräumt, was jetzt praktisch nicht viel zu 
bedeuten hat, da die Förderung bei den gegenwärtigen Verhältnissen 
nach den Behauptungen der Zechenbesitzer so schon unter großen 
Schwierigkeiten leidet, zu denen Kirdorf auch die Forderungen der 
Arbeiter ausdrücklich gerechnet wissen will „Arbeiterschwierig« 
keiten“ umschreibt er diese vorsichtig und klagt darüber, daß es noch 
nicht gelungen sei, die Arbeiter andauernd an der Arbeit zu halten. 
Welche Verhältnisse aber dazu treiben, wird vorsichtig verschwiegen, 
ebenso auch die Gründe der fortgesetzten Preissteigerungen für 
Brennmaterial. 

Durch die ausschließliche Erörterung der Arbeiterfrage wird in ge¬ 
schickter Weise Arbeiterforderung und Preissteigerung aneinander- 
gekettet. E>as geschieht auch im größten Teil der bürgerlichen Presse, 
die aus den Syndikatsbureaus gespeist wird. Dadurch erhält die 
Oeffentlichkeit ein völlig falsches Bild über die wirklichen Ursachen 
der ‘ fortgesetzt steigenden Preisbildung. Auch der preußische 
Handelsminister erklärte dem Deutschen Städtetag gegenüber die 
Kohlenpreiserhöhung für nötig, um für die Arbeiter Verbesserungen 
durchzuführen. 

Daß wir bei der Erörterung der Preissteigerung für Kohlen und der 
damit zusammenhängenden Produktion auch in die Kreise der 
Rüstungsindustrie hineinleuchten, liegt in der Natur der Sache. Die 
bei näherer Betrachtung gewonnenen Resultate geben auch Finger¬ 
zeige, wo in Zukunft einzusetzen ist, wenn es gilt, Wege zu finden 
für die zukünftigen Träger der durch den Krieg entstandenen Lasten. 
Wer die Kriegsbeute einheimst, soll auch den Tribut zahlen. Das 
widerspricht allerdings dem F*rofitinteresse der Beutemacher, die 
sogar, nach alten Regeln, Jetzt noch die Oeffentlichkeit zu täuschen 
wagen. So erklärte Hugo Stinnes in einer Generalversammlung des 
Mühlheimer Bergwerkvereins: 

„Eine Erhöhung der Kohlenpreise sei unbedingt erforderlich, 

wenn nicht die Kohlenindustrie, eine der für die Kriegführung wich¬ 
tigsten Industrien, ertraglos werden solle." 

Dabei zahlte der Verein 1915 10 Proz., 1916 11 Proz. Dividende. Und 
nach einer Meldung der „Köin. Zi g." vom 9. Juli hat Stinnes neuerdings, 
nachdem er früher schon verschiedene große Kohlenfirmen in Ham¬ 
burg und Harburg und außerdem eine große Reederei auf der Elbe ange¬ 
kauft hatte, auch die große Hamburger Kohlen- und Reedereifirma Heid¬ 
mann samt Gelände und Dampfern gekauft. Es handelt sich um eine 
der größten H«tmburger Kohle nefn/uArfirmen, die in regsten Ver¬ 
bindungen mit England stand. Damit sichert sich dieser GroBindu- 
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strielle auf die Kc^Ieneinfuhr und Preisgestaltung einen wesentlichen 
Einfluß. Und das alles aus der Beute der n^rtraglosen** deutschen 
Koblenindustrie. So sichert man sich auf Umwegen die Profite und 
versucht die Ziele zu erreichen, die die Syndikalisten sich bereits 
in der „Köln. Ztg.“ vom 14. Juni 1916 wie folgt steckten: 

„Könnten wir den Wettbewerb unter uns selbst ersticken, so 
könnten wir unsern Käufern die Preise diktieren, die sie bezahlen 
müßten. Allein reicht das freilich noch nicht aus, denn dann könnte 
sich das Ausland die guten Preise zunutze machen. Hoher Schutz¬ 
zoll oder gar Einfuhrverbot müßten hinzukommen. Und selbst das 
wäre ungenügend, wenn nicht auch der Vermehrung heimischer 
Erzeugung ein Riegel vorgeschoben würde, was sich durch Reichs¬ 
gesetz sehr gut machen ließe . . . Wir müssen Zwangssyndikate 
haben, damit wir die Produktion so einschränken können, daß wir 
einen künstlichen Mangel schaffen, dann wird unser Weizen blühen.“ 
Dieser Wunsch einer schönen Kapitalistenseele aus der Zement- 
industrie ist für die Kohlenbarone erledigt, seit der Staat durch den 
Hrbemiaankauf und seinen Eintritt ins Kohlensyndikat deren Politik 
noch schlimmer mitmadit, als das im preußischen Abgeordnetenhause 
von sozialdem(^ratischer Seite befürchtet wurde. Der Staat machte 
die Preissteigerung am 1. Mal d. J. mit und am 2. Mai konstatierte 
mit Genugtuung die „Rhein.-Westf. Ztg.“; 

„ln letzter Stunde bat sich der Handelsminister also doch dem 
Drängen der Zechenbesitzer auf eine Preiserhöhung nicht mehr ver¬ 
schließen können. Man konnte ein Nachgeben der Regierung in 
der Preisfrage bereits in den letzten Tagen erwarten; trotzdem der 
Herr Münster bis dahbt einen durchaus ablehnenden Standpunkt 
vertreten hatte."" 

Nnn hat sich aber auf dem Gebiete der Kohlengewinnung gar nichts 
vollzogen, was eine neue Preissteigerung rechtfertigte, da eine solche 
erst kn Januar bei Kohlen um 2 Mk., bei Koks und Steinkohlenbriketts 
um 3,25 Mk. vorgenommen war. Der weiteren Erhöhung ab Mai von 
2 Mk. bzw. 3 Mk. und 2,50 Mk. folgt wegen der Steuer ab August 
ein abermaUger Aufschlag von 20 Proz., so daß ohne diesen seit 
Kriegsbeginn der Preis bei Kohle um 7 Mk., bei Koks um 8 Mk. und 
bei Briketts um 8,25 Mk. gestiegen ist. Dieser Verteuerung durch das 
Rbein.-Westf. Kohlensyndikat sind die übrigen Kohlendistrikte glatt 
gefolgt und der Staat im Saarbergban mit. Begründet wird sie mit 
den stark gestiegenen Löhnen. Das wird auch in allen Tonarten der 
Oeffentlichkeit eingepaukt und leider in weitesten Kreisen geglaubt, 
weil es durch die amtlichen Lohnnachweise scheinbar gestützt wird. 
Die Werke der Gesellschaften tun ein übriges, um ihre glänzenden 
Geschäfte möglichst zu verschleiern. So führt das Fachorgan der 
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Bergarbeiter, die „Bergarbeiter-Zeitung“, seit langem 'Beschwerde, 
daB es ihr nicht möglich ist, aus den Geschäftsberichten die Unter¬ 
nehmerbehauptung zu widerlegen, daß die Arbeitsleistung des ein¬ 
zelnen und damit die Rentabilität der Unternehmen gesunken sei, ob¬ 
wohl nachgewiesenermaßen den Kohlenpreissteigerungen nie Lohn¬ 
erhöhungen gefolgt sind, die sich auf bestimmte Lohazuschläge 
stutzen. 

Wenn sich bereits am 17. März 1916 die „Rhein.-Westf. Ztg.“ dar¬ 
über beklagte, daß eine einheitliche, zusammenfassende und vergleich¬ 
bare Darstellung der Werksergebnisse nicht nur durch die ver¬ 
schiedenartigen Gesellschaftsformen, sondern auch durch die ver¬ 
schiedenen Abrechnunganethoden sehr erschwert sei, so vermutet die 
„Bergarbeiter-Zeitung“ ganz richtig, daß mit den inzwischen immer 
dürftiger gewordenen Angaben über Arbeiterzahl, Leistung, Löhne, 
Förderung, Selbskosten usw. und die unübersichtliche Darstellung 
die Werke den Zweck verfolgen, vergleichende Uebersichten un¬ 
möglich zu machen, um die Gewinnergebnisse ungünstig erscheinen 
zu lassen. Daß dafür alle Ursache vorhanden ist, zeigen aus bekannt¬ 
gewordenen Geschäftsberichten die Betriebsge'Winne, die von der 
„Bergarbeiter-Zeitung“ aus 42 verschiedenen Werken zusammen- 
gestellt sind. 

'Danach steigerten 8 Gewerkschaften ihre Gewinne von 1914 zu 
1916 von 5413 250 auf 10 995 943 Mk. um 5 582 693 Mk. oder über 
100 Proz. Darunter sind Diergardt 1 und 2 von 183 594 auf 509 833 
Mark, Dorstfeld 496 601 zu 1251 369 Mk., Heinrich (Ueberruhr) 
609 459 zu 1267798 Mk., König Ludwig 1810 035 zu 3812 273 Mk.. 
Unser Fritz 741 924 zu 2 378 527 Mk. Zwölf Aktiengesellschaften ver¬ 
mochten ihre Gewinne von 50 428 618 auf 73 810 587 Mk. oder beinahe 
50 Proz. zu steigern. Darunter sind: Konsolidation 6641766 zu 
10 235 721 Mk., Dahlbusch 2 470 336 zu 3 800305 Mk., Essener B.-V. 
König Wilhelm 2 805 508 zu 4 093 085 Mk., Essener Steinkohlenwerke 
4 806 643 zu 7165 291 Mk., Friedrich Heinrich 4 452 025 zu 6271 375 
Mark, Hibernia 10 938 860 zu 16 073 947 Mk., Köln-Neuessener 6710 762 
zu 10 634 306 Mk., Königsborn 3 720 354 zu 5 299 197 Mk. Hierbei 
handelt es sich um reine Kohlenwerke. Ganz enorme Gewinne warfen 
die acht gemischten Werke des rheinisch-westfälischen Industrie¬ 
gebietes ab: Bochumer Verein 1914 16613511, 1916 22600 000 Mk., 
Deutsch-Luxemburg 29 080 276 bzw. 38 393 407, Gelsenkirchener 
43 206 595 bzw. 53 003 031, Gutehoffnungshütte 20603 642 bzw. 
43 372 644, Krapp 58 339 788 bezw. 103 338 234, Mannesmann 16 804193 
bzw. 31 184 176, Phönix 45415 972 bzw. 57842 557 und Rhein. Stahl- 
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werke 10 014 964 bzw. 12 296 584 Mk., insgesamt 240 078 971 bzw. 
362 075 633 oder um 121 996 662 Mk., das sind über 50 Proz. Aehnlich 
steigerten sich die Profite im übrigen Deutschland, wo sie in vierzehn 
größeren gemischten Werken 1914 92 818 288 Mk., 1916 aber 
139 044 995 Mk., das Mehr also 46 226 707 Mk. (zirka 50 Proz.) be¬ 
trugen. Sämtliche- 42 Werke strichen 1914 388 739 127 Mk., 1915 
442 212 287 Mk. und 1916 585 927 158 Mk., in den drei Jahren zu- 
sammen 1416 878572 Mk. ein. 

So sieht nach Stinnes die Gefahr einer „ertraglosen" Industrie 
aus, soweit von wenigen Werken richtige Zahlen zu ermitteln waren. 
Aehnlich liegen die Verhältnisse in den im persönlichen Besitz be¬ 
findlichen Werken und in anderen Industrien auch. 

Wie demnach das Jammergeschrei über die „kapitalzerstörende" 
Kriegsgewinn- oder die Besitzsteuer zu bewerten ist, das zu ieder Zeit 
von den Unternehmern angestimmt wird, wenn die Frage erörtert 
wird, wer bei der Aufbringung der Geldmittel tributpflichtig gemacht 
werden soll, braucht kaum noch gesagt zu werden. Ohnedem wird 
die Steuer den Betriebsunkosten eingerechnet, also zum Preis des 
Produktes zugeschlagen. Wie aber die Steuerwirkung selbst wieder 
abgeschw'ächt wird, ergibt sich aus den Geschäftsberichten, von denen 
wir des Interesses wegen den der Hibernia, weil sie verstaatlicht 
worden ist, zitieren wollen. Sie hatte 1914 Betriebsgewinn 10 939 421 
Mark, 1915 12 996 600 Mk., 1916 16 075 372 Mk. = 40 011393 Mk. in 
den drei Kriegsjahren. Aus dieser Summe zog sie 22757 421 Mk. 
Reingewinn, für die sie an Kriegsgewinnsteuer die lumpige Summe 
von 347 930 Mk. zu zahlen hat, da sie erst 1916 davon betroffen wird. 
Das verdeutlicht der Geschäftsbericht wie folgt: 

„Das erste Kriegsgeschäftsjahr 1914 ergab unter Zugrundelegung 
der Bestimmungen des Kriegssteuergesetzes einen Mindergewinn 
(gegen Vorjahre) von 1 145 637 Mk., dem für das zweite Kriegs¬ 
geschäftsjahr 1915 nur ein Mehrgewinn von 732 470 Mk. gegenüber- 
stebt. Dagegen brachte das dritte Kriegsgeschäftsjahr 1916 einen 
Mehrgewinn von 3 577 166 Mk., so daß sich ein kriegssteuerpflich¬ 
tiger Mehrgewinn von 3163998 Mk. für die Jahre 1914, 1915 und 
1916 ergibt. Hierfür ist an Kriegssteuer die Summe von 347 930 Mk. 
zu zahlen." 

So „wirkt" also die Kriegsgewinnsteuer durch die Zugrundelegung 
des Mehr- oder Mindergewinnes gegenüber den Jahren der Hoch¬ 
konjunktur vor dem Kriege. 

Im Bergbau spielen die Selbstkosten eine wichtige Rolle. Und Jede 
Preiserhöhung ist bislang mit den steigenden Selbstkosten, woran die 
Löhne mit etwa einem Drittel partizipieren, begründet worden. Im 
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Ruhrbergbau beträgt durchscbnittlich die Förderung pro Schicht nnd 
Kopf etwa % Tonne oder 15 Zentner. Der Richtpreis der Zechen 
beträgt bis 31. August 1917 bei Nußkohlen durchschnittlich 21 Mk.. 
Stückkohlen 20,50 Mk., Koks 24 Mk., Briketts 19—20 Mk. (bessere 
Sorten) oder etwa 40 Proz. mehr als vor dem Kriege. Je nach der 
Sorte schwankt die Preissteigerung auch bis 50-und mehr Prozent 
Das Kohienkontor hat eine Erhöhung der Verkaufspreise, wobei es 
natürlich sehr erheblich über die Richtpreise des Koblensyndikats 
hinausgeht, seit Kriegsbeginn um durchschnittlich 10 Mk. pro Tonne 
für Kohlen und 13—14 Mk. für Koks vorgenonunen. Für die vor¬ 
genannten Sorten fordern die Mannheimer Syndikats-Kohlenhändler 
pro Zentner 2,20 Mk. (April 1914 1,30 Mk.), Kohlen, Koks 230 Mk. 
0,50 Mk.), Briketts 2,35 (1,40 Mk.) im Kleinhandel. Die Tonne (zu 
^ Zentner) kostet also im Kleinhandel etwa noch einmal soviel, wie 
die Richtpreise des Syndikats betragen. Den QroBhandel (der den 
Kleinhändlern den Preis diktiert) haben die rbeinsich-westfälischen 
Kohlensyndikalisten in Händen, da das Kohlenkontor lediglich eine 
Zweigstelle des Koblensyndikats ist. Die Verschiedenartigkeit der 
Preise für gleiche Sorten wird Je nach Lage der Orte und Verhältnisse 
(Zufuhr, Transporte usw.) erklärt. Daß aber hier seit einiger Zeit 
der Wucher in ungeheuerem Maße eingesetzt hat, ist auf die Nach¬ 
lässigkeit der Regierung und ihrer Kriegsbehörden zurückzufOhren. 

Wenn irgendwo eine Kalamität wie Preistreiberei hätte vermieden 
werden können, dann bei der Kohle. Der Staat als größter Kohlen¬ 
produzent hätte hier jede Möglichkeit dazu gehabt. Er hat sich in 
nichts von den Privatunternehmern unterschieden. Im März d. J. 
erklärte der Oberbürgermeister Dickmann in Münster bereits, daß 
eine reichsbehördliche Regelung der Kohlenversorgung bevorstehe. 
Heute ist man aus den Erwägungen und Beratungen noch immer 
nicht heraus, die Kommunen wissen nicht aus noch ein, für die Be¬ 
völkerung steigt das Gespenst der Kohlennot immer sichtbarer auf. 

Mit „ihren" Arbeitern zu verhandeln, lehnen die Unternehmer noch 
immer ab. Daraus erklären sich auch die Zustände, welche <lie 
größte Unzufriedenheit seit langm unter den Bergleuten erregen. 
Gegenwärtig ist es die Lohnfrage, die neben den Ernährungs¬ 
schwierigkeiten viel böses Blut erzeugt. Der Wunsch aller Kreise, 
eine Erhöhung der Kohlenförderung zu erzielen, kann nur noch mit 
vermehrten Arbeitskräften erreicht werden. Eine Mehrleistung des 
einzelnen ist kaum noch möglich. Wenn daher der Staatssdcretär des 
Innern am 9. Juli im Reichstag bei der Besprechung der Kohlenfrage 
die Möglichkeit des Durchkommens davon abhängig machte, daß nicht 
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mehr gestreikt würde, dann hlltte er den Bergleuten vorher eine 
unbedingte Znsage auf Abschaffung der zur größten Unzufriedenheit 
führenden MiBstände machen müssen. Aber das kann er nur, wenn 
er mit den Unternehmern Fraktur redet. Da hütet er sich. Mit der 
Redewendung „wenn nicht mehr gestreikt wird“ hat der Minister für 
die Oeffentlichkeit die Verantwortung auf die Arbeiter abgewälzt. Da¬ 
gegen muß entschieden Einspruch erhoben werden. 

Ein Blick in die wirklichen Verhältnisse wird diesen Einspruch be¬ 
gründen. Das letzte Vierteljahr vor dem Kriege (2. Quartal 1914) 
erreichte den Hochstand und das 3. Quartal 1915 den Tiefstand; von 
da ab findet wieder eine Aufwärtsentwicklung statt. Die Verhältnisse 
lagerten so: 

Schichtenzahl l^hnsamme pro Arbeiter 
pro Arbeiter Vierteljahr Mk. Schicht Mk. 


2. Viertel 1914 . 76 352 4,65 

3. „ 1915 88 429 4,85 

4. „ 1916 82 492 5J>8 


Daraus ergibt sich, daß der Durchschnittslohn pro Arbeiter um 28,6 
Prozent bei gleichzeitiger Schichtenvermehrung um 1,33 Mk. pro Tag 
gestiegen ist. 

Dieser minimalen Lohnsteigerung stand eine ungeheure Verteuerung 
der Lebenshaltung gegenüber. Nadi Calwer stiegen die Kosten 
für die Lebensmittel einer vierköpfigen Arbeiterfamilie in der ge¬ 
nannten Zeit von 25,12 auf 52,61 Mk. wöchentlich, das sind über 
100 Proz. Und Dr. O. Welker hat ermittelt, daß für 21 Lebensmittel 
eine Familie 1914 17,38 Mk., 1916 aber 30,40 Mk. wöchentlich, also 
13,02 Mk. mehr anlegen mußte. Das sind im Jahre 676,24 Mk., un¬ 
gerechnet der Erhöhungen für die übrigen zur Lebenshaltung nötigen 
Gebrauchsartikel. Das gleicht die 28prozentige Lohnerhöhung der 
Bergarbeiter lange nicht aus. Nach dem eben veröffentlichten Jahres¬ 
bericht des Allgemeinen Knappschaftsvereins zu Bochum stiegen im 
Ruhrgebiet die Löhne von 1915 zu 1916 von 1987 auf 2312 Mk., wobei 
zu beachten ist, daß hier die Beamtengehälter mit eingerechnet sind. 
Aber nicht nur die ungenügenden Löhne bei der ungenügenden und 
minderwertigen Ernährung trotz der hohen Preise erregen tiefe Unzu¬ 
friedenheit Es kommen noch die im Gebiete herrschenden Preis¬ 
unterschiede. Nach einer im Juni aufgenommenen Statistik hat der 
3ergknappe“ berechnet, daß die Differenz zwischen höchsten und 
niedrigsten Fleischpreisen auf die zustehenden Rationen für eine 
fünfköpfige Arbeiterfamilie monatlich 16,40 Mk. beträgt Die Klagen 
über die Ungleichheit der Zuteilung von Lebensmitteln wollen nicht 
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verstummen. Auch die Behandlung hat kaum eine Aenderung im 
Kriege erfahren. Das alles trägt natürlich zur Verschärfung der 
Verstimmung außerordentlich bei. Davon sind die zuständigen Stellen 
längst unterrichtet.^ Sie haben es in der Hand, eine verminderte 
Kohlenproduktion durch partielle Streiks — wenn nicht noch schlim¬ 
meres — zu verhüten, wenn sie nur — wollen. Nur müssen sie sich 
zwecks Beseitigung der herrschenden MiBstände an die richtige 
Adresse wenden mit Maßnahmen und nicht mit wohlfeilen Redens¬ 
arten an die Arbeiter. 

Aber noch andere gefährliche Erscheinungen halten die Bergarbeiter 
in ständiger Aufregung. Das ist die ungewöhnUche Zunahme der 
Arbeiterinnen und Jugendlichen Arbeiter in diesem gefährlichen Be¬ 
rufe, wodurch die Unsicherheit der Betriebe und damit das Arbeiter¬ 
risiko weiter gesteigert wird. Während vor dem Kriege Frauenarbeit 
im Bergbau nur in Oberschlesien in nennenswerter Weise, im Rnhr- 
gebiet gar nicht zu verzeichnen war, gab es in Preußens Bergbau 
im 1. Viertel 1917 40 342 gegen 7205 Arbeiterinnen vor dem Kriege. 
Auf das Ruhrgebiet entfielen 15184, auf Oberschlesien 12868. Der 
andere Teil war in der Hauptsache im Erzberg- und Braunhohlen- 
bergbau tätig. Bei der Zählung sind aber nur etwa 70 Proz. aller 
Arbeiterinnen erfaßt, so daß ca. 53 000 insgesamt in diesen schwer¬ 
sten aller Berufe beschäftigt sind. Ihr Lohn betrug im Ruhrgebiet 
3,72 Mk., Oberschlesien 2,11 Mk.; das ist zugleich auch der höchste 
und niedrigste gezahlte Tagesverdienst. So wird die willige und 
billige weibliche Arbeitskraft ausgenützt, was kein Mensch als Kriegs¬ 
notwendigkeit zu bezeichnen wagen wird. 

Jugendliche (unter 16 Jahre alte) Arbeiter waren vor dem Kriege 
31290, im ersten Viertel 1917 41 197 (davon im Ruhrgebiet 22537, 
Oberschlesien 8316) beschäftigt. Ihr Lohn betrug im Ruhrgebiet 
2,34, Oberschlesien 1,92 Mk. 

So macht sich das Unternehmertum alles dienstbar, um die Kriegs- 
konjunktur gründlich auszunützen. Mit aller Deutlichkeit hat das 
die Verwaltung der Zeche Ewald in ihrem Jahresbericht gesagt und 
das verdient Tür alle Zeiten festgehalten zu werden. Zu dem Rein¬ 
gewinn, der pro Kopf der Belegschaft 1915 880 Mk., 1916 aber 1173 
Mark betrug und die verteilte Ausbeute bei 740 Mk. Abschreibung 
von 172 auf 300 Mk. steigen ließ, bemerkt sie: 


‘ Siehe auch den Artikel „Der Kampf um die Kohle“ in Nr. 48. 
Jahrg. 2, Band 2 der „Qlocke“. 
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^ie .... erhebliche Mehrförder uns: verdankt die Gewerkschaft 
nicht nur der seit Jahren und auch während der Kriesszeit bei¬ 
behaltenen planmäßigen Aus- und Vorrichtung der unterirdischen 
Betriebe ..... sondern in erster Linie der aufopferungsvoUen 
Tätigkeit der Beamten und Arbeiterschaft, die .... ihre ganze 
Kraft in den Dienst des Vateriandes stellten. Das günstige Jahres¬ 
ergebnis ist in erster Linie auf die erhöhte Förderung und ferner 
auch auf die Steigerung der Preise .... zurückzuführen.'* 

Das gibt wenigstens dem Bilde, das wir auf Grund eines unum- 
stöBlichen Tatsachen- und Zahlenmaterials zeichneten, das richtige 
Relief. Wahnwitzige Gewinne der Unternehmer, wie Genosse Hoch 
in der Sitzung des Reichstages am 9. Juli zutreffend bemerkte, un- 
ansgesetztes Ringen der Arbeiter um die nackte Existenz, quälende 
Sorgen der Verbraucher um den ständig sich verteuernden Bedarf, 
steigendes Arbeiterrisiko: das sind die Tendenzen in Deutschlands 
stärkster, wichtigster und am meisten beschäftigten Industrie während 
des Krieges. 

HANS MARCKWALD: 

Die Sozialdemokratie als Lebensinhalt 

L OHNFRAGEK und Arbeitszeit, Steuerprobleme und Monopol- 
proiekte, Putzgeld für die Feldgrauen und Invalidenrenten, 
Arbeitskammern und kommunale Kartoffelversorgung sind für die 
Interessenvertretung des Proletariats sehr wichtig. In der täglichen 
Arbeit für die Klassengenossen, in der positiven Betätigung des 
Solidaritätsgefühls liegt eine Fülle von Kraft, die in ihrer Summe 
eine Kulturleistung ersten Ranges bedeutet. Wer sein Leben lang für 
seine Kameraden feilschte, treppauf und treppab lief, Statistiken durch¬ 
sah und Anträge für das Rathaus formulierte, kann sich neben denen 
sehen lassen, die in einer Revolution für die Freiheit starben oder 
dem Proletariat wissenschaftliche Meisterwerke von der Bedeutung 
des JCapitals** hinterlieBen. Im täglichen Strümpfestricken, im Kochen 
und Abrackern in der Fabrik liegt mehr mütterliche Güte wie in dem 
Entschluß, das eigene Kind mit eigener Gefahr aus dem Feuer zu 
ziehen. Um aber im Großen und vor allem im Kleinen mit Auf¬ 
opferungsfähigkeit seine Pflicht zu tun, bedarf der Mensch einer be- 
greisternden Ideologie, die seinem Wirken einen erhabeneren Sinn ver¬ 
leiht wie die Erfüllung seines einzelnen, von der nüchternen Wirk¬ 
lichkeit ihm aufgezwungenen Zweckes. Wer sich und seinen Kollegen 
mit Hilfe des gewerkschaftlichen Klassenkampfes einen um 3 Pf. 
erhöhten Stundenlohn verschafft, wird erst dann seine Freude an dem 
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„Erfolg“ haben, wenn „die paar Pfennige“ ihm ein Symbol für das 
sind, was Lassalle in seiner Vorliebe für die tiegelsche Philosophie 
als „die Idee des Arbeiterstandes“ bezeichnet hat 

Es erscheint deshalb angebracht, den Oedanken näher zu erläutern, 
den Genosse Otto Thomas in seinem Artikel „Zielpunkte“ (Jahrgang 3, 
lieft 5 der „Glocke“) in die Worte gefaßt hat es wäre sehr ver¬ 
kehrt, anzunehmen, daß die sozialdemokratische Partei jemals nur 
politische Partei sein könnte. 

Es ist selbstverständlich, daß wir uns auch in den letzten Konse¬ 
quenzen philosophischer l^trachtungen Uber den Sinn des Lebens 
nicht mit romantischen Flausen abgeben und nicht von der Wirklich¬ 
keit entfernen dürfen. Was wir nicht direkt in Erfahrung bringen 
können, dürfen wir nur glauben, wenn sich dieser Glaube mindestens 
auf Erfahrungen stützt Im Rahmen dieser Grenze brauchen wir 
nicht darauf zu verzichten, zu einer geschlossenen Weltanschauung 
zu gelangen, die weit mehr ist wie ein politisches Programm und 
eine bestimmte Auffassung von der kapitalistischen Gesellschafts¬ 
ordnung und Ihren Vorgängerinnen. Die Weltanschauung eines Sozial¬ 
demokraten ist natürlich nicht auf einem Parteitag zu beschließen 
oder von einem erstklassigen Parteitheoretiker auszuarbeiten, um sie, 
in Leinwand gebunden, allen Arbeiterbibiiotheken zuzustellen. Aber 
die Weltanschauung ist hur insofern Privatsache, als sie nicht Vor¬ 
aussetzung der Zugehörigkeit zur Partei ist. Mögen die Weltanschau¬ 
ungen der einzelnen Genossen auch noch so sehr voneinander ab¬ 
weichen — nur wenn jedes einzelnen Weltanschauung Ausfluß seiner 
Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie ist, wird uns unser Streben wert¬ 
voller sein, wie das notwendige Uebel, unzulänglich beköstigten Mit¬ 
brüdern etwas mehr Milch und Fleisch zu beschaffen und den Macht¬ 
habern die Abschaffung einiger besonders bösartiger Paragraphen 
abzuringen. 

Tausende, vielleicht Millionen von Anhängern, verdankt die Sozial¬ 
demokratie ihren praktischen Leistungen, die um so mehr, je prak¬ 
tischer sie sind, die Massen befriedigen, die vor allem leben wollen und 
dann erst oder auch dann noch lange nicht philosophieren. Aber der 
Stamm der eifrigsten, selbstlosesten, zuverlässigsten Genossen, von 
dessen Tatkraft das Gedeihen unserer organisatorischen Arbeit ab¬ 
hängt, verbindet mit dem' Wort „Ich bin Sozialdemokrat“ das Be¬ 
kenntnis, daß er für das, was seinen Vorfahren die Kirche gab, durch 
den demokratischen Sozialismus Ersatz gefunden hat, und daß er 
gerade durch deu Sozialismus gelernt hat, wie Spinoza sich ans- 
drUckte, die Dinge unter dem Gesichtswinkel der „Ewigkeit“ zu 
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betrachten. Die Beurteilung aller der Fragen, die den ideologischen 
MUeberbau“ zur wirtschaftlichen Grundlage der Gesellschaft bilden, 
hängt bei uns in erster Linie von unserer Zugehörigkeit zur Sozial¬ 
demokratie ab. Das Wort ,3ozialismus“ ist für uns zum Symbol für 
eine bei aller zeitweiligen Rückläufigkeit sich ständig durch ringende 
fortschreitende Entwicklung in Natur, Gesellschaft und Wissenschaft 
geworden. Den Kampf um dte materiellen Genüsse und die Teil¬ 
nahme des ganzen Volkes an aller Kultur halten wir für eine Not¬ 
wendigkeit, aber wir sehen in allen Lebensgenüssen nur Erschei¬ 
nungen von vorübergehendem Wert, in der Verpflichtung des einzelnen 
zur Solidarität mit den ihm Nahestehenden, von den eigenen Kindern 
bis zu den Klassengenossen, eine befriedigende Lebensaufgabe und 
in der Ueberzeugung, daB unser Wirken denen, die nach uns leben 
werden, bis in die spätesten Geschlechter zugute kommen wird, 
die Lösung des Problems des Todes. 

Zn den von den Arbeitermassen nicht verstandenen, dafür aber bei 
unseren Parteischriftstellern um so beliebteren Redewendungen ge¬ 
hört die oft in unserer Presse wiederkehrende Redefloskel, dem Pro¬ 
letariat „pauke** sein eigenes „Schicksal Dialektik ein**. Leider haben 
die Massen und ihre journalistischen Berater viel zu wenig gelernt, 
dialektisch zu denken. Sonst wären sehr viele der betrübenden 
Erscheinungen innerhalb der proletarischen Bewegung der letzten 
Jahre unmöglich. 

Die Stellungnahme der verschiedenen Gruppen der Sozialdemo¬ 
kratie zum Kriege hat die Partei gespalten. Hätte allen unseren 
Genossen oder wenigstens allen schreibenden Genossen der Kapitalis¬ 
mus wirklich .JJialektik eingepaukt**, dann wäre schon hier mancher 
Gegensatz zur höheren Einheit aufgelöst worden. Die Einheit der 
politischen Aktion ist selbstverständlich Grundbedingung für jede 
politische Partei. Wer die einheitliche politische Handlung durch¬ 
kreuzt, trennt sich damit von der Partei. Aber die der zwieträchtigen 
Stellungnahme zugrunde liegenden Gegensätze sind durch den Mangel 
an dialektischem Denken zu unüberbrückbaren, zu „metaphysischen** 
Gegensätzen (in dem Sinne, in dem Engels und Dietzgen das Wort 
gebrauchen) geworden. Darum ist man national oder international, 
reformatorisch oder revolutionär, positiv oder negativ, opportunistisch 
oder radikal, für parlamentarische oder für Massenaktion. Immer 
hübsch „metaphysisch**, immer hübsch „entweder — oder**, „ja oder 
nein**. DaB die höchste Hingabe zur eigenen Nation, auch wenn sie 
zeitweilig in den furchtbarsten Kämpfen gegen ausländische Heere be¬ 
tätigt werden muB, die höchste Solidarität mit edlen Völkern ein- 
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schlieBt, daß die positivste Mitarbeit in Staat und Qesellschaft die 
negativste Vernichtung der kapitalistischen Qesellschaft und des 
Staates, insofern er speziell Ueberbau dieser Gesellschaft ist, bedeuten 
kann, daß aber umgekehrt die negativste Zerstörung der positivste 
Aufbau sein kann, scheint Genossen aller Richtungen „ein Wider* 
Spruch“, nicht im Hegelschen Sinne dieses Wortes, sondern ein so¬ 
genannter kontradiktorischer Widerspruch zu sein. Mit starren, 
metaphysischen Formeln suchen Sozialdemokraten aller Richtungen 
den dialektischen FiuB der Ereignisse festzuhalten, um einander zu 
bekämpfen. Nicht in der parlamentarischen Arbeit allein oder in 
der Massenaktion, sondern in der gegenseitigen Durchdringung aller 
Kampfmöglichkeiten liegt die Qesamtaufgabe des klassenbewußten 
Proletariats. Da schlägt eine Massenaktion, die draußen vorbereitet 
wird, in die parlamentarische Aktion um; da kann eine vorsichtige, 
mit klugem Vorbedacht „opportunistisch“ eingefädelte parlamenta¬ 
rische Tätigkeit nur durch einen höchst radikalen Druck der Massen 
praktischen Wert erlangen. Da kann eine zu intensive Unterstfitznng 
der Landesverteidigung zum Ruin des eigenen Landes durch imperia¬ 
listische Spekulanten und eine pseudo-internationale Begünstigung 
feindlicher Staaten zu einem Siege der anderen führen, der gerade 
dadurch zu einem neuen Kriege treibt und in eine schmähliche Nieder¬ 
lage der „Sieger“ umschlägt. Die parlamentarischen Abstimmungen 
sind keine philosophischen Denkprozesse mehr und müssen deshalb, 
um die Zusammenarbeit zu ermöglichen, laut FraktionsbeschluB mit 
„Ja“ oder ,J4ein“ entschieden werden. Aber die sich durchkreuzen¬ 
den und durchdringenden Gedahkengänge, die zu einem Beschluß von 
proletarischen Sozialisten führen, werden bei allen in ihnen ent¬ 
haltenen Gegensätzen durch die höhere Einheit des gemeinsamen 
proletarischen Klasseninteresses umfaßt, dessen Befriedigung tpit der 
Hebung der ganzen Menschheit auf eine höhere Kulturstufe identisch 
ist Der auf die Spitze getriebene Klassengegensatz schlägt in sein 
Gegenteil, die Versöhnung der Klassen vermittelst ihrer Absdiaf- 
fung, um. 

Wer dialektisdi zu denken vermag, sieht nirgends vollkommene 
Gegensätze oder Unterschiede, wie er nirgends vollkommene Ueber- 
einstimmungen findet. Viele von den „Unabhängigen“ werden nach 
dem Kriege, wenn Kriegskredite hoffentlich auf sehr lange Zeit nnr 
noch ein historisches Thema bilden, mit vielen Mitgliedern der Sozial¬ 
demokratie mehr übereinstimmen als mit ihren jetzigen Partei¬ 
genossen. Ludwig Frank wurde von den Anhängern seiner Taktik 
besonders gerühmt, weil er in der praktischen, reformatorischen 
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Arbeit die Aufeabe seines Lebens sah, audi auf die Gefahr hin, fflr 
revisionistische Holzdiebstähle immer wieder seine Strafe zahlen zn 
müssen. Aber gerade er verlangte auf einer Redakteurkonferenz 
im Jahre 1907, daB „die gewlssermaBen utopistische Seite in unserem 
Parteiprogramm mehr wie bisher in der Parteipresse betont“ werde. 

Es ist sehr notwendig, daB die praktischen Qegenwartsaufgaben 
der Sozialdemokratie in unserer groBen Partei letzt besonders in 
den Vordergrund gerückt werden. Es besteht aber die Gefahr, daB 
uns die „Unabhängigen“ gerade wegen ihrer weltfremden, sektiereri¬ 
schen Ideologie durch Begeisterung feinsinniger Naturen für Ziele 
Dbertreffen werden, an die zu denken für Jeden Sozialisten in seiner 
Sterbestunde höchstes Glück sein würde. Schon jetzt hilft ihnen 
bei vielen der Schein, als ob sie es mit der Verwirklichung unserer 
Ziele und mit dem Ideal der Verbrüderung der ganzen Menschheit 
ernster nähmen als wir. Unsere Aufgabe muB es daher sein, alle Seiten 
des ökonomischen und geistigen Lebens des Proletariats, alle seine 
Stimmungen, seine Sehnsucht nach Nahrung, nach Wissenschaft, nach 
Kunst zu erfassen und seinem Dasein einen dauernden, über sein 
Erdenwallen hinausgehenden Wert zu verschaffen. Dann gelten vom 
Sozküismas für das Proletariat die SchluBworte von Hegels ,J%ä- 
nomenologie“: „Aus dem Kelche dieses Geisterreiches schäumt ihm 
die Unendlichkeit.“ 


OTTO FLAKE: 


Die Russin. 


VVnR kennen sie alle, wir begegneten ihr in der Schweiz, in Paris. 
W bei uns in Deutschland. Immer war sie ganz anders als dis 
westeuropäischen Frauen, durch und durch politisiert, durchaus un- 
gesellschaftlich im bürgerlichen Sinne, aber sozial bis zum Kommunis¬ 
mus, nichts so wenig wie Dame, niöhts so sehr wie Mensch. 

Gleichheit der. Geschlechter, was anderswo Forderung, hier Tatsache 
jenseits aller Diskussion. Das konnte nicht nur an der Russin allein 
liegen, dazu war eine besondere Geistesverfassung des russischen 
Mannes nötig. 

Bei uns in Deutschland hat es nur der Mann zu Profil und Cha¬ 
rakter gebracht, die Frau ist im Zustand einer „Gehilfin“ oder 
»Gefährtin“ zurückgeblieben, d. h. sie ist noch immer im Uebergang 
vom feudalen zum sozialen Stadium begriffen, und wir sind das Land, 
in dem die Behauptung vom physiologischen Schwachsinn des Weibes 
zu einer Lehre werden konnte. 
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, Nun bleibt zwar von allen Unterschieden, die es unter Menschen 
gibt, der der Geschlechter auch bei einer radikalen Untersuchttng be¬ 
stehen, da er ja in der Tat in der Natur begründet ist. Aber darauf 
eine Philosophie oder besser ein Philosophen! aufbauen? Eine noch 
größere Tatsache ist doch die menschliche Gemeinsamkeit, und aus 
ihr läßt sich der einzige Grundsatz ableiten, der weit genug ist, um 
nicht zu künstlichen Schranken zu führen, der Grundsatz der 
Gleichheit. 

Dieser Radikalismus liegt in der russischen Rasse, und es ist neben¬ 
sächlich, historische Gründe für ihn zu suchen: ihm gehört, wenn 
auch nicht die Gegenwart, so doch die Zukunft, er ist das physio¬ 
logische Fundament der Demokratie. Alles Große der mssiscben 
Kultur entspringt ihm, ihre Herzlichkeit, ihre Güte, ihr Christentum, 
ihre Ethik, ihre Tiefe, ihre Blutwärme, ihr Bekennertum, ihr Verzicht 
auf Eleganz, Oberfläche, Gesellschaftlichkeit, ihre Wesentlichkeit 

Zur rechten Zeit erscheint ein kleines Werk über die russische Frau. 
„Die Russin“, von Nadja Strasser geschrieben und bei S, Fischer in 
Berlin verlegt, ist ein Ueberblick über die russische Frau des 
19. Jahrhunderts, die aktive Sozialistin, die Anarchistin, die Führerin 
der Volksbewegung, und doch mehr, weil nicht in zu engem Materia¬ 
lismus nachgewiesen wird, daß sie unter den zaristischen VerhäH- 
nissen so und nicht anders hat sein können, sondern weil gezeigt 
wird, daß wesentlicher als die politische Tätigkeit das Temperament, 
die Energie, der Glaube ist 

Diese Anarchistinnen sind menschlich, sie sind nicht unweiblich, 
nicht unfrauenhaft,-nicht verirrt und abgedrängt sie sind nur tapfer, 
leidenschaftlich, Bekenner von Menschenwürde. Schon sind sie histo¬ 
risch geworden, schon verblassen die Einzelheiten, es bleibt das Ewige, 
das vorbildlich ist: 'Menschen, die man wie wilde Tiere hetzte und 
peitschte, ducken sich nicht sie wurden nicht dumpf, nicht passiv 
leidend, nicht schwach, sondern das Gegenteil von allem diesem. 
Wie prachtvoll das ist, wie schön, wie trostreich und wie mahnend. 

Der Staatsgedanke mag eine große Sache sein, gewiß; aber beruht 
er nicht auf Gewalt, und sei es nur in der feineren Form, daß die 
Gemeinschaft ihre Gesetze dem einzelnen aufdrängt? Wir in Deutsch¬ 
land haben erfahren, daß nach 1848 die Gebildeten ihren Frieden mit 
dem Staat machten und ihm nachgaben. Sie hätten es nicht getan 
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einem zaristischen Staat gegenüber; aber ganz allgemein betrachtet, 
liegt derselbe Vorgang zugrunde. Das braucht nicht weiter ausgeführt 
zu werden; wer das Problem fühlt, sieht den Zusammenhang, der die 
beste Erklärung unseres deutschen Bürgertums enthält. 

Was ans verloren gegangen ist, der Radikalismus der Regierten, 
in Rußland wurde es, dank seiner Ergänzung, dem Absolutismus der 
Regierenden, erworben, ausgebildet und gerettet. Jener Pariser 
Journalist, der im März die russische Revolution als das größte Er¬ 
eignis des vergangenen und kommenden Jahrhunderts begrüßte, hatte 
recht, wenn er es auch triumphierend schrieb, weil er damals noch 
glaubte, die Entente werde allen Gewinn daraus ziehen. Nicht eine 
oder die andere Partei wird daraus Nutzen haben, sondern die 
Menschheit. 

Nun ist freilich zu sagen, daß Nadja Strasser bei der Russin der 
letzten Jahre zwar nicht eine Aufgabe des unentwegten Ideals, aber 
doch eine Abschwächung feststellt, die man wohl am besten als Des¬ 
orientierung nach dem Fehlschlag der ersten Revolution von 1905 
bezeichnen kann. Der reine, allgemeinverständliche somle Glaube 
komplizierte sich durch Aesthetizismus und Erotik. Inzwischen ist 
aber die zweite Revolution ausgebrochen, und die Annahme ist er¬ 
laubt, in ihr die Wirkung der Arbeit eines Jahrhunderts klassischer 
Kämpfer und Kämpferinnen zu sehen. 


Glossen. 

Die Ursache des heutigen Weitkrieges, 

über die gegenwärtig so viel Moralisches und Unmoralisches 
gekannegießert wird, ist schon vor II Jahren ruhig und sachlich 
in Wilhelm Roschers „Grundlagen der Nationalökonomie“ (24. Aufl., 
von Robert Pöhlmann, Stuttgart-Berlin, Cotta, 1906) klargelegt wor¬ 
den. Robert Pöhlmann schreibt hier im Schlußwort wörtlich folgendes: 

„Der Kampf um den Weltmarkt beginnt mehr und mehr 
ein Kampf um die Weltmacht zu werden. Immer offener und unver¬ 
hüllter tritt die Tendenz zutage, die staatlichen Machtmittel in die 
Wagschale der internationalen Wirtschaftskämpfe zu werfen, über¬ 
haupt die Macht für wirtschaftliche Zwecke auszunätzen — eine Nei¬ 
gung, die die Gefahr gewaltsamer Konflikte verstärkt —, jedenfalls 
die Idee einer InteressensoUdarität der Nationen, der Menschheit 
immer mehr in den Hintergrund drängt, und diese Gefahren werden 
noch gesteigert dadurch, daß die xivahsiereiidea Interessengruppen 
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an Umfang immer größer, an Zahl geringer zu werden suchen. Das 
Bezeichnende an der neueren „Teilung der Erde“ ist die Aasgesial- 
tang der drei Riesenreiche England, Rußland und Vereinigten Staaten 
von Amerika, die mit ihrer politischen und wirtschaftlichen Expan¬ 
sionsgier, ihrer ökonomischen, maritimen und militärischen Ueber- 
macht einen stetig steigenden Druck auf alle kleineren Staatengebilde 
aasüben. Und die durch den Namen Chamberlain repräsentierte 
„imperialistische“ Politik Englands hat es offen als „Gesetz der histo¬ 
rischen Entwicklung“ proklamiert, daß ,vdie großen Staaten immer 
größer, die kleinen immer kleiner werden müssen“! Ein Programm, 
das ja insofern auf bestem Wege ist, verwirklicht zu werden, als im 
letzten Menschenalter das britische Reich allein sich von 12,6 auf 
27,8 Millionen Quadratkilometer, also um 15,2 Millionen Quadrat¬ 
kilometer oder etwa um den SOfachen Umfang des Deutschen Reiches 
vergrößert hat! Und was dann, wenn einmal der innerste Grund¬ 
gedanke der Politik, ein in sich geschlossenes, die übrigen Völker 
möglichst ausperrendes oder vergewaltigendes Weltreich zu schaffen, 
zur Wirklichkeit werden sollte? Dieses „größere Britannien“ würde 
ein Sechstel der Erdoberfläche und ein Viertel der Bevölkerung der 
Erde der Landwirtschaft, dem Handel, der Industrie der nicht¬ 
englischen Völker mehr oder weniger verschließen können!“ 

So Pöhlmann. Damit dieses Weltitnglück nicht eintrete, führt heute 
Deutschland im Namen Europas den Weltkrieg gegen England. 


Ein Engländer Ober die Engländer. 

„Jeder Engländer kommt mit einem wunderbaren Talisman zur 
Welt, der ihn zum Herrn der Erde macht. Wenn der Engländer 
etwas will, gesteht er sich nie ein, daß er es will. Er wartet geduldig, 
bis in dun — Gott weiß wie — die tiefe Ueberzeugung erwacht, daß es 
seine moralische und religiöse Pflicht sei, diejenigen zu unterwerfen, 
die das haben, was er will. Er ist nie in Verlegenheit um eine wirk¬ 
same moralische Pose. Ais großer Vorkämpfer der Freiheit und der 
nationalen Unabhängigkeit erobert er die halbe Welt, ergreift Besitz 
von ihr und nennt das „Kolonisation“. Wenn er einen neuen Markt 
für seine schlechten Manchesterwaren braucht, schickt er Missionare 
aus. die den Wilden das Evangelium verkünden müssen. Die Wilden 
töten den Missionar; nun eilt er zu den Waffen, zur Verteidigung des 
Christentums, kämpft und siegt für seinen Glauben und nimmt als 
göttliche Belohnung den Markt in Besitz. Er führt Krieg aus patrio¬ 
tischem Grundsatz, er macht freie Völker zu Sklaven aus imperia¬ 
listischem Grundsatz. Seine Losung ist dabei immer nur seine 
.Pflicht“. Und er vergißt nie, daß die Nation verloren ist. die ihre 
Pflicht dort sucht, wo nicht ihr Vorteil zu finden ist“ 

Bernhard Shaw. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R. ; 

Fortschreitende Zersetzui^. 

A llmählich treten die Wirkungen des Kernschusses deut¬ 
licher zutage, den der deutsche Reichskanzler mit seiner 
Enthüllung über den franko-russischen Qeheimvertrag gegen 
unsere Feinde abgefeuert hat. Er hat dem lichtscheuen Zu¬ 
sammenspiel der sozialistischen Kleinbürger vom Schlage der 
Renaudel und Longuet mit den großkapitalistischen Annexions¬ 
politikern ein plötzliches Ende gemacht und die sozialistische 
Partei in eine Scheinopposition gedrängt. Die unvermeidliche 
Zuspitzung der Verhältnisse dürfte aber bald dafür sorgen, daß 
aus der Scheinopposition eine wirkliche Opposition wird, falls 
diese Partei, woran man allerdings zweifeln dürfte, noch die 
moralische Kraft zu einer Oppositionsstellung aufbringen kann. 
Herr Thomas klammert sich mit Nägeln und Zähnen an sein 
Ministerportefeuille, obwohl er weiß, daß er damit alle lene 
Annexionspläne der französischen Regierung und der Kammer 
deckt, für die selbst ein Renaudel nur das Wort: schändlich! 
übrig hatte. Solange die sozialistische Fraktion ihr höchst 
ehrenwertes Mitglied noch weiter dem Ministerium Ribot an- 
gehören läßt, solange ist sie und bleibt sie mitschuldig an der 
Politik der französischen Regierung, mit oder ohne oppositio¬ 
nelle Phraseologie. 

Aber die Krisis steckt nun einmal drin, und wie tief sie sitzt, 
geht aus der Meldung hervor, daß nun auch Herr Polncarö, 
der würdige Präsident dieser würdigen Republik, sein Amt 
Diederlegen will. Ueber diesen Herrn ist kein Wort weiter 
zu verlieren. Er stellt in der subalternen Schäbigkeit seines 
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Charakters einen Edelausbruch jener Rasse dar, die man poli¬ 
tische Industrieritter nennen könnte. Doch kann es uns auf 
moralische Werturteile hier nicht weiter ankommen; sie haben 
höchstens insofern einen Sinn, als sie darauf hinweisen, welche 
Exemplare der Speeles: Mensch in der „demokratischen“ Ver¬ 
fassung Frankreichs zum Repräsentanten der Volkssouveränität 
werden können. Im übrigen ist es bekannt, daß Herr Poincarö 
einer der Hauptanstifter des Krieges gewesen ist, und wenn 
er nun fühlt, daß seine Qlocke geschlagen hat, so kann man 
das in der Tat als ein erfreuliches Zeichen für den Zusammen¬ 
bruch der Kriegshetzer in Frankreich ansehen. Die Politik, 
die dieses Oberhaupt einer Republik trieb, war überhaupt nur 
möglich, solange der Zarismus in Rußland herrschte. Mit dem 
Ausbruch der russischen Revolution war auch seine Zeit ab¬ 
gelaufen, und er konnte sich die letzten Monate hindurch nur 
dadurch an der Macht halten, daß er mit allen Mitteln das 
Bekanntwerden seiner geheimen Machenschaften mit dem 
Zaren verhinderte. Durch die Enthüllungen des deutschen 
Reichskanzlers ist er nunmehr vor aller Welt entlarvt, und 
damit war für ihn die Zwangslage gegeben, zu demissionieren. 
Dabei ist es gleichgültig, ob nun wirklich die Nachricht des 
„Berner Tagblatts“ zutrifft, daß Poincarö bereits Herrn Ribot 
die Absicht seines Rücktritts mitgeteilt habe. Er ist politisches 
Fallobst, und es macht wenig aus, ob dieser wurmstichige Apfel 
nun etwas früher oder später ins Qras fällt. 

Diese Präsidentenkrise trifft zusammen mit einer Kabinetts¬ 
krise und sie dürfte sich zu einer Krise des gesamten krieg- 
führenden Frankreichs erweitern. Für die Stimmung in den 
Volksmassen wie für die Stimmung im Heere haben die letzten 
Monate sehr düstere Zeichen gebracht Die Wirtschaftsnot 
steigt unter dem Druck des deutschen U-Boot-Krieges ununter¬ 
brochen, und Frankreichs Volk wird sich nunmehr an den Ge¬ 
danken gewöhnen müssen, daß die Zeiten seiner kulturellen 
und politischen Vorherrschaft die schon vor aiiderthaib Men¬ 
schenaltern den entscheidenden Schlag erlitt und die jetzt 
Herr Ribot mit den klingenden Phrasen von Frankreichs 
Marsch an der Spitze der Zivilisation aus ihrer Leichenstarre 
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zu neuem Leben wecken will, endgültig vorbei sind. Dieses 
wirtschaftliche und kulturelle Absteigen Frankreichs war ein 
Prozeß, der sich das ganze 19. Jahrhundert seit dem Ende der 
troßen Revolution fortsetzte und gegen dessen Erkenntnis sich 
die französische Intelligenz nicht mehr verschließen konnte. 
Um so krankhafter war bei Beginn des Krieges, als man sich in 
der sicheren Erwartung wiegte, mit der Hilfe der ganzen Welt 
den tödlich gehaßten und heimlich bewunderten Nachbarn doch 
noch erschlagen zu können, die hysterische Erregung, die alle 
Schichten des Volkes packte, um so abstoßender die verzerrte 
Wut, mit der nicht bloß der literarische Pöbel, sondern auch 
die besten und freiesten Geister Frankreichs den Feind be¬ 
spien, verleumdeten, infamierten, jeden Deutschen als eine 
Kreuzung zwischen Pojaz und Schufterle hinstellten und mit 
alledem doch nichts anderes bewiesen als den Tiefstand, den 
der allgemeine Niedergang des Landes bereits erreicht hatte. 
Das Erwachen aus diesem Meer des Wahns vollzieht sich 
nunmehr an der Schwelle des vierten Kriegsjahres und es ist 
sicher, daß er nicht ohne die furchtbarsten Erschütterungen 
des Landes abgehen wird. Der Kampf um den Präsidenten¬ 
posten dürfte Gelegenheit geben, den Ernüchterungsprozeß aus¬ 
zulösen. So wahrscheinlich es ist, daß er das Ende des äußeren 
Krieges beschleunigen hilft, so wahrscheinlich wird er den 
inneren Krieg entzünden, sobald das Land erst den vollen Um¬ 
fang der entsetzlichen Katastrophe begreift, in die es die 
Politik Poincarös und seiner Spießgesellen gestoßen hat. Es 
steht am Ende seiner Laufbahn als Weltmacht, und dieses 
Frankreich, das jahrhundertelang als einzige ebenbürtige Groß¬ 
macht den Kampf geführt gegen das zur Weltherrschaft auf- 
steigendd England, das noch um die Wende des 18. Jähr- 
liunderts in seinem Titanenkampf den Deutschen Schiller den 
Vers schreiben ließ: 

Zwo gewaltige Nationen ringen 
um der Welt alleinigen Besitz, 

es ist jetzt das willenlose Werkzeug Englands geworden, in 
dessen Dienst es seine letzte Jugend hinschiachtet. 

Inzwischen ist nun freilich auch in England jene Krisis herauf- 
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gezogen, die kommen muß, wenn anders dieser Krieg einma 
ein Ende nehmen soll. Herr Henderson, dessen Eintritt in da: 
Kabinett einst der „Vorwärts** so feurig gefeiert hatte, ist aus 
geschieden, und damit ist das Kabinett Lloyd George vor di( 
schwerste Erschütterung gestellt, die es bisher durchgemach 
hat. Henderson hat sich bisher als der entschlossenste Ver 
fechter der englischen Kriegspolitik erwiesen und es wäre eii 
sträflicher Leichtsinn, anzunehmen, daß sein Rücktritt etw2 
mit irgendwelchen pazifistischen Launen zusammenhinge, ln 
Gegenteil: die Rede, die Henderson auf dem Kongreß dei 
Arbeiterpartei gehalten hat, gibt den bündigsten Aufschluß dar 
über, daß von solchen Launen keine Rbde sein kann. Her 
Henderson war in Rußland und hat dort die melancholisch« 
Entdeckung machen müssen, daß die russischen Revolutionär« 
nicht die geringste Neigung haben, dem Beispiele Frankreich: 
zu folgen und sich für die Aufrechterhaltung der englischei 
Weltherrschaft zu Tode bluten zu lassen. Sie verlangten ein« 
Konferenz der Sozialisten aller Länder, auf der unter Aner 
kennung des deutsch-russischen Programms: Friede ohn« 
Annexionen und Kontributionen der Frieden vorbereitet werdet 
solle. Henderson erklärte den Mitgliedern des Kongresses, dal 
eine glatte Ablehnung dieses russischen Wunsches durch di« 
Ententesozialisten der gefährlichste Schritt sei, denn er treib« 
die Russen in die Arme der Deutschen und die Gefahr eine 
russischen Sonderfriedens sei dann nicht mehr unmöglich. Un 
diese deutsch-russische Annäherung zu hintertreiben und di« 
russischen Revolutionäre an der Stange der Entente festzu 
halten, deshalb sei die Beschickung dieser Stockholmer Kon 
ferenz notwendig. Mit anderen Worten: nicht um den Prieäei 
vorzubereiten, sondern um Um zu verhindern, sei die ,friedens 
konferenz'" von Stockholm von den englischen Arbeiterdele 
gierten zu beschicken, und nicht um die Internationale wieder 
herzüsteüen, sondern um sie endgültig in Stücke zu reißen um 
ihre Trümmer noch im Dienste Englands zu verwenden, des 
halb und nur deshalb riet Henderson, nach Stockholm zu gehen 
Und als kenne er gewisse deutsche Einfaltspinsel, denen imme 
noch, wenn sie die Worte: Stockholm und Internationale hören 
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ihr deutsches Wams zu enge wird, sprach der erfreuliche Hen- 
derson den Satz: „Wir können nur an einer Konferenz teil¬ 
nehmen, auf der wir klar auseinandersetzen können, warum wir 
die Fortführung des Krieges unterstützen und welche Ziele wir 
haben, lieber den Frieden können wir nicht verhandeln.“ 

Dank, Jude, daß Du mich das Wort gelehrt! 

Was nun die „Ziele“ angeht, für die die englischen Sozialisten 
und Arbeiterparteiler eintreten, so hat der „Daily Telegraph“ 
erst unlängst die Denkschrift veröffentlicht, die die Unter¬ 
kommission des ausführenden Ausschusses der englischen 
Arbeiterpartei ausgearbeitet hat. Sie ist ein dummdreistes 
Schriftstück und spiegelt vollkommen den frechen Dünkel 
wider, in dem sich diese unwissenden Herrschaften wohl ge¬ 
fallen. Da wird die russische Formel: keine Einverleibung und 
keine Entschädigung begrüßt und die vollkommenste Demokra¬ 
tisierung aller Länder „einschließlich Deutschland und Oester¬ 
reich-Ungarn“ verlangt. Und hierbei taucht die Perle auf: 
„Deutschland und Oesterreich-Ungarn können nicht Zurück¬ 
bleiben, sie müssen sich mit den anderen zivilisierten Nationen 
in eine Reihe stellen.“ Das ist die gleiche naive Selbstbeweih¬ 
räucherung, der vor schon reichlich hundert Jahren einer der 
bekannten englischen Blutrichter, der Lordrichter Clerck, in 
einem Prozeß gegen die Arbeiterorganisation Friends of the 
People Ausdruck gab: „Die britische Verfassung ist die beste 
von allen, die seit der Erschaffung der Welt existierten, und 
cs ist unmöglich, sie noch besser zu machen.“ Die Verurteilung 
des Rechtsanwalt Thomas Maid zu 14 Jahren Verbannung, der 
im Namen der Arbeiter eine Verbesserung der englischen Ver¬ 
fassung verlangt hatte, begründete Clerck mit den Worten: 
,JVlr. Maid hätte wissen sollen, daß von einem derartigen Pöbel 
keine Notiz genommen werden kann.“ Heute ist in England 
dieser ,Pöbel“ glücklich so weit, daß er sich nicht bloß die 
Gedankenwelt, sondern auch die Ausdrucksweise des Lord¬ 
richters Clerck aus dem Jahre 1793 zu eigen gemacht hat. So 
erklärte noch im September 1915 auf dem Gewerkschafts¬ 
kongreß in Bristol der Gewerkschaftsführer und Minister 
Roberts kurzweg: „Ich will doch aussprechen, daß England das 
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beste Land in der Welt ist“, und im Jahre 1917 schließlich 
fordert die Denkschrift der Arbeiterpartei Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn auf, sich mit den zivilisierten Nationen 
in eine Reihe zu stellen. Wer unter diesen „zivilisierten 
Nationen“ zu verstehen ist, das drückte vor einigen Tagen 
Balfour mit den Worten aus: Das deutsche Volk wird kein 
Friedensstörer mehr sein, wenn es erst das Niveau der Ver¬ 
einigten Staaten und Englands erreicht hat. 

Man kann das Schriftstück der englischen Sozialisten und 
Arbeiterführer mit der bekannten deutschen Denkschrift der 
sechs Verbände vergleichen, nur daß die deutschen Industrie¬ 
verbände nicht dabei beteuerten, sie erstrebten einen Frieden 
ohne Annexionen und Entschädigungen. Da soll Elsaß-Lothrin¬ 
gen an Frankreich kommen; Belgien, das vor dem Kriege mit 
England und Frankreich gegen Deutschland konspiriert hatte, 
soll durch Deutschland entschädigt werden; Oesterreich- 
Ungarn soll durch die Abtretung von Trient und Triest als 
Großmacht vernichtet werden; die Türkei soll Armenien, Meso¬ 
potamien und Arabien verlieren, außerdem soll seine Haupt¬ 
stadt Konstantinopel neutralisiert werden. Mit anderen Worten: 
die Türkei soll aufhören, zu existieren. Deutschland büßt alle 
seine Kolonien ein. Und zum Schluß tritt wie zum Hohn die 
Denkschrift für die Wiederherstellung der Internationale ein 
und erklärt feierlich, alle Pläne über einen Wirtschaftskrieg 
nach dem Kriege zu verwerfen. Ein solcher Wirtschaftskrieg 
dürfte allerdings, wenn das Programm der englischen Sozia¬ 
listen und Arbeiterparteiler erst durchgeführt wäre, vollkommen 
überflüssig sein, da dann die Zentralmächte an Händen und 
Füßen gefesselt vor dem Thron der englischen Bourgeoisie 
liegen würden. Und eine „Internationale“ wäre dann ebenfall' 
überflüssig, da nach der Versklavung der Mittelmächte die 
übrigen Staaten nur Vasallen des englischen Weltherrschers 
wären. 

Was nun die Kenntnis deutscher Zustände angeht, die die 
englischen Sozialisten bekanntlich demokratisieren wollen, sc 
sei nur auf die Notiz des Organs der besten englischen Qesell- 
schaftskreise, der „Saturday Review“ vom 14. Juli hingewiesen 
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das da schrieb, ein Teil der zentral-klerikalen Partei Deutsch¬ 
lands fordere zusammen mit den Sozialdemokraten „direkte 
Wahl des Reichstages auf Qrund eines niedrigen Steuersatzes“. 
Die Annahme einer derartigen Forderung, fügte das kenntnis¬ 
reiche Blatt hinzu, würde eine politische Revolution bedeuten 
und von den Agrariern natürlich heftig bekämpft werden. 

Die deutschen Sozialdemokraten können sich also die Tat¬ 
sache gar nicht scharf genug einprägen, daß der Standpunkt 
der englischen Arbeiterpartei ungefähr dem Standpunkt der 
Alldeutschen, des Graten Reventlow und der „Deutschen Tages¬ 
zeitung“ entspricht. Erst wenn man diese Erkenntnis unbeirrt 
festhält, kann man den Beschluß des Kongresses der Arbeiter¬ 
partei, Stockholm zu besuchen, so wie er von den Arbeiter¬ 
führern gemeint ist, richtig würdigen. 

Aber ein anderes ist es, wie dieser Beschluß von den Führern 
gemeint ist, und ein anderes, wohin er die „Führer“ selber 
hinführen wird. Das Friedensbedürfnis der englischen Masse 
nimmt unter dem Druck des deutschen Unterseebootkriege^ 
und der Verluste an der Front, vor allem aber unter dem Druck 
des Munitionsgesetzes, ohne Frage stark zu. Dieses Priedens- 
bedürfnis konnte Henderson nicht mehr ignorieren. Es ist sehr 
bezeichnend, daß gerade die großen Organisationen der Berg¬ 
arbeiter, Maschinenbauer und Textilarbeiter, in denen die Un¬ 
zufriedenheit einen ganz besonders hohen Qrad erreicht hat, 
beinah vollzählig für die Beschickung der Stockholmer Tagung 
stimmten. Daß bei ihnen der Einfluß der offiziellen Führer stark 
gelitten und die syndikalistische Richtung ihren Einzug gehalten 
hatte, ging schon aus dem Verlauf der großen Streikbewegung im 
April und Mai dieses Jahres deutlich hervor. Hätte Henderson 
seine plötzliche Schwenkung zugunsten von Stockholm nicht 
vollzogen — und wie verblüffend sie wirkte, zeigte der empörte 
Brief von Lloyd George an ihn —, so wäre er Gefahr gelaufen, 
das Vertrauen der Gewerkschaften zu verlieren und zugleich 
die Stimmung der russischen Revolutionäre gegen die englische 
Politik stark zu erbittern. So glaubte der Schlaue zwei Fliegen 
mit einer Klappe zu schlagen. Allein durch seine Taktik hat 
er nun wieder das Ministerium Lloyd George stark ins Ge- 
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dränge gebracht. Sein Rücktritt könnte bald den Sturz des 
Diktators selber zur Folge haben und damit England in schwere 
innerpolitische Krisen stürzen. Die Haltung der englischen 
Arbeiterklasse ist sehr viel wichtiger als die Taktik Hender> 
sons» und diese Haltung beweist, daß auch in England die Un¬ 
zufriedenheit des Proletariats zu einem Faktor größter poli¬ 
tischer Kraft zu werden im Begriffe steht 
Der Sturz von Lloyd George ist eine Vorbedingung für den 
Frieden, Der Mann, der Deutschland niederboxen wollte, ist 
nicht geeignet, einen Frieden mit einem unbesiegten Deut^h- 
land abzuschließen. So lange er an der Spitze des englischen 
Reiches steht ist keine Möglichkeit eines Friedens vorhanden. 
Soweit also die Taktik Hendersons den Sturz von Lloyd George 
beschleunigt und dadurch die innere Zersetzung der englischen 
Verhältnisse erhöht ist sie in der Tat geeignet für den Frieden 
zu wirken. Aber auch nur soweit Es mag das mit den Ab¬ 
sichten des trefflichen Arbeiterministers ganz und gar nicht 
übereinstimmen, der nur den Krieg und die Zerschmetterung 
Deutschlands will. Aber: ich pfeife auf Absichten, schrieb Marx 
einmal unwirsch an seine Freunde, und das ist in der Tat das 
einzige, was auch die geschichtliche Entwicklung mit den 
menschlichen Absichten zu tun pflegt und seien es die Ab¬ 
sichten einer so „respektablen“ Persönlichkeit wie des Herrn 
Henderson. 

DR. RUDOLF SCHWANDT: ^ 

EMe Durchführung der Friedens¬ 
resolution. 

S IE wollen also einen Scheidemann,-Frieden?“ wurde Ich 
gefragt. Das kommt drauf an, erwiderte ich. Ich bekenne 
mich zu ihm nicht bedingungslos. Wie ich mich zu ihm stelle, 
das hängt von seinen Voraussetzungen ab. 

Worauf es dem Sozialismus in der äußeren Politik ankommt, 
das ist nicht allein, möglichst schnell den gegenwärtigen Krieg 
zu beenden. Er will vielmehr die bisherige nationale Macht¬ 
politik überhaupt durch eine Politik ersetzen, in der die Völker 
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versuchen, mit einander auszukommen, sich gegenseitig ainzu- 
passen. Er will eine neue politische Atmosphäre schaffen. Er 
will das bisherige Zeitalter der Interessen- und Gewaltpolitik 
ablösen durch ein Zeitalter des Friedens, der gegenseitigen Er¬ 
gänzung und Förderung. Wenn ein solches Zeitalter Tatsache 
werden wird, dann wird es sich in internationalen Rechtsorgani¬ 
sationen ausdrficken, in denen sich die jetzt zerrissene Mensch¬ 
heit zur Einheit eines Staatenbundes zusammenschiießen wird. 
Die Grundlage aber hierfür zu schaffen, ist die Aufgabe der 
internationalen Arbeiterschaft als einer einheitlichen, die 
Grenzen der Staaten überschreitenden Klasse. Wo die Inter¬ 
essen der Staaten auseinandergehen, wo sie sich kreuzen und 
verfeindet sind, da ist es die Bestimmung des internationalen 
Proletariats, diese Gegensätze zu überbrücken. Wo die Natio¬ 
nen alle einen eigenen, sich gegenseitig widersprechenden 
Willen haben, da soll die Internationale eine Einheit sein und 
ihren einen Willen durchsetzen gegen die vielen Willen der 
verfeindeten Nationen. 

Das ist das Zukunftsbild. Der augenblickliche geschichtliche 
Tatbestand ist demgegenüber leider ganz anders. 

Hier haben wir nicht Frieden, sondern Krieg. Hier haben wir 
keinen Staatenbund, keine Schiedsgerichte, sondern Einzel- 
bfindnisse von Staaten, die im Kampf miteinander fhre Rechts¬ 
ansprüche aus eigener Kraft durchzusetzen versuchen. Und 
als Gegengewicht dagegen haben wir leider auch keine einige 
sozialistische Internationale, sondern eine Mehrheit von sozia¬ 
listischen Parteien, die vielfach ihren Regierungen folgen, und 
die einem Neuaufbau der Internationalen aus nationalem Fana¬ 
tismus oder aus doktrinärer Verranntheit den entschiedensten 
Widerstand entgegensetzen. 

So bestehen hier tatsächliche geschichtliche Verhältnisse, die 
auf die praktische Politik von stärkstem Einfluß sind und — 
so sehr man das beklagen mag — auch sein müssen. Die 
Sozialisten der Mittelmächte, Rußlands und der Neutralen ver¬ 
suchen seit Monaten ihr möglichstes, zwischen sämtlichen 
Sektionen der kriegführenden Staaten eine Einigung herbeizu- 
ffihren. Die Versuche sind gescheitert. Die Reidistagsmehr- 
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heit hat zugunsten eines Verständigungsfriedens fhre Stimme 
erhoben. Ihre Wirkung hält noch an; aber sie verspricht nicht 
den Widerhall zu finden, den sie finden müßte, damit der Friede 
in greifbare Nähe rückt. Der Reichstag versuchte zwischen 
den Völkern jene neue politische Atmosphäre zu schaffen. Sie 
ist nicht vorhanden. Die Sozialisten der Entente versuchen, 
der anberaumten neuen Konferenz von neuem Schwierigkeiten 
zu machen. Sie wollen nicht einen Frieden nach dem Macht- 
spruch der Internationalen. Die Entscheidung soll zu ihren 
Gunsten ausfallen; das Schwert soll sie bringen. Die Entente 
verwirft einen Frieden auf Grundlage ungefähr des Zustandes 
vor dem Kriege. Der Zustand genügt ihr nicht. Wie er ihr 
damals nicht genügte, so genügt er ihr heute nicht. Sie wollte 
und will besser dastehen. Die Franzosen wollen, wie Ribot 
wieder sagte. ..an der Spitze der Zivilisation“ marschieren und 
zu dem Zwecke das linke Rheinufer besetzen. Die Engländer 
wollen mehr Bewegungsfreiheit haben und für einen etwaig«i 
neuen Konflikt günstigere Chancen. — Dies alles ist zwar nicht 
erfreulich. Dies sind aber die Tatsachen. 

Die deutsche Politik hat deshalb davon auszugehen, daß wir 
auf der Gegenseite keine Friedensgenfeigtheit und keine Loyali¬ 
tät annehmen dürfen, sondern im Gegenteil den hartnäckigsten 
politischen Eigenwillen, die unnachgiebigste nationale Inter¬ 
essenpolitik. Dieser hartnäckigen, verbissenen Friedensgegner¬ 
schaft haben wir auch unsere Politik anzupassen. Man hat 
Clausewitz’ Wort zu Tode gehetzt, daß der Krieg eine Fort¬ 
führung der Friedenspolitik mit anderen Mitteln sei. Diesen 
Satz sollte man umkehren. Wenn die kriegerischen Mittel 
nämlich abgenutzt sind, wenn die Waffen zerschlagen sind, 
dann versucht man die Kriegspolitik wieder auf unkriegerische 
Weise fortzusetzen. Das nennt man dann Friedensschluß und 
Frieden. Die Politik bleibt dieselbe, nur die Mittel wechseln. 
Und da bei dieser traurigen Aussicht zudem auf der Gegenseite 
auch die Sozialisten versagen, so besteht für den Einsichtigen 
keine Hoffnung, jetzt schon aus dem Zustand der Rivalitäts¬ 
politik herauszukommen. Die einzige Macht, die — wenn sie 
einig wäre — die Welt aus diesem Zustand erlösen könnte, die 
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Internationale, bleibt weiter ein kraftloser Traum. Wie mit 
Beginn des Krieges so ist daher auch letzt noch jedes Volk auf 
Selbsthilfe angewiesen. 

Unsere, der Internationalisten Stunde hat noch nicht ge¬ 
schlagen. Das Wort haben wieder die Staatsmänner. Deutsch¬ 
lands Aufgabe ist es jetzt, sich nicht darauf zu verlassen, daß 
eine illusorische Internationale ihm seine Grenzen und seine 
Zukunft sichern wird. Es muß sie sich wohl oder übel selber 
sichern. Das ist zwar nicht in erster Linie unsere, der Sozial¬ 
demokraten Aufgabe. Wir haben im wesentlichen eine andere 
geschichtliche Funktion. Aber den Staatsmännern dürfen wir 
diese Notwendigkeit nicht verwehren. Gegen Interessen- und 
Machtpolitik der Feinde hilft nur die gleiche Interessen- und 
Machtpolitik bei uns. Den größten Machtzuwachs, den die 
deutschen Staatsmänner erlangen köpnen, den müssen sie 
nehmen. Die Fragen, über die man sich hierbei streiten kann, 
sind nur die: 1. Wo die Grenze ist, an der ein Machtzuwachs 
durch eine Ueberspannung in sein Gegenteil umschlägt, und 
2. welche Vorteile wir nach Lage der Dinge überhaupt erlangen 
können, und wie wir zwischen ihnen eventuell zu wählen haben. 
Also MachtpoUtik, soweit sie zweckmäßig und soweit sie mög¬ 
lich ist; Machtpolitik aber auf jeden Fall. 

Es ist bereits die Parole ausgegeben worden: wenn Rußland 
Frieden schließen wolle, so „müssen wir laut und deutlich er¬ 
klären, daß wir bereit sind, mit allem and jedem einen Frieden 
ohne Eroberungen und Entschädigungen zu schließen, und daß 
wir an dieser Erklärung auch dann fesdialten würden, wenn wir 
mit einem unserer Gegner früher zum Frieden kämen als mit 
dem andern. Wir sollen Rußland keinen Sonderfrieden anbieten, 
aber wir sollen ihm sagen, daß selbst dann, wenn ein solcher 
Sonderfrieden zustande käme, die Unabhängigkeit und terri¬ 
toriale Unversehrtheit Belsens und Frankreichs gesichert 
bliebe** (z. B. „Schleswig^Holsteinische Volksztg.“, 27. Juli). 
Dem möchte ich widersprechen. Wir werden zwar bleiben bei 
der Bereitschaft zu einem Frieden ohne Annexionen und Ent¬ 
schädigungen, aber nur unter der Voraussetzung, daß ein 
solcher Friedenswille auf Gegenseitigkeit beruhe. Wir werden 
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den Russen erklären müssen, daß wir unsere Regierung zu 
einem solchen Frieden zwingen würden, iedoch nur, wem die 
Sozialisten der Westmächte sich auf denselben Standpunkt 
stellen und die gleiche Politik mit der gleichen Energie auch 
praktisch verfolgen werden. Im andern Falle übernehmen wir 
keine Garantie. Es ist von den russischen Genossen nur konse¬ 
quent, wenn sie auf den allgemeinen Frieden drängen. Ob sie 
deshalb aber einen Sonderfrieden zurückweisen sollen, wenn 
die Ententesozialisten den allgemeinen Frieden hintertreiben, 
das müssen sie selber wissen. Von uns Deutschen jedenfalls 
kann niemand verlangen, daß wir aus lauter Friedensliebe auch 
denen, die uns zu schaden trachten, das gleiche freundliche Ge¬ 
sicht zukehren wie denen, die zu einem loyalen Frieden bereit 
sind. Auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil. Und 
gegen feindliche Mactftansprüche gewährt nur eigene Macht 
genügende Sicherheit. In der inneren Politik weiß das der 
jüngste Parteigänger; in der äußeren Politik dagegen laufen 
selbst altbewährte Führer in dieser Beziehung wie mit Scheu¬ 
klappen durch die böse Welt. 

Daher hat die Friedensresolution des Reichstages meines Er¬ 
achtens nur den zulässigen Sinn, daß wir erklären, unablässig 
für die Sache des Friedens wirken zu wollen, und daß wir, 
falls die feindlichen Völker in Kürze ebenfalls zum Frieden be¬ 
reit sind, uns für gebunden erklären, wenn es sein müßte, auch 
gegen die Absicht der Regierung, einen Verständigungsfrieden 
durchzusetzen. Sie hat aber unmöglich den Sinn, daß wir auch 
in dem Falle, wo die Feinde fede Verständigung abweisen, uns 
und der Regierung selber die Hände binden and uns Vorteile 
entgehen lassen wollen, die wir dann gerade um so nötiger 
hätten. Insofern kann die Regierung sich nicht binden lassen. 
Und unsere Feinde sollen wissen, daß sie in diesem Fall auch 
nicht gebunden werden wird, und daß sie sich einer verfehlten 
Spekulation hingeben, wenn sie hierauf bauen. Die 2^it, die 
Resolution ans Ende durchzuführen, ist noch nicht gekommen. 
Hoffentlich führen die Ententesozialisten sie recht bald herbei. 
Das Volk kann — wie in der Resolution geschehen — seine Be¬ 
reitschaft zu einem Verständigungsfrieden erklären. Von der 
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deutschen Regierung aber zu verlangen, sich jeden Gedankens 
auf eigene Vorteile zu entschlagen, ist ein Ding der Unmöglich¬ 
keit Die Ententesozialisten haben kein Recht sich darüber zu 
entrüsten; sie haben es ja selber verschuldet 

Es ist daher erklärlich, daß die Westmächte alle Ueber- 
redungskünste versuchen, um den Deutschen Reichstag von 
der Notwendigkeit zu überzeugen, die Regierung in diesem 
Augenblick schon zur restlosen Durchführung der Resolution 
zu zwingen. Ein Haupttrick besteht in dem für manche Leute 
verführerischen Argument daß eine solche äußere Politik der 
natürliche Ausdruck demokratischer Verhältnisse im Innern sei, 
wie wir Deutschen sie doch selber erstreben. So schreiben 
„Daily News“: „Zweifellos verdolmetscht die Resolution des 
Reichstages seine aufrichtigen und ganz sicherjich auch sehr 
wichtigen Meinungen, aber solange der Reichstag keine Macht 
über die Exekutivgewalt (!) ausüben kann, ist es nur eine Mei¬ 
nung, und es fehlt dem Reichstag die Macht, die Resolution 
durchzuffihren. Es ist nicht unsere Schuld, daß wir uns an 
Michaelis und nicht an den Reichstag wenden müssen, es ist die 
Schuld des deutschen Volkes. Wir werden uns freuen, wenn es 
diesen Fehler verbessert haben wird, und die englische Demo¬ 
kratie sich direkt an das deutsche Volk als Demokratie wenden 
kann.“ Ein Sirenengesang! Er lockt so schön, und lockt uns 
ins Verderben. Der englischen Demokratie steht es ja jeder¬ 
zeit frei, sich ans deutsche Volk zu wenden; in einer ent¬ 
sprechenden Friedensresolution, sowie in Stockholm! Da ist 
nichts im Wege, sofern die Engländer nur ehrlich den Frieden 
wollten. Aber gerade dieser Wille besteht bei ihnen am aller¬ 
wenigsten. Welch eine Zumutung: wir sollen uns ihrer würdig 
erweisen, ehe die Herren Engländer mit uns verkehren können! 
Weich ein Mangel an Stolz, wenn mit einem derartigen Ver¬ 
langen eines englischen Hetzblattes eine deutsche Parteizeitung 
in der inneren Politik krebsen geht! Sind wir Deutschen es 
nicht gerade, die am selbstlosesten für den Frieden arbeiten? 
Und sind die westmächtlichen Sozialisten, geschweige die Leute 
der „Daily News“, es nicht, die ihn mit aller Macht zu ver¬ 
hindern suchen? Der reine Friedenswille ist hier entscheidend. 
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Was die Engländer uns als Demokratie empfehlen, als Voraus¬ 
setzung des Friedens, das ist ein Zustand, von dem sie für sich 
selbst sich die größten Vorteile versprechen. Demokratie in 
Deutschland heißt für die Engländer: wir sollen allein unsere 
Regierung zwingen zu einem Verständigungsfrieden. Und daß 
bei ihnen Demokratie besteht, das heißt: Sie brauchen ihre Re¬ 
gierung nicht mehr zu zwingen. Sie wollen als die Fordernden 
auftreten, und unser Reichstag soll „die Resolution durch¬ 
führen“, d. h. zu den englischen Forderungen Ja und Amen 
sagen. Begreifen wir nicht, daß eine Sorte von „Demokratie“, 
wie England selbst sie zwar nicht hat, wie Lloyd George und 
seine Engländer sie aber bei uns zu sehen wünschen, uns dazu 
führen würde, auf eigenen Vorteil nicht zugunsten des Friedens, 
sondern zugunsten der englischen Weltherrschaft zu ver¬ 
zichten? Begreifen wir nicht, daß die Westmächte uns nur 
deshalb zu dieser „Demokratie“ aufstacheln, weil sie die 
Schwäche und Nachgiebigkeit gegen englische und französische 
Anmaßung bedeuten würde? Daß sie schließlich zu einem 
Zustand führen könnte, ähnlich dem, von dem der russische 
Heeresbericht vom 20. Juli sagt: „Unsere Niederlage erklärt 
sich aus der Tatsache, daß viele Truppenabteilungen, die den 
Befehl erhalten hatten, die angegriffenen Abteilungen zu unter¬ 
stützen, Zusammenkünfte veranstalteten und berieten, ob sie 
dem Befehl Folge leisten sollten. Mehrere Regimenter weiger¬ 
ten sich, ihren militärischen Pflichten nachzukommen, und 
ließen ihre Stellungen ohne jeden feindlichen Druck im Stich.“ 
— Ließen ihre Stellungen im Stich: Das ist das demokratische 
Ideal der Engländer für uns. Deshalb empfehlen sie uns die 
Durchführung der Friedensresolution, aber sie selber denken 
gar nicht an eine entsprechende Maßnahme. Und wir, sollen 
wir uns wirklich dazu hergeben, die englischen Geschäfte zu 
besorgen? 

Statt dessen müssen wir Sozialdemokraten den Sozialisten 
der Westmächte bestimmt und fest erklären: Die Friedens¬ 
resolution wird durchgeführt, wenn Ihr Euch auf denselben 
Standpunkt stellt; sonst nicht. Beharrt Ihr auf dem nationalen 
Machtstandpunkt, so werden auch wir unsere Regierung nicht 
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I n ihrem Bemühen hindern, gegen Eure Machtansprüche eigene 
MaclUvorteile zu erlangen. 

Diese Stellungnahme ist für die Sozialdemokratie nicht die 
.dealste. Aber in Anbetracht der Verhältnisse ist sie zurzeit 
unbedingt geboten. Wenn wir überhaupt noch hoffen wollen 
, auf eine Gewinnung der französischen und englischen Sozia-. 
I listen zu einer gemeinsamen zwischenstaatlichen Friedens- 
! aktion, so kann dies nicht durch weitere Nachgiebigkeit ge¬ 
schehen, die nur ihre nationale Hoffnung und Begehrlichkeit 
anreizt, sondern allein, indem wir gegen ihre Geltendmachung 
eines eigenen französischen und englischen Standpunktes einen 
entsprechenden deutschen mit Festigkeit vertreten, im übrigen 
aber bereit bleiben, uns auf einer internationalen Grundlage, 
die keinem Staate zu nahe tritt, zu einigen. Unser Standpunkt 
ist ein doppe^lter: unser positives Streben geht auf den Frieden, 
möglichst „aus der Hand der Internationalen“. Die Entente¬ 
sozialisten aber sind es, die sich dagegen sträuben. Und wenn 
sie sich schließlich in Stockholm einfinden, so werden wir mit 
ständigen Rückfällen in ihre nationalen Allüren rechnen müssen. 
Dann gilt es, ihnen mit nie ermattender Energie zu zeigen, daß 
sie sich in derartigen Situationen auf deutscher Seite immer 
einer geschlossenen Front gegenüber befinden. Der Reichs¬ 
kanzler Michaelis hatte dieser Tage recht, als er sagte: „Jetzt 
gilt es unter Vermeidung jeder Nervosität die Gegner von der 
ungeminderten Kraft Deutschlands zu überzeugen, daß die 
Spekulation auf unsere vermeintliche Schwäche aus ihrer Be¬ 
rechnung ausscheidet.“ Einer solchen Festigkeit bedarf es 
gerade seitens der Sozialdemokratie der Mittelmächte. Denn 
wie die kaum veHiüllte Billigung des vom Kanzler aufgedeckten 
frax|zösisch-russischen Annexionsabkommens von neuem be¬ 
weist, sind die französischen und entsprechend auch die eng¬ 
lischen Sozialisten soweit von einer freiwilligen sozialistischen 
Politik entfernt, daß sie sich niemals zu Stockholm bekehren 
werden, wenn nicht aus Zwang. 
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ALWIN SAENQER (Mflnchen)» zurzeit Soldat: 

Das französische Problem. 

Z UR Bekräftigung eines absolut genommen nur allzu rich¬ 
tigen und historisch wahren Satzes: Annexionen (exakter 
ausgedrückt Eroberungen) wirkten in der politischen Ge¬ 
schichte letzten Endes stets Krieg fördernd, hat sich nament¬ 
lich in den Kreisen unserer politischen Freunde iörmlich die 
Doktrin herausgebildet, daß die Ursache unseres getrübten 
friedlichen und des jetzigen kriegerischen Verhältnisses zu dem 
benachbarten Reiche der Franzosen in der „Annexion“ der zeit¬ 
weise staatsrechtlich französischen elsaß-lothringischen Lande 
zu suchen sei. Schon die Stellung weniger Fragen wird 
in uns bei tieferem Nachdenken Zweifel erwecken, ob die Har¬ 
monie von Frage und Antwort in der eben dargelegten, oft ge¬ 
hörten und geläufigen Formel nicht doch nur scheinbar ist 
und an der richtigeren Lösung vorübergeht. Wie werden sich 
die Verfechter jener elsaß-lothringischen Verursachungstheorie 
äußern, wenn folgende Fragen gestellt würden: Besteht Aus¬ 
sicht zu der Annahme, daß bei nicht erfolgter Einverleibung 
Elsaß-Lothringens Frankreich sich nicht an einem Kriege 
gegen Deutschland beteiligt hätte, vor allem an einem Kriege, 
der durch den Beitritt des französischen Staates für Deutsch¬ 
land zu einem seinen nationalen Bestand aufs höchste gefähr¬ 
denden Zweifronten-Krieg hätte werden müssen? Sind aus 
den Geschehnissen des dreijährigen Weltkrieges Tatsachen 
bekannt geworden, daß ein republikanisches Frankreich — von 
einem kaiserlichen zu schweigen — freundschaftlich neutral 
geblieben wäre in einem Kriege, in den sein großes östliches, auf 
einer kulturell unendlich rühmvoiien Laufbahn immer höher 
steigendes Nachbarvolk verwickelt worden wäre, ein Nachbar¬ 
volk, das in seiner wachsenden Lebenskraft den westlichen 
Nachbar, der in der imaginären Sonne des ersten Kulturvolkes 
leben zu müssen glaubte, immer mehr zu überschatten drohte? 
Wäre so, fragen wir weiter, ohne Elsaß-Lothringen, ohne 
einen französisch-deutschen Antagonismus überhaupt kein 
Weltkrieg entstanden, keine Entente geboren, keine Einkrei- 
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sunsspolitik möglich gewesen? Wäre es England nicht ge- 
lunsen, eine Koalition gegen den deutschen Konkurrenten zu 
Stande zu bringen? 

Mit dem Aufwerfen dieser Fragen soll selbstverständlich 
niclit eine historische Propketie nach irgend einer Richtung 
getrieben werden. Wir wollen auch nicht etwa mit der Kon- 
strulction eines für Deutschland geborenen fatalistischen Ver¬ 
hängnisses einen Schutzschild über die tatsächliche Unfähig¬ 
keit einer durch ihren Klassencharakter hinlänglich gezeichne¬ 
ten diplomatischen Kaste erheben. Der geschichtlichen For¬ 
schung bleibt es allerdings vorbefhalten, festzustellen, inwie¬ 
weit, von dieser persönlichen Untüchtigkeit abgesehen, sich in 
der deutschen diplomatischen Geschichte nicht vielfach ver¬ 
hängnisvoll gerade solche Fehler zeigen, die aus der hohen 
nationalen deutschen Tugend der Treue und der idealen 
Willenskraft, dem Schwächeren zu helfen, entspringen, sitt¬ 
liche Eigenschaften, die in der Sphäre des vergangenen und 
heutigen Staates die politisch unglücklichsten Folgen nach sich 
ziehen. Auch dürfte wohl der Marxist, von dem „ideologischen 
i Ueberbau der diplomatischen Dummheit“ absehend, den 
Kriegsgrund immer wieder letzten Endes in der deutschen Ent- 
\ Wicklung erschauen. 

Nein, mit dem Aufwerfen jener Fragen, von denen eine 
jede irgendwelche europäische und internationale Möglichkeit 
enthält, soll der berechtigte Zweifel an der Richtigkeit der 
scheinbar so bestechenden elsaB-lothringischen Verursachungs¬ 
theorie, deren Vertretung weder der geschichtlichen Wahrheit 
noch der Sache des heißersehnten Friedens dient, geweckt und 
gefördert werden. Wir müssen das französische Problem auf 
eine breitere und tiefere Basis stellen. 

Wir wählen mit Vorbedacht den Ausdruck „das französische 
Problem“, da wir ein iraxizösisch-deutsches nicht anerkennen. 
Es gibt auch bei uns in Deutschland einige, die mit der „Erb¬ 
feindschaft“ trübe politische Geschäfte machen. Aber Volk und 
Regierung und zweifellos auch Krone sind nicht franzosenfeind¬ 
lich. In Frankreich ist das Verhältnis ein gerade umgekehrtes. 
Und die Leidenschaft des Hasses, die Frankreich noch heute 
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in allem namenlosen Leid des Krieges gegen das deutsche 
Wesen gebiert, kann ihre Wohnstätten nur in einer langen, 
wohlgepflegten Tradition finden. Es gibt keinen anderen Qrund 
hierfür. Wo sich in einigen sozialistischen Kreisen das mensch¬ 
lich hochschätzbare Bemühen regt, sich von dem Hasse gegen 
den östlichen Nachbar loszulösen, da zeigt sich dann wieder 
ein Nichtverstehen, eine solche lapidare Unkenntnis des deut¬ 
schen Staates, daß man glauben möchte, diese Franzosen seien 
in ihrer geschichtlich-europäischen Bildung bei den Straßburger 
Eidschwüren Ludwigs des Deutschen und Karls des Kahlen 
stehen geblieben. Es war ein Traum, ein schöner Traum, ge¬ 
nährt durch eine große deutsche Gutgläubigkeit, daß die Fran¬ 
zosen uns in der Anerkennung der deutschen Staats- und Kultur¬ 
kraft — und in diesem Nichtanerkennen liegt des Uebels böse 
Kraft, liegt der vornehmste Teil des französischen Problems — 
einen Schritt nähergekommen seien! Dabei hatte ihnen eine 
durchaus friedliche Politik den Weg so leicht als nur möglich 
gemacht. Wie wenig wußte die Gesamtheit der westlichen 
Nachbarnation von dem deutschen Wesen. In großen staats¬ 
rechtlichen Werken finden wir noch elementare Falschheiten 
über den trockenen Wortlaut der Reichsverfassung. Moliöre, 
Voltaire, Napoleon sind ledern deutschen Mittelschüler geläufige 
Begriffe. Was weiß ein Franzose in gleichem Bildungsgrad von 
Friedrich dem Großen? Wie selten habe ich in den Haus¬ 
bibliotheken geistig hochstehender Franzosen Goethe gesehen. 
Ungehinderter konnte kein Reisender durch Deutschland wan¬ 
dern, als ein Franzose. Scheinbar hatte es sich auch in Frank¬ 
reich gebessert. Die Gefahr der Zwischenfälle bestand unver¬ 
mindert auch dem Harmlosesten gegenüber. Als uns auf einer 
ersten langmonatigen Studienreise durch Frankreich an der 
öffentlichen Speisetafel des Gasthauses ein achtbarer Kaufmann 
aus Dijon — 16 Jahre sind es her — mit Handgebärden und 
froh lächelnd klarmachte, wie Deutschland zwischen Frankreich 
und Rußland zerdrückt werden müsse, eihob sich von den an¬ 
wesenden Gästen — man rühmt dem französischen Volke Höf¬ 
lichkeit nach — niemand zu unserem Schutze. Es ist für die 
französische Auffassung der Dinge sehr charakteristisch, daß 
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nan dann iede Qefalir eines ZusamtnenstoBes mied, wenn man 
äch seiner Nationalität nach als Süddeutscher, insbesondere als 
Bayer aussab. Ein für die Neuzeit etwas merkwürdiger Partl- 
knlarismus knüpfte hieran seinen Triumph über das allseitig 
inbeiiebte militaristische PreuBentum. Genauer besehen war 
dieses französische Gebaren nichts anderes als der bewußte 
Ausdruck jener von Unkenntnis des neuen Deutschen Reiches 
erfüllten Hoffnung, die das Reich unter der größeren oder 
. geringeren Hilfe des deutschen Südens wieder zerfallen und 
^ den Süden dem gloriosen Protektionismus Frankreichs unter- 
I stellt sah. Wie der achte englische Heinrich einst in seinem 

i Gespräch mit dem dänischen Gesandten Peter Schwaben seine 
Idee der Einmischung in die deutschen Staatsverhältnisse durch 
die Erhebung des bayerischen Herzogs gegen Karl V. verwirk¬ 
lichen wollte, so war und ist auch die gesamte französische 
Staatspolitik gegenüber den Deutschen nach dem Gedanken — 
um ein Wort aus Fr. Hebbels Tagebuch zu gebrauchen — orien¬ 
tiert, daß der Deutsche der geborene Infinitiv sei und sich 
deklinieren lasse. Die bodenlos anmaßende Selbstüberhebung 
unserer Nachbarn, die einen weiteren Beitrag zu dem franzö¬ 
sischen Problem liefert, hat auch bei unseren französischen 
Genossen reichlich Eingang gefunden.' Die Erklärung der 
französischen Parteileitungen aus dem Jahre 1915 befiehlt'uus'. 
„Erst wenn entscheidende Taten von der Sozialdemokratie 
oder durch ihre Minderheit vollzogen sein werden, kann man 
die Wiederaufnahme der Beziehungen erwägen.“ 

Jedem internationalen Grundsatz ins Gesicht schlagend be- 
lehlen die Franzosen, ehe sie von der Bühne des Bluts herab¬ 
steigend sich uns nähern wollen, uns die Revolution im Innern, 
um dem englischen Imperialismus die Kastanien aus dem Feuer 
zu holen. Heute noch nehmen sie fast unverändert die gleiche 
Stellung uns gegenüber ein. Wir werden um der Möglichkeit 
eines Friedens willen bemüht sein müssen, jede Leidenschaft 

I und übereifrige Anklage gegen die französischen Sozialdemo¬ 
kraten zurückzuhalten; wir vertrauen zu sehr der geschicht- 
h'chen Entwicklung, um nicht als sicher anzunehmen, daß einst 
_vielleicht zu spät und erst über den Gräbern weiterer Millio- 
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nen — die Götterdämmerung der Erkenntnis auf sie herein¬ 
brechen wird; es wären Werte reinen Menschentums noch für 
immer zu retten gewesen, wenn wir nicht in den Begriffen 
des Kaiserismus und deutschen Militarismus stecken geblieben 
wären, da der eigene Sumpf uns bis zur Kehle reichte. Haßlos 
wollen wir all' ihre Motive, daß sie sich angegriffen, daß sie 
die demokratische Freiheit bedroht glaubten, als wahr unter¬ 
stellen — obwohl es manchmal einem schwer gemacht wird; 
aber wir dürfen eben um des Friedens willen auch nicht vor 
dem Suchen nach der Wahrheit zurückschrecken. Es hilft doch 
alles nichts: Frankreich wird für absehbare Zeiten das dunkelste 
Kapitel bleiben. Wir haben’s wahrlich nicht gewollt! Die 
heiße Hoffnung auf dereinstige bessere Zeiten in dem gegen¬ 
seitigen Verhältnis können wir nur mit dem rückhaltlosen Auf¬ 
decken der Ursachen begründen. Und da müssen wir gestehen, 
daß sich gerade in der bisherigen Politik der französischen 
Sozialisten jene Eigenschaft zeigt, die in ihrem nationalen Leben 
eine hervorragende und traurige Roile bis zum Augenblick 
spielt; die mwahrhaftige Phrase. 

ln der oben angeführten Erklärung des Ständigen Verwal¬ 
tungsausschusses von 1915, vollinhaltlich von ihm am 28. April 
dieses Jahres ln einem in der „Humanite“ veröffentlichten 
Schreiben an Huysmans bestätigt, heißt es weiter: 

„Zurückverweisung des Imperialismus und aller Erobe¬ 
rungspolitik; 

Bekräftigung des Selbstbestimmungsrechts der Völker, des 
Rechts der vergewaltigten Nationalitäten oder Teilen von 
Nationalitäten, selbst ihre Staatlichkeit zu bestimmen; 

Einspruchserhebung gegen alle Verletzungen des Völker¬ 
rechts und der unter der Garantie Europas stehenden Neu¬ 
tralisierungen.“ 

Wo sind — so dürfen wir die französischen Genossen mit Recht 
fragen — in aller Welt die Tatsachen, welche die Verwirk¬ 
lichung dieser erklärten schönen Grundsätze ihrerseits dartun 
könnten? Wo sind sie? Sollen wir sie darin sehen, daß sie ohne 
das geringste Wollen einer Verständigung ihren moralischen 
Unwillen noch immer über den Einmarsch des im Rücken vom 
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Zaren bedrohten deutschen Heeres in Belgien ergießen, obwohl 
sie wissen müssen, daß ein Friede morgen alles unglückliche 
Eiend beseitigen kann, indem Belgien belgisch bleibt? Oder 
sollen wir die Tatsachen darin sehen, wie sie die lügenhafte 
Niedrigkeit professioneller Heuchelei dem griechischen Staate 
gegenüber dulden, daß Frankreich, das den amerikanischen 
Bürgern als ewiges Symbol der — Worte die Statue der Frei¬ 
heit am Eingang des Hafens von New York errichtete, die 
Führerschaft dieser schmachvoll gemeinen Handlung über¬ 
nahm? „Einspruchserhebung gegen alle Verletzungen des 
Völkerrechts“: wo blieb der flammende Protest der Bürger 
der Revolution, da man ein armes Land zu Tode quälte, weil 
I es nicht auch noch seine Ehre in dem Konzentrationslager der 
j englischen Erpressung verschachern wollte? Es war die 
^ schwerste Enttäuschung, die die französische Sozialdemokratie 
dem von ihr so oft in den Mund genommenen Kulturgewissen 
bringen konnte. Ja, ihr ganzes mit schillernden Worten so oft 
gefeiertes heiliges Völkerrecht beginnt und hört auf bei Elsaß- 
Lothringen und den — Reunionskammern Ludwigs XVI. Wenige 
von ihnen wollen im günstigsten Falle eine Volksabstimmung. 
Gilt ihnen die wiederholte Versicherung im Landesparlament, 
beim Reich bleiben zu wollen, weniger? Sie wird einfach über¬ 
hört. Die gemeinsame Sprache ist das vornehmste Zeichen 
gemeinsamer Kultur. Warum kümmert sich die glatte ge¬ 
schichtliche Unwahrheit, die Provinzen seien dem „Mutterland 
, geraubt worden“, nicht um die Tatsache, daß weit über vier 
Fünftel der „geraubten“ Bewohner nicht einmal die Sprache 
ihres „Mutterlandes“, sondern deutsch sprechen? Warum er¬ 
innern gerade diejenigen, die in der elsässischen Frage das 
europäische Verhängnis sehen zu müssen glauben und einen 
Dauerzustand herbeiführen wollen, sich nicht der Worte des 
i Engländers Youngs: „Wenn man die Geschichte davon 
(den Reunionskammern Ludwigs XFV.) liest, so macht sie einen 
^ so tiefen Eindruck nicht; daß ich aber, aus Frankreich 
kommend, über hohe Gebirge mußte und dann in eine Ebene 
[ hinabstieg, in der ein von den Franzosen in Sitte, Sprache und 
I Abstammung gapz unterschiedenes Volk wohnt, das machte 
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mir Eindruck.“? Warum? Sollte auch für die Vertreter des 
Proletariats jenseits des Rheins die alte, nationale Eroberungs¬ 
sucht deutschem Land gegenüber eine Triebkraft des politischen 
Denkens und Handelns geblieben sein? Sie verlangen von uns 
„entscheidende Taten“, sie wollen „Zurückweisung des Imperia¬ 
lismus“, „Selbstbestimmungsrecht“ der Völker. Sie wollen eine 
Umgestaltung des politischen Kosmos für einen dauernden 
Frieden. Warum kommt der Name Aegypten nicht auf ihre 
Lippen? Der Name Indien nicht? Warum reden sie nicht 
von Gibraltar? Warum stoßen sie nicht den Schrei der Em¬ 
pörung für Irland aus? Das französisch-sozialistische Problem! 
Wir kämpfen in unserem deutschen Vaterlande, soweit die Um¬ 
stände es überhaupt nur erlauben, mit der unversehrten Ge¬ 
sinnung der sozialistischen Demokratie gegen unser inner- 
politisches Elend; wir überlassen es den französischen Ge¬ 
nossen, wie sie die republikanische Freiheit mit der angstvollen 
Verweigerung der Stockholmer Pässe in Einklang bringen 
wollen. Die deutsche Regierung hat, nach unserer sozialisti¬ 
schen Ueberzeugung vielleicht nicht in staatsmännischer Voll¬ 
endung, ehrliche Friedensworte gesprochen, die ohne jedes 
Echo in dem feindlichen Vernichtungsgeschrei untergingen. Wo 
immer nur sich die geringste Spur eines annektionistischen 
Tollhäuslers findet oder Worte über bleibenden Landerwerb 
gewechselt werden, stehen wir deutschen Sozialdemokraten auf 
treuer Wacht für die Zukunft der europäischen Völkerfamilie 
und erheben drohend und, wie die Zukunft lehren wird, mit Er¬ 
folg unsere Stimme für einen Frieden durch Verständigung. Und 
jenseits des Rheins? Die Phrase von den geraubten Provinzen 
und dem Mutterlande Frankreich, die Phrase, durch Zurück¬ 
gewinnung der Provinzen werde die Welt von einem Alpdruck 
befreit, diese Phrase, hinter der sich nichts als der nationale 
Egoismus der verletzten Eitelkeit birgt, steht jetzt in ihrer 
entschleierten Größe vor uns, da wir die von Frankreich ver¬ 
langten und ihm versprochenen Kriegsziele genauer kennen 
gelernt haben: Der freie deutsche Rhein! Das alte Frankreich! 
Die „geraubten Provinzen“ das Stichwort für den Raub an ur¬ 
eigenem deutschen Land; das linke Rheinufer! Die Rhein- 
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Provinz! Das alte Frankreich Caesars, der seiner Bewohner 
„Charakterschwäche“ und „angeborenen leichtsinnigen Wankel¬ 
mut“ im gallischen Kriege tadelnd niederschrieb und als ihre 
gefährlichste Eigenschaft das „ad bellum mobiliter celeriterque 
excitari“ („sich leicht zum Kriege hinreißen lassen“) ericannt 
hatte. Das alte Frankreich, das in der Jahrhunderte Geschichte 
sich in einem Streben treu geblieben ist: die Leidenschaft gegen 
Deutschland sich und deutsches Land für sich zu erhalten. Man 
greift sich an die Stirn, ob es denn wahr sein kann, daß die 
Republik im dritten Jahre des Krieges noch wagt, sich in ge¬ 
heimen Verträgen den umfassenden Raub an dem Erbe unserer 
Väter zu sichern, daß die Lflge ihre Staatsmänner nicht er¬ 
sticken läßt, wenn sie das Wort von dem „verletzten Recht“ 
in den Mund nehmen. 

Es mag eine dankenswerte Aufgabe für die marxistische 
Studierstube sein, zu ergründen, wie weit wirtschaftliche Ur¬ 
sachen das Verhältnis Frankreichs zu Deutschland beeinflußt 
haben; das Problem in der poütischen Welt aufgerollt, zeigt 
uns jedenfalls auch das heutige Frankreich als den von wankel¬ 
mütiger Leidenschaft gegen uns erfüllten Staat, dessen über¬ 
hebende Eitelkeit eine verständigere Würdigung des großen 
östlichen Nachbars nicht zuläßt und der heute noch das Ver¬ 
hältnis zu ihm durch die kriegerische Verwirklichung seiner 
alten, traditionellen Eroberungssucht deutschem Land gegen¬ 
über bestimmen läßt. Die Achtung, die wir uns als den allein 
möglichen Anfang einer späteren Besserung erzwingen müssen, 
können wir nur dann gewinnen, wenn wir die Grenzen des 
Landes bis zum Letzten verteidigen und das Deutsche Reich 
am Friedenstage in dem territorialen Umfang dem franzö¬ 
sischen Reiche gegenüber steht, mit dem es in den Krieg eintrat. 

Und was werden nun nach der letzten Eröffnung der Kriegs¬ 
ziele Deutschland gegenüber die französischen Genossen tun. 
über die ein führendes süddeutsches Parteiblatt ln frohem 
Optimismus schrieb, sie hätten „durch ihren Beitritt zur Stock¬ 
holmer Konferenz eine gänzliche Umgestaltung an ihrer Kriegs¬ 
und Friedenspolitik vorgenommen"? In Deutschland würde 
wohl die kurze Ablehnung einer französischen Friedensbereit- 
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Schaft bei gleichzeitiger Kundgebung, einige französische Pro¬ 
vinzen einzustecken, eine sehr gefähriiche Bewegung des 
Volkes hervorrufen. Vielleicht — welch’ bitteres Wort! — 
sprechen einige der Genossen drüben wenige Sätze gegen den 
gemeinsten Raubzug wider Hab’ und Gut des Nächsten. Wir 
sind in der „Internationalität“ so weit gekommen, daß wir es 
nicht wissen. Aber eines wissen wir, und mit jeder verlorenen 
Lebensminute des Vernichtungskrieges gräbt es sich tiefer in 
Herz und Hirn ein: Jetzt noch. Genossen Frankreichs, könnt 
Ihr freiwillig zur Ehre Eures Volkes mit dem Wort Verständi¬ 
gung der ratlos über Leichen thronenden Sphinx den Todesstoß 
versetzen, jetzt, wo Ihr beweisen könnt, daß die Waffe, die ver¬ 
langend nach der deutschen Heimat greift und das letzte Kind 
Eurer Mütter tötet, nur die Waffe des nationalen Wahnsinns 
ist. Geschieht es nicht in diesen Stunden, dann werdet Ihr 
einst müssen, wenn die Abendschatten sich über Europa senken 
und es keinen Platz mehr für die Gräber gemordeten Menschen¬ 
glücks hat. 

Möge Euer Gewissen, reichen wir uns dann die Hände, so 
frei von Not wie das unsere sein. 


HEINRICH CUNOW: 

Die Agrarfrage in der russischen 
Revolution. 

D ie russische Revolution ebbt zurück: eine Rückbewegung, die 
nach dem Fehlschlagen der von Kerenski mit allen Mitteln 
der Ueberredung und Drohung betriebenen militärischen Offen¬ 
sive und des von ihm gegen die opponierenden sozialistischen 
Parteirichtungen aufgenommenen Rachefeldzuges als etwas 
Selbstverständliches erscheint. Politische Vorgänge vollziehen 
sich nach ihrer eigenen Logik. Deshalb konnte hier auch schon 
vor drei Wochen, ohne daß die geringste Dosis politischer 
Prophezeiungsgabe dazu gehörte, angekündigt werden, die 
damals erfolgte Ausschiffung Lwows und Perewjezews aus der 
provisorischen Regierung werde nicht die letzte „Sanierung“ 
sein, denn in der Lage, in der sich zurzeit Rußland befände. 
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gäbe es „nur ein weiteres Vorwärtsdrängen der Revolution, 
hinweg über die Häupter gewisser angestaunter Revolutions¬ 
heroen, oder ein Zurückebben der Bewegung zu einem matt¬ 
liberalen Regime“. 

Vorläufig geht es zurück — schneller, als man annehmen 
durfte. Fast das ganze Ministerium ist in die Brüche gegangen 
und neuzusammengesetzt worden. Nachdem Kerenski mit un¬ 
verkennbarer schauspielerischer Begabung seine Demission an¬ 
gekündigt hatte, um sich formell die Diktatur übertragen zu 
lassen, hat er eine neue provisorische Regierung der Rück¬ 
wärtskonzentration geschaffen, in der die wichtigsten Posten 
den Sozialrevolutionären, Kadetten und den sich heute Fort¬ 
schrittler nennenden Allerweltsdemokraten zugefallen sind. Von 
den Menschewiki des rechten Flügels hat nur Skobelew wieder 
in das neue Kabinett Aufnahme gefunden, und zwar als Leiter 
des Arbeitsministeriums. Zeretelli ist gegangen — ob freiwillig, 
um sich nicht frühzeitig verbrauchen zu lassen, ob auf Ver¬ 
langen der Kadetten, läßt sich schwer entscheiden. Die eigent¬ 
liche Mehrheit liegt in den Händen der Sozialrevolutionäre, und 
zwar jener mattpolitischen Färbung, die man am besten als 
bleu mourant bezeichnet. Ihr gehören an Awksentiew, der neue 
Minister des Innern, Prokopowitsch, der Handelsminister, 
Peschechonow, der Minister für das Ernährungswesen, und 
Jefremow, der Minister für das Hilfsdienstwesen, zur Hälfte 
auch der neue Justizminister Sarudny. Ferner Tschernow, der 
wieder das Ackerbauministerium übernommen hat — vielleicht 
der energischste und konsequenteste der Sozialrevolutionären 
Politiker, der eine Aufteilung der Staats- und Klosterländereien 
zugunsten der Bauernschaften fordert. Gegen seine Wieder¬ 
zulassung haben sich denn auch, wie berichtet wird, die 
Kadetten zunächst mit aller Kraft gesträubt, da er aber ein 
gründlicher Kenner der russischen Agrarverhältnisse ist und 
unter den Sozialrevolutionären schärferer Tonart ein gewisses 
Ansehen genießt, hat er schließlich doch Zulaß gefunden — 
vielleicht um die nach Agrarreformen verlangenden Bauern 
nicht schon jetzt vor den Kopf zu stoßen. 

Die zurzeit wichtigsten Posten haben die Kadetten und son- 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




786 


Die Agrarfrage in der russischen Revolution. 


stigen sogen. Demokraten erhalten. Tereschtschenko bleibt 
Minister des Auswärtigen, Jurenew übernimmt das Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten, Nekrasow das Finanzministerium, 
Kokoschkin das Amt des Staatskontrolleurs. Nekrasow soll zu¬ 
gleich in Kerenskis Abwesenheit diesen vertreten, also ge¬ 
wissermaßen als Vizediktator fungieren. Das Kriegs- und 
Marineministerium hat sich Kerenski selbst Vorbehalten, sich 
aber für jedes dieser Ressorts einen verantwortlichen Qe- 
schäftsleiter erwählt. Zum Oberleiter des Kriegsamtes hat er 
den Schriftsteller Sawinkow ernannt, der gewöhnlich als Sozial¬ 
revolutionär bezeichnet wird. Tatsächlich gehörte er auch 
einst der terroristischen Partei an, hat sich aber als Emigrant 
in Frankreich längst zu einer Art von russischem Nationaldemo¬ 
kratismus durchgemausert und zählt heute (er war in letzter 
Zeit russischer Frontkommissar) zu den größten Kriegs¬ 
enthusiasten. — 

Uebrigens ist auch dieses jetzige Kabinett nur eine Ueber- 
gangsregierung. Die Spannung zwischen ihr und den soziali¬ 
stischen Elementen des Petersburger Arbeiter- und Soldaten¬ 
rates erweitert sich mehr und mehr. Auch bei dem linken 
Flügel der Menschewiki findet Kerenskis diktatorisches Auf¬ 
treten in steigendem Maße Widerspruch. Je mehr Kerenski 
aber dort an Boden verliert, desto mehr wird er mit seiner 
Gefolgschaft Anschluß nach rechts suchen müssen. Es dürfte 
deshalb die Zeit nicht mehr fern «sein, wo unter dem Vor¬ 
geben, die Rettung der Revolution verlange unbedingt ein all¬ 
gemeines Koalitionsministerium, auch verschiedene oktobrl- 
stische Parteiführer wieder in die provisorische Regierung mit 
wallenden Fahnen einziehen, vorausgesetzt, daß nicht doch 
noch vorher die sozialistische Arbeiterschaft die Kraft findet, 
der Kerenskischen Gewaltherrschaft ein Ende zu bereiten. 

Was unter diesen Umständen aus der Agrarfrage in Rußland 
werden wird, ist recht zweifelhaft. An schönen Versprechungen 
hat es nicht gefehlt, selbst die Kadetten spielten in den ersten 
Wochen nach den blutigen Märztagen die großen Boden¬ 
reformer; doch schöne Verheißungen haben heute noch schlech¬ 
teren Kurswert als der russische Rubel. Tschernow wird seine 
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Landaufteilungspiäne kaum aufgeben; aber werden sie nicht 
an dem Widerstand der liberal-demokratischen Elemente im 
neuen Ministerium scheitern? Mit der Ersetzung des zaristi¬ 
schen Regimes durch ein liberales und der Aufnahme schöner 
Artikel in die Verfassung ist dem russischen Bauern nicht ge¬ 
dient; er verlangt eine Besserung seiner Lage, das heißt — 
mehr Land. Die ganze Revolution hat für ihn keinen Zweck, 
wenn sie nicht dieses Verlangen befriedigt. Heute ist er noch 
mit der Ernte beschäftigt; aber wird er sich geduldig in das 
neue Regime fügen, wenn er sich von diesem in seinen hoch¬ 
gespannten Erwartungen betrogen glaubt? Die Schreckens¬ 
kunde vom völligen Zusammenbruch der Offensive in Galizien 
dringt durch Flüchtiinge auch auf die abgelegenen Dörfer hin¬ 
aus; die Friedensstimmung steigt. Das neue Kerenskische 
Diktaturministerium denkt jedoch noch weniger als das frühere 
an schnellen Friedensschluß. Es will vielmehr das Heer schleu¬ 
nigst für eine neue Offensive reorganisieren. Das bedeutet: 
es will die desertierten Bauern aus ihren Höfen wieder heraus¬ 
holen und neue Mannschaften zur Fahne einberufen. Wird die 
provisorische Regierung dadurch nicht die Bauern zum offenen 
Widerstand herausfordern? 

Die Bauernfrage hat schon bisher in der revolutionären Be¬ 
wegung Rußlands eine hervorragende Rolle gespielt. Als 1905 
die erste russische Revolution ausbrach, drängte sich sofort 
die Agrarfrage auf ihre Tagesordnung. Der Kleinbauer ver¬ 
langte mehr Land. Kein Wunder, denn auf seinem Besitz ver¬ 
mochte er nicht zu existieren. Die landwirtschaftlich benutzte 
Fläche des europäischen Rußlands ist zwar sehr ausgedehnt, 
ungefähr sechsmai größer ais die Deutschlands; aber von 
dieser Fläche besteht ein großer Teii, mehr als ein Drittel, in 
Staats- und Kronland, und ein anderer Teil zählt wegen seiner 
geringen Ertragfähigkeit kaum mit. Nach der russischen Agrar¬ 
statistik kamen 1905 zwar 2,59 Deßjätinen (eine Deßjätine 
gleich 1,09 Hektar) auf den Kopf der ackerbautreibenden Be¬ 
völkerung, in Deutschland damals nur 1,75 Deßjätinen; doch 
in dieser russischen Flächenangabe sind die Staatsiändereien 
und die wenig besiedeiten Steppengebiete des Ostens und Nor- 
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dens mit eingerechnet. Nach offizieller Angabe war überdies 
damals fast ein Fünftel der Gesamtfläche nicht angebaut. Da¬ 
her lassen sich die russischen und die deutschen Ziffern nicht 
ohne weiteres vergleichen. Nur die Ziffern aus den dichter 
besetzten, ackerbautreibenden Gouvernements haben einen | 
Vergleichswert. Zieht man aber diese Ziffern heran, ergibt sich 
sofort ein anderes Resultat. In den zehn Gouvernements des 
Schwarzerdegebietes kam z. B. 1905, wenn man die Staats¬ 
ländereien und den privaten Großgrundbesitz außer Betracht 
läßt, nur ein Areal von 1,35 Deßjätinen (also ungefähr iVz Hek¬ 
tar) auf den Kopf der Bauernbevölkerung, in Podolien, Wolhy¬ 
nien und Kiew sogar im Durchschnitt nur 1,08 Deßjätinen — 
demnach beträchtlich weniger als in Deutschland. 

Noch deutlicher ergibt sich die Notlage des russischen 
Bauern, sobald man die Verteilung des Grundbesitzes nach 
Größenklassen mit in Berücksichtigung zieht. Von den 12,3 
Millionen Bauernfamilien des europäischen Rußlands hatten 
nämlich 1905 beinahe 2,8 Millionen (24 Prozent) mit unge¬ 
fähr 15 Millionen Köpfen weniger als 5 Deßjätinen pro Herd, 
und 580 000 „Herde” hatten gar nur bis 2 Deßjätinen, unge¬ 
rechnet die besonders in den nordwestlichen und südöstlichen 
Gouvernements recht zahlreichen landlosen oder nur etwas 
Gartenland besitzenden Gutsarbeiter. 

Nun aber lieferte damals ein Hektar in Rußland durchschnitt¬ 
lich noch lange nicht die Hälfte des deutschen Ertrages an 
Getreide, in den rückständigeren Gouvernements sogar viel¬ 
fach nur ein Drittel. Zudem hatten sich die drückendsten Pacht¬ 
verhältnisse herausgebildet. Konnte beispielsweise der Par¬ 
zellenbauer dem Grundherrn oder Großbauern, von dem er 
Land zu pachten suchte, nicht im voraus die Pacht in Geld 
bezahlen, so erhielt er oft das Pachtstück nur auf ein Jahr 
unter der Bedingung, den Pachtbetrag nach der Bestimmung 
des Verpächters auf dessen Feldern abzuarbeiten, das heißt 
dafür bestimmte Fronarbeiten zu leisten. — 

Der Kleinbauer vermochte daher auf seinem Besitz, obgleich 
er darbte und hungerte, nicht zu existieren nud schloß sich in 
vielen Gegenden der Revolution an, indem er sich mit Gewalt 
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einen Teil der Staats- und Adelsländereien anzueignen suchte. 
Die Niederlage der ersten Revolution verhinderte, daß er mit 
seinen Landforderungen durchdrang, doch sah sich die Zaren¬ 
regierung, um die revolutionäre Bewegung unter den Bauern 
einzudämmen, dazu genötigt, nun selbst eine Agrarreform vor- 
zunehmen. Nachdem ein zaristisches Manifest vom 16. Novem¬ 
ber (nach russischer Zeitrechnung am 3. November) 1905 die 
noch auf den Nadielländereien (die den Bauern nach der 
Bauernbefreiung gegen Loskaufschillinge überlassenen Qemein- 
schaftsländereien) ruhenden Jahresabzahlungen und Rück¬ 
stände im Gesamtbeträge von jährlich 92 Millionen Rubel auf¬ 
gehoben hatte, ordnete ein Ukas vom 22. November 1906 eine 
gründliche Agrarreform an, die sich nach den Vorschlägen der 
geschaffenen Agrarkommissionen vornehmlich auf den Erwerb 
von Privatländereien und Ihre Verwertung zugunsten der 
Bauernbevölkerung, die Regulierung der Pachtbedingungen und 
die Revision der Raingesetzgebung zur Abschaffung der Oe- 
menglage der Privat- und Nadielländereien erstrecken sollte. 

Als Unterabteilung des Landwirtschaftskomitees wurden 
agrarische Qouvernementskommissionen, sowie für die einzel¬ 
nen Bezirke Lokalkommissionen geschaffen und unter dem 
Widerspruch der Altkonservativen und der Trudowiki der 
zweiten Duma, von denen die einen die Zerstörung des alten 
Rußlands, die andern die Zerstörung des Mirs befürchteten, 
die sogenannte Stolypinsche Agrarreform in Angriff ge¬ 
nommen. — 

Der Bauernbank wurden von der Regierung 1,2 Millionen 
Deßjätinen Apanage- oder Kronländereien zur Verfügung ge¬ 
stellt, und zugleich begann die Bank den Ankauf beträchtlicher 
Ländereien. Noch im Jahre 1907 wurden 1519848 Deßjätinen 
Land angekauft, meist von Gutsbesitzern, denn die Befürchtung 
neuer Agrarunruhen veranlaßte manchen großen Grundbesitzer 
zu eiligster Veräußerung seines Besitzes. Bald bemächtigte 
sich jedoch der spekulative Gütefhandel der Landverkäufe und 
.trieb die Bodenpreise in die Höhe. Die Bauernbank sah sich 
genötigt, die angekauften Ländereien immer teurer zu bezahlen, 
ln weichem Maße, darüber gibt ihre Statistik lehrreiche Aus- 
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kfinfte. In den Jahren 1901—1905 hatte sie im Gouvernement 
Kiew die Deßjätine im Durchschnitt noch mit 167 Rubel an> 
kaufen können; im Jahrfünft 1906—10 stellte sich der Preis 
schon durchschnittlich auf 226 Rubel. Aehnliche Preissteige- 
rungen fanden in anderen Gegenden statt. In Podolien stieg 
z. B. der Bodenpreis von 188 auf 255 Rubel pro Deßjätine, in 
Charkow von 151 auf 224 Rubel, in Tschernigow von 139 auf 
170 Rubel, in Kursk von 175 auf 205 Rubel, in Tambow von 136 
auf 176 Rubel. 

Aber der Zahl der Landverkäufer entsprach nicht die Zahl 
der Käufer. Bald klagte die Bauernbank in ihrem Bericht: „Die 
Zahl der Käufer war gering, denn die Bauernschaft wartete auf 
die von den Revolutionären verheißene Umteilung, und die 
Privatkäufer wagten nicht, ihre Kapitalien in Grundbesitz an¬ 
zulegen. Es entstand damit die Gefahr, daß der große frei¬ 
gewordene Landbesitz in die Hände von Bodenspekulanten 
geriet, die nach Wiederherstellung der Ordnung dann ihren 
leicht erworbenen Besitz zum Aussaugen der Bevölkerung miß¬ 
brauchen würden.” 

Tatsächlich zeigten die Kleinbauern verhältnismäßig wenig 
Neigung zum Landankauf, zum Teil, weil sie auf die von den 
revolutionären Agitatoren verheißene Landaufteilung hofften, 
hoch mehr aber, weil es ihnen an den nötigen Mitteln zum 
Kaufen fehlte, und soweit sie sich doch zum Ankauf ent¬ 
schlossen, mußten sie schließlich vielfach ihr. Anrecht auf die 
gekauften Parzellen wieder aufgeben, da sie die Kaufbedin¬ 
gungen der Bank nicht zu erfüllen vermochten. Kennzeichnend 
dafür ist, daß in den vier Jahren von 1907 bis 1910 nicht weniger 
als 376 303 Deßjätinen wegen solcher Nichterfüllung wieder an 
die Bank zurückgefallen sind. Dadurch häuften sich die im 
Besitz der Bank befindlichen vorläufig unverkäuflichen Län¬ 
dereien. Bis zum Juli 1910 waren im ganzen rund 1,5 Millionen 
Deßjätinen verkauft, bis zum Januar 1912 etwas über 2,6 Mil¬ 
lionen Deßjätinen; trotzdem befanden sich damals noch, immer 
außer dem Rest der unverkauften Kronländereien über 13 Mil-. 
Honen Deßjätinen angekauftes Land in den Händen der Bank. 

Wieviel davon an wirkliche Kleinbauern, wieviel an Groß- 
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bauern, Händler, Handwerker, Spekulanten usw. verkauft und 
was von diesen wieder weiterverschachert worden ist, läßt sich 
schwer feststellen. Nach der Angabe der Bauernbank sind von 
den 1,5 Millionen Deßjätinen, die sie bis Juli 1910 verkauft 
hatte, 896 366 Deßjätinen, also fast 60 Proz. an einzelne Käufer, 
562 d37 Deßjätinen an Gemeinden und an Bauerngenossen¬ 
schaften verkauft worden. Davon sind — das ist kennzeich¬ 
nend für die russischen Agrarverhältnisse — nur 38 156 Deßjä¬ 
tinen, also nur 2,5 Proz. bar bezahlt worden: auf den übrigen 
Teil wurden nur kleine Anzahlungen geleistet. 

Wie verschuldet der russische Bauernbesitz ist, erhellt noch 
aus einer anderen von der Bank berichteten Tatsache. Am 
1. Januar 1912 war bei ihr eine Bodenfläche von 14370736 
Deßjätinen, deren Wert damals auf 1443 Millionen Rubel ge¬ 
schätzt wurde, verpfändet, und zwar hatte die Bank darauf 
1151 Millionen Rubel Darlehen gewährt, zumeist langfristige, 
hatten doch nicht weniger als 1125 Millionen Rubel eine Lauf¬ 
zeit von mehr als 40 Jahren. 

Etwas günstiger lauten die Berichte über die Maßnahmen 
zur Aufteilung und Verkoppelung des bäuerlichen Gemeinde¬ 
besitzes, des sogenannten Nadiellandes. Bekanntlich leidet in 
Rußland die Ertragsfähigkeit des Bauernlandes ganz beträcht¬ 
lich darunter, daß die Dorfflur in manchen Gouvernements in 
„Schnüre“ (schmale Landriemen), in anderen, namentlich In 
den zentralen und den kleinrussischen Gebieten, in Gewanne 
(Poll), und diese wieder in Parzellenstücke, sogenannte Lose 
oder „Mützen“, geteilt werden. Die Folge dieser Art der Land- 
teilung ist, daß in manchen Gemeinden der Anteil der ein¬ 
zelnen Bauern aus zwanzig, dreißig, vierzig kleinen über eine 
weite Flur zerstreuten Parzellenstückchen besteht. Eine Zer- 
fetzung des Landbesitzes, die eine rationelle Bewirtschaftung 
ausschließt. 

Um eine Zusammenlegung, und Arrondierung dieses Besitzes 
zu fördern, bestimmte der erwähnte Zarenukas vom 22. No¬ 
vember 1906, daß künftig jeder Bauer das Recht haben solle, 
aus der Bodengemeinschaft auszuscheiden; ebenso wie anderer¬ 
seits der Gemeinde das Recht zustehen solle, die Ausscheidung 
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der auf Sonderbesitz beruhenden Bauernhöfe aus der Dorfflur 
zu fordern. Wenn innerhalb der Gemeinde in den letzten 
24 Jahren keine neue Aufteilung erfolgt sei, solle der aus- 
scheidende Bauer dasjenige Land als Sondereigentum erhalten, 
was er bisher schon von der Dorfflur in Besitz gehabt hätte; 
wäre hingegen inzwischen aufgeteilt worden, so dürfe er nur 
soviel beanspruchen, als er bei einer neuen Umteilung erhalten 
würde. Ferner könne auf Beschluß von zwei Dritteln der 
stimml)erechtigten Mitglieder einer Gemeinde auch dann noch 
eine Verkoppelung der zerstreuten Parzellen stattfinden, wenn 
das Gemeindeland schon in Sonderbesitz übergegangen sei. 

Der Erfolg dieser Maßnahmen war, daß in den Jahren 1907 
bis 1911 von der Agrarkommission in 19165 Gemeinden die 
Aufteilung und Verkoppelung der Bauernländereien ganz oder 
teilweise durchgeführt wurde, und zwar haben sich im ganzen 
523 408 Bauernfamilien mit 5 258170 Deßjätinen Land mit der 
Verkoppelung einverstanden erklärt. Fast zwei Drittel aller 
Bauernstellen sollen sich jetzt im Sonderbesitz ihrer Ländereien 
befinden. Die Folge dieser Auflösung des alten Gemeinde¬ 
besitzes ist aber keineswegs eine wesentliche Erstarkung des 
Kleinbauerntums; denn bis Mitte 1914 hatte, wie gemeldet wird, 
der größte Teil der Bauern die ihm zugefallenen Anteile vom 
Nadielland schon wieder verkauft. 

Es läßt sich demnach kaum bestreiten, daß die Stolypinsche 
Agrarreform in manchen Gouvernements die alten Besitzverhält¬ 
nisse nicht unwesentlich verschoben hat; aber den eigentlichen 
Nutzen davon hat meist das Großbauerntum, teilweise auch 
das mittlere Bauerntum gehabt, weniger die eigentliche Klein¬ 
bauernschaft. Sie lebt im ganzen noch in demselben Elend 
wie 1905. Teilweise ist die Schwierigkeit der Lebenssicherung 
sogar noch gewachsen, denn die Bauernbevölkerung hat sich 
seitdem beträchtlich vermehrt. Der Kindersegen ist in den 
lussischen Bauernfamilien durchweg noch größer als in den 
deutschen. Die bebaute Qesamtackerfläche hat sich jedoch 
nicht wesentlich vermehrt, und soweit eine Vermehrung statt¬ 
gefunden hat, ist sie meist auf Kosten des Weide- und Wiesen¬ 
landes geschehen, d. h. auf Kosten der Viehhaltung. Auch der 
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Ertrag pro Hektar ist nicht wesentlich gestiegen. Im europäi¬ 
schen Rußland wurden z. B. 1913 vom Hektar nur 9,1 Doppel¬ 
zentner Weizen oder 8,5 Doppelzentner Roggen oder 9,9 
Doppelzentner Gerste geerntet, in Deutschland hingegen 20,7 
Doppelzentner Weizen, 17,2 Doppelzentner Roggen, 19,8 
Doppelzentner Gerste. Dabei muß in Betracht gezogen 
werden, daß in diesen russischen Durchschnittsziffern die 
höheren Hektarerträge der Ostseeprovinzen, Polens und 
des rationeller wirtschaftenden Großgrundbesitzes mit 
einbegriffen sind. Der Bauer erntet in vielen Teilen des 
inneren Rußlands auf gleicher Fläche nur den dritten Teil des 
Ertrages, den in einigermaßen guten Jahren der deutsche Bauer 
herausholt. 

So vermag der russische Bauer mit seiner meist zahlreichen 
Familie trotz größter Einschränkung auf seinem Besitz nicht 
auszukonmien und verlangt mehr Land — unter der Drohung, 
sich, wenn sein Verlangen nicht befriedigt wird, selbst „sein 
Recht“ zu verschaffen. Und tatsächlich ist die Aufteilung der 
Staats- und Kronländereien sowie des großen privaten Grund¬ 
besitzes heute das einzige Mittel, das wenigstens vorläufig die 
traurige Lage des russischen Kleinbauern zu bessern vermag; 
auf die Dauer kann in Anbetracht der starken Vermehrung 
der russischen Bauernfamilien und der gleichen Erbteilung 
freilich auch sie nicht helfen. Der russische Bauer muß aus der 
rückständigen Naturalwirtschaft heraus, in der er heute viel¬ 
fach noch steckt! Es müssen die zerstreuten Parzellen noch 
weit mehr zu nutzbaren Flächen zusammengelegt, die urväter- 
lichen Betriebsweisen verbessert, durch Anlegung neuer Eisen¬ 
bahnen dem Bauer gesicherte Absatzwege geschaffen werden. 
Das aber heißt nichts anderes, als Rußland auf eine höhere Stufe 
der Wirtschaft zu heben, heißt die reichen Bodenschätze Ruß¬ 
lands zu entwickeln, fremdes Kapital ins Land ziehen, neue 
Handelsverbindungen aufsuchen, ausländische Arbeitsmethoden 
einführen — anstatt in einer abenteuerlichen, romantischen 
Expansionspolitik das Heil Rußlands zu suchen. 
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EDGAR STEIGER: 

Alltagsmystik und lyrischer Pantheismi 


„Allfühlend gleicherzeit in Tier und Bä 
In Knecht und Ofen, Mensch und Qegensl 
So ist’s mein Teil, sternhaft dahinzuro 
Gebunden zwar, doch niemandem verws 
Wie nichts erkennend, so auch unerkai 

D er Naturalismus hatte den Alltag entdeckt Was die 
vordem häßlich nannten, war für die Kunst erobert — ni 
dunkler Hintergrund für die leuchtende Schönheit, wozu es dU 
entwürdigt hatten, sondern als ein selbständiges Stück We 
man zum erstenmal in seiner Eigenart nachempfinden konnte, 
man l^sah es doch nur von außen; der Naturalismus setzte sh 
Brille auf die Nase oder beugte sich über eine Lupe, um der 
Wunder noch mehr zu entdecken. Es war also im Grunde di 
gier des Erkennens. Wohl entlockte den Ehrlichen, die e: 
meinten, die Zweiteilung der Welt in das Reich des Schönen 
das Reich des Häßlichen ein hochmütiges Lächeln; aber gan 
war ihnen doch nicht zumute, wenn sie schlankweg alles füi 
erklärten. Denn sie standen noch außer und neben den Dir 
mochten sie nun Manet oder Gerhard Hauptmann heißen. ] 
lichtmalern und Armeleutdichtern wetterleuchtete noch der H 
des naturwissenschaftlichen Zeitalters, das Religion und Phil 
entthront und im toten Atom den Stein der Weisen entdeck 
Zwar machten die Geheimnisse des Lichtkegels die Dinge erst 
\vas sie waren, und in den stockenden Lauten des Alltags glaul 
mi€hr vom innern Menschen zu packen als in der tönende: 
spräche des sonntäglichen Bratenrocks. Aber man blieb hüt 
scheiden im Vorhof der Kunst, wo sich die Händler und Qeld\ 
herumtrieben. Ins Allerheiligste, wo zwischen den Flüigc 
Cherubim das Unsichtbare — oder der Unsichtbare? — 
wagte sich keiner hinein. 


Das ist um die Wende des Jahrhunderts mit einem Male 
geworden. Schon in Maeterlincks Traumspielen hatten di 
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Dinse zn lallen begonnen, und die Lebenden zitterten vor dem Un¬ 
bekannten, das ihnen von dort her drohte. Mit Strindberg aber entlud 
sich in brausenden Gewittern über der Verstandesdfirre des Lebens 
uikI der Dichtung die befruchtende Wolke einer neuen Mystik. Auch 
sie kam finster drohend in den mannigfaltigsten Gestalten und Fratzen 
— als spiritistischer Hokuspokus und plumper Köhlerglaube, als 
christliche Dogmatik und religiöses Erlebnis, als strafende Gewissens- 
stinune und höllische Seelenfolter, als verzeihendes Allverstehen und 
als inbrünstige Anbetung. Warum sollte die moderne Lyrik, deren neiK 
Augen und Ohren seit dreißig Jahren die Welt der Farben und Töne 
in sich hineingesogen hatten, nicht auch in der Mystik untertauchen? 
War doch schon auf Liliencrons pausbackige Gesundheit, die mit 
derben Sinnen die Dinge umklammerte, Richard Dehmds grübeln¬ 
des Sichbesinnen gefolgt, das dem Was und Wie hinter den Dingen 
nachspQrte, und Aestheten wie Hofmannsthal und Stefan George 
hatten wenigstens spielerisch die Hlntergrflnde des Daseins auf¬ 
gedeckt. Freilich war es, im Grunde genommen, hier wie dort nur 
die Raupe des Gedankens, die ab und zu ans der Dichtung hervor- 
schlQpfte und fOrwitzig hinter die Dinge kroch. Aber dieser Gedanke 
mußte erst, ins GefQhl verpuppt, zu einem neuen Gesicht werden, 
wollte er in die Dinge selber hineinfliegen und, indem er sie und sich 
selbst vernichtete, in dem Alleinen untergehen, ln dem sich schon 
vor 250 Jahren, von dem tro^enen Buchstabenglauben des ver¬ 
knöcherten Luthertums seinerzeit angeekelt, der Breslauer Arzt 
Johann Scheffler, unter die Fittige der alten Kirche flüchtend, seUg 
verloren hatte. Dieses Angelus Silesius epigrammatische Stoßseufzer, 
die die Lösung des Welträtsels mehr andeuteten als offenbarten, 
brauchten sich bloß unter den tausendfältigen Eindrücken der ge¬ 
schärften Sinne des neunzehnten Jahrhunderts zu einem von innen 
durchleuchteten Weltbilde zu weiten, in dem Ding und Ich, Gegen¬ 
stand und Sinn, Erscheinung und Gefühi, Schöpfer und Geschöpf 
urthufhörlich ineinander fiberströmten, und die neue Alltagsmystik 
stand wie ein fremdes Wundertier unter uns klugen Brillenträgern 
dea Gedankens. 

• „Wir sind“ betitelt sich der eine Gedichtband Franz Werfels, der 
a^^ere „Einander“ ist, wie schon das Wort besagt, die notwendige 
und selbstverständliche Ergänzung dazu. Es ist ein junger Prager, 
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Mitte der Zwanziger, der hier zu uns redet — aber nicht wie einer, 
der schüchtern um Einlaß bittet, sondern wie einer, der auf das Recht 
der Jugend pocht. Das selbstbewußte Nachwort könnte Hermann 
Conradi geschrieben haben. So trotzig und anmaßlich klingt es. 
Der Dichter bezeichnet sein Buch als „ein notwendiges Werk, d. h. 
als ein Werk, das nicht unterbleiben konnte, ohne daß die Welt auf- 
gehört hätte zu existieren“! Aber gerade dies Wort, das den meisten 
wie eine ungeheuerliche Selbstüberhebung Vorkommen mag, hat es 
mir angeten. Das ist keine Prahlerei, sagte ich mir, das ist der 
Verzweiflungsschrei eines Menschen, dem seine Welt die Welt ist. 
Und gibt es für den, der wirklich lebt, eine andere Welt? Hier hatte 
wieder einmal einer mit seinem Herzblut geschrieben. Und er setzte 
davor die Worte: „Wir sind“. Das klingt wie ein Jauchzen. „Wir 
alle sind, alle sind da!“ jubelt, mit dem Staatsmann, dem Dienst¬ 
mädchen, dem Kanarienvogel, im Reigen an uns vorüber tanzend, die 
Schultasche, als jemand eine Chrestomathie in sie versenkt, und der 
Qeist, der sich in diesen allen offenbart, vertieft in seinem SchluB- 
kommentar diese unmaßgebliche Meinung des dummen toten Dinges 
zu der bewußten Erkenntnis: 

„Ja, Freude, Freude ist der Sinn! 

In dem Ekel der Ewigkeit 

Kommt jedem seine Zeit.“ 

Solche Verkoppelungen von Mensch, Tier und totem Ding („tot“ 
natürlich nur für die Blinden, denen die Sonntagsaugen des Dichters 
fehlen) sind Werfel eine innere Notwendigkeit. Denn nur so wird 
sein Gedicht zum Spiegelbilde der Qottnatur, die uns im Blicke eines 
geschundenen Droschkengaules (Werfel liebt dieses Bild) ihre tiefste 
Sehnsucht offenbaren kann. So stellt er im „Opfer“ den Fremden, 
der sich ertränken will, mit dem wejßen und gepflegten Hund zu¬ 
sammen, der ihm wedelnd entgegenspringt, um an seiner Statt das 
Opfer zu werden. 

„Ha, will sich Gott in mir zerstören. 

Zerstör ich ihn in einem andern Sein!“ 

ruft der Fremde, der ihn erwürgt und ihn ins Wasser wirft, um als¬ 
bald von ihm aus dem Jenseits die Antwort zu erhalten: 

„Ich bin dort, wo es beginnt. 

Wo auch du beginnst, 

Geliebter! Kind!“ 
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Man sieht, das tatvam-asi („das bist du**) der indischen Brahmanen 
md Buddhas Mitleid mit der stummen Kreatur sind auch dieses 
Dichters letzte Weisheit Aber nicht als «raue Theorie, sondern 
iis unmittelbares Erlebnis und, wenn wir deutlicher werden wollen. 
i!s fortwährende Seelenwanderunsr. Unser erkennendes Bewußtsein 
spaltet die Welt in das Ich und in die Dtn?e. Der Gedanke des 
Philosophen muß die Dinge erst töten, um sie zu erkennen. Hier 
aber soll alles zugleich Ich und Ding sein oder noch besser: die Dinge 
sollen leben, d. h. aufhören Dinge zu sein und als selbstherrliches 
ich im Dichterworte auferstehen — so selbstherrlich, wie sie in 
unseren Träumen Schalten, mit der ganzen Ffille ihrer farbigen und 
tönenden Sinnlichkeit und doch durchflutet von dem Inneren Leben, 
li dem sie sich selbst erst fühlen und sind. 

Man braucht nur einmal an ROckerts „Weisheit des Brahmanen“ 
zurfickzudenken, um sich den Unterschied zweier Zeitalter deutschen 
Dichtens klar zu machen, die kaum hundert Jahre auseinander liegen. 
Auch dort ein mystischer Qedankenkern, aber durch die Nüchtern¬ 
heit des Denkens bis zur Unkenntlichkeit oder, besser gesagt, Un¬ 
fühlbarkeit entstellt; ein bloßes Spielen mit den Dingen, die zwar 
auch immer lebendig gesagt werden, aber dabei stumm und tot 
bleiben. Hier dagegen ein Hinuntertauchen des Dichters in die 
Tiefen des Lebens, wo Leben und Tod, Freude und Leid, Out und 
Böse. Ehre und Schande, Jauchzen und Verzweiflung nur leere Wort¬ 
hülsen für das Eine, Ewig-vergängliche, Bleibend-verfließende sind — 
zugleich ein jähes Erwachen der Dinge, so daß sie sich untereinander 
und uns selbst, in denen sie sind, wie vom Schlafe auf geschreckt, 
fremd und doch wie ihresgleichen anstaunen — also ein allgemeines 
Wiedererkennen zwischen Ich und Nichtich mit allen Freuden und 
Schrecken, die die Heimkehr eines verlorenen Sohnes mit sich bringt. 

Natürlich muß diese kosmische Dichtung, die alles Wirkliche durch¬ 
leuchtet, bis es selbst zu strahlen beginnt, die ganze Grausamkeit des 
f Menschenlebens doppelt tief empfinden. Die soziale Empörung der 
achtziger Jahre, wie sie in der Dichtung Hermann Conradis und Karl 
Henckells grollt, zittert darin in immer sich weitenden Wellenkreisen 
nach. Die Dirne, das verlumpte Kind, die verlassene Gebärerin, der 
anklagende Verbrecher, der armselige Staatsminister und der hnnde- 
trene Dienstbote — sie alle kehren hier wieder, nur in ganz anderer 
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Beleuchtung. Denn sie stehen nicht mehr als Kläger, Angeklagtei 
oder Zeuge vor dem Richterstuhl der Zeit, sondern sie sind alle, 
Schuldige und Opfer zugleich, Selbstoffenbarungen lenes geheimnis¬ 
vollen Unbekannten, das wir Leben, Sein oder Qott nennen. So sehen 
wir im „Gesang der Einschlafenden“ einen Mörder, einen Bankier, 
ein Wunderkind, eine Dichterin und unser aller Kinderfrau wie Zug¬ 
tiere vor den Wagen der Ewigkeit gespannt, und leder muB uns, nn 
Blitzlicht kleiiriichster Wirklichkeit, seine Ohrenbeichte ablegen. 

Es bleibt also dabei: wir sind in der alten Stube, aus der uns der 
graue Alltag in seiner ganzen Trostlosigkeit angähnt; aber plötzlich 
öffnet sich wie im Traum die Wand und ein Strahl der Ewigkeit fällt 
herein. Dieser Zusammenprall der Gegensätze ist kennzeichnend fflr 
Werfel. Er erspart uns keinen widerlichen Anblick und keinen fibeln 
Geruch der ^yiriclichkeit; er wird sogar oft geschmacklos und zynisch 
(so, wenn er die schwarzen Striche unter den Augen eines von Liebes¬ 
abenteuern zurflckkehreiMlen Dienstmädchens noch einmal unter¬ 
streicht); wir sollen eben die ganze Enge und Unerträglichkeit des 
Daseins spüren. Aber dann stöBt er plötzlich alle Fenster auf und 
wir verlieren uns mit ihm im flutenden Lichtmeer des Unendlichen. 

Diesem ständigen Hinüber und Herüber zwischen Diesseits und 
Jenseits, das für Werfels Schauen eine Notwendigkeit ist, entspricht 
die unvermittelte Bilderflucht der Sprache, das ewige Hasten und 
l'asten nach neuen Lauten, Rhythmen und Reimen, die das Sinnlich- 
Uebersinnliche haschen sollen — ein ewiger Ikarusflug, bei dem der 
Dichter immer und immer wieder aus allen Himmeln fällt. Die Worte 
flackern wie wechselnde Lichter, die schnell Ober die Dinge hingleiten 
und nur da eine UmriBUnie und dort ein grelles Farbenspiel ^s Gegen¬ 
standes auftauchen lassen. Also das gerade Gegenteil der genauen 
Beschreibung des Naturalisten, der mühsam aus tausend Einzelzögen 
ein Gesicht zusammenkritzelt. Eher etwas von der Hast des maleri¬ 
schen Impressionisten, der es dem Beschauer überläBt, sich aus seinen 
hingeschleuderten Farbenflecken das Bild zusammenzusuchen. Mit¬ 
unter sogar etwas vom Eigensinn unserer Expressionisten, die mit 
ihren durcheinander gewirbelten Bilderfnagmenten etwas ganz ande¬ 
res, in Farben gar nicht Wiederzugebendes sagen wollen. Jedenfalls 
verlangen die Werfelschen Gedichte vom Leser eine völlige Hingabe 
an das Wort und eine siete Bereitschaft der Einbildungskraft, das 
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' 0 Wort hingeworfeoe Bild sofort zu erhaschen. Cs gehört eine 
9 wisse Dressur des Ohrs und eine nachhaltige Uebung der Phantasie 
azu, um diese Verse so zu lesen, wie sie zu lesen sind. Bei keinem 
iichter kann man so leicht über das Wichtigste hinweglesen und des- 
alb für bloßes Wortgeklingel halten, was ganz Anschauung ist Das 
ommt daher, daß diese Bilder nicht, wie es bisher üblich war, durch 
. :gendeine Andeutung des Dichters uns gleichsam als solche vor- 
iestellt oder durch die vorhergehenden Stimmungsreize des Gedichts 
vorbereitet, sondern uns ganz unmittelbar und plötzlich — ich kann 
:s nicht anders ausdrücken — an den Kopf geworfen und um den 
Kopf geschlagen werden. So wenn dem am Krankenbette sitzenden 
Dichter der Anblick eines verzottelten Bartes ein inneres Gesicht von 
^nickender Fernsicht auslöst: 

„Sahst du den Bart von Kranken, 

(Ihr Wolken über Pappeln) 

Wie er an Gott erinnert 
Getaucht in einen Sturm?“ 

Oder wenn im „interurbanen Gespräch“ aus allen alten Möbeln des 
Zimmers Erinnerungen heranschleichen und 

„Wie Mägde, eh sie ins Zimmer treten, die Hand in die Schürze 

wischen. 

Verbeugten sich alte Gerüche in allen Ecken und Nischen.“ 
liier wird die flüchtigste Sinnesempfindung personifiziert Ein ander- 
’nal wieder das Innerlichste, was nur Gefühl ist, gleichsam wie ein 
- erklärendes Licht über den Gegenstand hingebreitet: 

„Am Abend das Licht, 

Und unser Gesicht 

War ganz von Seele verschlafen.“ 

'0 tanzt der Dichter beständig auf dem Drahtseil der Phantasie zwi- 
chen Zeit und Ewigkeit Ein einziger Fehltritt und der Nacht- 
vandler stürzt zur Erde und schlägt sich auf dem harten Boden der 
vVirklichkeit die Nase blutig. Da haben denn die weisen Nachbarn, 

I lie seine brotlosen Künste sowieso mit scheelen Blicken sahen, etwas 
' :u lachen. So wenn ,^ie entlächelnd auf die Toilette geht und ihn 
«Menschlichkeit und Weh durchwallt des Tiefgemeinsamen in süßer 

Kette“ oder wenn „Unter meinem Einerlei 

War die Schnittlauchlandschaft grün.“ 

I )as sind böse Futuristenkleckse, denen sich manche Verirrung in 
)latteste Prosa und manch ebenso ernüchternde Nebeneinanderstel- 
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lung von Bild und philosophischem Kommentar zugesellt. Aber mögen 
andere solche Geschmacklosigkeiten der überschäumenden Jugend des 
Dichters ankreiden: mir sind sie ebenso viele Zeugnisse dafür, daß die 
Selbstkritik (denn Selbstkritik, so notwendig sie ist, kann unter Um¬ 
ständen der Tod aller Kunst sein) ihr zerstörendes Werk noch nicht 
begonnen hat. Wieviel Schönes, Kühnes, Großes hätten wir sonst 
vielleicht nie zu schauen bekommen! Ich erwähne hier nur aus der 
Sammlung „Einander“ die wundervollen Gedichte ,jAdam“, „Der Er¬ 
kennende“, „Anrufung“, ,J^luch des Werkes“ und „Jesus und der 
Aeserweg“. Hier wird überall an die tiefsten Geheimnisse des Lebens 
gerührt; hier wächst aber auch das innere Schauen wie von selbst 
in das Wort hinein, es immer heller durchleuchtend und durchklingend, 
so daß wirklich unter einem inneren Zwang, der etwas von kosmischer 
Notwendigkeit in sich hat, eine neue Hymnenform geschaffen 
wird, die bald in regelrechten Strophen und Reimen daherflutet, bald 
sich in hallenden Doppelreimen überschlägt, bald in freieren Rhythmen 
emporklettert. Man höre nur, wie in Adams Munde das Abc von 
Kants Kritik der reinen Vernunft aus Schmerz in Jubel umschlägt: 
„Es ist kein Sinn 
In dem Ichbin! . . . 

So will ich mich denn verweben 
Ins Ewige, ins Allein! 

Auf dieser Erde eben 
Sitzen und sein und schrein.“ 

Oder, wie der Dichter in der „Anrufung“ zu Gott emporschreit: 
„Wähl uns zum Horn aus, Herr, in das du stößt! 

— Schon beben wie Gebärende die Erden — 

Gib, in dein letztes Antlitz aufgelöst. 

Daß alle wir einander Mütter werden!“ 

Oder, wenn im „Fluch des Werkes“ Gott selber die größte Lästerung 
gegen sich ausstößt, er, dessen Musikantin die Menschheit ist, unc 
den der Dichter lallend bald das All, bald das Nichts, bald Vater nennt 
Hier sind jene Abgründe, in die weiland der Schuster Jacob Bühm< 
aus Görlitz, dem jeder Augenblick ein Stück geronnene Ewigkeit .war 
hinabstolperte; hier sind jene Gotttrunkenheiten, um derentwillen schoi 
im Mittelalter ab und zu die Scheiterhaufen brannten; hier ist dai 
Sphinxrätsel, vor dem der Verstand der Verständigen verstummt 
während der Kindermund des Dichters spielend die Antwort findet. 


Google 


^Original from 

THE bhlO STATEnjNIVERSiTV 



'DE GLOCKE 

21. Heft 25. August 1917 3. Jahrg. 

Nadkdni^ sfimakher Artikel mit ausführiidier Qaellenangabe ^eetattet 

jj ERNST HEILMANN: 

t Proletarisches Klasseninteresse und 
parlamentarische Advokatenwirtschaft. 

Vorbemerktmg der Redaktion: Ueber die Formen, in denen die von 
der gesamten deutschen Sozialdemokratie als notwendig erkannte 
Demokratisierung unseres öffentlichen Lebens den besonderen deut¬ 
schen Verhältnissen entsprechend durchzuführen ist, bestehen in 
unseren Reihen erhebliche Meinungsverschiedenheiten. Sie durch eine 
rUckhaltstose Aussprache zu klären ist dringend notwendig. Wir 
eröiffnen die Diskussion mit dem nachstehenden Artikel des Genossen 
Heilmann. 

E inig ist die deutsche Sozialdemokratie in der Forderung 
einer volkstümlichen Regierungsweise, die dem Volks- 
willen entspricht und dem Volkswohl ehrlich dient. Die bis¬ 
herige Regierungsbureaukratie, die von oben bis unten fast aus¬ 
schließlich konservative Domäne war und vom Volke, insbe¬ 
sondere der industriellen Arbeiterklasse, durch eine Welten¬ 
weite geschieden wurde, muß — darifber herrscht bei uns kein 
Streit — ihres Kastencharäkters gründlich entkleidet werden. 
Das ist eine ernste, in ihrer praktischen Durchführung schwie¬ 
rige und zeitraubende Reformaufgabe, die noch angestrengte 
Arbeit und harten Kampf verursachen wird, um den Widerstand 
■ der bisher Bevorrechteten zu überwinden. Ebenso einig wie 
' in dieser Forderung und bei ihrer Verfechtung sollte die Sozial¬ 
demokratie bei der Ablehnung der sogenannten parlamenta- 
I rischen Regierungsweise sein, welche uns die waffenstarrenden 
Beglücker aus den westlichen „Demokratien“ und die jetzt 
' waffenscheuen Vertreter des deutschen Börsenliberalismus mit 
gleichem Eifer aufzureden suchen. 

I 21/1 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



802 


Klasseninteresse und Advokatenwirtschaft. 


Diese pariamentarische Regierungsweise besteht bekanntlich 
darin, daß die Ministerien aus der jeweiligen Mehrheit des 
Pariaments, des Reichstags, der Kammer oder des Unter¬ 
hauses, gebiidet werden. Gerät in einer wichtigen Frage diese 
Regierung in die Minderheit, so tritt sie zurück, und das Staats¬ 
oberhaupt, König oder Präsident, betraut nach dem Rat der 
Pariamentsvorsitzenden den Führer der Ministerstürzermehr- 
heit mit der Neubildung des Kabinetts. Nach pariamentarischem 
Brauch hätte, als Bethmann ging, ein Ministerium Erzberger- 
Scheidemann-Payer die Führung der Reichsgeschäfte über¬ 
nehmen müssen. Wie iange es bestanden hätte, bieibe dahin- 
gesteilt. 

Scheinbar ist dieses System sehr demokratisch. Das Volk 
wählt aller paar Jahre die Volksvertretung, und die Volksver¬ 
tretung bestimmt aus ihrer Mitte die Regierung. Das sieht 
ganz nach Selbstregierung des Volkes aus. Und doch ist dieses 
System reine Willkür. Das Mandat des Abgeordneten, das* er 
von seinen Wählern erhält, ist für ihn kein Zeugnis über un¬ 
begrenzte Eignung zu allen Geschäften, Wissenschaften und 
Künsten und soll es nicht sein; es ersetzt weder den philoso¬ 
phischen Doktorhut noch das Studium der Schiffsbautechnik 
noch die organisatorische Bewährung an der Spitze einer 
großen Unternehmung. Das Mandat ist nur eine streng be¬ 
grenzte Vollmacht, bei der Abfassung der Gesetze mitzuwirken 
und ihre Ausführung zu überwachen. Dazu und zu nichts 
anderem bevollmächtigt der Wähler seinen Vertreter. Darum 
und aus keinem anderen Grunde entscheidet er sich zwischen 
den Bewerbern vornehmlich nach parteipolitischen Gesichts¬ 
punkten; denn bei der Gesetzesschaffung kann man nach 
parteipolitischen Programmen verfahren, die sich alle auf den 
Inhalt der zukünftigen Gesetzgebung beziehen. Verwaltungs¬ 
arbeit leisten kann man hingegen nach parteipolitischen Ge¬ 
sichtspunkten nicht. Für den Abgeordneten ist es höchste Ehre, 
seine Parteigrundsätze zu vertreten, für den Mann der Staats¬ 
verwaltung tiefste Schande und Schmach, nach Parteiengunst 
und -haß zu verfahren. Die Wahl und das Abgeordneten¬ 
mandat berufen zur Gesetzgebung, nicht zur Rechtsprechung, 
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nicht zur Verwaltung. Auf Trennung der Gewalten der Legis¬ 
lative, Exekutive und Jurisdiktion beruht jede Ordnung im 
Staatswesen. Der verfaulende Absolutismus zersetzte die 
frennungswände der drei Gewalten — die Demokratie wird 
erst recht wurmstichig und korrupt, wenn die gesetzgebende 
Körperschaft die Verwaltung oder Rechtsprechung an sich 
; reißt 

l Diese theoretischen Betrachtungen werden durch die prak- 
l tische Erfahrung vollauf bestätigt, besonders vor diesem unge- 
• heueren "Wahrheitskünder, besonders an diesem härtesten 
! Prüfstein Krieg. In diesem Weltkrieg triumphiert die Demo¬ 
kratie, die frei gesammelte, organisierte Volkskraft, das 
parlamentarische System macht schmählich Bankrott. Für 
die Kriegsverhinderung hat das parlamentarische System nichts 
geleistet und kann es niemals etwas leisten; denn der Außen¬ 
minister ist ja dabei der Vertrauensmann der Parlamentsmehr¬ 
heit, die ihm willig folgt und fhn gegen alle Angriffe deckt. 
Bei Kriegsausbruch wurden in allen parlamentarisch regierten 
Ländern obendrein Koalitionsministerien gebildet und dadurch 
jede Möglichkeit einer Beaufsichtigung der Regierungstäti^eit 
ausgeschaltet. Das Volk fesselten, im republikanischen Frank¬ 
reich etwa. Kriegsrecht und Zensur fast schlimmer als im 
Russenland der Zaren Nikolaus und Kerenski. In Deutschland 
blieb bei allem Kriegszustand das Parlament immer noch eine 
unabhängige Kontrollinstanz gegenüber der Regierung; in den 
parlamentarisch regierten Ländern ward der Staat vollständig 
and unwiederbringlich die Beute einer Kamaraderie von einigen 
600 Mann, die ohne jede Gewalt über oder neben sich, ohne 
jede Verantwortung vor Gott oder den Menschen ihre Länder 
' zugrunde richteten. Unzählige Fehler der Kriegführung, welche 
I die Minderwertigkeit des parlamentarischen Regierungssystems 
verschuldet hat — man denke an die Munitionskrisen, die Ant- 
werpener, die Dardanellen- und die Mesopotamienexpedition —, 
vergeudeten wertvollste Kräfte und schwächten die an sich 
weit überlegene Kraft der feindlichen Koalition so weit, daß 
sie, wenn die deutsche Spannkraft anhält, ihrer endgültigen 
Niederlage entgegengeht. 
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Die Ueberlegenlieit der deutschen Militär- und Ind 
Organisation, der gesamten deutschen Verwaltung wir 
niemandem lauter verkündet als vom Feind. Aber wai 
von seiten der parlamentarisch regierten Staaten der 
politisch ausgezeichnet vorbereitet? Getragen von der 
Ueberzeugung, daß die deutsche Regierung diesen Wei 
weder gewollt noch entfesselt hat, könnten wir uns diese 
Wurfs mit dem Kunststückchen entschlagen; eine Wegela 
borde, die reisenden Kaufleuten auflauert, ist stets „pol 
weit besser vorbereitet als ihre Opfer. Ernsthaft gespi 
aber schrumpft der ganze Rühm der politischen Krie: 
bereitimg sachlich doch auf die Behauptung zusammen, d 
Entente glänzend verstanden hat, den Krieg zu entfessel 
aber nicht zu führen versteht. /Und da wäre es fi 
Ententevölker wahrhaftig besser gewesen, Regierunge 
haben, welche die Kunst der politischen Intrige weniger j 
lieh ausstudiert gehabt hätten! Möchten wir wirklic 
deutsche Regierung in den Händen von Leuten wissen, d 
Ententeadvokaten Poincare und Briand, Lloyd Georg 
Carson glichen?! Als Winston Churchill jüngst wieder ( 
die parlamentarisch regierten Ententestaaten als den 
Bund freier Völker verherrlichte, die sich nach eigenem ^ 
zu eigenem Glück führten, erwiderte mit beißendem Hol 
englisches Blatt, seine Rede erinnere lebhaft an die Defi 
des Krebses als eines roten Fisches, der rückwärts gehl 
sei der Krebs vor dem Kochen nicht rot, gehe nicht rück 
und sei kein Fisch. 

Wie ist es denkbar, daß angesichts dieses offenbaren E 
der parlamentarischen Regierungsweise plötzlich aus der 
sehen Sozialdemokratie ein herzzerbrechendes Gejammer 
dieser politischen Methode die Welt durchtönt? Das 
scheint mir, einmal an unserer verfluchten knechtseligen 
länderei. Allen bittersten Erfahrungen zum Trotz bleiben 
land und Frankreich unseren Durchschnittsgeistern die L 
der Freiheit, von denen wir armen tumben Deutschen I 
müßten. Die Ueberlieferung nicht von Marx, wohl abe 
Wilhelm Liebknecht her steckt uns noch tief in den O 
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vindungen. Ich habe selbst den „Alten“ noch sagen hören, daß 
England uns eben um 200 Jahre voraus sei — der biedere 
deutsche Demokrat glaubt's heute noch halb, nach diesen drei 
Jahren Weltkrieg! Dann aber haben wir in der deutschen 
Sozialdemokratie noch immer verflucht wenig Leute, die öko¬ 
nomisch denken. Die sächsische Volkspartei und die Eisenacher 
kamen ja ganz von der bürgerlichen Demokratie her, und ihre 
besten Kämpfer blieben bürgerliche Demokraten ihr Leben 
lang, um so mehr, je eifriger sie die materialistisch-ökonomische 
Geschichtsauffassung im Munde führten. So wurden wir Frei¬ 
händler und beteten alle vulgärliberalen Argumente der Bren¬ 
tanoschule noch bis gestern nach, während sie doch für den 
Sozialisten ebenso lächerlich sein müßten — und es heute» ja 
vielleicht auch sind — wie Eugen Richters Zukunftsstaatsbilder. 
Aber wer früher dem Evangelium der Freihandelshausier- 
burschen widersprach, wurde gesteinigt — Schippel! — wie 
heute, wer dem parlamentarischen System absagt. 

Dieses parlamentarische System ist nun auch 48er Erbe, 
bürgerlich-demokratische Tradition, und damals hatte es auch 
einen Sinn! Als der Staat noch nichts weiter war denn Klassen- 
' Staat, d. h. höchste Ausdrucksform der Gewalt, als er lediglich 
dem Klassenrecht des Eigentums den Nachtwächterschutz an¬ 
gedeihen ließ, da konnte getrost parlamentarisch regiert wer¬ 
den, da konnte das Ministerium Politilc machen und nichts als 
Politik. Je mehr aber die sozialistische Entwicklung fort- 
' schreitet, um so mehr muß der Staat seinen Zwangsherrschafts¬ 
charakter verlieren und die Regierung lediglich die Spitze 
unserer in Bildung begriffenen wirklichen Vo/ifeswirtschaft wer¬ 
den. Unser Endziel ist der reine Verwaltungsstaat statt des 
politischen Herrschaftsstaats, und schon auf der heutigen Stufe 
des Fortschreitens dorthin müssen die größten Verwaltungs¬ 
talente an die Spitze der Regierung treten, wenn das Volk von 
unserer Arbeit Nutzen haben soll. Und da glaubt man für uns 
Sozialisten, bewußte und planmäßige Förderer dieser staat¬ 
lichen und gesellschaftlichen Evolution, die Herrschaft der 
Advokaten und Journalisten als wichtigste Forderung der Zeit 
predigen zu können? Eine solche Forderung ist ganz logisch 
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und vernünftig im Munde von guten, alten, ehrlichen, bürger¬ 
lichen Demokraten wie Georg Ledebour oder minder ehrlichen 
jüngeren Demagogen vom Schlage der Qerlach und Breit¬ 
scheid; aber darf sie auch ein Robert Schmidt verkünden? 
Die demokratischen Mumien und Spätgeburten mögen parla¬ 
mentarisch schwärmen, der wirkliche Sozialist darf es nicht. 

Die Wesenheit des parlamentarischen Ministers besteht näm¬ 
lich darin, daß er von dem Amt, zu dessen Leitung er berufen 
wird, nichts versteht. Die liberale Qnadenlehre sagt zwar, 
daß, wem das Parlament ein Amt gibt, dem gäbe es dazu auch 
den Verstand. Aber selbst Lujo Brentano muß im „Berliner 
Tageblatt“ (vom 10. August) bekennen, daß die parlamenta¬ 
rischen Minister ihre Geschäfte niemals ordentlich begriffen 
haben; er schreibt: 

„Wie soilten sie auch? Ist doch dieselbe Person heute 
Postminister, morgen Chef der Admiraiität, heute Handeis¬ 
minister, morgen Minister des Innern, der Kolonien, des 
Krieges, des Auswärtigen oder Ministerpräsident. So ist’s 
denn vorgekommen, daß dort ein Kolonialminister nicht ein¬ 
mal wußte, in welchem Erdteil die Kolonie gelegen war, von 
der gerade in der Debatte gesprochen wurde.“ 

Welch ein Idealzustand I Der Minister, der nicht weiß, wo 
die Kolonien liegen, gibt die großen „politischen Direktiven“, 
und sein Bureau, seine ständigen Unterstaatssekretäre leisten die 
Verwaltungsarbeit. Im Sinne der Parlamentsmehrheit und des 
Volkes? Ach nein! Denn dieser ewige, nicht wechselnde 
Nicolson kann ja weiter konservativ sein, wenn Grey auch 
liberal ist; da ist dann Grey die Dekoration, die Kulisse, der 
Schauspieler* auf der Bühne, und Nicolson ist der Schieber, der 
Drahtzieher, an dessen Fäden die Puppen tanzen. Das mag 
ja allenfalls angehen, solange eben das Regime des Laissez 
faire, laissez passer die Welt lenkt. Aber heute und morgen 
im Staat der sich sozialisierenden Wirtschaft muß diese Un¬ 
wissenheit gerade des leitenden Mannes zur Katastrophe, zur 
Verlumpung der ganzen Verwaltung führen. Gar ein Mini¬ 
sterium, das berät und entscheidet, ist heute eine Spottgeburt. 
Bekommt schon der parlamentarische Fachminister nach 
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einiger Zeit einen schwachen Schimmer von seinen Geschäften, 
dann verstehen seine Kollegen ganz gewiß nichts davon; sie 
müssen entweder ihm oder ihrer eigenen Dummheit blindlings 
folgen; etwas Vernünftiges schaut dabei sicherlich nicht heraus. 

Welche Garantie gibt denn gerade die parlamentarische Re¬ 
gierungsweise, da0 tüchtige Verwalter an die Spitze kommen? 
Gar keine! Der Entsendung ins Parlament geht der Wahl¬ 
kampf voraus. Die beste Aussicht gewählt zu werden hat der 
gewandteste Agitator, der geschickteste Redner, der wirkungs¬ 
vollste Schriftsteller. Deshalb werden immer Juristen und 
Journalisten die große Masse der Parlamentssitze einnehmen, 
mag man auch noch so sehr nach Kaufleuten, Arbeitern, Indu¬ 
striellen und praktischen Landwirten in den Gesetzgebungs¬ 
stuben schreien. Agitatorische und organisatorische Begabung 
können ja nun gelegentlich Zusammentreffen; ihrer Natur nach 
werden sie indessen zehnmal eher völlig getrennt als beiein¬ 
ander vereinigt sein, und dann verlüdert eben der Agitator und 
Demagoge, der parlamentarischer Regierungsmann geworden 
ist, seine Verwaltung, wie wir das zu Deutschlands Glück und 
Rettung bei unseren Feinden gesehen haben, die uns ohne das 
so leicht hätten niederzwingen müssen, wie sie sich das gedacht 
hatten. 

Nach dem Kriege werden wir eine ungeheure Ausdehnung 
der staatlichen Wirtschaft dauernd erhalten; Staatsmonopole, 
gemischte Wirtschaftsbetriebe, staatliche Aufsicht über Privat¬ 
monopole und staatliche Teilnahme an deren Gewinn in größ¬ 
tem Umfange. Und da soll der Parlamentarier Vertreter der 
Staatsgewalt sein und alle Augenblicke wechseln, wenn unsere 
acht Reichstagsparteien mitsamt den 17 Wilden sich wieder 
einmal zu einer anderen Mehrheit gruppiert haben? Das wäre 
einfach heller Wahnsinn. Man stelle sich ein Reichselektrizitäts¬ 
monopol mit einem parlamentarischen Verwalter an der Spitze 
vor. Woher soll er Willen und Kraft nehmen, die Preise so 
zu halten, daß alle Maschinen binnen drei Jahren amortisiert 
sind, damit er gleich den heutigen Riesenprivatbetrieben der 
Elektrizitätsindustrie Jeden technischen Fortschritt sofort aus¬ 
nützen kann, ohne durch Rücksicht auf noch nicht abgcschrie- 
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benes Inventar beschränkt zu werden? Er weiß ja doch: in drei 
Jahren ist er längst nicht mehr an dieser Stelle; da wird er 
sich nicht eine weitausschauende Produktionspolitik Wähler- 
Stimmen kosten lassen. Entweder wir verzichten auf die Sozia¬ 
lisierung der Wirtschaft oder auf das parlamentarische System. 
Beides zusammenpacken zu wollen ist ein Nonsens. 

Aber vielleicht sollen die Parlamentarier nicht selbst regieren, 
sondern nur den geeigneten Mann aussuchen. Auch dazu sind 
sie nicht geeignet. Die Geschichte der letzten Reichskrise lehrt 
es mit fast erschreckender Deutlichkeit. Zimmermann wurde 
vom Parlament und der öffentlichen Meinung geradezu be¬ 
jubelt, als er ins Auswärtige Amt einzog; heute möchte am 
liebsten den Mann, der schon vorher viele Jahre lang mit dem 
Parlament gearbeitet hatte, keiner mehr ansehen. Als Beth- 
mann im schwersten Kampf gegen Welteroberungsphantasten 
und sehr realistisch denkende Rückwärtser lag, gerade als die 
Entscheidung auf des Messers Scheide schwebte, brachte ein 
sozialdemokratisches Parteiblatt unter jubelndem Beifall vieler 
Parlamentarier die Idee — natürlich dem „B. T.“ entlehnt — 
zum Vortrag, man möchte doch eine Deputation zum Kaiser 
schicken und ihn bitten, Bethmann zu entlassen. So wenig 
kannte man den Mann, der seit acht Jahren Kanzler des Reiches 
war! Bethmann sei ein Friedenshindernis und müsse fort, hieß 
es damals. Und als er endlich durch unsere Treulosigkeit den 
Alldeutschen zum Opfer gefallen war, jubelte noch das Blatt 
— übrigens eins der besonders volkstümlich und tüchtig ge¬ 
leiteten der Partei —, nun sei es doch nach seinen Vorschlägen 
gegangen, die böse Menschen als politische Kinderei verspottet 
hätten. Heute kann kaum noch jemand zweifeln, daß dies alles 
wirklich unheilvolle Albernheiten waren. Heute schreibt Troel- 
stra an „Het Volk“, daß wir Bethmann nicht hätten halten 
können, habe den Glauben an unsere Macht und die ganze 
Friedenssache ungeheuer geschädigt Aber vielleicht liegt 
unsere Unkenntnis der Personalien eben daran, daß. wir kein 
parlamentarisches System haben? Vielleicht wenn alles sich 
in breiter Oeffentlichkeit abspielte, wüßten wir besser Bescheid, 
welche Männer wir stützen und welche wir stürzen müssen? 
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Je nun, wenn irgend einer sich dauernd in der Oeffentlichkeit 
bemeikbar macht, dann ist es Herr Dr. Stresemann, der Reichs¬ 
tagsabgeordnete. Dieser Parlamentarier, dieses Mitglied des 
Alldeutschen Verbandes wurde von jenem Parteiblatt als Mini¬ 
ster einer Koalitions/r/edens-Regierung vorgeschlagen I Damit 
kein Stachel zurückbleibt: ich selbst habe jüngst in der „Inter¬ 
nationalen Korrespondenz“ den Wunsch unterstrichen, daß der 
Eisenbabnminister Breitenbach verschwinde; nachher las ich 
in der ,J'rankfurter Zeitung“, der Mann sei durchaus modern 
und freiheitlich gerichtet; bekämpft werde er nur von der 
Schwerindustrie, weil er den Wucher in Eisenbahnmaterial 
niedeihalte. Wer weiß darüber wirklich Bescheid? Per- 
sonenkenntnfs besitzt eben die Oeffentlichkeit nie und das 
Parlament sehr wenig. Nur wer im Betriebe drin steckt, weiß, 
was ein Mann in der Arbeit leistet und wo er versagt. Darum 
kann auch unseren Kanzlerstürzern kein, all zu schwerer Vor¬ 
wurf gemacht werden; zu spät sind sie klüger geworden, zu 
spät haben die Gewerkschaften im Nachrufe des „Correspon- 
denz-Blattes“ auf Bethmann gesagt, was, sechs Wochen vorher 
ausgesprochen, den Mann wahrscheinlich gerettet hätte. Aber 
freilich, so lange der Kanzler im Amt war, bannte Stampfers 
Donnerwort: „Wir müssen Sturmtruppe sein, nicht Regierungs¬ 
schutztruppe“ die vernünftigen Warner in die Ecke der Un- 
wirksandteit 

Und so lange solche Trümpfe in der Partei noch stechen, 
wollen wir parlamentarisches Regime spielen? Man überlege 
sich einmal, welche Rolle beim parlamentarischen System in 
Deutschland die Sozialdemokratie spielte. Ein führender Mann 
soll jüngst einem sozialdemokratischen Abgeordneten gesagt 
haben, er wehre sich gegen das parlamentarische System nur 
im Interesse der Sozialdemokratie, denn entweder diese 
schlösse sich nach seiner Einführung dauernd vom Einfluß auf 
die Regierung aus und überließe feindlichen Parteien den Staat 
ohne jede Möglichkeit, aus ihrer Kraft etwas für die Arbeiter 
zu erreichen, oder sie beteiligte sich an der Koalitionsregierung 
und müßte dann Heeres- und Flottenetat auch im Frieden 
dauernd bewilligen und neue Partfeizerreißungen riskieren; wie 
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denn die Sozialdemokratie sich dann ihr Verhalten eigentlich ! 
vorstelle? Der so Befragte soll noch heute die Antwort schuldig 
sein. In der Tat, Parteien sind — in grober Verkürzung gesagt 
— Vertretungen von wirtschaftlichen Mächten. Wir vertreten 
die Industriearbeiter, der Freisinn das jetzt kriegsfeindliche 
Handels- und Bankkapital, das im Zeichen der Kriegsgesell¬ 
schaften am Kriege nicht mehr genug verdient, die National¬ 
liberalen die Rüstungs- und Schwerindustrie, die um so besser 
profitiert, die Konservativen den Großgrundbesitz usw. Sollen 
wir nun die Interessen der Arbeiterklasse beim parlamenta¬ 
rischen Regime in fruchtloser Isolierung preisgeben oder im 
Bunde bald mit dem Bankkapital, bald mit der Schwerindustrie 
und bald mit dem Agrarkapital wahrnehmen und dafür dann 
die Verantwortung für alle, alle Regierungshandlungen tragen? 
Das notwendige Gegenstück zum Parlamentarismus in der 
Regierung ist der ewjge Syndikalismus in der Arbeiterbewe¬ 
gung, die Verachtung der ganzen parlamentarischen Kompro¬ 
misselei und Unehrlichkeit, der ewige Zwist, die unendliche 
Zersplitterung und die dauernde Ohnmacht. Schrecken Euch 
die Spuren der französischen Arbeiterbewegung gar nicht? 

Aber unser redegewaltiger Führer Scheidemann hat doch die 
Parole ausgegeben: jetzt brauchen wir nicht gute Verwalter, 
sondern „politische Köpfe“ in der Regierung. Das ist nicht 
Scheidemann’sche Originalleistung. Das mit den politischen 
Köpfen habe ich schon einmal gehört. Wo war es doch? 
Richtig! Auf dem Chemnitzer Parteitag 1912, als wir uns das 
neue Parteistatut gaben. Damals hieß es auch, wir brauchen 
in der Parteiregierung nicht die alten treuen Parteibureau- 
kraten, die Molkenbuhr und Pfannkuch, die Ebert und Scheide¬ 
mann, die Braun und Müller, sondern politische Köpfe. Der 
das gesagt hat, war — Georg Ledebour, und er wurde ver¬ 
dientermaßen weidlich ausgelacht; d^r sich kraftvoll und klug 
dagegen gewehrt hat, war — Philipp Scheidemann. Das hätte 
uns während der Kriegszeit gerade noch retten können, statt 
der treuen Parteiverwalter ein Dutzend Nichtsaisagitatoren, die 
sich für politische Köpfe halten, an der Spitze zu haben! Was 
für die Partei zu schlecht war, soll das für Deutschland gut 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Digitized b>- 


Klasseninteresse und Advokatenwirtschaft. 811 


genug sein?! In der deutschen Verwaltung leisten Hundert¬ 
tausende von Beamten, von unten bis oben für geringen Lohn 
— gering von oben bis unten im Vergleich zu den entsprechen¬ 
den Klassengenossen im freien Wirtschaftsleben — ein wacke¬ 
res Stück ehrlicher und guter Arbeit. Denen sollen wir ein 
Dutzend „politischer Köpfe“ auf die Nase setzen? Das hieße 
sie entehren und korrumpieren. Unsere Qeweikschaftler mögen 
doch einmal an sich selber denken! Wie gefiele es ihnen, wenn 
man ihnen sagte: haltet die Kasse und die Organisation hübsch 
in Ordnung, die „großen Richtlinien“ für eure Arbeit bekommt 
ihr schon von den politischen Köpfen fertig geliefert, die in 
den Versammlungen und bei den Wahlen gewaltig die Menge 
mit sich reißen. Ich denke, die kleine Probe beim Berliner 
Munitionsarbeiterstreik könnte von solchen Vorstellungen-selbst 
die kurieren, die hartnäckig auf politische Köpfe schwören. Und 
wiederum: was die Qeweikschaftsbeamten für sich nicht nur 
persönlich, sondern auch für ihre Sache als das größte Unglück 
ansehen, das sollten sie dem Deutschen Reiche antun?! Wer¬ 
den denn Partei und Gewerkschaften bureaukratisch oder par¬ 
lamentarisch regiert? Formell wird natürlich Partei- und Ge¬ 
werkschaftsleitung gewählt, aber mit dem parlamentarischen 
System, den Orgien der Parteiregierungen, haben diese reinen 
Verwaltungskörperschaften, die sich tatsächlich die neuen 
Kollegen selbst ergänzend aussuchen, glücklicherweise nichts 
gemein. Geben wir also der Wahrheit die Ehre, sprechen wir 
doch aus, was so viele unter vier Augen als ihre Ueberzeugung 
bekennen, fürchten wir uns doch nicht vor der Demagogie, die 
vor dem Kriege die ganze Arbeiterbewegung verderbt und es 
so weit gebracht hat, daß schließlich die überzeugungstreue 
Tat als Verrat erschien! Als die wenigen den Mut fanden, 
sich dagegen zu wehren, daß England und Frankreich uns die 
Arbeitsruhe am 1. Mai aufzwangen, die sie selbst nicht hielten, 
daß Polen und Serben über unsere Kolonialpolitik entschieden, 
da wurden sie als schlechte Internationalisten durch alle 
Zeitungen und Versammlungen gehetzt. Und heute weiß doch 
jeder, wie sehr sie mit ihrem Widerspruch im Recht waren! 
Soll es auch beim parlamentarischen System erst zu solcher 
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Qeisterverwirrung kommen, ehe die Einsicht ihre Stimme laut, 
öffentlich und energisch zur Geltung bringt?! 

Dann wollen wir es doch lieber machen wie die Unabhän¬ 
gigen. Die treiben reine Demagogie mit dem parlamentarischen 
System, sind sich dessen aber wenigstens bewußt. Sie halten 
ihre zwei Lehren sauber getrennt, die eine für die dumme 
Oeffentlichkeit und die andere für deren gescheite Nasführen 
Coram publico donnert die „Leipziger Volkszeitung“ im An¬ 
schluß an den Wahlrechtserlaß vom 11. Juli (Nr. 160), das 
gleiche Wahlrecht sei nur „eine selbstverständliche Aufgabe 
neben anderen“, die Neuverteilung von Macht und Verant- 
w'ortung im Reiche, so daß keine Regierung ohne das klar be¬ 
kundete Vertrauen der Volksvertretung im Amte bleiben 
könnte, das sei „die entscheidende und die grundsätzliche“ 
Frage. Und wie Löwen kämpfen alle Unabhängigen — öffent¬ 
lich — für das parlamentarische System. Im geheimen aber 
— ihre „Neue Zeit“ erscheint ja unter Ausschluß der Oeffent¬ 
lichkeit — liest man in der Kritik eines bürgerlich-liberalen 
Autors: 

„Verglichen mit den Porträts englischer Staatsmänner der 
50er Jahre, die damals Marx meisterhaft zeichnete, macht 
sich eine Ueberschätzung des englischen Parlamentarismus 
fühlbar, die allerdings bei dem bürgerlichen Autor . . . sehr 
erklärlich ist.“ („Neue Zeit“ vom 10. August 1917.) 

Aber nicht nur die liberale Ueberschätzung wird da über 
Bord geworfen, noch viel mehr: Parlamentarismus und Demo¬ 
kratie werden grundsätzlich verworfen. Da wird Schillers 
beißendes Epigramm als erschöpfend richtig für unsere Zeit 
zitiert: 

Jeder, siehst du ihn einzeln, ist leidlich klug und verständig; 
Sind sie in corpore, gleich wird dir ein Dummkopf daraus! 
Da wird das psychologische Gesetz des französischen Reak¬ 
tionärs Le Bon als unumstößliche Wahrheit veikündet, daß 
der seelische Zustand der Masse dem Mindestgrad von Intelli¬ 
genz entspricht, der in ihr vertreten ist; daß in der Gesamtheit 
alle Höhenzeichen der Menschenart verschwinden, weil die 
hervorragenden seelischen Eigenschaften des Geistes und des 
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; Charakters stets nur Ausnahmen sind und daß in der Masse 
die uralten Denkgewohnheiten und Urteile, Zwangsvorstellun¬ 
gen, Leidenschaften, Triebe und Instinkte aus der Barbarenzeit 
herrschen. („Neue Zeit“ vom 29. Juni 1917, Seite 305.) Bei 
solcher Verachtung der Masse läßt sich dann nachher in der 
Versammlung der Masse um so plumper schmeicheln: da kann 
man dann um so lauter und überzeugter das Schiagwort 
schmettern, jetzt gälte es: Hie bureaukratische Obrigkeits¬ 
regierung, hie freier Volksstaat! 

Und dann kommt der gescheite Franz Mehring und setzt 
seinen Leipzigern auseinander, eine solche Umwälzung sei in 
der Qeschichte stets nur durch gewaltige jahrzehntelange 
Klassenkämpfe und wilde Revolutionen vor sich gegangen. 
Dazu hätten aber die „Scheidemänner“ keinen Mut — also 
sei ihr ganzes Qerede über Parlamentarismus Schwindel. Ja¬ 
wohl, im Auftrumpfen und in der radikalen Demagogie sind uns 
die anderen doch immer übet. Selbst wenn im Memorandum 
der französischen Zimmerwalder für Stockholm steht, der Krieg 
habe wieder einmal die Richtigkeit ihrer alten Lehre bewiesen, 
daß die freieren Staatseinrichtungen durchaus nicht immer von 
Vorteil für die Arbeiter seien! 

Wäre heute der Kaiser oder die von ihm eingesetzte Re¬ 
gierung die feindliche Klassengewalt oder auch nur ihr Haupt- 
! Stützpunkt oder ihr Symbol, dann freilich müßten wir uns zuni 
j! rücksichtslosen Entscheidungskampf mit ihr rüsten. Aber so 
f ist es ja gar nicht, diese Vorstellung von den Kronrechten im 
I Gegensatz zu den Volksrechten ist ja nur im Kampf zwischen 
‘ Feudalismus und Bourgeoisie richtig gewesen: da war der Hof 
der Inbegriff aller feudalen Vorrechte, gegen die das Bürger¬ 
tum auf Leben und Tod anstürmen müßte. Unser Feind ist 
das Kapital, und seine Verkörperung ist viel eher das „Berliner 
: Tageblatt“ als der König von Preußen, viel eher die parlamen- 
‘ tarische Bourgeois-Republik als die preußische Beamtenverwal¬ 
tung, die überwiegend geführt wird von studierten Proletariern 
un Vermögen und Rittern nur in der Pflicht. Wir müssen 
sozialistisch und vom Standpunkt der ArbeiterWassc aus denken 
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und die Losungen der Liberalen endlich dem „Berliner Tage¬ 
blatt“ und der „Vossischen Zeitung“ überlassen, statt unsere 
Parteiblätter und unsere Parteitaktik zu einem faden AufguB 
oder knotigen Gebrüll ihrer Schlagworte zu machen. Der 
Sieg des gleichen Wahlrechts in Preußen, wenn er endgültig 
erfochten ist, ist ein entscheidender Klassensieg der Arbeiter. 
Er gibt ihnen die Möglichkeit, ihre wirtschaftliche Macht in 
Preußen politisch voll zu verwerten und macht auch unsere 
Kraft im Reiche besser wirksam. Ebenso wichtig sind das neue 
Arbeitsrecht, das Koalitionsrecht der Landarbeiter, die Ver¬ 
einigungsfreiheit der Eisenbahner usw. Die Aufhebung des § 153 
der Gewerbeordnung hätten wir ohne die berühmte Krise in der 
Sommertagung durchsetzen können, sie ist reif; so aber blieb 
natürlich keine Zeit und kein Interesse dafür. 

Der Vorgang ist typisch für die ganze parlamentarische Re¬ 
gierungsweise. Sie vertrödelt zehn Jahre mit der Trennung 
von Staat und Kirche und läßt nachher das Kirchengut stehlen, 
sie führt große politische Prinzipienkämpfe um hohle Worte 
jahrelang und stürzt darüber ein paar Dutzend Ministerien. 
Einkommensteuergesetz, Heimstättengesetz, Kieinwohnungs- 
bau usw. können inzwischen liegen bleiben. Nur eine pflicht¬ 
bewußte Beamtenregierung bereitet solche Sozialreformen ge¬ 
wissenhaft vor und führt sie, ungestört von der parlamen¬ 
tarischen Ministerstürzerei, planmäßig zur Gesetzeskraft durch. 
Presse und Parlament beschäftigen sich jeden Tag lang und 
breit mit der „interessanten“ Politik, die soziale Organisation 
der Gesellschaft kommt nur selten als Füllweik zu Wort, wenn 
der verzweifelte Redakteur oder Redner schon gar keinen 
„packenden“ Stoff mehr hat. Die politischen Sfoa/sparteien 
sind für politische Kämpfe gut; die soziale Umorganisierung 
der Gesellschaft vollzieht sich zum größten Teile außerhalb des 
Bereiches der Politik und der Presse, und nichts ist ihr fremder 
als eine Parteiregierung. Was die bureaukratische Obrigkeits¬ 
regierung für die deutsche Sozialreform geleistet hat, ist zehn¬ 
mal so viel wert wie das ganze Brimborium des parlamen¬ 
tarischen Regimes, natürlich nicht für das „Berliner Tageblatt“, 
wohl aber vom Standpunkt proletarischer Klassenpoiitik aus. 
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Die Regierungsform hat für das Proletariat nur gerade so 
viel Interesse, jils es untersuchen muß, welche Verfahren¬ 
weise mit dem höchsten Nutzeffekt für die breite Masse wirt¬ 
schaftet. Das parlamentarische System tut das sicherlich nicht. 
Darüber täuscht uns kein west-europäisches Schlagwort hin¬ 
weg. Die Regierungsweise ist überhaupt nur das Qefäß, der 
Becher; was darin zum Trinken geboten wird, darauf kommt 
, es den Arbeitern und der Arbeiterpartei in erster Reihe an. 

Die preußische Verwaltung hat bisher in ihrer einseitigen 
Zusammensetzung ’ oft den Willen des Reichsgesetzgebers zu¬ 
ungunsten der Arbeiter gebeugt. Das wird durch das preu¬ 
ßische Wahlrecht anders werden, nicht durch die Parlamen¬ 
tarisierung. Die Aufsicht des Parlaments über die Ausführung 
der Oesetze kann trotzdem verstärkt werden, etwa durch einen 
Kronrat aus Reichstagsmitgliedern nach dem Muster des Er- 
I nährungsbeirats oder des Reichstagsausschusses für das Hilfs¬ 
dienstgesetz. Der Ernährungsbeirat wirkt gut — auf ein par- 
lamentarisiertes Kriegsernährungsamt hätten wir wenig Appetit 
(oder für ein solches zu viel). Man mag auch ruhig festsetzen, 
daß vor der Berufung eines neuen Kanzlers die Parteiführer 
gefragt werden müssen; vielleicht wissen sie etwas — schaden 
kann es in keinem Fall. Die Regierung braucht zur Er¬ 
füllung ihrer Aufgaben auch Kaufleute und Industrielle, für die 
Verbindung mit Parlament und Presse auch Parlamentsjuristen 
und Journalisten; sie darf nicht länger bloß aus Großgrund¬ 
besitzern und Regierungsassessoren bestehen. Unser Verwal¬ 
tungssystem schreit nach Demokratisierung von unten auf. 
Wir brauchen zahlreiche Männer aus der Arbeiterklasse, echte 
Arbeitervertreter, in den Gemeinde- und Provinzial Verwal¬ 
tungen. Wer sich dort oder in den Gewerkschaften, Genossen¬ 
schaften und Parteivereinen organisatorisch (nicht bloß agitato¬ 
risch) bewährt, wer in der Arbeiterversicherung Gutes geleistet 
hat, dem muß der Weg frei stehen auch in die zentralen Re¬ 
gierungsstellen. Das ist Demokratisierung; Parlamentari¬ 
sierung führt nicht dazu, sondern durch Verführung einzelner 
davon fort. Den Tüchtigen in die Verwaltung «ehmen und 
! dort aufsteigen lassen, ist gesünder als die Willkürmacht des 
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Parlaments, das man herabdrückt, indem man ihm Aufgaben 
zuweist, die es nicht gut erfüllen kann. Auf die jetzige Ver> 
waltung das neue Dach einer parlamentarischen Regierung zu 
setzen, das wäre kaum als Notmaßnahme zur Erschleichung 
des Friedens zu verantworten. 

Wir müssen unsere Verwaltung einrichten auf die durch¬ 
staatlichte Wirtschaft der nächsten Zukunft — das ist unsere 
sozialistische Tagesaufgabe und nichts anderes. Den Real¬ 
lohn erhöhen und die Arbeiter dazu erziehen, daß sie ihre 
reicheren Mittel kulturell verwenden, das heißt praktische 
sozialdemokratische Arbeit leisten. Die neue Regierung des 
Verwaltungsmannes Michaelis, der aus genauer Personal¬ 
kenntnis sich für sehr fähig geltende Mitarbeiter gesucht 
hat, wäre für die Nachfriedenszeit vielleicht nicht übel ge¬ 
wesen; hoffentlich ist sie auch den hohen Anforderungen des 
Krieges gewachsen. Wir aber müssen uns frei machen von 
der Oberflächlichkeit der bourgeois-demokratischen Phrasen 
^und dürfen nie vergessen, daß Sozialismus nicht Parlamen¬ 
tarisierung sondern Organisierung heißt. Die Arbeiterpartei 
'muß den Mut und den Stolz zu ihrer Eigenart haben: „Sei 
treu dir selbst, und daraus folgt so wie die Nacht dem Tage, 
du kannst nicht falsch sein gegen irgend wen.** 

HEINRICH CUNOW: 

lieber Marx hinaus. 

T heorie und Taktik der deutschen Sozialdemokratie sind 
wieder strittig geworden — strittiger als in den Tagen, 
da Eisenacher und Lassalleaner gegeneinander kämpften oder 
Herr Eugen Dühring in der Rolle des großen Propheten auf¬ 
trat. Durch den Krieg aus dem Zustand disziplinarischer Ge¬ 
bundenheit befreit, wogen die verschiedenartigsten theoreti¬ 
schen Auffassungen in der Partei hemmungslos durcheinander, 
ohne daß sich heute schon erkennen läßt, was sich schließlich 
im Streit als anerkanntes theoretisches Ergebnis niederschlagen 
wird. Und zwar handelt es sich nicht, wie einst früher, um 
die .Auflehnung eines teilweise in liberalen Anschauungen 
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iteckengebliebenen mehr oder weniger antimarxistischen Revi- 
tionismus gegen die sogenannte marxistische Orthodoxie, son¬ 
dern um eine Krise inneilialb des marxistischen Lagers selbst. 
\nstatt der sozialdemokratischen Arbeiterschaft, die im Sturm- 
Kelieul des ausbrechenden Weltkrieges bei ihr Rat suchte, einen 
festen geistigen Halt zu bieten, bot ihr die marxistische Lehre, 
die frülier so oft mit der strengen Geschlossenheit ihres Auf¬ 
baues geprunkt hatte, das Bild völliger innerer Zerfahrenheit; 
und da alle Theoretiker der Marxschen Schule sich für ihre 
gegensätzlichen Anschauungen gleicherweise auf den Alt¬ 
meister beriefen, die Arbeiter aber nicht zu entscheiden ver¬ 
mochten, wieweit solche Ansprüche berechtigt waren oder 
wieweit ihnen Marxsche Auffassungen in unrichtigen Deutun¬ 
gen vorgesetzt wurden, so hatten sie nur zu oft den Eindruck, 
die marxistische Theorie sei im Kriegssturm zusammenge¬ 
brochen ein Haufen durch den Krieg widerlegter Täuschun¬ 
gen und utopistischer Erwartungen. Leider ist die Folge, daß 
heute ein nicht kleiner Teil der Arbeiterschaft sich voll Miß¬ 
trauen von jeder Theorie abwendet und meint, sich mit der 
l„reinen“ Praxis behelfen zu können, ein anderer Teil halb und, 
halb zu überholten liberalen Anschauungen zurückkehrt. 

ln dieser Krise des Marxismus wissen verschiedene der heu¬ 
tigen marxistischen Theoretiker nichts Besseres zu tun, als 
daß sie mit zähester Buchstabengläubigkeit an jedem Marx¬ 
schen Ausspruch festhalten, und wo dieser oder ihre falsche 
Interpretation mit den durch den Krieg enthüllten Entwick¬ 
lungstatsachen in Konflikt gerät, einfach diesen Konflikt als 
Augentäuschung behandeln oder durch Räsonnements hinweg¬ 
zudisputieren suchen, die sie früher selbst als ethisch-ästhetisch 
verspottet hätten. Längst gewohnt, jede in ihrem Gesichtskreis 
auftauchende politische Erscheinung unter einem ganz be¬ 
stimmten Strahlenbrechungswinkel zu betrachten, vermag 
selbst die schärfste Korrektur fhrer Sehergebnisse durch die 
sozialen Lebenstatsachen sie nicht zur Aenderung ihrer Be¬ 
trachtungsweise zu bewegen. Die Fragen: hat Marx denn 
auch die Erfahrungstatsachen seiner Zeit richtig beurteilt, hat 
er sich nicht vielleicht durch, bestimmte Zeitströmungen irri- 
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tieren lassen, wie hängen überhaupt seine Auffassungen mit 
denen seiner Zeitgenossen bzw. seiner Vorgänger zusammen, 
was hat er entlehnt, was hinzugesetzt, wieweit reichte die da¬ 
malige Erfahrung zu seinen Folgerungen aus, welche neuen 
Erfahrungen oder Beobachtungen sind seitdem gesammelt 
worden usw.? — dieser ganze Komplex von Fragen existiert 
für gewisse buchstabengläubige Marxscholastiker gar nicht, 
ebensowenig wie sie eine Nachprüfung ihrer Interpretationen 
und der aus diesen abgeleiteten Folgerungen für nötig halten. 
Nur nicht Um- und Zulernen. Sie sind ärgere Dogmatiker als 
die mittelalterlichen dominikanischen Interpreten des heiligen 
Thomas von Aquino, die, wenn sie sich für irgend einen Glau¬ 
benssatz auf eine Stelle der „Summa theologiae“ berufen zu 
können vermeinten, damit alle Zweifel für niedergeschlagen 
hielten. 

Andere Bahnen schlägt Dr. Karl Renner ein, wohl heute der 
bedeutendste unter den Marxschülern Oesterreichs. Das Ein¬ 
spinnen in scholastische Gedankengänge und die Beschränkung 
auf formalistische Interpretationen ist nicht seine Sache. Mit 
starkem Respekt vor der wissenschaftlichen Leistung von Marx 
erfüllt, vermeidet Renner zwar, Marx selbst zu kritisieren und 
zu untersuchen, inwieweit Marx auf den Schultern anderer 
steht, was er aus eigenem hinzugetan hat und in welcher Weise 
er von den Geistesrichtungen seiner Zeit beeinflußt worden ist; 
wohl aber stellt Renner die Frage: von welchen Erfahrungs¬ 
tatsachen ist Marx ausgegangen und wie veilialten sich diese 
zu den heutigen Tatsachen, d. h. welche soziale und staatliche 
Entwicklung hat sich seit Marx vollzogen? Wir müssen, meint 
er, endlich die Fiktion aufgeben, daß der Buchstabe bei Karl 
Marx, dessen Schaffenszeit ein halbes Jahrhundert zurückliegt, 
heute noch so gelten müsse, wie am ersten Tage, obschon dieses 
halbe Jahrhundert mit seiner stürmischen Entwicklung so viel 
Geschichte gemacht hat, wie sonst Jahrhunderte. „Wir stehen,“ 
frägt er, „heute so weit hinter Karl Marx, als Marx selbst 
hinter Adam Smith — wo aber ist ein Aus- und Weiterbau der 
Marxschen Lehre bemerkbar, der nur halbwegs den Abstand 
von Smith und Marx entspräche?“ 
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Der rechte Schäler von Marx, führt er aus, habe nicht die 
Schriften von Marx nachzuschiagen, um daraus ewigwahre 
Zitate zu holen; sonderii^er habe nachzuprüfen, wie die heutige 
Qeseilschaft beschaffen sei und wie sie zu Marxens Zeiten be¬ 
schaffen war, denn nach einem halben Jahrhundert stürmischer 
Entwicklung „müßten alle ökonomischen Faktoren in Maß und 
Qrad, also auch in der Funktion sich geändert haben**. Die 
heutige Wirtschaftsstruktur sei nicht mehr die der sechsziger, 
siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, und damit hätten 
sich auch allmähliche, aber in ihrem Zusammenwirken bedeut¬ 
same Wandlungen des sozialen Ueberbaues vollzogen. 

Immer wieder fördert er, sich nicht auf frühere Behaup¬ 
tungen und Folgerungen zu versteifen, sondern die Entwicklung 
der letzten Jahrzehnte anzuschauen und das Erforschte syste¬ 
matisch im Marxschen Geiste zu werten — so werde sich der 
Marxismus auf verbreiterter Grundlage verjüngen. Doch 
Renner fordert nicht nur; er hat sich alsbald nach Kriegsaus¬ 
bruch daran gemacht, selbst den Wandlungen nachzuspüren, 
die sich seit etwa fünfzig Jahren im sozialen Entwicklungsgang 
vollzogen haben, und da er auf verschiedenen Wissensgebieten 
bewandert ist, scharfe Beobachtungsgabe und — was in diesem 
Fall noch wichtiger ist — einen gewissen Blick für historische 
Verschiebungen und Distanzänderungen besitzt, so hat er 
manch wertvolles Material zur Beurteilung des Wandels der 
Gesellschaftsformation und Klassenschichtung, des Wirtschafts¬ 
und Staatslebens im letzten halben Jahrhundert herbeigeschafft 

Zum Teil hatte Renner diese Ergebnisse seiner Entwicklungs¬ 
betrachtung bereits in der wissenschaftlichen Monatsschrift der 
österreichischen Sozialdemokratie, im „Kampf**, und in der 
Wiener „Arbeiterzeitung“ verwertet, je nachdem wie es das 
Bedürfnis des Tages zu fordern schien; jetzt hat er diese 
Artikel zusammengefaßt, umgearbeitet und durch verbindende 
Kapitel ergänzt, so daß daraus ein stattliches populär-wissen¬ 
schaftliches Buch geworden ist, das kürzlich im Verlage von 
J. H. W. Dietz Nachfolger in Stuttgart unter dem Titel 
„Marxismus, Krieg und Internationale, kritische Studien über 
offene Probleme des wissenschaftlichen und des praktischen 
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Sozialismus in und nach dem Weltkrieg'', als 59. Band der 
Internationalen Bibliothek erschienen ist (Preis: broschiert 
4 Mk., gebunden 5 A4k.). 

Besonders beschäftigt sich Renner mit der wirtschaftlichen 
und staatlichen Entwicklung. Er untersucht die verschiedenen 
früheren Epochen der kapitalistischen Wirtschaft und findet, 
daß Karl Marx zwar mit größtem Scharfsinn die „individua¬ 
listisch-anarchistische Wirtschaftsweise“ der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts erforscht und beschrieben hat, diese Wirt¬ 
schaftsweise aber seitdem sich gründlich gewandelt hat. Solche 
Veränderungen der wirtschaftlichen Struktur haben die Marxi¬ 
sten — Renner nimmt sich davon selbst nicht aus — teils über¬ 
sehen, teils unterwertet, jedenfalls aber nicht der Marxschen 
Gedankenwelt einverl^ibt. Sie blieben im ganzen bei der Marx¬ 
schen Betrachtung stehen und übernahmen daher auch meist 
die Folgerungen des Altmeisters, denen zufolge das einheitlich 
organisierte Proletariat der Industriestaaten unvermittelt die 
diktatorische Herrschaft über die Weltproduktion übernehmen 
und daher ebenso unvermittelt, ohne lange Uebergänge und 
Zwischenstufen, die liberale Gesellschaft in die sozialistische 
Umschlagen sollte. — 

Inzwischen haben im sozialen Wirtschaftsleben neue Antriebe 
eingesetzt, die zu neuen Gestaltungen führten. Nicht nur sind 
viele der früheren privaten Betriebe in große Aktiengesell¬ 
schaften umgewandelt worden, nicht nur haben sich vielfach 
die früheren Kleinbetriebe durch Ankäufe, Vereinigungen und 
Verschmelzungen zu Riesenbetrieben entwickelt, über die nicht 
mehr einzelne Besitzer, sondern Kapitalassoziationen verfügen 
und deren Leitung dadurch vom Besitz getrennt ist, es sind 
auch die mannigfachsten Vereinigungen zur Einschränkung der 
Konkurrenz und gemeinsamer Wirtschaftsführung entstanden: 
Genossenschaften aller Art, Gewerkschaften, Kartelle, Syndi¬ 
kate, Trusts usw. Die frühere „privat-kapitalistische Wirt¬ 
schaftsweise“ verliert ihre Bedeutung für das Qesamtgetriebe. 

Diese ganze Entwicklung aber vollzieht sich im Rahmen einer 
bestimmten konkreten Sonderstaats-Gesetzgebung und -Ver¬ 
waltung. Die Wirtschaftsantriebe werden durch Staatsgesetze 
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durcKkreuzt und in bestimmte Richtung gelenkt. Die Wirt¬ 
schaftsorganisation wird also zu einem staatlich bestimmten 
und differenzierten Betriebskomplex, zu einer „durchstaat¬ 
lichten Organisation“, wie Genösse Renner sich ausdrückt. Die 
frühere individuelle Privatwirtschaft geht in gewissem Sinne 
in die staatlich reglementierte und kontrollierte Kollektivwirt¬ 
schaft über. 

Damit ändert sich jedoch zugleich auch der Charakter des 
Staates als politisches Gemeinwesen. Der frühere Obrigkeits¬ 
staat wird zum Verwaltungsstaat, der mehr und mehr die Funk¬ 
tionen eines Wirtschaftsamtes übernimmt, ln dieser seiner 
Rolle als Wirtschaftsdisziplinator und -Organisator aber gelangt 
notwendig, wie Renner ausführt, der Staat mit dem Privat- 
willen der Kapitalisten in Konflikt, da er genötigt ist. diese 
fortgesetzt zu reglementieren, zu zwingen, beiseite zu schieben 
oder auch geradezu zu ersetzen. Während auf früherer kapita¬ 
listischer Entwicklungsstufe die Bourgeoisie in zunehmendem 
Maße mit dem Staat verschmolz und ihn zum Diener ihrer 
Interessen machte, vollzieht sich nun allmählich in der 'herauf¬ 
steigenden staatswirtschaftlichen Epoche eine Umkehrung des 
überlieferten Klassenvertiältnisses zwischen Bourgeoisie. 
Proletariat und Staat. „Die Oekonomie“, sagt Renner, „dient 
immer ausschließlicher der Kapitalistenklasse, der Staat 
immer vorwiegender dem Proletariat.“ 

In einzelnen höchst interessanten Kapiteln zeigt Renner, wie 
sich die Oesellschaftsverhältnisse seit Marxens Zeit gewandelt 
haben, wie der auf dem Boden der freien Konkurrenz durch 
Angebot und Nachfrage bestimmte Warenpreis zum Kartell¬ 
preis und zum „staatlichen“, d. h. durch die staatliche Wirt¬ 
schaftsorganisation mitbestimmten, Preis wird, wie der Ar¬ 
beiter in seinem Geldlohnbetrag heute nur noch einen Teil 
seines Arbeitslohnes erhält, während ein anderer Teil fhm als 
kollektiver Lohn in der Form staatlicher Aufwendungen für die 
Erhaltung und Lebenssicherung der Gesamtklasse zufließt, wie 
die Eigentumsformen wechseln und wie schließlich auf Grund 
dieser Aenderuug der Wirtschaftsstruktur sich auch das Ver¬ 
hältnis der Klassen zueinander verschiebt. 
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Ebenso schildert Renner, wie der imperialistische Staat sich 
entwickelt und damit die sogen, „nationale Idee“ im Bürger¬ 
tum und in der Arbeiterschaft an Kräft gewonnen hat, so daß 
beim Ausbruch des Weltkrieges die Arbeiterklasse der höher¬ 
stehenden kriegführenden Staaten sich trotz der Kiassen- 
scheidung auf die Seite ihrer Nation stellte. Größtenteils sehr 
instruktive Ausführungen, die manche neue Ausblicke eröffnen, 
selbst wenn man nicht allen Darlegungen zuzustimmen vermag. 
Renner besitzt einen Optimismus, der nicht nur seine Leser, 
sondern ihn selbst oft ungestüm mit fortreist und ihn dann 
über zweifelnde Einwände mit kühnem Sprunge hinwegfOhrt. 
Schon dagegen möchte ich Bedenken erheben, daß Renner das 
Sichverbundenfühlen mit dem Staat meist kurzweg als Natio¬ 
nalismus, nationale Idee, Nationalbewußtsein bezeichnet. Das 
entspricht zwar der üblichen Terminologie; soziologisch 
richtiger wäre es aber, zwischen Nationalgefühl und Staats¬ 
gefühl genau zu unterscheiden. Tatsächlich ist das sogen. 
Nationalgefühl in vielen Fällen nichts anderes als das Bewußt¬ 
sein, mit dem Staat als Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft 
mehr oder weniger eng verbunden zu sein. 

Renner gelangt daher zu einer ganz anderen Beurteilung des 
Staates und seiner Zukunftsaufgaben, als wir sie bei der an 
Marxschen Textstellen festhaltenden marxistischen Orthodoxie 
finden. Gefällt sich diese in einem doktrinären Staatsnihilismus, 
der von einer baldigen Abschaffung des Staates durch die revo¬ 
lutionäre Staatsdiktatur des Proletariats träumt, so sieht 
Renner im Staat den großen „Hebel des Sozialismus“, durch 
den der geschichtliche Umschlag des Kapitalismus in den So¬ 
zialismus sich vollziehen wird. Er kehrt von Marx gewisser¬ 
maßen zu der Hegelschen Auffassung zurück, von der auch 
Marx ursprünglich ausgegangen ist, daß der Staat der große 
Organismus ist, in dem sich allein die rechtliche, sittliche 
und politische Freiheit zu verwirklichen vermag. 

In diesem Nachweis, daß, fast unbemerkt von einem großen 
Teil der Mitlebenden, sich das Gesellschafts- und Staatsleben 
im letzten halben Jahrhundert gründlich gewandelt hat und 
deshalb die aus früheren Verhältnissen abgeleiteten marxisti- 
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I sehen Folgerungen nicht mehr stimmen, liegt meines Erachtens 
der Hauptwert des Rennerschen Buches. Einige Parteiblätter 
haben diesen Wert vornehmlich darin gefunden, daß Renner 
am Schlüsse seiner Schrift die Stellungnahme der deut- 
, sehen sozialdemokratischen Partei zum Weltkrieg rechtfertigt. 
I Sicherlich hat diese Rechtfertigung, da sie dem Bedürfnis der 
inneren Selbstverständigung mancher Parteischichten ent¬ 
gegenkommt, ihre Bedeutung; aber das Wichtigste ist sie nicht, 
i Das Wichtigste ist das Material, das Renner zur Ueberwindung 
j der alten marxistisch-orthodoxen Parteidogmatik heranbringt. 
( Freilich werden die marxistischen Theoretiker, wenn sie die 
[ von Renner für unentbehrlich gehaltene sozialistische Staats- 
j lind Rechtslehre schaffen wollen, nicht ehrfurchtsvoll in ihrer 
I Kritik vor Marx haltmachen dürfen. Die Verjüngung des 
Marxismus kann nur gelingen, wenn die Kritik nachweist, wie 
Marx zu seinen Auffassungen gekommen ist, wo Fehlschlüsse 
vorliegen und wodurch sie entstanden sind. Die Devise heißt: 
Hinaus über Marx im Marxschen Geiste! 


Dr. WILLY ALTSCHUL: 

Das Reich und sein Proletariat. 

Sitzen vor den Pyramiden 
Zu der Völker Hochgericht; 
Ueberschwemmung, Krieg und Frieden — 
Und verziehen kein Gesicht. 

D FR ägyptischen Sphinxen majestätische Erhabenheit und göttliche 
Ruhe atmen die Reden und Schriften unserer Parteiweisen älterer 
Schule, wenn es gilt die brennendste Frage unseres nationalen Lebens 
zu erörtern; wie sich Staat und Demokratie in dem Deutschland der 
Gegenwart vermählen sollen. 

Kein Wort entrinnt ihren keuschen Lippen darüber, daß die deutsche 
Demokratie in den drei letzten Jahren durch den Zwang der Kriegs¬ 
not wie das tiefe Erleben der Volksgemeinschaft und der proletarischen 
Hingebungsfähigkeit unermeßlich an politischer Bedeutung gewonnen, 
zum unentbehrlichen Machtfaktor im Kampf um die Unabhängigkeit 
der Heimat geworden ist, daß sich unter ihrem Druck der alte Obrig¬ 
keitsstaat trotz zähen Widerstandes in den Volksstaat umzuwandeln 
und auch das Kapitalmagnatentum auf großen Gebieten unseres Wirt- 
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Schaftslebens der Qemeinwirtschaft und dem Staatssozialismus zu 
weichen beginnt. Und doch sind dies nur die ersten verheiBungs- 
volien Anfänge einer bedeutenden Zukunft! 

Vergebens glauben unsere Doktrinäre das Erwachen demokratischer 
Kräfte in der Politik und in der öffentlichen Wirtschaft Deutschlands 
mit einigen alten Bücherkrusten totschlagen zu können. . . . Während 
die Welt in allen Strömen fortrast, tönt, indes gespenstige Schatten 
bin- und berbuschen, aus beiligen Hainen Stimmengewirr. „Die heilige 
Bundesiade ist gestohlen, die Gesetzestafeln sind zertrümmert,“ rufen 
die wohlbestellten Hüter des Tempels; der lärmende Chor der Klage¬ 
weiber kreischt zwischen hinein: „Wehe den Gottlosen, den Frevlern!“ 
und zahnloser greiser Priester fromme Lippen murmeln beschwörend 
Gebete. Diese natürlichen Lebensregungen unserer Bonzenschar und 
ihrer Kreaturen dürfen unsere ästhetische GenieBerfreude an diesem 
Zwischenspiel nicht stören. Man stirbt eben nicht vor dem fünften Akt. 

Das deutsche Proletariat leistet indessen gute Arbeit. 

Es ließ Vergangenes vergangen sein und treibt seit Kriegsbeginn mit 
genialer Sicherheit und immer bewußter gestaltend Politik im besten 
Sinne des Wortes. Auf Gedeihen und Verderb mit dem Staat, dem 
es zugehört, unlösbar verbunden, ist es von einem Verantworttichkeits- 
gefüh! besonderer Art erfüllt: es fühlt sich als die Erbin all’ der 
feudalen und kapitalistischen Klassen und Cliquen, die durch Usur¬ 
pation der Macht im alten Deutschland den Aufstieg der Besten und 
Tüchtigsten in die Leitung des Staates und in die führenden Schichten 
der Gesellschaft so zähe und so verbissen gehemmt hatten. 

Es ist also, um die Worte unseres marxistischen Pontifex zu ge¬ 
brauchen, der Weg zur Macht, nicht der Weg zu der flüchtigen Er¬ 
scheinung des Nationalsozialismus, den Deutschlands Proletariat, als 
Vorhut unserer organisierten Demokratie, bewußt und groß empor¬ 
schreitet. Eine Verständigung mit Kautsky ist freilich in diesem 
Augenblick unmöglich; was uns als Wendepunkt innerer deutscher 
Geschichte erscheint, betrachtet er ausschließlich als eine Parteifrage, 
als Aenderung einer Taktik in der Haltung einer Oppositionspartei zur 
Regierung.* 


* Diese Oedankengänge finden sich in: „Die Wendung zum National¬ 
sozialismus“ von Karl Kautsky. „Neue Zeit“ vom 16. März 1917. Er¬ 
staunlich sind sie nicht für den, der sich aus der Schrift des angeb¬ 
lich führenden historischen Materialisten über: „Die Internationalität 
und der Krieg“ (Berlin 1915, S, 22) gemerkt hatte: „Ein Krieg ist kein 
Kampf von Klassen, sondern zunächst von Regierungen. Auch in 
demokratischen Staaten, sowie dort, wo die Volksmasse für den Krieg 
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Und mit der warnenden Stimme, mit der uns noch kürzlich die 
Heiden der serbischen Kammer als Quellen sozialistischer Erleuchtung 
gepriesen wurden, werden in uns ietzt liebe Erinnerungen wach- 
gerufen: Etwas sei faul im Staate Sachsen-Koburg-Qotha, wenn dort 
eine sozialistische Mehrheit die „Staats"kredite bewillige. 

Ist das nicht so, wie wenn der preußische Eisenbahnminister in 
einer Etatsrede uns von der Zeit der Diligence und der offenen Bei¬ 
chaise vorschwärmte! So etwa mutet uns diese Krähwinkelei im 
Zeitalter des Weltkrieges an. Und wieder spricht Kautsky ganz 
zaghaft (rot-offiziös): „Der allgemeine Eindruck sowohl bei den 
Gegnern wie auch bei den Massen (bei der Bewilligung der Kriegs¬ 
kredite) ging dahin, daß diese (nationalliberale) Taktik 'bei uns ge¬ 
siegt lube.“ Auf gut Deutsch heißt das: das Proletariat hat einen 
Bruch mit der Vergangenheit vollzogen. (Schrecklicher Gedanke für 
unsere Kriegersatzrevolutionäre!) 

Jawohl, es hat einen Bruch vollzogen, aber anderer Art, als unserer 
Doktrinäre Schulweisheit sich träumen läßt, einen Bruch mit den 
bi^r leitenden Grundsätzen feudaler und bürgerlicher Staatskunst: 
jene großartige Fähigkeit, den Gesamtinteressen sich einzuordnen, die 
Englands herrschende Klassen in zähem Lebensinstinkt so oft betätig¬ 
ten, hatte einst, „in Kaisers alten Landen", den Rittern und den Hei¬ 
ligen, „die den Staat zum Lohn nahmen“, durchweg gemangelt, und 
dadurch ward erst der Auflösungsprozeß des heiligen römischen 
Reiches deutscher Nation ermöglicht. Nach den Befreiungskriegen 
(die Rotäre durfte ins Regierungshandwerk der erlauchten Herren 
nicht hineinpfuschen) wurde unter Bruch feierlicher Versprechungen 
aufs schan<Hichste und bösartigste Jede politische und nationale Frei¬ 
heitsregung von den Regierungen und privilegierten Ständen unter¬ 
drückt. Und nach dem siebziger Krieg, als im jungen Reich die Herr¬ 
schaft der Bourgeoisie schon etabliert war, wie ein rocher de bronce, 
wurden uns die entfesselten Orgien der Gründerzeit (Achtzehnhundert- 
siebzigunddrei, Reich der Reichen, wie stehst du juchhei!) und ihr er¬ 
habenes Korrelat, das Sozialistengesetz, beschieden . . . 

Heute wird die Geschichte und das Geschick des Reiches durch 
die sozialistischen Massen bestimmt: Frei von den zersetzenden Ein¬ 
flüssen frivoler Interessenförderung ist die Kriegspolitik unseres 
Proletariats, in dessen Hut die Lose des Reiches treu und sicher 

begeistert ist. Der Krieg wird von Regierungen und an Regierungen 
erklärt, durch Regierungen geleitet." Mit solchen staatsrechtlichen und 
diplomatisch-offiziösen Maximen wird der ungeheuere Wirtschafts¬ 
krieg erklärt! 
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geborgen sind. Dem Staat, der es einst als alten, bösen Feind des 
Menschengeschlechts geschmäht und ausgestoßen hatte, bat es be¬ 
dingungslos Treue gehalten: In jenep schiksalsschweren ersten 
Augusttagen, in denen es so viele Hoffnungen und Cntwärfe in Schutt 
und Trümmer sinken sah, hat es der Nation als Morgengabe die Be¬ 
willigung der Kriegskredite dargebracht und in großartiger Selbst- 
cntsagung feierlich auf die Ausübung seines mühsam eroberten, kaum 
gesicherten Lebensrechts für die Kriegszeit verzichtet: auf das Streik- 
recht! Welche andere Klasse in Deutschland kann sich rühmen, ein 
solches Opfer dem Staat gebracht zu haben? Wohl haben auch ein¬ 
zelne aus den Oberklassen besondere Opfer gebracht: aber in ihrer 
Gesamtheit haben doch weder die Feudalen nur ein Tipfelchen ihrer 
privilegierten Stellung geopfert, noch hat das Großbürgertum seinen 
ungeheueren, im Krieg errungenen Vermögenszuwachs dem Staat in 
freier Entschließung hingegeben. 

Die proletarische Staatsgesinnung, die nicht durch die Selbstsucht 
und kleinliche Denkungsart des „Handelsgeschäftlichen“ herab¬ 
gezogen wird, scheidet sich mit längerer Dauer des Krieges immer 
schärfer von feudaler und bürgerlicher Kriegspolitik, deren Nutz¬ 
nießung am Kriege einen das soziale Empfinden aufreizenden, die 
Reichsinteressen gefährdenden Umfang anzunehmen droht. Hier 
werden sich denn auch die künftigen Klassenkämpfe entzünden, 
zwischen denen, denen der Krieg allein zur Befreiung der Nation 
von der drohenden Gefahr der Zerstückelung und der Fremd¬ 
herrschaft diente, und denen, die daneben, aber mit immer deut¬ 
licherer und bewußterer Hervorhebung ihrer Sonderinteressen, durch 
den Krieg eine Befestigung ihrer Privilegien, eine Sicherung äirer 
Kriegsgewinne erstreben. 

So betrachtet ist die Politik des 4. August gar keine national¬ 
liberale Taktik, wie Karl Kaut^y meint, sondern gut proletarisch¬ 
revolutionäre Politik gewesen. Nur da wir uns rein und bedingungs¬ 
los für den Kampf um die nationale Unabhängigkeit eingesetzt haben, 
ist unser Anspruch, in den künftigen inneren Kämpfen als die be¬ 
rufenen Vertreter der Nation und des Reichsinteresses den rfick- 
sichtlosen Kampf gegen die zersetzende Selbstsucht unserer Ober¬ 
klassen durchzuführen, sittlich und politisch gerechtfertigt. Unsere 
Politik verbürgt den Aufstieg des Proletariats wie den der Nation; 
denn proletarische Interessen sind nunmehr Reichsinteressen, und 
Reichsinteressen sind proletarische Interessen. . . . 

Nacht brach über Europa herein; Wetterstürme verwehten den 
stolzen Bau der sozialistischen Internationale. Einen Augenblick 
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tchien es, als hätte der deutsche Sozialismus, dem die Internationalität 
Lebensinhalt geworden war, nicht die innere Kraft, diese ErschQtte- 
mngen zu überleben. Aber auch nur einen Augenblick! Dann zog 
3in aus der Trübe und dem Grauen dieser Tage das Faustsche Ideal: 
.ein freies Volk auf freiem Grunde“ mächtig empor. So ist er seiner 
Bestimmung treu geblieben, als berufener Führer der deutschen 
Nation, die Oberreichfe Fülle schlummernder Volkskräfte zu wecken 
und zu lebendiger Tat, zum schöpferischen Ausbau des Volks- und 
Arbeitsstaates mit'sich fortzureißen. 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die schwarze und die rote Internationale. 

J ETZT hat nun auch der Papst einen Friedensvorschlag ge¬ 
macht. Nicht bloß einen allgemeinen, etwa auf der Grund¬ 
lage des Johanniswortes: Kindlein, liebet euch untereinander! 
unter Hinzuffigung des kräftigen Kapuzinersprflchleins: denn 
[ wer, zum Teufel, sollte euch sonst lieben? — sondern einen 
\ ausführlichen, mit zahlreichen Einzelvorschlägen eingehend 
I begründeten Vorschlag. Es wäre töricht, ihn auf die leichte 
j Achsel zu nehmen. So wenig materielle Macht der Papst heute 
haben mag, so ist seine moralische doch noch groß. Was die 
r älteste und ausgedehnteste internationale Organisation der 
Welt durch ihren berufenen Wortführer ausspricht, hat immer 
seine große Bedeutung, zumal jetzt, wo der Papst sich zum 
L Mundstück der Gefühle aller Länder und Völker macht. So- 
I dann aber ist die päpstliche Diplomatie von jeher durch Klüg¬ 
le leit und Besonnenheit ausgezeichnet gewesen, und es ist nur 
» selbstverständlich, daß sie auch diesen Schritt nicht ohne vor- 
' herige allseitige Sicherung und Fühlungnahme getan hat, 
< Gerade weil der Papst bisher im Kriege eine absolut korrekte 
\ Neutralität gewahrt hat, mußte er Wert darauf legen, daß 
nicht etwa eine der kriegführenden Gruppen in seinem Ver- 
' mittlungsvorschla'g einen unfreundlichen Akt erblicken könnte. 
Mit anderen Worten: der Papst hat sich bei den Mittelmächten 
wie bei der Entente Sicherungen darüber verschafft, daß ein 
f päpstliches Friedensangebot im jetzigen Augenblick genehm sei. 
[ Und hierin erblicken wir die wirkliche Bedeutung des Schrittes, 



Original fro-m 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



828 


Die schwarze und die rote Internationale. 


Digitized b>' 


Von seiten der Zentralinächte stand freilich die ZustimmunR 
zu einem derartigen Versuch, den Frieden zu fördern, von 
vornherein fest. Nicht jedoch bei der Entente. Man weiß, 
wie erbittert sie über den Friedensvorschlag des Herrn Wilson 
lierfiel, obwohl doch die Vereinigten Staaten von Nordamerfka 
eine „neutrale“ Macht waren, die sicherlich nicht entfernt daran 
dachte, die Interessen Englands und seiner Vasallen zu ge¬ 
fährden. Aber damals war die Entente noch der sicheren Er¬ 
wartung auf einen gründlichen Sieg. Der verschärfte Unter¬ 
seebootkrieg war noch nicht erklärt und der Ausbruch der 
russischen Revolution hatte die Sache der Entente noch nicht 
entscheidend geschwächt. Konnte doch Poincarc noch am 
27. Januar den famosen Geheimvertrag mit dem Zaren über 
das linke Rheinufer abschließen. Inzwischen aber hat sich die 
Situation gründlich verändert. Der geplante Durchbruch im 
Westen ist mißlungen, und zwar unter Umständen, die die end¬ 
gültige französische Katastrophe nahe herangeführt haben. Der 
Druck der U-Boote auf England und seine westlichen Ver¬ 
bündeten ist so stark geworden, daß Britannien nicht mehr 
Zeit hat, die amerikanische Unterstützung in Ruhe abzuwarten, 
sondern die verzweifeltsten Anstrengungen machen muß, um 
das Ende des Krieges herbeizuführen. Dabei sind die Aus¬ 
sichten, jemals durchbrechen zu können, trotz gewaltiger 
Ueberlegenheit an Menschen und Kriegsmaterial, immer 
schlechter geworden. Vor allem droht eine für England sehr 
gefährliche Verschiebung im Osten sich anzubahnen. Die 
russische Offensive war auf englisch-amerikanischen Befch' 
unternommen, und ihr totaler Fehlschlag muß notwendigerweise 
die Stimmung Rußlands gegen seine angelsächsischen Freunde 
noch mehr erbittern. Die absolute Notwendigkeit für Rußland, 
schnell den Frieden schließen zu müssen, droht, je schärfer 
England jede Friedensmöglichkeit ablehnt und je bereitwiiiigcr 
die Mittelmächte zu einem Friedensschluß sind, das furchtbar 
leidende Land immer mehr von England zu entfernen und an 
die Zentralmächte heranzuführen. Kurzum, innerhalb der 
letzten neun Monate haben sich für England die Verhältnisse 
derartig verschlimmert, daß seine verantwortlichen Leiter 
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mmer mehr die Aussichten aut den berühmten „großen Sieg“ 
«erloren haben mögen. Das geht schon aus dem vielen ner- 
:ösen Herumgerede von Lloyd George hervor, der durch ge- 
ichwoUene Kraftphrasen die aufsteigenden Zweifel der. eigenen 
Brust übertönen möchte. Aus einer solchen Situation schien 
äne Friedensanregung von seiten einer neutralen Macht noch 
den besten Ausweg zu bieten. Große Weltmächte, deren 
materielle Macht einem Friedensvorschlage den nötigen Nach¬ 
druck hätten geben können, waren freilich nach dem Eintritt 
Amerikas in den Krieg nicht mehr vortianden. So blieb nur 
loch <lie große moralische Macht in Rom übrig, deren Charak- 
:er sie allerdings ganz besonders dazu geeignet erscheinen 
ieß, als Friedensvermittler zu dienen. So winkte die englische 
, Regierung, nicht ab, als die päpstliche Anfrage kam. 

Zurzeit liegt nichts anderes vor, als die päpstliche Note 

I selber und die dazu gehörigen Aeußerungen der Presse. Die 
englischen Zeitungsstimmen zeichnen sich dabei — der eben 
geschilderten Situation entsprechend — durch ruhige Sach¬ 
lichkeit aus. Von der fliegenden Hitze, mit der man im De¬ 
zember die Wilsonnote aufnahm — um von der wütenden 
' Ablehnung der deutschen Friedensnote erst gar nicht zu reden 
— ist nichts mehr zu spüren. Daß einige Blätter sich darin 
gefallen, hinter der Aktion des Papstes wieder einmal eine 
s deutsche Intrige zu erblicken, darf nicht in Erstaunen setzen 
ind ist nur ein Beweis für die deutsche Stärke. Auch Stock- 
lolm soll ja nach den eifrigen Versicherungen dieser Blätter 
; ^ine deutsche Intrige sein. Daneben freilich gibt es noch eine 
j andere Richtung, die behauptet, Rom sei zwar eine Intrige, 
( j^ber eine gegen Stockholm. Die große Bedeutung, die der 
1 Stockholmer Konferenz zukommt, wenn sie stattfindet, und 
lie vielleicht noch größere, wenn sie von der Entente verhindert 
verden sollte, habe in weiten Kreisen die Befürchtung vor 
der wachsenden Popularität der Sozialdemokratie geweckt, 
and deshalb habe man das „allbewährte“ Gegenmittel gegen 
1 len Sozialismus, den heiligen Papst, in Bewegung gesetzt, um 
I lurch eine eigene Friedensaktion den gefürchteten Einfluß der 
I sozialdemokratischen Friedensbewegung zu paralysieren. So 
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sei die eine Internationale gegen die andere ausgespielt, und 
wie in der Algebra Minus mal Minus ein Pius ergibt, so soll 
auch in der Politik aus dem — wenn auch nur indirektem — 
Kampfe der schwarzen Internationale gegen die rote Internatio¬ 
nale ais Sieger die Nationale hervorgehen. 

Das ganze Intrigengeraune ist natürlich keiner ernsten 
Beachtung wert. Es ist vielmehr die selbstverständlichste 
Sache von der Welt, da6 die beiden großen internationalen 
Kulturbewegungen am ersten zu dem Versuch berufen waren, 
dem Frieden den Weg zu bereiten. Und doch verlangt es 
seine Erklärung, wenn man beobachtet, daß in England die 
päpstliche Friedensaktion eine so ganz andere Beurteilung er¬ 
fährt, wie die sozialistische. Lloyd George hält die erstere 
augenscheinlich für weit weniger gefährlich als die letztere. 
Das Papsttum bildet in England keine Macht, was von Rom 
kommt, kann nicht in den Votksmassen zünden, sondern bleibt 
notwendigerweise in der kühlen Atmospliäre der Diplomatie. 
Wie stark dagegen der Widerhall ist, den Stockholm in den 
englischen Arbeitermassen gefunden hat, dafür ist die schwere 
innere Krisis, die England seit zwei Wochen durchmacht, ein 
genügendes Zeugnis. Herr Henderson, der kein geringerer 
Kriegshetzer ist, als Lloyd George, wußte sehr genau, was 
er tat, als er lieber sein Ministerportefeuille abgab, als dem 
englischen Arbeiterkongreß die Nichtbeschickung der Stock¬ 
holmer Konferenz zu empfehlen. An der Frage: Stockholm 
können sich leicht die Geister in England scheiden. Die bis¬ 
herigen Kollegen Hendersons im Ministerium, die mit ihm Ver¬ 
treter der Arbeiterpartei waren, Wardle und Roberts, haben 
mit größtem Gleichmut den von Henderson leer gelassener 
Sessel wieder besetzt und so äußerlich die Ministerkrisis 
schnell beseitigt. Aber damit ist die Krisis ganz und gar nicht 
aus der Welt geschafft. Die Unfähigkeit Englands, den Krieg 
zu gewinnen und die Unterseeboote erfolgreich zu bekämpfen 
schafft unentrinnbar auch in England die Stimmung, die Lloyc 
George jetzt schon heraufziehen sieht und gegen dieser mit 
zahllosen Reden ankämpft. Wenn auch noch nicht heute und 
morgen, so doch in absehbarer Zeit werden sich die Konse 
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Iquenzen Stockholms für Englands Kriegspoiitik als vefhängnis- 
Jvoll erweisen. 

Als politisches Wetteriüelchen ist Rom wichtig. Aber wenn 
■von diesem Wetterzeichen nicht mehr geredet werden wird, 
werden sich die inneren Zersetzungserscheinungen des Kriegs¬ 
fanatismus, für die. Stockholm ein Symbol ist, erst voll wirksam 
erweisen. 

PAUL HIRSCH, M. d. A.: 

Die Wahlrechtsgegner an der Arbeit. 

D urch den kaiserlichen Erlaß vom 11. Juli d. J. ist die 
preußische Wahlrechstfrage in ein neues Stadium gerückt. 
Kündigte die Osterbotschaft den Ersatz der indirekten durch 
die direkte Wahl und der öffentlichen durch die geheime 
Stimmabgabe an, so stellt sich der Erlaß vom 11. Juli auf den 
Boden eines gleichen Wahlrechts für Preußen. Und auch inso¬ 
fern geht er über die Osterbotschaft hinaus, als er die Vorlage 
so frühzeitig eingebracht wissen will, daß die nächsten Wahlen 
nach dem neuen Wahlrecht stattfinden können, während es 
nach dem Wortlaut der Osterbotschaft zum mindesten zweifel¬ 
haft sein konnte, ob die Absicht bestand, noch den gegenwärti¬ 
gen Landtag mü der Erledigung der Wahlreform zu betrauen. 

An dem guten Willen der Regierung zu zweifeln, liegt um so 
weniger Veranlassung vor, als bei der Neubildung des preußi¬ 
schen Ministeriums nicht weniger als fünf Minister, die sich als 
Gegner eines gleichen Wahlrechts bekannt hatten, ihren Ab¬ 
schied zu nehmen gezwungen wurden. Welches auch sonst 
noch immer die Gründe für die Ausschiffung der Herren von 
Loebell, Freiherr von Schorlemer, Dr. Lentze, Trott zu Solz 
und Dr. Beseler gewesen sein mögen, soviel steht fest, daß 
letzten Endes ihre Abneigung gegen ein gleiches Wahlrecht 
ihren Sturz veranlaßt hat. Man darf annehmen, daß die Män- 
I ner, die an ihre Stelle getreten sind, auf dem Boden des Erlasses 
vom 11. Juli stehen, daß es sich also, soweit die Wahlrechts¬ 
frage in Betracht kommt, nicht nur um einen Personenwechsel, 
sondern um einen Wechsel des Systems handelt, und daß sie 
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alles aufbieten werden, um die höchste Stelle im Staate vor 
Diskreditierung zu bewahren. 

Auf der anderen Seite aber darf man sich nicht dem Wahn 
hingeben, daß von der Ankündigung des gleichen W^Irecbts 
bis zur Verwirklichung nur ein kleiner Schritt sei. Wer das 
glaubt, der geht von falschen Voraussetzungen aus, der kennt 
weder die Zähigkeit, mit der die preußischen Junker ihre Po* 
sition zu behaupten pflegen, noch den gewaltigen Einfinß der 
Schwerindustrie auf ihre meist dem rechten Flügel der na¬ 
tionalliberalen Fraktion des Abgeordnetenhauses angehörenden 
Vertreter. Für beide handelt es sich sozusagen um einen 
Existenzkampf, freiwillig werden sie das Feld nicht räumen, 
der Krone zuliebe .werden sie nicht eine Stellung aufgeben, die 
es ihnen ermöglicht, die Interessen ihrer Klassen so nachdrück¬ 
lich wie in keinem anderen Parlament Deutschlands zu ver¬ 
treten. Aller Voraussicht nach haben wir uns auf innerpolitische 
Kämpfe gefaßt zu machen, im Vergleich zu denen der Kampf 
um den Mittellandkanal nur ein Kinderspiel war. Die preußi¬ 
schen Konservativen sind nicht solche politischen Kinder, daß 
sie nicht wüßten, daß es ums Ganze geht. Verlieren sie das Spiel, 
dann ist es ein für allemal mit ihrer Macht zu Ende, dann ist 
der Untergang des alten Preußens, des halbabsoluten, von einer 
Handvoll Großgrundbesitzer und Schwerindustrieller be¬ 
herrschten Staates, nur noch eine Frage der Zeit. So wird die 
Rechte alles aufbieten, um eine wirklich ernsthafte Wahlreform 
zu Fall zu bringen. 

Darüber sollten sich alle Anhänger der Uebertragung des 
Reichstagswahlrechts auf Preußen klar sein. Dann werden sie 
einen Begriff von der Schwere des Kampfes bekommen. 

Wir sehen ja, wie die Reaktion, nachdem sie sich von dem 
ersten Schrecken erholt hat, auf Mittel und Wege sinnt, wie sie 
die Absichten der Regierung hintertreiben kann, ohne nach 
außen den Anschein zu erwecken, als ob sie nicht bereit ge¬ 
wesen sei, auch ihrerseits der neuen Zeit ein Opfer darzubrin¬ 
gen. Daß ein Königswort eingelöst werden muß, das hält man 
für selbstversändlich, aber, so argumentiert man weiter, das 
Wort des Königs ist bereits mit der Einbringung der Vorlage 
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eingelöst; ob und in welcher Form er sic verabschieden will, 
das ist ausschließlich Sache des Preußischen Landtags. Gewiß 
hat letzten Endes das Parlament das entscheidende Wort zu 
sprechen; aber die Wahlrechtsvorlage ist nicht eine beliebige 
Vorlage, von deren Annahme oder Ablehnung der Gang der 
Weltgeschichte auch nicht im mindesten beeinflußt wird, son¬ 
dern es ist die Vorlage, die zurzeit die dringendste für Preußen 
und Deutschland ist und von deren Gestaltung die ganze Zu¬ 
kunft des preußischen und des deutschen Volkes abbängt, eine 
Vorlage, für deren Zustandekommen sich der König von Preu¬ 
ßen in eigener Person verbürgt und um derentwillen das 
Staatsministerium eine völlig andere Zusammensetzung er¬ 
fahren hat. Nach dem, was vorausgegangen ist, ist cs 
schlechterdings unmöglich, daß die Regierung im Falle des 
Scheiterns der Wahlrechtsvorlage abdankt und den Wahl¬ 
rechtsgegnern Platz macht. Im Gegenteil, sie muß d^ Kampf 
mit ihnen aufnehmen und sie darf nichts unversucht lassen, ihn 
zu einem siegreichen Ende zu führen. Welche Mittel ihr zu 
diesem Zwecke zur Verfügung stehen, ist bereits in einem 
früheren Artikel' des näheren dargelegt, so daß sich ein Ein¬ 
gehen darauf an dieser Stelle erübrigt. 

Am offensten von allen wahlrechtsfeindlichen Parteien des 
Abgeordnetenhauses sind noch die Konservativen. Welch ein 
Unterschied zwischen der konservativen Kundgebung gegen 
das gleiche Wahlrecht, das nicht der Eigenart und der histori¬ 
schen Vergangenheit des preußischen Staates entspreche und 
das geeignet sei, das feste Gebäude Preußens zu erschüttern 
und auch diesen Staat der völligen Demokratisierung auszu¬ 
liefern, und den Winkelzügen gewisser Organe der Schwer¬ 
industrie und der ihr nahestehenden Kreise bis hinein in die 
Reihen der Freikonservativen, die so tun, als ob sie sich mit dem 
gleichen Wahlrecht abgefunden haben, aber hintenherum ihren 
ganzen Scharfsinn aufbieten, um nachzuweisen, daß es auch 
ein gleiches Wahlrecht geben könne, ohne daß die großen 
Massen des Volkes überhaupt ein Wahlrecht besitzen. Denn 
darauf laufen doch letzten Endes die krampfhaften Bemühungen 

' Der Wille zur Macht. In Nr. 6 der „Glocke“. 
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dieser Kreise hinaus, das Wahlrecht von einer längeren Aufent* 
haltsdauer oder von einem hohen Zensus abhängig zu machen 
oder aber durch eine noch jämmerlichere Wahikreiseinteiiung 
als wir sie heute bereits in Preußen haben, das dem Buch¬ 
staben nach gleiche Wahlrecht zu einem in Wirklichkeit höchst 
ungleichen zu gestalten, ganz zu schweigen von der doch allzu 
dummdreisten Behauptung eines Berliner Blattes, daß gleiches 
Wahlrecht und Mehrstimmenwahlrecht sich keineswegs aus¬ 
schließen oder von der von einem nationailiberalen Reichstags¬ 
abgeordneten propagierten Anschauung, daß mit dem gleichen 
Wahlrecht Zusatzstimmen für Alter und Kinderzahl vereinbar 
seien. 

Es ist hier nicht der Ort, die mannigfachen Vorschläge zur 
Vethinderung einer demokratischen Wahlrechtsreform in 
Preußen im einzelnen darzulegen. Es genQge der Hinweis 
darauf, daß die Versuche, an dem Königswort zu drehen und 
zu deuteln und der Regierung Ratschläge zu erteilen, wie sie, 
ohne sich eines Wortbruchs schuldig zu machen, das all¬ 
gemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht hintertreiben 
könne, von Tag zu Tag zunehmen, und wir zweifeln nicht 
daran, daß sie sich, sobald die Vorlage an den Landtag gelangt 
ist, zu Anträgen verdichten werden. 

In dasselbe Kapitel gehören auch die jetzt bereits einsetzenden 
Verschleppungsmanöver. Die Gegner eines freien Wahlrechts ; 
wünschen, wenn sie schon die Einbringung der Vorlage an sich ! 
nicht verhindern können, so doch den Termin der Einbringung i 
möglichst hinauszuschieben, und sie berufen sich dabei auf den 
Ostererlaß, der den Meinungsstreit bis nach der Rückkehr 
unserer Krieger verschoben wissen wollte. Sie vergessen dabei 
nur, daß die Osterbotschaft durch den Erlaß vom 11. Juli über- ; 
holt ist. Sollen die nächsten Wahlen nach dem neuen Wahl¬ 
recht stattfinden, dann hat die Regierung alle Veranlassung, 
die Vorlage sobald als möglich unter Dach und Fach zu bringen. 

Noch wissen wir nicht, was wir von dem neuen Ministerpräsi¬ 
denten zu erwarten haben. Dr. Michaelis ist politisch ein un¬ 
beschriebenes Blatt, nur soviel weiß man von Qim, daß er sich ' 
„die Führung nicht aus der Hand nehmen lassen will“. Die 
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Gelegenheit zu zeigen, daß er wirklich die Führung zu behalten 
gewillt ist, bietet sich ihm bei der Wahlrechtsreform. Sollen 
die weitesten Kreise nicht von vornherein mit Mißtrauen gegen 
ihn erfüllt werden, so ergreife er die Gelegenheit, dann bringe 
er die Wahlrechtsvorlage sofort nach Wiederzusammentritt 
des Landtags ein und verteidige sie in allen Stadien der Ver¬ 
handlungen mit Entschlossenheit und Festigkeit, allen sich auf- 
tflrmenden Widerständen zum Trotz. 

RICHARD FERNER; 

Esprit frangais und Preußengeist. 

E s fällt heute schwer, sich vorzustellen, daß Franzosen und 
Deutsche wieder einträchtig zusammen an einem Tische sitzen. 
Und doch braucht man nur einmal zu versuchen, den schrecklichen 
Traum dieser drei Jahre — ach, wären sie nur ein Traum gewesen — 
aus d^ Gedächtnis zu tilgen und sich zu besinnen, wie nahe wir 
uns unmittelbar vor Ansbruch des Krieges gekommen waren, um 
. inne zu werden, daß es nur eines festen Willens bedarf, die Brücke 
des gegenseitigen Verstehens, die die Flut des Hasses hinweg¬ 
geschwemmt, neu und dauerhaft wieder herzustellen. 

Vor sieben Jahren, im August 1910, reisten die französischen Dele- 
' gierten zum Internationalen Sozialistenkongreß in Kopenhagen durcii 
Deutschland. Jean Jauräs, Edouard Vaillant, Jean Longuet waren 
unter ihnen, aber auch weniger berühmte Genossen aus der franzö¬ 
sischen Arbeiterklasse, die zum ersten Male deutsche Verhältnisse 
aus eigener Anschauung kennen lernten. Mit zweien von ihnen, die 
sich mehrere Tage in Hamburg aufhielten, wurde ich näher bekannt: 
es waren Lucien Roland, der Leiter der Pariser Parteibuchhandlung, 
und Sämanaz, der Bürgermeister einer Proletariervorstadt von Paris. 
Sämanaz weHt nicht mehr unter den Lebenden, er ist „mort pour 
la patrie“. Jean Longuet teilte das vor Jahresfrist in ^ner Notiz 
des »Labour Leader“ mit, die mir zufällig zu Gesicht kam; ich erfuhr 
daraus, daß S. als Freiwilliger in den Krieg gezogen und nach einer 
schweren Verwundung in einem deutschen Hospital gestorben war, 
in dem unselig-schönen Wahn, daß er nicht gegen das deutsche 
Volk, sondern nur gegen seine preußischen Bedrücker gekämpft habe. 
Von Roland weiß ich nicht, ob er noch lebt; vielleicht haben wir 
[ uns draußen in den Argonnen im Schützengraben gegenfibergestanden 
und die Qewehrläufe gegeneinander gerichtet, vielleicht gehört er, 
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der zur Zeit unserer Bekanntschaft ein persönlicher Freund und be¬ 
geisterter Verehrer von Jules Quesde war, jetzt zur Gefolgschaft der 
französischen Regierungssozialisten, die nicht oder nur mit Wider¬ 
streben nach Stockholm gehen werden. Aber ich besitze noch ein 
Zeugnis von seiner Hand, das mich etwas anderes hoffen läßt. Es 
ist eine Beschreibung seiner Reise nach. Kopenhagen, die er ira 
4. Jahrgang der Ouesde’schen Wochenschrift „Le Socialisme“ (Okto¬ 
ber bis Dezember 1910) veröffentlicht hat. Er schickte mir diese 
Artikelserie damals zu und ich möchte heute einiges daraus mitteilen, 
um zu zeigen, zu welchen Urteilen über unsere Zustände ein khiger 
und eifriger Sozialist Frankreichs auf Grund eigener Beobachtung 
vor dem Kriege gdcommen ist. 

In Köln hatte Kamerad Roland gleich nach dem Betreten deutschen 
Bodens eine interessante ^gegnung mit einem Vertreter des echten 
„Preußengeistes“. Er kam beim Frühstück im Speise^al des Hotels 
neben einem alten graubärtigen Herrn zu sitzen, der an dem ge¬ 
brochenen Deutsch, in dem R. seine Bestellung beim Kellner machte, 
den Franzosen erkannte und ein Gespräch mit ihm anknüpfte, das 
freilich eine Einleitung „plutöt genante“ hatte. Der alte Herr stellte 
sich nämlich als preußischer Offizier vor, der 1870 die Belagerung 
von Paris mitgemacht hatte. Doch wurde der fatale Anfang rasch 
verwischt durch die Art, wie der alte Herr von seinen Erlebnissen 
plauderte. Er versicherte, daß er jenen Krieg oft verwünscht habe, 
er sei in Achtung und Liebe zum französischen Volk erzogen, er 
bewundere seine großen Denker. Oft habe er bedauert, daß Deutsche 
und Franzosen Feinde geworden seien; vereint würden sie die Lehr¬ 
meister der Welt seien. — Roland dankte für diese liebenswürdige 
Gesinnung und erzählte nun seinerseits einige Erinnerungen aus seiner 
Kindheit. Er schilderte die aus Bewunderung und Entsetzen ge¬ 
mischten Eindrücke, die die drei Schlachten bei Orleans in seinem 
jugendlichen Gehirn hinterlassen hatten. Bei der weiteren Bemerkung 
des ehemaligen Hauptmanns, Deutschland fange jetzt mehr und mehr 
an, das Genie Napoelons I. zu würdigen, namentlich seinen Plan 
der Kontinentalsperre gegen England, dachte Roland bei sich: Sieh 
da, einer, der uns lieber hat als die Engländer .... 

Schließlich konnte bei diesem Gespräch nicht ausbleiben, daß der 
liauptmann sich auch nach dem Reiseziel unseres Genossen er¬ 
kundigte. Die Antwort: zum Sozialistenkongreß in Kopenhagen, muß 
für den alten Herrn eine große Enttäuschung gewesen sein. Er trank 
in- einem Zuge seinen Kaffee aus, stand auf, grüßte trodeen und 
schritt hinaus, „en ayant Tair de se suffire ä Im-meme“. 
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In Bremen und Hamburg erregten die großartigen Hafenanlagen 
das Staunen des Genossen Roland. Er schrieb: „Haben wir in Frank¬ 
reich nicht vortreffliche Ströme, wie die Loire, verstopft, versperrt 
mit Sand! Das ist ein wunderbarer Schiffahrtsweg, der bis ins 
Herz unseres Landes dringt und aus dem wir unermeßlichen Reichtum 
ziehen können. Mit ihrer Mündung gerade Amerika gegenüber ge¬ 
legen, würde sie einen gewaltigen Vorzug vor den Häfen Norddeutsch¬ 
lands haben. Aber das interessiert unsere französischen Bourgeois 
nicht Ein Projekt, die Schiffahrt auf der Loire betreffend, schläft 
seit einem halben Jahrhundert in den Archiven des Ministeriums oder 
iin den Mappen der Parlamentarier; die Eisenbahngeseilschaften 
kämpfen, wie es scheint, heimlich dagegen. — Ach, wenn die Deutschen 
unsere Loire hätten, was würden sie nicht daraus machen? Nantes 
würde ein zweites Hamburg. Und wenn sie unsere Seine hätten, würde 
der Pariser Seehafen nicht mehr nur ein Traum sein, ebensowenig 
wie der Kanal zwischen den beiden Meeren. Aber unsere Kapitalien 
stecken in Rußland, in der Türkei, in Japan. Unser scheinbar so 
geistvolles Bürgertum hat kdne Initiative. Zinsen einnehmen und 
liederlich leben, das ist sein Ideal ... Ich sage Euch, wir sind ein 
Volk im NIedergangl“ 

Nicht weniger als die Leistungen des deutschen Unternehmertums 
; imponierten unserem französischen Kameraden die Leistungen der 
i deutschen Arbeiterorganisationen. Von der Buchhandlung und 
Druckerei des „Hamburger Echo“ war er förmlich begeistert, zugleich 
aber auch beschämt, weil ihn die Frage, ob denn Paris nichts Aehn- 
liches aufzuweisen habe, an die Buchhandlung in der Rue de la 
Corderie denken ließ, deren Schicksal ihm anvertraut war, von deren 
Existenz jedoch so viele Mitglieder der Partei dort nichts wußten. 
Er mußte an fünfjährige nutzlose Bemühungen denken, den Verkauf 
der sozialistischen Schriften in Paris zu zentralisieren, und er be¬ 
wunderte nun um so mehr die zähe Geduld und die großen Resultate 
der deutschen „Geldsammelmaschinen“, zu denen uns der „esprit 
d'association“ verholten, den er besonders auch in unseren Gewerk¬ 
schaftshäusern verkörpert sah. 

Seinen Landsleuten, den Franzosen, prophezeit er am Schlüsse 
dieses Kapitels: „Wir werden ohne Zweifel, wie in der Vergangen¬ 
heit, einige hysterische Anfälle bekommen, von denen die Bösewichter 
Nutzen ziehen; aber über seine Befreiung unterrichtet man das Volk 
nicht mit heftigen, demagogischen Deklamationen. Man muß, wie die 
Deutschen, Ideen in die Gehirne setzen ...” 

Aul der Rückreise von Kopenhagen fuhr Lucien Roland wieder 
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durch Deutschland: 4iesnial über WarnemQnde nach Berlin. Ueber 
die Behandluntr der Reisenden durch die deutschen Zollbeamten sagt 
er: die Zollrevision wird wie eine leichte Formalität ausgeffihrt; kein 
Zeitverlust, keine Belästigung, keine Plackerei. „Ich bin sehr er¬ 
staunt, daß ich den deutschen Oamaschendienst (ce caporalisme 
allemand), von dem man bei uns in Frankreich so oft spricht, noch 
nicht bemerkt habe." 

In Berlin blieb Quesde, der mit Roland zusammen gekommen war, 
zurück, um eine ärztliche Kur durchzumachen. Sein Alter und seine 
durch die aufreibende Parteiarbeit verursachte Krankheit veranlassen 
Roland zu der Mahnung an die jungen I^tzköpfe der sozialistischen 
Bewegung Frankreichs, die in 5 Sekunden eine Revolution machen 
wollen: „Die Zeit ist noch nicht gekommen, wo die Kraft unserer 
Organisation uns den Sieg verleihen könnte. Es bleibt uns noch so 
viel zu tun . . .!“ 

Als er hinter Luxemburg wieder die Grenze Frankreichs passiert 
hatte, erfüllt ihn dessen Rückständigkeit, wie sie sich schon in dem 
unverschämten Benehmen der Zollbeamten äußert, die den Körper 
des Reisenden betasten, seine Taschen und sein Gepäck durchwOhlen, 
ihre Hände in die verschwiegensten Angelegenheiten stecken, mit 
derartigem Abscheu, daß er entrüstet ansruft: „Man sollte glauben, 
daß alle Schmutzfinken der Welt sich in diesen Dienst geflüchtet 
haben. Ich habe nirgends derartiges gesehen, nicht bei der belgi¬ 
schen, nicht bei der deutschen, nicht bei der dänischen und nicht 
bei der schwedischen Zollbehörde; in jenen monarchischen Ländern 
sollen ja die Leute nicht frei sein, aber bei uns, in unserem republi¬ 
kanischen Lande, wo die Leute alle nur mögliche Freiheit haben 
sollen, befühlt man uns wie Tiere, belästigt uns, stößt uns hin und 
her, und wir lassen das mit uns machen, weil wir Angst vor Geld¬ 
strafen und Gefängnis haben. Was müssen Au^nder von uns 
denken, wenn sie unsere Grenzen überschreiten? . . . O Freiheit, 
o Republik, o Frankreich, mein Landl Bei dir ist’s, wo ich den 
deutschen Caporalismas gefunden habel“ — 

So schrieb vier Jahre vor Beginn des großen Feldzuges gegen den 
deutschen Militarismus und den „Geist Preußens“ ein unbefangener 
französischer Arbeiter. Wenn wir, die wir unsere preußisch-deutschen 
Zustände noch etwas genauer kennen als er auf einer kurzen Reise 
sie kennen lernen konnte, gern einräumen werden, daß er uns damals 
etwas zu viel Ehre angetan hat, dieweil der „Caporalismus“, jener 
engherzig miHtärisch-bureankratische Geist, auch heute noch bei uns 
anzutreffen ist, so wollen wir doch nicht verkennen, daß es dn gutes 


Google 


Original frnm 

THE OHIO STATE UNIVBRSITY 



Der Freund. — Glossen. 


839 


Mittel für die segenseitise Verständigung wäre, wenn alle franzö¬ 
sischen Sozialisten dem Beispiel des Genossen Roland vom Jahre 
1910 folgen würden: den Fehlern Frankreichs die Vorzüge Deutsch¬ 
lands entgegenzuhalten. Wir deutschen Sozialdemokraten haben es 
ja lange genug schon umgekehrt gemacht, indem wir deutschen Ud)el- 
ständen die vermeintlichen oder wirklichen Vorzüge Frankreichs ent¬ 
gegenhielten. Wir würden es auch gewiß wieder so machen, wenn 
Frankreich sich erst einmal aufraffen wollte, in einen Wettstreit dieser 
Art mit uns einzutreten. 


ARTUR ZICKLER: 

Der Freund. 

Vor mir die Kunde, daß er nicht mehr ist, 

daß er sein junges Leben maßte lassen . . . 

Wie schwer, zu fassen, 

daß einen, der so selbstgenag 

durch aller Nöte Dräu’n und Schlagen 

sein Piinklein Ewigkeit getragen, 

daß einen so voll Gotteslachen 

für unsres Daseins bunte Sachen 

— ein ärmlich bißchen Blei erschlug! 

Da mir‘s am wehsten an der Seele frißt, 
hör" ich die traute Stimme tröstend sagen: 

Stoß dich nicht wand im Labyrinth der Fragen, 
auch du wirst nicht das letzte Ziel ergründen. 
Doch glaub' ich. der ins Dunkle geht: 
mein Lichtlein ist nur drum verweht, 
den Glanz der Zukunft helfen zu entzünden! 


Glossen. 

Revolutionäre. 

In jeder Revolution drängen sich, neben ihren wirklichen Ver¬ 
tretern, Leute andern Gepräges vor. Einige sind die Ueberiebenden 
früherer Revolutionen, mit denen sie verwachsen sind, ohne Einsicht 
in die gegenwärtige Bewegung, aber noch im Besitz großen Ein¬ 
flusses auf das Volk durch ihren bekannten Mut und Charakter, 
oder auch durch bioBe Tradition. Andre sind bioBe Schreier, die. 
jahrelang dieselben ständigen Deklamationen gegen die Regierung 
des Tages wiederholend, sich in den Ruf von Revolutionären des 
reinsten Wassers eingeschlichen haben. 

Marx (Adresse des Generalrats der Internationalen Arbeiter- 
- assoziation über die Pariser Kommune.) 
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Parlamentarismus und Verwaltungsgemeinschaft. 

Der Tempel ‘der bürgerlichen Herrlichkeit ist die*Gesetzgebung und 
ihr Tetisch das Gesetz; der Tempel der proletarischen und sozialisti¬ 
schen Weltordnung ist die Verwaltung und ihr Gottesdienst die Arbeit. 
Nicht zufällig verkörpern sich die politischen Ideale der Bourgeoisie 
im Parlamentarismus und im Rechtsstaat. Das sozialistische Gemein¬ 
wesen al>er ist l>egreiflich und vor allem Verwaltungsgemeinschaft. 

Aus Karl Renner „Marxismus, Krieg und Internationale“. 


Soldatskaja Prawda. 

Die deutsche Uebersetzung von Nr. 42 der „Soldatskaja 
l^rawda“, die wir der letzten Nummer der „Glocke“ als Sonder- 
bcilage mitgegeben hal)en, hat, wie nidit anders zu erwarten war. 
unseren Lesern viel Preude gemacht und ihr lebhaftes Interesse er¬ 
weckt. Ist das Blatt doch ein überaus sprechendes Dokument aus 
dem Leben der sich vor unseren Augen abrollenden großen russischen 
Revolution. Einer politischen Erläuterung bedürfen die Artikel und 
Notizen im allgemeinen nicht — sie sprechen für sich selbst. Nur auf 
einen Umstand möchten wir unsere Leser nachträglich noch besonders 
aufmerksam machen: auf die Eindringlichkeit, mit der der Text dieser 
Nummer (und ebenso der Text aller anderen Nummern der „Soldah 
Skala Prawda“ nicht nur, sondern auch der „Prawda“ selbst) den 
rein proletarischen Charakter der Ekwegung erhärtet, deren Organe 
diese Blätter sind. Man sehe sich nur gleich den Aufruf an der Spitze 
der von uns reproduzierten Nummer 42 an. in der die „Genossen. 
Soldaten und Arbeiter“ aufgefordert werden, „in Groschen das nötige 
Geld aufzubringen“, das zum Ankauf einer eigenen Druckerei erforder¬ 
lich ist. Und dann lese man die am Schlüsse der dritten Seite stehende 
Zuschrift „An die Redaktion der Soldatskaja Prawda“, in der die 
Soldaten der 13. Kompagnie des ersten Maschincngewchr-Volks- 
regiments. neunhundert Mann stark, den „Niedergang der finanziellen 
Mittel“ der Redaktion der „Soldatskaja Prawda“ beklagen und mit- 
teilen, daß sie aus ihrer gemeinsamen Kasse 400 Rubel zur Abhilfe 
dieser Not gestiftet haben. Die Kameraden der anderen Formationen 
werden zu dem gleichen löblichen Tun aufgefordert. 

Auch der übrige Inhalt der von uns dem deutschen Publikum zu¬ 
gänglich gemachten Nummer gewährt uns hunderterlei intime Ein¬ 
blicke nicht nur in das äußere, sondern viel mehr noch in das innere, 
geistige und seelische Leben der Arbeiter- und Soldatenbewegung des 
revolutionären Rußlands. K. ff- 
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Naciulrack sämtlicher Artikel mit ausführlidier Quellenangabe gestattet 


AUGUST WINNIQ: 

Der Ruf nach der Parteieihheit. 

ryE nordbayerischen Parteiorganisationen haben auf einer 
Ly Ihrer letzten Tagungen einen Beschluß zugunsten der ^ 
Wiedeilierstellung der Parteieinheit gefaßt. Andere Organisa¬ 
tionen, so der Verein für Köln, haben sich diesem Verlangen 
angeschlossen. Eine Versammlung von Vertrauenspersonen der 
Kölner Partei- und Oewerkschaftsorganisationen hat sich für 
die Einsetzung eines Verständigungsausschusses ausgesprochen 
und hat verlangt, daß dieser Ausschuß aus Kriegsteilnehmern 
und beruflich tätigen Genossen zusammengesetzt sein soll. Auch 
außerhalb Kölns hat man hier und da den Gedanken aufge¬ 
nommen und auf eine Wiedervereinigung abzielende Anträge 
an den Parteitag beschlossen. 

Dies Streben nach Wiederherstellung der Parteieinheit ist 
allzu natürlich, als daß man es erst zu erklären brauchte. Jeder 
fühlt die Schäden der Parteizerreißung, keiner kann sie leugnen. 
Der Einigungsgedanke ist darum sehr populär, und wer ihn 
vertritt, darf immer gewiß sein, viel Zustimmung und zumindest 
Anerkennung seines guten Willens zu finden. Wir wollen den 
naheliegenden Gedanken, daß auch ein klein wenig Popularitäts¬ 
hascherei in dies Eintreten für die Wiedertierstellung der Partei¬ 
einheit hineinspielt, gar nicht erwägen. Aber wir wollen doch 
auch diesem Gedanken gegenüber das Recht gründlichster Vor¬ 
prüfung behaupten. Es bleibt immer zu bedenken, daß selbst 
die Anbahnung von Verhandlungen nicht nur von uns abhängt, 
sondern an die Bereitschaft auch des anderen Teils gebunden 
ist. Dafür, daß diese Bereitschaft bei den Unabhängigen vor- 
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handen ist, liegt zumeit auch nicht der geringste Anlialt v(tf. 
Wohl aber hat das ,J\4itteilungsblatr der Berliner Unabhän- 
gigen-Organisation den Einigungsgedanken mit höhnischer 
Schroffheit abgelehnt, während ein anderes „unabhängiges“ 
Biatt andeutete, daß eine taktische Verständigung für die näch¬ 
sten Reichstagswahlen wohl zu erwägen sei. 

Schon diese widersprucbsvoUe Aufnahme des Planes durch die 
Unabhängigen zeigt, wie wenig einfach die Frage ist — wie hier 
grundsätzliche Meinungen und taktische Bedürfnisse durchein¬ 
anderlaufen. Nichts liegt den Unabhängigen ferner, als der 
Wunsch, die Feindseligkeiten nicht auf die Spitze zu treiben. 
Ihre ganze bisherige Haitung zeugt dafür, daß sie in {hretn 
Kampfe gegen die alte Partei vor nichts zurfickschrecken. Und 
hinter dieser Andeutung einer Verständigung bei den Reichs¬ 
tagswahlen steckt nichts weiter als die bange Sorge, im anderen 
Falle an die Wand gedrückt zu werden; denn alimählich ist 
auch den Zuversichtlichsten unter ihnen eine Ahnung über ihren 
Anhang unter den Massen aufgedämmert. Welche Partei aber 
politisch wirken und gelten will, die kann nimmer einer arbeits¬ 
fähigen Vertretung im Parlament entraten. Um dieses Preises 
wißen wären die Unabhängigen schon bereit, sich vorüber¬ 
gehend mit uns zu kompromittieren, — sie würden sich später 
durch desto ärgeres Schimpfen auf uns von diesemMakel reinigen. 

Nun ist jedoch zuzugeben, daß diese Fragen für unser Ver- 
haiten zu den Einigungsbestrebungen nicht ausschlaggebend zu 
sein brauchen. Man kann sie rühig außer Betracht lassen. 
Wichtig und entscheidend ist allein: ob es unserseits möglich 
ist, mit den Unabhängigen politisch zusammenzuarbeiten. 

Zuerst drängt sich da unser Empfinden in den Vordergrund. 
Es ist schlechterdings nicht möglich, die Erinnerung an all die 
Schmähungen, die wir von dorther erfahren, zum Schweigen 
zu bringen. Der Ruf nach der „Hundepeitsche“, die „BUdbr 
ohne Worte“ und was sonst zu diesem Kapitel gehört, das zeugt 
denn doch von einem solchen Uebermaß tiefeingefressenen 
Hasses, daß da an eine Kameradschaft, wie sie das Zusammen¬ 
arbeiten in einem Parteiverbande erfordert, so bald nicht wieder 
zu denken ist. Und dieser Haß ist natürlich nicht einseitig ge- 
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1 blieben. Wer die wenigen Organe der Unabhängigen täglich 
^ liest, wer da täglich sehen muß, wie sozusagen jede Zeile von 
i Haß durchtränkt ist, der müßte eine übermenschliche Natur 
haben, wenn sich bei ihm nicht, alle Vorsätze beiseite schiebend, 
auch eine tiefe persönliche Abneigung gegen die dahinter¬ 
stehenden Leute einwurzeln sollte. Die Vorstellung, mit diesen 
Personen wieder in parteigenössischem Geiste zusammenzu¬ 
arbeiten, kann sich nur einstellen, um sofort wieder an die 
Seite gedrängt zu werden. 

Das fühlen wohl auch die Genossen, die hinter den Einigungs¬ 
anträgen stehen. Darum fordern sie von vornherein, man solle 
die Verhandlungen nicht den leitenden Personen anvertrauen, 
sondern Kriegsteilnehmer und berufstätige Arbeiter dazu aus¬ 
wählen. Das klingt sehr gut und ist auf jeden Fall recht 
populär. Aber was hat man sich eigentlich dabei gedacht? 
Cs ist schon richtig: solche Genossen, die dem ganzen Streit 
fernstehen, werden auch am ehesten von der Verbitterung frei 
sein, zu der sich wohl jeder der leitenden Personen bekennen 
muß. Je weniger sie von den Gegensätzen wissen, um so 
schneller werden sie eine Formel fertig haben. Aber die Aus¬ 
führenden werden doch die leitenden Personen sein müssen, 
und es gehört ein wahrer Wunderglaube dazu, zu hoffen, daß 
da nicht aus jedem Sandkörnchen ein Stein des Anstoßes wer¬ 
den müßte, an dem die ganze schöne Einigkeit zusammen¬ 
purzeln würde. Diese ganze Auffassung, von Unbeteiligten so¬ 
zusagen die Einheit wiederherstellen zu lassen, ist geradezu 
utopisch, läßt alle Realitäten unbeachtet. Auch Personen sind 
Realitäten. Und einige Tausend leitend und verwaltend tätiger 
Genossen sind für die Arbeiterbewegung schlechterdings eine 
Größe, die auch der stärkste Wille nicht beseitigen kann. 

Aber selbst wenn man dies alles geringschätzig als nichtig 
betrachtet — was allerdings sehr falsch wäre —, so bleibt doch 
schließlich als unerläßliches Erfordernis der Wiedervereinigung 
die Gemeinsamkeit des politischen Wollens. Ist diese gegeben? 
Die notwendigste Vorarbeit für die Wiederherstellung der Ein¬ 
heit ist die Untersuchung, ob der Standpunkt beider Parteien 
zu den sachlichen politischen und wirtschaftlichen Fragen der 
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Gegenwart und der übersehbaren Zukunft ein Zusammenarbeiten 
erlaubt und ermöglicht. Davon hängt im letzten Grunde die 
Wiedervereinigung ab. 

Es ist richtig: die Gemeinsamkeit der politischen Standpunkte 
war auch schon vor dem Kriege sehr problematisch geworden, 
was in keinem Falle offener zutage trat als bei der Entscheidung 
über die Wehrsteuern von 1913. Bei dieser zeigte sich der 
Gegensatz, der zwischen den verschiedenen Strömungen der 
Partei bestand, am deutlichsten: hier eine schaffende Klassen¬ 
politik, da unfruchtbare Krakeelerei, die sich anspruchsvoll auf 
die sozialistischen Grundsätze berief. Nie freilich war das Un¬ 
zulängliche dieser vorgeblich radikalen Politik handgreiflicher 
geworden als in diesem Falle. Sie war gekennzeichnet durch 
absolute Gleichgültigkeit gegenüber den ökonomischen Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse. Diese forderten die Annahme der 
Besitzsteuern zur Deckung der Rüstungsvorlagen, um eine 
weitere Belastung der Massen zu verhindern; im Gegensatz 
dazu verlangte die damalige Minderheit die Ablehnung der Be¬ 
sitzsteuern — des Prinzips wegen. 

Der damalige Konflikt war nichts weniger als ein Zufall. Er 
war das logische Ergebnis der Gegensätze in der Partei. Diese 
Gegensätze sind seitdem nicht nur nicht verschwunden, sie 
haben sich verschärft — sie sind heute das geworden, was uns 
■bei jeder bedeutenden Frage der Tagespolitik trennt. Ein 
Schulbeispiel dafür bietet die Stellung der Unabhängigen zu 
der Miliiardenforderung für die Aufrüstung der Handelsflotte. 
Auch hier wieder die stupide Gleichgültigkeit gegenüber den 
ökonomischen Interessen der Arbeiterklasse: nach unabhängiger 
Lesart handelt es sich hier nur um ein „Geschenk an die 
Reeder“; daß die Schaffung einer leistungsfähigen Kauffahrtei¬ 
flotte für die Wiederaufrichtung der deutschen Volkswirtschaft 
einfach bitterste Notwendigkeit ist, und daß die Arbeiterklasse 
ein überragendes Interesse an der Wiederherstellung geordneter 
Wirtschaftszustände hat — das kommt für die Unabhängigen 
gar nicht in Betracht. 

Ein Einzelfali? Gewiß I Aber dieser Einzelfall ist typisch 
für das politische Wollen der Unabhängigen. Bei jeder ähnlich 
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gelegenen Frage wird sich der gleiche Gegensatz ergeben! Wie 
soll dabei eine Zusammenarbeit möglich sein? Wir vereinigten 
uns nur, um bei der ersten Frage von Bedeutung durch die 
gleichen Gegensätze der Anschauung und des Wollens wieder 
getrennt zu werden. Das sollten die Genossen, die so wohl¬ 
meinend nach Wiederlierstellung der Parteieinheit rufen, vor 
allem bedenken. Sie erstreben eine Einheit, mit der weder der 
Partei noch der Arbeiterklasse gedient wäre. So viel man 
dagegen sagen mag, so stehen doch heute die Dinge so, daß 
es besser ist, wenn gewaltsame Bemühungen um Wiederver¬ 
einigung der streitenden Teile unterbleiben. Letzten Endes 
wurzelt auch unser Streit, so viel Zufälliges und Persönliches 
ihm anzuhaften scheint, in einem Widerstreit gleichzeitig leben¬ 
diger Strömungen innerhalb der Arbeiterklasse. Hinter der 
Anschauungsweit der Unabhängigen steht sicherlich eine Summe 
von Impulsen, die sich aus der sozialen Lage der Arbeiter¬ 
klasse ergibt. Aber neben den Kräften, auf die sich die Politik 
der Unabhängigen stützt, sind in der Arbeiterklasse längst 
andere Kräfte am Werke, die mit jener Politik unvereinbar sind. 
Die Stütze der Unabhängigen ist die aufreizende Rechtlosigkeit 
der Massen im alten Deutschland und das durch die aufbauendc 
Organisationsarbeit erst zum Teil überwundene soziale Elend. 
Es liegt in der Sache selbst, daß die Politik der Unabhängigen, 
bei normaler Friedensentwicklung, diese Stützen nach und nach 
verlieren wird. Die Zukunft gehört der in diesem Kriege be¬ 
gründeten sozialdemokratischen Arbeiterpolitik. 

Es wäre ein geschichtlicher Fehler, diese lebendige Zukunft 
einer sterbenden Vergangenheit zu opfern. 


A. RUNDE: Demokratie. 

Zur Debatte über die Regierungsform, 
l. England. 

D er Qrundzug des ganzen — übrigens ungeschriebenen — eng¬ 
lischen Verfassungsrechtes ist aristokratisch, nicht demokratisch, 
sowohl nach Ursprung wie Geltung. Die englische Freiheit und Gleich¬ 
heit sind Vorrechte des Adels, der Aristokratie, Produkte der Groß- 
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grundbesitzer — Revolution von 1688. An diesem Qrundcharakter 
ist nur wenig geändert. Ursprünglich wurden die Wahlversammlungen 
gebildet aus den grafschaftlichen QroBgrund- und Rittergutsbesitzern, 
den Städtern, den freien Bauern und den „viilains“, den von den 
Gutsherren abhängigen Bauern. Später wurde das ländliche Wahl¬ 
recht von einer jährlichen Einnahme von mindestens 40 Schilling 
abhängig gemacht. In den Städten war das Wahlrecht wenig mehr 
als eine einfache Ernennung der Gewählten durch den obersten 
Beamten der Städte. Durch die Revolution von 1649 wäre beinahe 
ein allgemeines Wahlrecht gekommen (agreement of people). Es 
scheiterte jedoch an dem Widerstande des religiösen Eiferers und 
Diktators Oliver Cromwell. 

Durch die Entwicklung Englands zur See- und Kolonialmacht, die 
Erfindung des mechanischen Webstuhls und der Dampfnjaschine und 
die dadurch hervorgebrachten völlig veränderten wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse hatte sich Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts 
die mit dem Großgrundbesitzertum wetteifernde Geldaristokratie ge¬ 
bildet. Neue Anschauungen, genährt von den Ideen der französischen 
Revolution, brachen sich Bahn, und führten zu Wahlrechtsänderungen, 
die aber, ohne grundsätzlich zu ändern, nur JVliBbräuche in der Wahl¬ 
kreiseinteilung beseitigten. 

Die erste wirkliche, doch sehr bescheidene Reform von 1831 änderte 
die Wahlkreise und erniedrigte, erhöhte aber auch teilweise den 
Zensus. Neu erhielten ein Zensuswahlrecht zu den alten neue „Eigen¬ 
tümer" und Bürger der Städte, die von alters her durch königliche 
Gunst Stadtverfassungsrechte besaßen. Auch wurde jetzt wirklich 
„gewählt“ und nicht mehr „ernannt". 1868 gab es trotz der zweiten 
Wahlreform von 1867 bei einer Bevölkerung von 31 Millionen: 
1 370 000, also 4,4 Proz. Wähler. Daneben stellten aber die übrig- 
gebliebenen privilegierten Städte, obgleich sie nur 370 000 Einwohner 
hatten, 69 Parlamentsmitglieder. Der Einfluß der Aristokratie war 
also unverkcnnlMir, das Wahlrecht statt eines öffentHchen ein Privat¬ 
recht. 

Neu war nach der Reform von 1867 nur das „Haushaltsstimm¬ 
recht". Dadurch wurden einige bessergestelite Arbeiter, solche, die 
einen Haushalt führten, und solche, deren Wohnungen oder Teile von 
solchen einen Mietwert von 10 Pfund Sterling (200 Mk. jährlich) 
hatten, stimmberechtigt. Schon damals wurde übrigens das Wahl¬ 
recht ein „demokratisches“ genannt! Eine Vertretung der Arbeiter¬ 
schaft war ausgeschlossen. Erst 1872 wurde die geheime Stimm- 
al)gabe eingeführt. Die letzten Reformen, die von 1884 und 1885, 
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blieben bei den bisherigen Grundsätzen. Erstere brachte unter Bei¬ 
behaltung der übergekonHnenen Stimmrechte die Ausdehnung auf die, 
die eine „Dienstwohnung“ innehatten, letztere eine Neuverteilung der 
Parlamentssitze. 

Nach dem gegenwärtig geltenden Recht sind demnach wahl¬ 
berechtigt alle 21 Jahre alten männlichen Personen, die entweder die 
zensierten EigentUmerrechte besitzen, ländliche Besitzer, Bewohner 
eines Wohnhauses oder einer Wohnung, die die Armensteuer für das 
letzte Jahr gezahlt und die Wohnung oder das Haus seit mindestens 
einem Jahre im Besitz haben, unter gleichen Voraussetzungen auch 
Mieter von Wofanräumen, die einen Ertragswert von 10 Pfund Sterling 
jährlich haben, sowie Bewohner von Dienstwohnhäusern, die nicht 
vom Dienstherrn selbst bewohnt werden. In den Städten auch auBer- 
dem die Inhaber des erblichen Bürgerrechts und die Mitglieder der 
Citykorporationen. Von den Universitäten haben außerdem Graduierte 
and Beamte das Wahlrecht. Auch besteht der „Schönheitsfehler“, 
daB die verschiedenartigsten Wähler die Möglichkeit haben, in jedem 
Orte, in dem sie Wählerqualitäten besitzen, also entweder Grund¬ 
besitz, Wohnung, Fabrik oder sonst Eigentumsrechte haben, zu 
wählen, also ein mehrfaches Wahlrecht auszuüben. Die Anfechtung 
der Wählerlisten unter Anzweiflung der Wahlberechtigung ist ferner 
eine köstliche Beigabe dieses „freien“ Wahlrechts. Jede Partei sucht 
der andern auf diese Weise ihre Wähler abzujagen. Hunderttausende 
werden bei jeder Wahl auf diese Art um ihr Wahlrecht gebracht. 
Außerdem aber — und da zeigt sich recht der plutokratische Charakter 
— muB jeder Kandidat dem Wahlkommissar 2500 Mk. zur Deckung 
der Wahlkosten zahlen. Die Bestimmung bezweckt natürlich, den 
Minderbemittelten auzuschlieBen. Das Wahlrecht sollte von alters 
her nur den Reichen zustehen. Selbst den Gewerkschaften war es 
daher mit ihren Mitteln nur möglich, einige wenige Kandidaten auf¬ 
zustellen. Daß zu diesem Wahlrecht ziemlich „freie“ Wahlmanöver 
gehören, die höchstens im „freien“ Amerika übertroffen werden, ist 
bei Chamberlain (Englische Freiheit, Kriegsaufsätze) erbaulich nach¬ 
zulesen. 

Wahlberechtigt waren 1906 in ganz Großbritannien 7 266 708 Per¬ 
sonen bei 43 660973 Einwohnern, oder 16,64 Proz. gegen 22,02 Proz. 
(1907) in Deutschland. Nach dem wahlfähigen Alter berechnet sind 
in England 63 Proz., in Deutschland 84 Proz. wahlberechtigt. Das 
„demokratische“ Wahlrecht in England reicht also nicht einmal 
ziffernmäßig an das Wahlrecht zum Reichstage im „autokratischen“ 
Deutschland heran. 
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Die Zusammensetzung des Parlaments ist überaus bezeichnend. 
Die Mitglieder sind vornehmlich QroBgrundbesitzer, Bergiwerks- 
besitzer, Kaufherren, Fabrikanten, Bankiers, Aktiengesllschafts- 
direktoren, Zeitungsverleger, bekannte Rechtsanwälte, Herzoge und 
Grafen oder deren jüngere Söhne, nur vereinzelt Handwerker und 
Arbeiter. Es ist also eine reine Parlamentspiutoaristokratie! Ira 
Deutschen Reichstage finden wir die genannten Persönlichkeiten zwar 
auch, aber durchaus in der Minderzahl, während die minderbemittelten 
Arbeiter- und Handwerkerkreise in erheblicher Zahl, also als wirk¬ 
liche Volksvertreter, Reichstagsabgeordnete sind. 

Die deutsche „Autokratie“ soll nun allerdings weniger im Wahl¬ 
recht, als vielmehr im Gegensatz zum parlamentarischen System in 
der Regierungsform liegen. 

Die Vorzüge der parlamentarischen Regierungsweise sind unbe¬ 
streitbar für jeden denkenden Menschen. Aber gerade in England, 
das uns so oft als Vorbild hingestetlt ist, überwiegen die Nachteile. 

Der englische König ist nur Staffage, nach dem geistreichen bon 
mot Labands der Kegeljunge des Parlaments, der umgeworfene 
Minister wieder aufstellt. Das englische Parlament hat zwar die 
Macht des Königtums beseitigt,' aber auch gleichzeitig sich selbst 
kastriert. Die englischen Minister sind Sklaven der Mehrheit, die 
Mehrheit ist der Ausschuß der autokratischen Plutokratie. Die 
Minister können nur durch die Mehrheit gestürzt werden, die Mehr¬ 
heit stürzt sich aber dadurch selbst. Also: Verantwortung nur vor 
der Mehrheit, Selbstherrlichkeit über Mehrheit und König hinaus, 
das ist der englische demokratische Parlamentarismus. Daher der 
englische Ausdruck für Ministerwerden: „to come to power“, zur 
Macht gelangen. 

Ist es da nur Zufall, daß England, trotzdem es die Institution be¬ 
sitzt, seit 200 Jahren keine Ministeranklage erlebt hat? Sind solche 
Zustände nicht, wie Earl Grey es nannte, „Ermutigung zur Korrup¬ 
tion“? Die Vorgeschichte des Weltkrieges, wenn sie einmal ge¬ 
schrieben ist nach authentischen Quellen der Staatsarchive, wird 
diese „Ermutigung zur Korruption“ bestätigen. Whitman („Conven- 
tional Cant“) kannte seine Landsleute: 

„Wir bilden uns ein, stets die besten und weisesten Leute ins 
Parlament zu senden, aber in Wirklichkeit wählen wir den ärgsten 
Schreier, dessen Mut wir in unserm Cant laut preisen und be¬ 
wundern. Erziehung, Erfahrung, Gewissenhaftigkeit, geistige Ueber- 
legenheit haben nichts zu sagen, denn sie nützen ihm nichts. Was 
er braucht, sind nur Selbstbewußtsein, Verwegenheit, gutes Mund» 
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werk und manchmal noch ein Stück Gemeinheit. Im Kfinstigen Fall 
wird der Mann unserer Wahl vielleicht anständig und gerieben sein, 
schwerlich aber hochherzig, gebildet und bescheiden. Das erklärt, 
weshalb man unter unseren Abgeordneten manchmal ein Talent, 
selten aber einen Charakter findet.“ 

Jetzt, während des Weltkrieges ist auch in England die Ver¬ 
fassungsfrage erneut aufgerollt. Nach vorläufigen Berichten ist zu 
erwarten, daB die neue Wahlreform Gesetz werden wird. Auch sie 
beabsichtigt zwar teils neues Recht: das Frauenwahlrecht für alle 
35 Jahre alten Frauen. Doch schlägt nicht die Regierung diese Aus¬ 
dehnung vor, sondern erklärt lediglich, daß sie nichts dagegen habe 
und es dem Unterhaus überlasse. Unter dem gleichen Vorbehalt er¬ 
wägt man die Verhältniswahl Die Erweiterung aber bezieht sich 
nur auf die Bestimmung, daß Kriegsteilnehmer ihre Wähierrechte 
nicht durch das Fehlen der „Seßhaftigkeit“ verlieren sollen, und daß 
die Möglichkeit, in mehreren Wahlbezirken zu wählen, beseitigt wird. 
Doch auch nur teilweise, da dem mit mehrfachem Wahlrecht Aus¬ 
gestatteten nur die Wahl in zwei Bezirken erlaubt sein soll Also 
noch immer eine Art Pluralwahlrecht, daneben Aufrechterhaltung aller 
Qualifikationen, an die sonst das Wahlrecht in England geknüpft wir. 
Die früher einjährige Bedingung der Seßhaftigkeit soll dagegen in 
Zukunft nur noch 6 Monate betragen. 

Das Oberhaus, obgleich es auch zur demokratischen Verfassung 
Englands gehört, ist niemals eine Volksvertretung gewesen und bis 
heute nicht geworden. Es ist das Haus der Privilegierten. In ihm 
sitzen die erblichen Lords, deren Zahl der König jederzeit vergrößern 
kann (Pairsschub), 16 schottische und 28 irische Peers, die für die 
Legislaturperiode bzw. auf Lebenszeit gewählt werden, die auf 
Lebenszeit ernannten „Höchsten Richter“ und die geistlichen Lords: 
zwei Erzbischöfe und 24 Bischöfe der anglikanischen Hochkirche. 

//. Frankreich. 

In Frankreich datiert der demokratische Begriff aus den Errungen¬ 
schaften der „glorreichen“ Revolution im Ausgang des 18. Jahr¬ 
hunderts. Robespierre akzeptierte im wesentlichen in seinen „Men¬ 
schenrechten“ die Rousseausche Idee der naturrechtlichen Staatsauf¬ 
fassung. Trotz seiner Worte in der Konstituierenden Versammlung: 
„Die Verfassung setzt fest, daß die Souveränität Im Volke beruht, 
in allen Individuen des Volkes. Jedes Individuum hat daher ein Recht, 
bei dem Gesetz mitzuwirken, durch das es verbunden wird, und an 
der Verwaltung des Gemeinwesens, das zugleich ihm gehört. Andern¬ 
falls ist es nicht wahr, daß alle Menschen gleiche Rechte haben und 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

THE OHIO STATE UNIVERSiTY 



850 


Demokratie. 


dass jeder Mensch Bürger ist“, war das Wahlrecht ein indirektes und 
unterschied zwischen Aktiv- und Passivbfirger. Auch mußte der 
Wahlmann Eigentümer, Nutznießer oder Mieter eines Gutes sein, das 
einen Wert von 100 bis 400 Arbeitstagen hatte. Das nach diesen 
Grundsätzen gewählte Repräsentantenhaus beseitigte allerdings den 
Begriff des Aktiv- und Passivburgers, beließ es aber beim indirekten 
Wahlrecht. Wahlberechtigt war jeder 21 Jahre alte Franzose, der 
seit einem Jahr ansässig war, von seinem Einkommen leben konnte 
und nicht Bedienter war. Wahlmänner und Abgeordnete mußten 
25 Jahre alt sein. 

Die verschiedenen Verfassungen der Revolutionszeit, die einander 
in kurzer Zeitfolge ablösen (Direktorialverfassung, Bonapartische 
Verfassungen (1799 und 1802), die Verfassungen des Kaiserreichs 
(1804 und 1815) und die Verfassungen der Restaurationszeit (1814 und 
1817) änderten nur in unwesentlichen Einzelheiten. Erst 1851 stellte 
Napoleon 111. das allgemeine Stimmrecht der Revolution von 1848, 
das inzwischen eingeschränkt war, wieder her. Zither ist an diesem 
Zustande grundsätzlich nichts geändert. Seit 1875 gilt das allgemeine, 
gleiche und geheime Wahlrecht. 

Der demokratische Grundsatz ist demnach in Frankreich viel gründ¬ 
licher durchgeführt als in England. Das Recht der Minorität wird 
gewährt durch kleine Wahlbezirke, die die Vertretung fast aller 
Parteigruppen gewährleisten; die Wahlbezirke, die vor jeder Wahl 
durch Gesetz der Bevölkerungszahl angepaßt werden, haben mög¬ 
lichst gleiche Bevölkerungszahl, und bedeuten durch den Gegensatz 
zwischen Stadt und Land eine Befestigung des republikanischen 
Gedankens. 

Auch der Senat dient der Festigung des demokratischen Prinzips, 
d. h. „um die gefährlichen Wirkungen einer schrankenlosen Demo¬ 
kratie abzuschwächen“. Die Wahl der Senatoren erfolgt auf 9 Jahre 
durch die aus allgemeinen und gleichen Wahlen hervorgegangenen 
Departementsabgeordneten, Generalratsmitglieder, Mitglieder der ver¬ 
schiedenen Arrondissementsräte und Gemeindevertretungen des De¬ 
partements. 

Man könnte das französische Wahlrecht als typisch für Demokratie 
ansprechen, wenn sich nicht aus der ganzen Staatsverfassung schwer¬ 
wiegende, man kann wohl sagen, die demokratischen Walhlrectite 
paralysierende Verfassungsverhältnisse herausgebiidet hätten. 

Während nämlich in den übrigen demokratischen Staaten der Neu¬ 
zeit, der Schweiz, Nordamerika, ja selbst England, das Tatsächliche, 
Praktische im Vordergründe steht, ist die politische Betätigung des 
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Franzosen fast abstrakt auf die Robespierreschen Menschenrechte von 
1789 gerichtet, auf die „glorreiche“ Revolution. Aus dieser Ueber- 
lieferung ist der Individualismus zur höchsten Entfaltung gekommen, 
ein wortreicher Individualismus, der nicht nur das Privat-, sondern 
auch das öffentliche und Staatsleben durchdringt. 

Daneben ist es die aus den gleichen „glorreichen“ Wurzeln empor¬ 
gewachsene durchaus bureaukratische Verwaltungszentralisation mit 
ihrer mechanischen Verwaltungseinteilung und persönlichen Bcamten- 
herrschaft ohne maßgebende Selbstverwaltung. Die Leitung jedes 
Verwaltungszweiges liegt in der Hand des Ressortministers, der neben 
sich den Staatsrat und unter sich einen ganzen Schwanz von Beamten 
hat. Die Beamten, hohe und niedrige, werden von der in allen Fäden 
der weitverzweigten Verwaltung in Paris zusammenlaufenden Zentral¬ 
regierang ernannt. Paris gebietet allmächtig über ganz Frankreich. 

Daraus ergeben sich eigentümliche und äußerst schädliche Wechsel¬ 
wirkungen: Parteien sowohl wie der einzelne sind für lokale und 
sonstige Wünsche und Ansprüche auf den Einfluß des Deputierten im 
Repräsentantenhause angewiesen. Bestechung und Korruption werden 
dadurch förmlich gezüchtet. Durch diese Umstände übt das Parla¬ 
ment einen direkten Einfluß auf die Verwaltung aus. Daher die Macht 
der „Interpellation“ einerseits, und die ministerielle Furcht, einer 
solchen Interpellation zum Opfer zu fallen, andererseits. Die Stetig¬ 
keit der Verwaltungstätigkeit, die Initiative in der Gesetzgebung 
leiden, weil kein Minister gewiß ist, im Amte zu bleiben. Er stürzt 
sich nicht erst in geistige Unkosten, und besitzt nur selten Ehrgeiz 
genug, wichtige gesetzgeberische Akte einzuleiten, die ihm die ersehnte 
und erwartete Ehre nicht sicher bringen. Fiel doch diesem Zustande 
unter dem Ministerium Briand in neuester Zeit — um nur ein Beispiel 
anzuffihren — „die notwendige und mit Schmerzen erwartete Novelle 
zur Zivilprozeßordnung zum Opfer, weil Herr Cruppi, der an dem 
Gesetz mitgearbeitet hatte, aber gerade nicht das Justizministerium, 
sondern ein anderes Portefeuille innehatte, diesem Gesetz den Namen 
„loi Cruppi“ beigclegt zu sehen wünschte“. (Nostradamus.) 

Mit dieser Eigenliebe des Franzosen eng verknüpft ist die allge¬ 
meine Günstlingswirtschaft bei Einmischung der Parlamentarier in 
die Ernennung der Verwaltungs- und Gerichtsbeamten. Da, getreu 
der individualistischen Anschauung, jeder „gebildete“ Franzose ohne 
jede fachliche Vorbildung zu jedem Amt berufen ist, andererseits der 
Abgeordnete als der lokale Sachwalter gilt, wird nur aus Rechnungs¬ 
trägerei, nicht nach verantwortungsvollen sachgemäßen Grundsätzen 
bei der Besetzung von Aemtern verfahren. 
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Weder Minister noch Abgeordneter ist bei diesen Zuständen frei 
in seinen Handlungen und Entschließungen. Das Damoklesschwert 
der Interpellation läßt ihn sich mit treuen Freunden umgeben, die 
ihm als seine Beamten keine Verlegenheit bereiten. Sonst ist er frei 
und allmächtig, es kommt selbst auf eine kleine Qesetzesverletzung 
nicht an. 

Solche Verhältnisse prägen naturgemäß auch der öffentlichen Moral 
ihren Stempel auf. Wahlbestechungen zahlungsfähiger LokalgröBen, 
die an der Wahl eines gefügigen Mannes interessiert sind, sind 
ständige Erscheinungen. Das Parteileben — die Mittel werden im 
Namen einer Partei, an welchen gerade Frankreich keinen Mangel 
hat, gegeben — korrumpiert, die Sektenbildung wird gefördert; kein 
Wunder also, daß keine Partei als solche maßgebenden Einfluß auf 
die Staatsmaschine auszuüben, große gesetzgeberische oder das All^ 
gemeinwohl fördernde Aktionen durchzuführen vermag. 

Ist es da ein Wunder, daß in Frankreich trotz aller 'Kulturbetonun¬ 
gen wirkliche allgemeine Bildung fehlt, die Schulzustände unzu¬ 
reichend sind, die Sozialfürsorge nur Anfänge zeigt, Handel und 
Wandel stagnieren und Großzügigkeit nur in Wort und Geste liegt? 

Man sieht an diesen wenigen Andeutungen, wie eine an sich zweifel¬ 
los demokratische Verfassung wertlos ist, wenn ihr die organisato¬ 
rischen Grundgedanken und das Verantwortiichkeitsgeftihi gegenüber 
den Interessen des Gemeinwohls fehlen. 

///. Die Vereinigten Staaten. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten von Nordamerika entbehrt 
der historischen Analogie. Entstanden aus der Flucht vor englischer 
„Freiheit", verpflanzte sie mitgebrachte englische Verfassungsgrund¬ 
sätze auf den jungfräulichen Boden Amerikas. Das Bestreben war 
nur natürlich, die Unduldsamkeiten, die die Emigranten aus England 
vertrieben hatten, in der neuen, der Arbeit und des Gemeinwillens jedes 
einzelnen bedürftigen Heimat, zu vermeiden. In dem sogenannten 
„Plantation covenant" der Pilgrimväter heißt es: „Um die erste 
Kolonie hn Norden von Virginia zu begründen, vereinigen wir uns 
wechselseitig durch den gegenwärtigen feierlichen Vertrag vor Gott 
und in aller Gegenwart zur guten Ordnung und dem Gemeinwohl 
und der Verfolgung obiger Ziele. Kraft dieses Vertrages werden wir 
erlassen, dekretieren und einrichten solche gerechte und gleiche Ge¬ 
setze, solche Anordnungen, solche Verfügungen, solche Verfassungen, 
solche Aemter, wie sie für das Allgemeinwohl der Kolonie erwünscht 
scheinen, und wir versprechen allen schuldigen Gehorsam und Unter- 
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werfung. Zum Zeugnis dessen haben wir unsere Namen darunter 
gesetzt am 11. November anno Domini 1620.“ In dieser ersten ge¬ 
schriebenen Verfassung sind alie wahren Grundsätze der Demokratie 
enthalten: Voikssouveränität, verfassunggebende Gewalt der Bürger, 
Voiiziehung, Beamtenwahl, Selbstverwaltung. 

Diese Grundsätze, die naturgemäß ihre Wurzeln in dem englischen 
Mutterlande hatten — fühlten sich doch die ersten Kolonisten als 
englische Untertanen —, wurden nach der Emanzipierung von der 
englischen Herrschaft und Begründung der Vereinigten Staaten im 
wesentlichen in die Verfassung von 1784 übernommen. 

Nach dieser Verfassung ruht die Gesetzgebung im Kongreß, der nach 
französischem Muster aus Senat und Repräsentantenhaus besteht. 
Jeder einzelne Staat ernennt durch die gesetzgebende Versammlung 
ic zwei Senatoren auf 6 Jahre. Jedes zweite Jahr ist ein Drittel 
zu erneuern. 

Die Demokratie wird verkörpert in dem aus 386 Mitgliedern be¬ 
stehenden Repräsentantenhause. Doch auch das amerikanische Wahl¬ 
recht ist nicht „stubenrein“. Durch die Verfassungsbestimmung, daß 
das Wahlrecht zum Repräsentantenhanse dem Wahlrecht in den 
Einzelstaaten gleich sein müsse, wurde der Umgehung der Gleichheit 
und Allgemeinheit des Wahlrechts Vorschub geleistet. Einige der 
Einzelstaaten hatten und haben nämlich die Beschränkung der Walil- 
berechtigung durch die Bedingung des Grundeigentums, des Zensus, 
der Fähigkeit des Lesens und Schreibens, die sich gegen Neger und 
Farbige richtet, Nichtempfangs von Armenunterstützung, der Steuer¬ 
zahlung und einer bestimmten Aufenthaltsdauer. 

Die .Machtbefugnisse des Präsidenten, der nicht durch den Kongreß, 
sondern durch besondere Wahlmänner, die weder Senatoren, noch 
Abgeordnete oder Beamte sein dürfen, gewählt wird, sind sehr weit¬ 
gehend. Sie reichen stark über die des französischen Präsidenten hin¬ 
aus, und geben ihm besonders in auswärtigen Angelegenheiten eine 
fast absolute Gewalt. Der Eintritt Amerikas in den Weltkrieg ist 
dafür ein schlagender Beleg. 

Auch diese als ganz rein angepriesene Demokratie ist also weit 
entfernt, ein erstrebenswertes Vorbild zu sein. Es sind auch hier 
paralysierende Verhältnisse vorhanden, die dieser Demokratie ihren 
Nimbus in noch größerem Maßstabe nehmen als Frankreich. Bei dem 
Fehlen einer eigentlichen historischen Entwicklung steht man den Ver¬ 
einigten Staaten Amerikas gegenüber wie einem Emporkömmling, der 
die Allüren der Aristokratie nachahmt. Die Leichtigkeit, mit der 
ganze Territorien von den Angeborenen Indianern „erworben“ wurden. 


Digitized by LßOOQle 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



854 


Demokrai 


die durch Isdiertheit und vorbildliche Sittenbegriffe nicht beschränkte 
oder beeinflußte persönliche und gesellschaftliche Freiheit, das 
selbst gegebene Recht, zu tun, was das Fortkommen erfordert: alle 
diese Gründe, die aus der Tatsache resultieren, daß Unzufriedenheit 
mit den ihnen nicht freiheitlich genug erscheinenden englischen Ver¬ 
fassungszuständen sie nach Amerika verpflanzt hatte, führten dazu, 
die Emporkömmlingsnatur zu erzeugen, mehr das Recht als die Pflicht 
zu betonen. 

Von weiterer ungünstiger Wirkung war die Einwanderung aus aller 
Herren Länder. Es waren nicht die besten Elemente, die in der neuen 
Welt als Abenteuerer, Gestolperte, strafrechtlich Verfolgte oder sonst 
als Menschen, die in der Heimat nicht „gut taten**, landeten. Daneben 
waren es Unzufriedene, die ihre Heimat verlassen hatten, weil ihnen 
politischer Druck oder wirtschaftliche Enge nicht behagte. Alle diese 
Elemente freuten sich der amerikanischen Freiheit. Von ihnen war, 
wenn sich audi z. B. unter den deutschen politischen Flüchtlingen 
zum Teil Männer von hervorragenden Qualitäten befanden, im all¬ 
gemeinen nicht zu erwarten, daß sie Pflichten, und gar staatsbürger¬ 
liche, gegen die sie einen erklärlichen Widerwillen hatten, erfüllten 
oder gar schufen. 

Diese Umstände erklären, daß die amerikanische Verfassung dem 
Recht des einzelnen weitestgehenden Spielraum gewährte, dadurch 
aber eine Bevölkerung — von Nation kann man nicht reden — heran¬ 
bildete, der nur das Ich galt, die alles verabscheute, was nach Be¬ 
einträchtigung des eigenen Willens oder der Bewegungs- und Be¬ 
tätigungsfreibeit aussah. Der krasseste Egoismus bei hoch und 
niedrig wurde erzogen. Egoismus aber prägt sich am meisten aus 
in der Jagd nach irdischen Gütern, mit ihnen steigt die persönlidie 
Freiheit und Unabhängigkeit. Kein Wunder, daß die Jagd nach dem 
Mammon den Amerikaner in allen seinen Handlungen, bei hoch und 
niedrig, beseelt, auf Kosten anderer sittlicher Werte. JVlake money, 
my boy, honestly if you can, but make money**, — Mache Geld, 
mein Junge, auf ehrliche Weise wenn Du kannst, aber mache Geld, 
war der bezeichnende Rat eines Kaufmannes an seinen Sohn, wie 
Professor Dr. Henning berichtet. Geld verdirbt den Charakter, beifit 
es im Sprichwort. Der Mammooismus in Amerika untergräbt jede 
sittliche Charakterbildung. 

Dieser Grundcharakter geht durchs ganze Leben von der Wiege 
bis zur Bahre. Die Schulbildung entspricht den Grundsätzen der 
Freiheit des Kindes, nicht der Pädagogen. Sie kann -also keine 
ethischen Resultate erzielen. Nur auf das praktische, auf die Heran- 
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bildnns von „smart boys“ oder „smart girls“ gerichtet, sehnt sich 
schon das schulentlassene Kind wieder nach „Preiheit“ — vom elter- 
iicheo Hause. Es will nicht „gebunden** sein. Die unbeschränkte 
Freiheit führt zu den frühen Ehen. 1910 waren 3713 Mädchen und 
994 Knaben unter 15 Jahren verheiratet! (Henning.) 

Das Familienleben, auf solcher Erziehung aufgebaut, steht natürlich 
auf entsprechender Stufe. Nach der amtlichen Statistik von 1910 
waren 156162 Männer und 185 068 Frauen geschieden. Da aber am 
Tage der Zensusaufnahme bei 33 425 805 Männern und 30 047 325 
Frauen nicht festgestellt werden konnte, ob sie verheiratet, verwitwet 
oder geschieden waren (der „freie“ Amerikaner kennt weder Melde« 
Pflicht noch die sittliche Pflicht zur Angabe der Wahrheit), so muß die 
angegebene Zahl der Scheidungen hinter der wirklichen Ziffer sehr 
zurückstehen, wie der Bericht sagt, außerdem seien viele zwei und 
dreimal geschieden! 

Die politische Bildung des Volkes ist äußerst gering. Sie äußert 
sich in widerlichster Selbstüberhebung. 

Eine wieder andere Seite der amerikanischen Freiheit be¬ 
leuchten dann Lynchjustiz und Unfallstatistik. Nach Henning hat 
eine am 2 . Dezember 1914 aufgesteilte Unfalliste ergehn, daß 
allein in den Gruben und SteinbrOchen im genannten Jahre 3651 Ar¬ 
beiter getütet wurden; die Zahl der Verletzten betrug rund 100000 
oder 3,49 auf 1000 der 1047 010 in sämtlichen Gruben beschäftigten 
Arbeiter. Und so geht es Jahr für Jahr! Dasselbe Bild in allen 
Betrieben, besonders der Eisenbahn. Bei letzterer sind die ent¬ 
sprechenden Zahlen 1911: Tote 10396, Verletzte 111016! Dazu die 
enorme Zahl der Streik- und anderen Morde, in denen Amerika gleich¬ 
falls jeden Rekord schlägt. Trotzdem kämpft Wilson aber für die 
,Jl4eoschiichkeit“, statt sich als Angloamerikaner au sagen: Qbarity 
begins at home, Wohlfahrt beginnt zu Hause! Das Bild des Ekels 
wird auch nicht angenehmer durch die zur Schau getragene Frömmig¬ 
keit der auf unzählige Sekten verteilten Bewohner. Ueber amerika¬ 
nische Wahlen und Wahlpraktiken lese man Mark Twains köstliche 
Schilderungen nac^, die trotz aller scherzhaften Uebertreibungen 
der Wahrheit sehr nahe kommen. 

IV, Deutschland. 

Qegenfiher diesem wenig erfreulichen Bild der Demokratien, die 
dem Deutschen Reich als Vorbild und Muster hingestellt werden, ist 
gewiß znzugeben, daß sie eine Reihe von Vorzügen haben, die ürir 
bisher nicht besitzen. Dennoch überwiegen zweifellos die Mängel 
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und Mißstände, so daß Deutschland im ganzen einen Vergleich nicht 
zu scheuen braucht. Eine systemlose Aufpfropfung von Schlaigwort- 
begriffen widerspricht übrigens allen historischen Erfahrungen und 
Regeln; dazu ist auch das historische Werden bei allen trotz vieler 
gleicher Einzelzüge doch zu verschieden. Deutschland, das im Mittel- 
alter z. B. in den Städten schon gute Anfänge einer demokratischen 
Selbstverwaltung hatte, hätte ersichtlich eine andere Entwicklung 
genommen, wenn nicht der Dreißigiährige Krieg alle vorhandenen 
Ansätze erbarmungslos zertrümmert hätte. Dynastische und reli¬ 
giöse Ränke und Kämpfe brachten Mächteverschiebungen, die erst 
überwunden sein wollten. Die Stärkung der Monarchien und des 
Fürstentums, der große Einfluß des Feudaladels, aber auch völkische 
Andersart, zeitigten trotz der Erniedrigung in den Freiheitskriegen 
eine andere Entwicklung. Diese staatliche Zerrissenheit der deutschen 
Lande war sonst nirgends, weder im meerumspülten splendid isolated 
England noch in dem national gefestigteren Frankreich oder gar in 
dem Plötzlichkeitsgebilde Amerika. Erst 1870, nach der Emanzipation 
von Oesterreich, kam endlich die Einigung der deutschen Stämme 
und Kleinstaaten, die kleinlichen Zoll- und änderen Schranken fielen, 
die Bahn wurde frei für die beispiellose wirtschaftliche und kulturelle 
Erstarkung Deutschlands. 

Aber welche Flut von neuen Aufgaben harrte des neuen großen 
Staatswesens! Alteingewurzelte Vorurteile machten es schwer, neue 
Rechte unter Sammelformeln zu bringen, partikulare Vorrechte und 
die Vorrechte einzelner zu beseitigen. Und immer hübsch langsam 
voran ging es noch immer bei den Deutschen, deutscher Eigenart 
entsprechend mußte alles Für und Wider wohl erwogen, allen Zwei¬ 
feln gerecht geworden sein, alle Zukunftsmöglichkeiten grundsätz¬ 
lich und gründlich erörtert werden. Trotz aller Widerstände schuf 
sich das Deutsche Reich seinen Arbeiterschutz und seine Sozialpolitik, 
die Kodifizierung des Prozeß- und bürgerlichen Rechts, regelte sein 
Bildungs- und Schulwesen usw. Trotz aller Ausstellungen, die im ein¬ 
zelnen zu machen sind, auch heute noch, darf man die Augen doch 
nicht vor der Tatsache verschließen, daß trotzdem in diesen Er- 
rungenscliaften ein Zeichen völkischer und staatlicher Gesundheit zu 
erblicken ist, an die keine der entsprechenden Einrichtungen der 
Entente-Demokratien heranreicht. Und mit diesem Neuen entwickelte 
sich auch deutsche Freiheit und Gleichheit, nicht im phrasenhaften 
Wortsinne, wie wir ihn seit drei Jahren bis zum Erbrechen hören 
müssen, sondern in dem Sinne, wie er allein richtig Ist: daß über 
aller Freiheit und Gleichheit das Interesse des Gemeinwohls steht. 
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daß nicht Willkür des einzelnen die Freiheit des Nächsten und damit 
sein^ Gleichheit beeinträchtigen dürfe. Was bei den „Demokratien“ 
des Westens nur blutleere Begriffe sind, deren marktschreierisches 
Angepretse sie schon verdächtig macht, ist bei uns durchflutet von 
pulsierendem Leben, veredelt z. 6. in der deutschen Arbeiterbewegung. 
Bei ihr gibt es reine und aufrichtige Solidarität, also echte Freiheit 
und Gleichheit, im Gegensatz zu der Standes-Arbeiterbewegung Eng¬ 
lands, wo der Lump, der gar nichts hat und gar nichts kann, auch 
gar nichts gilt, oder wie in Frankreich, wo vor lauter schallenden 
Phrasen und bombastischen Gesten keine wirkliche Kulturtat ent¬ 
stehen kann. Der Weltkrieg kam und mit ihm ein Gewinn, der für 
immer unbezahlbar bleiben wird: man lernte seine FreuiKle kennen, 
erkannte endlich, wo die Böcke und wo die Hammel waren, was echt 
Hnd was tomback war. Die Ententebrüder berauschten sich in tönen¬ 
den Wortklingeleien an den Formeln: Freiheit, Gleichheit, Brüderlich¬ 
keit, Demokratie, obgleich sie sich durch ihre Handlungen längst 
Lügen gestraft hatten. Ja, sie schienen nicht zu wissen, daß in¬ 
zwischen die Welt etwas weiter gekommen, daß ihre Begriffe längst 
überholt waren, daß ihre Freiheit des Egoismus und Individualismus 
längst ersetzt war durch ein Echteres: Solidarität und Organisation, 
die ihre Schranken bewußt und gewollt fanden an den kategorischen 
Imperativen des Gemeinwohls. 

Wenn wir jetzt in Deutschland an die Revision unserer Verfassung 
gehen, bauen wir auf dieser höheren Stufe, auf ganz anderem Grunde 
als die anderen, tragen unseren Verhältnissen und den bei uns ge¬ 
gebenen Machtverteilongen Rechnung. Ohne uns schämen zu 
brauchen, auch von den anderen Brauchbares zu nehmen, es unseren 
andersgearteten Verhältnissen anzupassen, aber auch ohne uns an 
Schlagworte zu klammern! Wenn wir z. B. das parlamentarische 
System übernehmen, werden wir uns bemühen müssen, die Nachteile 
und Schädlichkeiten zu vermeiden, die sich in den Demokratien 
herausgebildet haben. 

Viel bleibt noch in unserem Verfassungskampf zu tun! Er geht 
neben Verbesserung des Wahlrechts (einschließlich des Frauen- 
walilrechts) um Einführung der Ministerverantwortlichkeit, Reformie¬ 
rung des Wahlrechts in Einzelstaaten und Kommunen, Verstärkung 
der Reichsgewalt gegenüber der Gewalt der Bundesstaaten, Verall¬ 
gemeinerung der Selbstverwaltung, Wahl, nicht Ernennung der 
Staatsbeamten durch Organe der Selbstverwaltung, IJemokratisierung 
des Militärwesens, Beseitigung von Bevorzugungen einzelner Gesell¬ 
schaftsklassen, Parteien oder Konfessionen bei Besetzung von 
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Der „freie“ Wolf! und der sozialistische „Untertan“. 


Minister- und Beamtenposten, Einschränkung des Verordnungsrechts 
von fürsten und Bundesrat, Reformierung des Bundesrats und der 
Diplomatie, Kontrolle der auswärtigen Angelegenheiten durch den 
Reichstag, Kontrolle der Lebensmittelverteilung, gerechtere Vertei¬ 
lung der Steuerlasten, weiteren Ausbau der Sozialpolitik und Ar¬ 
beiterschutzgesetzgebung, Verbesserung des Schulwesens aller Kate¬ 
gorien unter dem Gesichtspunkte, die Tüchtigsten heranzubilden, für 
die „die Bahn frei werden soll“ usw. 

Nur wenn sich die Verfassungsfrage in Deutschland in diesen Rich¬ 
tungen bewegt, wird sie ein Auftakt der politischen und geistigen 
Neugestaltung werden, wie wir es unseren feldgrauen nach ihren 
unvergleichlichen Opfern für des Reiches Bestand und Selbständigkeit 
schuldig sind. 


ERNST HEILMANN; 

Der „freie" Wolff und der sozialistische 

„Untertan". 

I N seiner Montagsplauderei an der Spitze des „Berliner Tage¬ 
blatts“ kommt Herr Theodor Wolff auf meinen Aufsatz in 
der vorigen Nummer der „Qiocke“ zurück. Er greift aus ihm 
nur den einen Qegengrund gegen den Parlamentarismus heraus, 
daß dabei die Sozialdemokratie entweder jeden Einfluß auf die 
Regierung aufgeben oder selbst die Verantwortung für alle Re- 
gierungsfhandlungen übernehmen müsse. Dieses unausweisliche 
Dilemma sucht er aus der Welt zu reden: die Sozialdemokratie 
könne auch ohne Ministersitz in parlamentarisch regierten 
Staaten Einfluß haben, während bei der Obrigkeitsregierung 
der Einfluß selbst der stärksten Partei immer fragwürdig bleibe. 
Diese Entgegnung hält nicht Stich. Unter dem parlamentari¬ 
schen Regime gibt es sehr bald überhaupt nur noch eine Frage 
von Wichtigkeit: die Vertrauens- oder Mißtrauensresolution 
gegen das Kabinett. Votiert die Sozialdemokratie dafür, daß 
die im Amte befindliche Regierung im Amte bleibe, trägt sie die 
Verantwortung für alle Regierungshandlungen und wird vom 
Volke mit dem Fluche getroffen, der allen Sünden des Qegen- 
wartsstaates gilt. Die Folge davon sind und bleiben syndika¬ 
listische Zuckungen, Parteizersplitterungen, dauernde Schwä- 
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chung der Organisationen. Entweder macht das Zweiparteien¬ 
system die Arbeiterschaft zu einer Nonvaleur wie in England 
und Amerika, oder Parlamentarismus korrumpiert die Sozial¬ 
demokratie und zerreibt sie wie in Italien und Frankreich. 
Selbst in kleineren Ländern wie der Schweiz und Schweden 
sind diese Wirkungen unverkennbar. Der soeben gefaßte Be¬ 
schluß des schwedischen Gewerkschaftskongresses, allen Qe- 
weilcschaftsbeamten die Uebernahme parlamentarischer Man¬ 
date zu verbieten, spricht Bände. Die Feststellung, daß die 
parlamentarische Regierungsweise zwar einige sozialdemokra¬ 
tische Abgeordnete in Ansehen und Einkommen unendlich er¬ 
höht, aber dafür die sozialdemokratische Bewegung aufs 
schwerste schädigt, ist an der Band der Erfahrung restlos 
beweisbar. 

Diese sachliche Meinungsverschiedenheit zwischen Herrn 
l’heodor Wolff, der den Flair des französischen Parlamentaris¬ 
mus liebt, und jemandem, dem der strenge Geruch der deut¬ 
schen Arbeiterklasse besser behagt, ließe sich gut und sachlich 
ausfechten, wenn nicht Herr Wolff auf die merkwürdige Vor¬ 
stellung verfiele, der Gegensatz zwischen ihm und mir beruhe 
auf dem Unterschied zwischen Untertan und freiem Bürger. 
Es berührt seltsam, als Anhänger des sozialdemokratischen 
Programms sich gegen diese Gegenüberstellung verwahren zu 
müssen. Aber dieses gute alte Programm scheint nicht bloß 
reformbedürftig zu sein, sondern schon vollständig vergessen. 
Desfhalb sei daran erinnert, daß in diesem Programm steht: 

„Direkte Gesetzgebung durch das Volk vermittels des Vor¬ 
schlags- und Verwerfungsrechts. Selbstbestimmung und Selbst¬ 
verwaltung des Volkes in Reich, Staat, Provinz und Gemeinde. 
Wahl der Behörden durch das Volk, Verantwortlichkeit und 
Haftbarkeit derselben. Jährliche Steuerbewilligung.“ 

Das sozialdemokratische Programm kennt also den Parla¬ 
mentarismus nicht, auch nicht als Uebergangsstufe. Es fordert 
z. B. die Verhältniswahl und läßt ausdrücklich, wenn die tat¬ 
sächlichen Verhältnisse es notwendig machen sollten, als Schritt 
dahin die Neueinteiiung der Wahlkreise zu. Den Parlamentaris¬ 
mus hingegen nennt es nirgends auch nur als vorläufigen Fort- 
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schritt. Das ist nicht etwa ein Versehen oder ein Zufall, sondern 
ein notwendiger Bestandteil der sozialdemokratischen: Auf¬ 
fassung. Jeder Kenner der sozialdemokratischen Partei¬ 
geschichte kann das bestätigen. Es ist daher ein schwerer Irr¬ 
tum, wenn der „Vorwärts“ immer wieder schreibt, Endziel der 
demokratischen Entwicklung müsse das parlamentarische 
System sein. Es ist nicht einmal ein Anfang dazu. 

Innerhalb der Sozialdemokratie kann kein Streit bestehen 
über die Vorzüge der Demokratie, d. h. des Selbstbestimmungs¬ 
rechts des Volkes. Ebensowenig aber kann.man darüber strei¬ 
ten, ob das amerfkanische und schweizerische System — Volks- 
wahl der Behörden — besser ist oder das französische und 
englische System, Parlamentswahl der Behörden. 

Die Entscheidung über Krieg und Frieden kann man sofort 
und unbedenklich dem Parlament überweisen; denn sie ist der 
wichtigste aller Oesetzgebungsakte. Aber gerade in dieser 
Prinzipienfrage versagt bisher der Reichstag, so daß sein Vor¬ 
gehen tatsächlich den Vorwurf der Rechten begünstigt, es ginge 
den Abgeordneten nur um die Befriedigung der Eigenwunsche 
nach Ministersesseln, nicht um das Volksrecht. Die Verwaltung 
aber sollte nach meiner Auffassung dem Parlament nicht über¬ 
tragen werden; denn dann wird sie unkontrolliert, was sie heute 
nicht ist. Solange Regierung und Parlament getrennt sind, 
halten sie einander in Schach; stellt das Parlament die Re¬ 
gierung, dann fehlt jede Aufsichtsinstanz, der Minister gewinnt 
den Abgeordneten durch Gefälligkeiten, und der Abgeordnete 
fesselt die Wähler auf gleiche Weise an sich. Bei dem künftigen 
großen Umfang der Staatswirtschaft bedeutete das Korruption 
durch und durch, Pöstchenjägerei im kleinen und großen von 
oben bis unten. Deshalb ist der Parlamentarismus nicht einmal 
ein Umweg zur Demokratie, sondern ein Abweg von ihr. Wird 
heute in die Reichsverfassung die Bestimmung eingefügt, daß 
der Kanzler gewählt wird, wie in Amerika der Präsident — 
ausgezeichnet, voll einverstanden! Soll sie aber dahin ge¬ 
ändert werden, daß ein par Dutzend Berufsparlamentarier um 
die Herrschaft über die Verwaltung intrigieren, so heißt das 
nicht die Demokratie fördern, sondern unrettbar verschandeln. 
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Herr Theodor Wolff deutet in einem feinen Nebensatz auf 
Bassermanns Reden aus der Zeit des Daily-Telegraph-Inter- 
views gegen den Kaiser hin. Da liegt der Hase im Pfeffer! 
Man will Garantien gegen das persönliche Regiment. Man^ 
glaubt sie zu gewinnen, indem man die Ernennung der Mi¬ 
nister dem Kaiser aus der Hand nimmt und dem Parlament 
uberträgt. Aber liindert das den Empfang fremder Botschafter 
durch den Souverän? Hindert das Reden an die Truppen? 
Hinderte es Eduard VII. überragenden Einfluß, der für England 
und die Welt unfieilvoll war, unheilvoller als je ein unvorsich¬ 
tiges Kaiserwort? Der Schrei nach dem Parlamentarismus ist 
heute in Deutschland lediglich der Mangel an Mut, sich zur 
Republik zu bekennen. Teilte ich die Anschauungen des Herrn 
Theodor Wolff, so wäre ich nicht nur prinzipiell Republikaner, 
sondern stellte auch entschlossen den Kampf gegen die Mon¬ 
archie in den Mittelpunkt meiner politischen Tätigkeit. 

Der parlamentarische Minister ist keine Garantie gegen ge¬ 
fährliche Temperamentsausbrüche eines Kronenträgers, keine 
Erziehungsschule für gute Fürsten. Will Herr Theodor Wolff 
nicht länger Untertan sein, so sei er Republikaner. Findet er 
dazu nicht die Entschlossenheit, so mag er sich wenigstens die 
Heldenpose schenken. 

Für uns sind diese Donnerphrasen von Knechtsgesinnung und 
Freiheitsgeist längst Worte ohne Sinn geworden. Wir gönnen 
sie den bürgerlichen Fortschrittlern, die einen anderen Geist 
haben als wir. Den Anhängern der Gemeinwirtschaft aber 
wollen wir das Wort Karl Renners ins Gehirn brennen: 

„Der naive Demokratismus hat in der französischen und eng¬ 
lischen Rechtsgestaltung den Pionier der Entwicklung zu sehen 
vermeint. Im Lichte einer sozialen Weltauffassung ist sie das 
nicht, ist sie gegenüber der deutschen Rechtsgestaltung reak¬ 
tionär. Als Schande empfinde ich es, daß Vulgärmarxisten 
unseren wirtschaftlichen Freiheitsbegriff heute wieder ersetzen 
wollen durch den Kodex der individuellen Frefheiten des 
bürgerlichen Revolutionarismus. Ein unverzeihlicher Rückfall!“ 
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MAX SACHS: 

Grundfragen der Kolonialpolitik. 

deutsche sozialdemokratische Partei hat sich bis vor kurzem 

im wesentlichen ablehnend gegen die Kolonialpolitik verhalten. 
Allerdings hat es auch schon vor dem Kriege an Widerspruch gegei 
diese Haltung nicht gefehlt, aber erst während des Krieges dürfte in 
weiteren Kreisen der Partei eine Wandlung der Anschauungen Ober 
koloniale Fragen eingetreten sein. Bei der Behandlung der kolonialen 
Probleme hat, wie so oft in unserer Partei, das aus dem Bedürfnis 
der Agitation geborene Bestreben, verwickelte Fragen mit einfadien 
Formeln zu lösen, eine verderbliche Rolle gespielt. Deshalb erscheint 
ein Eingehen auf einige der Grundfragen, die bei der Prüfung der 
Stellung der Sozialdemokratie zur Kolonialpolitik in Betracht gezogen 
werden müssen, angebracht, zumal wahrscheinlich bei den Friedens¬ 
verhandlungen koloniale Fragen eine wichtige Rolle spielen werden. 

Zunächst einmal: was ist unter Kolonialpolitik zu verstehen? Die 
Erstreckung der Gewalt eines Staates über ein örtlich getrenntes oder 
kulturell fremdartiges Gebiet. Man gebraucht den Ausdruck Kolonial¬ 
politik, wenn man von der Herrschaft spricht, die England über das 
ihm im wesentlichen kulturgleiche Kanada ausübt, aber auch dann, 
wenn man an die Tätigkeit Rußlands in dem benachbarten, aber 
wenigstens ursprünglich auf einer tieferen Kulturstufe stehenden 
Sibirien denkt. Hingegen wird nach allgemeinem Sprachgebrauch eine 
staatliche Betätigung, die in einem benachbarten und kulturgleicben 
Gebiet entfaltet wird, wie etwa das Wirken des Deutschen Reiches in 
Elsaß-Lothringen, nicht als Kolonialpolitik bezeichnet. Ebensowenig 
ist der Ausdruck Kolonialpolitik dann am Platz, wenn es sich um eine 
rein private Tätigkeit handelt, wenn zum Beispiel eine Gesellschaft 
deutscher Kapitalisten, ohne daß ihr die Ausübung staatlicher Hoheits¬ 
rechte .übertragen worden ist, nach Afrika geht, um dort Geschäfte zu 
machen, selbst dann, wenn diese Gesellschaft zum Schutz gegen die 
Eingeborenen oder, um diese besser ausbeuten zu können, Waffen¬ 
gewalt anwendet. Bei der Behandlung der Kolonialfrage vom sozial¬ 
demokratischen Standpunkt kann wohl ohne weiteres von vornherein 
der Fall ausgeschieden werden, wo Kolonien vollständige Selbstver¬ 
waltung und gar nicht das Bedürfnis haben, von ihrem Mutterstaat 
getrennt zu werden, wie zum Beispiel die englischen Dominions. 
Niemand wird verlangen, daß England die Oberherrschaft über Kanada 
aufgibt, solange die Kanadier mit dem bestehenden Zustand zufrieden 
sind. 
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Es bleibt nur lener andere Fall zu prüfen, wo die Tätigkeit eines 
Staates auf ein fremdes Gebiet erstreckt worden ist, ohne daß dessen 
Bevölkerung ihre Zustimmung ausdrücklich erklärt hat, und ohne daß 
eine weitgehende Selbstverwaltung gewährt wird. Es ist ohne weiteres 
klar, daß eine solche Kolonialpolitik gegen den Grundsatz vom 
„Selbstbestimmungsrecht der Völker“ verstößt. Dieses Selbstbestim¬ 
mungsrecht ist sicher ein politisches Prinzip von großer praktischer 
Bedeutung, dessen Nichtbeachtung unter Umständen die allerschwer- 
sten Nachteile haben kann. Aber es darf eben nur so betrachtet 
werden wie überhaupt alle politischen Prinzipien: Nicht als eine Regel, 
die unter allen Umständen streng beachtet werden muß, sondern als 
ein richtunggebendes Moment, das bei der Entscheidung einer be¬ 
stimmten Einzelfrage neben anderen etwa außerdem noch vorhan¬ 
denen Entscheidungsgründen mit in Betracht gezogen werden muß. 
Wären etwa heut die Alpen von einem wilden Völkerstamm bewohnt, 
der es sich in den Kopf gesetzt hätte, keine Eisenbahnen durch sein 
Gebiet bauen und keinen Fremden hindurchziehen zu lassen, so fiele 
es keinem vernünftigen Menschen ein zu verlangen, daß die Alpen 
für alle Zeiten eine Verkehrswüste bleiben müßten, nur damit unter 
Umständen das Selbstbestimmungsrecht der Alpenbewohner gewahrt 
bleibt. Es widerspräche überhaupt^unserer ganzen historisch-materia¬ 
listischen Betrachtungsweise, wollten wir in dem sogen. Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Völker ein unverbrüchliches Naturrecht für alle Zeiten 
und alle Völker sehen. Für uns kann es keine „ew’gen Rechte, die 
droben hangen unveräußerlich“, geben, und ebensowenig wie wir für 
alle Zeiten gleich gültige Rechtsgrundsätze anerkennen, können wir 
uns auf den Standpunkt stellen, daß für gleichzeitig lebende Völker, 
die sich auf verschiedenen Entwicklungsstufen befinden, unter allen 
Umständen das gleiche gelten soll. Dazu kommt, daß viele der Völker, 
die in den für koloniale Betätigung geeigneten Gebieten leben, ihr 
Selbstbestimmungsrecht gar nicht ausOben können, sei es, weil sie 
mehr oder weniger despotische'Einrichtungen haben und ihre Häupt¬ 
linge oder Könige über Land und Leute willkürlich verfügen, sei es 
weil sie im entscheidenden Augenblick die Tragweite ihrer Entschlüsse 
nicht beurteilen könnten. Also wegen des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker wird man sich vernünftigerweise gegen eine Kolonial¬ 
politik nicht ablehnend verhalten können, die sonst nützlich oder not¬ 
wendig erscheint. 

Auch von den Gegnern der Kolonialpolitik wird nicht verlangt, daß 
die Angehörigen der kapitalistischen Nationen auf jede wirtschaftliche 
Betätigung in den Ländern verzichten sollen, die heut Gegenstand 
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der kolonisatorischen Arbeit sind, nur soll diese Betätigung einen 
rein privaten Charakter behalten. Ist aber, so- müssen wir fragen, 
eine solche Betätigung in größerem Maßstabe in den in Betracht kom¬ 
menden Gebieten ohne ein Eingreifen eines modernen Kulturstaates 
überhaupt möglich, ohne daß gerade für die Eingeborenen große Nach¬ 
teile entstehen? Man darf doch nicht vergessen, daß für die Ent¬ 
faltung einer intensiven modern-wirtschaftlichen Tätigkeit das Vor¬ 
handensein einer geordneten, sich über ein größeres QeWet erstrecken¬ 
den Verwaltung, wie wir sie in unseren Kulturstaaten haben, und das 
Bestehen eines entsprechenden Rechts Vorbedingungen sind. In ein¬ 
zelnen Gebieten, die heut von den kapitalistischen Nationen mit Be¬ 
schlag belegt werden, so zum Beispiel in Aegypten, Persien, Marokko, 
wäre vielleicht die einheimische Staatsgewalt imstande, mit der Zeit 
die notwendigen Vorbedingungen für ein modernes Wirtschaftsleben 
zu schaffen; in anderen Gebieten, so etwa im tropischen Afrika, ist 
das wohl ausgeschlossen. Gewiß, können auch dann vereinzelte 
Händler hinkommen, um mit den Eingeborenen Tauschgeschäfte zu 
betreiben; es kann wohl hier und da auch eine Plantage angelegt 
werden. Aber wie steht es, wenn eine Eisenbahn, ohne die doch eine 
intensivere wirtschaftliche Ausnutzung eines Landes gar nicht^ möglich 
ist, gebaut werden soll? Welche Schwierigkeiten würde der Bau 
machen, wenn statt mit einer ein größeres Gebiet beherrschenden 
Verwaltung mit einigen Dutzend Häuptlingen verhandelt werden müßte? 
Weiter: wer soll dafür sorgen, daß die Anlagen nicht beschädigt 
werden? Man komme nicht mit dem Einwand, daß ein solcher Schutz 
gar nicht nötig sein würde, weil die Eingeborenen gar keine Veranlas¬ 
sung hätten, sich an den Bahnanlagen zu vergreifen. Auch in Kultur- 
Europa bliebe wahrscheinlich keine Schiene an der andern, wenn nicht 
die Beschädigung von Bahnanlagen mit Strafe bedroht wäre. Und 
wer sich etwa auf den Standpunkt stellen wollte, die Wilden sind doch 
bessere Menschen, der sollte bedenken, daß die Eingeborenen gar 
zu leicht recht gründlich verdorben werden, wenn sie mit Angehörigen 
der kapitalistischen Nationen in Berührung kommen. Und gerade in 
ein Gebiet, in dem nicht durch eine feste Staatsgewalt Ordnung ge¬ 
halten wird, ergösse sich ein Strom zweifelhafter Elemente aus 
Europa und Amerika. Die Eigentümerin der Eisenbahn könnte nun 
freiiidi ihre Anlagen durch bewaffnete Angestellte schützen lassen. 
Aber was geschieht mit Sündern, die bei einer Beschädigung der 
Eisenbahnanlagen erwischt werden? Wer soll sie bestrafen? Etwa 
die Eisenbahngesellschaft selbst? Dann übt sie ia staatliche Funk¬ 
tionen aus. Und wie stdit es in anderen Fällen, wo der Schutz von 
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Leben und Eigentum der Weißen in Frage kommt; wer entscheidet 
bei Streitigkeiten zwischen Weißen und Eingeborenen; wer übt den 
Schutz der Eingeborenen aus; wer ist zuständig zur Ausübung der 
Strafgewalt über die Weißen? Entweder müßten sich in derartigen 
Gebieten staatsähnliche Gebilde entwickeln, die in den Händen der 
eingewanderten Angehörigen der Kultumationen lägen, was leicht eine 
sehr arge Willkürherrschaft gerade gegenüber den Eingeborenen zur 
Folge haben könnte, oder die Kapitalisten wissen sich hinter die ein¬ 
heimischen Häuptlinge zu stecken, so daß das bei Völkern auf niedriger 
Kulturstufe vorhandene, häufig doch barbarische oder wenigstens 
primitives Recht in ihren Dienst gestellt wird, ein Zustand, der kaum 
für die Eingeborenen große Annehmlichkeiten haben könnte. Sind 
doch oft auch gerade dort die ärgsten Greuel gegen die Eingeborenen 
verübt worden, wo es an einer starken Staatsgewalt gefehlt hat. 
Wenn ein Gebiet einer modernen Staatsgewalt untersteht, besteht doch 
wenigstens die Möglichkeit, daß etwa durch den Druck des einheimi¬ 
schen Parlaments für einen gewissen Schutz der Eingeborenen gesorgt 
wird. Wie man die Dinge auch dreht und wendet, man muß zu dem 
Schluß kommen: Wird in einem kulturell tiefstehenden Lande von 
Angehörigen der kapitalistischen Nationen eine wirtschaftliche Tätig¬ 
keit in größerem Umfange entfaltet, so ist es für die Eingeborenen 
zum mindesten das kleinere Uebel, wenn auch zugleich die Staats¬ 
gewalt eines modernen Kulturstaates in Funktion tritt. Dazu kommt, 
daß ohne die Kontrolle durch eine solche Staatsgewalt die Gefahr, 
daß mit den Naturschätzen des Landes ein furchtbarer Raubbau ge¬ 
trieben wird, noch viel größer ist, als wenn eine nach modernen 
Grundsätzen arbeitende Verwaltung vorhanden ist. 

Die Rücksicht auf die Eingeborenen kann also für die Stellung der 
Sozialdemokratie zur Kolonialpolitik allein nicht maßgebend sein, es ist 
vielmehr zu untersuchen, welche Vorteile und welche Schäden bringt 
die Kolonialpolitik den breiten Massen in den Kulturländern? Man 
kann diese Frage nicht mit dem Hinweis erledigen, daß die Kolonial¬ 
politik von den modernen Staaten, in denen die Kapitalistenklasse einen 
maßgebenden Einfluß hat, in kapitalistisdiem Interesse getrieben wird. 
Das ist an sich gewiß richtig, beweist aber natürlich nichts. Wenn die 
Kapitalisten Kapital ansammeln, so tun sie das auch nur im eigenen 
Interesse, aber wohin käme die Arbeiterschaft, wenn es den Kapitali¬ 
sten eines schönen Tages einfiele, auf die Akkumulation zu verzichten? 

Es ist eine von niemandem bestrittene und bestreitbare Tatsache, 
daß auch die breiten Massen in den kapitalistischen Ländern ein star¬ 
kes Interesse daran haben, daß eine ausreichende Menge der tropischen 
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und subtropischen Produkte, die zur Deckung ihrer Bedürfnisse ge¬ 
eignet sind, oder der Industrie als Rohstoffe dienen, ins Land kommen. 
Damit aber diese Güter in genügender Menge.hervorgebracht werden, 
ist eine entsprechende Bewirtschaftung der Erzeugungsländer und da¬ 
her, wie oben näher dargelegt, auch eine kolonisatorische Tätigkeit der 
Kulturstaaten notwendig. Fassen wir die gemeinsamen Interessen der 
Volksmassen in unseren Kulturländern ins Auge, so muß die Entschei¬ 
dung zu Gunsten der Kolonialpolitik fallen. Sollte etwa darauf ver¬ 
wiesen werden, daß heute von den notwendigen tropischen und sub¬ 
tropischen Produkten schon genügende Mengen hervorgebracht wer¬ 
den, so ist das sicher eine sehr wenig prinzipielle Antwort. Denn es 
werden die in Betracht kommenden Güter eben nur deshalb in ge¬ 
nügender Menge beschafft, weil früher schon genügend kolonisiert 
worden ist Damit wird es zu einer Frage der Zeit, ob eine weitere 
Kolonialpolitik geboten ist 

Mit solch allgemeiner Behandlung der Kolonialfrage ist aber wenig 
getan; Kolonialpolitik wird immer von einem bestimmten einzelnen 
Staate getrieben, und deshalb muß untersucht werden, welchen Nutzen 
oder Schaden haben die Volksmassen dieses Staates von der kolonial¬ 
politischen Betätigung ihres Landes zu erwarten? Es ist darauf ver¬ 
wiesen worden, daß die alten großen Kolonialländer, wie Frankreich 
und England, in ihren Kolonien ein sehr wichtiges Absatzgebiet haben, 
wo ihnen ein verhältnismäßig großer Teil der Einfuhr zufälU, während 
es zum Beispiel Deutschland an einem größeren Absatzgebiet wo es 
von vornherein in gleicher Weise eine Vorzugsstellung genießt fehlt 
Es ist aber einmal die Frage, ob das Uebergewicht, das zum ^ispiel 
England bei der Einfuhr in seine Kolonien hat, allein auf seine poli¬ 
tische Verbindung mit diesen Ländern zurückzuführen ist Dieses 
Uebergewicht ist vielleicht zum guten Teil in der geographischen Lage 
Englands begründet. In die Kolonien werden vielfach Waren ausge¬ 
führt werden, die im Verhältnis zu ihrem Gewicht einen geringen Wert, 
haben. Nun steht England in viel höherem Maße als Deutsdiland der 
billige Seeweg zur Verfügung. Seine Industrien liegen dem Meere 
ziemlich nahe, so daß die dort erzeugten Güter auf dem teuren Land¬ 
wege nur kurze Strecken zurückzulegen brauchen, ehe sie das Meer 
erreichen. Vielleicht ist es auch für Deutschlands wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung ein Vorteil gewesen, daß wir uns statt auf die Herstellung 
minderwertiger in den Kolonien leicht absetzbarer Waren vor allem auf 
die Erzeugung hochwertiger Güter werfen mußten, die ihren Absatz in 
modernen Kulturländern fanden. Selbstverständlich kann es für ein 
Land vorteilhafter sein, statt direkt koloniale Produkte in den Ur- 
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sprungsländern für die eigenen Erzeugnisse einzutauschen, die in 
anderen Ländern durch Warenabsatz erworbenen Guthaben zur Be- 
zidilung der Kolonialwaren zu verwenden. Freilich damit, daß für die 
Vergangenheit zugegeben wird, daß das Fehlen kolonialer Absatz¬ 
gebiete für Deutschlands wirtschaftliche Entwicklung kein Nachteil ge¬ 
wesen ist, ist nicht gesagt, daß für die Zukunft das gleiche zu gelten 
hat, zumal wir jetzt mit der Möglichkeit rechnen müssen, daß die 
Gegner Deutschlands nach dem Friedensschluß den Krieg wirtschaftlich 
weiter fortführen. 

Fehlt einem Staat die Herrschaft über genügend große tropische und 
subtropische Gebiete, so wird die Versorgung seiner Bevölkerung be¬ 
sonders dann gefährdet sein, wenn irgend ein Erzeugnis der warmen 
oder heißen Zone im Verhältnis zum Weltbedarf knapp wird. Es ist 
dann möglich, ja wahrscheinlich, daß diejenigen Staaten, die die Erzeu¬ 
gungsländer der knapp gewordenen Produkte in der Hand haben, sich 
deren Produkte ganz oder doch zum größten Teil Vorbehalten. Aber 
auch wenn dieser äußerste Fall nicht eintritt, kann die kolonisatori¬ 
sche Tätigkeit eines Staates den Massen seiner Bevölkerung dadurch 
nutzen, daß sie die Erzeugung irgendeines wichtigen Produktes ver¬ 
mehrt, dadurch Preistreibereien erschwert und den Weltmarktpreis 
der betreffenden Ware herabdrflekt. 

Ferner muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß den Ein¬ 
wohnern solcher Länder, die nicht aus von ihnen beherrschten Gebieten 
tropische und subtropische Produkte beziehen können, diese Waren 
durch die Staatsgewalt des fremden Staates verteuert werden. Das 
kann einmal direkt durch die Erhebung von Ausfuhrzöllen geschehen, 
dann aber auch indirekt, durch Erhebung von Einfuhrzöllen für die 
Waren, die zur Bezahlung der Einfuhr ausgeführt werden. Um dies 
klar zu machen, muß näher darauf eingegangen werden, wie sich der 
Austausch der Werte zwischen den hierbei in Betracht kommenden 
Ländern vollzöge. Es würden zunächst die Kolonialwaren für eine 
in Geld festgesetzte Summe gekauft werden, wodurch eine inländische 
Schuld an das Ausland entstände. Derjenige, der zu zahlen hat, müßte 
versuchen, von Inländern, die im Ausland Guthaben haben, Wechsel zu 
kaufen, die er zur Bezahlung seiner Schuld verwenden kann. Eins 
der wichtigsten Mittel, um Guthaben im Ausland zu erlangen, ist aber 
die Warenausfuhr. Erhebt aber das Ausland hc^e Zölle, so ist die Aus¬ 
fuhr nur zu niedrigen Preisen möglich. Die Exporteure können sich 
freilich dann mit niedrigen Preisen für ihre Waren begnügen, wenn sie 
in ihrem Land die im Ausland erworbenen Guthaben günstig verwerten 
können, und das wäre dann der Fall, wenn sie zur Bezahlung unbedingt 
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notwendiger Waren dringend gebraocht werden. Aber bei den niedrigen 
Preisen, die der Exporteur in ausländischem Oelde für seine Waren 
erhält, muß er verhältnismäßig beträchtliche Mengen ausführen, um 
Guthaben von genügender Größe zu erlangen. So würde der hohe 
Kurs der ausländischen Wechsel, der „ungünstige Stand der eigenen 
Valuta“ dazu führen, daß das kolonieiose oder -arme Land die Kolonial¬ 
waren mit einer verhältnismäßig, großen Menge eigener Erzeugnisse 
also teuer bezahlen muß, worunter natürlich die breiten Massen schwer 
zu leiden hätten. Es soll übrigens nicht behauptet werden, daß diese 
Folgen unter allen Umständen eintreten müssen. Das würde zum Bei¬ 
spiel dann nicht der Fall sein, wenn dem Inland durch die Erträge des 
im Ausland angelegten Kapitals jährlich neue große Guthaben Zu¬ 
wachsen, die zur Bezahlung der Einfuhr verwendet werden können. 

Den Vorteilen, die die Kolonialpolitik für die Massen haben kann, 
stehen freilich auch große Nachteile gegenüber. Einmal können die 
Volksmassen dadurch stark benachteiligt werden, daß vom Staat große 
Mittel für die Kolonien aufgewandt werden, wodurch die Massen 
schwer belastet werden lind die Erfüllung wichtiger wirtschaftlicher 
oder kultureller Zwecke leiden kann. Dann aber kann die einheimische 
Arbeiterschaft dadurch geschädigt werden, daß viel einheimisches 
Kapital in die Kolonien wandert, das dann im Inland fehlt. Zum Bei¬ 
spiel könnte der Bau großer kolonialer Bahnen zur Folge haben, daß 
im Inland nicht genügend Kapital für die Erweiterung der Betriebe und 
den Bau von Wohnungen aufzutreiben ist, so daß Arbeitslosigkeit und 
Wohnungsmangel eintritt. Gerade nach dem Kriege, wo wir wahr¬ 
scheinlich sowieso mit einem starken Kapitalmangel zu rechnen haben 
werden, kann eine starke koloniale Betätigung des Kapitals von großem 
Nachteil sein. Allerdings hat diese Betätigung des Kapitals unter Um¬ 
ständen auch wieder den Vorteil, daß sie die koloniale Produktion er¬ 
höht und den Bezug kolonialer Waren verbilligt. Ferner ist es auch 
für die Arbeiter nicht ohne weiteres gleichgültig, ob die Kapitalisten 
ihres Landes Kapital in eigenen Kolonien oder im zollgeschützten Aus¬ 
land anlegen. Freilich Kapital, das im Inland neu angesammelt oder 
freigesetzt worden ist, kann nur durch die Ausfuhr von Waren, oder 
was volkswirtschaftlich gleichzuwerten ist, durch die Leistung von 
Diensten nach dem Ausland übertragen werden. Will ein deutscher 
Strumpffabrikant seinen bei der Strumpffabrikation erzeugten Proit 
zum Kapitalexport verwenden, so muß er entweder Strümpfe nach 
dem Ausland senden, oder er muß für den Erlös seiner Strümpfe ein 
ausländisches Guthaben von jemandem kaufen, der Waren exportiert 
oder dem Ausland irgendwelche Dienste geleistet hat. Also in diesem 
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Falle hat die Uebermittlung des Kapitals an das Ausland stets die 
Inan^ruchnahme der einheimischen Volkswirtschaft und damit in der 
Regel auch die Beschäftilgung inländischer Arbeitskräfte zur Vor¬ 
bedingung. 

Anders, wenn es sich um die Neuanlage von Profit handelt, der von 
bereits im Ausland angelegtem, aber Inländern gehörendem Kapital 
stammt. Dient dieses Kapital zum Bau einer Bahn im zollgeschützten 
Ausland, so werden die notwendigen Maschinen, Schienen usw. wahr¬ 
scheinlich auch im Ausland gekauft werden, damit der Zoll erspart 
werden kann. Die einheimische Volkswirtschaft wird durch den 
ganzen Vorgang Überhaupt nicht berührt. Wird aber die in Frage 
kommende Summe zum Bau einer Bahn in einer Kolonie des Heimat¬ 
landes verwandt, so werden bei genügender Leistungsfähigkeit der 
einheimischen Industrie die Baumaterialien im Inland gekauft werden. 
So kann die Möglichkeit der Kapitalsanlage in eigenen Kolonien der 
einheimischen Industrie Absatzgelegenheit verschaffen und damit den 
Arbeitern des Landes Arbeitsgelegenheiten geben, die ihnen sonst ent¬ 
gehen würden. 

Man sieht aus alledem, daß es sich bei der Kolonialfrage um ein un¬ 
geheuer verwickeltes Problem handelt. Gewiß dürfen die schwer¬ 
wiegenden Nachteile, die die Kolonialpolitik für die Arbeiterschaft 
haben kann, nicht verkannt werden, aber trotzdem ist es verkehrt, 
wenn man der Fülle der Gesichte mit ein paar einfachen Formeln 
geredit werden will. Der Sozialdemokratie ziemt weder eine soge¬ 
nannte prinzipielle Kolonialgegnerschaft, noch ein kritikloser Kolonial¬ 
enthusiasmus. ln jedem einzelnen Fall muß sie vielmehr unter Be¬ 
rücksichtigung der Finanzen des eigenen Staats, der ganzen welt¬ 
wirtschaftlichen und politischen Situation usw. prüfen, ob eine be¬ 
stimmte kolonialpolitische Maßregel am Platze ist. Kein Zweifel be¬ 
steht bereits heute darüber, daß die deutsche sozialdemokratische 
Partei es für notwendig hält, daß Deutschland beim FriedensschluB 
seine Kolonien zurückgegeben werden oder ein gleidiwertiger Ersatz 
dafür geleistet wird. CHe Kolonialpolitik eines Landes wird dann den 
Interessen der einheimischen Volksmassen am besten entsprechen, 
wenn sie geeignet ist, die Eingeborenen möglichst schnell auf eine 
höhere Kulturstufe zu heben. Die in den Kolonien selbst tätigen Kapi¬ 
talisten können unter Umständen entgegengesetzte Interessen haben. 
Ihnen kommt es nicht darauf an, wie groß die Menge der in den 
Kolonien erzeugten Waren ist, sondern darauf, daß sie einen möglichst 
hohen Profit herausholen, was möglicherweise bei geringen Leistungen 
des einzelnen Eingeborenen erreicht werden kann, wenn dieser nur 
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genügend anspruchslos ist und mit einer schlechten Behandlung vor¬ 
lieb nimmt. Umgekehrt muß der Arbeiter des Mutterlandes wünsoien, 
daß in den Kolonien möglischt viel hervorgebracht und der Einge¬ 
borene zu höheren Ansprüchen erzogen wird, damit die Kolonie in 
möglichst großem Maße Absatzgebiet und Lieferant des Mutterlandes 
wird. Deshalb entspricht das Bestreben unserer Vertreter in den 
Parlamenten, den Schutz und die kulturelle Hebung der Eingeborenen 
zu fördern, nicht nur den für die Sozialdemokratie selbstverständ¬ 
lichen Begriffen von Menschlichkeit, sondern auch den Interessen der 
einheimischen Arbeiterschaft. 

Die Kolonialpolitik hat große Gegensätze zwischen den Staaten 
geschahen, Gegensätze, die sicher einen guten Teil der Schuld an dem 
Weltkrieg tragen. Das Ideal wäre, daß sich die Kulturvölker zu¬ 
sammenschlössen, um in gemeinsamer Arbeit die zurückgebliebenen 
Länder der Kultur zu erschließen, ein Ideal, das allerdings höchstens 
in einer sozialistischen Gesellschaft verwirklicht werden könnte. So¬ 
lange die kapitalistische Gesellschaft besteht, werden wir wohl damit 
rechnen müssen, daß die Kolonialpolitik von den einzelnen Staaten 
getrieben wird. Treten, wie wir hoffen, nach dem Kriege die Vertreter 
der sozialistischen Parteien der Kulturländer wieder zu einem inter¬ 
nationalen Kongreß zusammen, so werden sie daher gut tun, dieser 
Tatsache Rechnung zu tragen und nicht mehr wortreiche Resolu¬ 
tionen gegen die Kolonialpolitik in die Welt hinauszusenden. Sie 
werden der Verständigung der Völker und dem Frieden mehr dienen, 
wenn sie es den einzelnen sozialistischen Parteien zur Pflicht machen, 
in ihren Ländern für eine Politik der Verständigung in kolonialen 
Fragen einzutreten, die davon ausgeht, daß jedem modernen Kultur¬ 
staat die Möglichkeit kolonialer Betätigung gegeben werden muß. 


L. COHN-MÜNCHEN: 

Die Geschäftsgewinne der Industrie 

1913 — 1915 . 

W ENN der Kampf um die Ausgleichung der durch den Krieg be¬ 
wirkten Spannung zwischen Geldlohn und Sachlohn ausbricht, 
und dieser Kampf wird eine bisher nicht gekannte Ausdehnung an¬ 
nehmen, dann wird auch die Frage Antwort erheischen, welchen Anteil 
die Industrie an dem „Milliardensegen“ hatte. Heute, wo kn Wirbel 
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der Dividenden nur Ausschnitte der Millionengewinne sichtbar sind, 
müssen die Berichte der zur öffentlichen Rechnungslegung verpflich¬ 
teten Aktiengesellschaften zu einer unvollständigen Beurteilung ge¬ 
nügen. Denn weder die zahlreichen Qesellschaften m. b. H. noch die 
weit zahlreicheren Privatfirmen liefern Material zu sicherer Beant¬ 
wortung. Dies wird erst möglich sein, wenn an der Hand der Er¬ 
gebnisse der Kriegsgewinn- und Besitzsteuern zuverlässige Unter¬ 
lagen vorhanden sind. Solange diese Voraussetzung nicht gegeben 
ist, darf man aus den Berichten der A.-Q. Schlüsse ziehen, wobei 
jedoch nicht vergessen werden soll, bis zu weichem Qrade sich die 
BUanzverschleierungskunst seit Kriegsausbruch vervollkommnet hat. 
Man denke an Daimler, KiHn-Rottweil, Bem u. a. 

Wenn daher hier der Versuch unternommen wird, an Hand der 
von der „Frankfurter Zeitung" für die Jahre 1913—15 gelieferten 
Zusammenstellung der Qeschäftsergebnisse auf die Höhe der Rein¬ 
gewinne, Abschreibungen und Dividenden, sowie ihre Entwicklung 
während jener drei Jahre hinzuweisen, so soll damit der Gegenstand 
nur gestreift und der allgemeinen Beachtung unterstellt werden. Das 
erscheint insofern notwendig, als die durch die Kriegswirtschaft be¬ 
günstigte Syndizierung und IConzentration der Unternehmungen deren 
Stellung wesentlich gekräftigt hat. 

Störende Outsider wird es in Zukunft nicht mehr geben und Kapi¬ 
talsvermehrung und -Verdichtung müssen zu amerikanischen Formen 
des Lohnkampfes führen, wenn — Ja wenn die Staatsgewalt nicht eine 
andere Stellung einnimmt, als das früher der Fall war. Im Vorbeigehen 
sei daher auf die Bedeutung der Demokratisierung Deutschlands auch 
in dieser Hinsicht hingewiesen. 

Man vergesse also nicht, daß die Zahlen der Zusammenstellung 
eigentlich Mindestzahlen sind, die der Oeffentlichkeit geboten werden 
mußten. Mancherlei interne Abbuchungen bleiben dem Außenstehenden 
ebenso verborgen wie das weite Gebiet der stillen Reserven. Man 
beachte ferner: die Abschreibungen und Rückstellungen sind vor Fest¬ 
stellung des Reingewinns vorgenommen, der Reingewinn selbst ist ohne 
Berücksichtigung des Vortrages angesetzt. Die jetzt so beliebten 
Nebengeschenke an die Aktionäre in Form von neuen Gratisaktien 
oder Aktien zu pari, oder einem weit unter dem Tageswert stehenden 
Kurse bleiben unberücksichtigt. Da nicht alle Gesellschaften mit dem 
JahresschluB abschKeßen, so betreffen die Jahre 1913/14, 1914/15, 
1915/16 solche Unternehmen, die während des Kalenderjahres bilan¬ 
zieren. 
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1915/16 

Dividende 
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Mk. 1000 

1913 u.|1914 uJlOtS u. 
19l3/14|l914/lS|l9t5/l6 

Braunkohlenlnduslrie: 

20 Betriebe mit 231,85 
Millionen Grund¬ 
kapital . 

21992 

21850 

25895 

29819 

26476 

29830 

24039 

22487 

24972 

Berg- und Hüttenwerke, 
Eisen- u. Stahlwerke, 
Kohienwerke und ge¬ 
mischte Betriebe: 39 
Betr. mit I6t3,46 Mill. 
Grundkapital. . . . 

186133 

186014 

262952 

207164 

194199 

326507 

140102 

124142 

200790 

Stahlwerke, Metallhütt., 
Metallbearbeitung: 31 
Betriebern. 180,55Mill. 
Grundkapital. . . . 

14326 

19677 

37392 

26347 

42687 

85368 

17756 

23651 

37400 

Maschinenfabriken: 29 
Betriebe m.252,23Mill. 
Grundkapital. . . . 

21874 

20939 

34049 

33287 

29462 


20687 

19558 

31101 

Automobllindustric: 14 
Betriebe m 87,35 Mill. 
Grundkapital. . . . 

7319 

9154 

18933 

11154 

19587 

38023 

5976 

9120 

15355 

Elektrizititsindustiie: 

20 Betr. m.727,80 Mill. 
Grundkapital. . . . 

27864 

35753 

49000 

77465 

84461 

103627 

60C64 

64810 

74146 

Zement: 20 Betriebe mit 
77,13 Mill. Grundkap. 

6530 

4741 

4027 

10514 

5286 

-35 

7248 

3699 

1452 

Chemie: 20 Betriebe mit 
345,45 Mili. Grundkap. 

36223 

36484 

50378 

85516 

71272 


60165 

48426 

61240 

Pulver: 16 Betriebe mit 
91,75 Mill. Grundkap. 

5656 

8558 

12361 

10598 

16787 

KBi 

8716 

12724 


Textilindustrie: 46 Betr. 
mit 169,85 Millionen 
Grundkapital. . . . 

11341 

16078 

17344 

20061 

28233 

33095 

14803 

16718 

19088 

Zellstoffe, Papier: 19Be¬ 
triebe mit 69,125 Mill. 
Grundkapital. . . . 

7383 

12735 

6936 

10201 

-6616 

3024 

7362 

2585 

3229 

Schuhfabriken: 11 Be¬ 
triebe mit 28,80 Mill. 
Grundkapital. . . . 

1932 

2040 

3863 

2820 

4168 


1955 

2670 

3100 

Lederfabriken: 20 Be¬ 
triebe mit 47,65 Mill. 
Grundkapital. . . . 

2300 

8606 

21056 

6331 

13715 

21243 

3176 

5616 

9103 

Mühlen: 17 Betriebe mit 
36,29 Mill. Grundkap. 

2276 

3642 

3957 

3771 

9849 

5992 

2554 

3833 

3915 

Zuckerindustrie: 16 Be¬ 
triebe mit 67,81 Mill. 
Grundkapital. . . . 

3024 

5309 

4445 

10784 

22320 

18096 

7698 

13300 

12479 

Brauereien: 30 Betriebe 
mit 107,58 Millionen 
Grundkapital. . . . 

10453 

10963 

11795 

16616 

16865 

17743 

8952 

10001 

10238 

Hotels und Wirtschafts¬ 
betriebe: 15 Betriebe 
mit 42,20 Millionen 
Grundkapital. . . . 

3727 

5117 

2744 

1187 

—3355 

—1290 

1972 

290 

290 
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FOr alle 19 Indnstriezweis:e mit 4337,1 MilUonen Mark Kapital er< 
geben sich diese Darchschnittszahlen: 


1913 

u. 1913/14 
in 1000 M. 


1914 1915 

u. 1914/15 u. 1915/16 

in 1000 M. in 1000 M. 


Abschreibungen 289122 

Reingewinn 578155 

Dividenden u. Bonus 405 278 


428 821 
593 790 
394975 


593 399 
891519 
542678 


Durchschnittsdividende in Prozent 

9,55 Proz. 9,01 Proz. 12,51 Proz. 


Die nUiäfiige" Steigerung der Durchschnittsdividende dürfte Ver¬ 
anlassung zu dem bewährten Einwand geben, hier ersehe man wieder, 
in wie bescheidenen Grenzen sich der „Entbehrungslohn“ der Kapi¬ 
talisten halte, der nicht einmal den gestiegenen Lebensmittelpreisen 
entspreche. Darauf sei gleich entgegnet: Die Dividende stellt nur 
einen geringen Teil des Gewinns dar, und Durchschnittsberechnungen 
haben überhaupt nur einen problematischen Wert. Wenn von zehn 
Menschen fünf täglich 1 Pfund Fleisch und die anderen fünf gar 
keines essen, so verzehren sie durchschnittlich jeden Tag % Pfund! 
Die notleidenden Industrien der Zusammenstellung „dämpfen“ also 
die Ergebnisse der andern. Man sieht das gleich, wenn man sie 
einzeln betrachtet. 

Pr. Krupp in Essen hat bei 250 MilL Grundkapital während der 
drei Jahre über 114 Millionen abgeschrieben und zurüokgestellt, dabei 
aber stets nur 12 Proz. verteilt. Gutehoffnungshätie bei 30 Mill. 
Kapital über 24 Millionen bei 10, 15 und 20 Proz. Dividende. Aehn- 
liche Verhältnisse ergeben sich bei Hoesch, Laura, van der Zypen, 
MaxinulianshiUte, Lauchhammer, Stahlwerk Becker, Ludwig Loewe, 
Adlerwerke, Mannesmann Muiag, A. E. 0. und Bergmann. Das 
Sachsenwerk in Dresden hat fast das ganze Kapital von Millionen 
während der 3 Jahre abgeschrieben. 

Auch die Betrachtung des Wechsels der Vorräte bietet einigen 
Anhalt für den Stand unserer Rohstoffvorräte, wenn auch deren Wert¬ 
angabe auf Zuverlässigkeit keinen Anspruch erheben kann, da niemand 
weiß, wie die Vorräte bewertet wurden. Aber ein späterer Vergleich 
der Zahlen der drei Jahre mit denen der Jahre 1916 und 1917 wird 
immerhin lehrreich genug sein; wenn sich aus den Bithnzen nur 
ersehen ließe, wie wenig von dem eigentlichen Material und wie viel 
von Ersatzstoffen vorrätig war. Ende 1915 resp. während des Jahres 
1916 ergibt sich eine U/^rfsteigerung der Vorräte — ob sie osantitativ 
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Zunahmen, entzieht sich der Beurteilung — bei Berg- und Hütten¬ 
werken aller Art, gegen 1913 von 361380 auf 601 IN Millionen Mark. 
Für die heutige Lage des Kohlenmarktes ist die Abnahme der Vor¬ 
räte der reinen Kohlenwerke gegen den Stand von 1913 um 640000 
Mark bemerkenswert Dagegen stieg der Wert der Vorräte der Stahl¬ 
werke, Metallhütten usw. Er betrug 1913 in 1000 Mk.: 94 795, 1914: 
102515, 1915: 103214. Bei den Maschinenfabriken: 1913: 140 799, 
1914: 172608, 1915: 188113. In der Automobilindustrie gingen die 
Bestände für die gleiche Zeit um 15 Millionen zurück, in der chemi¬ 
schen Industrie um 36 Millionen. In der Textilindustrie um 43 Mil¬ 
lionen und in der Lederindustrie um 20 Millionen. Verhältnismäßig 
am stärksten ist der Rückgang jedoch in der Mühlenindustrie: 1913; 
34 860, 1914: 9339, 1915: 5167 Millionen Mark Vorräte. 

Indessen bildet das Jahr 1915 keineswegs den Höhepunkt der Mehr¬ 
werterzeugung. Erst mit den Ergebnissen für 1916 und 1917 wird 
der Gipfel der kriegswirtschaftlichen Entwicklung des Industriekapitals 
erklommen und der Abstieg, wenn nicht der Absturz, beginnen. Denn 
ein Teil der industriellen Wohlfahrt gründet sich auf die Ausver¬ 
kaufswirtschaft aller Vorräte, und die „Prosperität“ im allgemeinen 
auf die künstlich erzeugte Steigerung aller Warenpreise. Wenn die 
Handelsredaktion der „Frankf. Ztg.“ ihre dankenswerte Zusammen¬ 
stellung aber dahin kommentiert, der Wert der Gätererzeugang sei in 
Deutschland während der Kriegsjahre gleich gebliehen, so erscheint 
das als ein Trugschluß. Denn ein großer Teil der Qütererzeugung 
dient unproduktiven Zwecken und kehrt daher ebensowenig wieder 
in das Volksvermögen zurück wie die der Zerstörung im vornherein 
gewidmeten Güter. Die Gegenwerte dieser Gütererzeugung bestehen 
in den Milliardenschulden des Krieges. Der vermehrte Umlauf von 
Papiergeldzeichen trübt leider sehr oft den Blick für die volkswirt¬ 
schaftlichen Zusammenhänge. 

Es wird jedenfalls von Nutzen sein, an der Hand der Ergebnisse 
der kommenden Jahre die volkswirtschaftliche Bedeutung der finanz¬ 
kapitalistischen Entwicklung zu verfolgen. Das arbeitende Volk, 
nicht nur die Arbeiterklasse allein, muB den Aufstieg zum Mammonis¬ 
mus aufmerksam verfolgen. Und ein Vergleich der Lohnerhöhungen 
für Arbeitsleistungen, die nicht Ausnahmen bilden, wird dann den 
Beweis erbringen, daß die Gewinne der Unternehmer in keinem 
Verhältnis zu dem Geldlohn der Arbeiter und Festbesoldeten stehen. 
Oder mit anderen Worten: durch den Krieg ist der Anteil des Ar¬ 
beiters eine kleinere Quote des Produktes geworden. 
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FRIEDRICH KLEEIS; 

Lohnkämpfe in der Kriegszeit. 

D er Kriec:, der den ganzen Wirtschafts- und Arbeitsmarkt umwälzte, 
hat naturgemäß auch eine einschneidende Wirkung auf die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen und die von der Arbeiterklasse auf deren 
Verbesserung gerichteten Bestrebungen gehabt. Wenn die freien Ge¬ 
werkschaften sich zu Beginn des Krieges verpflichteten, die Angriffs¬ 
streiks abzubrechen und Streiks während des Krieges nach Möglich¬ 
keit zu vermeiden, so haben sie damit keineswegs die Sicherung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen aufgeben wollen. Die hierfür zur An¬ 
wendung kommenden Mittel sind nur den Zeitverhältnissen angepaßt 
worden. Cs wurde versudit, die erforderlichen Verbesserungen auf 
dem Verhandlungswege zu erreichen. Nur wenn alle Bemühungen 
vergeblich waren, wurde das Mittel der Arbeitsverweigerung an¬ 
gewendet 

Unmittelbar nach Kriegsausbruch entstand eine gewaltige Arbeits¬ 
losigkeit Sie drückte auf den Stand der Löhne, und es war zu be- 
fürditen, daß viele Errungenschaften früherer Jahre über deA Haufen 
geworfen würden. Einzelne Unternehmer faßten die Lage so auf, daß 
die Arbeiter gezwungen seien, Verschlechterungen der Arbeitsbedin¬ 
gungen hinzunehmen. Von Kriegsausbruch bis Ende 1914 wurden von 
den freien Gewerkschaften allein rund 700 Bewegungen geführt, die 
der Abwehr einer versuchten Verschlechterung der Arbeitsbedingungen 
dienten. Nach der amtlichen Statistik fielen in Jene Zeit 24 Streiks 
mit 1126 Beteiligten. 

Glücklicherweise hielt die Stockung des Arbeitsmarktes nicht lange 
an. Durch die wachsenden Lieferangen für den Heeresbedarf ent¬ 
stand bald ein Arbeitermangel. Gleichzeitig trat eine ungeheure Ent¬ 
wertung des Geldes ein. Für die Arbeiter wurde es immer schwie¬ 
riger, mit den In Friedenszeiten und für Friedensverhältnisse fest¬ 
gesetzten Löhnen auszukommen. Deshalb mußten die Gewerkschaften 
versuchen, eine entsprechende Steigerung der Löhne herbeizuführen. 
Die Bestr^ungen richteten sich insbesondere darauf, Teuerungs¬ 
zulagen zu den tariflich festg^elegten Löhnen zu erwirken. Hierin be¬ 
stand die Ifciupttätigkeit der Gewerkschaften in den Jahren 1915 
und 1916. 

Im Jahre 1915 betrug die Zahl der Lohnbewegungen, die ohne Ar¬ 
beitseinstellung endeten, 3683 mit 816 246 Beteiligten. Diese Zahlen 
sind etwa um die Hälfte geringer als der Durchschnitt der Jahre 1910 
bis 1913. Streiks und Aussperrungen wurden nach den Berichten der 
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Gewerkschaften nur 66 mit 2221 Beteiligten gezählt Die amtliche 
Statistik berichtet über 137 Streiks mit 11639 Beteiligten. Es bandelt 
sich bei der amtlichen Statistik vielfach um Arbeitseinsteilungen, die 
nicht von einer gewerkschaftlichen Organisation herbeigefflhrt und 
geleitet worden sind. Hieraus ergibt sich, daß die Zahl der Lohn¬ 
bewegungen, die ohne Arbeitseinstellungen verliefen, etwa 95 v. H. 
aller Veranstaltungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen aus- 
machen. Dasselbe Verhältnis besteht auch bei der Zahl der Beteilig¬ 
ten. Das Jahr 1916 brachte eine starke Vermehrung der Lohnbewe¬ 
gungen. Diejenigen ohne Arbeitseinstellungen stiegen um etwa das 
Dreifache. Die Zahl der Streiks betrug nach der amtlichen Statistik 
239 mit 124 123 Beteiligten. In den von der Arbeitseinstellung betrof¬ 
fenen Betrieben waren 420818 Beschäftigte vorhanden. Auch im 
Jahre 1916 verlief wieder die weitaus größte Zahl der Lohnbewegungen 
ohne Arbeitsniederlegung. Die Anssperrungen haben ein vorläufiges 
Ende gefunden. Während die amtliche Statistik für das Jahr 1915 
noch 4 mit 1227 Beteiligten verzeichnet, sind für das Jahr 1916 über¬ 
haupt keine registriert. 

Die Erfolge der wirtschaftlichen Kämpfe für die Arbeiter waren 
weit günstiger als in der friedenszeit. Gelang es in der ersten Zeit 
nach Kriegsausbruch in der Regel, die beabsichtigte Lohnherabsetzung 
zu verhindern, so gelang es später ebenso häufig, Zulagen zu er¬ 
wirken. Nach der gewerkschaftlichen Statistik endeten im Jahre 

1915 von allen Lohnbewegungen 2853 mit 483 273 Beteiligten mit 
vollem, 783 mit 298 364 Beteiligten mit teilweisem und nur 89 mit 
13 600 Beteiligten ohne Erfolg. Im Jahre 1916 waren die Erfolge, 
namentlich die teilweisen, noch günstiger. Nach der amtlichen Sta¬ 
tistik endeten im Jahre 1916 27 Streiks mit vollem, 129 mit teilweisem 
und nur 83 ohne Erfolg. In früheren Jahren waren die zugunsten 
der Arbeiter erledigten Lohnkämpfe prozentual geringer. Welche 
Ausdehnung im Jahre 1916 bereits die Lohnkämpfe wieder hatten, 
geht daraus hervor, daß in den von den Streiks betroffenen Betrieben 
420 818 Personen l^schäftigt waren. 

Betrachten wir die einzelnen Berufszweige, so ist folgendes be- 
merkensw'ert: Bei den vom Meiallarbeiterverband im Jahre 1916 durch¬ 
geführten 1242 Bewegungen waren 669 017 Arbeiter beteiligt. Damit 
ist die bisherige Höchstzahl der Teilnehmer an Lohnbewegungen vom 
Jahre 1912 um mehr als das Doppelte Obertroffen worden. Im Jahre 

1916 waren an den Lohnbewegungen des Metallarbeiterverbandes 
150481 Frauen beteiligt. 1222 der Lohnbewegungen konnten durch 
Verhandlungen erledigt werden, in 20 Fällen kam es zu einem Streik. 
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Diese hatten sämtlich einen vollen Erfolg. Nur 5 von allen Lohn¬ 
bewegungen waren ohne Erfolg. Durch 1158 Bewegungen wurden 
für 519 255 Arbeiter eine durchschnittliche Erhöhung der Löhne um 
4,40 Mark die Woche erreicht. In 22 Fällen wiyde für 4452 Beteiligte 
eine Verkürzung der Arbeitszeit von durchschnittlich 2% Stunden 
die Woche erzielt. Im Baugewerbe wurden im Jahre 1916 insgesamt 
1061 Lohnbewegungen, davon 1027 mit und 34 ohne Arbeitsein¬ 
stellung, durchgeführt. Sie erstreckten sich auf 10 028 Betriebe mit 
105317 Beteiligten. Von den Bewegungen ohne Streiks endeten 860 
mit 94 521 Beteiligten mit vollem Erfolg. Nur 7 mit 141 Beteiligten 
blieben erfolglos. Von den Streiks verliefen 75 mit 1642 Beteiligten 
mit vollem Erfolg und nur 3 mit 161 Beteiligten ohne solchen. Die 
Arbeitseinstellungen waren nur von kurzer Dauer. Die erreichten 
Lohnerhöhungen betrugen durchschnittlich 7,25 Mark wöchentlich pro 
Beteiligten. In 27 Fällen wurden noch sonstige Verbesserungen 
erreicht In der Holzindustrie ist der Tarifvertrag sehr ausgeblldet. 
Der Krieg bedingte wiederholte Vertragsverlängerungen, so daß zur¬ 
zeit alle Verträge bis zum 15. Februar 1918 laufen. Durch die Lohn¬ 
bewegungen im Jahre 1916 wurden pro Woche 530000 Mk. Lohn¬ 
erhöhungen herausgeholt, oder für 78 000 Personen durchschnittlich 
7 Mk. Die Lohnverhältnisse im Buchdruckgewerbe stehen ebenfalls 
unter der strengsten tariflichen Regelung. Zur Linderung der Kriegs¬ 
not wurden Teuerungszulagen vereinbart, die vom Mai 1917 ab le 
nach der tariflichen Lohnhöhe in den einzelnen Orten für Verheiratete 
3 bis 9,50 Mk. und für Ledige 2 bis 8 Mk. wöchentlich betragen. Der 
Verband der Brauerei- und Mühlenarbeiter berichtet für das Jahr 
1916 über 533 Angriffsbewegungen in 1150 Betrieben mit 29 821 Be¬ 
teiligten, die zu 75696 Mk. Lohnerhöhungen bzw. Teuerungszulagen 
pro Woche führten. Der Erhaltung der geschaffenen Arbeitsbedin¬ 
gungen dienten 181 Abwehrbewegungen mit 4101 Beteiligten, die bis 
auf 22 erfolgreich endeten. Die Lohn- und Teuerungszulagen¬ 
bewegung des Buchbinderverbandes erzielte für 15 481 Berufsangehö¬ 
rige wöchentliche Lohnerhöhungen von 36572 Mk., also für den Be¬ 
teiligten 2,36 Mk. im Durchschnitt. Der Verband der Bäcker und 
Konditoren berichtet, daß im Jahre 1916 sämtliche Lohn- und Tarif¬ 
bewegungen durch friedliche Verhandlungen zum Abschluß gebracht 
wurden. In 126 Bewegungen wurden Zulagen von 2 bis 4 Mk. pro 
Woche erreicht Ende 1916 'bestanden für 7787 Betriebe mit 20282 
Beschäftigten Lohntarife. Der Verband der Tapezierer teilt mit, daß 
eine im Jahre 1916 angestrebte zentrale Regelung der Teuerungs¬ 
zulagen für das ganze Reich an dem Widerstand der Unternehmer- 
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Organisationen scheiterte. In Berlin und anderen gröfieren Orten 
stiegen die Löhne um durchschnittlich 50 Proz., in den kleinen Orten 
um 10 bis 15 Pf. pro Stunde. Die in der Kriegsindustrie beschäftigten 
Berufsangehörigen erhjilten 1,40 bis 1,50 Mk. pro Stunde. Bei Akkord¬ 
arbeit sind die Löhne noch höher. Der Verband der Kupferschmiede 
führte seine Lohnbewegungen, abgesehen von einigen spontanen 
Arbeitseinstellungen, auf dem Wege friedlicher Verhandlungen durch. 
Für 4553 Beschäftigte trat eine Steigerung des Verdienstes von 4 bis 
14 Mk. die Woche ein. Im Schneidergewerbe hatten die Verhand¬ 
lungen mit den Unternehmerverbänden wegen Teuerungszulagen im 
Jahre 1916 keinen Erfolg. Das hatte die Einberufung eines außer¬ 
ordentlichen Verbandstages zur Folge, der dte Kündigung aller laufen¬ 
den Tarifverträge beschloß. Bei den daraufhin im Februar 1917 
geführten Tarif Verhandlungen wurde in der Herrenkonfektion eine 
Lohnzniage von 35 Proz. und in allen Branchen der Maßschneiderei 
von 25 Proz. erreicht Der Verband der Fleischer berichtet, daß er 
im Jahre 1916 für 4175 Personen Vorteile erzielte. Die Lohnerhöhun¬ 
gen gingen bis 10 und sogar 12 Mk. pro Woche. Sämtliche Be¬ 
wegungen wurden in kurzer Frist ohne Arbeitseinstellung zugunsten 
der Arbeiter erledigt In der Textilindustrie litten die Lohnverhält- 
nisse sehr unter der allgemeinen Einschränkung der Produktion. Es 
wurden in einer Anzahl Fabriken Stundenlöhne von 19 bis 27 Pf. 
festgestellt Es wurden deshalb vom Textilarbeiterverband rechts¬ 
verbindliche Mindestlöhne gefordert Sie kamen aber nicht zur Ein¬ 
führung. Der Töpferverband erzielte im Jahre 1916 für 2459 Personen 
13 992 Mk. pro Woche Teuerungszulagen und Tarifverbesserungen. 
Für Ostpreußen wurde ein Einheitstarif und ein paritätischer Pro¬ 
vinzialarbeitsnachweis geschaffen. Im Töpfergewerbe ist der Ge¬ 
schäftsgang ,sehr flau. Der Landarbeiterverband unternahm im 
Jahre 1916 Lohnbewegungen in bisher nie gekanntem Umfange. Die 
Erfolge sind „erheblich“ gewesen. Der Verband der Maler ver¬ 
einbarte im Januar 1916 mit den Arbeitgeberverbänden im Maler¬ 
gewerbe eine allgemeine Teuerungszulage. Im Juni 1917 wurde eine 
weitere solche von mindestens 10 Pt pro Stunde erreicht. Die Berg¬ 
arbeiterverbände führten ihre Lohnbewegungen ebenfalls fast sämtlich 
ohne Arbeitseinstellung durch. Mit dem Kalisyndikat wurde ab 
1. Juni 1916 eine Zulage von 25 Pt pro Kopf und Schicht vereinbart 
Das ist eine Zulage von 1,25 Mk. pro Schicht gegenüber den im Jahre 
1913 vereinbarten Löhnen. Nach der amtlichen Lohnstatistik betrug 
die Steigerung der Löhne vom 2. Vierteljahr 1914 zum 1. Vierteljahr 
1917 bei den eigentlichen Bergarbeitern 27 bis 89 v. H., bei den son- 
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stigen Bergarbeitern 25 bis 71 v. H., bei 'den Jagendlichen Arbeitern 
32 bis 107 V. H. Im Zimmerergewerbe kamen im Mai 1916 unter Mit¬ 
wirkung der Reichsregierung Lohnvereinbarungen zustande, die Je 
nach der OrtsgröBenklasse Zulagen von 7, 10 und 11 Pf. pro Stunde 
brachten. Günstiger verlief eine Lohnbewegung in Berlin, die eine 
Zulage von 14 Pf. brachte. Im Jahre 1916 erhielten 17 979 Mitglieder 
(99,6 V. 11. des Qesamtmitgliederbestandes) Lohnerhöhungen von 1 bis 
37 Pf. Der durchschnittliche Stundenlohn ist seit 1915 von 64,46 auf 
75,30 Pf. gestiegen. Der Verband der Lederarbeiter berichtet eben¬ 
falls, daß er zahlreiche Teuerungszulagen erreicht habe. 


Glossen. 

Belgien und die Entente. 

HSchon wenige Tage nach den Wahlen (von 1912) gab man den 
dringenden Vorstellungen Frankreichs, Englands und zweifellos auch 
Rußlands nach, und Herr de Broqueville (der belgische Minister¬ 
präsident) brachte einen Gesetzentwurf ein, der die allgemeine Wehr¬ 
pflicht einführte. . . . 

Wir sind in den Kreis der Weltmächte eingetreten, ohne unser 
kleines Gebiet zu vergrößern, das uns lächerlich macht, und die 
Großen werden uns nicht wieder loslassen. Wir müssen ihren Wün¬ 
schen gehorchen; müssen rüsten und zahlen, wenn sie es befehlen. 
Wir müssen nach ihrer Pfeife tanzen, tanzen bis zum Tode, wie der 
Bauer aus dem Märchen, den der Teufel zu Ball fährt. . . . 

Unsere Feldarmee ist nach dem Befehl der Tripleentente, die sich 
zur Beschützerin unserer Besitzungen aufgeworfen hat, auf die Stärke 
von 150 000 Mann gebracht worden. Aber seither ist die Zahl der 
Armeekorps, mit denen wir es eventuell zu tun bekommen, vermehrt 
worden, und die französischen Militärschriftsteller verlangen schon, 
daß unsere verfügbaren Kräfte nach Abzug der Besatzungstruppen 
200000, sogar 250 000 Mann betragen sollten. Unsere Infanteristen 
dienen 15 Monate in der Kaserne. Die Sachverständigen erklären 
Jetzt diese Zeit nicht mehr für ausreichend und fordern zwei Jahre. 
Wer nachgegeben hat, wird auch weiter nachgeben. Morgen wird 
uns vielleicht England, das nur bei sich den Militärdienst als lästig 
ansieht, wieder zur Erfüllung unserer Verpflichtungen auffordern.“ 
Der belgische Sozialistenfährer de Brouckire in Nr. 18 
der „Neuen Zeit'" vom 31. Juli 1914. 


Ein Wort Strindbergs. 

Die ihr nicht wißt, was es heißt, von Sonnenaufgang bis Sonnen¬ 
untergang zu arbeiten, um dann in tierischen Schlaf zu fallen, ihr seid 
dem Fluch des Sündenfalls entgangen — denn es ist ein Fluch zu 
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fühlen, wie die Seele im Wuchs stillsteht, während der Körper sich in 
die Erde hineinwühit. Qeh hinterm Ochsen her, der den Pflus: zieht, 
und laß das Auge tagaus tagein auf die graue Erdscholle blicken, nnd 
du wirst schließlich vergessen, zum Himmel hinaufzusehen; steh mit 
dem Spaten da und grab einen Qarten bei brennender Sonnenhitee, 
und du wirst fühlen, wie du in den wasserkranken Boden sinkst und 
deiner Seele ein Qrab gräbst. Das wißt ihr nicht, die ihr euch den 
ganzen Tag über erlustigt und in einer freien Stunde zwischen Früh« 
stück und Mittag arbeitet, um dann eure Seelen im Sommer auszu- 
ruhen, wenn die Erde grün ist, wo ihr die Natur genießt als ein 
Schauspiel, das veredelt und erhebt. Für den Erdarbeiter gibt es die 
Natur in dieser Weise nicht; der Acker ist Brot, der Wald ist Holz, 
der See eine Waschschüssel, die Wiese Käse und Milch — alles ist 
Erde ohne Seele I ... 


HANNS ALTERMANN; 

Sambre = Städte. 

HeuV ist es mir, als wäre ich daheim: 

Als hätf ich hier am Sambre-Ufer 

Der Himmel Bild geschaut. - 

Wie in der Heimat grüßten mich die hohen Schlote; 

Wie in der Heimat war Ui engen Vorstadtgassen 
Der letzte Schnee noch nicht getaut. 

Du bist wie unser Land der roten Erde, 

Du Land der Sambre; — Deine Städte 

sind eng und schwarz und ohne grüne Wiesen. - 

Die hohen Schlote speien schmutzig-graue Massen 
von Qualm und Rauch, — und schmutzig — trübe nur 
seh’ ich die Sambre ruhig-träge fließen. 

Wie an der Ruhr und an der Wupper stein’gem Ufer 
seh’ glühen ich in arbeitslaute Nacht hinein 
der hohen Oefen rote Feueraugen! — 

Und rußgeschwärzter Männer nerv’ge Arme seh’ ich 
im Feuerschein sich heben, — senken; die nur der Arbeit, 
Nicht der Liebe Tändeln taugen. — 

Hart wie der Stahl, den tausend Feuer hier gebären, 
sind Eure Menschen, Sambreland und Land der Ruhr. — 

— Den Amboß schlägt der Hammer laut! - 

Und eine eigne Schönheit ist die Herbe Eurer Städte! 
Die packt ans Herz mir heute an der Sambre Ufern, 
Als wandernd ich der Heimat Bild geschaut. 
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DEGLCXZKE 

23. Heft 8. September 1917 3. Jahrg. 

NKhdnidc sSmtUchoü^itikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


HEINRICH CUNOW: 

Henderson, ßenaudel & Co. 

VJ^IEDER ist eine große Seifenblase geplatzt. Die durch 
VV Fanfärengeschmetter angekündigte Londoner Konferenz 
der Ententesozialisten hat mit einem Mißerfolg geendet, den 
man fast als Deroute bezeichnen kann. Damit ist das Zustande¬ 
kommen des Stockholmer Friedenskongresses ernstlich in Frage 
gestellt. Die imperialistischen Machtpolitiker an der Themse 
und Seine wie an der Spree sind um einen Stoff für ihren Spott 
über die Friedensstiftung der „roten Internationale“ reicher, die 
Redaktionen unserer Parteiblätter, die noch einige Tage vor 
der Londoner Tagung die Zusammenkunft in der Zentralhalle 
des Neuen Westminster-Palastes als Etappenstation auf dem 
Friedenswege nach Stockholm feierten, um eine schöne Illusion 
ärmer. 

Wer die Vorbereitungen zur Zusammenkunft der Entente¬ 
sozialisten genau beobachtete, der mußte sich Ireiiich schon vor 
zwei, drei Wochen sagen, daß selbst wenn die Londoner Tagung 
mit ansehnlicher Mehrheit die Teilnahme an dem geplanten 
Stockholmer Friedenskongreß beschließen sollte, damit noch 
keineswegs ein günstiges Endergebnis der internationalen Ver¬ 
ständigungsaktion gesichert sei. Allzu deutlich trat bei einem 
Teil der Größen der englischen Labour Party und der Renaudel- 
schen Gefolgschaft die Absicht hervor, falls die Dinge in Stock¬ 
holm eine ihnen unbequeme Wendung nehmen sollten, die Ver¬ 
handlungen durch Aufwerfung bestimmter Streitfragen zu sabo¬ 
tieren. Freilich, daß die Vertreter der englischen und franzö¬ 
sischen Regierwngsimperialisten sich in der Westminster- 
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ZentraFhalle so sehr als Agenten der Lloyd Qeorgeschen und 
Ribotschen Regierung fühlen würden, um durch eine schlau 
ausgeklügelte Geschäftsordnung schon die Verhandlung in 
London zum Scheitern zu bringen, dürften selbst die ärgsten I 
Pessimisten in unseren Reihen kaum angenommen haben. Ich 
wenigstens muß zu meiner Beschämung gestehen, daß ich, wenn : 
ich auch in einem wenige Tage vor Begin# der Londoner Be¬ 
sprechung geschriebenen Artikel eine Sabotierung der Stock- 
“holmer Friedensverhandlungen durch die Delegierten der i 
Labour Party (nicht zu verwechseln mit der Independent i 
Labour Party) und der französischen Parteimehrheit als wahr- i 
scheinlich in Aussicht stellte, doch als ziemlich sicher ange- 
•iiommen habe, daß sich immerhin im Westminster-Palast eine 
beträchtliche Mehrheit für die Beschickung der Stockholmer 
Tagung zusammenfinden werde, schon um die russischen Sozia¬ 
listen nicht zu brüskieren und der Welt nicht das Schauspiel 
zu bieten, daß selbst unter einigen Dutzend sozialistischen 
Partei- und Gewerkschaftsführern der „demokratischen“ 
Entente keine Einigkeit in den wichtigsten politischen Lebens¬ 
fragen herzustellen sei. 

Fast scheint es, als hätte die historische Umgebung, in der 
die Beratung stattfand, die schönen Standbilder der englischen 
Könige und Königinnen nebst den Statuen solcher illustren 
Mehrer des britischen Weltreichs wie Lord Rüssel, Lord Qran- 
ville und des alten Gladstone, allzu stimulierend auf den 
Nationaldünkel eines Teils der englischen Kongreßteilnehmer 
eingewirkt. Aber warum sind die Herren nicht etwas weiter 
nach der benachbarten alten Westminsterhalle gegangen, wo 
sie so manche historischen Vorkommnisse, wie die Verurteilung 
Karl I., die Begrüßung Cromwells als Lord-Protektor und 
später die Aufhängung seines abgeschlagenen Hauptes nach der 
Wiederjeehr der Stuarts, an den. Thomas Mooreschen Spruch 
hätten mahnen köanen: „Alles was glänzt vergeht!“ 

Große Neigung zur Beschickung des Stockholmer Friedens¬ 
kongresses haben die Führer der englischen Arbeiterpartei und 
des französischen Regierungssozialismus nie gehabt. Noch der 
Manchester Kongreß der Arbeiterpartei im Januar 1917 hat 
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jede Beteiligung an internationalen Friedenskonferenzen mit 
l 498 000 gegen 696 000 Stimmen abgelehnt. Erst nachdem sich 
die Hcnderson, Thomas, Cochin und Moutet selbst in Rußland 
überzeugt hatten, wie dringend dort das Friedensbedürfnis ist 
und welche Mißbilligung im Petersburger Arbeiter- und Sol¬ 
datendeputiertenrat eine völlig ablehnende Haltung der franzö¬ 
sischen und englischen Arbeiterführer hervorrufen würde, 
schwenkte, dem Zwange folgend, ein Teil der Antikongreßler 
um und befürwortete nun den Gang nach Stockholm — konnte 
es doch sonst vielleicht zu einer Sonderkonferenz in Stock¬ 
holm kommen, dhne daß die im Schlepptau des englischen und 
französischen Kabinetts segelnden sozialistischen Führer dort 
Gelegenheit erhielten, die „Intrigen der deutschen Regierungs¬ 
sozialisten** zu hintertreiben. 

Man entschloß sich also für die Teilnahme an dem Stock¬ 
holmer Kongreß, erklärte aber, eine definitive Zusage erst 
geben zu können, nachdem man eine sogen, interalliierte Kon¬ 
ferenz abgehalten habe. Der Zweck war, sich erst über die 
Haltung in Stockholm, sowie die dort zu vertretenden Kriegs¬ 
und Friedensziele zu verständigen und den Delegierten aus den 
Ententestaaten gebundene Mandate mitzugeben. 

Der Wille, an den Stockholmer Verhandlungen teilzunehmen, 
bedeutete also durchaus noch nicht den Willen, dort für eine 
Friedensverständigung zu wirken — vor altem nicht auf der 
Basis ,Jieine Annexionen und keine Entschädigungenr Man 
fürchtete lediglich, durch eine Nichtteilnahme sich des Ein¬ 
flusses auf diese Beratung zu begeben und bei den'pazifistischen 
Arbeitermassen der eigenen wie der neutralen Lä>nder an 
Geltung zu verlieren. Henderson, der ausgeschiedene Arbeits¬ 
minister im englischen Kabinett, erklärte ebenso wie sein Amts¬ 
nachfolger, Herr Barnes, daß sie die Fortsetzung des Krieges 
bis zur Niederwerfung Deutschlands wünschten. Als eigent¬ 
liches Motiv seines Eintretens für die Beschickung des Stock¬ 
holmer Kongresses gab denn auch Herr Henderson an, daß 
sich in Stockholm die beste Gelegenheit bieten werde, die 
deutsche sozialistische Minderheit von der Schuld der Regie¬ 
rung zu überzeugen. Allem Anschein nach nimmt Herr Hen- 
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derson an, daß die Fülirer der deutschen Minderheit sämtlich 
einen gleichen Respekt vor englischem Selbstbewußtsein be¬ 
sitzen, wie Herr Eduard Bernstein. Deutlich verriet Henderson 
damit die Absicht, in Stockholm die Schuldfrage aufzurollen 
und die deutsche Minderheit gegen die Mehrheit auszuspielen. 
Und mit genau demselben Zweck begründete auf einer Pariser 
sozialistischen Konferenz der Mehrheitsführer Bracke seinen 
Entschluß, nach Stockholm zu gehen. Er gehe, erklärte er, 
nicht dorthin, um einen Eriedensvergleich zu befürworten, 
sondern um anzuklagen, die deutsche Regierung und die deut¬ 
schen Sozialisten, denen er zugleich mit dem Ausschluß aus der 
Internationale drohte. 

Nachdem man sich im wesentlichen gegenseitig über die zu 
befolgende Taktik verständigt hatte, konnte der Aufmarsch 
beginnen. Ein zum 10. August nach London einberufener Ar¬ 
beiterkongreß stieß die früheren gegenteiligen Beschlüsse von 
ßirmin^am und Manchester um und entschied sich mit 
1846000 gegen 530 000 Stimmen für die Beteiligung an den 
Stockholmer Verhandlungen. Doch nun eihoben sich auf dem 
rechten Flügel der Gewerkschaften, der sich durch den Ab¬ 
stimmungsmodus und die den beiden sozialistischen Gruppen, 
der Independent Labour Party und der British Socialist Party, 
zugedachte Vertreterzahl benachteiligt fühlte, Protest gegen 
das Abstimmungsverfahren. Deshalb wurde auf einer neuen 
Zusammenkunft der Arbeiterpartei nochmals abgestimmt und 
nun stimmten nur 1 234 000 für die Beteiligung, 1231000 da¬ 
gegen, denn die Bergarbeiter, die das erstemal für den Gang 
nach Stockholm votiert hatten, schwenkten jetzt zu den Anti¬ 
kongreßlern ab — nicht, weil sie ihre Ansicht geändert hatten, 
sondern nur, um gegen die angebliche Bevorzugung der soziali¬ 
stischen Gruppen zu demonstrieren. 

Doch nicht in diesen seltsamen Abstimmungsresultaten liegt, 
obgleich sie zeigen, wie gering man in einem Teil der englischen 
Arbeiterpartei die Bedeutung von Stockholm einschätzt, die 
Eigenartigkeit der englischen Auffassung; weit mehr noch 
kommt sie darin zum Ausdruck, daß die Zusammenkunft sich 
damit einverstanden erklärte, der zum 28. August nach dem 
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Westminster-Palast einberufenen sogen, „interalliierten“ Kon¬ 
ferenz als Antwort auf die Stockholmer Fragebogen eine Denk¬ 
schrift zu überreichen, die sich eng an die Beschlüsse der 
Londoner Konferenz der Ententesozialisten vom 14. Februar 
1915 anldhnt; denn diese Beschlüsse stellen teilweise ganz ähn¬ 
liche Forderungen auf, wie sie heute noch das Londoner und 
Pariser Kabinett vertreten. So wird zum Beispiel verlangt: 
Wiederherstellung Serbiens, Montenegros, Polens und Belgiens 
sowie Entschädigung des letzteren, Rückgabe Elsaß-Lothringens 
an Frankreich, Herausgabe des Trentino und Triests an Italien, 
völlige Unabhängigkeit Luxemburgs von Deutschland, Errich¬ 
tung eines selbständigen Palästina, Abtretung Armeniens, 
Arabiens und Mesopotamiens an England, Stellung der tropi¬ 
schen Kolonien Afrilcas (nicht der südafrikanischen englischen 
Besitzungen) unter internationale Verwaltung, das heißt, 
genauer gesagt, unter englische Verwaltung. 

Damit war der am 28. August zusammentretenden Konferenz 
der Ententesozialisten fürsorglich die Richtung für die Forde¬ 
rungen gewiesen, die sie für die Stockholmer Beratung aufzu¬ 
stellen hatte. Bedenken ergaben sich nur, ob dann, wenn über 
die Beteiligungsfrage und die Anerkennung der obigen Kriegs¬ 
ziele getrennt abgestimmt würde, nicht vielleicht die Indepen¬ 
dent Labour Party, die British Sozialist Party und die von 
Longuet geführte französische Parteiminderheit in der Er¬ 
kenntnis, daß auf solcher Basis keine Verständigung in Stock¬ 
holm möglich sein werde, gegen die erwähnten Kriegsziel¬ 
forderungen stimmen würden. In solchem Falle schien die 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen, daß später sich diese sozia¬ 
listischen Gruppen mit den Delegierten der Mittelmächte, Ruß¬ 
lands und einiger neutraler Staaten einigen und für ein anderes 
Friedensprogramm stimmen könnten. Das mußte verhütet und 
deshalb alle Delegationen aus den Ententestaaten an die Ein¬ 
haltung bestimmter Forderungen gebunden werden. Zwar 
konnte das zur Folge haben, daß- die sozialistischen Minder¬ 
heiten sich dem Ansinnen der Gefolgschaft der Henderson, 
Thorne, Renaudel, Bracke & Co. nicht fügten und demnach 
keine Einigung über die Vertretung der Ententestaaten auf 
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dem Stockholmer Kongreß zustande kam — aber besser, die 
ganze Beschickung dieses Kongresses aus England, Frankreich 
und Belgien scheiterte, als daß in Stockholm eine Art Ver¬ 
ständigung zwischen einem Teil der eigenen und den deutschen 
und österreichischen Delegationen zustande kam. 

So stellte denn Henderson, als am 28. August die Konferenz 
in der Zentrathalle zusammentrat und die Anwesenheit von 
fünfundvierzig englischen, zehn französischen, zwei belgischen, 
zwei portugiesischen, vier russischen, einem griechischen und 
einem südafrikanischen Teilnehmer ergab, nach einer längeren 
Begrüßungsrede, in der er das Festhalten an den „unpartei¬ 
ischen“ und „gerechten“ Forderungen vom 14. Februar 1915 
empfahl, den Antrag, über die Frage der Beschickung des 
Stockholmer Friedenskongresses und das sogen. Friedens¬ 
programm nicht nach Köpfen oder Nationen abzustimmen, 
sondern nur einstimmig gefaßte Beschlüsse als bindend anzu¬ 
sehen. Damit war das Schicksal der Konferenz besiegelt. Das 
zeigte sich schon bei der Wahl des Ausschusses, der die Be¬ 
teiligungsfrage beraten sollte. Die Mitglieder der französischen 
Parteimehrheit lehnten nämlich kurzweg ab, an den betreffen¬ 
den Kommissionsberatungen teilzunehmen. Noch zerfahrener 
zeigte sich die Veihandlung der zur Vorberatung des Friedens¬ 
programms niedergesetzten Kommission. Die beiden eng¬ 
lischen sozialistischen Gruppen — die Labour Party kann als 
sozialistisch im eigentlichen Sinne nicht gelten — wie auch die 
französische Parteiminderheit stellten verschiedentlich Ab¬ 
änderungsanträge zu den in die Denkschrift übernommenen 
Kriegszielen vom 14. Februar 1915, sie stießen aber fortgesetzt 
bei den meisten Mitgliedern der Labour Party und der Renau- 
delschen Anhängerschaft auf kühlen Widerspruch. Weder die 
Regierungssozialisten Englands, noch die Frankreichs zeigten 
sich bereit, sich etwas Wesentliches von Ihren schönen patrio¬ 
tischen Forderungen abhandeln zu lassen, und da die kleinen 
sozialistischen Minderheiten sich zu diesen nicht zu bekehren 
vermochten, blieb alles Hin- und Herreden resultatlos. Ver¬ 
gebens strengte sich Ramsay Macdonald in der Kommission 
und später in der allgenicincn Sitzung des Kongresses an, 
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wenigstens irgend etwas Greifbares zustande zu bringen — alle 
Mifhe war umsonst. 

So endete am zweiten Tage die Konferenz ohne jedes Er^ 
gebnis — falls man nicht die Verschärfung des Gegensatzes 
zwischen den liberalen‘Führern der großen Gewerkschaften 
und den beiden kleinen sozialistischen Parteien Englands als 
beachtenswertes Resultat betrachten will. Diese Situation bot 
Herrn Hyndman die willkommene Gelegenheit, sich dem eng¬ 
lischen Jingoismus in empfehlende Erinnerung zu bringen. Er 
stellte den Antrag, die Konferenz möge erklären, daß sie jeden 
Verkehr mit Delegierten feindlicher Länder ablehne, solange 
Deutschland die besetzten Gebiete nicht geräumt hätte. Hätte 
eine ernsthafte, politisch angesehene Person den Antrag ge¬ 
stellt, wer weiß, wie viele Stimmen er erhalten hätte — da 
ihn aber Herr Hyndman stellte, fiel er mit 55 gegen 4 Stimmen 
durch. 

Schon vorher hatten einige Delegierten schleunigst die Kon¬ 
ferenz verlassen; nun folgten einige andere, und dem Rest 
blieb, um wenigstens den Schein zu retten, nichts anderes übrig, 
als den Vorschlag anzunehmen, einen ständigen Ausschuß mit 
der Vorbereitung einer neuen Zusammenkunft der Arbeiter¬ 
parteien der Ententestaaten zu betrauen und Rußland formell 
zu seiner Revolution zu beglückwünschen. 

Was nun? Die Einsetzung eines neuen Ausschusses ist ledig¬ 
lich ein Verlegenheitsschachzug, um die Deroute zu verhüllen. 
Daß doch noch in kurzem eine Verständigung zwischen den 
divergierenden Gruppen zustande kommt, ist nach dem ganzen 
Verlauf der Kommissionsberatungen höchst unwahrscheinlich, 
wenn auch voraussichtlich, um die pazifistischen Elemente in 
den eigenen Reihen zu beruhigen, demnächst von London und 
Paris aus allerlei Versicherungen in die Welt hinausgeschiokt 
werden, die Arbeiten für die Entsendung von Delegierten nach 
Stockholm seien mit Erfolg wieder aufgenommen usw. Das 
Projekt der Abhaltung eines allgemeinen Friedenskongresses 
der alten Internationale auf der Basis: „Keine Annexionen und 
keine Entschädigungen!“ ist als gescheitert zu betrachten. Der 
einzige sichere Erfolg der Londoner Konferenz dürfte sein, daß 
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sich die Gegensätze zwischen den verschiedenen englischen 
und französischen Parteigruppen noch mehr zuspiUen und ein 
Teil der nach FriedensschluB verlangenden Arbeiterschaft, der 
das Ränkespiel der Henderson, Renaudel & Co. erlcennt, zu 
den Minderheiten abschwenkt. 

Möglich bleibt nur noch ein Teilkongreß; doch sefbst, wenn 
sich daran neben den Sozialisten der Mittelmächte und Bul¬ 
gariens auch die sozialistischen Parteien Rußlands, Polens, 
Finnlands, Skandinaviens, Hollands und der Schweiz beteiligen 
sollten, würde er -nur eine relativ geringe Bedeutung be¬ 
anspruchen können — um so mehr, als der Petersburger Ar¬ 
beiter- und Soldatendelegiertenrat durch seine verfehlte Taktik 
einen beträchtlichen Teil seiner Macht verloren hat und hinter 
der Diktatur KerenSkis bereits der' Frührotschein der Gegen¬ 
revolution auftaucht. 

Man mag diese Wendung der Dinge beklagen — aber besser 
ist immerhin, daß die Führer der Labour Party im Verein mit 
den 'Hiomas, Renaudel, Vandervelde usw. die Londoner Konfe¬ 
renz sabotiert haben, als daß sie mit ihrem Friedensprogramm 
nach Stockholm gekommen wären, um dort im Dienste ihrer 
Regierungen einen internationalen Skandal zu inszenieren. 


LUDWIG QUESSFL, M. d. R.: 

Die Praxis des Parlamentarismus. 

Vorbemerkang der Redaktion: Wir bringen hier — in Ergänzung der 
Artikel von Heiimann und Rundä — einen weiteren Beitrag zur Frage 
der parlamentarischen Regierung. Die Arbeit Quessels wurde ge¬ 
schrieben, bevor Heilmanns erster Aufsatz erschienen war. 

V ON sachkundigen Personen sind in letzter Zeit über das 
parlamentarische Regierungssystem im Hinblick auf die 
Wünschbarkeit und Möglichkeit seiner Einführung in Deutsch¬ 
land wertvolle Beiträge in deutschen Zeitungen und Zeitschrif¬ 
ten veröffentlicht worden. Als Bethmann Hollweg zurücktrat, 
schien es sogar einen Augenblick, als ob die Krone die Initiative 
zur Verwirklichung des Parlamentarismus ergreifen würde. 
Das war freilich eine Täuschung. Die Parlamentarisierung 
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Deutschlands, die unsere Parteipresse schon als im Werden 
begriffen betrachtet und als „friedliche Umwälzung'* angekün¬ 
digt hatte, blieb in ihren ersten Anfängen stecken. Wie bisher, 
so sind auch diesmal die Männer, die über Krieg und Frieden, 
Volksernährung und Uebergangswirtschaft zu bestimmen haben, 
ohne Mitwirkung des Reichstags ernannt worden. Nicht mit 
Unrecht hat man daher von der letzten Ministerkrisis gesagt, 
die Krone habe dem Volke einen Reichskanzler geschickt, wie 
man einen Gouverneur in eine Kolonie sendet: Gehe hin und 
regiere! Im Gegensatz dazu hat in Oesterreich die Krone fest 
und eindringlich ihren Willen bekundet, von der veralteten Be¬ 
amtenregierung loszukommen und parlamentarisch zu regieren. 
Aber auch in Oesterreich ist das Ziel der Krone nicht erreicht 
worden. An dem Widerstand der Tschechen und Polen, die 
aus nationalistischen Motiven die Neuordnung Oesterreichs von 
innen heraus nicht zulassen, sie vielmehr vom feindlichen Aus¬ 
land auf der Friedenskonferenz durchsetzen lassen wollen, ist 
die Parlamentarisierung der österreichischen Regierung ge¬ 
scheitert. Nichtsdestoweniger steht fest, daß in Oesterreich das 
parlamentarische System, wenn nicht noch im, so nach dem 
Kriege zur Geltung kommen wird. Das ist auch für Deutsch¬ 
land insoweit nicht ohne Belang, als dann von allen Kultur¬ 
völkern der Erde nur noch Deutschland eine bureaukratische 
oder obrigkeitliche Regierung haben wird. 

Was nun die Publikationen über das parlamentarische System, 
die in letzter Zeit von Juristen und Politikern geschrieben wor¬ 
den sind, anbetrifft, so wird allerdings derjenige, der nicht 
Gelegenheit hatte, den Parlamentarismus im Ausland praktisch 
kennen zu lernen, aus jenen Veröffentlichungen schwerlich ein 
klares Bild von der parlamentarischen Regierungsweise gewin¬ 
nen können. Die meisten Autoren, die für oder gegen die Ein¬ 
führung des parlamentarischen Systems in Deutschland schrei¬ 
ben, setzen es als bekannt voraus, so daß der Leser von 
diesem System selbst nur wenig erfährt, dagegen viel davon, 
was für oder gegen seine Anwendung auf deutsche Verhältnisse 
spricht. Es scheint daher nützlich, einmal das umgekehrte Ver¬ 
fahren einzuschlagen, d. h. die Gründe, die für oder gegen die 
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Einführung des parlamentarischen Systems in Deutschland 
sprechen, als bekannt vorauszusetzen, und lediglich das parla¬ 
mentarische System für sich zu betrachten, zu zeigen, welchen 
Charakter es aufweist, und wie es in bedeutungsvollen Momen¬ 
ten funktioniert. 

Um die Praxis des Parlamentarismus gründlich kennen 
zu lernen, ist es zweckmäßig, von der Entstehung der Minister¬ 
krisen und ihrer Lösung auszugehen. Die Gründe, die in einem 
parlamentarisch regierten Staat zu einer Ministerkrisis führen, 
können politische und unpolitische sein. Natürliche Erschei¬ 
nungen, wie Tod oder Krankheit des Premierministers, führen 
Ministerkrisen herbei. Was die politischen Gründe anbetrifft, 
die zu Ministerkrisen führen, so können diese parlamentarischer 
oder außerparlamentarischer Natur sein. Als außerparlamen¬ 
tarisch wird man eine Ministerkrisis ansehen können, wenn der 
Ministerpräsident in Konflikt mit dem Staatsoberhaupt (Präsi¬ 
denten oder Monarchen) gerät, wie z. B. 1877 der französische 
Ministerpräsident Jules Simon mit dem Präsidenten der Repu¬ 
blik, Mac Mahon, weil er dessen Reden von einer Gefangen¬ 
schaft des Papstes als sinnlose Behauptungen hingestellt hatte. 
Als außerparlamentarisch wird man auch Ministeikrisen be¬ 
zeichnen können, die durch moralische Entgleisungen der Mi¬ 
nister hervorgerufen werden. Ein Schulbeispiel hierfür ist der 
moralische Zusammenbruch des dänischen Justizministers 
Alberti, der sich wegen seines Millionenschwindels selbst den 
Gerichten steilen mußte und das liberale Ministerium Christensen 
mit in den Abgrund riß. Von weit größerer Bedeutung als die 
außerparlamentarischen sind jedoch die parlamentarischen Mi¬ 
nisterkrisen. Da in allen parlamentarisch regierten Staaten, 
wo schwankende Mehrheitsverhältnisse vorhanden sind, die 
Parteien sich zu einer Mehrheit nur für Erledigung einer be¬ 
stimmten Reihe von Aufgaben, also auch nur für kürzere Zeit, 
zusammenschließen, so tritt eine Ministerkrisis regelmäßig ein, 
wenn das mehr oder minder bestimmte Aktionsprogramm der 
Mehrheit annähernd verwirklicht ist und Raum für die Bildung 
einer neuen Mehrheit mit anderen politischen Zielen oder Auf¬ 
gaben entsteht. In Frankreich war in dem Zeitraum von 1871 
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bis 191d durchschnitlich alle 11 Monate eine Ministerkrisis zu 
verzeichnen. Sobald eine neue Mehilieit im Werden ist, kündigt 
sich dies dadurch an, daß die Kammeropposition an Zahl immer 
größer wird und die Kammermehrheit, auf die sich das Kabinett 
stützt, mehr und mehr zusammenschmilzt. Macht sich ein 
solcher Zustand wachsender Unsicherheit der Mehrtieitsver- 
hältnisse bemerkbar, so findet es das Kabinett in der Regel 
ratsam, seine Umbildung vorzunehmen, und wenn auch diese 
die Mehrheit nicht verstärkt, von der politischen Schaubühne 
abzutreten. Das war z. B. im März dieses Jahres der Fall, als 
das Ministerium Briand durch den Zusammenbruch des russi¬ 
schen Autokratismus, von dem es sich in einem Geheimvertrag 
für den Fall des Sieges außer Elsaß-Lothringen auch noch einen 
anderen großen Teil des linken Rheinufers hatte garantieren 
lassen, so sehr an Ansehen verlor, daß es am 9. April ein 
Vertrauensvotum erhielt, das eigentlich klarer als ein Miß¬ 
trauensvotum den Zerfall der alten Mehrheit offenbarte. Bei der 
Abstimmung am 4. März, bei der Briand die Vertrauensfrage 
gestellt hatte, wurde die Präsenzziffer nicht erreicht und nur 
dank dem hilfreichen Aufgebot der Stimmen abwesender Volks¬ 
vertreter kam eine Mehrheit zustande, die knapp die Hälfte der 
Abgeordneten ausmachte, während alle übrigen dem Ministe¬ 
rium Briand eine Gleichgülti^eit bekundeten, die dem Miß¬ 
trauen recht nahe kam. Briand zog denn auch aus diesem 
„Vertrauensvotum“ die Konsequenzen und überreichte einige 
Tage später dem Präsidenten Poincar^ die Demission des 
Kabinetts. 

Aus den geschilderten Vorgängen geht hervor, daß parla¬ 
mentarische Ministerien die Vollzugsorgane des Willens der 
Parlamentsmehrheit sind. Sie vermögen daher auch nur solange 
im Amt zu bleiben, als sie sich auf eine sicher und zweifelsfrei 
vorhandene Mehrheit stützen können. Sobald diese sich auf¬ 
zulösen beginnt, ist der Zeitpunkt für ihren Rücktritt gekommen. 
Die Lösung einer Ministerkrisis ruft nun das Staatsoberhaupt 
auf den Plan. Man kann nicht sagen, daß dessen Aufgabe, eine 
Regierung zustande zu bringen, die sich auf eine feste Mehrheit 
zu stützen vermag, immer leicht zu lösen ist. Wo zahlreiche 
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Parteien vorhanden sind, sind für das Zustandekommen einer 
Mehrheit auch verschiedene Möglichkeiten vorhanden. Die 
Parteien der Mitte sind zumeist in der Lage, sich ganz oder 
teilweise für bestimmte politische Aufgaben sowohl mit der 
Rechten wie mit der Linken zu einer Mehrheit zusammenzutun. 
Das Staatsoberhaupt wird natürlich bemüht sein, für die Er¬ 
ledigung derjenigen Staatsaufgaben, die ihm zurzeit am dring¬ 
lichsten scheinen, eine Mehrheit zustande zu bringen, und von 
den Möglichkeiten, die sich ihm hier bieten, wird er diejenige j 
wählen, die die meiste Aussicht auf Dauer in sich trägt. Sind 
die Parteiverhältnisse so verworren, daß sich überhaupt keine 
arbeitsfähige Mehrheit bilden läßt, so kann er natürlich auch 
ein Ministerium berufen, das über keine Mehrheit in der Kam¬ 
mer verfügt; die Folge eines solchen Schrittes muß dann aber 
sein, das Parlament aufzulösen und durch Ausschreibung von 
Neuwahlen die Wähler aufzurufen, das Land nicht ln Anarchie 
verfallen zu lassen und nur solchen Männern ihre Stimmen zu 
geben, die willens und fähig sind, eine regierende Mehrheit zu 
bilden. 

Aus diesem Zusammenhang ergibt sich, daß beim parlamen¬ 
tarischen System das Wahlrecht einen ganz neuen Inhalt be¬ 
kommt. Der Wähler eines Obrigkeitsstaates bestimmt, indem 
er sein Wahlrecht ausübt, lediglich die Partei, von der er 
wünscht, daß sie die Regierungshandlungen kontrolliert und bei 
der Gesetzgebung mitwirkt. Auf die Zusammensetzung der 
Regierung vermag er dagegen, welcher Partei er auch immer 
seine Stimme gibt, keinen Einfluß auszuüben. Denn im Obrig¬ 
keitsstaat kommen und gehen die Minister, ohne daß die Par¬ 
teien bei ihrer Ernennung oder Entlassung mitwirken. ln parla¬ 
mentarisch regierten Staaten ist der Wahlkampf dagegen in 
erster Linie ein Kampf um die Regierungsgewalt, weil in diesen 
Staaten das Parlament regiert, allerdings nicht unmittelbar, 
sondern mittelbar, und zwar durch ein von seiner Mehrheit be¬ 
stimmtes Vollzugsorgan: das parlamentarische Ministerium, 
Das ist auch der Grund, warum Neuwahlen in parlamentarisch 
regierten Ländern so häufig zum Ministerwechsel führen. Hier 
hat es der Wähler am Ende jeder Legislaturperiode in der 
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Hand, zu bestimmen, ob die Regierung bleiben oder gehen soll. 
Als 1913 die dänischen Liberalen aus der Wahlschlacht nur 
44 Mandate heimbrachten, während Sozialdemokraten und 
Radikale ihre Mandatsziffer von 42 auf 62 steigerten, legten 
die bisherigen liberalen Minister sofort ihre Aemter nieder, 
weil das dänische Volk durch die Wahl einwandfrei zum Ausr 
druck gebracht hatte, daß es von liberalen Ministern nicht mehr 
regiert werden wollte. Das Staatsoberhaupt berief darauf den 
Führer der tiöchstbestimmten Partei, den Genossen Stauning, 
zu sich, um ihn zur Bildung eines sozialdemokratisch-radikalen 
Ministeriums zu veranlassen. Da die dänische Sozialdemokratie 
zur Uebernahme der Regierungsgewalt in Gemeinschaft mit 
den Radikalen sich nicht entschließen koinnte, sich aber ver¬ 
pflichtete, ein radikales Ministerium zu unterstützen, so ging 
schließlich die Regierungsgewait auf die Radikalen über, die sie 
allerdings nicht nur für ihre Partei, sondern auch für die So¬ 
zialdemokratie ausübten. 

Nicht immer sind freilich die Verhältnisse so einfach wie 
1913 in Dänemark, wo die Wählen eine zweifelsfreie linke 
Mehrheit ergeben hatten. In der Regel liegen die Dinge so, 
daß sich für bestimmte Staatsaufgaben, wie z. B. Steuer- oder 
Justizreformen, verschiedene Mehrheiten bilden lassen, solche, 
die ihren Schwerpunkt auf der rechten Seite haben, andere, 
deren Schwerpunkt auf der linken Seite liegt, und schließlich 
auch solche, die ihren Schwerpunkt in der Mitte des Hauses 
finden. Oft steht in parlamentarisch regierten Staaten das 
Staatsoberhaupt vor der schwierigen Aufgabe, zunächst einmal 
einen an politischen Auskünften, Ideen und Willenskraft reichen 
Mann ausfindig zu machen, der das Geschick hat, ein Aktions¬ 
programm aufzustelleln, worauf sich eine genügend starke An¬ 
zähl von Parteien zu einigen vermögen. Unterhandlungen mit 
zahlreichen Politikern sind oft notwendig, um den geeigneten 
Maim zur Bildung eines neuen Kabinetts und einer neuen Mehr¬ 
heit zu finden. Wie das geschieht, hat uns der Staatspräsident 
Poincarö in seinem Buch: „Wie Frankreich regiert wird“ an¬ 
schaulich geschildert: 
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„Vollzieht sich eine Ministerkrisis, so beratschlasrt der Präsident 
der Kepublik über di€ Situation mit Politikern, die ihm am besten 
geeignet erscheinen, um eine Auskunft zu geben, und besonders zieht 
er die Präsidenten der beiden Kammern hinzu. Er bespricht sich 
sodann mit einer Persönlichkeit, die ihm am meisten geeignet scheint, 
der Chef einer neuen Regierung zu werden. Er kann sein Augen¬ 
merk auf einen Senator, einen Abgeordneten oder auch auf einen 
Mann richten, der keinen Sitz in den beiden Kammern hat. Wenn 
nach einer Konferenz mit dem Präsidenten ein solcher Mann die ihm 
angebotene Mission annimmtf ist es Sitte, daß er sich nach seinem 
Ermessen Mitarbeiter wählt.“^ 

Wir hören von Poincarö, daß das französische Staatsober¬ 
haupt nicht die Verpflichtung hat, die Minister unter den Mit¬ 
gliedern des Parlaments zu wählen. Die Frage hat jedoch, wie 
der italienische Justizminister Orlando in seinem berühmten 
Werk über die Prinzipien des öffentlichen und konstitutiomellen 
Rechts sagt, zwei Seiten: eine rechtliche und eine politische. 
Vom Standpunkt des Verfassungsrechts aus ist in den meisten 
parlamentarisch regierten Staaten nichts dagegen einzuwenden, 
daß der Premierminister außerhalb des Parlaments steht, wenig¬ 
stens bei einem Parlamentarismus wie in Frankreich und Italien, 
wo die Ministerqualität ausreicht, um an den Parlamentsver- 
handlungen teilnehmen zu können, ln England darf dagegen 
ein Minister, der nicht Mitglied des Unter- oder Oberhauses 
ist, an den Sitzungen des Parlaments nicht teilnehmen. Kein 
Wunder daher, daß selbst die Unterstaatssekretäre, die man als 
Minister zweiter oder dritter Ordnung bezeichnen kann, in 
England zumeist Abgeordnete sind. Qewohnheitsrechtlich steht 
fest, daß jeder britschen Regierung mindestens 40 Abgeordnete 
als Minister, Haupt- und Unterstaatssekretäre angehören sollen. 
Der Regierung im engeren Sinne, dem sogen. Kabinett, gehörten 
vor Kriegsausbruch 13 Parlamentarier an, die Abgeordneten 
Asquith, Lloyd George, Qrey, Harcourt, Churchill, Birrell, 
Pease, Buxton, Bums, Runciman, Samuel und Hobhouse. In 
England liegen die Dinge also derart, daß die leitenden Minister 
aus den Reihen der Abgeordneten hervorgehen müssen. Die 

‘ Siehe Raymond Poincarö: Wie Frankreich regiert wird. Berlin 
1913, Seite 101. 
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Wähler bezeichnen hier also im indirekten Verfahren die Män¬ 
ner, die für die oberste Leitung der Regicrungsgeschäfte in 
Frage kommen. Anders dagegen in den parlamentarisch regier¬ 
ten Staaten des Kotinents. Hier besteht in der Regel kein 
rechtliches Hindernis, daß auch ein Nichtparlamentarier Mi¬ 
nister wird. Trotzdem hat die politische Notwendigkeit auch 
^ier zu dem britischen Brauch geführt. Auch auf dem Konti¬ 
nent sind die Minister in allen feindlichen und neutralen Staaten 
zumeist Abgeordnete. Ihre Wahl zum Mitglied des Parlaments 
war die Voraussetzung dafür, daß sie Minister wurden. „Vom 
politischen Standpunkt aus — sagt Orlando — ist es (für das 
parlamentarische System) notwendig, daß im allgemeinen alle 
Minister Mitglieder des Parlaments sind; denn das ganze poli¬ 
tische Leben der Nation konzentriert sich im Parlament, und 
das Kabinett muß sich notwendigerweise aus Politikern zu¬ 
sammensetzen.“* 

Ein wichtiges Prinzip des Parlamentarismus ist ferner die 
Homogenität des Kabinetts. Parlamentarische Regierungen 
müssen einheitlich und geschlossen vorgehen, wenn sie sich 
gegenüber der Opposition behaupten wollen. Die Gleichartig¬ 
keit des politischen Woilens unter den Ministern herzustellen 
und zu erhalten, hat sich jedoch in der Praxis als eine recht 
schwierige Aufgabe herausgestellt Man ist daher zu dem 
Modus gelangt, es dem Ministerpräsidenten zu überlassen, sich 
aus den Reihen der Abgeordneten der verschiedenen Parteien, 
auf die er sich stützen will, seine Mitarbeiter auszuwählen, um 
derart ein harmonisches und solidarisches Wirken des Kabi¬ 
netts zu garantieren. In der Person des Ministerpräsidenten 
verkörpert sich so die Einheit jeder parlamentarischen Regie¬ 
rung, weil er es ist, der alle leitenden Aemter mit Männern 
besetzt, von denen er annimmt, daß er sich mit ihnen in allen 
schwierigen Fragen wird verständigen können, und daß sie im 
Sinne seiner Politik auf ihre Fraktionen einwirken werden. 
Lezterer Umstand führt nun ganz von selbst dazu, daß nur 
solche Abgeordnete als Kabinettsmitglieder in Frage kommen, 

’ Siehe V. E. Orlando: Principes de droit public et constitutionnel. 
Paris 1902, Seite 340. 
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die in ihren Fraktionen einflußreich sind, die, wie man sa^rt, 
deren Ohr haben. Damit erfährt natürlich die Zahl der 
Abgeordneten, die für Ministerposten in Frage kommen, eine 
wesentliche Einschränkung. Viele sind berufen, aber wenig:e 
sind auserwählt. Die Mitwirkung des Staatsoberhauptes bei der 
Bildung einer neuen Regierung beschränkt sich demnach auf die 
Ernennung des Premierministers. Die Wahl der Leiter der 
verschiedenen Ministerien ist dagegen Sache des letzteren. Die 
Praxis hat erwiesen, daß dies der einzige Weg ist, der zur 
Bildung eines wirklich homogenen und disziplinierten Kabinetts 
führt. Allerdings ist die Zahl der Abgeordneten, die als Mit¬ 
arbeiter für jeden Premierminister in Frage kommen, nicht so 
groß, wie dies angesichts der großen Schar der Abgeordneten 
scheinen könnte. Denn, wie schon vorher erwähnt, nicht jeder 
zu der jeweiligen Mehrheit gehörende Abgeordnete eignet sich 
zum Minister. Nur diejenigen Abgeordneten, die zur Führer¬ 
schaft einer Fraktion gehören, kommen für Ministerposten In 
Frage. Natürlich machen sich bei Berufung des Ministerpräsi¬ 
denten durch das Staatsoberhaupt auch parlamentarische Ein¬ 
flüsse geltend. In Frankreich soll es das Finanzkapital sein, 
das dabei auf den Staatspräsidenten und den Ministerpräsiden¬ 
ten einen großen Einfluß ausübt. Hermann Fernau schildert 
in seinem Buch über die französische Demokratie die Rolle 
des Finanzkapitals bei einer Ministerkrisis wie folgt: 

„Wenn ein Ministerkabinett gestürzt worden ist (d. h. wenn es 
in der Kammer bei einer sogen. Vertrauensfrage keine Mehrheit 
mehr erhält und sich als entlassen betrachten muß), dann findet zu> j 
nächst eine Zusammenkunft der Chefs der Hochfinanz statt; in den 
meisten Fällen geschieht dies schon, ehe das Ministerium überhaupt j 
gefallen ist... Sie übermitteln alsdann ihre Wünsche in diskreter | 
Weise dem Präsidenten der Republik. Dieser beruft nach altem I 
Brauch der Form halber den Kammer- und Senatspräsidenten und 
fragt sie nach ihrer Meinung, wer wohl der geeignetste Mann sei 
zur Bildung eines neuen Ministeriums. Ist dieser neue Mann ge¬ 
funden, dann handelt es sich für diesen um die Wahl seiner Mit¬ 
arbeiter. In dieser Wahl aber ist der neue Ministerpräsident ziemlich 
beschränkt, denn die Minister müssen In der Tat aus der kleinen ' 
Gruppe der sogen. „Ministerfähigen** gewählt werden. Als minister- ' 
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fähig gilt nur, wer 1. zum Qcneralstab einer einflußreichen Parla- 
mentsgruppe gehört, über mindestens eine Zeitung verfügt und in 
mindestens einer Volkskiasse ein wenig populär ist; 2. wer die mehr 
oder weniger offensichtliche Unterstützung eines großen finanziellen 
oder industriellen Unternehmens besitzt, und 3. wer mindestens ein¬ 
mal Berichterstatter einer größeren Parlamentskommission gewesen, 
d. h. wer schon mit dem komplizierten Mechanismus der Verwal¬ 
tungsbureaus Fühlung genommen hat. In den beiden französischen 
Kammern gibt es im ganzen etwa ItK) Abgeordnete und Senatoren, 
die diese Eigenschaften besitzen.“® 

Man kann annehmen, daß Fernau den Einfluß des Finanz¬ 
kapitals auf die Zusammensetzung der französischen Kabinette 
übertreibt, wie er in seinem Buch nachweisbar die Rolle des 
Finanzkapitals für die Erhaltung des europäischen Friedens 
überschätzt hat. Nichtsdestoweniger wird niemand leugnen 
wollen, daß in einem Rentiierstaat wie Frankreich die Stimme 
des Finanzkapitals, hinter dem Millionen kleiner Rentner stehen, 
auch von dem Staatspräsidenten und dem Ministerpräsidenten 
gehört werden muß. Man darf eben nicht vergessen, daß in 
Frankreich auch die Ersparnisse des kleinen Mannes, weil mit 
Hilfe der Banken in ausländischen Werten angelegt, im ge¬ 
wissen Sinne politisiert sind und Beachtung bei der Leitung der 
staatlichen Angelegenheiten verlangen. Uebrigens ist es der 
sich oft recht ungehemmt geltend machende Einfluß des Finanz¬ 
kapitals auf die Minister, der viele Demokraten dahin gebracht 
hat, der parlamentarischen Monarchie den Vorzug vor der 
parlamentarischen Republik zu geben, weil bei der ersteren 
Staatsform das Staatsoberhaupt kapitalistischen Einflüssen nicht 
so stark ausgesetzt ist und sich ihnen gegenüber eine größere 
Unabhängigkeit bewähren kann. 

Ist nun das neue Kabinett unter Einwirkung der verschieden¬ 
sten Faktoren gebildet, so kommt es darauf an, ihm die Ein¬ 
heitlichkeit zu erhalten. Hierzu dienen die Beratungen des 
Kabinetts unter sich, der sogen. „KahinettsraC, unter dem 
Vorsitz des Ministerpräsidenten, über Fragen der inneren Poli¬ 
tik, und die Beratungen des Kabinetts mit dem Staatsoberhaupt, 

* Siehe Herniann*Fernau: Die französische Demokratie. Mönchen 
und Leipzig 1914, Seite 31 u. 32. 
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dem sogen. ,Ministerrat*\ unter dem Vorsitz des Staatspräsi¬ 
denten bzw. des Monarchen, über Fragen der auswärtigen Poli¬ 
tik, die bisher auch in den parlamentarisch regierten Staaten 
gegenüber dem Parlament zumeist geheim behandelt wurden. 
Es ist nicht zuletzt diese Qeheimlialtung der auswärtigen Politik, 
die das furchtbare Drama dieses Krieges über die Welt herauf¬ 
beschworen hat. Wie die Beratungen des Ministerrats über die 
auswärtige Politik, so werden auch die Beratungen des Kabi¬ 
nettsrats über die innere Politik selbstverständlich vertraulich 
behandelt. Bei letzteren aber liegt es in der Natur der Sache, 
daß ihre Ergebnisse durch die Haltung des Ministeriums vor 
dem Parlament der Sache nach später immer bekannt werden. 
Im Kabinettsrat bringt jeder Minister, allgemein interessierende 
Fragen, die sein Ressort betreffen, vor und unterbreitet sie der 
Erwägung seiner Kollegen. Dies ist das Mittel, die Einheitlich¬ 
keit des Kabinetts zu erhalten. Keiner der Minister darf in 
seinem Ressort tun, was er will, jeder vielmehr ist an die Zu¬ 
stimmung seiner Kollegen, insbesondere aber des Kabinetts¬ 
chefs gebunden. Aus diesem solidarischen Vorgehen erklärt es 
sich, daß ein Mißtrauensvotum der Kammer, das sich z. B. auf 
eine Justizfrage bezieht, nicht nur den Justizminister, sondern 
das ganze Kabinett zu Fall bringen kann, wenn der Kabinetts¬ 
chef, was die Regel ist, von jener Frage Kenntnis hatte. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß der Parlamentarismus auf 
seiner derzeitigen Entwicklungsstufe zahlreiche Mängel hat 
und Mißbräuche aller Art aufweist. Nichtsdestoweniger bleibt 
die Tatsache bestehen, daß alle Völker Europas, die vom Kon- 
stitutionalismus zum Parlamentarismus fortgeschritten sind, 
nicht die geringste Neigung zeigen, das parlamentarische 
System zugunsten des obrigkeitlichen wieder aufzugeben. Alle 
feindlichen und neutralen Nationen Europas sind vielmehr der 
Ueberzeugung, daß die Einführung des parlamentarischen 
Systems, d. h. die Regierung durch die von ihnen gewählten 
und von ihnen abhängigen Abgeordneten, sie aus einflußlosen, 
beherrschten, unselbständigen Untertanenvölkern zu freieren 
Völkern gemacht hat. Das Versagen des parlamentarischen 
Systems gegenüber der Kriegsgefahr im Sommer 1914 führen 
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sie darauf zurück« daß die Prinzipien des Parlamentarismus 
auf die auswärtige Politik bisher nur abgescliwächt zur Geltung 
kamen, daß der Geist des Obrigkeitsstaates, der dem Volk als 
ein unkontrolliertes, im geheimen planendes, ungehemmt schal¬ 
tendes Fatum gegenübertritt, vom Parlamentarismus leider 
noch nicht aus den Auswärtigen Aemtern vertrieben worden 
war. Von der Ausbreitung und Verstärkung des Parlamentaris¬ 
mus erhofft der größte Teil der europäischen Menschheit ver¬ 
mehrte Friedensgarantien gegen die Umtriebe der überall noch 
im alten obrigkeitlichen Geist geführten Geheimdiplomatie, die 
diesen furchtbaren Krieg heraufbeschworen hat. 


PAUL UMBREIT: 

Zur Monopolfrage. 

D ie Monopolfrage wurde in früheren Jahrzehnten gemeinhin 
nur in der Richtung des Staatsmonopois erörtert und scharf 
umstritten. Der Gegensatz zwischen Staatsmonopol und freiem 
Erwerb hatte noch aus dem Zeitalter des Kampfes um die Qe- 
werbefreiheit wenig von seiner Schärfe verloren. Dem Staats¬ 
betrieb haftete nach allgemeiner Auffassung etwas Gebundenes, 
Bureaukratisches an, das der Wohlfahrt aller im Wege stand 
und für die modernen Bedürfnisse der Menschheit kein Ver¬ 
ständnis hatte. Auch in der Sozialdemokratie, die doch sonst 
für Produktionsverstaatlichung eintrat, begeisterte man sich 
nicht für Staatsmonopole, wenigstens nicht für solche des Gegen- 
wflr/sstaits, zu dem man kein Vertrauen hatte, dass er die Wohl¬ 
fahrt des gesamten Volkes über die Wahrung der Interessen der 
besitzenden Klassen stellen werde. Der Staat der Junker und 
Kapitalisten, der Staat, der Millionäre züchtet, erschien nicht 
geeignet als Mandatar der Besitzlosen gegen die Interessen des 
Privatbesitzes. 

Allmählich gewann aber die Monopolfrage ein ganz anderes 
Gesicht. Die Kapitalskonzentration in zahlreichen Industrien, 
die Herrschaft der Banken und Bankenkonzerne über ganze 
Gruppen gleichartiger Unternehmungen, die Fusionierungen und 
der Zusammenschluß ganzer Industriezweige durch Kartellie- 
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rungen haben die Gefahr einer Aera des Privaimonopolismiis 
bedenklich nahegerückt, — eines Monopolismus, der sicherlich 
noch viel weniger durch Rücksichtnahme auf die allgemeine 
Wohlfahrt ausgezeichnet war. ln der /(o/i/enindustrie setzte sich 
diese neue Herrschaft so rücksichtslos gegen die Qemeininter- 
essen durch Stillegung ganzer Betriebe durch, daß bereits vor 
\V 2 Jahrzehnten eine lebhafte Agitation für Qrubenverstaat- 
lichung entstand, der sich auch die Sozialdemokratie nicht ent- j 
zog. Im Deutschen Reichstag wurde wiederholt die antinatio¬ 
nale Praxis der Schienen- und PanzerplattenheTren gegeißelt, 
die ihre Monopolstellung ausnützten, vom Staate höhere Preise 
zu erpressen, als sie an das Ausland lieferten. Nicht minder war 
der Ring der Pulver- und Sprengstoffabriken Gegenstand 
scharfer Kritik. Andererseits erfreute sich der Staatsbetrieb im 
Eisenbahn-, Post- und Telegraphenwesen, wenigstens nach 
seiten der Befriedigung öffentlicher Bedürfnisse, so steigender 
Aneikennung, daß der Reichstag kein Bedenken trug, durch 
Aufhebung der lokalen Privatposten das Reichspostmonopol ab¬ 
zurunden. Gewiß bestanden lebhafte und berechtigte Klagen 
gegen diese Staatsbetriebe als Arbeitgeber, besonders gegen die 
preußische Eisenbahnverwaltung, die mit ihrer Lohnpolitik 
keineswegs auf der Höhe stand und ihren Angestellten auch das 
Koalitionsrecht verweigerte. Aber diese Betriebe unterstanden 
immerhin in gewissem Maße der Kontrolle des Parlaments, und 
wenn der preußische Landtag in dieser Hinsicht versagte, so 
trug daran das undemokratische Dreiklassenwahlrecht die 
Schuld. Bei den Privatmonopolen dagegen war je4fc öffent¬ 
liche Kontrolle gänzlich ausgeschlossen. Daß eine wirkliche 
Volksvertretung auch in die Regelung der Arbeiterverhältnisse 
eines Monopols Einfluß gewinnen kann, lehren die Vorgänge bei 
der gesetzlichen Regelung des Kalimonopols, eines Zwangssyn¬ 
dikats teils privater, teils staatlicher Werke, bei dem die Ar¬ 
beiterlöhne in Verbindung mit der Festsetzung der Förderungs- 
Quoten gebracht wurden. Diese Lohnpolitik ist nicht allein in 
hohem Maße geeignet, die Stellung der Arbeiterklasse zu beein¬ 
flussen, sondern sie dürfte auch wegweisend für die Kartell- 
fordeningen der Arbeiterschaft werden. 
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Der Weltkrieg hat die Monopolfrage nach zwei Seiten hin 
spruchreif gemacht. Er hat uns eine Kriegswirtschaft aufge¬ 
zwungen, die den Zusammenschluß ganzer Industrie-, Handels- 
iind Versorgungszweige gefördert, die Rohstoffbeschaffung und 
-Verteilung zentralisiert, die Preisfestsetzung vereinheitlicht und 
die Belieferung aufs strengste geregelt hat. Das private Inter¬ 
esse ist zu einem gewissen Anteil ausgeschaltet und durch das 
öffentliche ersetzt worden. Auf vielen Gebieten sind Heeres¬ 
verwaltung, Reich, Staat und Gemeinden an die Stelle der 
früheren privaten Abnehmer getreten. Bestehende Kartelle sind 
unter Reichsaufsicht gestellt, neue Kartelle, Syndikate, Kriegs¬ 
gesellschaften gegründet, Reichsämter zur Regelung und Kon¬ 
trolle ins Leben gerufen, ja selbst neue Reichsmonopole ge¬ 
schaffen worden. Ein kurzer Krieg hätte keine tiefergehenden 
Spuren hinterlassen, aber drei Jahre Kriegswirtschaft greifen 
tief in das Erwerbsleben des Volkes ein. Was sich in diesen 
Jahren an Zentralisation, Regelung und Einrichtungen bewährt 
hat, verschwindet nicht so bald wieder, und am wenigsten lassen 
sich die Eindrücke dieses Zusammenwirkens aus dem Lebens¬ 
kreise der kapitalskräftigen Unternehmer tilgen, die aus diesem 
mehrjährigen Monopolkursus vieles gelernt haben und denen 
die Kriegsgewinne auch die reichen Mittel in den Schoß warfen, 
um gigantische Pläne nach dem Kriege zu verwirklichen. Auch 
die Uebergangswirtschaft wird eine geraume Zeit zentralistischer 
Gebundenheit und Regelung bringen. Soweit sie das Erwerbs¬ 
leben freigibt, wird sich aber ein gesteigerter Kampf 
zwischen großen und kleinen Unternehmungen, zwischen 
alten und neuen Formen einstellen, dessen Ausgang nicht 
zweifelhaft sein kann. Das Lebensunfähige unterliegt, — Sieger 
blefbt das konzentrierte Finanzkapital, das die Produktion kon¬ 
trolliert, und der kartellmäßig geschlossene Kreis der leistungs¬ 
fähigen Großfabrikanten und -händler. 

Mit einer neuen Aera des Privatmonopols wäre also nach 
dem Kriege unter diesen Umständen zu rechnen. Aber es ist 
dafür gesorgt, daß die Bäume dieser Monopolisten nicht in den 
Himmel wachsen. Der Krieg hat nicht bloß den Zusammen¬ 
schluß des Privaterwerbs begünstigt, sondern auch den öffenU 
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liehen Betrieb erweitert und die Staatsaufsicht für Privatmono¬ 
pole faktisch durchgesetzt. Er hat weiterhin durch die Kriegs- 
anleihen einen großen Teil des einheimischen Kapitals in die 
Hände des Reiches gebracht, also in gewissem Sinne „verstaat¬ 
licht und das Reich ist kein gewöhnlicher Schuldner, es ist in 
diesem Fall zugleich Qesetzgeber seiner Gläubiger und souve¬ 
rän in der Regelung seiner Finanzverhältnisse. Es kann sich 
zwar nicht der Pflicht der Verzinsung und Rückzahlung seiner 
Anleihen entziehen, aber es kann bestimmen, wie die Mittel für 
Verzinsung und Rückzahlung aufzubringen sind. In der Ab¬ 
tragung dieser öffentlichen Schuld und in der Notwendigkeit der 
Ueberwindung der Kriegsfolgen für Bevölkerung, Volkswirt¬ 
schaft und öffentliches Leben hat der Krieg schließlich auch die 
Zwangslage geschaffen, dem Staatswesen neue Finanzquellen 
zu erschließen, die dauernd und ergiebig genug für diese Zwecke 
sind. Denn die seitherigen Reichseinnahmen reichen nicht ent¬ 
fernt dafür aus. Vor dem Kriege vereinnahmte das Reich etwa 
2 Milliarden Mark im Jahr, davon etwa die Hälfte aus ^llen und 
indirekten Steuern. Die Kriegsanleihen haben schon jetzt eine 
Höhe von 64 Milliarden Mark erreicht und dürften wahrschein¬ 
lich noch um 15—20 Milliarden Mark steigen. Dies würde eine 
jährliche Zinsenlast von zirka 4 Milliarden Mark erfordern, un¬ 
gerechnet die Aufwendungen für Tilgung dieser Kriegsschuld. 
Da eine wesentliche Erhöhung der zumeist von den ärmeren 
Volksschichten aufzubringenden indirekten Steuern ausge¬ 
schlossen ist und die Zolleinnahmen aus Gründen der Ueber- 
gangswirtschaft und Valutaerhaltung von selbst zurückgehen 
dürften, so bleibt neben Einkommen-, Vermögens-, Erbschafts¬ 
und Kriegsgewinnsteuern nur die Verstaatlichung des Unter- 
tnehmergewinns in gewissen ertragreichen Unternehmungs¬ 
gruppen übrig. Als solche Ertragsmonopole .kommen sowohl 
solche in Betracht, die sofort größere Erträge abwerfen, als 
auch solche, die in Zukunft eine wesentliche Aufbesserung der 
Reichsfinanzen erwarten lassen. 

Man wird im allgemeinen eine Industrie oder Erwerbsgruppc 
als monopolreif erachten, wenn deren kaufmännische Organi¬ 
sation und technische Entwicklung einen gewissen Höhepunkt 
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I erreicht liaben. Die private Monopolisierung sucht zunächst d|e 
j großen Unternehmungen zu stärken und die kleineren aufzu- 
kaufen oder totzumachen; was diesem Konkurrenzkämpfe 
j widersteht, w*rd schließlich für den Zusammenschluß zu einem 
1 den Markt beherrschenden Syndflcat gewonnen. Auch im Syn- 
I dfkat hört der Kampf zwischen den Stärkeren und Schwächeren 
I nicht auf. Kartelle und Syndikate sind trotz ihres vielfach 
monopolistischen Charakters nichts Starres, sondern Kampf- 
I gebilde, die ebenso nach außen wie nach Innen in stetigem 
I Kampfe liegen. Für die Verstaatlichung eignen sich in erster 
Linie solche monopolreife Unternehmungen, die sich mit der 
Ausbeutung von Erdschätzen, Wasserkräften und natürlichen 
Kraftquellen befassen. Hier handelt es sich um Güter, die an 
sich öffentliches Eigentum darsfellen und deren Erwerb erst 
durch einen staatlichen Verleihungsakt vergeben wurde. Es 
liegt auf der Hand, daß der Staat diese Verleihung jederzeit 
rückgängig zu machen imstande ist und dafür keine weitere 
Entschädigung zu gewähren braucht, als sich aus der Ueber- 
nähme der Baulichkeiten, Anlagen, Maschinen und Vorräte nach 
ihrem derzeitigen Wert ergibt. Jedenfalls braucht er niemand 
für entgangene Spekulationsgewinne zu entschädigen. Weiter- 
, hin kommen Unternehmungen in Betracht, die öffentliche 
Straßen, Plätze, Ländereien, Wasserstraßen, Kanäle usw. für 
ihre Zwecke ausnützen, wie Verkehrsunternehmungen zu Land 
und Wasser, Licht- und Kraftversorgung. Auch hier kann die 
Konzession zurückgezogen und können die bestehenden. An¬ 
lagen zu ihrem tatsächlichen Werte übernommen werden. In 
I dritter Linie handeit es sich um Unternehmungen, für deren Er- 
' Zeugnisse Reich, Staat und Gemeinden den hauptsächiichsten 
Abnehmer bilden, also Fabriken für Heeres- und Marinezwecke, 
für Eisenbahnmaterial, für öffentliche Bauten, Schiffsbau, 
I Brückenbau und dergieichen, für Post-, Telegraphie- und Fern¬ 
sprechbedarf, Schui- und Heilanstaltsbedarf, um den Straßen¬ 
bau usw. Sodann können auch weitere Erwerbszweige ver¬ 
staatlicht werden, die ohne ein besonderes öffentliches Inter¬ 
esse, lediglich aus fiskalischen Gründen dafür geeignet er¬ 
scheinen. Ein typisches Beispiel hierfür sind die in manchen 
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Staaten bereits eingeführten Tabak- und Zündholzmonopole. 
Bei der Verstaatlichung der Tabakindustrie fehlen sogar alle 
sonstigen Voraussetzungen für ein natürliches Monopol, wie Be¬ 
triebskonzentration, technisch-maschinelle Entwicklung, kauf¬ 
männische Organisation usw. Einzig die Bereitwilligkeit der 
männlichen Bevölkerung, für einen liebgewonnenen Qenuß auch 
größere Aufwendungen zu machen, reizt hier zur Monopolisie¬ 
rung. Schließlich kommen für die Lebensmittelversorgung wich¬ 
tige Monopole in Betracht, in erster Linie bei den aus dem Aus¬ 
land eingeführten Lebensmitteln, ferner beim inländischen Qe- 
treide- und Mehlhandel einschließlich der Müllerei, und bei der 
Spiritus-, Branntwein- • und Zuckerindustrie. Auch gewisse 
Versicherungsunternehmungen eignen sich für Monopolzwecke, 
besonders in solchen Zweigen, für die der Versicherungszwang 
eingeführt werden kann. 

Man sieht, daß der Kreis der Erwerbszweige, der für den 
Reichs- oder Staatsbetrieb in Frage kommen kann, kein kleiner 
ist. Ueberall, wo es sich um Reichs-, Staats-, Gemeinde- oder 
öffentlichen Bedarf, um die Lebensmittelversorgung, um soge¬ 
nannte gemeinnötige Betriebe handelt, liegt der Gedanke der 
Verstaatlichung oder Vergemeindlichung nahe, sobald der 
Privatbesitz und der Privaterwerb in diesen Unternehmungen 
sich mit dem öffentlichen Interesse in Widerspruch setzt. Das 
geschieht in der Regel, wenn die betreffenden Unternehmer den 
inneren Wettbewerb zurückgedrängt od,er ausgeschaltet haben, 
um sich auf Kosten der Verbraucher mühelos einen größeren 
Gewinn zu sichern; oder wenn sie in anderer Weise durch rück¬ 
sichtsloses Gebaren sich über öffentliche Interessen hinwegsetzen. 
Die Verstaatlichung würde hier in erster Linie den Ver¬ 
brauchern, einschließlich der Gemeininteressen des Staates, zu¬ 
gute kommen. Ein Staatsmonopol aus steuerlichen Gründen 
verlangt freilich auch eine auf die Erzielung möglichst hoher 
Ueberschüsse gerichtete Verwaltung. Hier ist es indes Sache 
der Volksvertretung, neben dem fiskalischen Interesse auch das 
der Verbraucher zu wahren und zwischen beiden die rechte 
Mitte zu halten. 

Staats- und Gemeindebetriebe hängen in ihren Erträgen 
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ebenso wie Privatbetriebe von guter Organisation des Einkaufs» 
der Arbeit, des Verkaufs, also von Arbeit und kaufmännischer 
Verwaltung ab. Bestimmend für sie ist aber schon, zu welchem 
Preise sie vom Gemeinwesen erworben werden. Ein teurer 
•Erwerb belastet den Betrieb auf Jahrzehnte hinaus mit Schuld- 
Zinsen und macht das Gemeinwesen zum Schuldner der früheren 
Eigentümer. Es liegt daher im Interesse des Staates und der 
Steuerzahler, den Uebergang von Unternehmungen in Staats¬ 
oder Gemeindebetrieb nicht für die früheren Besitzer zu einem 
Geschäft zu machen, das sie auf Jahrzehnte hinaus für Gewinne 
der Zukunft schadlos hält. Anlagen, Einrichtungen und Patente 
sind natürlich ihrem derzeitigen Wert gemäß zu entschädigen, 
tüchtige kaufmännische, technische und organisatorische Kräfte 
können auch im Staatsbetrieb für entsprechende Gehälter be¬ 
schäftigt werden. Aber künftige Gewinne sind schließlich nicht 
bloß von deren Zusammenwirken, sondern auch von öffentlichen 
Voraussetzungen abhängig, wofür kein Privateigentümer be¬ 
zahlt zu werden braucht. Vor allem braucht der Staat nicht die 
Spekulation auf den mühelosen Gewinn aus der Ausnutzung von 
Gütern, die Gemeineigentum sind, zu entschädigen, ebensowenig 
die Spekulation durch Aufkauf notwendiger Lebensmittel und 
anderer nur in begrenztem Maße vorhandenen Gegenstände des 
öffentlichen Bedarfs. Was im Zeitalter der privatkapitalistischen 
Tugend als wohlerworbener Besitz galt, verträgt sich nicht mit 
dem neuen Zeitalter sozialer Gemeinwirtschaft, als deren Aus¬ 
druck die Staatsmonopole den Privatinteressen gegenübertreten. 

Mit der bloßen Verstaatlichung des Unternehmergewinnes 
in solchen Betrieben oder Erwerbsgruppen ist die Monopol¬ 
frage freilich nicht gelöst, wenigstens nicht im Sinne sozialer 
Zeitauffassungen. Diese verlangen etwas mehr, als daß sich 
der Staat an die Stelle der Privatunternehmer setzt. Sowohl 
den Verbrauchern als auch den Arbeitern und Angestellten 
wäre sehr wenig gedient, wenn jede Konkurrenz auf dem 
Waren- und auf dem Arbeitsmarkt einfach ausgeschaltet und 
durch eine auf die Alleinherrschaft gestützte ßureaukratie er¬ 
setzt würde. Die Konsumenten erwarten mit Recht, daß der 
Staat das Monopol nicht zu schrankenloser Schröpfung des 
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Publikums ausnützt, sondern durch die Gesetzgebung und 
durch soziale Einrichtungen an bestimmte Schranken gebunden 
werde. Nicht minder verlangen die Arbeitnehmer, daß ihre 
Interessen beim Uebergang von Industrien und Betrieben in 
Staatsregie sichergestellt werden. Nur unter diesen Voraus¬ 
setzungen ist die Zustimmung zur Monopolisierung gewisser 
Erwerbszweige denkbar. 

Mit diesen Fragen beschäftigt sich ein jüngst erschienenes 
Buch, betitelt „Monopolfrage und Arbeiterklasse**, das die Auf¬ 
merksamkeit aller an der Staatswirtschaft und Sozialpolitik 
interessierten Kreise verdient. Das Buch ist von Wilh. Jansson 
herausgegeben und enthält Abhandlungen von Heinrich Cunow, 
Otto Hue und Max Schippel, von denen jede das Thema in eine 
neue Beleuchtung rückt. In einem Schlußwort unternimmt es 
der Herausgeber, zusammenfassend die Notwendigkeit staat¬ 
licher Monopole zu begründen und die Forderungen der Ver¬ 
braucher und Arbeitnehmer darzulegen. 

Heinrich Cunow schildert die Entwicklung der Privatmono¬ 
pole, die er ihrer meistverbreiteten Form wegen als Kartell¬ 
monopole bezeichnet, ihre Motive und Praktiken und Macht¬ 
mittel. Dieser Teil des Buches ist unstreitig der lehrreichste, 
weil er Einblick gewährt in die zahlreichen Formen des Kartell¬ 
wesens, in ihre vielverschlungenen Wege, sich durchzusetzen, 
und in ihre Wirtschaftspolitik. Die Kriegswirtschaft hat die 
Monopoltendenz erheblich begünstigt und die Machtsphären 
der Kartellherren erweitert. Indes stellt sich ihm die Kar¬ 
tellierung der Industrie als eine notwendige Wirtschaftsstufe 
dar, die einer höheren, der sozialistischen Wirtschaftsorgani¬ 
sation, den Weg ebnet. Wenn schon das Gesamtergebnis der 
Kartellierungsbestrebungen zum Privatmonopol führt, so dränge 
sich die Frage auf, ob es nicht volkswirtschahlich nützlicher sei, 
solche Privatmonopole in Staatsmonopole umzuwandeln? 
Cunow bejaht diese Frage in Uebereinstimmung mit Prof. Dr. 
A. Wagner, sowohl im Hinblick auf die Aufbringung des 
enormen Finanzbedarfs von Reich und Staat nach dem Kriege, 
als auch im Interesse der großen Masse der Arbeiter als Ver¬ 
braucher, die durch die Verstaatlichung der Unternehmer- 
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gewinne der Gefahr hoher Verbrauchsabgaben und weiterer 
Verteuerung der Nahrungsmittel entrückt werden. 

Otto Um behandelt die Verstaatlichungsfrage an einem kon¬ 
kreten Beispiel, dem Bergbau, der früher schon einmal staat¬ 
liches Regal war, aber durch die liberale Gesetzgebung der 
Gewerbefrefheit überlassen wurde. Einige Jahrzehnte freier 
Konkurrenz genügten, um eine starke Betriebskonzentration 
und den Uebergang zum Kohlensyndikat und ähnlichen Kar¬ 
tellierungen herbeizuführen. Damit ist die Bergbaufreiheit 
faktisch aufgehoben und das Privatmonopol geschaffen, zumal 
die Grubengeselischaften die Hand auch auf die noch uner- 
schlossenen Felder gelegt haben. Hinsichtlich der Frage, ob 
der Staatsbetrieb an Wirtschaftlichkeit dem Privatbetrieb nach- 
stehe, kommt Hue an der Hand von Gutachten hervorragender 
Kenner des Bergbaues zu einer Verneinung. Die Förderziffer 
sei im Staatsbergbau nicht weiter zurückgegangen als im 
Privatbergbau. Er fordert deshalb entschieden die Verstaat¬ 
lichung des Bergbaues, auch im Interesse der Bergarbeiter, die 
bei einem Staatsmonopol in der Wahrung ihrer Angelegen¬ 
heiten nicht schlechter fahren würden als bei einem Privat- 
monopol. Mit Rücksicht auf die staatliche Verfassungslage 
zieht er die einzelstaatliche Regle einem Reichsbetriebe vor; 
hingegen will er dem Reiche den Handel mit Bergbauerzeug¬ 
nissen zuweisen. Den jährlichen Rohgewinn aus dem bergbau¬ 
lichen Betrieb schätzt er auf 800—900 Millionen Mark, eine 
Summe, die für die Deckung des künftigen Finanzbedarfs schon 
ganz erheblich ins Gewicht fällt. 

Max Schippels Arbeit biete besonderes parteigeschichtliches 
Interesse, insofern er die Wandlungen in der sozialdemokrati¬ 
schen Partei zur Verstaatlichungsfrage vor Augen führt. Stellte 
sich die Partei früher dem Staatsmonopol mißtrauisch und ab¬ 
lehnend gegenüber, nach der bekannten Formel, daß man dem 
Klassenstaat nicht vermehrte Machtmittel in die Hand geben 
dürfe, so wurden doch vereinzelt die Vorzüge des Staats¬ 
betriebes anerkannt, so beim Post-, Telegraphen- und Eisen¬ 
bahnwesen, und die Partei stimmte später nicht bloß der Ver¬ 
staatlichung der Privatposten zu, sondern stellte selbst Anträge 
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auf Verstaatlichungen (für Apotlieken 1891/92 und für den 
Kohlenbergbau 1900). Handelte es sich hier noch lediglich um 
gemeinnützige Interessen, so bot das Kaligesetz (1910) zum 
ersten Male Gelegenheit, bei der Monopolisierung auch die 
Arbeiterinteressen sicherzustellen. Dieser Wandlung der Hal¬ 
tung der Partei lag sicherlich die Wahrnehmung zugrunde, 
daß der Staat nicht lediglich als ein Organ der Kapitalisten¬ 
klasse zu betrachten sei, sondern der Beeinflussung durch die 
Organisationen und Vertretung der Arbeiterklasse zugänglich 
sei, und daß die Arbeiterklasse die Verstaatlichung um so 
weniger prinzipiell verwerfen könne, je mehr das Wirtschafts¬ 
leben in die Bahn des Privatmonopols einmünde. 

Willtelm Jansson endlich legt dar, daß, während in der Sozial¬ 
demokratie das Für und Wider der staatlichen Monopole theo¬ 
retisch erörtert wurde, das privatwirtschaftliche Monopol sich 
mit Sturmesschritten durchsetzte, ohne parlamentarische Ab¬ 
wägung, rücksichtslos über die Interessen der Verbraucher, Ar¬ 
beiter und Angestellten hinwegschreitend. Für die Arbeiter 
besonders bedeute diese Stärkung der Unternehmerstellung 
eine beträchtliche Erschwerung ihrer Angriffs- und Verteidi- 
gungspolitik, deren Folge eine Verschärfung und Ausdehnung 
der gewerkschaftlichen Kämpfe sein werde. Es sei deshalb not¬ 
wendig, die Privatmonopole unter eine Kontrolle zu stellen, die 
sich auf ihr Geschäftsgebaren im ganzen erstreckt, um ihre Ent¬ 
wicklung in Einklang mit den Allgemeininteressen zu bringen 
und im besonderen den notwendigen Schutz der Verbraucher 
und Arbeiter sicherzustellen. Die Arbeiterschaft habe ein 
Interesse an einer gewissen Stabilität der Warenpreise, die die 
Aufrechterhaltung der errungenen Arbeitsbedingungen ermög¬ 
licht, ohne aber eine wüste Preistreiberei zu erwarten oder gar 
zu unterstützen. 

Die Vergesellschaftung möglichst weiter Gebiete der pro¬ 
duktiven Arbeit im Wege der Reichs-, Staats- und Oemeinde- 
gesetzgebung ist der gegebene Weg, um nach dem Kriege neue 
Einnahmequellen zu erschließen. Wir können noch so grund¬ 
sätzliche Opposition gegen bestechende Regierungsformen und 
Staatsmaximen treiben, aber wir können solche Monopole nicht 
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bekämpfen, ohne als Schrittmacher des Privatkapitals die Ar¬ 
beiter- und Volksinteressen aufs gröblichste zu verletzen. Cin 
1‘eil des Unternehmertums sei bereit, trotz schwerwiegender 
Bedenken, der Monopolisierung wichtiger Industriezweige zu- 
ziistimmen und auf einen Teil ihrer wirtschaftlichen Selbstän¬ 
digkeit zugunsten des Reiches zu verzichten. Sie erwarten auf 
diesem Wege eine für die privatwirtschaftlichen Interessen an¬ 
nehmbarere Lösung der Monopolfrage, als es die vollständige 
Vergesellschaftung wäre, z. B. durch Schaffung von Privat¬ 
monopolen mit Umlagen auf die Produktionsmenge als Abgabe 
an das Reich. Vom Standpunkt des fiskalischen Ergebnisses 
seien aber Staatsmonopole auf jeden Fall vorzuziehen und auch 
vom Standpunkte des sozialistischen Prinzips, besonders aber 
im Hinblick auf die speziellen Arbeiterinteressen, denn das 
Staatsmonopoi untersteht der Kontrolle des Parlaments, die 
sich auch auf die Regelung der Arbeiterverhültnisse erstreckt. 

Das Staatsmonopoi erweitert die Macht det Bureaukratie. 
Demgegenüber muß die Arbeiterklasse unter allen Umständen 
an ihrem entscheidenden Grundrecht der freien Organisation 
festhalten. Die gesetzliche Sicherstellung des Koalitionsrechts 
ist bei der Einführung industrieller und gewerblicher Monopole 
für deren Bereich unbedingt zu fordern. Dazu gefhört die An¬ 
erkennung der gewerkschaftlichen Organisation als Vertretung 
der Arbeiter mit den sich daraus ergebenden Konsequenzen 
der Verhandlung und Arbeitseinstellung. Weiter verlangt 
Jansson für monopolisierte Industriezweige eine Demokrati¬ 
sierung der Arbeitervertiältnisse, Einführung von Tarifver¬ 
trägen, Schutz gegen Maßregelung und schwarze Listen, Be- 
schrähkung der Arbeitsvermittlung auf öffentliche paritätische 
oder tarifvertraglich durch Unternehmer- und Arbeiterorgani¬ 
sation gemeinsam verwaltete Arbeitsnachweise, Anteilnahme 
der Arbeiter und Angestellten an der Monopolverwaltung durch 
gewählte Vertreter von Arbeiterkammern, Errichtung eines 
Reichsarheits- oder -wirtschaftsamt, dem die Kontrolle der 
Staats- und Privatmonopole und ihres Geschäftsgebarens zu 
übertragen ist, und eines Beirates desselben, in dem auch die 
Arbeiter und Angestellten ihre Vertretung finden. Die Forde- 
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rungen Janssons decken sich im großen ganzen mit denen einer 
Eingabe aller Gewerkschafis- und Angestelltenverbände betr. 
eine Monopolgesetzgebung, die am 16. März d. J. an den 
Reichskanzler eingereicht wurde. 

Daraus geht hervor, daß das vorliegende Buch sich weit über 
den Wert persönlicher Meinungsäußerungen hinaus erhebt und 
als Darstellung der Auffassungen eines großen Teils der organi¬ 
sierten Arbeiter- und Angestelltenschaft gelten kann. Bei den 
Monopoldebatten, die nach Beendigung des Krieges unfehlbar 
in großem Umfange einsetzen werden, sobald die Frage nach 
der Deckung der Kxiegsausgaben ernstlich gestellt werden wird, 
ganz besonders aber bei der notwendigen grundsätzlichen Klä¬ 
rung in Arbeiterkreisen über dieses Problem wird das erwähnte 
Buch auf die größte Beachtung rechnen dürfen. 


REINHOLD WERTER: 

Zur künftigen Rnanzlage der Städte. 

W IE dermaleinst die Riesenschuldenlast, die der Krieg dem Deut¬ 
schen Reich aufgebürdet hat, verzinst und getilgt werden soll, 
weiß heute noch niemand. Zu diesen Schulden gesellen sich die der Ein¬ 
zelstaaten und der Gemeinden. Schon vor dem Kriege war die 
Finanzlage der Gemeinden nicht allzu rosig, so daß fast alle ge¬ 
zwungen waren, die neuen großen Kriegsanforderungen auf dem Wege 
der Anleihen zu decken. Wenn nun auch ein gut Teil dieser den 
Gemeinden auferlegten finanziellen Opfer vom Reich ersetzt werden 
wird, so bleibt doch immer noch ein erklecklicher Rest, der von den 
Gemeinden selbst aufgebracht werden muß. Dazu kommt, daß viele 
von ihnen In den Kriegsjahren die laufende Schuldentilgung ausgesetzt 
haben, um den Haushaltungsplan möglichst ohne oder doch mit nur 
geringer Steuererhöhung ins Gleichgewicht bringen zu können. Alle 
diese neuen Schulden türmen sich nnn auf die bereits vorhandenen 
alten Schulden auf und lassen die Verschuldung der Gemeinden ins 
Riesenhafte wachsen. Wie hoch die Schuldenlast bereits vor dem 
Kriege war, darüber gibt eine Arbeit in der Zeitschrift des Königlich 
Preußischen Statistischen Landesamtes einen Ueberbüdc, der sich 
allerdings nur auf die preußischen Städte, Flecken und Landgemeinden 
von mehr denn 10000 Einwohner erstreckt. Man kann aber daraus 
Schlüsse ziehen auf die übrigen, nicht genannten und namentlich 
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auch auf die nichtpreuBischen Qemeinden. In dieser Arbeit sind 
1383 Gemeinden aufgefOhrt, die am 1. April 1914 zusammen eine 
Schuldenlast von mehr denn 5^ Milliarden Mark zu tragen hatten. 
Auf jeden Finwohner dieser Orte kamen 246 Mark Schulden. Nur 
14 kleine Gemeinden konnten sich rühmen, keine Schulden zu haben. 
Davon entfielen 2 auf Brandenburg, 1 auf Pommern, 7 auf Posen, 
3 auf Schlesien und 2 auf die Provinz Sachsen. In 711 Qemeinden 
betrugen die Schulden auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet bis 
zu 100 Mark, in 561 zwischen 100 und 300 Mark, in 55 zwischen 300 
und 400 Mark, in 25 zwischen 400 und 500 Mark, in 9 zwischen 500 
und 000 Mark, in 2 zwischen 700 und 800 Mark. Zwei Qemeinden hatten 
noch mehr Schulden, nämlich BerIin>Lankwitz, wo 948 Mark und 
Westerland auf Sylt, wo sogar 1393 Mark auf den K(^f der Bevöl¬ 
kerung kamen. 

Den Schulden entsprechend waren die Zuschläge zur Einkommen¬ 
steuer. Nur vier kleine Qemeinden, Usedom in Pommern, Sulmir- 
schfitz und Mixstadt in Posen und Niedenstadt in Hessen konnten auf 
die Erhebung von Zuschlägen zur Einkommensteuer verzichten. Mit 
einem Zuschlag bis zu 100 Prozent kamen nur noch 71 Qemeinden aus. 
Die allermeisten mußten Zuschläge von 100 bis 300 Prozent erheben. 
31 Qemeinden mußten zwischen 300 und 400 Prozent nehmen und 
das Städtchen Landeck in Westpreußen kam auch damit nicht mehr 
aus, sondern ging als einzige Gemeinde in Preußen über 400 Prozent 
hinaus. 

Diese großen Schuldenlasten haben verschiedene Ursachen. Gas¬ 
anstalten, Elektrizitätswerke, Wasserleitungen, Krankenhäuser, 
sonstige gesundheitliche und soziale Einrichtungen usw., vor allen 
Dingen aber der Ausbau der Schulen, rissen tiefe Löcher in den Geld¬ 
beutel der Gemeinden. Fast überall wurden die dazu nötigen Aus¬ 
gaben nicht auf dem Wege der Einnahmeerhöhung, sondern auf dem 
einfacheren und bequemeren, auf die Dauer aber recht gefahrvollen 
Wege der Anleihen gedeckt. Vielfach konnte man die Aeußerung 
hören, daß die Segnungen dieser neuen Errungenschaften doch auch 
den Nachkommen zugute kämen und daß diese deshalb auch zur 
Tilgung der Schulden beitragen könnten. Dabei wurde aber nicht 
bedacht, daß den Nachkommen wieder neue Aufgaben blühen, deren 
Ausführung durch die von den Vätern überkommene Schuldenlast 
behindert oder doch wenigstens stark beeinträchtigt wird. 

Eine zweite Ursache ist die bekannte Bestimmung, wonach die 
Haushaltungspläne der Qemeinden höheren Orts genehmigt werden 
müssen, sobald der Zuschlag zur Einkommensteuer 100 Prozent über- 
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steigt. Diese Bestimmung ist ein tiefer Eingriff in die Selbstverwal¬ 
tung der Gemeinden und es ist deshalb begreiflich, wenn viele lange 
gezögert haben, die gesetzte Grenze zu üiberschreiten und sich lieber 
auf andere Weise behalfen. Sie wurden dadurch geradezu auf den 
Weg der Anleihen gedrängt. Da nun von den angeführten 1383 Ge¬ 
meinden nur noch 85 mit einem Zuschlag von 100 Prozent auskom- 
men, so ist inbezug auf die Aufstellung des Haushaltungsplanes die 
Selbstverwaltung der Gemeinden jetzt tatsächlich ausgeschaltet. 

Eine dritte Ursache ist die Belastung der Gemeinden mit staat¬ 
lichen Aufgaben, die teils völlig kostenlos, teils gegen eine durchaus 
ungenügende Entschädigung geleistet werden müssen. Sehr viele von 
diesen Aufgaben können nur von den Gemeinden erfüllt werden. Die 
Belastung der Gemeinden damit ist also unentbehrlich und notwendig. 
Sie sollte aber nicht unentgeltlich verlangt werden. Für die Er¬ 
hebung der Staatssteuern wurden bis zum Jahre 1893 den Gemeinden 
2 Prozent bewilligt. Seit Einführung des neuen Einkommensteuer¬ 
gesetzes ist aber diese Vergütung weggefallen. Die Aufstellung der 
Listen der Schöffen und Geschworenen, die Volkszählungen, die 
sonstigen statistischen Erhebungen, die Reichs- und Landtagswahlen, 
die Standesämter, das gesamte Versicherungswesen, die Unterhaltung 
der Polizei, die zum großen Teil im Dienst des Reiches oder des 
Staates tätig ist und viele andere staatliche Einrichtungen verursachen 
den Gemeinden unendlich viele Kosten, für die sie gar keinen oder 
nur geringen Ersatz erhalten, obgleich das alles Dinge sind, die viel 
mehr im Interesse des Staates und des Reiches liegen als in dem der 
Gemeinden selbst. Dazu kommen die militärischen Aufgaben, die 
Ausheibungs- und Musterungsgeschäfte, die Einquartierungskosten, 
von denen einzelne Landesteile sehr häufig, andere selten oder gar 
nicht betroffen werden. Auch die Pflege des Armen- und Schul¬ 
wesens kann man zum großen Teil zu den Aufgaben rechnen, die 
mehr im Interesse der Allgemeinheit als in dem der einzelnen Qe- 
meinden liegen. 

Zweifellos stehen ja nun der großen Schuldenlast der Gemeinden 
auch Werte gegenüber. Sie zerfallen in drei Gruppen. Da sind zu¬ 
nächst die gewerblichen Anlagen, die oft genug ihre Verzinsung und 
Tilgung selbst aufbringen und auch noch Ueberschüsse abwerfen, die 
dem Gemeindesäckel zugute kommen. Aber bei gar manchen dieser 
gewerblichen Anlagen ist der Tilgungsplan so aufgestellt, daß die 
Schulden noch lange nicht abbezahlt sind, wenn das Werk abgenutzt, 
veraltet oder unbrauchbar geworden ist. Es gibt z. B. Gemeinden, 
die sich völlig neue Gasanstalten bauen mußten, weil die zuerst an- 
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gelegten zu klein waren oder sich zu schnell abnutzten, die aber 
dann noch viele Jahre lang an den für die ersten Werke aufgenom- 
menen Anleihen abzuzahlen haben. Der zweiten Reihe von Einrich* 
tungen stehen nur ideale Werte gegenüber, wie z. B. die StraBen- 
pflasterungen, die lediglich Kosten verursachen, ohne daß Einnahmen 
für sie zu buchen wären. Die dritte Reihe aber, wie z. B. die Schulen 
verlangen auch noch jährliche laufende Zuschüsse, die die Ausgaben¬ 
seiten der Haushaltungspläne erheblich belasten. 

Alle diese Dinge drängen dazu, daß bei der sogenannten „Neu¬ 
orientierung“ auch die Finanzlage der Gemeinden eine Berücksich¬ 
tigung finden muß. Zunächst muß die Selbstverwaltung der Ge¬ 
meinden dahin erweitert werden, daß diese ihre Haushaltungspläne 
auch dann ohne höhere Genehmigung aufstellen können, wenn sie mehr 
als 100 Prozent Zuschläge erheben müssen. Es wird noch eine geraume 
Zeit vergehen, bevor die Städte wieder zu einem Satz von 100 und 
weniger Prozent zurückkehren können. Für staatliche Aufgaben 
muß den Gemeinden volle Entschädigung gewährt werden. Für 
Staats- und Reichsgebäude dürfen besondere Opfer weder verlangt 
noch angenommen werden. Vor allen Dingen aber muß den Gemein¬ 
den die Aufnahme von Anleihen erschwert werden. Solche dürfen 
nur dann gewährt werden, wenn wirklich kein anderer Ausweg vor¬ 
handen ist. Jeder Gemeinde muß aufgegeben werden, Rücklagekapi¬ 
talien anzusammeln, aus denen sie die Ausgaben für unvermutet an 
sie herantretende oder in absehbarer Zeit zu erwartende Aufgaben be¬ 
streiten kann. Schließlich muß bei der Genehmigung von Anleihen 
auf eine möglichst schnelle Tilgung geachtet werden. 


RICHARD SCHILLER: 

Um die Existenz 

von 30000 Bergarbeiterfamilien I 

E ine eigenartige Lohnbewegung ist in den letzten Wochen im 
niederschlesischen Kohlenrevier zum vorläufigen Abschluß ge¬ 
langt. Aus der Lohnbewegung der Arbeiter wurde nach langen Ver¬ 
handlungen eine Qemeinsamkeitsaktion der Werksleitungen und der 
Arbeiterorganisationen zur Erlangung von Siaatshilfe, Damit drängt 
sich ein soziales und wirtschaftliches Problem in den riesigen Komplex 
unserer gesamten Kriegswirtschaft, das die ernsteste Beachtung 
verlangt 
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Die öffentliche Diskussion behandelt dieses Problem schon seit 
Jahren. Das führte im Jahre 1912 dazu, daß sich das preußische 
Abgeordnetenhaus damit befassen mußte, und die Staatsregierung 
sich bereit erklärte, den niederschlesischen Gruben Verwaltungen in 
der Form von Frachtermäßigung die Mittel zu einer Lohnerhöhung 
von 10 Pf. pro Schicht zu bewilligen. 

Diese Staatshilfe in einer Frachttarifvergönstigung, die auf etwa 
700000 Mk. berechnet wurde, war lächerlich gering, und die Berg¬ 
leute haben sie bitter genug empfunden. Damals schon veröffent- 
Kchte der Generaldirektor Dr. Gärtner von den Neuroder Werken 
eine umfangreiche Denkschrift, in der er nicht nur ein tief ergreifendes 
Bild von der sozialen Lage der hier in Frage kommenden 30 000 Berg- 
arbeiterfamilien gab, sondern in der er auch rein rechnerisch den 
Nachweis von der Unrentabilität des Bergbaues in Niederschlesien 
erbrachte. Damals forderte dieser Direktor zur unbedingten Sicherung 
des Existenzminimums der Bergleute eine sofortige Schichtlohn¬ 
erhöhung um / Mark, Alles was aus der damaligen Aktion heraus¬ 
sprang, war die angedeutete Schichtiohnerhöhung um 10 Pf. Man 
kann nicht sagen, daß die Darlegungen des Grubendirektors, der 
Gewerberäte und vor allem das Material der Bergarbeiterorganisa¬ 
tion der Staatsregierung unbekannt geblieben sind. In dem 51. Peti¬ 
tionsbericht der Handels- und Gewerbekommission des preußischen 
Abgeordnetenhauses wurde über die soziale Lage dieser ^rgarbeiter 
folgendes gesagt: 

„Der Gesundheitszustand der Bergleute ist trotz der glücklichen 
klimatischen und landschaftlichen Verhältnisse äußerst schlecht. 
Brot und Kartoffelklöße spielen die Hauptrolle bei der Ernährung. 
Viele Familien müssen sich mit 23,5 bis 44 Pf. für Nahrung auf 
den Kopf und Tag bescheiden; die naturgemäße Folge ist Unter¬ 
ernährung. Geradezu grauenhaft ist das Wohnungselend. Die 
Bergarbeiter wohnen zum größten Teil in wirklichen Mietkasernen. 
15, 18 und 20 Familien wohnen nicht selten in einem Hause. Die 
Mehrzahl der Elergarbeiterwohnungen bestehen nur aus einem 
Raum. Die Einzimmerwohnung ist in Niederschlesien geradezu 
typisch. Das Wohnungselend ruft furchtbare Krankheitserscheinun¬ 
gen, namentlich die Lungentuberkulose, in breitem Umfange hervor. 
Der Gesundheitszustand der Schulkinder ist besorgniserregend. Im 
Jahre 1907 waren nach schulärztlichen Untersuchungen in der Stadt 
Waldenburg 85,2 v. H., und 1910 sogar 86,1 v. H. erkrankt. Dabei 
hat Waldenburg im Verhältnis zu den Landgemeinden noch günstige 
Verhältnisse.“ 

An einer Stelle der oben erwähnten Gärtnerschen Denkschrift 
heißt es über dieselben Arbeiterschichten: 
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JDer Eindruck. daB die hiesige Bevölkerung zum großen Teil 
schwächlich ist. daß ab und zu ihre Nachkommenschaft in der 
Entwickelung zurückbleibt, ist wohl allgemein" 

Das und vieles andere sind Feststellungen, die kurz vor Ausbruch 
des Krieges gemacht wurden. Um wieviel ernster haben sich diese 
Verhältnisse jetzt in den verflossenen drei Kriegsiahren entwickelt! 
Durch den englischen Wirtschaftskrieg ist die gesamte deutsche 
Kohlenproduktion zu einer geradezu märchenhaften Leistungsfähigkeit 
gesttigert worden. Das trifft auch für die minderleistungsfähigen 
Werke zu. Die Arbeiter müssen ihre Kräfte bis zum Aeußersten her¬ 
geben, um den Widerstand des Landes aufrechtzuerhalten. Das 
ist überall die gleiche Pflicht. Nicht gleich aber ist die Vorbedingung 
für diese Pflichterfüllung. Während selbst für den polnisch-ober¬ 
schlesischen Bergarbeiter der Durchschnittsschichtlohn 10 Mk. be¬ 
trägt, mußte sich der benachbarte n/ederschlesische Bergmann noch 
im zweiten Vierteljahr 1917 mit etwas über 6 Mk. Durchschnittslohn 
bei vSüig gleichen Teuerungsverhältnissen begnügen. Nun hat die 
eben abgeschlossene Lohnbewegung als äußerste mögliche Lohngrenze 
ab 1. August 7,— Mk. einschließlich der Kinderteuerungszulagen er¬ 
geben. Hier liegt das außerordentlich Kritische der ganzen Situation. 
Die Arbeiter wandern in ihrer schweren Notlage in Scharen ab. 
Der Abkehrschein muß ihnen von den Gruben gegeben werden, weil 
die Arbeiter mit Leichtigkeit nachweisen können, daß sie einen weit 
höheren Lohn überall and unter allen Umständen verdienen können. 
Für die Ausbeutung der Kohlenfelder und für die Aufgabe der Kohle¬ 
bewirtschaftung muß -^as aber heute oder morgen zu einer schweren 
Kalamität werden. Es kann kein Kohlenfeld ungenutzt liegen bleiben 
— es handelt sich hier um Vorräte, die noch 200 Jahre reichen —, 
selbst wenn seine Ausbeutung kostspieliger ist als anderwärts. 

Ist nun die Rentabilität dieser Gruben wirklich derart, daß die 
Löhne in einem solchen dauernden Mißverhältnis bleiben müssen? 
Die Werke legen durch ihre Direktoren ihre Rentabilitätsberechnungen 
vor. Durch die Schwierigkeiten der Bergverhältnisse (der Abbau 
findet zum großen Teil im Eruptivgebirge statt) wird die Förderung 
durch komplizierte technische Hilfsmittel in der Tat verteuert. Das 
drückt sich einwandfrei in der Verzinsung der GrubenkapitaHen aus. 
Die schwankt auf den niederschlesichen Gruben zwischen 1,5 und 
3,2 Proz. Wie gering eine solche Verzinsung bei den allgemeinen 
Verhältnissen in der Kohlen- und Verkokungsindustrie ist, erhellt aus 
einem Vergleich mit den rheinischen Werken, die schon vor dem 
Kriege eine Kapitalverzinsung von 8^2 Proz. hatten. Angesichts 

23 / 3 * 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




916 


Um die Existenz von 30000 Bergarbeiterfamilien! 


solcher Vergleiche braucht man es nicht für absolut unglaubhaft 
halten, wenn eine niederschlesische Grube versichert, daß sie seit 
Jahren überhaupt keine Dividende ausgezahlt hat und eine andere 
sich seit Jahren mit einer Unterbüanz von 3 Millionen Mark herum¬ 
schleppt. 

Bisher hatten sich die Gruben und die Kuxenbesitzer, die zum 
großen Teil aus ehemaligen Bauern bestehen, die unter Ihren Aeckern 
Kohle fanden, mit dieser geringen Verzinsung begnügt, weil auf der 
anderen Seite der sehr genügsame Niederschlesier, der die An¬ 
spruchslosigkeit von seinen Großvätern, den früher im Revier an¬ 
gesiedelten schlesischen Webern geerbt hatte, mit den aüerniedrigsten 
Löhnen in ganz Deutschland zufrieden war. Diese Anspruchslosigkeit 
aber ist selbst für das nackteste kapitalistische Prinzip kein Vorteil, 
sondern ein schlimmer Schaden. Durch (fiese tief gedrückten Löhne 
werden alle Lebensverhältnisse des Arbeiters gerade Jetzt im Kriege 
noch rapider herabgedrflckt. Sie entwerten die Kaufkraft des Ar¬ 
beiters völlig und drücken damit auch tausende bürgerliche Mittel¬ 
existenzen zu einem kümmerlichen Leben herab. Vor allem aber 
wird der Arbeiter selbst in seiner Arbeitskraft auch für den Kapitalis¬ 
mus wertlos. Die Degeneration wächst erschreckend. So sind z. B. 
die Wohnungsverhältrrisse während des Krieges noch schlechter ge¬ 
worden als vordem. Nach den letzten Aufzeichnungen der Gewerbe¬ 
räte — also während des Krieges — bestehen in der Stadt Walden¬ 
burg 73 Proz, aller Wohnungen aus einem Zimmer. In Altwasser 
ist der Prozentsatz dieser Wohnungen 89, in Dittersbach 78, in Ober¬ 
waldenburg 92.5, in Gottesberg 97 und in Hermsdorf 97,9 Proz. Diese 
furchtbare Wohnungsnot führt in Verbindung nrit der armseligen 
Ernährung direkt zum Verfall, und vor allem zu einer unheimlichen 
Kindersterblichkeit. Bereits 1913 starben infolge solcher Lebens- und 
Wohnungsverhältnisse im Kreise Waldenburg 44.25 Proz. aller Neu¬ 
geborenen im ersten Lebensjahr. Das ist eine Ziffer, die in Preußen 
an erster Stelle steht. Während des Krieges lassen die bisher be¬ 
kannten Einzelziffern erkennen, daß diese Verhältnisse noch schlechter 
geworden sind. 

Angesichts solcher sozialen und wirtschaftlichen Komplikationen 
darf die soziale Fürsorge des Staates keinen Augenblick säumen, mit 
den stärksten Hilfsmitteln einzugreifen. War jemals ein umfassendes 
Eingreifen des Staates nötig, so hier. — Aus diesem hier in knappster 
Form entworfenen Bilde sind folgende Fragen für die Staatsregierung 
unbedingt brennend: 
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1. Sind die niederschlesichen Gruben, deren absatzfähige Produk¬ 

tion noch vor dem Kriege 4 840359 Tonnen betrug, für die 
deutsche Kriegs- und Volkswirtschaft unentbehrlich? • 

2. Wenn Ja, was muß geschehen, um diese Förderung unter allen 
Umständen zu sichern? 

3. Können die Bergleute unter den heutigen Verhältnissen mit ihrer 
Entlohnung ihre Existenz aufrechterhalten? 

Wenn nein, was muß geschehen, um den Arbeitern diese Exi¬ 
stenz zu sichern? 

4. Können die Gewerke unter Berchnung einer mäßigen Kapital¬ 
verzinsung höhere Löhne gewähren? 

5. Wenn nein, wie können die Mittel flüssig gemacht werden, den 
Arbeitern höhere Löhne zu geben, um dadurch die Kohleförde¬ 
rung zu sichern? 

6. Kann eine erneute Frachtermäßigung auf den Schienen- und 
Wasserwegen diese Summe ergeben? 

7. Ist eine Zuschußleistung des Staates in bar denkbar, oder ist 
eine allgemeine Uebernahme dieser Gruben in staatliche Bewirt- 
Schäftung möglich und nötig? 

Diese Fragen sind von einer Wichtigkeit, die nicht mehr ignoriert 
werden kann. Preußen-Deutschland ist der soziale Staat. Hier gibt 
es eine Aufgabe zu lösen von einer Dringlichkeit, die keinen Auf¬ 
schub verträgt. 

Die Massenabwanderung der Arbeiter, die vor dem Kriege schon 
im stärksten Maße zu verzeichnen war, setzt wieder aufs neue ein. Auch 
das Hilfsdienstgesetz mit seiner erschwerten Freizügigkeit kann diese 
Abwanderung nicht verhindern, wenn die Dinge so bleiben wie jetzt. 
Wollte man die Bergleute trotzdem zwingen unter den gleichen Um¬ 
ständen weiter zu leben, so würde das für die gesamte Produktion, 
aus wirtschaftlichen, sozialen und nicht zum wenigsten aus politischen 
Gründen, zu einer Krise allerschwerster Art führen. Das zu ver¬ 
hindern ist der Staatsregierung möglich, wenn sie der Lage des 
Kohlenbergbaues in den schlesischen Bergen sofort das stärkste Inter¬ 
esse entgegenbringt. 

Die Arbeiter, die sich jetzt wochenlang mit den Unternehmern über 
diese tiefernsten Fragen auseinandergesetzt haben, bauen ihre letzte 
Hoffnung auf die Regierung. Daß auch die Unternehmer keinen 
anderen Weg der Hilfe erkennen, ist außerordentlich bezeichnend für 
den Ernst der Situation. 
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HEINR. DIKREITER: 

, Dich gilt’s zu schützen, HeimatI 

Tief schwär 2 die Nacht. 

Von fernher faUen Schüsse. 

Sonst kein Laut und keines Sternes Funkeln. 

Im Graben wach’ ich. 

Ringsumher nur Dunkel 

und leises Schnarchen müder Kameraden, 

die traumlos liegen. 

Ich wach' für sie 

und späh' hinaus ins Weite. 

den Kolben meiner Waffe fest umspannt. 

Es regt sich nichts. 

Noch stiller als zuvor. 

Und stehend träume ich - 

Ein Bild steigt auf, läßt meine Sinne schweifen 
in fernes Land, wo stiU die Heimat hegt, 

im tiefsten Frieden - 

Ganz verstohlen rinnt mir eine Träne 
die Wang' herab, die bleich und abgezehrt, 
verwittert ist. 

Rinn' ruhig, Träne, ich verwehr' dir's nicht! 

Machst ja mein Herze frei 

und gibst mir neue Kraft zu neuer Tat. — 

Wieder klatschen Schüsse durch die Nacht. 

Verflogen ist das Bild, 

und fester noch umspann' ich mein Gewehr: 

.j)ich gilt's zu schützen, Heimat!" — 


Glossen. 

Kautsky als Polemiker. 

In unserer Nr. 15 brachten wir aus der Feder Drahns einen an¬ 
spruchslosen Beitrag zur Biographie Michael Bakunins, für dessen 
Autorschaft Karl Marx in Frage kommt. Der Einsender war der 
Meinung, daß ,vauch die berufenen Marx-Qelehrten und Marx-Philo¬ 
logen an diesem Schluß nichts auszusetzen haben“. In der Nr. 21 
der „Neuen Zeit“, dem Organ der U-Sozialisten, meldet sich nun 
K(arl) K(autsky) und rennt mit schwerem philologischen Geschütz 
gegen Drahns Vermutung an. Er bringt allerlei Aeußerungen herbei, 
die Marx zwar nicht gegen Bakunin selbst, wohl aber gegen den in 
lener biographischen ^izze gleichfalls beiläufig erwähnten Vogt ge¬ 
richtet hat. und fügt einige Liebenswürdigkeiten gegen die „Glocke“ an. 
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Wir wollen über den „echten“ Marxismus, den Kautsky der „Glocke“ 
abspricht, gerade mit ihm nicht rechten. £in Mann, dessen Vulgfir* 
marxismus in diesem Kriege so elend Schiffbruch gelitten hat, dessen 
Unfehlbarkeit sich als so fehlbar erwiesen hat wie die von Karl 
Kautsky, täte wirklich gut daran, ieder Diskussion über echten Marxis¬ 
mus und wahre Wissenschaftiichkeit so weit wie möglich aus dem 
Wege zu gehen. 

In -der Sache selbst, um derentwillen Kautsky seinen sauren 
Schweiß vergießt und sich die Mühe des Herbeischleppens von so vielen 
Zitaten macht, ganz kurz nur folgendes: Kautsky führt aus Drahns 
Artikel gerade das nicht an, worin dieser den Nachweis von Marxens 
Autorschaft in der Hauptsache erblickt: die Briefe von Marx an 
Engels über Bakunin und Marxens Verteidigung Bakunins gegen die 
J^ree Preß“ und andere englische Organe. Marx bringt im Brief 246 
sehr deutlich seine Meinung zum Ausdruck, daß er, Marx, Bakunin 
durchaus nicht für einen russischen Spion halte und „daß ich“, wie 
er selbst schreibt, „in der „New Yorker Tribüne“ Bakunin paid the 
tribute due to him for bis participation in our mouvements etc.“ („daß 
ich ihm in der „New York Tribüne“ den schuldigen Tribut für seine 
Teilnahme an unserer Bewegung entrichtet habe“). 

Es steht also fest, daß Karl Marx für die „Tribüne" einen Artikel 
über Bakunin in diesem Sinne schrieb, und daß er eine große Menge 
kleiner ungezeichneter Beiträge für die „Cyclopaedia" der Buchstaben 
A—C lieferte, ist auch außer allem Zweifel; vor allem waren das 
Biographien aus dem Kreise seiner näheren und ferneren Bekannten. 
Diese Artikel sind natürlich Brotarbeit, wie sie Marx zu jener Zeit 
eine ganze Menge auch für andere Verieger lieferte. 

Die Erwähnung von Vogt in jenem kurzen Satz ist kein Gegen¬ 
beweis, denn 1. schrieb Marx für die „Cyclopaedia“ viel früher, d. h. 
vom Anfang des Jahres 1857 an. und der Streit mit Vogt spielt sich 
erst von Mitte 1859 an ab; 

2. aber wissen wir aus dem Marx-Engels-Briefwechsel, daß Daua 
die Beiträge von Marx durchaus nicht immer wörtlich aufnahm, son¬ 
dern daß er sowohl in der „Tribüne“ wie auch in der „Cyclopaedia“ 
stillschweigend Aenderungen vornahm. Es ist keineswegs ausge¬ 
schlossen, daß es sich bei dem Satze über Karl Vogt um eine solche 
Einfügung handelt, wenn es auch, wie gesagt, an sich durchaus mög¬ 
lich ist. daß sich Marx zu der Zeit, als der Encyklopädie-Artikel 
geschrieben wurde, über Vogt noch in günstigem Sinne ausge¬ 
sprochen hat 

Mit diesen Bemerkungen wollen wir unserseits die, wie wir gern 
zugeben, durchaus offene Frage, ob die größere Wahrscheinlichkeit 
für oder gegen Marxens Autorschaft spricht keineswegs entscheiden. 
Worauf es uns ankam, war ausschließlich, die üblen polemischen Ge¬ 
pflogenheiten Karl Kautskys wieder einmal ins rechte Licht zu setzen. 
Kautsky. dessen Art schon so viele Parteiauseinandersetzungen ver- 
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giftet hat, kann es nicht einmal über sich gewinnen, eine so rein 
historische, allem Parteistreit entrückte Frage, wie <Iie vorliegende, 
ruhig und leidenschaftslos zu diskutieren. Selbst hier unterschlägt 
er das Wichtigste, beißt sich auf eine Nebensächlichkeit fest und ver¬ 
unglimpft ohne jede Not eine ihm unbequeme Zeitschrift. 

Zu weiteren philologischen Auseinandersetzungen mit Karl Kautsky 
hat die „Glocke“ keinen Rahm. Es gibt Jetzt wirklich Wichtigeres 
zu tun. 


Das Vorstehende war bereits gesetzt, als wir eine längere Zuschrift 
des bekannten Bakuninforschers Dr. Max Nettlau erhielten, der sich 
in der Sache selbst gegen Drahn wendet, sich dabei aber — im 
Gegensatz zu Kautsky — aller polemischen Ungezogenheiten gegen 
Drahn und die „Glocke“ durchaus enthält. Wenn wir trotzdem vom 
Abdruck der interessanten Zuschrift Nettlaus absehen, so geschieht 
es, weil der philosophische Streit, wie wir oben schon sagten, in der 
Tat nicht wichtig genug ist, um gerade in dieser Zeit endlos fort¬ 
gesponnen zu werden. Denn selbstverständlich könnten wir Drahn 
die Aufnahme einer Erwiderung auf Nettlau nicht versagen und so 
würde die Auseinandersetzung weitergehen. Wir schließen daher die 
Akten. K. H. 


Wie Kautsky früher über die Ursachen des Weltkrieges dachte. 

Es heißt das Wesen des internationalen Kapitalismus völlig ver¬ 
kennen und ein paar Zeitungsphrasen allzu ernst nehmen, wenn man 
die heutige IsoKerung Deutschlands auf seinen Mangel an Liberalismus 
zurückführt. Von sentimentalen Erwägungen werden die Kapitalisten 
Frankreichs und Englands nicht beherrscht. Wie reaktionär auch 
Deutschland ist, verglichen mit Rußland unter dem Regiment des 
Absolutismus, erscheint es doch als ein freies Land. Die ärgsten 
Schandtaten des russischen Despotismus haben aber weder die bürger¬ 
lichen Republikaner Frankreichs, auch nicht die radikalsten unter 
ihnen, noch die Liberalen und Radikalen Englands verhindert, den 
russischen Henkern ihre Freundschaft und tatkräftige Hilfe entgegen¬ 
zubringen. Nein, der Gegensatz, der heute die auswärtigen Verhält- 
nisse der Großmächte beherrscht, ist nicht der zwischen Liberalismus 
und Absolutismus, es ist nur der Gegensatz zwischen dem Profit¬ 
hanger der Kapitalistenklässen der verschiedenen Nationen, wobei die 
Frankreichs und Englands, wie auch ItaUens augenblicklich in denen 
Deutschlands ihr kräftigstes und gefährlichstes Hindernis sehen. 

(Kautsky, Patriotismus und Sozialdemokratie, S.20.) 
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24. Heft 15. September 1917 3. Jahrg. 


N«fMni#4r ■ümtMrW mit ausfflhriicfacr Quell emm gabe gestattet 


WILHELM JANSSON: 

Die Sozialisten oder der Papst? 

r\£R Stockholmer Friedenskongreß mußte wiederum vertagt 
^ werden. Einige sagen: bis auf weiteres, andere sprechen 
von zwei Monaten, und einige schließlich sind überzeugt, daß 
der Kongreß einmal stattfinden wird, wenn der Friede selbst Tat¬ 
sache geworden ist und die union saerd der Ententisten 
nicht durch ungestümes Paßverlangen mehr gefährdet werden 
kann. Aber das sind nur jene boshaften Leute, die sich mit 
der Einsargung der zweiten Internationale längst abgefunden 
haben und im Innern ihres Herzens froh sind, daß jenes Institut 
internationalen Geschwätzes und ellenlanger Resolutionen das 
Zeitliche gesegnet hat. Wir anderen pfeifen zwar gern auf 
die bestimmte Numerierung der Internationale, aber wir 
wünschen eine entschiedene Friedensaktion der Sozialisten aller 
Länder, um dazu beitragen zu können, daß die Welt aus der 
Sackgasse herauskommt, in der sie sich nun lange genug 
helunden hat. 

Tatsächlich ist der psychologische Moment für solche Frie¬ 
densaktion gekommen. Die Bauern und Arbeiter Rußlands 
sind von der Friedenssehnsucht erfüllt; innerhalb der Zehtral- 
mächte ist die Formel Bethmanns: ^Zum Frieden bereit*', All¬ 
gemeingut geworden. Die Völker Frankreichs und Italiens 
sind des Blutvergießens müde; sie opponieren gegen die Kriegs¬ 
hetzer vielleicht noch nicht scharf und hörbar genug, aber sie 
opponieren doch, weil sie von den Leiden des Krieges genug 
haben. Daß die Belgier, Serben, Montenegriner und Rumänen 
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den Tag des Friedens tierbeisehnen, an dem sie wieder an die 
ridiige Arbeit in Feld und Fabriken gehen können, das schafft 
auch nicht das Kriegsgescliwätz eines Vandervelde at» der 
Welt. Dieser wild gewordene Professor erinnert zu sehr an 
die Zuschauermenge bei einem Stierkampfe, die durch lautes 
Brüllen die Kämpfenden aufeinanderhetzt in dem sicheren 
Gefühl, durch die Barriere vor eigener Lebensgefahr geschützt 
zu sein, als daß man ihn bei seinem schmutzigen Kriegshand¬ 
werk ernst nehmen könnte, ln der angelsächsischen Welt frei¬ 
lich, die an dem Sport, auch wenn er blutig verläuft, größeren 
Anteil als wir anderen nimmt, scheint der Krieg noch gewisse 
rohe Instinkte der Massen zu befriedigen, und die eigenen 
Leiden sind noch nicht groß genug, um echte Friedenssehnsucht 
zu erzwingen. Aber zum mindesten in England kriselt es unter 
der politischen Oberfläche und die Lebensfähigkeit des Kriegs- 
kabinetts dürfte kaum mehr so stark sein, wie der äußerliche 
Schein glauben machen möchte. 

Die katholische Kirche erweist sich jetzt wiederum als die 
weltumspannende Macht, die den wirklichen Kontakt mit dem 
Fühlen und Denken der Massen hat und die über die höchste 
Reife volkspsychologischer Urteilsfähigkeit verfügt. Die Frie¬ 
densnote des Papstes ist nicht einer zufälligen Bierlaune ent¬ 
sprungen, sie wurzelt vielmehr in realpolitischen Möglichkeiten, 
die einem großen Teile der Sozialisten verborgen geblieben 
sind, weil diese sich nicht vom nüchternen politischen Er¬ 
wägungen, sondern von Stimmungen leiten lassen. Ist es schon 
schlimm genug, daß die breiten Massen den Stimmungen des 
Augenblicks erliegen und ,dCreuzigt fhn‘* schreien, wo sie soeben 
Hosianna riefen, so wird es geradezu zum Veihängnis, wenn 
die Führer der Massen den Kontakt mit der Wirklichkeit ver¬ 
lieren und sich von Schlagwörtern ernähren, die jeder inneren 
Berechtigung entbehren. Die Aufgabe der Volksffihrer ist es 
ebensowenig, sich von der Massenstimmung ins Schlepptau 
nehmen zu lassen, wie solche Massenstimmungen künstlich zu 
suggerieren, sondern sie müssen die vorhandene Stimmung zu 
erkennen suchen und sie auf ein klares Ziel lenken, das den 
tatsächlichen Bedürfnissen entspricht. 
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AlsTroelstra und Stauning, später wirksam durch Huysmans 
unterstützt, im April dieses Jahres den Stockholmer Gedanken 
in die Welt tiinaiisriefen, war das eine klug erwogene politische 
Tat Das zeigte sich sehr bald in ihren Wirkungen. Die 
führende Ententepresse vernahm mit Entsetzen die mutigen 
Worte vom Frieden, der die Welt versöhnen solle und den her¬ 
beizuführen die Pflicht der Sozialisten aller Länder sei. Die 
nHumanit^“ der Pariser Sozialisten schleuderte sogar ihr Ana¬ 
thema gegen die „Agenten des Kaisers“, die den Frieden wollen, 
bevor der Sieg der Entente errungen ist Und die große 
Mehiheit — der Führer — weigerte sich, nach Stockholm zu 
sehen, um mit Vertretern der deutschen Arbeiterklasse über 
den Frieden zu sprechen. Aber sie hatten sich über die Stkn- 
mang der Massen getäuscht, indem sie nur ihrer eigenen durch 
poiitische Schlagwörter und Plattheiten fossilierten Stimmung 
folgten. Der Friedensgedanke hatte bereits die Mehrheit in 
eine Minderheit verwandelt und die Wortführer des Krieges 
mußten, um das Heft nicht aus den Händen zu verlieren, einen . 
schleunigen Rückzug antreten, den zu decken der russischen 
Revolution überlassen wurde. 

Auch in England konnte man auf die Dauer den Stockholmer 
Konferenzgedanken nicht strikte ablehnen. Daß bei den Eng¬ 
ländern die russische Revolution tatsächlich die Schwenkung 
eines Teiles der Führer erzwang, kann als sicher angenommen 
werden. Aber es ist bemerkenswert daß sie <nicht um des 
Friedens willen nach Stockholm gehen wollen, sondern nur uni 
Separatveihandlungen zwischen russischen und deutschen 
Sozialisten vorzubeugen. Henderson erklärt ausdrücklich, daß 
solche Verhandlungen sonst zu befürchten seien, und daß die 
Teilnahme der Ententevertreter notwendig sei, um Hire Stellung 
gegenüber Deutschland, der Schuldfrage und den deutschen 
Sozialisten zu präzisieren. Daß er mit dieser Begründung der 
Teilnahme die englische Regierung zur Paßerteilung nicht ver¬ 
anlassen kann, nachdem diese die Gewißheit erlangt hat daß 
die russische Regierung keinen Separatfrieden zu schließen 
gedenkt, liegt auf der Hand. Aber daran ist ihm offenbar 
nicht viel gelegen, weil er gleich den französischen Renaudel^ 
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sich nur gezwun>;enerinaßen mit Stockliolm beschäftigt. So 
lange die englische Regierung die Pässe verweigert, kann der 
Stockholmer Konferenzgedanke nicht zur Tat werden, und die 
englischen Arbeiterführer glauben sich in der neutralen 
„opinion** rehabilitiert, wenn sie auf die Unmöglichkeit hin- 
weisen können, zurzeit die Reiseerlaubnis zu erlangen. 

Allein, hier drängt sich eine andere Frage dem internationalen 
Sozialismus auf: Wer ist es, der ihn zur Aktionsunfähigkeit 
verurteilt in dem Augenblicke, wo die Lage der Welt die 
höchste Leistung von ihm fordert? Es ist niemand anders 
als der alte Trades-Unionismtis der anglosächsischen Weit, der 
immer ein Werkzeug der bürgerlichen Regierungen gegen den 
Sozialismus war. Die Smilie, Snowden, Mac Donald in Eng¬ 
land mögen jetzt für eine internationale Aktion der Arbeiter¬ 
klasse noch so viel Verständnis besitzen, gegen den eng¬ 
herzigen nationalistischen Geist der englischen Gewerkschafter 
vermögen sie ebensowenig aufzükommen, wie die Hillquit und 
Genossen gegen Sam. Gompers in Amerika. Für uns in 
Deutschland, die wir mehr als ein Jahrzehnt hindurch uns 
eitrigst bemüht haben, die Engländer und Amerikaner für eine 
tatkräftige Teilnahme an den Arbeiten der Gewerkschaftsinter- 
nationale zu interessieren und doch nie mehr als einen prinzi¬ 
piellen und daher nur fiktiven Erfolg buchen konnten, bringt 
die jetzige Lage des internationalen Sozialismus keine Ueber- 
raschung. Wir waren während der ganzen Dauer des Krieges 
keinen Augenblick darüber im Zweifel, daß die Kriegsziele der 
Ententeregierungen ohne Einschränkung auch stets die Kriegs¬ 
ziele der englischen Gewerkschaften sein würden, und wir er¬ 
warten von den liberalisierenden Führern eines zunftlerischen 
Trades-Unionismus nicht eher eine Friedensaktion, als sie dazu 
von der englischen Regierung auf geboten werden. Alle, die 
aus der Labour unrest in der englischen Industrie sich eine 
Oppositionsstimmung der englischen Arbeitermassen gegen die 
Kriegspolitik der englischen Regierung in schönen Farben 
zur^htmalen, sind unverbesserliche Phantasten, die, wenn sie 
Politiker sind, nicht beanspruchen dürfen, ernst genommen zu 
werden. Der eingefleischte Gewerkschafter opponiert selbst- 
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verständlich gegen die Ausschaltung gewerkschaftlicher Ein¬ 
richtungen und Grundsätze, für die Generationen englischer 
Arbeiter gekämpft haben. Wenn damit die Niederhaltung der 
Lohne bei gleichzeitiger, ununterbrochener Steigerung der 
Dnterhaltskosten für das nackte Leben verbunden ist, wird die 
Inanspruchnahme geweikschaftlicher Kampfmittel der Arbeiter 
zu einer Selbstverständlichkeit. Aber dieser Kampf spielt sic'i 
ausschließlich auf wirtschaftlichem Gebiete ab; sein schwacher 
politischer Wideiliall hat lediglich eine innerpolitische Be¬ 
deutung, die in keiner Beziehung zu der auswärtigen bzw. 
Kriegspolittk Old-Englands steht. Freilich würden die englischen 
Arbeiterführer die gewerkschaftliche Mißstimmung der Ar¬ 
beitermassen in den Strom efer allgemeinen Friedensbewegung 
leiten können, wenn sie wollten. Aber dieses Wollen fehlt eben, 
weil die Führer in ihrer Mehrheit gar zu sehr mit dem imperia¬ 
listischen Geiste ihrer Regierung und der herrschenden Klassen 
solidarisch sind. Die Ideale des internationalen Sozialismus, 
die in Deutschland Führer und Massen bewegten, fanden in 
England schon in Friedenszeiten keinen günstigen Boden und 
man kann vernünftigerweise nicht erwarten, daß der Um¬ 
schwung sich in einem Kriege vollziehen soll, in welchem ganz 
England, nicht um seine Existenz zwar, aber um die Fortdauer 
seiner Weltherrschaft ringt. 

Und wer schließlich von Sam. Gompers die Förderung einer 
Aktion des internationalen Sozialismus für den Frieden eihoffte, 
der wäre ob seines Optimismus sehr zu bedauern. Dieser 
alte Fuchs überlrifft in der Formulierungskunst seinen Herrn 
und Meister Woodrow Wilson um ein Beträchtliches, und es 
^ird ihm kein Bauchgriuvmen verursachen, seinen Haß gegen 
die Sozialisten hinter den prächtigsten Worten von „Demo¬ 
kratie und Freiheit in der Welt“ zu verbergen. Was an mora¬ 
lischer Entrüstung gegen die Deutschen der Augenblick ver¬ 
langt, das wird Gompers ohne oder mit Tränen aufbieten, ganz 
nach dem momentanen Bedarf. Aber wenn Ihr glaubt, daß 

jemals die Reise nach Stockholm antritt, um sein Gelöbnis 
auf die internationale, völkerbefreiende und friedenstiftende 
^ialdemokratie abzulegen, dann seid Ihr ebensolche Toren 
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wie Heines preußische Douaniers» die nach den zollpfiichtis:eii 
Krondianianten» die er noch im Kopfe trug» in seinem Koffer 
suchten. Sozialistische Priedensdiamanten werdet Ihr nicht» 
weder im Gepäck noch im Kopfe Qompers» finden. Aber Ihr 
würdet Eure Illusion eines Tages mit der Entdeckung bezahlen 
müssen» daß Sam. Qompers Fahrkarte nach Rom und nicht 
nach Stockholm gestempelt wurde. Denn dieser holländische 
Jude» der in früher Jugend englischer Trades-Unionist wurde 
und die englischen Zunftideen mit liberaler Prägung bei seiner 
Uebersiedelung nach Amerika mitbrachte» wo er sie in der 
von ihm gegründeten American Federation of Labor sorgfältig 
konservierte» hat Immerhin einen Sinn für Realitäten. Und 
weil er weiß» daß ein Erfolg der Stockholmer Bestrebungen im 
Sinne des Friedens der sozialistischen Bewegung in der ganzen 
Welt zugute kommen würde» und weil er den Nimbus» den ein 
solcher Erfolg auch den amerikanischen Sozialisten verleihen 
müßte, fürchtet» wird er nicht nach Stockholm gehen. Es sei 
denn» wenn er die Aussicht spürt» den gefürchteten Erfolg zu 
verhindern. 

Für Rom wird er» wenn die Stunde kommt» sich viel leichter 
entscheiden. Das beweist seine bisherige zarte Rücksichtnahme 
auf die katholischen Reformbestrebungen des Paters Peter 
A. Diez» der christliche Gewerkschaftsideen nach deutschem 
Muster in den Vereinigten Staaten propagierte. Das Verhältnis 
Gompers* zu dieser Bewegung bietet nicht das leiseste Gegen¬ 
stück zu dem gehässigen Kampfe gegen die amerikanische 
Sozialdemokratie. Und wenn schon die päpstliche Friedens¬ 
note nebenbei den Zweck verfolgt» den Sozialisten den Stock¬ 
holmer Wind aus den Segeln zu nehmen» dann ist zehn gegen 
eins zu wetten» daß Qompers seine Friedensreise mit einem 
vatikanischen ^hiffe antreten wird und den sozialistischen 
Dreimaster Libertä» Egalit6 und Fratemit6 elend versanden 
läßt. 

Die Sozialisten aller Länder hätten alle Ursache» sich um die 
Tatsache zu bekümmern» daß die Friedensaktion des Sozialis¬ 
mus durch jenen fossilen» nationalistischen Trades-Unionismiis 
unterbunden wird» der die angelsächsische Arbeiterschaft be- 
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herrscht. Daß der Katholizismus dabei den Triumphwagen be¬ 
steigt, wäre an sich nicht das schlimmste; wenn es ihm gelingt, 
den Frieden wiedeiherzustellen, hätte er das redlich verdient. 
Aber es muß ausgesprochen werden, daß der Gedanke an* ein 
ebensolches sozialdemokratisches Fiasko in der Friedensfrage, 
wie wir es im Kriege erlebten, uns allen, die wir seit den 
Jugendtagen dem Sozialismus huldigen, ein unerträglicher 
Gedanke ist. Denn er bedeutet, wird er zur Wirklichkeit, den 
cndgfiitigen Bankrott des Sozialismus als welterlösende Idee. 

M. BEER; 

Michaelis' theologisch-sozialer Traktat. 

W IR Stecken bereits tief in der Romantik. Auf die Jahr¬ 
zehnte technischer Meisterleistungen und chemisch-physi¬ 
kalischer Entdeckungen, die die Menschen mit Stolz und Hoch¬ 
mut füllten und die Welt mit nie geahnten Reichtfimern überflu¬ 
teten ; auf die berauschenden Jahre geschichtlich-materialistischer 
Forschung, gesellschaftlicher Kritik und humanitären Strebens 
nach Völkerglück und Weltfrieden, folgte unversehens ein Zeit¬ 
abschnitt der Geringschätzung der Vernunft und Wissenschaft, 
der Hochschätzung des Irrationalen, der Mystik, des Wunders, 
der nationalen Besonderheiten und der Kriege. In Westeuropa 
ist dieser Rückschlag älter und greifbarer; seine Spuren sind 
in den Geisteswissenschaften und den politischen Betrachtungen 
Frankreichs und Englands viel sichtbarer als in denen Deutsch¬ 
lands, das, vom Wellenschlag der industriellen Umwälzung ge- 
kräftigt, sich nicht so leicht der Romantik hingeben mochte. 
Aber auch hier wird die Wandlung greifbar; sie hat bereits 
das Gebiet der Dichtung erfaßt. Und der Krieg, dieser er¬ 
schütterndste Ausdruck des Irrationalen, ist sicherlich nicht 
geeignet, ihr Einhalt zu gebieten. Er wird ihr vielmehr Vor¬ 
schub leisten. 

Einen Romantiker als Kanzler hat der Krieg dem Deutschen 
Reiche bereits gebracht. Es ist nicht das dogmatische Chrlsten- 
tupii ihn vor seinen Vorgängern auszeichnet. Dogmatische 
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Christen scheiden in der Regel die Religion vom Leben; sie 
betrachten beide als zwei Gebiete, die wenig — oder nur in 
feierlichen Momenten — miteinander in Berührung kommen. 
Der neue Kanzler hingegen nimmt seine Religion viel ernster: 
Das Christentum ist seine Weltanschauung; es soll das Leben 
beherrschen, — nicht etwa im volksmäßigen Sinne durch die 
christliche Sittenlehre, sondern durch die Heilslehre. 

Eine Auseinandersetzung zwischen ihm, dem Träger des 
machtvollsten nichterblichen politischen Amtes, und der sozia¬ 
listischen Partei dürfte deshalb nötig sein — eine Anseinander¬ 
setzung zum Zwecke gegenseitiger Verständigung. • 

„Die mit Ernst Christen sein wollen,“ erklärt der neue Reichs¬ 
kanzler, „wissen, daß Gott diesen fürchterlichen Krieg als ein 
Strafgericht für unsere Sünde geschickt hat. Wer die Sünde 
nur bei anderen — bei anderen Klassen, atrideren Parteien — 
sucht, der verschließt sich den Segnungsabsichten, die Gott mit 
unserem Volke hat. Nur wem Gott die Augen dafür auftun 
kann, daß er seine Mitschuld an der Sünde des Volkes erkennt, 
ist berufen, die Hand anzulegen, um ein „Neues zu pflögen“ .. . 
„Um der Möglichkeit eines Irrtums vorzubeugen, muß ich 
sagen, daß auf der einen Seite eine volle Losüng aller Probleme, 
z. B. der sozialen Nöte in diesem Aeon nicht erreicht wird. 
Das bleibt der Zukunft des Herrn Vorbehalten. Und auf der 
andern Seite soll selbstverständlich nicht geleugnet werden, 
daß Menschen, die nicht wirkliche Christen sind. Vortreffliches 
leisten und der Allgemeinheit nützen können. Aber ich spreche 
auch nur von denen, die in Lösung der großen Probleme wahr¬ 
haft bahnbrechend und befreiend wirken und die deshalb zur 
Entwicklung der Völker mit dem Ziel des Kommens des Reiches 

Gottes beitragen. Das können nur wirkliche Christen. 

Der Grund des Elends, des Unglücksgefühls ist auf beiden 
Seiten (des Kapitals sowohl wie der Arbeit) die Abhängigkeit 
vom Irdischen, die Selbstbehauptung, der Eigenwille. Wer 
vom Irdischen, vom Mammon abhängig ist, wer ein Sklave des 
vergänglichen Lebens ist, dem ist der Ewigkeitsgedanke fürch¬ 
terlich, und darum ist er friedelos. Wenn man die soziale 
Frage unter Ignorierung dieses ihres fundamentalen Wesens 
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lösen will/cntfernt man sich vom Zentrum, von der Möglichkeit, 
sie zu entwirren. Auf die Erfassung dieses individuellen Elends* 
Zustands kommt s an. Deshalb helfen keine allgemeinen An¬ 
klagen gegen den Mammonismus. Ein soziales Christentum, 
das so Vorgehen will, erreicht nichts. Deshalb ist auch die 
kirchlich-soziale Arbeit so wenig wirksam. Sie kann nur wirken 
durch eine ganz persönliche Predigt, die wirklich in der Lage 
ist, die Ahnung davon zu erwecken, was höheres Leben ist. 
Nicht auf höhere Löhne, nicht auf Abkürzung der Arbeitszeit 
kommt’s in erster Linie an, sondern auf Kraft, Selbstverleug¬ 
nung, Liebe.*“ 

Zwei Auffassungen stehen sich hier gegenüber: 

Unter Kampf und Leiden, aber auch unter einer immer 
gröfieren geistigen Kraftentfaltung steigt der Mensch vom 
tierischen Zustande zum vernünftigen und sittlichen Wesen 
empor: Die Entwicklung vollzieht sich vom Niedrigen zum 
Höheren. 

Der Mensch ist von seiner ursprünglichen Vollkommenheit 
gefallen. Er steht seitdem unter der Herrschaft der Sünde und 
bedarf der Erlösung. 

Die erstere Auffassung ist die sozialistische; die andere ist 
die christliche. Beide geben jedoch zu, daß der gegenwärtige 
Zustand tmbefriedigend ist und dringend der Abhilfe bedarf. 
Beide stimmen darin überein, daß dem Menschen noch viel 
Tierisches, Niedriges anhaftet. Während es aber dem Christen 
schwer fällt, die Ursache zu erklären, warum dieser Zustand, 
dem das Christentum seit zwei Tansend Jahren abzuhelfen ver¬ 
sucht, keine Besserung zeigt, ist der Sozialist in der Lage, 
nicht nur die Ursache zu ergründen, sondern auch. Mittel zur 
Besserung vorzuschlagen, die der Geschichte der menschlichen 
Entwicklung entnommen skid und dem Wesen dieser Entwick¬ 
lung entsprechen. 

Auf seinem Wege zur intellektuellen und sittlichen Vervoll¬ 
kommnung hat der Mensch einen Teil seines Zieles fast er¬ 
reicht, während er in dem andern noch In erschreckendem 

* ^Frankfurter Zeitung", 10. August 1917. Feuilleton: „Gedanken des 
neuen Kanzlers*. 
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Maße rückständig geblieben ist. Er steht intellektuell sehr 
hoch, sittlich sehr tief. Kein antiker Naturphilosopfi, keHi 
Heraklit, kein Aristoteles, wäre imstande, ein modernes natur¬ 
wissenschaftliches Werk zu verstehen. Neue Grundbegriffe, 
neue Auffassungen der Natur und ihres Wirkens, gaben uns dfb 
letzten Jahrhunderte. Aber es gibt keinen griechischen, römi¬ 
schen oder jüdischen Philosophen, dem nicht die heutige Ethik 
als etwas Altbekanntes Vorkommen würde. Die neue Zeit schuf 
nichts Neues in der Ethik, da sie im wirklichen Leben keinen 
sittlichen Fortschritt zu verzeichnen hat 

Der gegenwärtig tobende Weltkrieg offenbart die unend¬ 
lichen Schrecken der Kluft zwischen den riesenhaften wissen¬ 
schaftlich-technischen Leistungen und der sittlichen Rück¬ 
ständigkeit und Verwahrlosung des. modernen Menschen. 
Intellektuell scheint jetzt dem Menschen nichts unmöglich zu 
sein, sittlich scheint ihm nichts möglich zu sein. Dieser Krieg 
ist der Brennpunkt alles Großen und alles Niedrigen im Men¬ 
schen. Und alles Große in ihm liegt auf dem Gebiete des 
Intellekts, alles Niedrige auf dem Gebiete der Sittlichkeit. 

Hierin liegt die Tragik dieses Weltringens. Die Vernunft 
scheint dem Menschen nur gegeben worden zu sein, um auch 
die höchsten sittlichen Zwecke in den Dienst des Mordens 
hineinzuzwingen, also sie zu prostituieren. Die Heuchelei und 
die Lüge feiern hier ebenso große Triumi^e wie die Physik 
und die Chemie. 

Diese große Krise der Menschheit läßt sich nur erklären, 
wenn man das Wesen der menschlichen Sittlichkeit realistisch 
auffaßt. Das Aufsteigen des Menschen ist an Bedingungen ge¬ 
bunden, die die Zeitalter des Sondereigentums und seiner höch¬ 
sten Stufe: des Kapitalismus, dem Menschen nicht bieten 
können. Das kapitalistische Zeitalter begünstigt augenschein¬ 
lich die Entwicklung der Wissenschaft, es spornt die Ver¬ 
standeskräfte in hohem Maße an, es fördert den Erfindnngs- 
geist, aber auch das Irdische und den Mammon, die Selbstsucht 
und den Eigenwillen, die Herrschsucht und Versklavung. Ohne 
diese negativen sittlichen Eigenschaften ist nicht nur der Kapi¬ 
talismus, sondern auch der Imperialismus unmöglich. Den 
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Kirchenvätern und Scholastikern war der Zusammenhang 
zwischen Sondereigentum und Herrschaft noch sehr klar. 

Oie soziale Frage ist im tiefsten Sinne des Wortes eine 
Frage der Herstellung von Lebensbedingungen, die die 
Entfachung und Entfaltung der sittlichen Triebe und 
Fähigkeiten des Menschen ermöglichen; sie ist eine Frage 
der Hebung der menschlichen Gesellschaft ans dem Elends¬ 
zustande, aus der fürchterlichen Kluft, in die Sondereigentum 
und Kapitalismus sie hineinstOrzten. Nach unserer Auffassung 
ist die sozialistische Wirtschaftsweise das wirkungsvollste 
Mittel hierzu. Der Sozialismus wird wahrscheinlich die Ver¬ 
standeskräfte, den Erfindungsgeist, die Naturwissenschaften 
weniger fördern. Dafür aber wird er den Menschen sittlich 
läutern, sein moralisches Empfinden kräftigen, Selbstverleug¬ 
nung und Nächstenliebe im Menschen entwickeln und gegen¬ 
seitige Dienste an Stelle einseitiger Herrschaftsverhältnisse 
treten lassen. Der Sozialismus wird ein Zeitalter sittlicher 
Triumphe sein, wie der Kapitalismus ein Zeitalter wissenschaft¬ 
licher Triumphe war. Das Wachstum der menschlichen Kräfte 
wird sich harmonischer gestalten und einen Ausgleich schaffen 
in dem gegenwärtig bestehenden Mißverhältnis zwischen der 
intellektuellen Höhe und der sittlichen Niederung des Menschen, 
wie das Sondereigentum und der Kapitalismus es hervor¬ 
gebracht und wie es in diesem Weltkriege mit namenlosen 
Schrecken die Menschheit heimsucht. 

Das Christentum hat im Laufe seiner zweitausendjährigen 
Geschichte Vertreter gehabt, die mit Engelszungen redeten und 
voller Liebe waren. Aber sie wirkten in einem gesellschaft¬ 
lichen System, dessen Wesen Unliebe und Unfriede ist. Des¬ 
halb waren sie erfolglos. Deshalb sind wir noch gebunden und 
unfrei. 


Den Zarenschmeichlern von ehemals. 

JEs soll der Sänger mit dem König gehen . . ." 

Warum auch nicht? So mancher Lyrien- 

und Hymnenschreiber wär' nicht mehr zu sehen — 

Er wandelte beglückt letzt in Sibirien. Pan. 
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HANS MARCKWALD: 

ParlamentS'Heirschaft oderHerrschafts- 

Parlament? 

Zur Diskussion über die Regierungsform. 

G enosse Heilmann spricht sich im ersten Satze seines Ar¬ 
tikels „Proletarisches Klasseninteresse und parlamenta¬ 
rische Advokatenwirtschaft** dahin aus, daß wir alle in der 
Forderung nach einer Regierungsweise einig sind, die „dem 
Volkswillen** entspreche. Seine weiteren Ausführungen schei¬ 
nen mir dieser These zu widersprechen. Wenn Heilmann die 
Sehnsucht nach der parlamentarischen Regierungsweise als 
Ausfluß der kapitalistischen Interessen der bei dem Parlamen¬ 
tarismus gut aufgdiobenen Bourgeoisie bezeichnet, so läßt sich 
das mit dem gleichen Recht von seiner dem Liberalismus ent¬ 
nommenen Theorie von der Dreiteilung der staatlichen Ge¬ 
walten sagen. Unter den Vorläufern der französischen Revo¬ 
lution hätte Montesquieu in seinem Werke ,yDer Geist der Ge¬ 
setze** diese Forderung eingehend begründet, die sich schon 
vorher in England durchgesetzt hatte. Dem Verlangen nach 
Trennung nicht nur der Rechtsprechung, sondern auch der 
Verwaltung von der Gesetzgebung lag der Gedanke zugrunde, 
gegen „die niederen Klassen** im Notfälle eine „starke** Re¬ 
gierung zur Verfügung zu haben. Begrifflich läßt sich die Ver¬ 
waltung von der Gesetzgebung ebenso trennen, wie Materie 
von Form oder Geist In der realen Welt der Tatsachen ist 
die Verwaltung, die Materie des Staates, mit der Gesetzgebung« 
dem Geiste des Staates, einheitlich verbunden. Wenn man im 
Stile des alten Aristoteles reden will, könnte man sagen: Die 
Verwaltung ist die ,JEntelechie** (etwa Vollendung) der Gesetz¬ 
gebung, obwchl Aristoteles in der Form die Enteiechie der 
Materie sieht. 

Wenn eine andere Instanz für die Gesetzgebung als für die 
Verwaltung maßgebend ist, so hat sie unter Umständen Gesetze 
auszuführen, die sie weder billigt noch abzuätidern vermag. 
Die Folge davon wird sein, daß die Gesetze mehr oder weniger 
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nur auf dem Papier stehen. Schon bisher haben wir das fast 
täglich erlebt, z. B. in der Handh<d)ung des Vereinsgesetzes, 
Ein Gesetz ist der Ausdruck tatsächlicher Machtverhältnisse. 
Wenn es zu den bestehenden Machtverhältnissen in Wider¬ 
spruch steht, ist es kein Gesetz, auch wenn cs aus der gedruck¬ 
ten Gesetzessammlung nicht gestrichen wird. Die, deren tat¬ 
sächliche Macht von der geschriebenen Norm nicht anerkannt 
wird, haben dann die Wahl entweder hohnlachend einzuge¬ 
stehen, daß sie auf das Gesetz pfeifen, oder den klaren Wort¬ 
laut des Gesetzes derart zu deuten, daß sein Inhalt in das 
Gegenteil verkehrt wird. Junkerliche Verwaltungsjuristen 
brachten die ietzere Methode bei uns zu vollendeter Meister¬ 
schaft, indem sie z. B. Konzerte für Jugendliche für „politische 
Versammlungen** erklärten, auch wenn nur Lieder ohne Worte 
die Hörer erfreuen sollten. 

Wenn Heilmann eine wirkliche Trennung der Gesetzgebung 
von der Verwaltung für notwendig hält, so muß er notwendig 
für die Parlamentsherrschaft eintreten. Solange die Regierung 
berechtigt ist, die vom Parlament beschlossenen oder in Reso¬ 
lutionen geforderten Gesetze abzulehnen, entspricht die Regie¬ 
rungsweise nicht dem Volkswillen. So sehr wir uns gegen die 
zuerst von der kapitalistisch-liberalen „Voss. Ztg.“ propagierte 
und von Ledebour übernommene Kateridee eines Reichsober¬ 
hauses aufldinen müssen, so wenig können wir es billigen, daß 
der Bundesrat vom Reichstag beschlossene Gesetze verwerfen 
darf. Ebenso muß unser Ziel sein, daß, sobald in den Einzel¬ 
staaten ein demokratisches Wahlrecht Gesetz ist, die Herren¬ 
häuser und das Einspruchsrecht der Krone gegen Parlaments- 
beschlüsse verschwinden. 

Die Kritik, die Heümann am Parlamentarismus übt, stimmt 
inhaltlich zum großen Teil mit der überein, mit welcher Pobfe- 
äonoszew, der einstige Prokurator des „heiligen Synod**, ganz 
treffend die liberalen Staatseinrichtungen charakterisierte, um 
den — Zarismus zu rechtfertigen. Zunächst trifft ein guter 
Teil der Ausstellungen Heilmanns gar nicht die Parlaments- 
lierrscliaft, sondern die Herrschaftsparlamente der West¬ 
mächte. ln Frankreich wäre, wenigstens in der inneren Politik, 
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manches weniger faul, wenn der Senat, dieses großkapita¬ 
listische Herrschaftspariament, nicht die, von der Deputierten¬ 
kammer und ihrem Ministerium gewünschten Reformen ver¬ 
zögert oder vereitelt hätte. Und nun gar in England mit seinem 
bisherigen skandalösen Wahlsystem ist es nicht erstaunlich, 
daß die Parlamentsherrschaft des Herrschaftsparlaments Blu¬ 
ten zeitigte, die keine Nachahmung verdienen. Wie wenig das 
parlamentarische System selbst dafür verantwortlich zu 
machen ist, zeigt Dänemark, das in den letzten Jahren eine 
Entwicklung nahm, die fast als vorbildlich gelten kann, wenn 
man bedenkt, daß es sich um einen Kleinstaat inmitten einer 
kapitalistisch-imperialistischen Welt handelt. Wie nötig die 
Proletarier, nicht die Börsenliberalen, bei uns das parlamenta¬ 
rische Regiment haben, beweist die Fülle von volksfreundlichen 
Anträgen, für die im Reichstage, aber nicht kn Bu^desrat, eine 
Mehrheit zu finden ist. Wir erinnern an das Koalitionsrecht 
für Landarbeiter, die Aufhebung des Jugendlichen-Para- 
graphen, die Arbeitslosenversicherung, die Menge sozial¬ 
politischer Vorschläge, für die im Reichstag eine Mehrheit ein¬ 
trat. Im Reichstag findet sich für dergleichen eine Majorität, 
weil auch die bürgerlichen Parteien von den Proletariern ab¬ 
hängig sind, wenn sie ihre Mandate nicht verlieren wollen. Das 
Vetorecht des Bundesrats gibt just den Kapitalisten die Ge¬ 
wißheit, daß oft nichts aus den Zugeständnissen an das Prole¬ 
tariat wird, für die ihre eigenen Vertreter im Reichstag aus 
Furcht vor den proletarischen Wählern stimmen müssen.. 

Wenn die Regierung vom Parlament nicht abhängig ist, so 
ist sie von der Krone abhängig. Und das ist offenbar auch 
Heilmanns Wunsch, denn sonst würde er nicht die falsche Be¬ 
hauptung aufstellen, die Vorstellung von den Kronrechten im 
Gegensatz zu den Volksrechten sei nur im Kampf zwischen 
Feudalismus und Bourgeoisie richtig gewesen. Man muß wirk¬ 
lich Umsturzvorlage und Zuchthausgesetz ganz vergessen 
haben, um sich zu solcher Ansicht zu bekennen. Woher das 
Vertrauen zu der Unfehlbarkeit nicht nur des Kaisers, sondern 
Jedes Nachfolgers des Kaisers oder zu denen, die künftig das 
Ohr der hohen Herren haben werden, kommt, mögen Klügere 
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ergründen. Es ist richtig, daß selbst bei dem demokratischsten 
Wahlsystem die Volksvertretungen kapitalistische Herr¬ 
schaftsparlamente sind, solange die Vofksmehrheit nicht zur 
Sozialdemokratie gehört. Aber diesem Uebel läßt sich durch 
Aufklärung des Proletariats allmählich abhelfen. Auch wer 
sich in der Rolle des Marquis Posa wohlfühlt, kann nur hoffen, 
diesen oder jenen Monarchen in diesem oder Jenem Einzel- 
falie dem Proletariat günstig zu stimmen, während die Auf¬ 
klärung des Proletariats in geometrischer Progression dank 
der industriellen Entwicklung fortschreitet. 

Wenn sich England auf Qrund gewisser vom Genossen Lensch 
ganz richtig geschilderter Tatsachen, 'Dämlich auf Grund seiner 
relativen Weltherrschaft, nicht nur in der Industrie veraltete 
Maschinen, sondern auch eine veraltete Verwaltungsmaschine 
leisten konnte, wenn sich im Rentnerstaate Frankreich die 
Industrie nicht nach deutschem Vorbilde entwickelte und im 
Vertrauen auf die Zahlungsfähigkeit Rußlands das Kapital in 
Staatspapieren statt in Unternehmungen angelegt wurde, so ist 
doch nicht gesagt, daß bei uns das parlamentarische System 
die gleichen Mängel annehmen müßte. Heilmann meint, das 
parlamentarische System führe dahin, daß an Verwaltungs¬ 
stellen mit wirtschaftlichen Aufgaben Männer gestellt werden, 
die von der Sache nichts verstehen, weil sie ihrem agitatorischen 
Talent die Wahl in die Volksvertretung zu verdanken haben, 
tfeilmann befällt das Gruseln, wenn er an ein Reichselektrizitäts- 
monopol mit einem parlamentarischen Verwalter an der Spitze 
denkt' Aber in den deutschen Gemeinden, von denen jede 
eine Art Verwaltungsstaat im kleinen bildet und die keine 
Herrschaft ausüben, haben wir im großen ganzen das parla¬ 
mentarische System. Der gelegentliche Mißbrauch des Be¬ 
stätigungsrechtes hat sich nur als Hemmschuh gezeigt. Und 
hat man da jemals wortgewaltige Stadtverordnete, die dank ihrer 
Redegabe in das Qemeindepariament gekommen sind, an die 
Spitze des städtischen Elektrizitätsmonopols oder der Gas¬ 
anstalt gestellt? Wer zu agitierien versteht, muß schließlich 
Ideen haben, und ganz will ja auch Heilmann die agitatorischen 
Elemente aus der Regierung nicht verbannen. 
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Das parlamentarische System bedeutet natürlich nicht, daß 
alle Minister oder ihre Mehrheit Parlamentarier sein müssen. 
Worauf es ankommt, ist, daß sie den Willen des Parlaments 
vollstrecken, gleichgültig, ob sie diesem angehören. Am gün¬ 
stigsten wäre für uns, solange sich die Mehrheitsverhältnisse 
im Reichstage nicht gründlich ändern, eine Verwaltung, die 
dem „schwarz-roten Block** folgt, auch wenn sämtliche Libe¬ 
ralen in der Minderheit bleiben, und die mit den Liberalen und 
Sozialdemokraten Kulturforderungen verwirklicht, auch wenn 
mit den Konservativen auch das Zentrum dagegen stimmt Ob 
Beamtenministerium oder parlamentarisches Kabinett — beides 
soll uns recht sein —, wenn nur in allen Fragen der Wille des 
Volkes, der nur durch die Volksvertretung zum Ausdruck 
kommen kann, höchstes Gesetz ist Daß die Sozialdemokratie 
völlig machtlos werden kann, weil die bürgerlichen Parteien 
in der Mehiheit sind, ist ganz ausgeschlossen. Ein extrem 
arbeiterfeindliches Ministerium, das sich auf eine Mehrheit 
stützt kann nicht zustande kommen, weil jene Mehrheit bei 
den Wahlen mit der Sozialdemokratie um die Mandate kon¬ 
kurrieren muß. 

Wenn in Staaten mit viel d^okratischerer Staat^form als 
Deutschland größere Mißstände bestehen als in Deutschland, 
so spricht das nicht gegen die Herrschaft eines aus einem 
demokratischen Wahlrecht hervorgegangenen Systems. Die 
Volksvertretung verliert in dem Maße ihren Charakter als 
Herrschaftspariament, in dem die Sozialdemokratie wächst. Die 
Güte eines Staates läßt sich gleichsam mathematisch berechnen 
als das Produkt aus der Intensität seiner Demokratisierung und 
der Extensität seiner Sozialdemokratie. 


„Hier, bei den Versuchen des offenen üeberfalls und der geheimen 
Verschwörung, hat unsere Geduld ein Ende, und jeder, der diese 
Grenze überschreitet, wird auf eine Macht stoßen, die durch ihre 
Unterdrückungsraaßnahmen diese Verbrecher zwingen wird, sich 
daran zu erinnern, wie es zur Zeit des Absolutismus war." 

(Zar Alexander FJedorowitsch Kerenski 
auf der Moskauer Staatskonferenxj 
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PAUL BARTHEL: 

Die erste Geschichte der deutschen 
Gewerkschaftebewegung. 

I N dem im dritten Kriegsjahre erschienenen ersten Bande der Qe- 
werkschaftsgescbichte <les Verbandes der Lithographen, 6tein> 
dnicker und verwandten Berufe — einer Organisation, die vor dem 
Kriege rund 16000 Mitglieder zfihlte, aber infolge der vielen Ein¬ 
berufungen zum Heeresdienst wahrend des Krieges auf ungefähr ein 
Orittei ihres früheren Bestandes zurUckgegangen ist — steckt viel 
mdir, als der bescheidene TiteP im ersten Augenblick erwarten laßt. 
Das Werk enthalt nämlich in seinem ersten Teil, der weit über zwei 
Drittel des ganzen stattlichen Bandes umfaßt, eine Geschichte der 
Gewerkschaftsbewegung in Deutschland, die, abgesehen von einigen 
geschichtsschreiberischen Versuchen bürgerlicher Autoren, als die 
erste umfassende und erschöpfende geschichtliche Darstellung des 
Werdens der deutschen Gewerkschaften bis zur Verhängung des 
Sozialistengesetzes bezeichnet werden kann. Der Verfasser Hermann 
Müller, Sekretär im Zentralarbeitersekretariat der Qeneralkommission 
der Gewerkschaften Deutschlands in Berlin und im Ehrenamt lang¬ 
jähriger zweiter Vorsitzender des Verbandes der Lithographen und 
Steindrucker, ist ein aus der Arbeiterbewegung hervorgegangener 
praktischer Gewerkschafter. Er hat durch seine fleißige Arbeit ein 
Werk geschaffen, auf das, wie gleich von vornherein festgesteUt 
werden möge, nicht nur der das Buch herausgebende Verband, son¬ 
dern die ganze deutsche Gewerkschaftsbewegung mit Recht stolz sein 
kann. Wenn wir noch vor etwa einem halben Jahre in dieser Zeit¬ 
schrift (2. Jahrgang, 2. Band, Nr. 46 vom 10. Februar 1917: „Zur 
Gewerkschaftsgeschichte“) schrieben, daß zwar einzelne Berufsver¬ 
bände ihr verbandsgeschichtliches Material gesammelt, bearbeitet und 
der Oeffentlichkeit übergeben hätten, daß aber eine umfassende Ge¬ 
schichte der deutschen Oewerkschaftsbewegnng trotz ihrer gewaltigen 
Bedeutung für das deutsche Wirtschaftsleben noch nicht geschrieben 


^ Die Organisationen der Lithographen, Steindrucker und verwandten 
Berufe, Erster Band. L Allgemeine Gewerkschaftsgesdiichte. 
2. Unsere Organisationen und Kämpfe bis zum Jahre 1891. Von 
Hermann Müller, Sekretär des Zentralarbeitersekretariats Berliu. 
Verlag: Otto Sillier, Berlin N. 24. Elsässer Str. 86-^ 1917. XXXil 
und 674 Seiten. Preis im Buchhandel (Kommissionsverlag Vorwärts, 
Berlin) lö Mk. 

Mß 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




938 Erste Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung. 


worden sei, so trifft das nach dem Erscheinen des Müllerschen Buches 
nicht mehr zu; es ist die allgemeine Geschichte der gewerkschaft¬ 
lichen Qesamtbewegung, wenigstens in der vorsozialistengesetzUchen 
Zeit. 

Müller holt in seinem Qeschichtswerk weit aus; er behandelt die 
Organisierungsbestrebungen der Lohnarbeiterschaft und ihre Wider¬ 
stände sowie das Ringen des Proletariats um ein uneingeschränktes 
Vereinigungsrecht und die Versuche der herrschenden Gewalten« die 
Arbeiterschaft immer wieder in Rechtlosigkeit und Unfreiheit zurfick- 
zuzwingen, seit der ersten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts. Sein 
Werk umfaßt einen Zeitraum von 150 Jahren. 

Er geht vom Reichsschluß aus dem Jahre 1731 aus« mit dem ein 
neuer Abschnitt in der Geschichte des Vereinigungsrechts beginnt, 
weil dieser Reichschluß den Einzelstaaten und ihrer Gesetzgebung die 
Grundlage zu der nach und nach erfolgenden Beseitigung der alten 
Gesellenbrüderschaften und -Verbindungen bot« und gibt gleich im 
' ersten Abschnitt in großen Zügen einen gedrängten, dabei aber doch 
äußerst bildhaften Ueberblick über die Koalitionsrechtskämpfe und 
die Gewerbegesetzgebung bis zum Jahre 1848 und der im Revolutions¬ 
jahre erfolgten Herausgabe des Kommunistischen Manifests. in den 
folgenden Abschnitten wendet sich Müller der Afbeiterverbrüderung 
und den ersten Zentralverbänden aus dem Ende der vierziger Jahre, 
den Arbeiterbiidungsvereinen, der Gründung des Allgemeinen Deut¬ 
schen Arbeitervereins durch Ferdinand Lassalle und Lassalles Hal¬ 
tung zur Gewerkschaftsbewegung sowie der Weiterentwicklung der 
Arbeiterbiklungsvereine zu, um weiter zur Bewegung für die Gewäh¬ 
rung des Koalitionsrechts am Anfang der sechziger Jahre und zu der 
in diese Zeit fallenden Gründung neuer Zentralverbände und Gewerk¬ 
schaftsblätter überzugehen. Nach einer Abhandlung über die inter¬ 
nationale Arbeiterassoziation werden deren Beziehungen zur Gewerk¬ 
schaftsbewegung und nach einer Darstellung der Verhandlungen über 
die Koalitionsverbote im preußischen Abgeordnetenhause wird auch 
die grundsätzliche Stellung Schweitzers zur Gewerkschaftsbewegung 
untersucht. 

Von der Gründung des Norddeutschen Bundes ausgehend, bespricht 
dann Müller das Wirken Liebknechts und Bebels in der sächsischen 
Volkspartei und in den Arbeiterbildungsvereinen und deren Abmarsch 
in das Lager der Internationale, ferner nach einer Würdigung der 
Bedeutung der Aufhebung der Koalitionsverbote im Norddeutschen 
Reichstag die Beziehungen zwischen dem Allgemeinen Deutschen Ar¬ 
beiterverein und der Gewerkschaftsbewegung. Darlegungen über den 
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AllKcmeinen Deutschen ArbeiterkongreB vom Jahre 1868, der von 
Schweitr^r und Pfitzsclie einberufen worden war und bald nach seiner 
Eröffnung die Ausschließung von Dr. Hirsch und seiner Gruppe bc< 
schloß, über die QrQndnng der Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine 
Pfingsten 1869, über die Gründung der Internationalen Gewerks¬ 
genossenschaften unter Mithilfe von Bebel und Liebknecht, über die 
Neugrfindung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins, Uber den 
Staatsstreich Schweitzers, durch den dieser eine Diktatur im All¬ 
gemeinen Deutschen Arbeiterverein wieder aufzurichten versuchte, 
sowie über die Folgen dieses StaatssH’eichs für die Gewerkschafts¬ 
bewegung, endlich über die Gründung der sozialdemokratischen Ar¬ 
beiterpartei 1869 in Eisenach und über die Beziehungen der Eisenacher 
Partei zu den Gewerkschaften spiegeln das Brodeln und Gären und die 
Kämpfe um die Organisationsform in der Arbeiterbewegung gegen 
Ende der sechziger Jahre lebhaft wider. Die Bedeutung von Karl 
Marx und seine Stellung zur Gewerkschaftsbewegung werden in einem 
besonderen Abschnitt ausführlich und mit großer Liebe gewürdigt. 
In den Abschnitten über die Umwandlung des Allgemeinen Deutschen 
Arbeiterschaftsverbandes in den Allgemeinen Deutschen Arbeiter- 
unterstützungsverein, über den Berliner Arbeiterbund, über den 
Sturmangriff Tölckes auf die Gewerkschaften und den Beschluß der 
Lassalieaner, sie zu beseitigen, und schließlich über das Ende 
Schweitzers wird die Schilderung des Gärnngs- und Klärungsprozesses 
in der Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung Jener Zeit fortgeführt. 

Dann schildert Müller die erste Unionsgründung auf dem Gewerk¬ 
schaftskongreß in Erfurt 1872 und nach einer Abhandlung über neue 
Benifskongresse, einem Beitrag zur Geschichte der Einigungsämter 
und einer Darlegung weiterer Wandlungen im Lager der Lassalieaner 
die zweite Unionsgrfindnng auf dem Magdeburger Gewerkschafts¬ 
kongreß 1874. Der Schikterung neuer Vorstöße gegen das Koalitions¬ 
recht und der Aera Tessendorf folgt der Abschnitt über die Einigung 
der sozialistischen Parteien und der Gewerkschaften im Mai 1875 zu 
Gotha, die den Prozeß der inneren Gärung und Klärung abschloß, 
den Frieden unter den feindlichen Brüdern herbeiführte und die 
Grundlage zu einer gesunden und einheitlichen Weiterentwicklung der 
politischen Arbeiterbewegung und auch der Gewerkschaftsbewegung 
schuf. Die segensreichen Folgen des Gothaer Einigungskongresses 
für die Arbeiterschaft zeigten sich bald. Sie riefen aber auch die ganze 
Keaktion geschlossen auf den Plan. Das Sozialistengesetz wurde die 
Fessel, die die Junge Gewerkschaftsbewegung drei Jahre nach dem 
Gothaer Kongreß an dem weiteren rüstigen Vorwärts- und Aufwürts- 
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schreiten hinderte und ihre freie Entfaltung und Betät^ng auf Jahre 
hinaus unterband. Mit einem Ueberblick Tiber die Zeit von der Eini¬ 
gung bis 7.iim Sozialistengesetz schließt Müller seine allgemeine Qe- 
werkschaftsgeschichte ab. Vom Sozialistengesetz würde also eine 
WelterfOhrung der Qescbichte der deutschen Oewerkschaftsbeweguinr 
bis auf die heutige Zeit auszngehen haben. 

Wir haben versucht, in knappen Zügen einen Ueberbliok über den 
wichtigsten Inhalt des Müllerschen Qeschichtswerkes zu geben. Be¬ 
merkt sei noch, daß es sich bei diesem Buch nicht um eine trockene 
Chronik handelt, sondern um eine frische, lebensvolle Darstellung des 
Werdens der Gewerkschaften auf Grund von Erkenntnissen, die sich 
der Verfasser durch gründliche Forscherarbeit und emsige Quellen¬ 
studien erworben hat. Er verzichtet aber darauf, diese Erkenntnisse 
schulmeisterhaft dem Leser aufzwingen zu wollen, sondern alle seine 
Behauptungen werden auch mit einer Fülle von aktenm^igem Beweis¬ 
stoff belegt. Gerade dadurch erhalten Müllers Berichtigungen früherer 
falscher Darstellungen, wie sie häufig den älteren bürgerlichen Ge¬ 
schichtschreibern der Gewerkschaftsbewegung, Schmöle und Knie¬ 
mann, unterlaufen sind, wie auch mancher irrtümlicher Anschauungen, 
wie sie sich in der Ueberschätzung der Lassalleaner als angeUicher 
Förderer der Gewerkschaften, in der Berufung gewisser gewerk¬ 
schaftsfeindlicher Sozialisten auf Karl Marx und in manchen anderen 
Legenden offenbaren, eine Beweiskraft, die überzeugend wirkt Jeden¬ 
falls kann sich die deutsche Gewerkschaltsbewegung zur ersten 
gründlichen Darstellung ihrer Geschichte nur beglückwünschen. 

Der zweite Teil des Werkes tritt naturgemäß an allgemeiner Be¬ 
deutung weit hinter den ersten zurück. Auf rund 200 Seiten enthSIt 
er die Vorgeschichte einer unserer modernen Zentralorganisationen 
bis zu ihrer im Jahre 1891 erfolgten Gründung. Die Geschichte von 
der Gründung bis zur Jetztzeit soll in einem späteren zweiten Bande 
dargestellt werden, ln seiner Vorgeschichte des Verbandes der Litho¬ 
graphen und Steindrucker gebt Müller bis auf die Erfindung der 
Lithographie durch Alois Senefelder Ende des 18. Jahrhunderts, in 
der Organisationsgeschichte der in der genannten Gewerkschaft 
organisierten Kupferdrucker sogar bis auf die Erfindung des Buch¬ 
drucks in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts zurück. Die Dar¬ 
legungen sind von hohem kulturgeschichtlichen Wert. Müller weiß 
jeder Regung der Lithographen usw. zum ZusammenscMuB von jenen 
Zeiten an geschickt nachzuspüren, die Beziehungen dieser zunächst 
rein lokalen Regungen zueinander bloßzulegen und sie mit den Or¬ 
ganisationsbestrebungen der Arl)eiterschaft hn allgemeinen in Be- 
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Ziehung zu bringen. Durch das Zusammenfftgen vieler bezeichnender 
Einzelheiten gestaltet er ein großzügiges, in sich geschlossenes Bild 
des wechselvoilen Auf und Nieder der Organisationsbestrebungen und 
Kämpfe der Lithographen und Steindrucker bis zur Gründung des 
2^ntralverbandes, das fesselt und packt und einen starken und leben¬ 
digen Eindruck hinterläßt. Die Vorgeschichte der Gewerkschaft der 
Lithographen und Steindrucker von Hermann Müller muß als eine 
der besten bisher erschienenen Qesdiichtswerke einzelner deutscher 
Berufsorganisationen bezeichnet werden. Wegen der ständigen all¬ 
gemeinen Ausblicke und ihrer kulturgeschichtlichen Darlegungen ist 
sie nicht nur für die Mitglieder der Organisation der Lithographen 
und Steindrucker, sondern für alle Gewerkschaften von hohem Wert. 

Ungleich bedeutungsvoller ist aber doch für die Allgemeinheit der 
erste, die allgemeine Gewerkschaftsgesekichte enthaltende Teil des 
MOUerschen Werkes und viele, die sich diesen Teil gern zulegen 
möchten, werden die fast ein Drittel des Buches füllende Sonder¬ 
geschichte einer Organisation, an der sie nicht das gleiche hohe 
Interesse nehmen wie an der Gewerkschaftsbewegung Im allgemeinen, 
als preisverteuernden Ballast empfinden. Das ganze Werk kostet 
im Buchhandel 15 Mark! Die allgemeine Gewerkschaftsgescliichte 
könnte jedenfalls, losgelöst von der Verbandsgeschichte einer unserer 
Berufsorganisationen, weit billiger auf den Büchermarkt gebracht 
werden und es würde ihr dann vor allen Dingen auch eine weit größere 
Verbreitung sicher sein. Die Bucbdruckerei Vorwärts hat dem Werk 
eine mustergültige typographische Ausstattung zuteil werden lassen, 
bis auf den Rücken ans schneeweißer Leinwand, der uns äußerst 
unpr^tisch erscheint. Möchte dem trefflichen MüHerschen Ge¬ 
schichtswerk durch die Trennung der allgemeinen Gewerkschafts¬ 
geschichte von der Verbandsgeschichte der Lithographen und Stein- 
drucker die große Verbreitung ermöglicht werden, die wir nicht nur 
dem Buch, sondern auch der deutschen Oeweriischaftsbewegung wegen 
des hohen Wertes des Werkes nur dringend wünschen können. 


MJetzt aber werden wir selbst dank unserer unein¬ 
geschränkten Gewalt dorthin, wo Willkür und Unterdrückung 
herrscht, mit Eisen und der ganzen Macht des Zwangs¬ 
apparats der Regierungsgewalt gehen.“ 

(Schluß der Rede Kerenslus 
auf der Moskauer Staatskonferenz.) 
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RICHARD WOLDT; 

Technische Arbeit in der 
Flugzeugfabrikation. 

Em Beitrag zam Staatsbetrieb oder Privatwirtschaft 
in der Rüstungsindustrie. 

F IR die Zukunft nach dem Kriege wird in allen Rfistungsdebatten 
auch Uber die Forderungen des Luftfahrtwesens zu verhandeln 
sein. Als dritte Waffe neben dem Land- und Seekrieg hat die 
Technik nun auch brauchbare Mittel für den Luftkrieg ausgebildet. 
Und hier werden die gleichen Fragen zur Debatte stehen: Welches 
sind die Wechselbeziehungen zwischen Kriegfflbrung und Kriegs- 
technik?' Drängt die Entwicklung auch hier zum demokratisch-kon¬ 
trollierbaren Staatsbetrieb der Rfistungsversorgung oder wird sich 
die industrielle, Privatwirtschaft durch ihre organisatorische Ueber- 
legenheit sieghaft behaupten? Einen Ausschnitt aus dem Getriebe der 
Rüstungsindustrie sollen nadifolgende Skizzen geben, in denen wir 
von der Welt der Arbeit in dem Werden des modernen Kriegsflug¬ 
zeuges ein paar Organisationsprobleme formulieren. 

Die technischen Fortschritte im Flugwesen haben sich innerhalb 
weniger Jahre mit rapider Schnelligkeit vollzogen. Zo einer Ent¬ 
wicklung, die für andere Gebiete Jahrzehnte gebraucht hat, sind hier 
nur Jahre notwendig gewesen. Die Erfhidungsverbesserungen haben 
sich überstürzt. 

Auch im Flugwesen ist der Sport der Schrittmacher des technischen 
Fortschritts geworden. Darin zeigt die Entwicklung mit dem Anto- 
mobilismus ähnliche Merkmale: Zuerst wurde durch Konkurrenz auf 
dem Sportplatz die allgemeine Aufmerksamkeit auf die Jeweilige 
industrielle Leistungsfähigkeit gelenkt Der sportliche Wettkampf 
war für die Erzeugnisse einer jeden Firma die technische Belastungs¬ 
probe. Das sieghafte Flugzeug bot für das in Frage kommende 
FabrikatiiNuceaohäft die Aussicht auf neue gewinn faring e n de Auf¬ 
träge. Aus dem Wachsen und Rückgang der einzelnen Flugzeuge 
ist deshalb zu erkennen, wie eng die Konkurrenzresultate auf dem 
Sportplatz mit den fabrikatorischen und finanziellen Erfolgen Zu¬ 
sammenhängen. So ist auch im Vergleich zu den andern Zweigen 
der Industrie, die sich in jahrzehntelanger mühevoller Arbeit ent¬ 
wickelt haben, die Flugzeugindustrie traditionslos aufgewachsen. 
Hastig wurden Unternehmungen gegründet und gerade der Krieg hat 
Betrieben, die kaum aus dem ersten Gründungsstadium herausgetreten 
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waren, sofort große Aufträge übergeben. Es wurden immer erhöhte 
Anforderoiigen an die Fabrikationsleistungen gestellt, mit denen die 
Firmen fertig werden mußten. 

Der Konsirukiionsentwurf. 

Alle moderne industrielle Technik trennt Entwurf und Ausführung. 
In der Handwerksstube des Zunftmeisters lag das alles noch in einer 
Hand. Der arbeitsausführende Zunftmeister entwarf in seinem Gehirn 
die Gestalt des zukünftigen Arbeitsstücks und verwirklichte es durch 
seine Handfertigkeit. Der Weg vom Gehirn zur Hand lag im Schaffen 
eines Menschen begrenzt. 

Anders in der modernen Großindustrie. Darin liegt gerade ein 
charakteristischer Unterschied zu dem Arbeitsschaffen des ehrsamen 
Znnfthandwerksmeisters: heute verlaufen Entwurf und Ausführung 
getrennt. Wie die Maschine werden soll, wird zunächst auf dem 
Reißbrett skizziert. Die Sprache des Ingenieurs, des berufsmäßigen 
Erfinders, ist die Zeichnung. 

Professor Ostwald hat einmal bei der Erörterung des konstruktiven 
Erfindungshergangs von einem „Einkreisen der erfinderischen Idee“ 
gesprochen. I>as Erfindungsziel wird so plangemäß umstellt, wie bei 
einer fürstlichen Jagd durch Treiber das Wild, „sodaß sdion eine 
gewisse Ungeschicklichkeit dazu gehört, bei dem Schuß das Ziel zu 
verfehlen“. Mit diesem Bild wollte Ostwald das Zwangsläufige und 
Mechartische im heutigen Erfinden charakterisieren. Es sei nicht mehr 
eine Znfallsarbeit, nicht mehr ein Hlnansgehen auf gut Glück mit der 
Flinte über der ^hulter, sondern ein methodisches Heranarbeiten an 
das Ziel 

Im Prinzip ist eine soldie Charakteristik zutreffend. Der moderne 
KapItaUst mechanisiert und objektiviert selbst den hochwertigen Er¬ 
findungsvorgang. Aber das ist nur dann möglich, wenn in einem 
technischen Arbeitsgebiet die Grundlagen der Erkenntnis schon vor¬ 
handen und ausgearbeitet sind. Als Diesel anfing, seinen Rohölmotor 
zu konstruieren, war er noch schöpferisch als Erfinder tätig. Sein 
Genie, seine Initiative, seine Intuition mußten ein neues Gebiet erst 
erobern. Die Konstrukteure, die fetzt in diesem Maschinenbau schaf¬ 
fen, leisten nicht mehr eine solche Qualitätsarbeit, sondern verbessern, 
erweitern und verwirklichen nur Einzelheiten. Es wird auch dort 
bald so kommen wie auf anderen Gebieten; Der Ingenieur ist in 
seiner Arbeit in Wirklichkeit kein Ingenieur mehr, er ist „Strich¬ 
zieher“ geworden, indem er die Einzelteile einer Maschine (Kurbel- 
weile, Räder- und Lagerkonstruktionen) vergrößert oder verkleinert. 
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Der Typ des Ingenieurs in seiner Qualitätsleistung ändert sich in dem 
MaBe, wie das ArbeitsgeUet von der technischen Forschung durch¬ 
geackert worden ist 

Das zeigt sich auch in der Flugzeugindustrie. Heute ist es noch 
ein empirisches Schaffen. Das schöpferische Können begabter Einzel- 
menschen ist noch notwendig und kann sich noch answirken. Die 
Wissenschaft hat hier noch wenig Erfahrungen festgelegt Es ist zu 
wenig „objektiviert“. 

Große Firmen haben ihre leitenden Konstrukteure, deren Arbeiten, 
als Einzelleistungen betrachtet heute eine ganz andere Bedeutung 
für das Werk haben, wie es später der Fall sein wird. Jeder Kon¬ 
strukteur hat das, was er vorschlägt und baut vorwiegend im OefflhL 
Man kann mit ihm über diese oder jene Einzelheit nicht diskutieren, 
es ist seine Ansichtssache, eine Frage seiner persönlichen Erfahrung. 
Selbst der Nichtfachmann findet eine Bestätigung dieser Tatsachen 
darin, daß der Flugzeugbau heute noch verhältnismäßig wenig Normen 
hat. Die Flugzeuge weichen voneinander ab. In der Anordnung der 
Motore, der Ausbildung der Tragfläche, der Unterbringung der 
Apparate sind in den Konstruktionen der gleichen Zeit oft die ent¬ 
gegengesetzten Prinzipien verwirklicht worden. Das war besonders 
noch zu Anfang des Krieges der Fall, es war mehr ein Vorwärtstasten, 
die Konstruktionsvorschläge der Flugzeugfirmen an die Heeresver¬ 
waltung haben oft entgegengesetzte Prinzipien zur Ausführung ge¬ 
bracht Freilich wird sich das durch die Erfahrungen des Krieges 
für später schon ändern, die Normalisierung, die Vereinheitlichung 
der konstruktiven Ausftthrungsform, hat durch die Kriegsproduktion 
schon nennenswerte Fortschritte gemacht 

Für eine Flugzeugfirma von heute hat das aber folgende Konse¬ 
quenzen: Selbständige Flugzeugkonstrukteure sind sehr selten und 
werden deshalb auch außerordentlich hoch bezahlt Dann ist die 
Firma auf Gedeih oder Verderben auf den jeweiligen Chefkonstrukteur 
angewiesen. 

Der Mann an der Spitze des Konstruktionsbureaus kann die Firma 
von Sieg zu Sieg, aber auch von Mißerfolg zu Mißerfolg führen. 
Gerade diese Personenfragen werden, wenn nach dem Krieg Ver- 
staatiiehungsgedanken auch in der Flugzeugindustrie hervortreten, 
gebührend zu berücksichtigen sein. Erst in späteren Jahren, wenn 
sich die Normalisierung and Vereinheitlichung mehr durchgesetzt hat 
wird man sich auch in den Konstruktionserfolgen mehr von Einzel¬ 
menschen abhängig machen können. 

In seinem stillen Arbeitszimmer sitzt nun der leitende Konstrukteur 
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und arbeitet eine neue Konstruktion aus. Er tastet sich vorwärts. 
Der Usherige Typ wird auf Qrnnd der letzten Erfahrungen ver¬ 
bessert oder es wird ein ganz neuer Weg eingeschlagen. Nach den 
Angaben des leitenden Konstrukteurs haben die Mitarbeiter den Ent¬ 
wurf zeichnerisch im Detail festzulegen, die Abmessungen, Profile, 
Kurven werden ausgerechnet. 

Aber es genügt nicht, auf der Zeichnung eine Maschine erstehen 
zu lassen. In der Versuchswerkstatt wird ein Modell gebaut. Was 
der Konstrukteur im Kopf hat, wird gleich im Material verwirklicht, 
ausprobiert und umgeändert. Ein fortlaufender Prozeß, eine innige 
Wechselwirkung zwischen Entwurf und Ausführung findet statt. 
.Mühevoll genug ist das Werden der ersten Versuchsmaschine, es er¬ 
fordert viel gegenseitiges Ver,st^en und Zusammenarbeiten und doch 
muß die Maschine schnell fertig werden und präzise gearbeitet sein. 
„Zeit ist Geld!**, damit die Konkurrenz keinen Vorsprung gewinnt 
Die Maschine soll aber zugleich im Resultat einen Erfolg bedeuten. 
Alles ist einzusetzen, was Konstrukteur, Betriebsleiter, Meister und 
Arbeiter können. Nach mancherlei Aenderungen ist endlich der erste 
Apparat fertig. Soweit es möglich war, sind die Einzelteile noch nach- 
geprflft worden und dann kommt die entscheidungsvolle Stunde, 
wenn sich der erste Pilot in die neue Maschine hineinsetzt 

Der erste Probeflug wird unternommen. Wieder können vielerlei 
Reibungsfiächen zwischen Pilot und Konstrukteur erfolgen, die aus¬ 
geglichen werden müssen. Auch des Fliegers-Ansichten und Erfah- 
runsren sind in der gemeinsamen Arbeit zu verwerten. Die Resultate 
sind zufriedenstellend, die Firma bewirbt sich bei der He^resverwal- 
tunff um einen Auftrag. 

Von Fachoffizieren erfolgt die Typabnahme, die Maschine wird be¬ 
sichtigt, kritisiert, die Zeichnungen werden vorgelegt die Heeres¬ 
verwaltung macht in der materiellen Verwendung und Fabrikatioiis- 
ansführuttg ihre Vorschriften und stellt ihre Bedingungen. Man kommt 
zu einem Auftrag. Eine bestimmte 2^bl von Flugzeugen zu einem 
bestimmten Preis und Liefertermin wird bestellt Die Vorbereitungen 
für ein neues Fabrikationsprogramm haben damit einen gewinn Ab¬ 
schluß gefunden. 

Nun die Frage, wie sich das konstruktive Werden des Flugzeuges 
in dnem Staatsbetriebe vollziehen müßte. Es wird von den Gegnern 
des Staatsbetriebes (zu denen natürlich vor allen Dingen die privat¬ 
industriellen Flugzeugfabrikanten gehören) behauptet daß in dem 
konstruktiven Schaffen der Staatsbetriebe mit dem Privatbetriebe 
nicht Schritt gehalten werden könne. Den Staatsbetrieben fehle die 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




946 


Technische Arbeit in der Flugzeugfabrikation. 


Initiative, das schnelle, sieghafte, schöpferische Vorwärtsschreiten zu 
neuen Ideen und neuen Fortschritten. 

So unbedingt ist diese Behauptung nicht richtig. Es ist eine Frage 
der Auswertung der Menschen, eine Organisationsfrage. Ueberhmtpt 
ist die ganze Streitfrage: „Staatsbetrieb oder Privatbetrieb*' ein 
Problem der Organisation. Nicht darum handelt es sich, daß der 
Staatsbeamte als Arbeitskraft weniger kann und weniger leistet, also 
naturgemäß hinter dem Privatbeamten rangieren mufi, sondern es 
kommt darauf an, alle Hemmungen zu beseitigen, durch die Im staat¬ 
lichen Betrieb die schöpferischen Kräfte gebunden werden und sich 
nicht auswirken können. 

Als erste Voraussetzung ist hier zu fordern, daß an der Spitze des 
Unternehmens Männer stehen mflssen» die Organinations- und Ver- 
waltungsmenschen im modernen Sinne sind. I>er Organisator ist der 
Mann, der die Kunst besitzt, ans dem verfügbaren Menschenmaterial 
jeden Mitarbeiter an den Platz in dem Organismus des gesamten 
Betriebes hinzustellen, an dem für die leweiligen tndividuelien Fähig¬ 
keiten restlos die Kräfte ertragreich fflr das Unternehmen heraus- 
gewfrtschaftet werden können. 

-Im vorliegenden Falle ist es z. B. sehr gefährlich, einen Flugzeug¬ 
konstrukteur als technischen Direktor hinzusetzen. Denn dann ist er 
den konstruktiven Aufgaben gegenüber befangen. Er wird in den 
meisten Fällen vielleicht ganz unbewußt seine eigene Konstruktion 
bringen, seine eigenen Ideen verwirklicht sehen wollen. Er wird 
keine anderen Leute und keine anderen Meinungen neben sich aut- 
kommen lassen. Das ist nun einmal ein allgemein menschlicher Zug, 
daß es sehr viel Ueberwlndung kostet, wenn man selbst Fartet ist, 
über den Dingen zu stehen. 

Bel Auswahl der leitenden Konstrukteure und Ueberweisung ent¬ 
sprechender Aufgaben handelt es sidi also wieder um Personenfragen 
und alle praktischen Erfahrungen haben bestätigt, daß es vorteilhafter 
ist, solche Entscheidungen von Leuten treffen zu lassen, die in ihren 
persönlichen Interessen fern von dem Getriebe stehen. Sie müssen 
Menschen und Konstruktion kritisch beurteilen können, ohne selbst 
schaffend als Partei daran mitzuarbeiten. Und doch müssen sie 
wiederum genügend technisches Urteil und Verständnis besitzen, um 
die Arbeit kritisch beurteilen zu können. Ein geschickter tedmischer 
Dirdetor läßt also seine ,Primadonoen‘* agieren, ist eine Art „Mana¬ 
ger**, schaltet mehrere selbständige Köpfe mit ^enen Anschauungen 
und Köpfen parallel, spielt sie gegenseitig in ihrem Schaffen aus, 
spornt sie an, treibt sie im Wettkampf vorwärts. 
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Freilich, auch das muB den Oegnern des Staatsbetriebes zuge- 
standen werden, daB die Verwirklichung solcher Prinzipien im moder¬ 
nen bureaukratiscben Staatsbetriebe vergeblich gesucht werden 
wird. Wir müssen eben den Staatsbetrieb für die Zukunft ln seinem 
ganzen inneren Leben von Grund aus umgestalten. Wir müssen neue 
Methoden, neue Anschauungen bineinbringen. Wahrscheinlich werden 
wir auch nach und nach die ganze ältere Generation der Staats¬ 
beamten berauszuziehen haben. Denn wer ein Menschenalter in der 
bisherigen staatlichen Bureaukratie gearbeitet hat, dem fällt es schwer, 
Hinzuiernen, der kann sich nicht leicht in diesen neuen Organisations- 
Prinzipien zurechtfinden. Und es wird auch hier heißen: die Intelli¬ 
genzen der privatkapitalistischen Wirtschaft an die Front Die besten 
Kräfte aus der privatkapitalistischen Schule sind für die Leitung 
moderner Staatsbetriebe der nächsten Zukunft gerade gut genug. 

Man wird sich solche Leute also nach dem Krieg suchen müssen 
und dann sind sie an den geeigneten Platz hinzustellen. Ebenso wird 
mit ausgereifter Menschenkenntnis und unbestechlicher Oblektivität 
die Auslese der Tflcht^sten zu schaffenden Konstrukteuren erfolgen, 
sie werden materiell und ideell so gestellt werden müssen, wie es der 
Wiebtigkeit ihrer Funktion zukommt 

Was wir hier skizziert haben für die technische Arbeit in der 
Flagzeugfabrikation, trifft auch zu für die gesamte wirtschaftende 
Tätigkeit in der Indnstriepraxis: es ist eine Menschenfrage, eine 
Organisationsfrage, eine Bildungsfrage. 

Unter diesen Gesichtspunkten wird nach dem Krieg die Debatte 
geführt werden müssen. Um mit Rledler^, einem der erfahrensten 
Männer der technischen Wissenschaft und Industrie zu reden, wird 
es sich im wesentlichen darum bandeln: 

wDer Staatsbetrieb führt zu großen Widersprüchen: die bloBe Rou¬ 
tine, die verwaltungsmäßige Erledigung ist schon bei einfachsten 
Aufgaben, selbst in federn eingelebten Betriebe, eine schwere Gefahr, 
bringt Niedergang, tötet das Lebendige, das Organische, die Schaffens¬ 
freude, die Hochieistung; die lebendige Arbeit wird durch die starre 
Form erstickt. Der Staatsbetrieb arbeitet bei gleichen Grundlagen 
und gleichen Zielen stets unvollkommener und teurer als der privat- 
wirtschaftliche. Lehrreiche Nachweise hierfür bieten die Verhand¬ 
lungen der Abgeordnetenkommission über die Ursachen der geringen 
Erfolge der staatlichen Bergwerke.“ 


' A. Riedler: Emil Rathenau und das Werden der Großwirtschaft. 
BerBii, l. Springer. 1916, 229 Seiten. 
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„Der Staat braucht schon für die Gegenwart und noch mehr für die 
Zukunft Männer mit Fähigkeiten, grundverschieden von den bisher 
geforderten und weit darüber hinausgehend. Der Bildungsgang und 
Gesichtskreis, die Einsicht und Erfahrung seiner leitenden wie seiner 
Hilfskräfte ist längst unzulänglich geworden.** 

„Die Sachkenntnis und die Selbstverantwortung ist die Mutter der 
Schaffensfreude und großer Leistungen. Die Zentralisierung birgt die 
Gefahr starker oder dauernder Lähmung der fruchtbringenden Eigen¬ 
schaften und der Mannesleistung durch vorgeordnete und beigeord- 
nete Kräfte, die nicht selbst schaffen und die Einzelheiten nnd die 
Schwierigkeiten gar nicht kennen.** 

„Der Staat braucht höchste Leistungen und steht vor derselben 
Mehschenfrage, vor derselben Frage der leitenden Persönlichkeiten 
wie die Großwirtschaft; nur kann er in seiner Hierarchie den Tüch¬ 
tigsten weder ein Einkommen noch freien Wirkungskreis gewähren 
wie diese. Mit den Kenntnissen und Fähigkeiten, mit dem Gesichts¬ 
kreise und den Vorurteilen seiner jetzigen Kräfte ist der Staat den 
kommenden großen Aufgaben sicher nicht gewachsen; diese Kräfte 
waren zu Anfang nur Polizisten und sind es im wesentlichen auch in 
einer völlig veränderten Zeit geblieben, ihre Ausbildung ist innerlich 
dieselbe geblieben wie im alten Staat, der längst nicht mehr da ist. 
Der Staat bedarf Kräfte, die nicht zum bloßen Verwalten, zum Er¬ 
ledigen, sondern zum Erschauen der Wirklichkeit erzogen sind, zum 
Schaffen und zum richtigen Wirtschaften. Die Entwicklung der hier¬ 
zu erforderlichen produktiven Fähigkeiten ist die Aufgabe der Schule. 
Die anders gewordene Zeit, der gründliche Wandel aller Verhältnisse 
des ganzen Lebens setzt auch der Schule neue Ziele, die sie erreichen 
muß, wenn Staat und Land unter den neuen Lebens- und Schaffens¬ 
verhältnissen gedeihen sollen.*' 

„Immer kommt die schwere Frage nach den fähigen Persönlich¬ 
keiten, hach der Auswahl der Fähigkeiten. Sinnlos ist der Ruf nach 
dem Militarismus als Erlöser, der Ist überall außer dem eigenen 
Element ebenso wirkungslos wie der Bureaukratismus; die ver¬ 
waltungsmäßige Routine aber wird die neuen, immer größer und 
schwieriger werdenden Aufgaben nicht lösen. Es ist ein merk¬ 
würdiger Wunderglaube an die „Organisationskunst** groß geworden, 
die sich vermißt, durch ein Beamtenheer das zu leisten und beider 
zu leisten, was nur im Zusammenwirken unendlich vieler schaffenden 
Kräfte im unvermeidlichen Zwangslauf des Wettbewerbs gelingen 
kann." 
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KONRAD HAENISCH: 

Koester — Steiger — Flake. 

D ie „Qiocke“ ist nicht in der Lage, die abenteuerlich angesch^dllene 
Kriegsliteratur in ihrem gesamten Umiange kritisch zu verfolgen. 
Wir müssen uns kn allgemeinen darauf beschränken, nur das Aller¬ 
wichtigste gelegentlich in einem politischen oder literarischen Artikel 
heranzuziehen. Wenn wir heute von dieser Regel eine Ausnahme 
machen und in einem summarischen UeberbKck auf einige Schriften 
hinweisen, die man zu lenen „allerwichtigsten“ vielleicht nicht rechnen 
darf, so geschieht es deshalb, weil ihre Autoren durch ihre ständige 
Mitarbeit an unserer Zeitschrift za dem Leserkreise der „Glocke"" in 
einem besonderen engen Verhältnis stehen und weil wir daher wohl 
mit Recht annehmen, daB unsere Leser auch für ihr sonstiges litera¬ 
risches Wirken freundliches Interesse haben. 

Die drei Schriftsteller, auf deren neueste Bücher wir heute unsere 
Leser aufmerksam machen möchten, haben — bei aller Verschiedenheit 
untereinander — ein Gemeinsames: sozialistisches Erkennen und 
Wollen verbindet sich bei ihnen mit starkem dichterischen Können. 
Wenn sie schon keine Dichter des Sozialismus sind, wie etwa Leopold 
Jacoby, und auch wohl nicht eigentlich sozialistische Dichter genannt 
werden dürfen, wie der Preiligrath der vierziger und der Herwegh 
der sechziger und siebziger Jahre, so sind sie doch Dichter und 
Sozialisten zugleich, sind als Dichter Sozialisten und als Sozialisten 
Dichter. 

Da sind zunächst zwei neue Bücher mit Kriegsberichten aus der 
Feder von Adolf Koester („Die Sturmschar Falkenhayns, Kriegsberichte 
aus Siebenbürgen und Rumänien'* und „Wandernde Erde, Kriegs¬ 
berichte aus dem Westen"). Beide Bände reihen sich den, gleich¬ 
falls im Verlage von Albert Langen in München erschienenen, früheren 
Sammlungen von Kriegsberichten Adolf Koesters („Die stille Schlacht, 
Kriegsberichte aus dem Großen Hauptquartier" und „Mit den Bulgaren, 
Kriegsberichte aus Serbien und Mazedonien") durchaus ebenbürtig an. 

Koester ist von Anfang an, seit'den belgischen Herbstkämpfen von 
1914, als Kriegsberichterstatter drauBen gewesen und er ist 
vielleicht in Ost, SUdost und West weiter herumgekommen 
als die meisten seiner Kollegen. So hat sich Koesters Blick 
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schärfen können für alles Große und Kleine in dem furcht¬ 
baren Drama, das wir Krieg nennen. Und was Koester sieht, 
das weiß er mit ungewöhnlicher Kraft zu gestatten. Ich habe ihn 
schon früher an dieser Stelle neben Wegener und Osborn Jenen deut¬ 
schen Kriegsberichterstatter genannt, dessen Schilderungen uns das 
plastischste Abbild des Lebens und Seins dort draußen geben und 
uns am Tiefsten im Hirn und im Herzen zu packen wissen. Dies 
Urteil kann ich nach der Lektüre der beiden neuen Bände auch heute 
aufrechterhalten. Der Krieg ist für Koester auch heute noch nicht 
Alltag geworden — er ist ihm trotz all des Schauerlichen, das er in 
diesen drei Jahren Tag für Tag hat sehen müssen, auch heute noch 
das Unfaßbare, das Ungeheure. Am Wertvollsten erscheinen mir, wie 
in Koesters Kriegsnovellen „Der Tod in Flandern“ und „Brennendes 
Blut“, so auch hier jene Partien, in denen Koester uns individuell- 
menschliches Kriegsschicksal miterleben läßt. Wie das kommt? Nun 
— einfach daher, daß Koester kein literarischer Photograph, sondern 
ein Dichter ist — ein Dichter and zugleich ein Sozialist, 

Dichter und zugleich Sozialist ist auch Edgar Steiger, der das Beste 
aus der Versernte von drei Jahrzehnten bei Egon Fleischei u. Comp, 
in Berlin gesammelt hat erscheinen lassen. „Weltwirbel“ nennt Steiger 
sein Buch. Der Titel paßt: Steiger hat Zeit seines Lebens im Wirbel 
dieser Welt und ihrer Kämpfe gestanden und just da bat er immer 
seinen Platz gesucht, wo dieser Wirbel am tollsten strudelte. Von 
den achtziger Jahren an, wo er unter den Fahnen Georg Michael 
Conrads und Hans Merlans tapfer im Heerbann der um die „Gesell¬ 
schaft“ gescharten jungdeutscben Literaturrevolution mitfocht, über 
die Zeiten des Gothaer Parteitages von 1896 hinweg, als er, der viel 
angefeindete Redakteur der „Neuen Welt“, gegen allerlei kleinbürger¬ 
liches Philistertum, das sich damals in unseren Reihen breit machte, 
für die junge Kunst im allgemeinen und für die arme „Mutter Bertha“ 
im besonderen (wißt Ihr es noch?) eine gute Klinge schlug, bis ins 
letzte Jahrzehnt hinein, in dem er im „SimpHzisshnus“ Woche für 
Woche seine satirische Geißel schwang und immer wieder weit die 
Fenster aufriß, um allen Modergestank und alle Fäulnis aus unserem 
öfientlichen Leben gründlich auszulüften. Ich widerstehe nur schwer 
der Versuchung, das eine oder das andere aus Steigers prächtiger 
Verssammlung, die mich wie ein einziges frisches, durch drei Jahr- 
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zehnte hindurch klingendes Kampflied anmutet, hier abzudrucken. Nur 
das Motto stimmt nicht. Es heißt: 

Im Wirbelwind ein Eiclienblatt 
— Woher? Wohin? O töricht Fragen! — 

Vom Tanmelfluge todesmatt 
Ins Abendrot hineingetragen. 

Nein, Edgar Steiger» da irren Sie sich. nTodesmatt“ sind Sie wirk> 
lieh noch nicht. So was reden Sie uns nicht ein» auch wenn Ihre 
Mähne im Laufe dieser tapfer durchkämpften dreißig Jahre allmählich 
etwas dflnoer und etwas grauer geworden ist. Und wenn Sie in der 
Tat einmal solche müde Stimmung uberfallen haben sollte — ich 
glaiibe» Sie lac^ heute selbst schon darfiber. Und baM» verlasaen 
Sie sich darauf» wird Ihre Feder Ihnen selbst und uns beweisen, daß 
es mit dem resignierten Waffenstrecken bei Ihnen noch gute Weite 
hat Auf weitere tapfere Fehde» Sie alter »»todesmatteF* Kampf¬ 
genosse! 

Und noch ein dritter Sozialist und Dichtersmann dazu! Und zwar, 
gleich Koester» aber im Gegensatz zu Steigor» einer aus der ittngston 
Generation! Ich rede von Otto Flake, dem Elsässer» dessen Herz» 
gleich dem Renö Schickeies und anderer aus lenem Kreise junger 
Dichter aus dem Reichsland» vor dem Kriege ganz dem großen Ge¬ 
danken gehörte» daß es die historische Kulturmission des Elsaß sei» 
die Brücke zu bilden zwischen Romanen und Germanen» zwischen 
deutschem und französischem Wesen. Und dessen Herz diesen 
schönen Gedanken auch heute noch hegt und trägtl 

Wie Adolf Koester» so haben auch Otto Flake seine von einem starken 
und eigenartigen Talent zeugenden Romane und Tlovellen schon vor 
dem Kriege einen geachteten Namen gemacht Seine neueste Ver¬ 
öffentlichung nennt er in Anlehnung an den Sprachgebrauch der 
Schiffsleute: »»Das Logbuch“ (Verlag von S. Fischer» BerKn). 

Das „Logbuch“ ist eine Sammlung von Skizzen und Erzählungen» 
die zwischen 1912 und 1916 entstanden sind. Sie alle zeigen Flake 
als einen leinnervigen Beobachter und als einen feinfingrigen Ffihrer 
des Stifts. Sein Buch» das uns von Paris nach Konstantinopel und 
vom friedlichen Schwarzwald in das waffenklirrende Brüssel führt» 
gibt uns Augenblickstrilder aus dem europäischen Leben der Vor¬ 
kriegszeit und aus den Kriegslagen selbst, wie sie mir so scharf 
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gesehen und so scharf gezeichnet nur selten vor Augen gekommen 
sind, ln diesem knappen Essay (ich wetfi leider kein gutes deutsches 
Wort dafür) scheint mir mehr noch als im weitausschauenden Roman 
Flakes beste Stärke zu liegen. Das Stäck „Das Wunder*', das wir 
in dieser Nummer abdrncken, bietet eine gute Probe von Flakes Stil 
und Art, wie sie uns kn Xogbuch" konzentriert entgegentritt. Wenn 
ich diese Art mit jeinem knappen Wort kennzeichnen soll, so möchte 
ich sagen: Flake versteht wie kaum ein anderer die iournalisUsche 
Belebung der Dichtkunst und die dichterische Beseelung der Journa¬ 
listik. Eine gegenseitige Befruchtung, die der einen so nottut wie 
der anderen. 

OTTO FLAKE: ! 

Das Wunder. 

S echs Monate war er von seiner Welt ferngehalten worden, der 
Welt seiner Gedanken, die ein geistiger Mensch Ober der realen 
oinrichtet, wie man ein Laboratorium einrichtet, um die Grundstoffe 
aller Dinge noch einmal zu untersuchen und die Erscheinungen des 
Lebens nachzuprüfen — eine Welt, in der nichts vorkommt, was nicht 
auch in der realen Tageswelt vorkäme, eine Stätte der Zersetzung, 
des Experiments und des Aufbaus, eine Welt mit den hohen OewMben 
der Unendlichkeit über dem Wirrwarr der kleinen Erscheinungen und 
dem beängstigenden Haufen der tausend Erfahrungen. 

Sechs Monate war er Soldat gewesen, und auf den hohen Bett¬ 
stellen der Baracken, in den Federbergen des dörflichen Quartiers, 
den Reihenlagern des Lazarettes hatte er vor dem Einschlafen, 
zwischen Müdigkeit und Aufstehn, an diese Welt wie an ein Haus 
gedacht, dessen Tür man verriegelt hat, weil man auf eine weite Reise 
gegangen ist 

Er beklagte sich nicht, denn es war Krieg und wie alle andern 
hatte er sein Opfer und seinen Verzicht darzubringen — grofies und 
erhabenes Massenschicksal, von dem sich nur ein Feigling, der nicht 
menschlich zu denken gelernt hat, ausschließen könnte. Aber er 
dachte doch mit Sehnsucht an das Reich, das er bewohnt hatte, und 
das war seine Art von Heimweh, wie .andere nach ihrer Frau, nach 
ihrem Geschäft Heimweh halten. , 
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Und während sie diesem Heimweh noch lange nicht nachgeben 
durften oder, wie viele, nie mehr es fühlten, weil sie im Krieg hinweg* 
gerafft wurden, versetzte ihn ein milderes Los eines Tages aus dem 
großen Soldatenlager in ein Bureau, in die volkerfüllte Hauptstadt 
des eroberten Landes, und erlaubte ihm, sich in ihr in seinem ge* 
wohnten Anzug, in voller Freiheit zu bewegen. 

Fünf Tage lang kam er nicht zur Besinnung; die neuen Freunde 
nahmen sich seiner an, und weil sie sagten, daß er ausgehungert sei, 
führten sie ihn in die glänzenden Speisehäuser, in die lichtüber* 
schütteten Tanzsäle, in die von Lachen, farbigen Kulissen, Frechheit 
und Geist erfüllten Theater, in die Straßen der geschminkten und 
vibrierenden Erregung, in den ersten Salon, wo wieder eine mutige 
Frau Freund und märtyrerhaft grollenden Feind vereinte, in Nach* 
mittagstees und Abendkonzerte. 

Aber am sechsten war er plötzlich allein, so allein, wie man 
es nur in einem bewegten Kreise sein kann, der sich durch den Zufall 
für einen Abend auflöst, weil jeder seinem Ziele nachgeht. 

Er atmete auf, und während er in den Ecken eines Kaffees saß, 
machte er sich in Gedanken stürmisch auf den Weg zu dem einsamen 
Tor, das seine „Welt“ verschloß, öffnete es, sah sie daliegen, ver¬ 
staubt, nicht mehr von dem Hauch der täglichen Anwesenheit er¬ 
wärmt, und erlebte, durch nichts vorbereitet, aber sofort ganz, rest¬ 
los begreifend, die entsetzliche Offenbarung, daß er in seinem letzten 
Kern ein Schwächling war: denn es graute ihm vor der Energie 
des Wiedereroberns. 

Still schloß er die Tür, und nun saß er da, von Melancholie ertränkt, 
schlaff gleich einem alten Mann, der nicht mehr die Kraft fühlt, von 
vorne zu beginnen. Wie ein Ausgestoßener schlich er durch Seiten¬ 
straßen nach seiner Wohnung. Nicht mehr arbeiten können — 
fanatisch, radikal, selbstzerstörerisch verachtete er sich. 

Er hatte die Probe nicht bestanden, den Mut zum neuen Anlauf 
nicht mitgebracht, es fehlte an dem, was wesentlich und entscheidend 
war, dem Willen, über den sich nie etwas aussagen läßt, der nur in 
. solchen kritischen Momenten ist oder nicht ist 

Eine geheime Hoffnung war freilich noch in ihm: der nächste Tag. 
Vielleicht stand er auf und hatte es, das alte Verlangen nach seiner 
Arbeit, diese feine Sinnlichkeit, die wie eine erfahrene Werbung, ein 
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unermfidlicher Angriff, eine BesessenlKit, eine disziplinierte Gewalt¬ 
tätigkeit ist 

Wie er den Zustand nachfühlte, und wie ohnmächtig er dann war, 
ihn zu haben. 

Er brachte den Tag damit zu, Bücher anderer zu lesen, wie er 
sonst wohl getan hatte, um in der Vergleichung auszuruhen oder, 
wenn er auf Gekonntes stieß, einen Herzensbruder neben sich zu 
wissen und die Legitimität des eigenen Ehrgeizes zu fühlen. Denn 
das ist das AeuBerste, was ein Künstler dem andern an Anerkennunig 
entgegenbringen kann. 

Und siehe, er erregte sich wohl über die Mittelmäßigkeit dessen, 
was er las, aber er hatte Angst, ohnmächtige Angst wenn er an die 
Anstrengung dachte, die es bedeutet Menschen zu erfinden, sie so 
zu zwingen, daß sie vor dem inneren Auge stehn, Schemen mit Blut 
zu füllen, ihr Gott zu sein, der ihnen das Leben gibt 

Im Theater sah er ein Lustspiel, das nicht viel mehr als eine Posse 
war. Selbst dazu gehörte eine zulängliche Kraft ein Glaube, ein 
Wille, und wenn es nur der zur Banalität war. 

Das blendete ihn, es war Erkenntnis, Weisheit Einsicht Wie 
hätte er sie früher dankbar hingenommen und die Lehre für seine 
Person daraus gezogen. 

In einem Tanzsalon bemerkte er eine junge Französin von siebzehn, 
achtzehn Jahren. Sie trug ein Brokathäubchen auf goldblonden 
Locken, die ihr gelöst auf die Schultern fielen, als sei sie Ninon de 
Lenclos, deren starke, königliche Nase und schmalen Mund sie hatte. 

Unter Mädchen mit starken Hüften und straffen Beinen, trikot¬ 
bekleideter Augenweide der ausgehungerten Beurlaubten, war sie, 
schmal in den Schenkeln und zart im Busen, Genius, Rasse, Geist 
der seinen Körper erschaffen hat Erregtheit, Blut tanzende Mänade 
aus verfeinerten Generationen. 

Unmittelbar dachte er: wenn ich ein junger Herzog wäre, würde 
ich sie heiraten, die meinesgleichen, Standesgenossin durch die Gnade 
ihrer nervösen Beine ist 

Er machte den Versuch, sie an sich zu ziehen. Sie setzte sich 
sofort zu ihm, aber ihre Blicke gingen über ihn hinweg. Weil sie 
meine Schwäche fühlt bekannte er vor sich selbst und ging. 

Raserei ergriff ihn, zu Hause bedeckte er einen Bogen Papier mit 
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Versen, die er sich entriß; am nächsten Morgen wollte er sie auf dem 
Bureau durcharbeiten — es war ein Gestammel, ohne Kraft. 

Da gab er es auf und ging in die Ruhe ein, in die mild gleich¬ 
mäßige und ausgefüllte Bureaukratie, die bisweilen den Kitzel der 
kleinen Macht schenkte, wenn die Bittsteller demütig nahten. „Wenn 
ihr wüßtet,“ sagte er hinter ihnen her, „was für ein armer Feigling 
ich bin.“ 

Er wurde ganz sanft, er schrieb in sauberer, zarter Schrift seine 
Berichte, dann ging er in die Restaurants und aß sorgfältig und 
gewählt, oft von geheimem Schluchzen erschüttert, aber immer sich 
trotzig an dem Gedanken auf richtend, daß es auch etwas wert sei, 
die Lebensbahn für alle Zeiten ruhig und giatt vor sich liegen zu 
sehn. 

Auch im Traum knirschte er manchmal auf, aber nicht oft, und 
man konnte leben, ohne wahrhaftig zu sein — es war sogar eine 
Kunst, die Hingabe verlangte. 

Eines Nachmittags schlief er auf dem Sofa ein. Als er sich erhob 
und zum Waschtisch am Fenster trat, bemerkte er, daß es draußen 
Frühling wurck. Im Garten stand ein Baum, die Zweige noch schwarz, 
an den Enden trug er schwellende Knospen. 

Und diese Knospen schaukelten sanft, die Aeste wiegten sich. 

Seltsam, kein Windhauch ging, und sie wiegten sich doch. 

Ein Schauer lief durch ihn — welche Kraft war denn in seinem 
Auge, daß er das sehen konnte, daß es ihm auffiei? 

Er betrachtete den Baum fest: der Baum wiegte sich aus eigener 
Lust, in Entzücken. Er belauschte ihn, er fühlte mit ihm, er, er war 
der Baum, er sah die ungeheure Inbrunst, die stille Arbeit der inneren 
Vorgänge, den körperlichen Moment des Aufblühens, der kreisenden 
Säfte. 

Eine namenlose Zärtlichkeit ergriff ihn, eine große Dankbarkeit, 
eine Furcht auch, in der nächsten Minute das alles nicht mehr fühlen 
zu können. 

Und er erkannte in diesem Augenblick: wir können nichts dazu tun, 
um stark zu sein; es ist ein Geschenk, demütig zu nehmen und sorg¬ 
fältig zu verwalten. 

Eine Drossel flog auf den Baum, schwarz auf schwarzem Ast, ein 
kleiner, schwerer Körper, der trunken zu singen begaim. „Vogel, 
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lieber Vogel,“ stammelte er. Und war an diesem Nachmittage Kind, 
genährt von aller Liebe, gütig gegen alle, fühlend, was Menschen sind. 

Am Abend ging er zu Ninon. Sie war stürmisch verliebt — in ein 
Mädchen, das einen breiten weichen Mund hatte und sich ihr in 
ieder Bewegung hingab. Ninon zeigte den Männern in hochfährender 
Deutlichkeit, wie es mit ihr stand. Zu ihm sagte sie, als er sie fragte, 
ob sie nun seine Freundin sein wolle, mit der höflichen Bestimmtheit 
ihrer Nation, die so menschlich über die Mathematik dieser Dinge 
redet: 

„Ich schwöre nicht, daß ich nie mehr Männer lieben werde — aber 
sehen Sie, im Augenblick finde ich sie von ganzem Herzen dumm und 
häßlich. Es ist so gut, in den Armen der kleinen Berthe zu fühlen, 
was Weichheit ist; es ist so fern von allem Plumpen, das ist es.“ 

Er hörte ihr ebenso höflich zu und antwortete ihr mit ihrer eigenen 
leisen Bestimmtheit: 

„Ich verstehe vollkommen, Ninon, nur die groben Naturen füllen 
sich ewig mit der gleichen Nahrung. Empfinden Sie in den Armen 
Berthes alle Entzückung und selbst das Unwahrscheinliche, eine Art 
seltsamer Reinheit, und lassen Sie mir, was mich betrifft, die Ueber- 
Zeugung, daß alles seine Zeit hat Zeit haben und Zeit gewähren, 
das ist das Geheimnis, man muß natürlich sein. Ich habe das tiefe 
Glück erlebt wieder stark zu sein. Ich werde Jeden Abend kommen 
und Jeden Abend, wenn ich von Ihnen fortgehe, arbeiten. Wenn 
meine Arbeit fertig ist werden wir Freunde geworden sein. Ich 
will es so.“ 

Sie dachte Ober seine Worte nach. 

„Vielleicht wird es so sein,“ antwortete sie, sich die Locken aus 
dem Gesicht schüttelnd. 


Glossen. 

Was werden sie antworten? 

Was werden unsere „Unabhängigen“ mal antworten, wenn man 
sie später fragen wird, was sie während Deutschlands schlimmster 
Zeit während der Zeit der größten Not des deutschens Volkes, getan 
haben? Was? 

Wie ich zu dieser Frage komme? Ich war Jüngst mit einigen 
hundert Kameraden fünf Wochen lang von aller Welt abgeschnitten. 
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bekam keine Post, keine Zeitung, hörte keinerlei Nachricht über die 
Weltereignisse und hatte nicht mal die Möglichkeit, mich zu orien¬ 
tieren, ob überhaupt noch Krieg oder schon Frieden sei. 

Wir hatten nämlich einige Monate an der Beresina gelegen und 
waren dann einem Landsturm-Bataillon zugeteilt worden, das den 
Auftrag hatte, die Urwälder von Litauen von Banditen- und Ver¬ 
brecherhorden zu säubern. Diese Streife dauerte über vier Wochen, 
während welcher wir ununterbrochen in den Wäldern und Sümpfen 
des schier unergründlichen Litauen bis ins Kurländische hinein zu 
hausen gezwungen waren. Da, wo wir mal durch „Dörfer“ kamen, 
waren es die elenden, ärmlichen Panjenester des Ostens, wohin nicht 
mal im Frieden ein Zeitungsblatt sich verirrt, geschweige denn jetzt. 
Dort ist weit und breit kein Mensch, der lesen oder schreiben könnte, 
erst recht keiner, der die Vorgänge im großen Weltgeschehen ver¬ 
folgte, und schon gar keiner, der auch nur eine Ahnung von der 
Größe dieser Katastrophe hätte. 

Dort lebten wir vier Wochen lang, in Ställen, Scheunen oder, wo 
das Ungeziefer zu toll quälte, unter unseren Zelten. Weit und breit 
keine Eisenbahn, kein Telephon, nicht mal eine richtige Straße. Also: 
Ueberhaupt keine Gelegenheit, auch nur das Geringste „von draußen“ 
zu erfahren. 

Und das zu einer Zeit, wo wir alle wußten, daß im Reiche große 
Ereignisse bevorstanden, zu einer Zeit, wo man bei unserem Aufbruch 
bereits von einer neuen russischen Offensive munkelte. Was das be¬ 
deutet, wird sich der gar nicht vorstellen können, der gewöhnt ist, 
täglich seine Zeitungen zu bekommen und in Verbindung mit einer 
orientierten Umwelt zu stehen! Der wird uns auch nur halb nach¬ 
fühlen können, wie glücklich wir waren, als wir endlich in ein Stand¬ 
quartier kamen und nun unsere Postsäcke nachgeschickt bekamen. 
Hei, wie man da über die Briefe herfällt! Und dann über die Zeitun¬ 
gen! Das letztere war nun bei mir eine komplizierte Sache: Ich 
bekomme nämlich neben dem „Vorwärts“ noch das eine und andere 
bürgerliche Blatt nachgesandt, sowie einige weitere Parteiblätter und 
auch ein Parteiblatt der Minderheit. 

Da hatte sich denn ein großer Stoß angesammelt; ich las zuerst 
das bürgerliche Blatt, um zunächst mal nur die Tatsachen, die Er¬ 
eignisse dieser vier Wochen in mich aufzunehmen. Dann las ich 
im „Vorwärts“ nach, wie sich unsere Partei zu diesen Ereignissen 
gestellt, wie sie die Situation zu beherrschen gesucht und wie wtit 
sie verstanden hatte, in dieser wichtigen Zeit die Interessen des 
Proletariats und des Friedens zu vertreten. 

Wie stürmten da die Eindrücke auf mich ein! Da las und erlebte 
ich in einer Stunde mehr Neuigkeiten als sonst in vielen Monaten. 
Da konzentrierte sich ein Unmaß von Ereignissen in meinem bald 
wirbelnden Hirn, da ward ich fast erdrückt von der Fülle der Ge- 
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schehnisse, die ich rückschauend nun in ganz kurzen Stunden erleben 
mußte. Von der russischen Offensive bis zum höchstmöglich ge¬ 
steigerten Feuerkampf in Flandern („alles bisher Dagewesene flber- 
troffen“), von dem grausamen Wirrwarr zwischen der zweiten und 
dritten Revolutionsregierung in Petersburg, von Kerenskis Wand¬ 
lungen und Lloyd Georges Brandreden, von dem Versprechen der 
Neuorientierung bis zum Wahlrechtserlaß, von der politischen Krise 
vor und nach Bethmanns Sturz, vom Besuch der sozialdemokratischen 
Abgeordneten bei Hindenburg und dem Zusammentreffen mit dem 
Kaiser, von der Fronde von rechts und den Plänen der Annexionisten, 
von den Zusammenkünften der Entente und von der beginnenden 
Völkerverbrüderung von Stockholm, vom Bankrott des Sozialismus 
in Frankreich und England (Machtlo^gkeit gegen die Paßverweigerung 
usw.), von den gräßlichen Ernährungsschwierigkeiten unseres Volkes 
und den Versuchen, sie zu mildern — kurzum: Von tausend neuen 
Dingen erfuhr ich in diesen Lesestunden auf meinem Strohsack bei 
einer russischen Unschlittkerze. Ganz sicher: In diesen vier Wochen 
war mehr „passiert“ als sonst in doppelt sovielen Monaten. 

Noch zitterte in mir die Erregung nach, da griff ich schließlich 
zu dem letzten Stoß der Zeitungen: dem Blatt der „Unabhängigen“. 
Ich lese Blatt um Blatt. Ich versuche, festzustellen, wie denn die 
Minderheit sich mit dieser Unmenge von Ereignissen und Umwälzungen 
abgefunden, wie sie es gemacht hat, in diesem Tohuwabohu der Welt¬ 
geschichte die Interessen der Proletarier und des Sozialismus 
zu wahren, zu sehen, was sie für die Anbahnung des Friedens 
getan hat. 

Ich las mit steigendem Erstaunen Seite für Seite. Und das letzte 
Blatt warf ich mit einem derben Soldatenfluch in die Ecke und schwor 
mir, das Empfinden dieses Augenblickes allen Proletariern und Sozia¬ 
listen zur Kenntnis zu bringen. Denn das war. was ich empfand: 
Ihr, die Ihr die Presse der Unabhängigen lest: Wie grausam, wie 
brutal-konsequent werdet Ihr belogen! Ein hartes, bitteres Wort, 
aber ich setze es nochmals hierher: Belogen! Mein tiefes Mitleid 
gehört Euch, Genossen der Minderheitspresse. Nichts von alledem, 
was Ihr wissen müßt, erfahrt Ihr, und was Ihr erfahrt, wird Euch 
in einem Lichte gezeigt — in einem Lichte, daß dem, der aus mehreren 
Zeitungen den wirklichen Hergang kennt, einfach die Haare zu Berge 
stehen! 

In allen Blättern fand ich dieselbe Melodie: Hämische Polemiken 
gegen die Haltung der Mehrheit, gegen Stockholm, gegen die Ver¬ 
sammlungen der Mehrheit, gegen die Presse der „Sozialpatrioten“ — 
immer nur Polemiken. Und daneben die geradezu grotesken persön¬ 
lichen Streitereien! Kinder, dachte ich, wenn Ihr wüßtet, was das 
alles aus der Ferne und bei nachträglichem Lesen für einen ver¬ 
dammt schlechten Eindruck macht! Auf mich als Parteigenossen — 
und was für einen Eindruck auf die Gegner? 
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Daran scheint man überhaupt keine Sekunde Redacht zu haben: Das 
Schmunzeln der Gegner über diesen Streit scheint mir von den Un¬ 
abhängigen vollständig übersehen zu sein. Ebenso die aus der Ferne 
geradezu stutzig machende stetige Uebereinstimmung unserer Oppo¬ 
sition mit den Westarp und Konsorten 1 Immer und immer wi^er: 
Hand in Handl Sogar am 19. Juli! Man hört förmlich das Keifen 
heraus: Wir wollen einfach nicht! Lieber mit Westarp als mit 
Scbeidemann! 

Was mich aber am allermeisten in Erstaunen setzte, das war die 
Tatsache, daß manjn dieser Zeitung das bedeutsamste, gewaltigste 
Geschehen des Augenblicks: den Weltkrieg selbst, kaum beachtete. 
Dafür aber zitierte man ohn’ Unterlaß Resolutionen von Anno TobaJc, 
wo es keinen Krieg gab! Wenn der Friede mal kommt — o, auch 
dann noch werdet Ihr polemisieren, er wird ohne Euren Willen 
kommen. Wahrlich, ich beneide Euch nicht um die Antwort, wenn 
Euch die Massen später mal fragen werden: Wast habt Ihr in Deutsch¬ 
lands bösester Zeit für uns und für den Frieden getan? 

Franz Reni, im Felde. 


Wilson an Stampfer. 

Die (französische) Kammer hat die Regierung an sich gerissen . . . 
so launenhaft, so willkürlich hat sie ieden Minister gestürzt, der sich 

nicht sofort willig ihren Wünschen anbequemen wollte.daß 

letzt fast ieder in der Oeffentlichkeit stehende Mann von Erfahrung 
und Geschicklichkeit in Frankreich in der einen oder anderen Weise 
in Mißkredit gebracht worden ist und Frankreich unter der unerträg¬ 
lichsten aller Regierungsformen seufzt, unter einer von einer Massen¬ 
versammlung geleiteten Regierung, unter der Regierung durch eine 
zusammenhanglose, auf Volksgunst beruhende Volksvertretung. 

Preußen ist erfolgreich bestrebt, eine größere Vollkommenheit in 
seiner Verwaltungsorganisation zu erreichen als irgend ein Staat 
Europas. 

Von einer Regel darf man unter keinen Umständen abweicben; das 
ist die der historischen Kontinuität. Ein Jedes Volk, eine Jede Nation 
muß sich streng an die Richtlinien seiner eigenen Erfahrung halten. 
Nationen können sich ebenso wenig wie Individuen Erfahrungen 
anderer leihen. Ehe Geschichte anderer Völker kann uns belehren, 
aber sie kann uns keine Bedingungen, keine neuen Bedingungen für 
unsere Betätigung schaffen. Ein jedes Volk muß in steter Fühlung 
mit seiner Vergangenheit bleiben; es kann seiner Bestimmung nicht 
sprungweise und in scharfen Kurven entgegengehen. 
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Der Gefangene. 


Die französische Verwaltung leidet -in allen ihren Zweigen und ln 
allen Dienststufen, von den niedrigsten his zu den höchsten, unter 
tiefgehender Korruption infolge des Triumphes der verhängnisvollen 
Idee, daß ein öffentliches Amt als Belohnung für persönliche oder 
Parteidienste verliehen werden soll . . . Der Aemterschacher droht 
noch mehr zu einer Gefahr für die Ehrlichkeit der Regierung in Frank¬ 
reich zu werden, als er es in Amerika geworden ist. 

(Aus Woodrow Wilson: ,J)er Staat, Elemente historischer und 
praktischer Politik'“, übersetzt von Thomas, Leipzig 1913.) 


Das Interesse des Proletariats. 

Bourgeoisie und Proletariat einer Nation haben das gleiche Interesse 
an ihrer Unabhängigkeit und Selbständigkeit, an der Beseitigung und 
Fernhcdtung jeder Art von Unterdrückung und Ausbeutung durch eine 
fremde Nation. Beide haben aber auch das gleiche Interesse an der 
Aufhebung der feudalen Zersplitterung der Nation in kleine Staaten 
und Stätchen, an der Zusammenfassung aller gleichspracbigen, zn- 
sammenwohnenden Elemente in einem Nationalstaat, denn diese Zu¬ 
sammenfassung bedeutet gegenüber jener Zersplitterung einen 
enormen Fortschritt, eine wichtige Bedingung für die Entwicklung der 
Produktivität der Arbeit. 

(Kauisky, Patriotismus und SozUddemokraiie, S. 12J 


ALFONS PETZOLD: 

Der Gefangene. 

Viele Augen sind in meiner Nähe, 
aber HelmatUcht ist nicht in ihnen, 
und die Menschen sind mir wie Maschinen, 
die ich in Bewegung vor mir sehe. 

Güte ist in vielen ihrer Worte, 
viel an Tröstung fällt in meine Seele. 

Ach, und dennoch ist mir meine Kehle 
eine siebenfach versperrte Pforte. 

Was ich leide, kann ich keinem künden, 
ihre Sprache zwingt nicht meine Zunge, 
ihre Luft verbrennt mir Herz und Lunge, 
ihre Tugenden sind für mich Sünden. 

Sitz ich abends in der Holzbaracke, 

will der Schlaf sich lange mir nicht schenken, 

muß ich fest an Weib und Kinder denken. 

Daß ich nicht das scharfe Messer packe - 
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25. Heft 22. September 1917 3. Jahrg. 

NadidnndE aimtlidk.r Artikel mit aiatfOhrUcherQiiellenaiisabe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Im Sturmschritt der Tatsachen. 

I N beschleunigtem Zeitmaß rollen sich die Ereignisse des un¬ 
geheuren Krieges ab. Der überraschenden Einnahme von 
Riga folgte ein neuer Wellenberg in dem rastlosen Auf und 
Ab der russischen Revolution: das Duell Kerenskl-Kornilow 
wurde zugunsten des ersteren entschieden. In Frankreich 
brach das Ministerium Ribot zusammen, um unter der Firma 
Painlev^ und unter Ausschluß der Sozialisten aufzuerstehen. 
Seit dem Herbst 1914 ist es das erste „sozialistenreine** Mini¬ 
sterium in Frankreich und als solches ein sicheres Kennzeichen 
für die vorgeschrittene Zersetzung der französischen Verhält¬ 
nisse. Die nächste Ministerkrisis dürfte auch den Präsidenten 
Poincarö in ihren Strudel mit hineinziehen. An den Fronten 
in Frankreich und Belgien sind die großen Offensiven ergeb¬ 
nislos zusammengebrochen, ln England hat die Qewerkschafts- 
welt dem Gedanken von Stockholm endgültig das Genick ge¬ 
brochen und damit erwiesen, was schon vor Monaten an dieser 
Stelle ausgesprochen war, daß der Kongreß von Stockholm 
der Sache des Friedens mehr nützen kann, wenn er nicht statt¬ 
findet, als wenn er stattfindet. Gleichzeitig jedoch werden 
Gerüchte über ein englisches Friedensangebot kolportiert und 
die Friedensgelehrten sind sich nur noch darüber uneinig, ob 
dieses Angebot in Wien oder in Berlin erfolgt sei. Die amerika¬ 
nische Union ist andauernd und mit zäher und skrupelloser 
Geschicklichkeit bemüht, gegen Deutschland auch die letzten 
neutralen Mächte in die Waffen zu bringen, die es in der Welt 
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noch gibt. Die Ziele ihrer letzten Anstrengungen waren 
Schweden und Argentinien, und man muß gestehen, daß die 
deutschen „Diplomaten“ es mit seltenem Qeschick verstehen, 
diese Bemühungen unserer Feinde zu erleichtern. 

Bei uns im Innern nimmt inzwischen die Zuspitzung der Ver¬ 
hältnisse ebenfalls zu. Die deutsche Antwort auf die päpst¬ 
liche Friedensnote steht unmittelbar bevor. Sie kann nicht 
anders als im Sinne der Friedensresolution vom 19. Juli ab¬ 
gefaßt sein. Es ist nicht unmöglich, daß sie durch eine kon¬ 
kretere Umreißung der deutschen Friedensziele die nationale 
wie die internationale Debatte über die Kriegsziele auf solidere 
Beine stellt und dadurch der Friedensvorbereitung einen 
wesentlichen Dienst leistet. Wie sehr die Alldeutschen ihre . 
Position bereits gefährdet sehen, läßt sich am besten aus der 
Gründung der „deutschen Vaterlandspartei“ erkennen, die mit 
großem Geräusch ins Leben trat und doch nur ein Verzweif¬ 
lungsstreich ist. Nach alledem, was man in den letzten Tagen 
hören konnte, ist die Reichsleitung mit der Festlegung der 
Grundlinien der von ihr zu verfolgenden Politik zu Ende ge¬ 
kommen und es wird sich nunmehr zu zeigen haben, ob die 
deutschen Eroberungspoiitiker sich zu irgendwelcher politi¬ 
schen Zurückhaltung im Interesse der Allgemeinheit bequemen 
werden oder ob sie nach wie vor unter wütendem Geschrei 
ihren innerpolitischen Gegnern und der Regierung die Scherben 
des Burgfriedens an die Köpfe werfen werden. Allein, je deut¬ 
licher der Krieg in seine letzten Phasen tritt, desto fanatischer 
wird der innere Kampf um die Kriegsziele allenthalben werden, 
auch bei uns in Deutschland, und deshalb kann man sich schon 
jetzt über die zukünftige Haltung unserer alldeutschen Er¬ 
oberungspolitiker, die ja zugleich die innerpolitischen Reak¬ 
tionäre sind, völlig klar sein. 

Die militärischen Offensiven sind in den letzten Wochen von 
diplomatischen Offensiven begleitet gewesen, bei denen höchst 
interessante und wichtige Lichter auf das deutsch-russische 
Verhältnis aus den Zeiten der ersten russischen Revolution 
vom Jahre 1905 fielen. Aus ihnen ging hervor, daß Deutsch¬ 
land im Juli 1905 mit Rußland ein Bündnis vereinbart hatte. 
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dem Frankreich beitreten sollte. Hier verfolgte' also die 
deutsche Politik das Ziel einer f ranzösisch-deutschen * An¬ 
näherung nicht nur, sondern direkt eines deutsch-französischen 
Bündnisses. Wir sehen von einer Würdigung dieser Politik, 
deren Ergebnislosigkeit jetzt vor uns liegt, an dieser Stelle 
ab. Ihre Grundlage war zunächst, was Rußland angeht, rein 
dynastisch. Und darin lag ihre Schwäche. Die nationalisti¬ 
schen Schichten der aufkommenden russischen Bourgeoisie 
wären in ihrer Deutschenfeindschaft schwerlich zur Unter¬ 
stützung einer Politik bereit gewesen, die auf eine Annäherung 
an Deutschland hinauslief. Was aber die deutsch-französische 
Verständigung anging, so wurde sie von der gleichzeitigen 
deutschen Marokkopolitik so gründlich wie möglich durch¬ 
kreuzt. Man vergegenwärtige sich, daß am 31. März 1905 der 
sensationelle Besuch des Deutschen Kaisers in Tanger gewesen 
war, der gerade in Frankreich Wut und lärmende Erbitterung 
hervorgerufen hatte. Frankreich drängte enger als bisher an 
Englands Seite. Damals telegraphierte Tittoni an Delcassö: 
„Deutschland wird nie wagen. Sie anzugreifen, wenn Sie mit 
England verbündet sind.“ Im Juni trat Delcassö zurück, aber 
die Entente cordiale blieb bestehen. Einen Augenblick nach 
Delcassös erzwungenem Rücktritt konnte es freilich so schei¬ 
nen, als sei eine deutsch-französische Annäherung möglich, 
allein das erwies sich bald als Illusion. Das Verhältnis Frank¬ 
reichs zu England war im gleichen Maße erstarkt, wie 
der deutsche Druck erstarkte, die Marokkofrage auf einer 
internationalen Konferenz zu behandeln. Unter diesen Um¬ 
ständen mußte der Vertrag von Björkö zwischen Wilhelm II. 
und Nikolaus 11 ein totgeborenes Kind bleiben. 

Eine ganz andere Frage ist es jedoch, warum dieser Ver¬ 
trag vor dem deutschen, französischen und russischen Volke 
geheim gehalten werden mußte. Aus fhm ging jedenfalls deut¬ 
lich hervor, daß die deutsche PolitUc an einen Ueberfall Frank¬ 
reichs nicht gedacht hat. Wenn die deutsche Reichsleitung 
mit derartigem Tatsachenmaterial in einer Situation, wo die 
ganze Welt seit mehr als drei Jahren von deutschen Welt¬ 
eroberungsplänen widerhallt, so lange zurückhält, so ist eine 
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solche Haltung unverständlich und macht nicht den Eindruck 
einer pflegsamen Behandlung deutscher Reichsinteressen. Da¬ 
bei ist es gerade auch im Interesse des zukünftigen deutsch¬ 
russischen VeHiältnisses von Wichtigkeit, über die politische 
Vergangenheit dieses Verhältnisses möglichst lückenlos unter¬ 
richtet zu sein. 

Freilich sieht es zunächst noch gar nicht so aus, als ob es 
in absehbarer Zeit wieder zu einem deutsch-russischen Ver¬ 
hältnis überhaupt kommen sollte. Die jüngste Phase der russi¬ 
schen Revolution scheint in einem Kampfe zwischen zwei 
Männern bestanden zu haben, von denen der eine deutsch¬ 
feindlicher war als der andere. Bisher galt Kerenski als der 
willige Handlanger der Entente und blutige Würger der neuen 
russischen Freiheit, was notwendigerweise ein und dasselbe 
ist. Allein die Tatsache, daß die Ententepresse ihm gegen¬ 
über Kornilow auf den Schild hob und Kerenskis voraussichtliche 
Niederlage schon im voraus bejubelte, war ein sicheres Zeichen 
dafür, daß diese Beurteilung Kerenskis nicht völlig zutraf. 
Aber schließlich kommt es nicht so sehr darauf an, was die 
Wortführer der russischen Revolution wollen; jvichtiger ist, 
was sie müssen. Und hier gibt es nur eins: wer sich in Ruß¬ 
land am Ruder halten will, muß Frieden schließen. Wenn 
Kerenski bereits zu tief in den Maschen der Entente verstrickt 
ist und kein Gefühl mehr hat für die Situation, in die er Ruß¬ 
land den Angelsachsen gegenüber gebracht hat, wenn er nach 
wie vor sein* politisches Ziel darin erblickt, hunderttausende 
russischer Bauern abzuschlachten, damit die Engländer über 
Belgien als ein bequemes Einfalltor nach Deutschland verfügen 
und damit sie Afrika ganz und Asien halb ln eine englische 
Provinz verwandeln — wenn er mit anderen Worten auch 
jetzt noch, wo die Ententepresse ihm deutlich genug gezeigt 
hat, wie sie über ihn denkt, jeden Friedensgedanken abweist, 
so wird er in absehbarer Zeit fallen und an seine Stelle wird 
ein anderer oder etwas Anderes treten. Noch freilich sind die 
Nachrichten aus Rußland außerordentlich widerspruchsvoll 
und lückenhaft. Steht doch nicht einmal fest, ob Kornilow 
wirklich unterlegen ist, oder ob die Petersburger Telegraphen- 
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Agentur, die im Dienste Kerenskis steht, nicht nach berühmten 
Mustern die Tatsachen gebogen und verdreht hat. Aber dem 
sei wie ihm wolle: an der absoluten Friedensnotwendigkeit 
für Rußland ist nicht zu zweifeln und der russische Politiker, 
der dieser Notwendigkeit sich verschließt, ist ein Schädling an 
seinem Volke. 

# * 

» 

Diese Zeilen waren bereits geschrieben, ^ als der Telegraph 
die Kunde von der endgültigen Errichtung der Republik Ru3- 
Umd übermittelte und damit die Niederlage Kornilows und den 
Sieg Kerenskis bestätigte. Die Niederlage Kornilows bedeutet 
zugleich eine Niederlage der Entente, die in den letzten Tagen, 
je mehr sich der Konflikt zwischen diesen beiden Männern 
zuspitzte, immer deutlicher Kornilow als den Besieger der 
Revolution und den Vorkämpfer der Entente-Interessen gefeiert 
hatte. Die zu Beginn der Revolution in Aussicht gestellte, Ver¬ 
fassung gebende Nationalversammlung, die auf Grund des 
allgemeinen Wahlrechts zusammentreten sollte und deren Zu¬ 
sammentritt von Monat zu Monat immer wieder verhindert 
wurde, ist durch den neuesten Staatsstreich endgültig erledigt. 
Wieweit die glücklich niedergeworfene reaktionäre Revolte 
Kornilows nunmehr Kerenski nach links hinüberdrängen wird, 
ist zunächst noch nicht zu erkennen. Der Tagesbefehl, mit 
dem die Machthaber der neuen Republik sich an die Oeffent- 
lichkeit wandten, legte den entscheidenden Nachdruck auf die 
Wiederherstellung der Kampffähigkeit der Truppen als der 
wichtigsten Aufgabe, hinter der alle anderen Aufgaben zurück¬ 
treten müßten. Von Frieden ist keine Rede. Und doch bleibt 
es dabei; nur der kann sich auf die Dauer in Rußland an der 
Macht halten, der dem Volke schnell den Frieden bringt. 
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WILHELM KOLB: 

In einem falschen Gleis. 

Zur Debatte über das parlamentarische Regienmgssystem. 

S OLANGE es eine deutsche Sozialdemokratie gibt, war sie 
bestrebt, das Staatsleben zu demokratisieren und das Par¬ 
lament zu einem politischen Machtfaktor zu gestalten^ der vor 
allem auch bei der Zusammensetzung der Regierung ein ent¬ 
scheidendes Wort mitzusprechen hat. Wir empfanden es immer 
als eine auf die Dauer unerträgliche politische Rückständigkeit, 
daß der Reichstag auf die Berufung der Männer, welchen die 
Leitung der Reichsgeschäfte obliegt und damit auf den Geist, 
in welchem die Regierungsgeschäfte erledigt werden, nicht den 
geringsten Einfluß hat. Um so mehr wurde es freudig begrüßt, 
als der Reichstag sich endlich aufraffte und den Willen kund¬ 
gab, künftig sich diese Beseiteschiebung in Fragen, die sowohl 
für Lösung der sozialen, wirtschaftlichen und politischen Auf¬ 
gaben im Innern, als auch für die auswärtige Politik von ent¬ 
scheidender Bedeutung sind, nicht mehr länger ruhig gefallen 
zu lassen. Seitdem die Frage der innerpolitischen Neuorien¬ 
tierung auf der Tagesordnung steht, war die Sozialdemokratie 
inner- und außerhalb des Parlaments bestrebt, die der Demokra¬ 
tisierung und Parlamentarisierung entgegenwirkenden Wider¬ 
stände zu überwinden. Teilweise ist es ihr auch gelungen. 
Zum ersten Male hat sich im Deutschen Reichstag infolge des 
wachsenden politischen Einflusses der Sozialdemokratie eine 
Mehiheit gebildet, die mit bisher nicht gewohnter Energie auf 
der Anerkennung und Durchführung von fhr aufgestellter be¬ 
stimmter Forderungen bestand. Der Beschluß des Reichstags 
vom 19. Juli über den anzustrebenden Frieden der Ver¬ 
ständigung war die erste reife Frucht dieser politischen An¬ 
strengungen der deutschen Sozialdemokratie. Der Gedanke 
von der Notwendigkeit der Demokratisierung und Parlamen¬ 
tarisierung hat auch in den Kreisen der bürgerlichen Parteien • 
bis weit in die Reihen des Zentrums hinein immer mehr An¬ 
hänger gefunden. Dem Einfluß dieser Entwicklung konnte sich 
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auch die Reichsregierung nicht ganz entziehen. Man mag über 
die Zusammensetzung der neuen Reichsregierung denken wie 
man will» daß dabei Rücksichten auf die Wünsche der Mehrheit 
des Reichstages obgewaltet haben, kann ernstlich nicht be¬ 
stritten werden, wenn auch von einer Parlamentarisierung 
selbstverständlich noch keine Rede sein kann. In nicht miß- 
zuverstehender Weise hat denn auch die Mehrheit bei den be¬ 
treffenden Verhandlungen des liauptausschusses dem Reichs¬ 
kanzler Dr. Michaelis zu verstehen gegeben, daß ihr diese 
Konzessionen keineswegs genügen. Die Entwicklung der Par¬ 
lamentarisierung ist also noch nicht abgeschlossen und man 
darf mit einiger Sicheilieit der Hoffnung Ausdruck geben, daß 
die Reichsregiernng zu weiteren Zugeständnissen sich bereit 
finden wird, wenn sie ernstlichen Konflikten aus dem Wege 
gehen will. Jedenfalls darf es als absolut feststehend betrachtet 
werden, daß die Sozialdemokratie nicht gewillt ist, sich mit 
unzulänglichen Konzessionen hinsichtlich der Demokratisierung 
der deutschen Politik und der Parlamentarisierung der Regie¬ 
rung abspeisen zu lassen. 

Mitten hinein in diesen, nicht nur in Deutschland, sondern 
man darf ruhig sagen in der ganzen zivilisierten Welt mit 
äußerster Spannung verfolgten Prozeß der innerpolitischen Ent¬ 
wicklung platzte die Bombe des Genossen Ernst Heümann, der 
in seinem in der Nr. 21 der „Glocke“ erschienenen Artikel mit 
ungewöhnlicher Schärfe sich gegen die Einführung des parla¬ 
mentarischen Regierungssystems wendet. Ich traute meinen 
Augen nicht, als ich diesen Artikel las. Immer wieder mußte 
ich mir die Frage vorlegen, wie ein so gescheidter Mensch, 
ein so begabter Politiker und so tüchtiger Journalist wie Ge¬ 
nosse Ernst Hellmann mit so schiefen, irrigen und zum Teil 
direkt widersinnigen Argumenten gegen eine von der Sozial¬ 
demokratie bisher sozusagen als selbstverständlich betrachtete 
Forderung anrennen kann. Ein solches Trommelfeuer schwer¬ 
ster Anklagen und Vorwürfe gegen das parlamentarische Re¬ 
gierungssystem aus den Reihen der Sozialdemokratie heraus 
und von einer Seite, von der man das am allerletzten vermutet 
hätte, wird von den Gegnern der Demokratisierung und Paria- 
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mentarisierung sicher mit Jubel begrüßt werden, und dies um 
so mehr, als die Argumente Heilmanns zum Teil fast wörtlich 
mit denjenigen übereinstimmen, die sie selbst gegen die Parla¬ 
mentarisierung ins Feld führen. Trotzdem möchte ich dem 
Genossen Heilmann keinen Vorwurf daraus machen, daß er den 
Artikel veröffentlicht hat. Es ist nicht nur sein gutes Recht, 
sondern wenn — wie im vorliegenden Falle — gewisse Er¬ 
scheinungen des parlamentarischen Regimes in der Tat recht 
bedenklicher Art sind, auch die Pflicht eines Sozialdemokraten, 
seine Bedenken gegen eine von uns vertretene Forderung 
geltend zu machen, auch wenn damit die Gefahr verbunden ist, 
daß die Gegner daraus Kapital für sich zu schlagen versuchen. 
Wir dürfen uns durch die Tatsache, daß der Artikel Heilmatms 
wie eine sensationelle Ueberraschung wiikt, nicht davon ab¬ 
halten lassen, die von ihm gegen das parlamentarische Regie¬ 
rungssystem vorgebrachten Gründe einer ernstlichen und sach¬ 
lichen Prüfung zu unterziehen. 

Es läßt sich ehrlicherweise nicht bestreiten, daß in-der deut¬ 
schen Sozialdemokratie historisch überwundene Traditionen 
aus der Zeit der bürgerlich demokratischen Revolutionsepoche 
eine große Rolle gespielt haben und zum Teil auch heute noch 
spielen. Eine ganze Reihe von Fragen politischer und taktischer 
Art, die in der Sozialdemokratie zu heftigen leidenschaftlich 
geführten Kämpfen geführt und zu „prinzipiellen“ Parteitags¬ 
beschlüssen Veranlassung gegeben haben, durch die der 
politische Einfluß der Sozialdemokratie künstlich unterbunden 
wurde, präsentieren sich im Lichte der historischen Unter¬ 
suchung betrachtet als nichts weiter, wie als bürgerlich-demo¬ 
kratische Traditionen, die mit den Grundsätzen der Demokratie 
und des Sozialismus nicht das Geringste zu tun haben. In diese 
Kategorie der 48er Revolutionsromantik gehört nach der Auf¬ 
fassung Ernst lieilmanns auch die Forderung auf Einführung 
des parlamentarischen Regierungssystems. Er erblickt in 
dessen Durchführung nicht nur eine schwere Beeinträchti¬ 
gung und Schädigung der proletarischen Klasseninteressen, 
sondern er geht in der Bekämpfung dieser Regierungsmethode 
soweit, daß er geradeswegs die Sozialdemokratie vor die Alter- 
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native stellt: Entweder Verzicht auf die Sozialisierung der 
Wirtschaft, oder Verzicht auf das parlamentarische System. 
Beides zusammen wollen, sei ein Nonsens. Wie steht’s damit? 
Zweifellos darf man bei der politischen Bewertung des parla* 
mentarischen Regierungssystems an den von fieilmann dagegen 
vorgebrachten Einwänden nicht achtlos Vorbeigehen. Es läßt 
sich nicht leugnen, daß die parlamentarische Regierungsmethode 
in einzelnen Ländern, speziell in Frankreich» sehr bedenkliche 
Erscheinungen gezeitigt hat. Wären diese in diesem Regie¬ 
rungssystem selbst begründet, dann wären auch die von Heil¬ 
mann aus diesen Erscheinungen gezogenen politischen Schluß¬ 
folgerungen zutreffend. Indessen liegt gerade darin der kar¬ 
dinale Irrtum des Genossen Heilmann, daß er aus Erschei¬ 
nungen, die keineswegs als spezifische Eigenart und Folge des 
parlamentarischen Regierungssystems gelten können, ganz 
allgemeine Schlußfolgerungen zieht. Es ist nicht wahr, daß 
die korrupte Advokatenwirtschaft, wie sie sich in Frankreich 
und teilweise auch in England aus dem parlamentarischen 
Regierungssystem herausgebildet hat, im Wesen dieses 
Ssrstems begründet ist. Das geht schon daraus hervor, daß 
in anderen Staaten mit parlamentarischer Regierungsmethode, 
solche korrupten Erscheinungen nicht zutage getreten sind. 
Wäre die Argumentation Heilmanns zutreffend, dann würde 
sie nicht nur gegen die Parlamentarisierung, sondern auch gegen 
die Demokratisierung sprechen, dann wäre das Prinzip der 
Volksherrschaft schlechthin zu verwerfen. 

Heilmann übersieht vor allem, daß wir von der Ueber- 
windung des kapitalistischen Klassenstaates auch dann noch — 
leider — sehr weit entfernt sind, wenn wir, wie er mit Recht 
annimmt, nach dem Kriege in der Durchstaatlichung der Wirt¬ 
schaft ein gutes Stück vorwärts kommen. Der sozialistische 
Verwaltungsstaat kann sich nur ganz allmählich entwickeln. 
Solange die kapitalistische Produktionsweise vorherrscht — 
und das wird sie auch noch lange nach diesem Kriege mit 
seinen gewaltigen tiefgehenden Umwälzungen tun —, hat der 
Staat neben seinen sozialwirtschaftlichen auch bedeutungsvolle 
politische Funktionen zu erfüllen. Der Klassencharakter des 
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Staates wird gewiß nach dem Krieg nicht mehr derselbe sein» 
wie in der Vorkriegszeit, er wird sich aber nur in dem Maße 
lind in dem Verhältnis ändern, wie die Sozialdemokratie in ihrer 
Eigenschaft als politische Sachwalterin der proletarischen 
Kiasseninteresesn Einfluß auf dessen sozialwirtschaftliche und 
politische Funktionen gewinnt. Dieser Einfluß kulminiert aber 
gerade in der Institution, der gegenüber Heilmann für das 
Parlament, also die vom Volke gewählte Vertretung, in welcher 
die Sozialdemokratie wie wir hoffen und wünschen, eine aus¬ 
schlaggebende Rolle spielen soll, die Parole ausgibt: Hände 
weg! 

Der Staat ist und bleibt bis auf weiteres eine politische Herr¬ 
schaftsinstitution, innerhalb deren sich nicht bloß wirtschaft¬ 
liche, sondern auch politische Klassenkämpfe abspielen, Kämpfe 
nicht nur um die innere, sondern auch um die äußere Politik. 
So richtig es ist, daß wir als Sozialdemokraten im Hinblick 
auf die fortschreitende Durchstaatlichung der Wirtschaft, die 
im Prinzip nichts anderes bedeutet, als die allmähliche Soziali¬ 
sierung von Staat und Gesellschaft, unser Xugenmeik darauf 
zu richten haben, daß die besten Verwaltungsbeamten an die 
Spitze der Regierung berufen werden, nicht minder richtig ist 
es, daß wir ein ebenso großes Interesse daran haben, daß in 
der Regierung „politische Köpfe“ sich befinden. Alle ökono¬ 
mischen und sozialen Fragen sind in letzter Instanz politische 
Machtfragen. Hat Genosse Heilmann diese uns von Karl Marx 
gelehrte historische Binsenwahrheit völlig vergessen? Ob und 
wie der Staat ökonomisch und sozialwirtschaftlich verwaltet 
wird, in welchem Maße die Reformierung der Staatsverwaltung 
von „unten auf“ erfolgt, das hängt doch mit in erster Linie 
davon ab, welcher Geist in der Exekutive waltet, wer dort 
seine Macht ausübt. Gerade weil die Sozialdemokratie das 
denkbar größte Interesse daran hat, die staatliche und gesell¬ 
schaftliche Exekutive planmäßig zu beeinflussen und zu fördern, 
kann und darf sie auf die Teilnahme an der Exekutive nicht 
verzichten. 

Es ist eine geradezu ungeheuerliche Uebertrerbung, wenn 
Heilmann behauptet, die Wesenheit des parlamentarischen 
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Ministers bestände darin, daß er von dem Amt, zu dessen 
Leitung er berufen wird, nichts versteht. Kann man nicht mit 
genau demselben Recht diese Behauptung auch gegenüber den 
Ministern des bureaukratisch regierten Beamtenstaates auf¬ 
stellen? Was haben denn die Podbielski, Posadowsky, Caprivi, 
Bethmann Hollweg und zuletzt Michaelis von der Post, der 
Sozial- und der auswärtigen Politik verstanden, als sie zu 
Ministern bzw. zu Reichskanzlern ernannt wurden? Sicher 
nicht viel mehr, als die parlamentarischen Wortführer der 
Parteien, wenn sie zu Ministern ernannt worden wären. Gewiß 
gibt das parlamentarische Regierungssystem an sich keine 
Garantie dafür, daß immer tüchtige Verwalter an die Spitze 
der verschiedenen Regierungsressorts berufen werden. Aber 
gibt denn das gegenwärtig in Deutschland herrschende System 
der Beamtenregierung diese Gewähr? Es gibt so wenig ein 
absolut ideales Regierungssystem, wie es ein absolut ideales 
Wahlsystem gibt. Bei jedem Regierungssystem wird es Vor¬ 
kommen, daß Unberufene zu Ministern berufen werden. Die 
organisatorische Begabung ist keine spezifische Eigenschaft 
der Verwaltungsbeamten. Die Fälle sind nicht gar so selten, 
daß ein Staatsbeamter mit bestem Staatsexamen sich in der 
Praxis nicht so gut bewährte, wie Beamte, die nur mit knapper . 
Not beim Examen dem „Durchfair entgangen sind. Ob jemand 
überhaupt organisatorisch begabt ist, zeigt sich gewöhnlich 
erst dann, wenn man ihm Gelegenheit zum Organisieren gibt. 
Aber das ist ja gerade eine der bedenklichsten Schattenseiten 
des bureaukratischen Regierungssystems, daß es die Initiative 
der meisten nicht bei der Exekutive tätigen Beamten künstlich 
unterbindet und es ihnen so unmöglich macht, von ihrer even¬ 
tuellen organisatorischen Begabung Gebrauch zu machen. 
Unsere ganze öffentliche Verwaltung krankt an dem Uebel der 
Schematisierung der Tätigkeit der Beamten. Dazu kommt — 
und das ist eine nicht zu unterschätzende Gefahr —, daß in¬ 
folge des ungeheuren Andrangs von Anwärtern auf alle Be¬ 
amtenstellen, die Anstellungs- und Beförderungsverhältnisse 
immer schwieriger sich gestalten, so daß die Beamten immer 
älter werden, bis sie auf einen Posten kommen, wo sie selb- 
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ständig und unter Entfaltung eigener Initiative arbeiten können. 
Das macht sich insbesondere in den höheren Verwaltungsstellen 
immer mehr bemerkbar. Doch das nur nebenbei. 

Das von Heilmann von dem pariamentarischen Regierungs¬ 
system entworfene Bild ist ein Zerrbild, welches den Tatsachen 
ebensowenig entspricht, wie die von ihm stark übertriebenen 
Vorzüge des reinen Verwaltungsregimes. Vom Standpunkt der 
demokratischen ähindsätze aus kann man meines Erachtens 
unmöglich zur Ablehnung des parlamentarischen Regierungs¬ 
systems kommen, auch wenn man noch so gut „ökonomisch 
denken** gelernt hat Das „ökonomische Denken** ist auch zu 
einem Schlagwort geworden. Gerade wenn man das Problem 
ökonomisch durchdenkt, mufi man zur Ablehnung des bureau- 
kratischen Regierungssystems innerhalb des gegenwärtigen 
Klassenstaates kommen. Die Arbeiterklasse hat doch wahrlich 
alies Interesse daran, daß in der Exekutive des Staates nicht 
ausschließlich der Geist kapitalistischer Profitinteressen 
herrscht. Wie schwer es den Beamten wird, die in sozialwirt¬ 
schaftlichen und ökonomischen Fragen eine von der herrschen¬ 
den abweichende Ansicht haben, diese auch zur Geltung zu 
bringen, dafür haben wir in Deutschland einige geradezu 
klassische Beispiele erlebt. Auch der allerneueste Fall des 
Generals Gröner gibt in dieser Beziehung zu denken. 

Heilmann weist auf die Wahlen hin, bei welchen die gewand¬ 
testen Agitatoren, geschicktesten Redner und besten Journa¬ 
listen die meiste Aussicht haben, gewählt zu werden. Infolge¬ 
dessen seien die Journalisten und Juristen in den Parlamenten 
am stärksten vertreten. Zunächst stimmen diese Behauptungen 
in dieser Aligemeinheit wenigstens bei uns in Deutschland nicht. 
Wir haben in alien deutschen Parlamenten zahlreiche Arbeiter 
der verschiedensten Berufe, und gerade die Journalisten sind 
meines Wissens nicht besonders stark unter den Parlamen¬ 
tariern vertreten. Den bürgerlichen Parteien könnte man sogar 
eine stärkere Vertretung des journalistischen Elements in den 
Parlamenten wünschen. Daß die Industrie, die Landwirtschaft 
und das Gewerbe in den Parlamenten eine ungenügende Ver¬ 
tretung hätten, kann man schwerlich behaupten. Wenn die 
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Advokaten eine relativ große Zahl von Parlamentariern stellen, 
so eben nur desfhalb, weil diese am ehesten die Opfer bringen 
können, die die Ausübung eines parlamentarischen Mandats 
erfordert Zudem ist die juristische Wissenschaft ein Faktor, 
der bei der Gesetzgebung eine besonders hervorragende Rolle 
spielt ,1m übrigen haben es die Parteien in der Hand, dem 
Ueberwuchern der Advokaten im Parlament vorzubeugen. 
Wenn in Frankreich und England das Advpkatenelement eine 
so überwiegende Rolle im Parlament spielt, so liegt das nicht 
im Wesen des parlamentarischen Regierungssystems, sondern 
daran, daß dort ganz andere Parteiverhältnisse bestehen. Hätte 
Frankreich eine gut organisierte politisch aufgeklärte Arbeiter¬ 
klasse, dann hätte die korrupte Advokatenwirtschaft jedenfalls 
nicht die Ausdehnung genommen, wie es tatsächlich der Fall 
ist Es ist kein bloßer Zufall, daß in der Sozialdemokratie der 
romanischen Länder die Advokaten eine so große Rolle spielen, 
wie es kein Zufall Ist daß in England die Sozialdemokratie 
politisch überhaupt noch nichts bedeutet Jedenfalls aber ist 
es völlig verfehlt, aus den Zuständen und Verhältnissen, wie 
sie sich im Parlamentarismus der romanischen Staaten heraus¬ 
gebildet haben, so allgemein gehaltene Schlüsse hinsichtlich der 
Bewertung des parlamentarischen 'Regierungssystems über¬ 
haupt zu ziehen. Dann der Spott Heilmanns über den „Ideal¬ 
zustand** in den parlamentarisch regierten Ländern, wo der 
Minister nichts weiter ist als die Dekoration, die Kulisse, der 
Schauspieler auf der Bühne, während die eigentlichen Schieber, 
die Drahtzieher, an deren Fäden die Puppen tanzen, die Unter¬ 
staatssekretäre sind. Ja, ist denn das bei uns wesentlich 
anders? Haben wir keine Hintertreppenpolitik gehabt und 
haben wir sie nicht noch heute? Wer hat denn Bethmann 
hoUweg, wer hat Gröner beseitigt? Wie in England der 
Minister des Auswärtigen an den Fäden eines Nikolsen tanzt 
so tanzten in Deutschland viele Jahre lang die Staatssekretäre 
des Auswärtigen samt dem Reichskanzler an den Fäden eines 
Hollstein, Was hat das mit dem Regierungssystem zu tun? 
Hat nicht schon Bismarck sich über den unheimlichen Einfluß 
der Qeheimräte beschwert und die Schwierigkeiten, die sie 
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ihm machten? Die „Drahtzieher hinter den Kulissen** sind also 
keineswegs eine spezifische Einrichtung parlamentarisch 
regierter Staaten. Mit derlei schiefen Argumenten läfit sich 
das parlamentarische Regime nicht als „ökonomisch historisch** 
verfehlt erweisen. 

Heilmann hebt auch die Ueberlegenheit der deutschen Militär- 
und Industrieorganisation» sowie der gesamten Verwaltung her¬ 
vor. Bei aller Anerkennung dessen» was die deutsche Militär- 
und Zivilverwaltung geleistet hat» darf man meines Erachtens 
doch nicht so absprechend über die Leistungen auf der,Gegen¬ 
seite urteilen. Trotz der korrupten Advokatenwirtschaft hat 
die französische Armee Glänzendes geleistet» und daB die Eng¬ 
länder eine Armee von mehreren Millionen aus dem Boden 
stampften und wie sie die Versorgung dieser und der ver¬ 
bündeten Armeen mit Munition organisierten» ist aller Achtung 
wert. Auch in ihren diplomatischen Leistungen können sich 
die parlamentarisch regierten Staaten neben der deutschen 
Diplomatie sehr wohl sehen lassen. Ich gehöre gewiß nicht 
zu den urteilslosen Bewunderern der westlichen »»Demokratien**» 
aber so liegen die Dinge dort doch nicht» wie es Heilmann 
darzustellen versuchte. Jedenfalls ist sein lockerer Spott Ober 
die liberale Gnadenlehre» wonach das Parlament jeden dem 
es ein Amt» auch den dazu nötigen Verstand gibt» ganz und 
gar deplaziert. Es ist sicher nicht notwendig» daß der Parla¬ 
mentarier Vertreter der Staatsgewalt ist» d. h. daß die Aäini- 
sterien sich nur aus Parlamentariern rekrutieren sollen. Diese 
Forderung ist meines Wissens in Deutschland auch noch nie 
aufgestellt worden» sie bildet auch nicht das Wesen des parla¬ 
mentarischen Regierungssystems. Was wir fordern und das 
mit Recht» ist» daß keine Regierung gebildet wird» ohne daß 
zuvor das Parlament darüber gehört wurde und ohne daß die 
Regierung des Vertrauens des Parlaments sicher ist. Ob und 
wie viele Parlamentarier in die Regierung berufen werden 
sollen» ist eine Sache für sich» jedenfalls ist es vom Standpunkt 
der Demokratie aus eine Selbstverständlichkeit» daß das Parla¬ 
ment bei der Berufung eines Ministeriums nicht einfach igno¬ 
riert wird. Niemand verlangt, daß an die Spitze einer Reichs- 
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elelktrizitätsverwaltunj: unbedingt ein Parlamentarier berufen 
wird, obwohl nicht einzusehen ist, warum es nicht auch Parla¬ 
mentarier geben soll, die ein solches Amt so gut versehen 
können, wie ein Bureaukrat. Mit solchen aus dem Handgelenk 
heraus konstruierten Zerrbildern kann man die Notwendigkeit 
des parlamentarischen Regierungssystems auf keinen Fall ent¬ 
kräften. Das bureaukratische Regierungssystem bietet kein 
Jota mehr Garantie dafür, daß tüchtige Personen in die Regie¬ 
rung berufen werden, wie das parlamentarische. Die Not¬ 
wendigkeit „politischer Köpfe“ in der Regierung, zumal in einer 
Zeit wie der gegenwärtigen, läßt sich auch nicht damit abtun, 
daß Ledebour diese Forderung einmal für die sozialdemokra¬ 
tische Partei erhoben hat und damit auf dem Parteitag aus¬ 
gelacht wurde. Ledebour ist gewiß nichts weniger als ein 
politischer Kopf. Aber daß in der Führung der größten Partei 
des Reiches politische Köpfe notwendig sind, ist doch ein glatte 
Selbstverständlichkeit. Mit bloßer Bureaukratie ist es im Staate 
so wenig wie in einer politischen Partei getan. Die Sozial¬ 
demokratie existiert doch nicht bloß deshalb, damit sie gut 
und gewissenhaft verwaltet wird. Muß man solche Binsen- 
wahi^heiten noch einem Heilmann sagen? Politische Köpfe und 
Nichts-als-Agitatoren sind doch zwei grundverschiedene Dinge. 
Fs hätte unserer Partei wahdiaftig nichts geschadet, wenn 
neben den treuen Parteiverwaltern auch noch einige tüchtige 
politische Köpfe in der Parteileitung gesessen hätten. Manches, 
w'as wir in den letzten drei Jahren erlebt haben, hätte einen 
anderen Verlauf genommen und mit unserer eigenen politischen 
Neuorientierung stünde es jedenfalls erheblich besser. Warum 
haben denn die Nichts-als-Agitatoren in der sozialdemokra¬ 
tischen Partei eine so große Rolle gespielt? Das kam doch 
sicher nicht daher, daß wir einen Ueberfluß am politischen 
Köpfen hatten. Unser Einfluß in der Internationale wäre kein 
so jämmerlicher gewesen und wir hätten manche bittere Ent¬ 
täuschung uns erspart, wenn in der Partei die Politiker nicht 
immer weit hinter den Nichts-als-Agitatoren rangiert hätten, 
wenn wir nicht bloß Agitations-, sondern auch wirkliche Politik 
getrieben hätten. Viel innere Kämpfe wären uns erspart ge- 
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blieben, wenn die Politik 25 Jahre frfiher in der Partei so ein- 
geschätzt worden wäre, wie es jetzt geschieht Man lese die 
Etatsreden Vollmars, um zu begreifen, wie lange es gedauert 
hat, bis die Politik in der Partei Kurswert bekam. 

Die Regierungsform hat für das Proletariat und dessen 
Klasseninteressen nicht die nebensächliche Bedeutung, die ihr 
Heilmann beilegt, und wenn das Verwaltungssystem demokra¬ 
tisiert werden soll, dann muß zuvor die Regierungsform demo¬ 
kratisiert werden. Aber glaubt Heilmann im Ernst die Demo¬ 
kratisierung erfolge von unten auf, wenn oben wesentlich alles 
beim alten bleibt wenn aus der preußischen Bureaukratie nicht 
der stockkonservative Geist entfernt wird, <ler seit Menschen¬ 
altern in ihr herrscht? Die Männer aus der Arbeiterklasse 
werden in den Gemeinde- und Provinzialverwaltungen erst dann 
ein Feld fruchtbringender erfolgreicher Arbeit finden, wenn 
von oben herunter ein anderer, den politischen Zeitverhältnissen 
entsprechender Geist weht Die Reform muß an Haupt und 
Gliedern erfolgen. Das aber ist auf einem anderen Wege als 
dem einer grundsätzlichen Aenderung des Regierungssystems 
gar nicht möglich. Wie die Demokratisierung ohne gleich¬ 
zeitige Parlamentarisierung ausfallen würde, davon hat das 
Experiment Michaelis einen kleinen Vorgeschmack gegeben. 
Es kämen einige demokratisch schillernde Konzessionsschulzen 
in die Verwaltung, den politischen Geist derselben würden aber 
nach wie vor in der Hauptsache die preußischen Konservativen 
bestimmen. Die Aenderung des preußischen Wahlrechts wird 
für die proletarischen Klasseninteressen erst dann zur vollen 
Geltung kommen, wenn auch in der preußischen Regierung der 
Geist der Demokratie herrscht Bis dahin wird es mit der 
Rücksicht auf die Klasseninteressen des Proletariats in Preußen 
nicht viel besser werden, als es in den süddeutschen Staaten der 
Fall ist wo das demokratische Wahlrecht schon lange besteht 

Es ist weiter nichts als eine unbewiesene Behauptung, wenn 
Heilmann erklärt sobald die Sozialdemokratie mit den Ver¬ 
tretern bürgerlicher Parteien sich an der Exekutive der Staats¬ 
gewalt beteilige, müsse sie in fruchtloser Isolierung die Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse preisgeben. Es ist dasselbe Lied, das 
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jetzt die „Unabhängigen** bezfiglich der politischen Haltung 
unserer Reichstagsfraktion angestimmt haben und bis zur Be¬ 
wußtlosigkeit täglich heruntertrillern. Der Syndikalismus ist 
nicht das Gegenstück zum Parlamentarismus, sondern die Folge 
einer mangelhaften politischen Erziehung und Aufklärung der 
-Arbeiterklasse. Die Spuren der englischen und französischen 
Arbeiterbewegung brauchen die deutsche Sozialdemokratie 
schon deshalb nicht zu schrecken, weil wir den Syndikalismus 
haben, trotzdem wir bis Jetzt keinen eigentlichen Pariamen- ^ 
tarismus hatten. Unser Syndikalismus ist nicht durch den 
Parlamentarismus, sondern aus der Angst vor den Konse¬ 
quenzen desselben erwachsen. Die Demagogie der Unab¬ 
hängigen würde nicht entfernt auf so fruchtbaren Boden ge¬ 
fallen sein, wenn sie nicht mit dem Kalbe pflügen würden, das 
nur allzulange vor den Parteipflug der Sozialdemokratie ge¬ 
spannt war und vor dessen Außerdienstsetzung sich gewisse 
Leute in der Partei noch heute fürchten. 

Selbstverständlich kann sich die Sozialdemokratie an der 
Ausübung der Exekutive nur in soweit und nur solange be¬ 
teiligen, als sie die politische Verantwortung dafür ohne Ver¬ 
leugnung ihrer Grundsätze und ohne Benachteiligung der 
Klasseninteressen der Arbeiter übernehmen kann. 

Auch in den Gewerkschaften ist es mit der bloß exakten Ver¬ 
waltung nicht getan. Der Hinweis Heilmanns auf den Einfluß 
der Demagogen in den Versammlungen trifft daneben. Seit 
wann zählen denn diese Demagogen unter die „politischen 
Köpfe“? Auch die Führer der Gewerkschaften müssen politisch 
reife Männer sein, wenn sie ihre Aufgaben in der richtigen 
Weise sollen erfüllen können. Es kommt doch sicher nicht von 
ungefähr, daß gerade die in der Gewerkschaftsbewegung 
führenden Genossen sich früher von der bloßen Agitations¬ 
politik losgeeist haben, als die „politischen** Nuragitations¬ 
apostel. Und es ist wahrlich auch kein bloßer Zufall, daß die 
Gewerkschaften viel leichter und ohne die schweren Konflikts¬ 
erscheinungen ihre Neuorientierung vollzogen haben, als die 
Partei. Vor der Demagogie brauchen wir uns nur solange zu 
fürchten, wie wir ihr noch Konzessionen machen. Von dem 
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Augenblick an, wo dies nicht mehr geschieht und wo wir vor 
den Konsequenzen der reformistischen Politik keine Angst mehr 
haben, pfeift die Demagogie der Unabhängigen auf dem letzten 
Loch. 

Die Staatsverwaltung kann unmöglich auf die durchstaatlichte 
Wirtschaft eingerichtet werden, wenn das Regierungssystem 
nicht auf eine demokratische Grundlage gestellt wird. Die 
sozialistische Gesellschaft organisieren, heißt gleichzeitig soweit 
wie irgend möglich auf den dazu nötigen staatlichen Apparat 
Einfluß auszuüben. An der Spitze dieses Apparates steht aber 
die Regierung. Ob und wie in der Gemeinde und im Staat 
sozialisiert wird, hängt von der politischen Macht der Sozial¬ 
demokratie im Parlament und in der Regierung ab. Es ist 
durchaus nicht gleichgüitig, ob die Leiter der staatlichen Exe¬ 
kutive der Sozialisierung geneigt oder ob sie Gegner derselben 
sind. So lange wir den kapitalistischen Klassenstaat gleichviel 
in welcher Form haben, ist die Besetzung der leitenden Stellen 
im Staate nicht nur eine Frage der praktischen Zweckmäßig¬ 
keit, sondern auch, und zwar in erster Linie eine politische 
Machtfrage, Es bleibt uns also gar nichts anderes übrig, als 
daß wir versuchen, die regierende Gewalt in richtunggebender 
Weise nach Kräften zu beeinflussen. Wie aber soll das ge¬ 
schehen können, wenn die Zusammensetzung der Regierung 
dem Einfluß des Parlaments entrückt ist? Keine der 
wirtschaftlichen Gruppen und Klassen kann auf dieses 
Recht des Parlaments weniger verzichten, als das Proletariat, 
rhm kann es wahrlich nicht gleichgültig sein, ob das Reichsamt 
des Innern von einem Sozialdemokraten oder von einem unter 
dem Einfluß der Schwerindustrie stehenden Bureaukraten ver¬ 
waltet wird. 

Die Parlamente sind der Spiegel der politischen Machtver¬ 
hältnisse. Die Ausübung der politischen Macht gipfelt in der 
Exekutive und es ist deshalb vom Standpunkt der proletarischen 
Klasseninteressen geradezu widersinnig, auf die Teilnahme an 
der Exekutive von vornherein und gar noch prinzipiell zu ver¬ 
zichten. Verdanken wir denn die deutsche Sozialpolitik der 
Bureaukratie oder ist sie nicht vielmehr eine Frucht des poli- 
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tischen Kampfes, den die Sozialdemokratie für die Interessen 
der Arbeiterklasse geführt hat? 

Wenn es die Sozialdemokratie ernst mit der praktischen 
Durchführung ihrer demokratischen und sozialistischen Forde¬ 
rungen meint, dann muß sie für das Prinzip der aus dem Volke 
hervorgegangenen, also für die parlamentarische Regierungs- 
methode eintreten. Sie ist unter den verschiedenen Regierungs¬ 
formen diejenige, die den Grundsätzen der Demokratie am 
meisten entspricht. 


WILHELM SOLLMANN: 

Gegen die Unversöhnlichen F*) 

N ATURGEMÄSS stellen sich der Bewegung für einen Ver¬ 
ständigungsfrieden zwischen den beiden sozialdemokrati¬ 
schen Parteikörpern Deutschlands Temperamente derselben 
Art entgegen, wie dem Verständigungsfrieden zwischen den 
Völkern: Politflcer, die nur durch die völlige Niederwerfung des 
Gegners zu einem erträglichen Frieden zu kommen glauben. 
Man lese nach, was August Winnig in seinem Aufsatze »Der 
Ruf nach der Parteieinheir (22. Heft der „Glocke“) gegen den 
Kölner Verständigungsantrag zum Parteitag geschrieben hat. 
Seine eine wenig selbstgerechten moralischen Betrachtungen 
über die Schmähungen „von dort her“, sein Zweifel „an die 
Bereitschaft auch des anderen Teils“, seine Bezeichnung der 
Vermittlung „Unbeteiligter“, also Neutraler, als „utopisch“ und 
der Rücksicht auf „Realitäten“ bar, seine Behauptung, wir er¬ 
strebten eine Verständigung, „mit der weder der Partei, noch 
der Arbeiterklasse gedient sei“: alles das klingt doch recht 
stark an den Sprachgebrauch der Gegner des Verständigungs¬ 
friedens zwischen den Völkern an. Hier wie dort auch der 
feste Glauben, daß die Gegner demnächst „an die Wand ge¬ 
drückt werden“, und hinter jeder Andeutung einer Verständi- 


^ Auf Wüinigs Artikel in Nr. 22 sind uns mehrere Erwiderungen 
zugegangen; wir geben von ihnen die folgende wieder. 

Redaktion der »Glocke”, 
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gung von der Seite des Gegners her wird nur der Beweggrund 
vermutet, „daß auch den zuversichtlichsten unter ihnen eine 
Ahnung“ von ihrem wankenden Rückhalt „aufgedämmert“ ist 
Reventlow und Hervö, Winnig und Dittmann: es ist bei allen 
sonstigen Dissonanzen dieselbe innere Melodie. Nur der Text 
ist verschieden. 

Der Gedanke, daß bei den Einigungsanträgen auch ein*klein 
wenig Popularitätshascherei mitspiele, sollte von Männern so 
ausgezeichneter Selbsterziehung wie Genosse Winnig auch 
nicht andeutungsweise in die Aussprache geworfen werden. 
Wozu denn auch? Für die gegenteilige Wirkung solcher An¬ 
träge liegen doch wohl ebenfalls genügende Erfahrungen vor. 
Halten wir uns an den sachlichen Kern der Winnigschen Ein¬ 
wände. Das ist die Frage: „Ob es unsererseits möglich ist, mit 
den Unabhängigen politisch zusammenzuarbeiten?“ 

Aufallenderweise ist Winnigs erster Grund gegen diesen 
Gedanken ein rein gefühlsmäßiger, nämlich der Hinweis auf 
das Uebermaß tief eingefressenen Hasses, in den sich jedoch 
fast nur Parlamentarier und Journalisten hineingeredet und 
hineingeschrieben haben. Für die Annahme, daß es sich um 
einige tausend leitend und verwaltend tätiger Genossen, also 
wohl um alle Angestellten, handelt, liegt kein Beweis vor. 
Deutschland besteht glücklicherweise nicht nur aus Spree¬ 
athenern und Kieinparisern. Die wirklich Haßerfüllten sind 
wahrscheinlich nur einige hundert Leute, vielleicht noch weni¬ 
ger. Es ist bezeichnend, daß Winnig sorgsam vermeidet, in 
diesem Zusammenhänge die Empfindung der Arbeitermassen 
auch nur zu erwähnen. Sie wissen in sehr weiten Gebieten des 
Reiches und überall in der Etappe und an der Front von gegen¬ 
seitigem Hasse überhaupt noch nichts. Von diesen hundert¬ 
tausenden Männern und Frauen, die beiden Parteikörpern erst 
Dasein und Kraft verleihen, gilt aber mindestens ebensosehr 
wie von den paar hundert Rufern im Geistesstreite: „Auch 
Personen sind Realitäten.“ Wo die stärkeren Realitäten sind, 
muß sich erst noch zeigen. 

Irrig ist die Auffassung, daß der von Köln beantragte Ver¬ 
ständigungsausschuß nicht auch leitende Persönlichkeiten der 
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Bewegung mit den Vertiandlungen beauftragen wolle. Er ver¬ 
langt nur, daß Kriegsteilnehmer und berufstätige Arbeiter im 
Ausschuß die Mehrheit haben sollen. Sind, verehrter Genosse 
Winnig, nicht etwa auch leitende Personen „Kriegsteilnehmer“? 
Standen und stehen nicht auch Redakteure, Parteisekretäre, 
Gewerkschaftsangestellte, Abgeordnete an der Front? — Der 
Wunsch nach entsprechender Zuziehung von berufstätigen Ar¬ 
beitern bei einer etwaigen Einleitung von Einigungs-Vorver¬ 
handlungen liegt doch sicher im Zuge der Zeit: Innigere Füh¬ 
lung des Volkes mit der Regierung, tieferer Einblick in die 
Diplomatie, Einfluß auf die Beantwortung etwaiger „Antwort¬ 
noten“. Oder in einem Vergleich: Sonderausschuß beim Reichs¬ 
kanzler — Sonderausschuß beim Parteivorstand; dort wie hier 
einstweilen nur für einen bestimmten gegebenen Fall. 

Dafür sei der Parteiausschuß da? Alle Achtung vor der 
Summe seiner Arbeit und seiner Reisekosten. Indes ist er in 
der Parteifriedensfrage nicht nur viel zu sehr parteiisch, auch 
seine Zusammensetzung ist von einer bedenklichen Ein¬ 
seitigkeit. 

Aber kommen wir zur Hauptsache. Das ist der Zweifel an 
der Möglichkeit einer Wiedervereinigung, weil den beiden 
Parteikörpern fehle: Gemeinsamkeit des politischen WoU 

lens'*. In der Tat liegt hier die größte Schwierigkeit, aber 
zugleich erfieben sich hier auch Möglichkeiten der Verständi¬ 
gung. Allerdings vielleicht nicht für ein Zusammenfinden auf 
der ganzen Linie. Man müßte jede Hoffnung auf Wiederver¬ 
einigung fahren lassen, lägen die Verhältnisse so, wie Winnig 
sie darstellt: wenn sich in diesem Augenblick schon zwei 
Parteien mit verschiedenartiger festfundierter grundsätzlicher 
Basis gegenüberständen, mit verschiedenartiger partei¬ 
geschichtlicher Tradition, mit sicheren Entwicklungslinien 
politischer Taktik. Das aber ist glücklicherweise noch nicht 
der Fall Einstweilen hat nur die Stellungnahme zu den 
Kriegsproblemen die Kluft so tief aufgerissen, wenn auch die 
Minen schon vorher gelegt waren und sicher nicht mehr alle 
sich die Hände über den Abgrund reichen können. Es ist 
richtig, daß grundsätzliche, vielleicht unüberbrückbare Auf- 
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fassungen von dem Tempo und der Richtung der wirtschaft¬ 
lichen und politischen Entwicklung, von der Reife der Massen 
und ihrer Aktionsfähigkeit durch den Krieg verschärft worden 
sind, aber — und darauf kommt es allein hier an — sie wirken 
sich in keinem der beiden sozialdemokratischen Parteikörper 
auch nur annähernd rein aus. ln beiden sind die Glieder noch 
unsicher und tastend. Wenn über die Gegensätze, an die 
Winnig denkt, jemals eine Einigung zwischen Bernstein und 
Kautsky, zwischen Erdmann und Ledebour möglich werden 
sollte, dann bekenne ich mich zu dem „Wunderglauben**, daß 
auch Haase und Hoch, Ebert und Geyer ihre sachlichen Gegen¬ 
sätze innerhalb einer einheitlichen Parteiorganisation aus¬ 
tragen können. Gerade die von Winnig angeführten Beispiele, 
Stellungnahme zur Wehrsteuer und zur Aufrüstung der 
Harnlelsflotte, sind zur Begründung seines Standpunkts un¬ 
tauglich. Meines Wissens sind auch jetzt noch über beide 
Fragen die Meinungen bei den „Regierungssozialisten** geteilt 
— ebenso wie bei den „Unabhängigen** die Ansichten über die 
Fragen der Landesverteidigung und des Pazifismus schnur¬ 
stracks gegeneinander laufen. Inwieweit jeder der beiden' 
Parteikörper homogene und heterogene Elemente birgt, kann 
sich erst nach dem Kriege zeigen. In der Anschauungswelt 
Jeder der beiden Parteien sind sehr verschiedenartige Impulse 
und sieh widerstrebende Kräfte am Werke. Die Grenzlinie 
zwischen beiden Parteien wird nicht von einer uralten chinesi¬ 
schen Mauer gebildet, sondern ist noch sehr verschwommen. 
Noch kann mancher Grenzstein verrückt werden, und noch 
führen Verbindungslinien aus dem Herzen der einen sozialisti¬ 
schen Partei in das der anderen. 

Keineswegs ist der eine Parteikörper nur lebendige Zukunft 
und der andere nur sterbende Vergangenheit. Ein so gewandter 
Dialektiker wie August Winnig dürfte eigentlich die beiden 
Parteiströmungen nicht so einfach auffassen. So sehr ich mit 
ihm der Ueberzeugung bin, daß die Zukunft der in diesem 
Kriege begründeten sozialdemokratischen Arbeiterpolitik ge¬ 
hört, so wenig steht über ihre künftige Taktik und die Mittet, 
zu denen sie greifen muß, irgendetwas fest. Die Art des 
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Friedensschlusses, die wirtschaftliche Entwicklung, die Hal¬ 
tung der bürgerlichen Parteien und der Regierung und andere 
höchst ungewisse Größen werden uns bestimmend beeinflussen. 
Noch ist alles, wirtschaftlich und sozial, außenpolitisch und 
innenpolitisch in umwälzender Gärung. Dieser Prozeß er¬ 
schüttert auch die sozialdemokratische Arbeiterbewegung in 
allen ihpen Formen. Er wirbelt die Geister durcheinander, 
stellt sie aber keinesfalls iw hübsch geordneten Richtungsreihen 
auf. Jeder Tag bringt dafür neue Beweise. Man blicke nur auf 
die Auseinandersetzungen zwischen unserem Zentralorgan und 
der „Internationalen Korrespondenz“. Scharfe Gegensätze 
überall, aber es ist nicht richtig, daß sie irgendwo auf Welt¬ 
anschauungsfragen beruhen, wie die feindlichen Brüder sich 
im Parlament und in der Volksversammlung tönend entgegen- 
znrufen pflegen. Weltanschauungsunterschiede von trennender 
Größe bestehen zwischen der christlich-nationalen und der 
sozialistisch-internationalen Arbeiterbewegung. Dagegen be¬ 
jahen alle politischen Gruppen unserer Arbeiterbewegung den 
Sozialismus als geschichtliches Entwicklungsprinzip. Diese 
geistige Grundlage und das gemeinsame Klasseninteresse bilden 
einen Boden, der eigentlich für die gemeinsame Arbeit aller 
Sozialdemokraten ausreichen sollte, wenn sie wiilclich demo¬ 
kratische Sozialisten sind. 


Dt. CX)NRAD SCHMIDT: 

Stimmungsphilosophie. 

D er einzige Philosoph, von dem Nietzsche, welcher Kant einen 
„Chinesen“ und Plato einen ,Anti-Hellenen und Semiten von 
Instinkt“ titulierte, immer mit gewissem Respekt gesprochen und der 
darüber hinaus für seine eigene Entwicklung von entscheidender Be¬ 
deutung gewesen, ist Schopenhaaer. 

Nietzsches in die Philosophie verschlagenes Künstlertemperament 
mußte sich von vornherein durch die plastische Anschaulichkeit der 
Sprache dieses Denkers angezogen fühlen und fand in ihm eine 
Gedankenwelt von ganz persönlichem Stimmungsgehalt, die zum 
Empfinden zu der Phantasie sprach, ohne sich bei kritisch anal^- 
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sierender Be^riffszergliederuns:, wie sie dem Kant'schen System 
eigentflmlich, des längeren aufzuhalten. So vernichtend Schopen- 
ha^r, der Zeitgenosse und Bekämpfer der nach Kant neu einsetzenden 
durch Fichte, Schelling, Hegel repräsentierten Metaphysik, jenen 
Hruchlosen Optimismus“ widerlegte, der die Vortrefflichkeit der Welt 
zu Ehren ihres Schöpfers mit den Kunststücken Leibnizscher 
Theodiceen zu erweisen versucht hatte, — ruht anderseits doch seine 
eigene positive Lehre: das Zentrum und der Kern der Welt sei ein 
vernunftlos blinder Wille, der in Natur und Menschenleben sich das 
äußere Gehäuse seiner eigenen ewigen qualvollen Unrast schaffte, auf 
nicht minder brüchiger Grundlage als jenes nach der Theologie hin- 
flberschielende Philosophieren. Das logiscl^ Verstehen und Begreifen¬ 
wollen schlägt um in mystisch mythologisches Behaupten, dessen 
theoretische UnzulängUchkeit (ganz wie dort) schon in dem Un¬ 
vermögen, auf die nächsten Fragen eines unbestochenen Verstandes 
Auskunft zu geben, sich verrät. Bleibt der Theolog die Antwort schul¬ 
dig, wie sich das Leiden der Kreatur, die ungeheure Ungerechtigkeit im 
Menschen- und Qesellschaftsleben mit der Allmacht einer allgötigen 
Gottheit zusammenreinie, so vermag umgekehrt diese pessimistische 
Schopenhauersche Mythologie, die an Stelle der Gottheit die Un¬ 
vernunft eines zweck- und ziellosen Willens setzt, es eben so wenig 
begreiflich zu machen, wie solch ein unvernünftiger Wille eine Welt 
zustande bringen soll, die, nach Naturgesetzen bewegt, durchs 
Pflanzen- und durchs Tierreich hindurch, zur Menschengattung und 
so zu Wesen aufsteigt, die, ausgestattet mit der Gabe der Vernunft, 
sich Zwecke setzen und verfolgen, und durch Erkenntnis von Natur¬ 
gesetzen Naturvorgänge diesen ihren Zwecken dienstbar machen. 
Beides: Vernunft und Unvernunft charakterisiert den Verlanf des 
Weltprozesses. Jede Weltdeutung, die einen dieser beiden Züge unter 
Ausschluß des anderen in dem Weltengrund als dessen herrschendes 
Prinzip verlegt, kann immer nur zum Schein den Abgrund, der sidi 
zwischen dem „Prinzip“ und dem Realen auftut, überbrücken. 

Darum bleibt freilich der Eindruck, zu dem sich Schopenhauers 
Weltpanorama zusammenschließt, nicht weniger packend. Um so 
mehr, als die Kunst, mit welcher jener seinen Grundgedanken als 
Leitmotiv überall in starken Resonnanzen anklingen läßt, zugleich 
von einem überlegenen Intellekt gestützt wird. Daß er sich selber 
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Ober die philosophische Tragkraft seines Grundgedankens täuschte» 
nicht sah» daß dieser an ähnlich krassen Widersprüchen kranke, wie 
die von ihm mit solchem Hohn verfolgten metaphysischen Konstruk¬ 
tionen, hat seinen Grund nicht in irgend einer Schwäche seiner Urteils¬ 
kraft, sondern im Eigenwillen der Sublektivität, die, nach einem 
ihrem Empfinden entsprechenden Weltbild suchend» vor allen kriti¬ 
schen Reflexionen, von denen dem Unternehmen Gefahr drohen kann, 
die Augen schließt 

Dieser Pessimismus» der in der Wucht und Düsterkeit der Klage 
sich neben Fausts und Hamlets Monologe stellt, ergänzt sich durch 
die völlige Leugnung jedes Gedankens einer vorwärtsstrebenden Ent¬ 
wicklung des Menschengeschlechts, der in Kants kleinem Schriftchen 
^Philosophie der Geschichte in weltbfirgerlicher Absicht“ in den 
Grundlinien dargelegt, von Fichte und Hegel aufgenommen wurde und 
später als ein fruchtbar treibendes Moment in Marx* ökonomische 
Geschichtsauffassung eingeht 

Schopenhauer, dessen virtuose Schmerzempfänglichkeit sich mit 
hochmütig kalter Menschenverachtung verband, gilt jede solche 
Hoffnung als Phantom eines flachköpfigen Optimismus. Für die 
Großartigkeit der Idee und für die Fülle all der Zeichen, die für 
dieselbe zeugen, fehlt ihm ganz ebenso wie Nietzsche das Organ. 

So stellt sich für Schopenhauer die Geschichte, die nicht Ent¬ 
wicklung sein soll, als ewiger Kreislauf dar, in dem der Wille zum 
Dasein das Spiel der Triebe und Leidenschaften in unentrinnbarem 
Gleichmaß, sich selbst zur Qual, immer von neuem zu wiederholen 
verdammt ist Ein trostloser Gedanke, der dann von Nietzsche schließ¬ 
lich zu der mystischen Phantasmagorie der „ewigen Wiederkunft“ 
gesteigert und obendrein als ein die wahrhaft „freien Geister“ be¬ 
seligendes und erhebendes Mysterium gefeiert wird. — 

Nietzsche begann als ein begeisterter Verehrer Schopenhauers. Eine 
seiner in der ersten Hälfte der 70er Jahre erschienenen gegen die 
selbstzufriedene „Aufgeklärtheit“ des damaligen Bildungsphilisteriums 
zu Felde ziehenden „unzeitgemäßen Betrachtungen“ nennt sich 
»Schopenhauer als Erzieher“; und das Verhältnis zum Schopenhaner- 
schen Denken zieht sich auch später» wo er — im Gegensatz zu 
Schopenhauer — Prophet der »»Lebensbejahung“ wird» die »JFormu- 
Uerung und Zuspitzung dieser neuen Heilslehre vielfach mitbestimmend» 
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durch seine weiteren Entwicklungsstadien. Unter Festhaltung der 
Qrundanschauung, daß ein blind instinktiver Wille, der den Intellekt 
in seine Dienste zwingt, die letzte Triebkraft alles Menschenlebens 
sei, verwandelt sich für ihn die Aeußerung dieses Lebenswillens als 
„Wille zur Macht“ zum Inbegriffe des Herrlichsten und Höchsten, 
wozu die menschliche Natur es bringen kann. Die Apotheose 
dieses Machtwillens ist das besondere Charakteristikum von Nietzsches 
Philosophieren, der Angelpunkt in seiner vielberufenen „Umwertung 
der Werte“. 

Schopenhauer hatte seinen Pessimismus mit dem Buddhismus nnd 
der christlichen Askese, wie sie in der Ueberlieferung der Heiligen- 
Geschichte sich am reinsten offenbare, in einen inneren Zusammen¬ 
hang zu setzen versucht. Im Kampf gegen die Antriebe der sinnlich 
egoistischer Natur, von dem die Heiligengeschichte erzählt, da be¬ 
zeuge sich in religiösen Formen eine Ahnung von jenem Wesenskem 
der Welt, zu dem Pessimismus vorgedrungen. Heiligkeit sei letzten 
Grundes nur ein sich Losreißenwollen von der Wurzel, aus welcher 
alles Leben, alles Leiden wächst, ein Versuch, dem Willen zum Dasein 
abzusagen, durch Abtötung desselben in das ersehnte Nirwana des 
Nichtseins einzuziehen. Eine solche weltflüchtig quietistische Ge¬ 
sinnung schwebt Schopenhauer als Krone aller Tugend vor und als der 
höchste Lohn der Tugend das Entrinnen aus dem Kreis des sich 
ständig erneuernden Lebenswillens. Das Gewaltsame dieser Paral¬ 
lelisierung katholischer Legendenlehre und des Pessimismus liegt 
klar zutage. Ebenso auch der unüberbrückbare Gegensatz zwischen 
einer derartigen, spekulativ erklügelten Ausdeutung des Tugend¬ 
willens und dem, was eine unbefangene, die Menschen in gesellschaft¬ 
lichem Zusammenhänge betrachtende Morallehre etwa als Wesen und 
Begründung ethischer Pflichten festzustellen vermag. 

Indes die Paradoxie, mit welcher Nietzsche gegen die Schopenhauer- 
sche Moralkonstruktion und weiter gegen alles, was ihm als „christ¬ 
liche Moral“ erscheint, anrennt, stellt an Willkür subjektivistischer 
Laune den Philosophen des Pessimismus noch weit in Schatten. Sein 
faustisch ungeduldiger Sinn, zuerst vom Schattenreiche Schopenhauers 
angezogen, dann abgestoßen von jener kraftlos-wehleidigen quietisti- 
schen Ethik, glaubt sich zu einer neuen Offenbarung anfzuschwingen. 
Indem er einfach das Verhältnis umkehrt und (was bei Schopenhauer 
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die Qnelle alles Leidens, alles Bösen ist) den Willen zum Dasein in 
seiner Ausgestaltung zum Willen zur Macht, als höchsten Qipfel aller 
Menschengröße und letzten Wert glorifiziert. Die Einschränkung und 
Bändigung des individuellen Egoismus, die die bisherige Moral — 
die christliche und die weltliche — in was für Formen immer ge¬ 
fordert hatte, denunziert er als einen Abfall zur Degeneration und 
Schwäche, als das ErbObel, an dem die Welt, seitdem das Christen¬ 
tum in seiner Mitleid- und Barmherzigkeitslehre den „Sklavenaufstand 
Hl der Moral“ proklamierte, unheilbar krankt. Eine Anschauung, die 
in ihrer radikalen Einfachheit und ebenso in dem Elan ihrer Rhetorik 
an die berühmte Apotheose des Egoismus in Stirners: „Der Einzige 
und sein Eigentum“ erinnert. 

Aber während Stirners in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
erschienenes Buch damals so gut wie unbemerkt vorüberging und erst 
vor ein bis zwei Jahrzehnten, nachträglich ausgegraben, einen größe¬ 
ren Leserkreis gewann, wurde Nietzsche bald als Verkünder gleich¬ 
sam einer neuen geistigen Aera aufgenommen und umjubelt. Seine 
Aphorismensammlungen: Menschliches allzu Menschliches, Jenseits 
von Out und Böse, Zur Genealogie der Moral und nicht zuletzt die 
Hymnen seiner Zarathustradichtung haben viele Tausende von Lesern 
gefunden und die seither verstrichenen etwa 30 Jahre zeigen kein 
Nachlassen, eher ein Steigen der Anteilnahme. Sein Ruhm strahlt 
heute schon weiter als der Schopenhauers in den 60er und 70er Jahren. 
Eine Popularität, die zur Verschlossenheit, dem geistigen Einsam¬ 
keitsbedürfnis Nietzsches, wie zu der in allen seinen Schriften empha¬ 
tisch zur Schau getragenen Verachtung, der „viel zu vielen“ in merk¬ 
würdigem Kontraste steht! Versuche, diesen .Erfolg damit zu be¬ 
gründen, daß Nietzsches „Umwertung der Werte“ mit ihrer skrupel¬ 
losen Machtverherrlichung den Tendenzen des modernen Kapitalismus 
(Imperialismus, wie man heute sagen würde) entgegenkomme, wären 
notwendig irreführend. Nicht nur, daß jede solche Absicht dem 
romantisch gestimmten, weltfremden Sinne Nietzsches völlig fern lag 
— der eingeborene Hang zu übertreibender Parodoxie würde ihn 
von vornherein für Jede Richtung, die einen „Willen zur Macht“ unter 
gegebenen gesellschaftlichen Verhältnissen praktisch realisieren 
möchte, zum allerungeeignetsten Eidesheifer machen. Die Schlag¬ 
worte, die er zum Preis des Machtwillens gemünzt, stehen der gc- 
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samten, kirchlich konservativen Ideologie, die sonst als geistige 
Schutztruppe autoritär sozialer Mächte aufgeboten wird, in solchem 
Gegensatz, sind so erfflllt von zynischrai Hohn wider alles, was man 
zum mindesten doch offiziell zu schätzen vorgibt, dafi sie in ihrer 
Wirkung eher einem Aufruf zur Revolte ähnlich sehen. Ein Ver¬ 
ächter aller Kompromisse im Denken, beseelt von tiefer 
Lust an Widerspruch und einer Neigung, denselben bis zum schärf¬ 
sten Ausdrucke zu steigern, wirkt er vielmehr ganz unabhängig von 
Jeder bestimmten sozialen und politischen Bewegung durch Stim¬ 
mungen und Sensationen, die er mitteilt. — Neben dem Heerdentriebc 
menschlicher Natur, im Glauben Fflrwahrhalten und Werten der 
breiten Heerstraße der Tradition und Gewohnheit zu folgen, geht 
zugleich als eine der vielen Formen, in die Auszeichnungssucht und 
Eitelkeit sich kleiden, auch der Hang einher, auf billige Weise 
einen Schein von Überlegen kühner Eigenheit zu geben, der einen 
von dem Troß der Masse abhebt. Ein gut Teil Jener Leute, die eben 
noch auf literarische Modeworte pessimistischer WeltmOdigkeit, wie 
Dekadence und Fin de siede eingeschworen waren, griffen mit nicht 
geringerem Eifer zu den noch klangvolleren Losungen des Nietzsche- 
Evangeliums, das den Appell an die Blasiertheit durch den Appell an 
„lebensbejahende**, bald ins Brutale, bald ins Heroische schillernde 
Instinkte ersetzt. Seine „moralinfreie** Freigeisterei oder doch die 
Stich Worte derselben wurden eine Zeitlang angestaunter Modeputz, 
mit dem man imponieren konnte. Und diesen äußerlich wirkenden 
Zugmitteln verband sich der Eindruck einer auch in Ihren krankhaften 
Phantasien noch immer fesselnd originalen wunderbar sensiblen Per¬ 
sönlichkeit, die in erlesener Meisterschaft der Sprache Jeden Gedanken 
bildhaft epigrammatisch zu gestalten wußte und in der Wiedergabe 
alle ersten Erregungen des Einfalls selbst anklingen und mitzittern 
ließ. Der subjektivistischen Willkür seines überall von Stimmungen 
und Wünschen beherrschten Denkens entsprach eine ebenso unge¬ 
wohnte, von reichstem Farbenglanze persönlicher Subjektivität ge¬ 
tränkte Kunst der Rede. Kein anderer hat in neueren Zeiten durch 
seine Ausdrucksweise den allgemeinen literarischem Stile in solchem 
Maße beeinflußt 

Die Fülle und der Glanz ästhetischer Qualitäten und ebenso die 
tiefe Glut der Leidenschaft, in der er neue Wege sucht, mag rein 
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Ssthetisdi noch so reizvoll wirken — darum kann doch der Anspruch, 
welchen er erhebt, als Umwerter Jahrtausend alter Wertungen, die 
von der Menschheit in dem Aufstieg zur Kultur herausgebildet sind, 
zu gelten, unmöglich ernst genommen werden. Sein künstlerischer 
Reichtum geht Hand in Hand mit einem merkwürdigen Unvermögen 
kritischer Selbstbesinnung, welches seinen Resultaten das Gepräge 
enger, die eigenen Gedanken nicht zu Ende denkender Dogmatik 
aufdrückt. Daß, was die Moralisten „böse** nennen, bei allem Leide, 
weiches -davon ausgeht, zugleich auch einen gewaltigen Faktor in der 
menschlich gesellschaftlichen Kulturentwicklung und so in der Ent¬ 
wicklung der den Menschen eingepflanzten Anlagen und Kräften 
darstellt, — das einzusehen, dazu bedurfte es nicht erst der Predigt 
Nietzsches. Das hatte unter anderen schon der als Erzmoralist und 
Chinese von ihm so hophmütig angefahrene Känt in seinem Schrift- 
eben „Zur Philosophie der Geschichte** vortrefflich dargelegt 

Der relativistisch-historischen Würdigung des Egoismus und des 
egoistischen Machtstrebens, wie sie sich dem objektiven Nachdenken 
Kants über die Probleme des sozialen Fortschritts aufdrängt und auch 
in den Gedankenkreisen des modernen Sozialismus eine große Rolle 
spielt stellt sich jedoch bei Nietzsche eine völlig sinn- und begriffs¬ 
lose Verabsolutierung jenes Triebes gegenüber, die in ihrer grotesken 
Verworrenheit den Anschein weckt als gelte ihm nicht die Kultur- 
ieistung und Kultufbedeutung großer, von einem starken Machtwillen 
erfüllter Individualitäten, sondern vor allem die Unbedenklichkeit und 
Härte ihres. Egoismus als der Maßstab ihrer Größe. So schwärmt 
er von der „blonden Bestie** und dem Verbrecher Cesare Borgia. 
Je schroffer er dem menschlich-sympathischen Empfinden und nfleh- 
term klaren Denk^ widerspricht um so kühner dünkt ihm sein Ge- 
dankenfiug. Sein aus dem Nachlasse herausgegebener, in den letzten 
Monaten bevor die geistige Umnachtung ihm befiel, geschriebener 
„Antichrist** zeigt diese Ueberhebung, diesen herostratiächen Zer- 
störnngsdrang, der auch in seinen früheren Schriften vorspukt, auf 
dem Gipfelpunkt 

In das, was ihm als tiefer Wahrheitstrieb erschien: „So hoch zu 
steigen, wie je ein Denker stieg, in die reine Alpen- und Eisluft hinein, 
dorthin wo es kein Vernebeln und Verschleiern mehr gibt und wo 
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die Orundbeschaffenheit der Dinge rauh und starr, aber mit unver* 
meidlicher Verständlichkeit sich ausdrflckt,“ mischt sich, die Reinheit 
eines solchen Strebens wunderlich verzerrend, zugleich der Hang 
nach möglichst intensiven seelischen Emotionen, in denen sich das 
Einzel-lch von dem Gemeinsamen der Gattung losreifit. Seine tief 
spürenden Bemerkungen in „Menschliches allzu Menschliches“ über 
die Psychologie der Heiligen und Asketen enthalten in gewisser Hin¬ 
sicht auch für seine eigene Psychologie Charakteristisches, 
schufen sich“ — sagt er von ihnen — „die schmerzlichsten Reizmittel 
und Grausamkeiten “ dem Drucke und der Langweile alltäglicher 
Gewohnheit zu entrinnen. Sie bedurften des JKriegsführens und des 
Wechsels von Sieg und Niederlage“, wobei die menschlich-sinnliche 
Natur und insbesondere der Geschlechtstrieb als innerer Feind zu 
figurieren hatte. „Der Kreis aller natürlichen Empfindungen war 
hundertmal durchlaufen, die Seele war ihrer müde geworden: da er¬ 
fanden der Heilige und der Asket eine neue Gattung von Lebensreizen. 
Sie stellten sich vor aller Augen hin, nicht eigentlich zur Nach¬ 
ahmung, sondern als schauderhaftes und doch entzückendes Schau¬ 
spiel, welches an Jenen Grenzen von Welt und Ueberwelt aufgeführt 
wurde, wo jedermann damals bald himmlische Lichtblicke, bald un¬ 
heimliche aus der Tiefe lodernde Flammenzungen zu erblicken 
glaubte . . . .“ Sie liebten „jenen Trotz gegen sich selbst, der ein 
naher Verwandter der Herrschsucht um jeden Preis ist“, kosteten 
im Kampfe mit den Leidenschaften alle Seelenstürme, um dann aus 
ihnen wieder in die Regionen weltentrückter'innerer Stille zu ent¬ 
fliehen. ,4n dem abendlichen Glanze einer Weltuntergangssonne, 
welche über die christlichen Völker hinleuchtete, wuchs so die 
Schattengestalt des Heiligen ins Ungeheure.“ 

Der Ueberdruß an hundertmal durchlaufenen Empfindungen, den 
Nietzsche hier, sei es mit Recht oder mit Unrecht, zur Erklärung jenes 
PhänomenI heranzieht, lebt in der nahverwandten Form eines Ueber- 
drusses an hundertmal durchlaufenen Gedanken in ihm selber, und 
eben so der Trieb zur stärksten, an Kontrasten reichsten Steigerung 
seines Innenlebens. Eine logisch prüfende Kritik der überkommenen 
„Werte“, die sich in die Gedankenarbeit so vieler anderer Geister 
einreiht, konnte ihm und seinem Drang ins Unbegrenzte nicht Genüge 
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tun. Dem hatte, was ihm „groß** erschien, gefehlt: eben die Illusion, 
durch funkelnde Ausbrüche eines Jähen Temperaments den Bau, der 
seinem Deiücen trotzte, zu zertrümmern. In diesem Sinne bleibt sein 
Werk, bei allem philosophischen Versagen, doch psychologisch eines 
der lehrreich-interessantesten menschlichen Dokumente. 

BBa9S9a9S^BBaSSSa^^^SBB=SSSSBBBBBBaSSSSS 

Dr. WILHELM HAUSENSTEIN: 

Bemerkungen über flämische Literatur. 

F landern, das aus der dem Besucher stiller Städte teueren pro¬ 
vinziellen Abgelegenheit seines öffentlichen Lebens durch den 
Krieg in den räumlichen und vielleicht auch sachlichen Mittelpunkt 
zeitgenössischer Weltzusammenhänge gerückt wurde, ist seitdem auch 
literarisch aus einer wenig bekannten Provinz eifrig gesuchtes Neu¬ 
land geworden. Daß man nun gerade die literarischen Leistungen 
der Flamen mit lebhaftem Anteil pflegt, hat seinen besonderen Qrund: 
der Kampf der Flamen war, solange er besteht, in hohem, vielleicht 
ungewöhnlichem Maß ein Kulturkampf — d. h. ein Kampf um die Frei¬ 
setzung und Durchsetzung sprachlicher, dichterischer, überhaupt 
geistig-künstlerischer Kräfte dieses Volkstums gegenüber mächtigem 
Einfluß französischer Kultur. Die bis zur Hartnäckigkeit gesteigerte 
Kraftanspannung des flämischen Wesens setzte zuweilen unter diesem 
Einfluß aus. Eine so flämische — wenn auch nicht, wte oft falsch 
gesagt wird, rein flämisch-germanische — Qeistesart wie die Ver- 
baerens formte sich in die französische Sprache hinein. Gleiches gilt 
von de Coster und gleiches von Eekhoud; gar nicht zu reden von 
Maeterlinck, dessen Sinnesart mit flämischen Ueberliefernngen, wie 
sich z. B. leicht durch einen Einblick in das vom Inselverlag nun 
deutsch herausgegebene „Beghinenbuch** des Jan van Ruisbroeck oder 
ln die ebenda Jetzt deutsch erschienenen „Gesichte der Schwester 
Hadewich** überprüfen läßt, zum mindesten stark gekreuzt ist Nicht 
dies ist aber erstaunlich, daß solche Dichter von der flämischen 
Ueberliefemng, durch die sie bereichert Ja im gewissen Maße hervor¬ 
gebracht und getragen sind, abweichen. Erstaunlich bleibt vielmehr, 
daß so viele und so hoher Achtung würdige Dichter der Sinnesart und 
Sprache ihres Mutterbodens treu blieben. Denn man muß wissen. 
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daß flämiscli Dichten bis zum hcutteen Tase eine Art von Martyrium 
gewesen ist: ein Opfer, ein Verzicht darauf, gelesen, im flandrischen 
Lande selbst, in Belgien vollends oder gar in Europa gekannt und 
berflhmt zu werden. Nur bestimmte und begrenzte bewufit>flämische 
Kreise und einige Zirkel im benachbarten und verwandten Holland 
wußten genauer, was flämische Dichtung ist In Belgien war lüirlgens 
schon vor dem Krieg der germanistisch gebildete Camille Huysmans 
eine der nicht zahlreichen politischen Persönlichkeiten, die um die 
Pflege flämischen Schrifttums Verdienste verständiger und mutiger 
Liebhaber gehabt haben. Andere, wie Vandervekle, haben erst im 
Kriege, unter dem Einfluß des Wachstums flämischer Bewegung, das 
Zugeständnis beginnender Aufmerksamkeit gemacht Ein flämischer 
Dichter sein, hieß unter dem Ausschluß der Oeffentlicfakeit schreiben. 
Nicht nur um europäischen Ruf zu erwerben, mußte man sich des 
französischen Mediums bedienen; der wohlhabende Flame selbst — 
der Flame, der Bücher kaufen kann oder könnte — war den französi¬ 
schen Lebensformen angegUchen und kam dem Qelst des eigenen 
Volkstums nur da wieder nahe, wo dieser Geist auf den Bahnen 
französischen Ausdrucks fuhr. Und nicht einmal genug: so weit 
wurde das flämische Schicksal getrieben, daß selbst der franzö^sch 
schreibende de Coster bei Lebzeiten vergessen wurde, und daß heute 
kein Mensch mehr weiß, wo er begraben liegt kein Bild Aufschluß 
darüber gibt wie er aussah. Der Zwang, Flämisches französisch zu 
sagen — nichts anderes ist ia auch das Problem Verhaerens, wenn 
man es auf seine gesellschaftlichen Bedingungen zurückführt und 
jedes Problem der Dichtung ist soziales Problem, da im Werk des 
Dichters, das immer ein Griff aus der Einsamkeit in die Menschheit 
ist der Anspruch liegt Oeffentlichkeiten zu erschüttern. Die Tat¬ 
sache einer durch nunmehr fast hundert Jahre gesellschaftlicher, 
wirtschaftlicher, staatlicher Zurücksetzung wie ein Kreuz hindurch¬ 
geschleppten flämischen Literatur ist vergleichbar der unüberwind¬ 
lichen Beharrung des Mensdilichen im Proletariat Meist wenig be¬ 
kannt immer in bescheidensten wirtschaftlichen Verhältnissen, in der 
Regel ohne soziales Ansehen — die Beliebtheit eines Conscience be¬ 
weist nichts dagegen — gingen und gehen diese Dichter durch die 
Jahre Ihres Daseins. Und nun erlebt ihre Sache, erfährt die Un- 
beirrbarkeit ihres Kampfes um Auge und Ohr der Welt einen un- 
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bezweifelbaren Triumph. Der Eigen-Sinn unverwüstbaren flämischen 
Wesens wurde durch den Krieg mit fast katastrophaler Wucht zu 
einem Siege geführt, der nun in den Jahrbüchern der Geschichte steht. 

Mit einem Schlag wandte sich gleich eine ganze Reihe deutscher 
Verlage den Zeugnissen flämischer Dichtung zu: so Diederich, Georg 
Müller, Borngräber, Perthes und der Inselverlag. Aus den Unter¬ 
nehmungen zur Darbietung der flämischen Literatur ragt die flämische 
Bibliothek des Inselveriags hervor, der vor dem Krieg bereits das 
Werk Verhaerens in deutscher Uebersetzung vereinigte und nun 
systematisch eine ganze Front merkwürdiger flämischer Literatur für 
deutsche Leser aufgebaut hat Es wird hier besonders auf die flämi¬ 
schen Bändchen der Inselbücheret verwiesen, die vor einigen Monaten 
als Gruppe gemeinsam erschienen sind — jener Bücherei, die das weitaus 
beste ist was an billigen Ausgaben hochqualifizierter Beispiel-Lektüre 
überhaupt in dem bücherrcichen Deutschland besteht Es soll aber 
auch auf größere und teurere Inselbände hingewiesen sein,, die uns 
Uebersetzungen von Werken ausgewählter flämischer Autoren geben. 

Kein Zweifel daran, daß diese Unternehmung des Inselverlags als 
Ganzes eines lebhaften Dankes würdig ist wie die flämische Literatur 
längst die Aufmerksamkeit verdient hätte, die ihr auf mittelbarem 
Wege nun zuteil wird. Andererseits ist der kritische Betrachter ver¬ 
pflichtet Anzeichen gelegentlicher Ueberschätzung (der natürlichen 
Gegenwirkung in solchen Fällen) nicht unbeachtet zu lassen, wiewohl 
es hinwiederum verfehlt wäre, hier lediglich ästhetische Einzelmaß¬ 
stäbe geltend zu machen. Es handelt sich zunächst um das Auftreten 
einer Gesamtheit, die als solche, als Qesamtniveau eingeschätzt wer¬ 
den muß. Es handelt sich weiter um ein Problem, das überhaupt nicht 
bloß literarische Bedeutung hat sondern auch Merkzeichen und Teil 
einer politisch-kulturellen Volksbewegung ist und aus solchem Zu¬ 
sammenhang heraus gewürdigt also auch immer zugleich irgendwie 
politisch elngeschätzt werden muß: genauer gesagt als Aenflerung 
eines bestimmten politischen Zustandes, nämlich sozialer und natio¬ 
naler Unfreiheit, weiter als Anzeichen kommender politisch-kultureller 
Möglichkeiten. Nur mit einer in dieser Art beziehnngsreicheren Be¬ 
trachtung wird man den Verknüpfungen des flämischen Literatur¬ 
problems gerecht 

Die flämische Literatur hat wie die ganze flämische Kultur der 
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Qegenwart im gewissen Maße eine Ausrichtung, die man romantisdi 
nennen kann. Damit soll gesagt sein: naturgemäß besinnt sich die 
flämische Welt des 19. Jahrhunderts inmitten der Schwächung flä¬ 
mischen Lebens, wie das 19. Jahrhundert sie infolge wirtschaftlichen 
und staatlichen Uebergewichts der französisch-wallonischqn Weit 
brachte, auf die Glanzzeit der flämischen Geschichte, also auf jene 
Zeiten des Mittelalters und der Renaissance, in denen die flämische 
Welt neben der italienischen Brennpunkt europäischen Daseins war. 
Die Politik der Flamen wies bis ln die Jüngste Vergangenheit roman¬ 
tische Züge auf wie etwa der deutsche Nationalgeist zwischen 1815 
und 1850 oder 1870. Belgische Malerei brachte bei Künstlern wie 
Leys, Khnopff, Laermans, Minne und anderen eine teilweise sehr 
zugespitzte Neugotik hervor. Die flämische Dichtung bat bei 
Conscienoe historisch-romantische Inhalte, Inhalte aus heimischer Ge¬ 
schichte. Freilich handelt es sich hier lediglich eben um den Inhalt, 
denn die Form der historischen Erzählungen und Romane von 
Conscience — man lese z.6. „Die Kerle von Flandern“ in der kürz¬ 
lich bei Perthes erschienenen deutschen Bearbeitung von Angnst 
Scholz — ist kleinbürgerlich-pathetisch im Sinne des 19. Jahrhunderts. 
Wirklich in Geist und Form übergegangen erscheint das Gotische 
bei Jüngeren wie dem kraus-begabten Hermann Teirlinck, von dem 
die Inselbücherei eine Malergeschichte aus der alten flämischen Brüs¬ 
seler Unterstadt bringt: „Johann Doxa, Szenen aus dem Leben eines 
Brabanter Gotikers'*. Hier ist die Geschichte eines neuzeitlichen 
Brüsseler Unterstadtmensclien gegeben; aber in diese Geschichte, in 
ihren Dunstkreis, in den Ton der Erzählung ist alles das hinein¬ 
gefangen, was die Unterstadt noch heute für den empfindsam Reisen¬ 
den an gequetschter und bedrängender Mittelalterlichkeit, an ein- 
klemmender Gotik und flämisch-barockem Schnörkel enthält. Dies 
merkwürdige und eindrucksvolle, von Rudolf Alexander Schröder 
vortreffKch übersetzte Buch gibt fast spezifisch die Mischung 
aus Modernität und Gotik, aus Alltäghcbkeit der Gegenwart 
und heimlichen Brüsseler Flamboyant, das für viele belgische 
und namentlich flämische Kunstwerke charakteristisch ist — nicht 
zuletzt für den „Ulenspiegel“. Guten Grundes eröffnet die Insel¬ 
bücherei ihre flämische Reihe mit einigen Bändchen, die unmittelbar 
in die flämische Literatur des Mittelalters hineinführen. Da sind 
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Rursbroeck, die Visionen der Hadewich, das Schauspiel von Lanzetot 
und Sanderein (halb Spiel halb Moralität), ein Kranz altflämischer 
Volkslieder mit den überlieferten sangbaren Weisen. Dies letzte 
Büchlein gibt die auch dem Ungeübten nicht allzu schwer verständ¬ 
liche Ursprache. Die anderen Bände sind von dem um die Pflege 
flämischer Literatur verdienten Friedrich Marcus Huebner verdeutscht. 
Die sehr reflektierenden Uebersctzungen nötigen, überlegend zu lesen. 
Der neu Herankommende staunt um so mehr über das Verzweigte 
des Cmph'ndens, Betrachtens und Denkens, das in den Bändchen des 
Ruisbroeck und der Hadewich bewahrt ist. Dies alles bewundert 
man nicht nur wie die Subtilität eines mit Oold, böhmischen Steinen, 
rotem Samt und weißem Tüll sorgsam geschmücktem Heiligengebeins 
in Vitrinensärgen, wenn goldhelles Licht in hell gemalte Barock- 
kirdien fällt. Man bewundert dies alles auch wie den tief lebendigen 
Reichtum der Vorgänge und Qefühlsdarstellungen auf den mit ge¬ 
zogenen Linien und leuchtenden Farben gemalten Miniaturen des 
Mittelalters. Umf mehr: was Ruisbroeck und die Schwester Hade¬ 
wich sagen, ist in unmittelbarster Verbindung mit den zart verästel¬ 
ten Unterscheidungen, dem zerteiltesten Leiden und Hoffen unserer 
eigenen Zeit. Sybillenhaft lebt Hadewich in einer ununterbrochenen 
Abfolge immer neuer, unbegreiflicher und dennoch notwendiger 
' Bilder. Sie ist eine Frau: so wird flir alles Blume, Frucht, Sonne, 
Farbe, Wohlgeruch, paradiesische Sinnlichkeit und göttliche Ver- 
fOhrung. Sie ist geschlechthaft-reizend und geschlechthaft-abgründig 
wie die lächelnden Steinfrauen an den Domen, die allen Windungen 
moderner Psychologie überlegen sind, weil sie viel mehr — freilich 
zusammengefaßtere — Psychologie enthalten, als wir zu ermessen 
vermögen. Ruisbroeck ist Mann und Denker. Auch er freilich nicht 
methodisch, andererseits nicht so ganz von Offenbarung und buht- 
tiefsinnigen Einfällen beherrscht wie die Schwester; hinwiederum 
aber nicht ein Schrittmacher der Wissenschaft, sondern ein uner¬ 
schöpflicher und unergründbarer, aus eigener Natur und aus Natur 
überhaupt erlebender Widersacher des zu ewiger Unfruchtbarkeit 
verdammten Verstandes, der Gegensatz alles Akademischen, der 
Mann, der an die Quelle des Geheimnisses aller wahren Ergiebigkeit 
gelangt ist — an das „Schauen", an die Intuition; der also tief und 
schmerzhaft, aber dennoch gleichsam verantwortungslos und fast zu- 
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fällig denkt — verantwortungslos deshalb, weil er, kraft der Aus¬ 
dauer in der Anspannung seiner Sehnsucht, die Wahrheit schließlich 
wie ein plötzliches Geschenk fertig vor sich aufsteigen sieht als eine 
Erscheinung, die aus Wassern und Nebeln taucht. Diese beiden Bände 
sind das Kostbarste der ganzen Sammlung. „Lanzelot und Sanderein“ 
wird schon deshalb Freunde haben, weil dies liebenswürdige alte 
Theater jejie einfachen Formen trägt, denen gerade moderne Kunst 
auf allen Wegen zustrebt. 

Von de Costers „Ulenspiegel“ soll hier im besonderen nicht die 
Rede sein, da das Auftreten dieses Romanes in Deutschland um Jahre 
zurückliegt. Es mag nur nebenbei gesagt werden, daß dies Buch 
zu ungunsten anderer Leistungen neueren flämischen Schrifttums 
wohl etwas überschätzt worden ist. Daß dieser Roman sich nicht 
behauptet, wenn man an den Don Quijote oder an den Sim- 
plicissimus des Grimmelshausen oder an Rabelais denkt, braucht 
kaum gesagt werden. Der Vergleich liegt nahe, denn in der Tat ist 
„Ulenspiegel“ etwas wie das Volkscpos der Flamen, in dem sich 
Geschichte und Geist einer Nation zusammenbrauen. Doch ist es 
wohl so, daß solche Epen nach dem 17. Jahrhundert überhaupt nicht 
mehr hervorgebracht werden konnten, weil von da ab an die Stelle 
volksmäßigcn Getragenseins der Dichter die aristrokratische EhizcI- 
leistung trat. Doch auch an sich selbst gemessen ist de Coster im 
„Ulenspiegel“ vielleicht nicht am stärksten, so magnetisierend dieses 
Buch auch sein kann. Am stärksten ist er freilich auch nicht in der 
von der Insel in einer trefflich-stillen Uebersetzung Wesselskis heraus¬ 
gegebenen, von Professor Kippenberg, dem eifrig grabenden deut¬ 
schen Pionier flämischer Literatur neuentdeckten .„Hochzeitsreise“. 
Die außerordentliche Vorliebe sehr kritischer Liebhaber flämischen 
Schrifttums für dieses Buch ist schließlich einer Leistung gewidmet, 
der man vollkommen gerecht wird, wenn man sie als eine feine 
Biedermeiernovellc bezeichnet, die insljcsondere durch einen erstaun¬ 
lichen Anfang lange Zeit die Empfindung hypnotisiert. Aber das 
Beste de Costers sind doch wohl seine „Flämischen Mären“, ln 
ihnen greift nun wiederum die flämische Dichtung des 19. Jahrhun¬ 
derts zu Dingen und Formen der Vorzeit zurück. Damit ist das 
Problem indes noch nicht richtig bezeichnet. Vielmehr müßte man 
sagen, daß in diesen flämischen Mären etwas wie die Einheit flä- 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 


Bemerkungen über flämische Literatur. 


997 


mischen Stils überhaupt neu aufgewacht sei. Man würde sagen: das 
„immanente“ Mittelalter des flämischen Geistes, wenn dieser Ausdruck 
nicht als zu eng mißverstanden werden könnte. 

Zeitlich etwa neben de Coster und Conscience — von dem noch einige 
kleinere Sachen, darunter etwa die durch das Soziale und Senti¬ 
mentale des Inhalts wie durch den vorsichtig-bürgerlichen Realis¬ 
mus der Form charakteristische Novelle „Der arme Edelmann“, in 
die Inselbücherei aufgenommen werden sollten — steht Anton Berg¬ 
mann. Die Inselbücherei bringt ein Kapitel seines „Advokat Stas": 
„Das Ziegelhaus“. Auch der ganze Roman erschien im Inselverlag, 
von Kippenberg schlicht und fest übersetzt und mit einem sehr nütz¬ 
lichen Nachwort über Bergmann und die flämische Literatur ver¬ 
sehen, das eine kleine Geschichte des neueren flämischen Kampfes 
ist. Es wäre unangebracht, Bergmann eine ungewöhnliche eigene 
Wichtigkeit beizumessen. Seine Bedeutung liegt zum größeren Teil 
in seiner flämischen Popularität und in seinem geschichtlichen Wert 
für die Bewegung. Ins Große gesteigert würde sein harmlos geblie¬ 
bener Stil etwa in die kostbare Welt Gottfried Kellers münden; damit 
mag kurz eine Richtung bezeiclinet sein. Wesentlicher als „Advokat 
Stas“ und wesentlicher vielleicht sogar als die „Hochzeitsreise“ de 
Costers ist eine merkwürdigerweise wenig bemerkte Novelle von 
Conscience: „Der Rekrut“. Diese anspruchslose Geschichte ist von 
einer solchen Reinheit und Bestimmtheit der Zeichnung, von einer so 
überlegenden und doch sättigenden Gewissenhaftigkeit des Kolorits, 
daß man sie getrost zu den Meisterwerken jenes Stils zählen darf, der 
von 1815 bis 1848 zwischen Klassizismus und Realismus die Wage hielt. 

Eine ganz andere, mit Worten von vornherein oder nachträglich 
gar nicht zu bestimmende, völlig eigentümliche Einstellung fordert im 
bunten Wechsel dieser Bibliothek die Auswahl der von Rudolf Alexan¬ 
der Schroeder übersetzten Gedichte des Guido Gezelle. Die Aus¬ 
wahl genügt, um einen geschärften Begriff zu geben. Noch besser: 
sie drängt dazu, mehr zu verlangen. Unheimliche und gotteskindlicli 
ergebene Einsamkeit eines priesterlichen Wandlers auf flämischer 
Ebene schwebt vorüber wie ein durchsichtiger Schatten, den an¬ 
zureden man nicht wagt. Seltsames Beharren bei Eindrücken und 
Gedanken erweckt die Vorstellung von den Perlen eines Rosen¬ 
kranzes. Der Ton der Litanei kommt oft hinzu. Eine äußerst genaue. 
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sehr konkrete Bezeichnung der Sachen und Empfindungen beeinträch¬ 
tigt nicht den zartgrauen Schimmer von Unter Weltlichkeit, der selbst 
die Sonne dieses Dichters Überschleiert; unbefangenes, fast hartes 
Beschreiben der Zustände und Gegenstände verdrängt nicht den l^n- 
druck des Weichen, minnig zur Muttergottes Gewandten. Die gleich¬ 
sam vogelartig singende, zu derselben Zeit sonderbare künstliche, 
kunststUckartige und unendlich natürliche Lyrik dieses Dichters, die 
an Amsel und Nachtigall gemahnt, scheint nur von sich selbst ge¬ 
tragen und vermehrt dennoch das Gedicht immerwährend um Be¬ 
ziehungen auf Jenseitiges, auf ein Verhältnis von Schöpfer und Ge¬ 
schöpf, das die tiefste Zuversicht dieses zugleich modernen und 
abgewandten, sehr speziellen und gleichwohl zeitlos-allgemeinen 
Dichters ist. 

Bleibt flämische Literatur undenkbar ohne diesen tief eingewurzelten 
Katholizismus der flämischen Ebene, der so bodenständig, so aus der 
Erde gekommen zu sein scheint, wie sonst nur heidnisches Leben 
zu tun pflegt, so bleibt diese Literatur andererseits auch undenkbar 
ohne den Sozialismus. Kaum ein Schrifttum ist so voll von Be¬ 
ziehungen aufs Gesellschaftliche wie belgische Literatur. Man denke 
nur an Camille Lemonnier oder an Verhaeren. Allein zumeist ver¬ 
gißt man vollkommen, daß es innerhalb der sozialen Frage Belgiens 
ein soziales Problem von zunehmend scharfer flämischer Sonder¬ 
prägung gibt. Urkunden dazu sind innerhalb der Inselreihe die Bänd¬ 
chen VOR Eekhoud und Slijn Streuvels. 

Bei der Novelle „Burch Mitsu“ von Eekhoud überwuchert die un¬ 
mittelbare, in keinerlei künstlerischen Abstand zurückgedämmte 
soziale Beteiligung und Erbitterung alle Ansprüche auf dichterische 
Form. „Burch Mitsu** ist ein berichtender sozialistischer Artikel; 
wenn man will ein sozialistisch-flämisches Tagebuch. Das Wert¬ 
volle ist hier die politische Belehrung, die man empfängt: der Ein¬ 
blick in die ebenso heftigen wie primitiven, noch auf Sabotage ge¬ 
stellten Konkurrenzkämpfe der technisch naiveren flämischen Küsten- 
fischer wider die englischen Fischer und die internationalen — ins¬ 
besondere auch belgischen — Fiscbgroßhändler. Das Büchlein ist 
eine denkwürdige Illustration zur Naturgeschichte englich-belgischer 
Beziehungen, die, wie hier einmal blitzartig deutlich wird, ohne alle 
Rücksicht auf die Interessen einer proletarischen flämischen Küsten- 


Digitized 



Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Bemerkungen fiber flämische Literatur. 


009 


bevölkerung eingefädelt worden sind. Steht das aufreizend Mensch¬ 
liche und Politische bei diesem kleinen Buch im Vordergrund, so 
würde man andererseits freilich irren, wollte man von solchem Büch¬ 
lein aus, das künstlerische Qualität kaum beanspruchen kann, über¬ 
haupt die dichterische Bedeutung Eekhouds abmessen. Es wäre nötig. 
daB dieser Name in der Inselbücherei noch durch ein anderes Beispiel 
oder mehrere Beispiele bewährt wird. 

Sprunghaft reiBt in die Höhe bedeutenden künstlerischen Qestaltens 
die soziale Dichtung des Stijn Streuvels, den man unter den neuesten 
Namen der flämischen Bibliothek als den eindringlichsten Künstler 
empfindet. Die Kategorie „sozial** wird als Bezeichnung seines 
Stils beinah zu eng. Von Streuvels erschien in der Inselbibliothek 
„Der Arbeiter** und „Die Ernte** oder, wie das prachtvolle flämische 
Wort heiBt, „Oogst** (das ist unser „August“). Das Gegenständliche 
das Elend des flämischen Wanderarbeiters, der sein Brot des 
Winters im französischen und wallonischen Industriegebiet und des 
Sommers beim reichen wallonischen und französischen Landwirt 
suchen muB, weil ihm Kargheit und Enge der heimatlichen Verhält¬ 
nisse nichts bieten, und der darum ohne UnterlaB den Zusammen¬ 
hang familiären und heimatlichen Lebens zu zerreißen gezwungen 
ist, — wird hier in der räumlich begrenzten Form der Novelle zur 
nationalen Epopöe gewertet, gewinnt monumentales Gesioht. Diese 
beiden Dinge vor allen anderen wird der deutsche Arbeiter lesen 
müssen, damit er, der es noch lange nicht genug weiß, erfahre, was 
im Grunde die flämische Frage ist: nämlich ein soziales Problem 
von leidenschaftlich zu fühlender Dringlichkeit. Die Uebersetzungen 
sind von Rudolf Alexander Schroeder und Kippenberg. Jede ist in 
ihrer Art eindrucksvoll: die zweite durch ihre ruhige Bestimmtheit, 
die erste durch die Heftigkeit des Nachdrucks namentlich in der Wort- 
wähl — eine Heftigkeit, die man expressionistisch nennen würde, 
wenn der Meinung des Uebersetzers damit entsprochen wäre. 

Außerhalb der kleinen Inselbücherei erschien im gleichen Verlag 
noch ein bedeutender flämischer Roman, auf den hier zum Abschluß 
verwiesen werden muß. Es ist der von Kippenberg mit sehr viel 
Liebe übersetzte „Ewige Jude** August Vermeylens. Man sagt zu 
viel und zu wenig, wenn man angibt, Vermeylen stehe mit Streuvels 
In einer Reihe. Streuvels ist vollendet, geschlossen, ein Mann mit 
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schwerer Standfestigkeit Vermeylen ist brausend, gärend, geklüftet, 
exzentrisch. Er will wahrscheinlich mehr als Streuvels, aber oft hat 
man den Eindruck, als habe er an einfach zugreifendem Formungs¬ 
vermögen weniger als der andere, dessen tiefe Leidenschaftlichkeit 
ihr festes Maß gefunden hat Gewisse Bedingungen liegen im Gegen¬ 
stände: „Der ewige Jude“ ist ein flämischer Faustroman. Dies Buch 
ist ein genialischer Versuch, von der flämischen Heimat aus, die 
ganze Welt, die Hölle und den Himmel zu umfassen. Wie unter dem 
Gesichtspunkt des Gegenständlichen alles Denkbare darin enthalten 
ist, was den Menschen im Leben zerreist und beseligt, so ist auch die 
künstlerische Form vielgestaltig — zu vielgestaltig: sie beginnt mit 
dem genauesten flämischen Realismus im Stil realistischer nieder¬ 
ländischer Qotiker und endet mit ekstatisch gemalten Gesichten, setzt 
ein mit speziellsten Bestimmungen der Vorgänge und verbreitet sich 
in chaotisch-allgemeine Anschauung des Menschlichen. Hier zumal 
ist wieder d^s Flämische nach seinem ganzen Umfang umspannt, 
großartiger wohl als in de Costers „Ulenspiegel“: der exakte Geist 
der Brüder Eyck, der Ueberfluß des Rubens, die bäuerliche Kraft 
und Breite des Bruegel, die quälende Antonius-Phantasie des Hiero¬ 
nymus Bosch. In Hand und Herz eines modernen Flamen wird tiefer 
Drang zum Weltgeschichtlichen ein noch nicht zur Vollendung auf¬ 
gestiegener, ein noch manchmal in sich zusammenstürzender, aber 
hochbegabter Wille zum Künftigen. 


BRUNO DIETEL: 

Ein Tag kommt. 

Ein Tag kommt, der ist Qlockenbraus! 
Er geht in alle Vaterländer 
und tönt es an die blutigen Ränder: 
Heil! Heil! Die lange Schlacht ist aus! 
Der Klang wird iäh das Bluten stocken. 
Heil! Heil! Die tiefste Wunde schüeßt. 

Und fragst du Jenen Tag der Glocken: 
Wer ist's, den du als Sieger grüßt? 

Die Antwort Jauchzet turmgeboren: 
Euch Menschen allen ist der Sieg; 
nur einer, einer hat verloren: 
und dieser Eine ist der Krieg. 
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Dr. PAÜL LENSCH, M. d. R. 

Der neue Geist. 

D ie Antwort der Mittelmächte auf die Friedensnote des 
Papstes ist ein Dokument, dessen historischer Wert völlig 
von den praktischen Ergebnissen abhängt, die es zeitigen wird. 
Bleiben solche Ergebnisse aus, so wäre sein Wert kaum so 
groß wie der des Papiers — in den Zeiten der Papierknappheit 
—auf dem es gedruckt ist. Indessen ist eine absolute Ergeb¬ 
nislosigkeit dieses diplomatischen Schriftwechsels nicht mehr 
das Wahrscheinliche. Dazu sind die Verhältnisse inzwischen 
doch schon zu reif geworden. 

Der Weg zum Frieden, den der Papst und die ihm freudig 
zustimmenden Mittelmächte suchen, soll von innen heraus zum 
Ziele führen, da man erkannt hat, daß die Gewalt der Waffen 
allein das Ziel nicht erreichen werde. Ein „neuer Geist“ soll 
künftig im Verhältnis der Staaten zueinander herrschen. An 
die Stelle der materiellen Macht der Waffen soll die moralische 
Macht des Rechts treten. Und als das nächstliegende Gebiet, 
auf dem sich an erster Stelle dieser „neue Geist“ betätigen 
könnte, erwähnt die deutsche Antwort die Frage der Rüstungs¬ 
begrenzung und die Freiheit der Meere sowie die Schlichtung 
internationaler Streiti^eiten durch das Schiedsverfahren. Es 
ist bekannt, zu wie großen Auseinandersetzungen diese Fragen 
schon vor dem Kriege Anlaß gegeben hatten, und daß man 
mit Vorliebe gerade der deutschen Reichsleitung schwere Vor¬ 
würfe wegen ihrer Haltung in der Frage der Abrüstung und des 
internationalen Schiedsverfahrens zu machen pflegte. So weit 
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diese Vorwürfe berechtigt waren, bezogen sie sich mehr auf 
das taktische Ungeschick der Berliner Regierung, als auf ihre 
sachliche Stellungnahme. Sie spielte ungewollt das Spiel ihrer 
bittersten Gegner, als sie auf den Friedenskongressen im Haag 
den Abrüstungsredensarten der Engländer und Franzosen plump 
entgegentrat und sich dadurch mit dem allgemeinen Odium be¬ 
lud, den ewigen Frieden, der bereits vor der Tür zu stehen 
schien, durch deutsche Kriegsgelüste unmöglich gemacht zu 
haben. Was damals jedoch in Wahrheit vor der Tür stand, 
war die Verewigung der englischen Weltherrschaft, die man 
von London aus gerade durch das Abrüstungsgerede stützen 
zu können hoffte, und der die Abrüstung auch ausschließlich 
gedient hätte. Jetzt aber, wo wir die Schwelle des vierten 
Kriegsjahres schon lange überschritten haben, ist die englische 
Weltherrschaft erschüttert, und alle Probleme haben dadurch 
ein neues Aussehen bekommen. 

Bereits die Stockholmer Denkschrift der deutschen Delegation 
reinigte den Abrüstungsgedanken von dem verstiegenen Pazi¬ 
fismus, der ihm vor dem Kriege in sozialistischen Kreisen noch 
vielfach angehangen hatte, indem sie erklärte: Das Ziel der 
Abmachungen über die künftigen Rüstungsbegrenzungen muß 
die Schaffung eines Volksheeres sein; für die einzelnen Waffen¬ 
gattungen dieses Volksheeres ist die Dienstzeit durch inter¬ 
nationalen Vertrag möglichst kurz zu bemessen. Hier war also 
ausgesprochen, daß die „Abrüstung** nicht etwa zu einer steti¬ 
gen Verkleinerung der Heere führen müsse, bis man etwa wieder 
bei der alten Söldnerarmee angelangt sei, sondern daß sie ledig¬ 
lich die Demokratisierung des Wehrsystems im Auge haben 
müsse, mit kurzer, durch internationale Abmachungen be¬ 
schränkter Dienstzeit, aber unter voller und rechtlicher Durch¬ 
führung der allgemeinen Wehrpflicht. Ein solches demokrati¬ 
sches Wehrsystem bildet noch die beste Sicherung des Friedens 
und den wirksamsten Schutz vor Angriffskriegen der Gegner 
oder Eroberungsgelüsten der eigenen Regierung. Die ent¬ 
sprechende Uebertragung dieser Forderungen auf die Verhält¬ 
nisse zur See scheiterte vor dem Kriege an der Tatsache der 
englischen Weltherrschaft. Was diese Weltherrschaft in Wahr- 
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beit bedeutete, davon hatten früher die wenigsten Menschen in 
Deutschland eine klare Vorstellung. Der Krieg hat jedoch hier¬ 
über Aufklärung verbreitet und er hat zugleich durch Erschüt¬ 
terung der englischen Weltherrschaft die ersten Grundlagen 
geschaffen, auf denen sich die Fundamentalforderung jedes 
„Abrüstungsgedankens“ zur See möglicherweise einmal er¬ 
heben könnte: Freiheit der Meere* Jede Forderung auf Gleich¬ 
berechtigung zur See war ein Angriff auf Englands Weltstellung, 
weil diese Weltstellung selber im unversöhnlichen Gegensatz 
zu der Forderung nach Gleichberechtigung irgend einer Macht 
zur See mit England stand. Hier mußte erst der Krieg dem 
„Abrüstungsgedanken“ kräftig Vorarbeiten und den Herren 
^gländern Dialektik in die Schädel pauken. Die Friedensver¬ 
handlungen werden zeigen, wie weit die Lektion in London ge¬ 
fruchtet hat, und ob England in Zukunft bereit ist, seine An¬ 
sprüche auf Seeherrschaft preiszugeben. So lange England hier¬ 
zu nicht geneigt ist, dürften alle Hoffnungen auf Rüstungsbe¬ 
grenzung zur See bis auf weiteres noch Utopien bleiben. In¬ 
dessen hat der Krieg ohne Frage Erscheinungen gezeitigt, die 
darauf ausgehen, den größten Vorteil, den England bisher be¬ 
saß, nämlich seinen Inselcharakter, in Zukunft in seine größte 
Schwäche zu verwandeln. Die absolute Abhängigkeit Britan¬ 
niens von dem ungestörten Warenbezug aus aller Welt macht 
dieses Reich im heraufziehenden Zeitalter der Unterseeboote 
und der Fliegerei zi einem höchst empfindlichen Organismus, 
der in einem künftigen Kriege sehr viel stärker unter Absper¬ 
rung und Lebensmittelmangel zu leiden hätte, als in diesem 
Kriege Deutschland unter ihm zu leiden hat. Welche Konse¬ 
quenzen man aus dieser Umwälzung der militärischen und see¬ 
strategischen Bedingungen in London ziehen will, muß man zu¬ 
nächst den Engländern überlassen. Aber der englische Frie¬ 
densfühler, der vor einiger Zeit ausgestreckt wurde, läßt den 
Schluß zu, daß man trotz aller geschwollenen Phrasen und aller 
Kraftmeierei auch in London die Dinge in einem anderen Lichte 
zu betrachten anfängt, als bisher. 

An besonderen Vorschlägen und Einzelheiten über das Schick¬ 
sal bestimmter Länder, wie vor allem Belgiens, enthält die Ant- 
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Wortnote bekanntlich nichts. Man hat geglaubt, der Reichs¬ 
leitung daraus einen Vorwurf machen zu können; allein, so ein¬ 
fach liegen die Dinge leider nicht. Daß Deutschland Belgien 
nicht annektieren will, ist eine weltkundige Tatsache, und schon 
Herr von Bethmann Hollweg hat mehr als einmal gegen den 
Gedanken einer Annexion Belgiens Einspruch erhoben. Allein 
bisher haben die Ententemächte in ihren offiziellen Kundgebun¬ 
gen noch niemals ein anderes Kriegsziel proklamiert, als die 
Zerschmetterung Deutschlands, wie ja auch der neue franzö¬ 
sische Ministerpräsident soeben erst wieder die Einverleibung 
Elsaß-Lothringens in den französischen Staatskörper als Kriegs¬ 
ziel Frankreichs unter der Zustimmung der übrigen Entente- 
Staaten prokiamiert hat. So lange das der Fall ist, fehlt der 
deutschen Erklärung zur Friedensbereitschaft sogar noch die 
bescheidene und selbstverständliche Gegenleistung der Entente 
zur allgemeinen Friedensbereitschafi Die Friedensbewegung 
in diesen Ländern ist nach außen hin andauernd noch so 
schwach, daß sie nicht in die Erscheinung tritt, geschweige 
denn, daß sie irgendweichen Einfluß auf die Haltung ihrer Re¬ 
gierungen auszuüben im Stande wäre. Diese Tatsache ist es, 
die die weitere Friedensanbahnung so erschwert, und die es 
auch der deutschen Regierung erschwert, in ihrem offiziellen 
Schriftwechsel mit auswärtigen Mächten sich konkreter über 
ihre Kriegszieie auszulassen. Man bilde sich doch nicht ein, 
die Erklärung, die Deutschland über Belgiens Zukunft vom 
Standpunkt der deutschen Lebensinteressen abzugeben in der 
Lage wäre, könnte derartig sein, daß sie in London alle Kreise 
entzückert würde. Deutschland will sicherlich nicht Belgien 
einverleiben, es will es auch nicht, wie früher die Wendung der 
bürgerlichen Parteien im Reichstag lautete, wirtschaftlich, mili¬ 
tärisch und politisch „in der Hand behalten**, wohl aber muß 
Deutschland Sicherheiten für Belgiens Stellung in der Zukunft 
bekommen. Auch hier hat die deutsche Denkschrift für Stockholm 
die Dinge richtig formuliert: Belgien soll weder ein Vasallenstaat 
Deutschlands, noch Englands, noch Frankreichs werden. In den 
letzten Jahren vor dem Kriege war aber Belgien ein mglo-franzö- 
sischer Vasallenstaat geworden. Das haben uns nicht bloß die auf- 
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gefundenen belgischen Gesandtschaftsberichte bewiesen, son¬ 
dern auch die belgischen Sozialisten Vandervelde, Brouck^re, 
de Man usw., die heute nicht wild genug Deutschland schmähen 
können, haben vor dem Kriege immer wieder diese Vasallen¬ 
stellung ihres Landes tief beklagt und deshalb leidenschaftliche 
Anklagen gegen ihre Bourgeoisie und die frechen Forderungen 
besonders Englands eihoben. Schrieb doch der belgische 
Sozialist L. de BrouckSre am 31. Juli 1914 in der „Neuen Zeit“: 

„Die belgische Regierung hatte versprochen, die Nation vor 
der Last des Militarismus zu schützen .... Aber wenige 
Tage nach den Wahlen von 1913 gab man den dringenden 
Vorstellungen Frankreichs, Englands und zweifellos auch 
Rußlands nach und Herr de Brockeville brachte einen Ge¬ 
setzentwurf ein, der die allgemeine Wehrpflicht einführte .... 
Wir sind in den Kreis der „Weltmächte“ eingetreten, ohne 
unser kleines Gebiet zu vergrößern, das uns lächerlich macht, 
und die Großen werden uns nicht wieder loslassen. Wir 
müssen ihren Wünschen gehorchen, müssen rüsten und 
zahlen, wie sie es befehlen. Wir müssen nach ihrer Pfeife 
tanzen, tanzen bis zum Tode, wie der Bauer aus dem Mär¬ 
chen, den der Teufel zu Ball führte . . . .Unsere Feldarmee 
ist nach dem Befehl der Tripelentente, die sich zur Be¬ 
schützerin unserer Besitzungen aufgeworfen hat, auf die 
Stärke von 150 000 Mann gebracht worden. Aber seither ist 
die Zahl der Armeekorps, mit denen wir es eventuell zu tun 
bekommen, vermehrt worden, und die französischen Militär¬ 
schriftsteller verlangen schon, daß unsere verfügbaren Kräfte 
nach Abzug der Besatzungstruppen 200 000, sogar 250 000 
Mann betragen sollen. Unsere Infanteristen dienen 15 Monate 
in der Kaserne. Die Sachverständigen erklären jetzt diese 
Zeit nicht mehr für ausreichend und fordern zwei Jahre. 
Wer nachgegeben hat, wird auch weiter nachgeben. Morgen 
wird uns vielleicht England, das nur bei sich den Militarismus 
als lästig ansieht, wieder zur Erfüllung unserer Verpflichtun¬ 
gen auffordern . . 

So sah in Wahrheit das „neutrale“ Belgien vor dem Kriege 
aus. Es hatte auf sein nationales Selbstbestimmungsrecht zu- 
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gunsten der französich-englischen Kriegspolitiker verzichten 
müssen und war zu einer Satrapie der Entente heruntergesun¬ 
ken. Von einer Wiederherstellung dieses „früheren Zustandes“ 
darf selbstredend nie und nimmer die Rede sein, und kein noch 
so großes Friedensbedürfnis wird uns abhalten, hier die Siche¬ 
rungen durchzusetzen, die wir im Interesse des deutschen Vol¬ 
kes und des Weltfriedens haben müssen. Also von einer Un¬ 
interessiertheit Deutschlands an der zukünftigen Stellung Bel¬ 
giens, von einer, vollkommenen und absoluten Unabhängigkeit 
Belgiens in dem Sinne, daß es sich etwa wiederum heimlich auf 
die Seite unserer heutigen Feinde schlagen und mit ihnen Mili¬ 
tärkonventionen oder, wie. die Pariser Wirtschaftskonferenz 
plant, einseitige Handelsverträge usw. abschließen dürfte, wird 
und kann keine Rede sein. Belgien soll und muß ein neutraler 
Staat werden, und die Elemente in Frankreich und England, 
die in den Jahren des Friedens aus dieser Neutralität den be¬ 
rufenen Fetzen Papier gemacht hatten, von dem Bethmann 
sprach, werden nicht wieder auf ihre Rechnung kommen. 
Glaubt man wirklich, daß ein solcher Friedensvorschlag in Lon¬ 
don auf eitel Wohlgefallen stoßen würde? Die Rückverlegung 
der englischen Grenzen von der Maas bei Lüttich und Namur, 
wo sie nach dem bekannten Worte Kitcheners früher liefen, zur 
englischen Küste nach Dover und Ramsgate, bedeutet für Eng¬ 
lands Welfstellung keinen geringeren Schlag, als die Anerken¬ 
nung des Grundsatzes: keine Annexionen, gegen den sich die 
alte Raubmacht immer noch sträubt. Es ist also eine Einbil¬ 
dung, daß der deutsche „Verzicht“ auf die Annexion Belgiens, 
die von amtlicher Seite niemals geplant war, schon den Frieden 
bedeuten würde, wie ein paar liberale Blätter in England, aber 
auch in Deutschland, angeben. Hier müssen die englischen 
Kriegsziele noch viel bescheidener werden, und noch viel mehr 
muß man in London dieSprache der Tatsachen verstehen lernen. 

Die deutsche Antwortnote an den Papst legt — und das gibt 
ihr für die Entwicklung auch unserer inneren Verhältnisse einen 
besonderen Wert — nachdrückliche Betonung darauf, daß sie 
in Uebereinstimmung stehe mit der Friedensresolution des 
Reichstags vom 19. Juli. Es war bisher nicht Sitte, in den amt- 
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liehen diplomatischen Schriftstücken der Reichsregierung die 
deutsche Volksvertretung auch nur zu erwähnen, geschweige 
denn, die Bedeutung des eigenen Schrittes dadurch zu erhöhen, 
daß man seine Uebereinstimmung mit dem Parlament unter¬ 
strich. Bismarck liebte es zuweilen, zur Unterstützung seiner 
auswärtigen Politik in Presse und Parlament „die ganze Meute“ 
loszulassen, wie er sich auszudrücken beliebte, und schon in 
diesem Hundegleichnis kam die Bedeutung, die die Volksver¬ 
tretung und die Presse nach der Ansicht des Schönhausener 
Junkers haben sollte, treffend zum Ausdruck: sie sollte nur 
ein Instrument zur Unterstützung der vom Kanzler selbstherr¬ 
lich geführten Politik sein, wie eine Koppel gutdressierter Jagd¬ 
hunde, die dem gnädigen Herrn das Wild zutreibt, die aber 
wieder an die Leine gelegt wird, wenn sie ihre Aufgabe erfüllt 
hat. Man braucht nur die Lage der Dinge unter Bismarck mit 
der heutigen Situation vergleichen, um die gestiegene Bedeutung 
des deutschen Parlaments mit Händen greifen zu können. Die 
Friedensresolution des Reichstags war alles andere, als etwa 
eine vom Reichskanzler bestellte Arbeit, was schon deshalb un¬ 
möglich war, weil es in jenen Tagen, als diese Resolution ent¬ 
stand, einen Kanzler eigentlich gar nicht gab. Die neugebildete 
Reichsleitung war gezwungen, sich nachträglich auf den Boden 
dieser Resolution zu stellen, und die Reichstagsmehrheit hatte 
es verstanden, als es einmal schien, als drohe der Kanzler aus¬ 
zubrechen und die Resolution zu verleugnen, diesen Versuch im 
Keime zu ersticken. Man weiß, wie sehr die gestiegene Macht 
des Parlaments die reaktionären Kräfte im Lande empört und 
auf die Beine gebracht hat. Schon ist auch Herr Michaelis bei 
ihnen so verhaßt, wie einst Herr Bethmann Hollweg, und je 
kräftiger die Mehrheit im Reichstage ihre Sache zu führen weiß, 
desto stärker werden sich die Gegensätze zwischen den fort¬ 
schrittlichen und den reaktionären Elementen im Lande ent¬ 
wickeln. Darüber braucht man die Nerven nicht zu verlieren; 
dem Auslande gegenüber bleibt dieses Volk doch einig, im 
Innern aber ist es von höchster Bedeutung, wenn sich immer 
deutlicher die Linien der neuen Parteigruppierungen abheben. 
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Papsttum und Weltfriede. 


J. MEERFELD, M. d. R. 

Papsttum und Weltfriede. 

l^ER schwere Hauch der Geschichte umwittert das Papsttum 
^ und vermischt sich mit jenem verklärenden romantischen 
Schimmer, für den wir Nordländer eine unbezwingbare 
Schwäche haben. Uns allen steckt die Sehnsucht nach dem 
Süden im Blute, sie läßt uns die gefällige Dichtung noch lieber 
als die historische Wahrheit genießen, uns auch allzu leicht 
und allzugern vergessen, daß alle Geschichte ehemals Wirk¬ 
lichkeit gewesen ist, manchmal sehr trist, sehr häßlich und sehr 
brutal. Und daß auch die Päpste nur Menschen gewesen sind. 
Die literarischen Dolchstiche Aretinos und die grausamen 
Satiren an der Statue des Pasquino sind nicht von ungefähr ge¬ 
kommen und haben auch nicht unschuldigen Objekten gegolten. 
Und ein Alexander VI. hat wiAlich gelebt. Die Greuel der 
Gegenrevolution unter Pius IX. sind noch in frischer Erinne¬ 
rung. Vielleicht auch würden die deutschen Katholiken sich 
auf ihren Jahresversammlungen etwas weniger für die Wieder¬ 
herstellung der weltlichen Macht des Papstes erwärmen, wenn 
ihnen die ebenso wechselvolle wie durchweg sehr wenig erfreu¬ 
liche Geschichte des Kirchenstaates hinreichend bekannt wäre. 

Aber Romantik hin, Romantik her — der Papst und das 
Papsttum leben und erweisen sich heuer wieder als ganz respek¬ 
table Macht. Gerade der Verlust der weltlichen Gewalt hat 
das Ansehen des Römischen Stuhles gesteigert, seine im Geisti¬ 
gen ruhende Macht höher und höher geschraubt, seine Univer¬ 
salität vollendet. „Mein Reich ist nicht von dieser Welt.“ Neu¬ 
zeitlichem religiösen Denken war der Papst als weltlicher 
Herrscher ein unlösbarer Widerspruch geworden, vollends das 
verfeinerte soziale Empfinden der modernen Menschheit würde 
den Kirchenstaat kaum zu ertragen vermögen. Der „Gefan¬ 
gene im Vatikan“ — so nennt seit 1870 die katholische Presse 
den Papst — ist dank dieser Gefangenschaft mächtiger als der 
Papst von früher, der drei Millionen Italiener weltlich regierte. 
Als man 1870 auch den Rest des Kirchenstaates, das .Patri¬ 
monium Petri“, dem Italien Viktor Emanuels einverleibte, 
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wurde ein Staatswesen eingesargt, in dem die Päpste elfhundert 
Jahre hindurch ihre glänzende Unfähigkeit erwiesen hatten, 
ihren Untertanen selbst das bescheidenste Maß irdischer Glück¬ 
seligkeit zu bescheren. 

Seit 1870 hat der Papst über Menschen nur noch geistige Ge¬ 
walt — diese geistige Gewalt aber ist groß. Organisatorisch 
ist die katholische Kirche ein Wunderbau. Kluge Herrscher¬ 
naturen, feine Menschenkenner haben in tausendjähriger Arbeit 
ein Werk errichtet, dessen Formen den Geist bändigen, und 
das sich weithin über Länder und Meere spannt. Keine andere 
internationale Organisation hätte es fertig gebracht, schon im 
zweiten Monat des Weltkrieges Angehörige beider Mächte¬ 
gruppen zu friedlichen Beratungen zu vereinigen. Die katho¬ 
lische Kirche vermochte es in dem Konklave vom September 
1914, aus dem der Marchese della Chiesa als erwählter Papst 
Benedikt XV, hervorging. Die Beherrschung der Seelen ist 
allerdings nicht nur ein Ergebnis kunstvoller Organisations¬ 
formen, vielmehr in noch stärkerem Maße auf Gemütsbedürf¬ 
nisse großer Menschenmassen zurückzuführen, auf jene irgend¬ 
wie geartete gebundene Religiösität, die der gesamte frei¬ 
geistige Aufkläricht noch nicht zu bezwingen vermocht hat. 
Vielleicht geben ihr die seelischen Erschütterungen des Welt¬ 
krieges einen starken Stoß — vielleicht! Denn wenn auch fest¬ 
steht, daß in dieser Weltkatastrophe der naive Gottesglaube 
beträchtliche Einbuße erlitten hat und die geschwellten Hoff¬ 
nungen der Kirche, die beim Beginn des Krieges ein Zeitalter 
religiöser Erneuerung heraufsteigen sah, schmerzlich enttäuscht 
worden sind, so fehlen bisher doch auch die Anzeichen dafür, 
daß die Kirche durch den Krieg dauernden schweren Schaden 
erleiden könne. Gewiß zittert der mächtige Bau in allen Grund¬ 
festen, es gibt Risse und Abbröckelungen, einen Einsturz aber 
werden wir schwerlich erleben. Die erdrückende Mehrzahl 
der Menschen ist im Geistigen eben konservativ und unterliegt 
dem physikalischen Gesetz der Trägheit. Dabei dürfen wir 
nicht übersehen, daß die metaphysischen Bedürfnisse innerlich 
gerichteter Naturen und die erklärliche Reaktion gegen das 
Ueberwuchern der Naturwissenschaften und der Technik ge- 
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rade der katholischen Kirche andauernd neue Jünger zuführen. 
Der mystische Kultus übt gewaltige Anziehungskraft aus. Die 
Internationalität aber ist nur vorübergehend geschwächt, jedoch 
keineswegs zerstört worden. 

Jezt erhebt das Oberhaupt dieser Kirche seine Stimme und 
mahnt zum Frieden. Der internationale Katholizismus will zu 
Ende führen, was der internationale Sozialismus verheißungs¬ 
voll begonnen hat. Die jüngste und die älteste Internationale 
arbeiten am Friedensweric. Als das Papsttum auf der Höhe 
seiner Macht stand; im 11., 12. und 13. Jahrhundert, fühlte es 
sich als Schiedsrichter und Qebieter der Welt; zum Gipfel¬ 
punkt führte das päpstliche Machtstreben jener große Innocenz, 
der von 1198 bis 1216 die Tiara trug, der die päpstlichen Land¬ 
gebiete zum eigentlichen Kirchenstaat zusammenfaßte und 
seinen Bannstrahl über Kaiser und Könige schleuderte. Die 
Welt von heute ist andere, sie würde sich von päpstlichen Bann¬ 
bullen nicht mehr erschüttern lassen; sich gleich geblieben oder 
noch gestiegen ist dagegen der Einfluß des Papstes auf die 
Seelen vieler Millionen Erdenbewohner, und mit seiner geistigen 
Macht müssen auch heute noch die Staatsmänner und Politiker 
allenthalben rechnen. Benedikt XV. hatte schon in seiner ersten 
öffentlichen Kundgebung die Schrecken des Weltkrieges laut 
beklagt und die weltlichen Machthaber beschworen, dem Mor¬ 
den Einhalt zu tun; auch seine späteren Kundgebungen kamen 
aus dem schmerzzerrissenen Herzen eines Mannes, der in die¬ 
sem Kriege nicht nur alle bestialischen Instinkte der Menschen 
entfesselt sah, sondern auch gewahrte, wie die Qottgläubigkeit 
gefährdet und die katholische Universalität schwer bedroht 
war. 

Indessen blieb es zwei Jahre hindurch bei diesen Klagen und 
Bitten. Dann wurde es sogar merkwürdig still im Vatikan, und 
schon ging die Rede, daß der starke Einfluß der vierverbänd- 
lerischen Kardinäle den Papst auf die Seite unserer Gegner ge¬ 
drängt habe. Diesen Gerüchten macht der jetzige Friedens¬ 
vorschlag ein Ende. Benedikt fühlt sich zwar nicht, wie 
Innocenz 111. und nach ihm auch kleinere Geister, als Schieds¬ 
richter der Welt, mit großer Klugheit aber hat er den psycho- 
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logisch günstigen Zeitpunkt erspäht, der einen geschickt lavier¬ 
ten Vermittlungsversuch vor völligem Scheitern sichert Ge¬ 
schickte Diplomaten hat der Vatikan zu allen Zeiten gehabt, 
auch Benedikt selber ist Im diplomatischen Dienst bewandert 
und hat seine Aktion ganz bestimmt nicht ins Blaue hinein 
unternommen. Führt sie aber zum Ziel — wer wollte bestreiten, 
daß dann Papsttum und Kirche einen ihrer größten Erfolge 
buchen könnten, daß sie Grund hätten zu triumphieren und die 
Macht der katholischen Weltorganisation aufs neue befestigt 
würde! 

Bisher hatte die Kirche versagt, sie schien ohnmächtig, mit 
banger Sorge schauten ihre treuesten Bekenner in die Zukunft 
Schwere nationalistische Ausschreitungen im kirchlichen Lager 
diesseits und jenseits der Schützengräben verschärften noch 
den Konflikt und steigerten die Nöte der internationalen Orga¬ 
nisation. In Deutschland, in Frankreich, auch in England ver¬ 
fielen katholische Blätter und katholische Führer blödestem 
Chauvinismus, nacktem imperialistischen Machtstreben; alles 
Katholische schien abgestreift, der Rhythmus der Weltanschau¬ 
ung zerstört, der Ewigkeitsgedanke der kurzsichtigsten und 
plattesten Tagespolitik gewichen zu sein. Nur allmählich und 
nur teilweise änderte sich das, vieles davon blieb — das 
forcierte Alldeutschtum der „Kölnischen Volkszeitung“ bei¬ 
spielsweise erfüllt jeden wahren Katholiken mit brennender 
Scham. 

Daran ist aber nicht zu zweifeln, daß der Kirche gewaltiger 
Gewinn zufließen würde, wenn dem Vatikan das Friedenswerk 
gelänge, die alte Internationale bei der Lösung einer welthisto¬ 
rischen Frage sich stärker und erfolgreicher erweisen sollte als 
die neue, wenn Rom über Stockholm siegen würde. Wer den 
gepeinigten Völkern die Segnungen des Friedens bringt, wird 
nicht allein in der Geschichte ehrenvoll fortleben, sondern auch 
jetzt schon goldene Früchte heimtragen. Das Papsttum ist von 
weitausschauender Klugheit. Den rabiat antiklerikalen franzö¬ 
sischen Sozialismus aber müßte schon die Aussicht auf den ganz 
sicheren neuen Machtzuwachs der Kirche dahin bringen, sich 
nicht länger mehr in nationalistischer Verbohrtheit gegen ehr- 
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liehe Verständigung mit den Sozialisten der Mittelmächte zu 
sperren. 

Das Vermittlungsamt der Päpste in weltlichen Händeln ist 
nicht neu, es ist schon im Mittelalter, aber auch in der Neuzeit 
ausgeübt worden, namentlich seit dem Verlust der weltlichen 
Herrschaft ist der „Statthalter Gottes“ als Schiedsrichter in 
staatlichen Konflikten wiederholt tätig gewesen. Wir erinnern 
nur an den deutsch-spanischen Streit um die Karolineninseln 
Mitte der achtziger Jahre, in dessen Verlauf Bismarck mit dem 
päpstlichen Christusorden behängt wurde. Der feine Diplomat 
Leo XIII. beschränkte sich nicht auf sein Schiedsrichteramt, 
sondern ließ auch keine Gelegenheit vorübergehen, den Macht¬ 
staaten die Gefährlichkeit des bewaffneten Friedens darzutun 
und die Notwendigkeit der Abrüstung zu predigen. Schon in 
einer WeiTinachtsansprache des Jahres 1893 brachte er den 
Wunsch zum Ausdruck, daß eine internationale Abrüstungskon¬ 
ferenz zusammentreten möchte. Und in einer im Juni 1894 
erlassenen Enzyklika sagte er: „Der bewaffnete Friede, wie er 
jetzt besteht, ist fast schon unerträglich geworden. Und das 
sollte der naturgemäße Zustand des sozialen Zusammenlebens 
der Menschen sein?“ Die erste Haager Konferenz beglück¬ 
wünschte der Papst lebhaft und ließ ihr versichern, der Heilige 
Stuhl wünsche nichts sehnlicher, als daß alle Völker durch einen 
Friedensbund brüderlich geeinigt werden möchten, und daß in 
den Beziehungen der Nationen Gerechtigkeit herrschen möge. 

Im Geiste dieses Vorgängers handelt auch Benedikt XV., 
wenn er nicht nur seine Friedensvermittlung anbietet, sondern 
auch die Völkerqual der Rüstungen auf dem Wege gemein¬ 
samer Abmachungen beseitigen will. Wir aber, die wir das 
Werte von Stockholm immer noch nicht zu vollenden vermoch¬ 
ten, sehen mit einiger Beschämung, wie die katholische Inter- 
natiohale das schleppende Seil des Friedensschiffes mutvoll 
aufnimmt und den sicheren Hafen zu gewinnen sucht. Schließ¬ 
lich aber werden alle anderen Gefühle in uns zurückgedrängt 
von der übergewaltigen Sehnsucht nach Frieden, der heißen 
Inbrunst nach Beendigung des grausigen Menschenmordens, 
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und gelingt es päpstlicher Diplomatenkunst, der Kulturschande 
dieser Völkerzerfleischung Schluß zu gebieten, so werden wir 
neidlos Zusehen, wie Rom einen erhabenen Triumpli feiert und 
dem vielhundertjährigen Buch seiner Geschichte ein Blatt hin¬ 
zugefügt wird, worauf mit goldenen Lettern dieses große Werk 
des Friedens verzeichnet ist. 


MAX SACHS: 

Der Sonderausschuß. 

Zur Debatte über die Verfassangsreform. 

D urch die Vorgänge im Reichstage ist die Frage, wie unser Ver¬ 
fassungsleben in Zukunft gestaltet sein wird, recht brennend ge- 
w'orden. Wenn wir von den Leuten auf der äußersten Rechten ab- 
sehen, ist wohl der Wunsch ganz allgemein, daß uns eine recht 
gründliche Neuordnung unserer Verhältnisse gelingen möge. Fs 
ist nur natürlich, daß sehr vielen dabei die Zustände vorschweben, 
die in den benachbarten parlamentarisch regierten Ländern des 
Westens schon längst erreicht sind. Sicher ist es aber berechtigt, die 
Frage aufzuwerfen: Sind denn die in den parlamentarisch regierten 
Ländern gemachten Erfahrungen so gut, daß wir unbedingt das dort 
gegebene Beispiel nachahmen müssen, oder sollen wir nicht versuchen 
neue Wege zu gehen, um die Demokratisierung Deutschlands herbei¬ 
zuführen? In Nr. 21 der „Glocke** wendet sich Genosse Heilmann 
sehr lebhaft dagegen, daß das in den Westländern übliche parla¬ 
mentarische System in Deutschland nachgeahmt wird, und man wird 
ihm insofern recht geben müssen, als dieser Regierungsform sicher 
schwerwiegende Mängel anhaften. Freilich darüber, daß der Reichstag 
bei der Leitung der Geschicke des Deutschen Reiches der ausschlag¬ 
gebende Faktor werden muß, dürften innerhalb der deutschen Sozial¬ 
demokratie kaum Meinungsverschiedenheiten bestehen, wobei die 
Frage, ob wir einmal die Einführung des Referendums werden durch¬ 
setzen können, wohl vorläufig beiseite gelassen werden kann. Aber 
über das Wie läßt sich durchaus reden. 

In den parlamentarisch regierten Staaten des Westens wird der 
Einfluß des Parlaments dadurch srchergestellt, daß die leitenden 
Minister — zuweilen mit Ausnahme des Kriegs- und des Marine- 
ministers — aus den Reihen der Abgeordneten genommen werden, die 
den Mehrheitsparteien des Parlaments angehören, was zur Folge hat, 
daß die Staatsgeschäfte im Sinne der Mehrheit des Parlaments geführt 
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werden. Dieses System hat den Nachteil, daß leicht Persönlichkeiten 
zur Leituns: der Staatsseschäfte berufen werden können, die dazu 
nicht die nötigen Fähigkeiten mitbringen, womit nicht etwa gesagt 
werden soll, daß das bis heute in Deutschland herrschende System 
irgendwelche Sicherheiten dafür bot, daß an die leitenden Stellen 
immer geeignete Leute kamen. In die Parlamente kommen in der 
Hauptsache Leute, die gute Redner sind oder von ihren Mitbürgern 
dafür gehalten werden. Nun braucht ein sogenannter guter Redner 
nicht ein Mann zu sein, der Uber ein tiefes Wissen, große Gründlich¬ 
keit und einen scharfen Verstand verfügt, alles Eigenschaften, die 
man bei einem Minister doch nicht gern vermissen möchte. Wer 
seine Reden nur gut zu würzen versteht, findet den Beifall seiner 
^örer und bekommt schließlich sein Reichstagsmandat, auch wenn 
mit der Speise, die er seinen Zuhörern vorsetzt, nicht allzuviel los ist, 
wobei nicht geleugnet uferden soll, daß wir auch jetzt in unserem 
Reichstag kenntnisreiche Männer haben, die auf einem Ministersessel 
eine gute Figur machten. 

Der zweite viel wichtigere Nachteil des westlichen Parlamentaris¬ 
mus liegt in der Gefahr, daß die Ministerien sehr kurzlebig sind, und 
die Minister häufig schon wieder gehen müssen, ehe sie auf ihrem 
Posten recht warm geworden sind. Ein solches parlamentarisches 
Ministerium muß nach außen solidarisch auftreten. Das geht dort 
gut, wo es sich im wesentlichen auf eine große Partei stützen kann, 
die allein über die Mehrheit verfügt oder nur eine ge*’inge Unter¬ 
stützung durch andere Parteien braucht. Anders dort, wo, wie zum 
Beispiel in Frankreich, keine Partei allein stark genug ist, um ein 
Ministerium stützen zu können, sondern jedes Ministerium ein Koali¬ 
tionskabinett sein muß. Dort Ist die Gefahr, daß dem Ministerium 
durch das Auseinanderfallen der hinter ihm stehenden Koalition das 
Lebenslicht ausgeblasen wird, sehr groß, und so bietet uns ja Frank¬ 
reich das sehr Wenig erbauliche Schauspiel, daß alle paar Monate 
die Ministerien wechseln. In OesterreFh, wo es offenbar das Ziel 
des Trägers der Krone war, ein parlamentarisches Ministerium ein¬ 
zusetzen, ist das nicht gelungen, weil trotz vieler Bemühungen im 
Parlament eine Mehrheit für ein Ministerium nicht zu finden war, 
weshalb dort wieder ein sogenanntes Beamtenministerium gebildet 
werden mußte. 

Auch in Deutschland würde es bei unserer Parteizersplitterung 
große Schwierigkeiten machen, eine Mehrheit zusammenzubringen, 
mit der ein nach englischem Muster gebildetes Ministerium auf die 
Dauer arbeiten könnte. Daß in absehbarer Zeit einmal eine Partei ira 
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Deutschen Reichstag allein die Mehrheit haben wird, ist nicht anzu> 
nehmen, und die Gegensätze zwischen den Retchstagsparteien sind 
doch sehr groß. Augenblicklich hat sich ja im Reichstag eine ziem¬ 
lich feste geschlossene Mehrheit gebildet. Aber ob eine solche Mehr¬ 
heitsbildung auch in Zukunft, besonders wenn es sich nach dem Kriege 
um die Schaffung der dann notwendigen Finanzreform handelt, mög¬ 
lich sein wird, ist zum mindesten sehr zweifelhaft. 

Ist denn, so müssen wir daher fragen, die Uebernahme des im 
Westen üblichen parlamentarischen Systems der einzige Weg, auf 
dem wir die Demokratisierung Deutschlands herbeiführen können? 
Keineswegs. Dieses System ist durchaus nicht in allen demokratischen 
Staaten eingeführt. So vor allem nicht in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, die doch mindestens ebenso eine Demokratie sind wie 
Frankreich und England. Dort kann kein Parteiführer, so lange er 
dem Parlament angehört, Staatssekretär werden, weil den Staats¬ 
sekretären der Zutritt zum Parlament durch die Verfassung ausdrück¬ 
lich verboten ist. Damit soll nicht etwa gesagt werden, daß wir 
unsere Verfassungszustände nach amerikanischem Muster einrichten 
sollen oder können, sondern nur gezeigt werden, daß das übliche par¬ 
lamentarische System nicht die einzige Regierungsform ist, die in 
einem demokratischen Lande angewandt werden kann. 

Die politische Krise des Sommers 1917 hat uns eine Neubildung, 
den sogenannten Sonderausschuß, bescheert, der aus sieben Reichs¬ 
tagsmitgliedern und sieben Bundesratsmitgliedern besteht und den 
Reichskanzler beraten soll Ob diese Einrichtung dauernden Be¬ 
stand haben wird, steht noch dahin, ln der Presse innerhalb und 
außerhalb der Sozialdemokratie ist die neue Einrichtung nicht ge¬ 
rade freudig begrüßt worden. Man behandelte sie als eine Art Kriegs¬ 
ersatz für den wahren und echten Parlamentarismus, und man wollte 
sie nur als eine vorübergehende Erscheinung gelten lassen. Aber 
man soll den Tag nicht nur nicht vor dem Abend loben, sondern auch 
nicht tadeln. Sollte nicht die Frage der Prüfung wert sein, ob nicht 
doch dieser neugebildete Ausschuß ein Mittel werden könnte, um den 
Einfluß des Reichstags auf die Leitung der Geschicke des Deutschen 
Reichs sicherzustellen? Freilich, wenn der Ausschuß mit dem 
Reichskanzler zusammenkommt, so bedeutet er rechtlich nicht mehr 
als irgend ein Kaffeekränzchen oder ein Skatklub, er hat formell gar 
keinen Rechtsboden. Aber das beweist absolut nichts, denn in dieser 
Beziehung teilt er nur das Schicksal, das dem parlamentarischen 
System überall zuteil wird, da dieses ja nirgends auf irgendeinen 
Rechtssatz formell gegründet ist. Selbst der Präsident der franzö- 
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sischen Republik ist formell-rechtlich durchaus nicht verpflichtet» ein 
Mehrheitsministerium zu bilden. 

Worauf kommt es denn bei der Neuordnung schließlich an? Ein¬ 
mal darauf, daß die Volksvertretung nicht mehr, wie das bis jetzt so 
oft der Fall war, vor vollendete Tatsachen gestellt wird, und, um das 
zu verhüten, kann der neue Ausschuß, in dem Vertreter der Reicbs- 
tagsparteien sitzen, durchaus geeignet sein; es wird eben nur darauf 
ankommen, ob der Reichstag stark genug ist, um durchsetzen zu 
können, daß seine Vertreter immer rechtzeitig über die Pläne der 
Regierung unterrichtet und zu Rate gezogen werden. Geschieht dies, 
so können sich die Vertreter des Reichstags im Ausschuß, voraus¬ 
gesetzt natürlich, daß ein energischer Reichstag hinter ihnen steht, 
eine sehr starke Stellung erringen. Es wäre für einen Reichskanzler 
oder einen Staatssekretär doch eine riskante Sache, von vornherein 
ganz andere Wege einzuschlagen, als ihm von den Vertretern des 
Reichstags empfohlen wird. Geht die Sache schief, so ist das für 
ihn dann doppelt unangenehm. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß 
schon deshalb unsere leitenden Staatsmänner eine starke Neigung 
haben würden, den Wünschen der Parteivertreter zu folgen, wäre 
doch dadurch die Last der Verantwortung, wenn sie auch formell 
die gleiche bliebe, tatsächlich für sie sehr stark gemindert 

Ist aber erst einmal ein ständiges enges Zusammenarbeiten zwischen 
den Reichstagsvertretern und den leitenden Beamten herbeigeführt 
so ist es nur ein sehr naheliegender weiterer Schritt daß die Reichs¬ 
tagsvertreter vor der Ernennung eines neuen Staatssekretärs oder 
Reichskanzlers gefragt werden, und daß dann auch ihr Rat ausschlag¬ 
gebend wird. Eine Verständigung mit den Reichstagsvertretern über 
Personalfragen würde sich für die maßgebenden Stellen schon des¬ 
halb empfehlen, weil Ja die betreffenden Beamten mit dem Ausschuß 
ständig in enger Fühlung arbeiten sollen, und weil mit der Zeit die 
Reichstagsvertreter im Ausschuß sich eine viel eingehendere Perso¬ 
nalkenntnis erwerben würden, als das heut für die Führer der Par¬ 
teien möglich ist. Natürlich bliebe es den Parteivertretern unbe¬ 
nommen, für einen Posten ein geeignetes Parlamentsmitglied vorzu¬ 
schlagen. Ja, es ist denkbar, daß gelegentlich ein Staatssekretär oder 
auch der Reichskanzler aus den Reihen der Parlamentsvertreter im 
Ausschuß genommen wird. Aber die eigentlichen Vertrauensmänner 
der Reichtagsparteien blieben die Reichstagsabgeordneten des Aus¬ 
schusses. Es könnte sich für die Besetzung der höchsten Beamten¬ 
stellen im Reichstag ein Verfahren herausbilden, etwa ähnlich dem, 
das man bei der Besetzung leitender Posten in den Gemeinden an- 
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wendet Ist irgendwo der Posten eines Bürgermeisters oder Stadt¬ 
rats zu besetzen, so suchen die Vertreter der Bürgerschaft einen ge¬ 
eigneten Mann zu bekommen, oft ohne daß man darauf sieht, daß 
die Parteistellung des Betreffenden genau der der Mehrheit der Stadt¬ 
vertretung entspricht, wobei man selbstverständlich nicht gerade einen 
Mann heraussucht, von dem man von vornherein weiß, daß bei seinen 
Qrundanschauungen ein zufriedenstellendes Zusammenarbeiten 
zwischen ihm und der Mehrheit ausgeschlossen ist. Für die Reichs¬ 
tagsvertreter im Sonderausschuß wäre eine Stellung zu erstreben, die 
etwa der des kollegial tagenden und beschließenden Ministeriums in 
den Ländern mit dem üblichen parlamentarischen System entspricht. 
Sie hätten die allgemeinen Direktiven zu geben, nach denen dann die 
obersten Beamten zu arbeiten hätten. So bekämen wir zwar keine 
parlamentarischen, aber doch unter ständiger parlamentarischer Kon¬ 
trolle stehenden Minister. Natürlich hat das alles zur Voraussetzung, 
daß der Reichstag den Willen und die Macht hat, dem Ausschuß eine 
solch starke Stellung zu schaffen. Ist der Reichstag aber dazu nicht 
imstande, so wird er erst recht nicht die Einführung des parlamenta¬ 
rischen Systems durchsetzen können. 

Die Regierungsform, die sich so herausbildete, böte die Möglichkeit, 
bewährte Kräfte aus der Verwaltung oder aus dem Wirtschaftsleben 
auf dK höchsten Beamtenposten zu stellen, auch wenn sie nicht ge¬ 
rade ausgesprochene Anhänger irgendeiner der Mehrheitsparteien 
sind. Dadurch brauchen die politischen Erfolge der Parteien durch¬ 
aus nicht gemindert zu werden. Es wäre zum Beispiel sehr wohl 
denkbar, daß eine sozialdemokratische Mehrheit mit einem Posadowsky 
als Staatssekretär für Sozialpolitik lange Zeit gut zusammenarbeitete. 
Trotzdem der Mann doch sicher unseren Qrundanschauungen fern¬ 
steht, wäre er wahrscheinlich bereit, uns bei der Durchführung sehr 
vieler unserer sozialpolitischen Forderungen mit seiner Sachkenntnis 
zu unterstützen. Eine auf diese Weise gebildete Reichsleitung brauchte 
auch dann, wenn sie bereit ist, in jedem einzelnen Fall den Willen des 
Reichstags auszuführen, keine feste Mehrheit, bei deren Zerfall sie 
sofort ihren Platz verlassen müßte; es wäre nicht wie bei dem 
übßchen parlamentarischen System die Gefahr vorhanden, daß die 
Ministerien so häufig wechseln. 

Ist ein parlamentarisches Kabinett vorhanden, so geht es nicht an, 
daß ein Mitglied im Parlament gegen seine Kollegen auftritt Können 
er und seine Partei mit einem Mehrheitsbeschluß des Kabinetts sich 
nicht abfinden, so muß er gehen und die Mehrheit zerfällt. Soll über- 
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haupt die Staatsmaschine in Qan; bleiben, so mfissen, wenn ein 
Koalitionsministerium besteht, che Mehrheitsparteien, um die Aufgaben 
der Gesetzgebung lösen zu können, oft schon ein Kompromiß schließen, 
ehe eine Qesetzesvorlage überhaupt dem Parlament vorgelegt wird; 
zum Beispiel müßten sich, wenn wir in Deutschland ein parlamenta¬ 
risches Ministerium bekämen, die Mehrheitsparteien im wesentlichen 
über die kommende Reichsfinanzreform einig geworden sein, ehe hn 
Reichstage entsprechende Gesetzentwürfe eingebracht werden. Bei 
einem Beamtenministerium wäre das nicht unbedingt notwendig, das 
hätte durchaus die Möglichkeit, eine Finanzreform mit wechselnden 
Mehrheiten zu machen. Es würde sich von den Parteivertretern, mit 
denen es in enger Fühlung steht, darüber unterrichten lassen, wofür 
überhaupt eine Mehrheit zu finden ist, und darnach könnte es sich 
richten, ohne daß es zu fragen braucht, ob die Mehrheit immer die¬ 
selbe ist. 

Für die Parteien wäre der Zustand, der sich so ergibt, sicher viel 
angenehmer, als wenn sie durch die Teilnahme an einem parlamenta¬ 
rischen Ministerium gebunden sind. Sie hätten viel mehr freie Hand. 
Müssen sie schon, was ja oft unvermeidlich ist, wenn überhaupt etwas 
zustande kommen soll, ein Kompromiß schließen, so brauchen sie das 
erst zu tun, nachdem sie in der Oeffentlichkeit ihre Kräfte miteinander 
gemessen haben. Die Verhältnisse, die wir so bekämen, wären demo¬ 
kratischer als das, was sich beim Bestehen des üblichen parlamenta¬ 
rischen Systems ergäbe. Weil der öffentliche Kampf der Parteien, 
die beim Bestehen des parlamentarischen Systems miteinander eine 
Mehrheit bilden müßten, nicht unterbunden wird, wäre es einer Partei, 
die sich in diesem Falle in einer Einzelfrage, um das Zusammenwirken 
der Mehrheit nicht zu gefährden, von vornherein den anderen Par¬ 
teien fügen müßte, möglich, gestützt auf eine starke Volksströmung, 
ihren Willen durchzusetzen, obgleich ihr ursprünglich im Parlament 
nur eine Minderheit zur Verfügung stand. Gerade für die Sozial¬ 
demokratie könnte dieser Umstand von großer Bedeutung werden. Da¬ 
zu kommt für uns noch eins. Wir können wohl den Massen klar 
machen, daß wir nach einem energischen Kampf für unsere Forde¬ 
rungen in manchen Fällen ein Kompromiß schließen müssen, damit wir 
mit dem bekannten kleineren Uebel davonkommen. Aber es wird den 
Massen sehr schwer eingehen, wenn wir das schon von vornherein 
bei einer Gesetzesvorlage tun, was unausbleiblich wäre, wenn wir an 
einem parlamentarischen Koalitionsministerinm beteiligt sind. Und 
selbstverständlich hätten wir dann gewiß keinen Grund, das parla¬ 
mentarische Regierungssystem zu erstreben, wenn wir uns darüber 
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klar sein müßten, daß wir uns nicht an einer Kabinettsbildung betei¬ 
ligen könnten oder wollten. 

Nun aber der Bundesrat! Die sieben Reichstassvertreter im Sonder¬ 
ausschuß sollen ja nicht einmal allein, sondern stets mit sieben 
Bundesratsmitsliedern zusammen tagen, ein Umstand, dem man aber 
durchaus keine entscheidende Bedeutung beizulegen braucht. Niemand 
kann die sieben Leute hindern, auch ohne die Bundesratsmitglieder 
zusammenzutreten, Beschlüsse zu fassen und dem Reichskanzler vor¬ 
zulegen. Was ihrem Auftreten Gewicht verleihen würde, wäre eben 
die Tatsache, daß die Mehrheit des Reichstags hinter ihnen steht. 
Formell-rechtlich hat ja der ganze Sonderausschuß sowieso gar keine 
Befugnisse. Freilich, nach wie vor bliebe es möglich, daß ein Reichs¬ 
tagsbeschluß durch einen Bundesratsbeschluß durchkreuzt wird, 
woran auch dann nichts geändert würde, wenn man aus dem Bundes¬ 
rat ein Reichsoberhaus machte. Ob das geschieht oder ob der Bundes¬ 
rat das bleibt, was er ist, dürfte überhaupt praktisch ziemlich gleich¬ 
gültig sein, so lange er das Recht hat, ein vom Reichstag angenom¬ 
menes Gesetz abzulehnen, und in absehbarer Zeit dürfte es kaum 
möglich sein, dem Bundesrat dieses Recht zu nehmen. Aber sind 
einmal die leitenden Posten im Reich mit Personen besetzt, die be¬ 
reit sind, im Sinne und nach den Wünschen des Reichstags zu 
arbeiten, so werden die preußischen Bundesratsstimmen, über die der 
Reichskanzler verfügt, kaum mehr gegen den Reichstag verwendet 
werden. Und dann hängt ja die Stellung des Bundesrats vor allem 
davon ab, wie das Verfassungsleben in den Einzelstaaten gestaltet ist. 
Gelingt dort eine Demokratisierung — und das ist ja die Grund¬ 
bedingung dafür, daß wir im Reich eine gründliche Demokratisierung 
durchsetzen können —, so wird es praktisch kaum mehr oft Vor¬ 
kommen, daß der Bundesrat dem Reichstag entgegenarbeitet. 

Aus diesen Gründen empfiehlt es ^h, daß die Mehrheit des Reichs¬ 
tags alles daran setzt, um die Stellung der Reichstagsvertreter im 
Sonderausschuß möglichst stark zu machen. Von Maßnahmen for¬ 
meller Natur, die freilich Nebensache sind, käme vielleicht in Be¬ 
tracht, daß den Reichstagsmitgliedern des Ausschusses die Mitwir¬ 
kung bei dem Erlaß von, Ausführungsverordnungen übertragen wird. 
Ferner wäre es vielleicht zweckmäßig, den Ausschußmitgliedern er¬ 
höhte Diäten zu geben, damit sie den größten Teil ihrer Arbeitskraft 
der Tätigkeit im Sonderausschuß widmen können. Vielleicht könnte 
man später auch innerhalb des Ausschusses dazu kommen, den ein¬ 
zelnen Mitgliedern bestimmte Ressorts zuzuweisen, damit sie sich 
auf einzelnen Gebieten ^e ganz besonders eingehende Sachkennt- 
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nis aneignen. Die Hauptsache wird aber immer bleiben, daB wir im 
Reichstag dauernd eine Mehrheit haben, die, mag sie in Einzelfragen 
noch so oft auseinandergehen, sich darin einig ist, daß das, was ein¬ 
mal vom Reichstag beschlossen ist, auch durchgesetzt werden muß. 
Dann wird der Reichstag der entscheidende Faktor in unserem Staats¬ 
leben werden, und dann werden wir, auch wenn wir nicht den west¬ 
lichen Parlamentarismus nachahmen. Formen für unser Verfassungs¬ 
leben finden, die uns ein mindestens ebenso großes Maß von £)emo- 
kratie verbürgen, wie es unsere westlichen Nachbarländer bisher ge¬ 
habt haben. Die Massen des deutschen Volkes, die in diesem Krieg 
so unendliche Opfer gebracht haben, hätten das wahrlich verdient 

H. PEUS, M. d. R.; 

Der Arbeiter in der genossenschaftlichen 

Produktion. 

D ie Menschen haben die Gedanken ihrer wirtschaftlichen Lage. 

Das heißt: bestimmte Haupttatsachen dieser Lage drängen ihnen 
auch bestimmte Ideen auf. Diese Ideen sind keineswegs immer die 
ihnen nützlichen. Wäre das der Fall, dann- würden sie immer die 
ihrer Lage angemessenen nützlichen Gedanken haben. Das ist aber 
leider keineswegs so. Gewisse Ideen, die aus ihrer Lage gleichsam 
automatisch entspringen, beherrschen ihre Köpfe und Herzen mit All¬ 
gewalt, mehr abgeleitete Gedanken aber, die ihnen jedoch sehr viel 
nützlicher sein könnten, müssen sich die Menschen erst mühsam an¬ 
eignen. Insofern darf man sagen, die falschen, nur zum Teü richtigen 
Ideen kommen von selber, die ganz richtigen wollen erst durch 
tieferes Nachdenken gelernt sein. 

Im kapitalistischen Arbeitsverhältnis kann der Arbeiter automatisch 
nur ein Interesse an hohem Lohn haben, für den er ein keineswegs 
unbeschränktes Quantum Arbeit hingibt. An der Steigerung der Pro¬ 
duktion fühlt er sich unmittelbar nicht interessiert, denn die Produk¬ 
tionssteigerung kommt ihm als Produzenten nicht zugute. Selbst bei 
Stücklohn weiß er, daß der Kapitalist die Tendenz hat,-immer noch 
mehr an Arbeit herauszuschlagen, als er an Mehrlohn gibt, weshalb 
die organiserten Arbeiter den Stücklohn grundsätzlich bekämpfen. 
DaB das unter allen Umständen richtig sei, auch bei vorgeschriebener 
kurzer Arbeitszeit und anderen Vorsichtsmaßnahmen, die eine Steige¬ 
rung des Kapitalprofits auf Kosten des Arbeitslohnes ausschließen, 
möchte ich bezweifeln. Es gibt eine natürliche Tendenz zur Trägheit, 
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die In ihrer Qesamtwirkung bei Hunderttausenden oder gar Millionen 
Arbeitern für das Qesamtergebnis der gesellschaftlichen Arbeit sehr 
ins Gewicht fallen kann und dann die weniger produzierenden Ar¬ 
beiter als Konsumenten durch Warenverteuerung selber schädigt. Das 
kapitalistische Arbeitsverhältnis ist aber eben deshalb ein so unglflck- 
liches, weil es das Interesse des Arbeiters am Produktionsprozeß und 
seinem Ergebnis gar nicht aufkommen läßt. Der Arbeiter ist nur ein 
Rad in der Produktionsmaschine, schon seine Teilarbeit tötet das 
Interesse für die Qesamtarbeit, und den ganzen Produktionsprozeß 
hat er so wenig in seiner Hand, daß ein Uebermaß von großer Ge¬ 
sinnung und eine unnormale Fähigkeit zum Ueberbllck über das 
Ganze dazu gehören würde, um gleichwohl aus Liebe zum Ganzen, 
aus Interesse an der Wohlfahrt aller das Tüchtigste zu leisten, dessen 
er fähig ist 

Nach dem Kriege bekommen wir aber darin zweifellos In reichem 
Umfange eine Aenderung insofern, als das kapitalistische Arbeits¬ 
verhältnis durch das genossenschaftliche ersetzt werden wird, das 
zwangsgenossenschaftliche In Staat und Gemeinde und das frei¬ 
genossenschaftliche in den Konsumvereinen. Staat und Gemeinde 
und Genossenschaft werden nach dem Kriege eine Menge Arbeit über¬ 
nehmen müssen, die bisher vom Privatkapitalismus geleistet wurde, 
um Energie vergeudende Zwischenglieder auszuschalten und bisherige 
Privatgewinne der Gesamtheit zuzuführen. Da aber kommt sehr viel 
darauf an, daß die Arbeiter dann in diesen Betrieben eine neue Arbeits¬ 
stimmung bekommen, die dem Gesamtresultat der Arbeit nur zugute 
kommen kann. Die Arbeiter müssen sich geistig und moralisch so 
einstellen, daß ihre Arbeitsenergie zum Vorteil des Gesamtergebnisses 
sich möglichst kraftvoll entwickelt. Setzen wir einmal die Demo¬ 
kratisierung in Staat und Gemeinde so voraus, wie sie in der Ge¬ 
nossenschaft ohne weiteres besteht, so kann kein Zweifel sein, daß, 
wenn alle Arbeiter möglichst ihr Bestes zu leisten sich bemühen, dann 
auch alle aus der Rückwirkung der Gesamtarbeitsleistung mit Sicher¬ 
heit den größten Vorteil haben werden. Es ist aber ein Wahn, zu 
meinen, die Arbeiter, die im allgemeinen im kapitalistischen Arbeits¬ 
verhältnis stehen, brauchten nur in ein genossenschaftliches Arbeits¬ 
verhältnis zu kommen, um sofort die dem genossenschaftlichen Be¬ 
triebe dienliche Arbeitsstimmung zu haben. Das Gegenteil ist die 
Wahrheit. Die alte Psychologie hält noch lange vor, auch wo eine 
neue Platz greifen sollte. Von selber wächst die neue aber nicht 
Sie muß anerzogen werden, mit Bewußtsein ihrer Notwendigkeit zu 
einer neuen Natur werden. 
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Die Sache ist sehr wichtig. Nach dem Kriege wird sich reichste 
Gelegenheit zu sozialistischer Produktion bieten, die Gesellschaft kann 
es nicht mehr vertragen, daß Privatkapitalisten sich auf Kosten der 
Gesamtheit bereichern. Die Konsumenten müssen alles' tun, um 
Zwischengliederprofite zu ihren Gunsten auszuschalten, was aber nur 
durch genossenschaftliche Produktion, zwangsgenossenschaftUche in 
Staat und Gemeinde, und freigenossenschaftliche in Konsum-Produktiv¬ 
genossenschaften möglich ist. Alles kommt aber dann darauf an, daß 
die Arbeiter, alle Arbeiter, vom ersten Angestellten bis zam letzten 
Laufburschen, nicht versagen. Die Anhänger der Privatprofitproduk¬ 
tion haben das stärkste Interesse daran, daß die Versuche der neuen 
gemeinnützigen Bedarfproduktion möglichst wenig erfolgreich sind, 
damit für ihre Profitproduktion noch recht viel Platz übrig bleibe. 
Und das kann leicht dadurch zustande kommen, daß die Arbeiter im 
kapitalistischen Arbeitsverhältnis sich noch durch das Herrschafts¬ 
verhältnis des Kapitalismus zu großer Arbeitsleistung anspornen 
lassen, während sie im genossenschaftlichen Arbeitsverhältnis zwar 
weniger unter Arbeitsanstrengung erzeugendem Druck leben, aber aus 
eigenem Willen auch keine freiwillige Anstrengung aufbringen, so daß 
das Gesamtergebnis dies wäre, daß die Genossenschaftsbetriebe zwar 
durch mancherlei andere Vorteile zu größerer Leistung befähigt werden, 
als die kapitalistischen Betriebe sie aufbringen können, daß diese Vor¬ 
teile aber wieder erheblich dadurch herabgemindert würden, daß die 
Gesamtarbeitsenergie in ihnen geringer wäre. Ich spreche kein 
Geheimnis aus, wenn ich sage, daß in Genossenschaftsbetrieben 
manche Unzulänglichkeiten und Ungehörigkeiten von Arbeitern und 
Angestellten hingenommen werden und, wie die Dinge heute liegen, 
auch hingenommen werden müssen, die — zum Vorteil des Qesamt- 
erfolges des Betriebes — im kapitalistischen Betrieb sofort rücksichts¬ 
los abgestellt werden. 

Die Besserung dieser Dinge muß von den Arbeitenden und ihren 
Organisationen selber kommen. Diese müssen den scharfen Unter¬ 
schied zwischen privatkapitalistischem Profitbetrieb und einem Be¬ 
triebe für genossenschaftliche Bedarfproduktion in ihr Bewußtsein klar 
aufnehmen. Das dem Profitbetrieb gegenüber zu begreifende feind¬ 
selige Verhältnis, das ja auch nur sehr bis zu einer gewissen Grenze 
erlaubt erscheinen kann, muß dem Genossenschaftsbetriebe gegen¬ 
über völlig verschwinden. Hier muß das Gefühl Platz greifen; Das 
ist unser Betrieb, der Erfolg dieses Betriebes kommt uns allen zugute, 
hier gilt es alle Kraft daran zu setzen, daß er Erfolg habe. Ja mehr, 
hier gilt es zu zeigen, daß die genossenschaftliche Produktion auch 
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deshalb der auf privaten Profit abzielenden kapitalistischen Produktion 
überlegen ist, weil in ihr die Arbeitskräfte in einem ganz anderen, 
günstigeren Verhältnis zum Oesamtergebnis des Betriebes stehen. 
Nur dann, wenn diese Tatsache recht kräftig in die Erscheinung 
tritt, ist darauf zu rechnen, daß die Entwicklung der genossenschaft¬ 
lichen Produktion auf Kosten der profitwirtschaftlichen recht schnell 
vor sich gehe, zum Vorteil all der Tausende Arbeiter und Angestellten, 
die in ihr Existenz, eine bessere Existenz als beim Privatkapitalismus 
finden können, zum Vorteil aber auch der Konsumenten, die dann 
ein um so größeres Stück Geld, das heute besonders in Zwischen- 
glieder-Kapitalistentaschen fließt, in eigener Tasche behalten. 

Ohne sozialistische Gesinnung wird der Sozialismus nicht geboren. 
Es kann einen Sozialismus geben, der eine Summe von Lehrmeinungen 
darstelit, der sich als Anerkennung eines Parteiprogramms gibt. Mit 
dem Sozialismus ist nicht viel getan, er lebt nur in Diskutierklubs, 
Wahlvereinen und Wahlflugblättern. Der praktische Sozialismus aber, 
der den Menschen in Gestalt genossenschaftlicher Produktion und 
Distribution wirtschaftlich wirklich zugute kommt, bedarf auch der 
Menschen, die in seinem Geiste leben und arbeiten. Und dazu gehört 
nicht mehr als völlige geistige und moralische Anpassung an die 
neue Situation in der genossenschaftlichen Produktion. 

Besonders die Organe der Gewerkschaften, sowohl ihre leitenden 
Personen als auch ihre Zeitschriften, Broschüren und Bücher müssen 
es sich angelegen sein lassen, diesen produktiven Geist zu erziehen. 
Dazu gehört oft Charakter und Mut, aber es macht sich belohnt, be¬ 
sonders in der Entwicklung der genossenschaftlichen Produktion, die 
doch auch eine starke Stütze der gewerkschaftlichen ist. Kürzlich 
las man, der Düsseldorfer Konsumverein, der nach seinem letzten 
Bericht 20 763 Mitglieder zählt und 5937 405 Mk. Umsatz erzielte, 
habe das Out Söbberinghoff bei Erwitte bei Lippstadt in Westfalen 
für 800000 Mk. gekauft. Findet das Beispiel, dem bisher nur die 
Hamburger „Produktion“ mit ihrem Out Schwanheide in Mecklen¬ 
burg voranging, wie ich hoffe, Nachahmung, dann kommen auch die 
landwirtschaftlichen Arbeiter, zum Vorteil sicher ihrer gewerkschaft¬ 
lichen Organisation, in ein genossenschaftliches Arbeitsverhäitnis, 
wohlgemerkt nicht bei kapitalistischen Vßr^üu/^rgenossenschaften, son¬ 
dern bei sozialistischen Bedarfsdeckungsgenossenschaften. Ein großer 
Wandel der wirtschaftlichen Verhältnisse auch auf dem Lande kann 
sich dadurch binnen kurzer Zeit vollziehen. 

Ein anderer, besserer Arbeitertypus kann durch die Genossen¬ 
schaften aber auch erwachsen; der Arbeiter, der nicht mehr nur ein 
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Rad in einer ‘Arbeitsmaschine ist, Ober die er nichts zu sagen bat, 
sondern ein Arbeiter, der sich im Genossenschaftsbetriebe in Eigenem 
fühlt, der das Bewußtsein hat, er sei ein vollwertiges, gleichberech¬ 
tigtes Glied eines Ganzen, das für ihn arbeitet, für das aber anch 
er mit verantwortlich ist. 

Wenn der schreckliche Krieg, dessen Ende wir alle besonders des¬ 
halb sehnlich herbeiwünschen, damit wir die viele, neue, große Arbeit 
tun können, nach seinem Ende die Wirkung mit sich bringen sollte, 
daß eine mächtige und fröhliche gemeinnützige Genossenschafts¬ 
produktion 20—30 Jahre früher Platz greift, als sie sich ohne den 
Krieg durchgesetzt hätte, dann wollen wir darin ein Gefühl der 
Genugtuung empfinden gegenüber dem bitteren Weh, das die sonstige 
furchtbare Zerstörung des Krieges in uns erzeugt. Ja, vieles kann 
nach dem Kriege wieder gut gemacht werden, es kann anch von ihm 
heißen, nach jenem griechischen Wort: wer da verletzt hat, heilt auch 
wieder. Jede Zerstörung schreit nach Wiederaufbau, einem besseren 
Bau. Notwendig aber dazu ist auch ein neuer Geist, echt soziali¬ 
stischer Geist, der Geist der Synergie, bewußter Gemeinschaftsarbeit, 
der als Glied des Ganzen sich fühlt, in ihm seine Rechte fordert, für*s 
Ganze aber sich auch verantwortlich fühlt. Ein Besseres leistender 
Arbeiter, aber auch ein glücklicherer Mensch! 


HERMANN MATTUTAT: 

Die Beseitigung der Untemehmer- 
arbeitsnachweise. 

D as Arbeitsnachweiswesen hat bis zum Ausbruch des Krieges bei 
den maßgebenden Stellen des Reiches wenig Beachtung gefun¬ 
den. Die seit Jahren erhobene .Forderung der organisierten Arbeiter 
nach einer reichsgesetzlichen Regelung des Arbeitsvermittlungswesens 
auf der Grundlage von öffentlichen paritätischen Arbeitsnachweisen 
bHeb unberücksichtigt, es blieb völUg der Initiative der einzelnen Bundes¬ 
staaten und Gemeinden überlassen, ob und was sie in dieser Richtung 
tun wollten. Meist geschah nichts. Die Folge war ein wirres Durch¬ 
einander von beruflichen Sonderarbeitsnachweisen, öffentlichen oder 
gemeinnützigen Vermittlungsstellen, Vereinsarbeitsnachweisen usw., 
die in keinerlei Verbindung zueinander standen. Nur in den süd¬ 
deutschen Bundesstaaten fanden die öffentlicl^n Arbeitsnachweise 
eine größere Ausbreitung und hier Ist man auch zuerst zu einer 
Zentralisation der Arbeitsvermittlung gelangt, die aber über die 
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staatlichen Grenzen nicht hinausreicht. Unter diesen Umständen 
konnten die bestehenden Arbeitsvermittlungseinrichtungen den unge¬ 
heuren Anforderungen des Krieges nicht genügen; sie mußten ver¬ 
sagen. Damit war die Berechtigung der Arbeiterforderungen nach 
einer reichsgesetzlichen Regelung des Arbeitsnachweiswesens n^ch- 
gewiesen und die Reichsregierung genötigt, ihre Notwendigkeit anzu¬ 
erkennen. 

Um bei Beendigung des Krieges nicht den gleichen Verlegenheiten 
wie bei seinem Ausbruch gegenOberzustehen, hat der Bundesrat durch 
Verordnung vom 14. Juni 1916 die Landeszentralbehörden ermächtigt, 
die Gemeinden und Gemeindeverbände zu verpflichten, öffentliche 
unparteiische Arbeitsnachweise zu errichten und auszubauen sowie zu 
den Kosten solcher von anderen Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
errichteten Arbeitsnachweise beizutragen. Ferner können die Landes¬ 
zentralbehörden Anordnungen über die Errichtung und den Betrieb 
solcher Arbeitsnachweise treffen. Hiermit ist den Forderungen der 
Arbeiter wenigstens zu einem Teil entsprochen und bleibt nun abzu¬ 
warten, in welchem Umfange die Landeszentralbehörden von dem 
ihnen zustehenden Recht, auf die Besserung und den Ausbau des 
Arbeitsnachweiswesens hinzuwirken, Gebrauch machen. Zu der von 
den Gewerkschaften geforderten reichsgesetzlichen Regelung hat sich 
die Reichsregierung noch nicht entschließen können, diese soll erst 
nach Beendigung des Krieges in Erwägung gezogen werden. Da¬ 
nach bleibt leider die heute noch in weitem Umfange bestehende 
Zersplitterung des Arbeitsvermittlungswesens bis zu dieser endgülti¬ 
gen Regelung • aufrechterhalten, ein Zustand, der zu recht ernsten 
Bedenken Veranlassung gibt. Daß sich die Reichsregierung nicht schon 
letzt zu einer reichsgesetzlichen Regelung der Arbeitsvermittlung zu 
entschließen vermag, ist lediglich der Rücksicht auf das Unter¬ 
nehmertum zuzuschreiben, das der allgemeinen Durchführung der 
öffentlichen paritätischen Arbeitsvermittlung den entschiedensten 
Widerstand entgegenstellt. Die Unternehmer, insbesondere die groß- 
industriellen Scharfmacher, wollen sich nicht dazu verstehen, ihre 
einseitigen, lediglich den Unternehmerinteressen und zur Niederhaltung 
der gewerkschaftlichen Bestrebungen der Arbeiter dienenden Arbeits¬ 
nachweise aufzugeben. Zu deren Verteidigung haben sie sich seither 
ledern regelnden Eingriff in das Durcheinander der Arbeitsvermitt¬ 
lung widersetzt, wohl wissend, daß eine gesetzliche Regelung ihre 
Maßregelungs- und Streikbrechervermittlungsbureaus nicht unberührt 
lassen würde. Und sie haben damit Erfolg gehabt. Deshalb rechnen 
sie darauf, daß die Reichsregierung auch in Zukunft die Unternehmer- 
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arbeitsnachweise als ein noli me tangere betrachtet, ]a verlangen so¬ 
gar, daß ihre Arbeitsnachweise bei der I>emobiUsierung zur Mit¬ 
wirkung herangezogen und in allererster Linie berücksichtigt werden. 

Gegen diese von den Unternehmern geforderte Berücksichtigung 
und Bevorzugung der Arbeitgeberarbeitsnachweise müssen sich die 
Gewerkschaften in Wahrung der Interessen der organisierten Ar¬ 
beiter und der aus dem Felde heimkehrenden Krieger mit aller Ent¬ 
schiedenheit wenden. Die Arbeitsvermittlung soll objektiv und partei¬ 
los erfolgen und nur dem Zwecke dienen, die im Produktionsprozeß 
frei werdenden Arbeitskräfte auf dem schnellsten Wege wieder einer 
Arbeitstätigkeit zuzuführen. In Verfolgung dieses Zweckes sind die 
Gewerkschaften bestrebt, den Arbeitsnachweis aus dem Interessen¬ 
kampfe zwischen Arbeitgeber und Arbeiter herauszuheben. Sie ver¬ 
zichten deshalb auf die Erichtung eigener Arbeitsnachweise und sind 
bereit, im Falle einer gesetzlichen Regelung des Arbeitsvermittlungs¬ 
wesens ihre Arbeitsnachweise aufzulösen oder den öffentlichen Arbeits- 
iiachweisstellen anzugliedern. Die paritätische Gestaltung der Ar¬ 
beitsvermittlung ist eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit, die auf 
Grund der im Kampfe um den Arbeitsnachweis gemachten Erfah¬ 
rungen in steigendem Maße selbst von solchen Kreisen eingesehen 
wird, die sich bis dahin dazu ablehnend verhielten und ihr Eigen¬ 
interesse dem Interesse der Ge^mtheit voranstellten. Das trifft für 
gewisse Kreise der Unternehmer wie für die Arbeiter zu. Ein Fort¬ 
bestehen der Arbeitgeberarbeitsnachweise, noch mehr aber ihre Be¬ 
vorzugung. läßt sich daher nicht rechtfertigen. Sie stehen im 
schroffsten Gegensatz zu den Erfordernissen der Zeit ynd daher muß 
ihre Beseitigung, mindestens aber ihre paritätische Umgestaltung ge¬ 
fordert werden. Die Arbeiter haben ein Recht darauf, zu verlangen, 
daß es den Unternehmern unmöglich gemacht wird, den Arbeits¬ 
nachweis als Kampfmittel gegen die Arbeiter und deren auf die Besse¬ 
rung ihrer wirtschaftlichen Lage gerichtete Bestrebungen zu ver¬ 
wenden. 

Von den großindustriellen Unternehmern wird eine dahingehende 
Tätigkeit ihrer Sonderarbeitsnachweise bestritten. Nach ihrer Dar¬ 
stellung sollen sie nur dazu dienen, der Industrie brauchbare Arbeits¬ 
kräfte zu vermitteln, nachdem die öffentlichen Arbeitsnachweise der¬ 
artigen Anforderungen nicht zu genügen vermögen. Ihre Tätigkeit 
sei lediglich darauf gerichtet, unter Ausscheidung aller Erwägungen 
ethischer oder anderer Art den brauchbaren Mann an die freie Ar¬ 
beitsstelle zu bringen sowie die ungeeigneten Elemente, die für die 
wirtschaftliche Arbeit nicht in Frage kommen, wie unverbesserliche 
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Trunkenbolde, rQckfäilige Diebe, arbeitsscheues Gesindel usw., von 
der Arbeitsvennittluns auszusondern. Hierzu seien nur die Arbeit- 
seberarbeitsnachweise auf Grund ihrer Organisation, Einrichtungen 
und sachkundigen Beamten in der Lage. 

Wäre dem so, dann ist nicht einzusehen, warum nicht auch bei 
einer paritätischen Gestaltung der von den Unternehmern eingerich¬ 
teten und unterhaltenen Arbeitsnachweise der gleiche Zweck erreicht 
werden kann. Die Beiziehung der Arbeiter, der ihnen gewährte Ein¬ 
blick in die Geschäftsführung und die damit gewonnene Ueberzeugung 
von dem Vorhandensein einer wirklich einwandfreien und objektiven, 
nur von rein sachlichen Momenten geleiteten Arbeitsvermittlung 
würde mit einem Schlage das jahrzehntelang gegen die Arbeitgeber¬ 
arbeitsnachweise angehäuftc j\^ißtrauen zum Verschwinden bringen 
und ein beide Teile zufriedenstellendes Verhältnis herbeiführen. Von 
einer solchen Beiziehung und Mitwirkung der Arbeiter bei der Ar¬ 
beitsvermittlung wollen aber die Unternehmer nichts wissen und 
sie sträuben sich mit Händen und Füßen dagegen, durch gesetzliche 
Maßnahmen dazu gezwungen zu werden. Sie liefern damit selbst 
den Beweis für die Behauptung der Arbeiter, daß sie eine objektive 
Arbeitsvermittlung nicht wollen und daß die Arbeitgeberarbeitsnach- 
weise anderen, gegen die Arbeiter gerichteten Zwecken zu dienen haben. 
Die Unternehmer lieben es von 25eit zu Zeit, selbst hierüber die letzten 
Zweifel zu beseitigen. Das geschah auch neuerdings auf der am 
21. Juli d. J. in Berlin stattgehabten Versammlung der Arbeitgeber¬ 
arbeitsnachweisverbände, in der die Aufgabe der Arbeitgeberarbeits¬ 
nachweise behandelt wurde. Danach sollen sie nicht nur als Instru¬ 
ment der Arbeitsvermittlung, sondern in Kumpfeszeiten auch zur Kon¬ 
trolle der streikenden und ausgesperrten Arbeiter dienen, sowie sich 
bemühen, die bestreikten Firmen mit Arbeitskräften zu versehen, als 
Ersatz für die im Ausstand befindlichen. Zugleich wurde gegen die 
öffentlichen Arbeitsnachweise Stellung genommen, weil zu befürchten 
sei, daß sie einen immer stärkeren Einfluß auf die Arbeitsbedingungen 
auszuüben versuchen werden, und zwar in um so weiterem Umfange, 
wenn ihnen Zwangscharakter gegeben wird. 

Mit diesen Ausführungen aus dem Munde der Unternehmervertreter 
ist der einwandfreie Beweis dafür geliefert, wie sehr die Gewerk¬ 
schaften recht haben, wenn sie die Arbeitgeberarbeitsnachweise 
schlechthin als Maßregelungs- und Streikbrechervermittlungbureaus 
bezeichnen und sie des Mißbrauchs der Arbeitsvermittlung zum 
Zwecke der wirtschaftlichen und politischen Unterdrückung und 
Knebelung der Arbeiter beschuldigen. Diese Ausführungen zeigen 
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aber zugleich, daß bei den Unternehmern und ihren Arbeitsnachweisen 
noch immer der gleiche Geist herrscht, der schon in einer Eingabe 
der Metallindustriellen vom April 1899 an die preußische Regierung 
zum Ausdruck gelangte. In dieser Eingabe hieß es: 

„Der gänzliche Ausschluß von unserem Arbeitsnachweise findet 
nur bei erwiesener Unverbesserlichkeit und bezüglich derienigen 
Arbeiter statt, die notorische Hetzer und Agitatoren der Sozial¬ 
demokratie sind. Diese letzt bezeichnete Maßnahme hat sich als 
äußerst wirksam zur Bekämpfung der Sozialdemokratie und deren 
unheilvollen Einwirkung auf die Arbeiter erwiesen. In unseren 
Werkstätten ist Ruhe eingezogen, die Bereitwilligkeit, den Agita¬ 
toren Folge zu leisten, hat aufgehört, die lediglich, um Kämpfe 
herbeizufUhren und die Arbeitgeber ihre Macht fühlen zu lassen, 
oft genug ganz geringfügige Anlässe benutzten, um die mißleiteten 
Arbeiter in Ausstände zu setzen.“ 

Was hier von den Unternehmern zur Bekämpfung der Sozialdemokra¬ 
tie angeführt wird, fand selbstverständlich auch gegen die Gewerk¬ 
schaften Anwendung. Der gehoffte Erfolg blieb freilich aus; die Ent¬ 
wicklung der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung 
zeigt es zur Genüge. Alte Maßregelungen politisch und gewerkschaft¬ 
lich tätiger Arbeiter konnte nicht verhindern, daß ihre Organisationen 
gewaltig zunehmen und immer widerstandsfähiger wurden. Schon die 
Erbitterung über das ihnen zugefügte Unrecht; die fortgesetzten 
Unterdrückungsmaßnahmen der Unternehmer, insbesondere ihre bru¬ 
talen Aussperrungen sowie die monate- und jahrelange Aechtung miß¬ 
liebig gewordener Arbeiter durch die Arbeitgeberarbeitsnachweise 
zwangen die Arbeiter geradezu in die politischen und gewerkschaft¬ 
lichen Organisationen hinein. Damit wurden alle Bemühungen der 
Unternehmer, deren Entwicklung aufzuhalten und rückgängig zu 
machen, hinfällig. Allein schon diese Tatsache müßte ihnen klar 
machen, wie wenig sie auch in der Folge von dem Mißbrauch der 
Arbeitsvermittlung durch ihre Arbeitsnachweise zu erwarten haben. 
Diese Einsicht ist aber bei den Unternehmern nicht vorhanden und 
sie suchen sich ihr auch weiterhin zu verschließen. Der ganze Dünkel 
des absoluten „Herrn im Hause“ lehnt sich dagegen auf, dem Arbeiter 
die wirtschaftliche und politische Gleichberechtigung - zuzugestehen. 

Die Einwendungen der Unternehmer gegen die öffentlichen paritä¬ 
tischen Arbeitsnachweise sowie die Behauptungen von der Notwendig¬ 
keit der Arbeitgeterarbeitsnachweise sind teere Flunkerei. Nach 
diesen Behauptungen hätten nur die öffentlichen Arbeitsnachweise das 
Fiasko der Arbeitsvermittlung verschuldet, indem sie zwar bemüht 
gewesen seien, einen Ausgleich auf dem Arteitsmarkt zu schaffen, der 
ihnen aber nur hinsichtlich der Zahl, nicht aber auch der Brauchbar- 
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keit der vermittelten Arbeitskräfte für die Industrie geiungen sei. 
Hierzu hätten sich nur die Arbeitgeberarbeitsnachweise fähig er¬ 
wiesen. Dem ist entgegenzusteiien, daß an dem Fiasko der Arbeits- 
vermittiung nach Ausbruch des Krieges aüe Arbeitsnachweise beteiligt 
waren. Bei den Arbeitgeberarbeitsnachweisen war dies sogar in 
besonderem Maße der Faii, insofern, ais sich ihnen in der Zeit des 
Arbeitermangeis vieifach überhaupt keine Arbeitskräfte zuwendeten 
und die industrie fast ausschiießtich auf die öffentiichen Arbeitsnach¬ 
weise angewiesen war, wenn sie ihren Bedarf an Arbeitern decken 
woiite. Demzufoige mußte auch ihr famoses Karten- und Kontroü- 
system versagen. Trotzdem waren die so vermitteiten Arbeiter auf 
Anweisung der Industriellen gezwungen, sich auch bei den Arbeit¬ 
geberarbeitsnachweisen eintragen zu lassen, eine Praxis, die auch sonst 
gegenüber den unter Umgehung des Arbeitsnachweises bei den Be¬ 
trieben um Beschäftigung nachsuchenden Arbeitern in Uebung ist. 
Sie dient einesteils dazu, die Vermittlungstätigkeit der Arbeitgeber¬ 
arbeitsnachweise größer erscheinen zu lassen als sie in Wirklichkeit 
ist, andernteiis zu Kontroll- und Spionagezwecken. 

Gegen diese unwürdige Bespitzelung lehnen sich die Arbeiter mit 
Recht auf und die Reichsregierung kann und darf nicht ruhig Zusehen, 
daß aus einer solchen parteiischen und mißbräuchlichen Handhabung 
der Arbeitsvermittlung durch die Arbeitsnachweise der Unternehmer 
fortgesetzt neue Konflikte entstehen, die mit dem Anwachsen der 
Unternehmer- und Arbeiterorganisationen nur schärfere Formen an¬ 
nehmen und das ganze Wirtschaftsleben erschüttern und beeinträch¬ 
tigen müssen. Nicht nur das Interesse der Arbeiter, sondern auch 
der Gesamtheit des Volkes erfordert es, daß solche Konflikte nach 
dem Kriege vermieden werden und die Arbeitsvermittlung aufhört, 
Gegenstand des Kampfes zwischen Unternehmer und Arbeiter zu sein. 
Das kann gemäß den Forderungen der Gewerkschaften nur durch 
die reichsgesetzliche Regelung der Arbeitsvermittlung und die all¬ 
gemeine Einführung von öffentlichen paritätischen Arbeitsnachweisen 
herbeigeführt werden. 


Engels an Wilson. 

„Die Amerikaner haben der europäischen Welt seit längerer Zeit 
den Beweis geliefert, daß die bürgerliche Republik die Republik der 
kapitalistischen Geschäftsleute ist, wo die Politik ein Handelsgeschäft 
wie iedes andere, und die Franzosen, bei denen die herrschenden 
Bourgeoispolitiker dies längst gewußt und im Stillen praktiziert, 
lernen diese Wahrheit endlich auch auf nationalem Maßstate.“ 

(Friedrich Engels an Sorge 31. Dezember 1892.) 
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CURT MORECK: 

Heinrich Mann. 

„Ein Künstler ist, wer sein Zentrum 
in sich selbst hat.“ Schlegel. 

D ie 'Aristokraten von 1783 fühlten sich amüsiert und beklatschten 
in der unvergänglichen Komödie des Beaumarchais das Sprüh¬ 
feuer eines in Witz sich entladenden, scharfsinnigen Geistes, ahnungs¬ 
los, daß hier im Spiel treffender Sentenzen die dumpfe Masse der 
Unterdrückten die ersten Signale zur großen Offensive empfing, die 
gegen sie gerichtet war und Untergang hieß. Die Bürger von 1917 
applaudieren, unwissend, daß hier ihre Welt unterminiert wird, den 
Eruptionen der Leidenschaft, dem großartigen Farbenspiel der Kunst, 
dem grotesken Trubel in den Romanen Heinrich Manns, die, in ihrem 
Wesentlichen begriffen, flammende Aufrufe des Geistes zur Tat sind, 
zur Tat, die Ueberwindung der Wirklichkeit ist, Zerstörung dessen, 
was diesen Bürgern eine zuverlässige Sicherheit ihrer gewohnten, 
satten Behaglichkeit gewährt. Man sieht diese mit Explosivstoffen 
gefüllten Bücher, in denen eine Zerstörungskraft ohnegleichen kom¬ 
primiert ist, schon in den Händen aller. Neugier und das Bedürfnis 
nach inneren Spannungen haben sich ihrer bemächtigt und eine Mehr¬ 
heit mag in ihnen nichts als die starken und bannenden Sensationen 
der Sinnlichkeit und des Gefühls suchen und finden. Viele aber lesen 
diese Werke heute anders als einst, weii sie, mit verfeinertem 
Gehör, in den wuchtigen Sätzen dieser pompösen Symphonie stärker, 
durchdringender den sonoren Unterklang eines auf die bessernde Tat 
gerichteten Willens vernehmen. Ueberall bei Heinrich Mann ist Kampf 
oder Aufruf zum Kampf; denn „dem unbekannten Ziel der ewigen 
Erde nähern wir uns vielleicht ebensosehr durch unser Leiden wie 
durch unsern Kampf. Gleichwohl müssen wir kämpfen. Wir dürfen nicht 
zugeben, daß in Weite und Ewigkeit zuletzt alles sich auftebe, dürfen 
nicht in Schauen verharren, und müssen kämpfen.“ Hier ist ein 
Geist, der sich durchsetzt, nachdem die Zeit und sein Wesen in der 
Kongruenz zusammenfallen; eine Weltanschauung, die auf horchen 
macht und Raum gewinnt und die Menschen erobert In ästhetischen 
Manifesten findet hier die wahre Demokratie ihre Verkündigung und 
unter der großen Geste des Schöngeistes sieht der Scharfblickende 
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unfehlbar die gesammelte helläugige Energie des Tribunen. Der Sinn 
seiner Werke ist Verallgemeinerung, denn ihre Absidit ist Erlösung. 

Manns Wort ist der Ausdrude radikaler Auflehnung gegen die Bruta¬ 
lisierung der Menschheit durch eine Realität, die der Mensch selbst 
geschaffen, die über ihn hinauswuchs und ihn zum funktiven Organis¬ 
mus inmitten einer unerhörten Betriebsamkeit herabdrückte, weil er 
es nicht vermochte, sich durch die Kraft seines Geistes über sie zu 
erheben, und statt sie zu beherrschen und sich ihrer zu einer höheren 
Freiheit und Entwicklung zu bedienen, in die Abhängigkeit des ge¬ 
horsamen dumpfen Sklaven versank. Die befreiende Tat des Geistes, 
die diese Erlösung von einem mechanisierten und durch die Madit 
der Verhältnisse geschaffenen und erhaltenen Leben bringen soll, will 
sich bei Heinrich Mann verwirklichen in der Zerstörung einer als 
unsinnig erkannten, antisozialen Gesellschaftsordnung; sein nächstes 
Ziel ist Wahrheit, denn sie ist die Voraussetzung zur Besserung. Des¬ 
halb vernichtet Mann in den Romanen „Im Schlaraffenland" und 
„Professor Unrat" das Dekorum einer Zivilisation, um das Ekel und 
Abscheu erregende Wesen eines Bürgertums sichtbar werden zu 
lassen, das in seiner Gesamtheit die stärkste, dem Geiste feindliche 
Macht darstellt. Die Macht, festgründend in einem Fundament von 
Dummheit und Unwahrhaftigkeit, ist der große Widerstand gegen die 
Bestrebungen des Geistes und aus dem Zusammenstoß dieser beiden 
stets gegensätzlichen Kräfte entsteht der leidenschaftliche Kampf; 
denn es geht um die Menschheit Es gilt, diese durch nichts als einen 
überwundenen Servilismus berechtigten Mächte zu stürzen und an 
ihre Stelle die Mächte der neuen Zeit, des neuen Lebens brüderlicher 
Gemeinschaft und Gleichberechtigung zu setzen: Wahrheit, Vernunft, 
Menschlichkeit 

Die satirisch-kritische Betrachtung der Gesellschaftsordnung ist der 
erste Hebeklruck des Umsturzes, die vorbedingte Aktion des auf 
Besserung gerichteten Willens. Heinrich Mann vernichtet die bour¬ 
geoise Welt durch die Desillusionierung, den in Luxus und Sattheit 
entarteten Bürger durch die groteske Spiegelung der Karikatur. Den 
neuen, über das Land verbreiteten Typ, den er in besonderer Artung 
in einem später geschriebenen und noch nicht veröffentlichten Roman 
unerbittlich fixiert und als grausig-bizarres Standbild aufrichtet, jenen 
Typ, der in Härte und Unterdrückung nicht den traurigen Durchgang 
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zu menschlicheren Zuständen sieht, sondern den Sinn des Lebens 
selbst spürt er auf, um ihm den Untergang zu bereiten. Er kontra¬ 
stiert jene, die, um selbst emporzukommen, Opfer verlangen, mit den 
andern, die Opfer darbringen, um die befreiende Tat der Hingabe zu 
tun. Aber nicht das Bürgertum allein wird betroffen von der zer¬ 
legenden Kraft seiner Ironie; jede Erscheinung der Wirklichkeit wird 
da gepackt, wo ein Schwindel zu entlarven, eine innere Unwahrheit 
aufzudecken ist, wo eine Lüge und ein Betrug sich versteckt oder eine 
ungeistige Macht in der Gemeinschaft der Menschen sich zur Ueber- 
macht stabilieren will Selbst in der Niederung der Massen gibt es 
für Mann Gesinnungen, die Kostüm tragen, zu entkleiden, und eine 
Scheinwelt zu zerbröckeln, deren verlogene Kulissen eine anfechtbare 
Moral egoistischer Interessen decken. Durch die Entschleierung wird 
dem Bewußtsein eindrucksvoll jene Differenz verdeutlicht zwischen 
Wesen und Schein des Individuums, zwischen der Welt, wie sie ist, 
und der Welt, wie sie sein könnte. Denn hier liegt das Hemmnis des 
allgemeinen Glücks, das Mann wiederhergestellt wissen will als ein 
Ergebnis des Gleichgewichts hn Zeichen der Wahrheit und der Gerech¬ 
tigkeit. Er akzeptiert die Zolasche Erkenntnis, daß aus dem Wissen 
der Wahrheit allen bessere soziale Zustände entstehen können. Des¬ 
halb ist seine Satire so waffenscharf; denn wo er sie anwendet, dient 
sie ihm zur Abwehr der Anschläge der Gewalt gegen das Redit des 
Lebens. Sein fanatischer Haß gegen das tyrannische Prinzip der 
reaktionären Macht geht fast bis zum Nihilismus, aber er schließt 
den Glauben an das Leben, der das Protoplasma fruchtbaren Wirkens 
für die Menschheit ist, nicht aus, und aus der guten Hoffnung seines 
vorahnenden Gefühls wächst ihm die Kraft des Aufschwungs, in der 
er Worte froher Botschaft für die Armen findet, verheißend, daß der 
Weg der Menschheit aufwärts gehe, durch Wahrheit zur Gerechtigkeit, 
zur Höhe geführt durch den Geist, der in seiner Güte den endlichen 
Triumph des Menschlichen vorbereitet. 

Gelingt in den Satiren nicht mehr als die Bewältigung der Wirk¬ 
lichkeit durch ihre Zerstörung, so schreitet Mann zu ihrer Ueber- 
windung fort in den Romanen größeren Formats, die erfüllte Welten 
eines überrealen Lebens sind, gesteigert an einer Schönheit von abso¬ 
luter Geltung, wie sie verkörpert ist in der zentralen Gestalt der 
Herzogin von Assy („Die Göttinnen"), wie sie lockende Erscheinung 


Digitized by 


Google 


Original from 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 



Heinrich Mann. 


1033 


und verführende Körperlichkeit wird in Ute, der bewegenden Kraft 
des Romans von der wilden, heifien, verzehrenden „Jagd nach Liebe**, 
oder in Lola Gabriel, der im Zwiespalt der Gefühle schwankenden und 
nadi der Qual physischer und psychischer Kämpfe in der Liebe Er* 
lösung findenden Frau in „Zwischen den Rassen**. Schönheit ist die 
letzte Verklärung aller Leidenschaften, und „mit dem ästhetischen 
Niveau steigt oder fällt das moralisdie**. Die durch ein UebermaB 
von Vitalität zu Ausnahmenaturen gesteigerten Existenzen, die das 
Dasein inbrünstiger, stärker, wilder und nach eigenen von ihrer Per* 
sönlichkeit gebotenen Gesetzen erleben, wirbeln in dem glühenden 
Tumult dieser Geschehnisse wie in einer einzigen, festlichen Org:ie 
dahin, groß kraft der Intensität ihres Willens, gerechtfertigt durch die 
Gewalt des sie treibenden inneren Motors von Leidenschaft, wirklich 
nicht durch die Uebereinstimmung mit den Erscheinungen einer uns 
bekannten und zu Vergleichen heranziehenden Umwelt, sondern durch 
ihren Ursprung aus dem Geiste des Dichters, der aus seiner starken 
Vorstellung sie so schuf, daß ihr ganzes Sein aufgegangen scheint 
aus dem Keim ihres Wesens. Die Helden des Geistes, diese aus 
Sehnsucht nach menschlicher Größe und nach einer erhabeneren 
Lebensform geborenen Geschöpfe Heinrich Manns, erleben in diesen 
Romanen, umspielt von einer verächtlichen Wiriclidikeit und der Ver¬ 
ruchtheit minderer Kreaturen, inmitten einer desorganisierten Kultur 
und eines Chaos von elementaren Gefühlen, abenteuerlich und kühn, 
lächelnd und selbstsicher, voll Trotz gegen alle Gefahr das höhere 
Leben, das der Dichter träumte, nachdem ihn die Vorgefundene Welt 
enttäuschte, das der helläugige Seher ahnte, der Prophet verkündet, 
und das vielleicht — wenn spätere Entscheidungen es fordern — der 
zur Tat bereite Künstler der Menschheit, der er dient, erkämpfen wird: 
das veriüngte Leben, hinter dem Horizont drückender Alltäglichkeit, 
das Demokratie heißt. In dieser Welt, aus ihrer Atmosphäre ver¬ 
dichtet, existieren lene Frauen, deren Schönheit des Leibes und der 
Seele so stolz, groß und erhaben ist, daß sie wie eine Gnadensonne 
in die Schluchten und Winkel dumpfer Wirklichkeit strahlt, und in 
deren glühendem Gefühl alle furchtbaren und häßlichen Leidenschaften 
sich wandeln in die reine, ewige Materie der Liebe, die Gut und Böse 
ausgleichen durch die Kraft ihrer Güte. Violante von Assy, in dem 
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nicht nur äußerlich großen Romantryptichon der „Göttinnen“, wird 
zum überragenden, zeitlosen Symbol ihres Geschlechts und die Drei¬ 
heit seines Wesens offenbart sich in ihren Verkörperungen als Diana, 
Minerva, Venus. Das vielfältige Bild der Welt, die in den Romanen 
Heinrich Manns lebendig wird bis in die letzte Kreatur, wird reicher 
noch durch die Einzelschicksale, die in den Novellen der Sammlungen 
„Stürmische Morgen“, „iTlöten und Dolche“, „Das Herz“ und ,4)ie 
Rückkehr vom Hades“ monographisch sich abrollen und trotz ihrer 
Geballtheit einen weiten Lebenskreis umfassen. 

„Aus dem, was der Mensch jetzo in Europa ist, müssen wir nicht 
schließen, was er sein könnte,“ stellte Lichtenberg einst fest Von 
seinem gesellschaftskritischen Geiste hat Heinrich Mann; auch bei 
ihm liegt manchmal ein Problem verborgen, wo man eine groteske 
Geste sieht Für Manns soziale Methode ist jener Satz fundamental 
Er will die neue Wirklichkeit möglich machen, will sie vorbereiten, zu 
ihr aufrufen, sie herbeiführen durch die geistige Tat Er ist sozial 
dank seiner Sensibilität. Die verfeinerte Empfindsamkeit des künst¬ 
lerischen Menschen wurde durch die Realität des Lebens mißhandelt 
enttäuscht brutalisiert — und aus der Auflehnung gegen diesen als 
Unrecht empfundenen Zustand, unter dem er die Masse leiden sah, 
entsprang der kritische Wille, zur Waffe der Abwehr wurde das des- 
illusionierende Wort Ein übermäßiges Erleben menschlichen Schick¬ 
sals, Erleiden des Daseins erst gibt die Kraft des Hasses, setzt Feind¬ 
schaft zwischen Individuum und Welt schafft die Voraussetzungen des 
Kampfes zwischen beiden. Und Manns Schaffen — vom Standpunkt 
höherer Betrachtung — ist der ständige Kampf, das Menschliche los- 
zuringen aus der Gefangenschaft dumpfen Schicksals, es zu erlösen 
zu endgültiger Freiheit Sein Ideal ist der Mensch, der Opfer dar¬ 
bringt, damit Menschen es besser haben, und sein Haß gilt der Macht, 
die den Menschen unterdrückt mag sie sich nun in dem der Lächer¬ 
lichkeit preisgegebenen und untergehenden Schultyrannen Unrat oder 
in einer Clique von fetten Aasgeiern der kapitalistischen Walstatt, 
wie sie das „Schlaraffenland“ bevölkern, inkarnieren; denn sie ist ein 
Widersinn und der Feind des Geistes. „Die Macht ist unnütz und 
hinfällig, wenn nur für sie gelebt worden ist und nicht für den Geist 
der Ober ihr ist,“ bekennt Mann in seinem wundervollen Essay über 
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Zola. Vers:eistfs:ung ihm nichts, wenn sie nicht Versittlichuns: ist. 
Der ethische Furor allein rechtfertigt die Ansprüche des Geistes. 

Als Abschluß seines Werkes, soweit es in den zehn Bänden der bei 
Kurt Wolff Verlag erschienenen Gesamtausgabe gesammelt ist, steht 
der Roman „Die kleine Stadt“, in dem Manns Kunst auf eine Höhe 
stieg, die zu übersteigen künstlerisch nicht mehr möglich war. Die 
kleine Stadt ist das menschlich vertiefte Symbol der Demokratie. Wo 
eine Gruppe mannigfaltig gearteter Bürger genannt wird, ist die ganze 
Menschheit gemeint, denn sie hat ihre Repräsentanten unter jenen. 
Hier wird das Individualleben aufgelöst ins Gemeinleben, der Einzel¬ 
wille dem rhythmischen Gesetz des sozialen Lebens unterworfen. 
Gleichheit ist gewollt, und verworfen wird, wer ihr durch Absonderung 
widerstrebt. Denn die Demokratie arbeitet nicht an der Vereinzelung, 
sondern für Verallgemeinerung, sie will nicht einzelne groß, sondern 
menschliche Größe. In diesem Roman, wo Liebe läutert und ver¬ 
brüdert, fallen die nahen Kulissen dargestellter Umwelt, und die von 
Menschen besiedelten Winkel der Erde sind Schauplatz dieser Begeb¬ 
nisse, in denen die tausendfachen Wiederholungen der gleichen Vor¬ 
gänge zusammenfallen zu einem einmaligen Ereignis von ewiger Be¬ 
deutung. In diesem Werk ist die zivilisierte Welt als soziale Atmo¬ 
sphäre eingefangen und gestaltet in unvergänglichen Typen. Es ist 
gleichsam das symbolische Titelblatt kommender Werke, die die 
nächste Schaffensperiode Heinrich Manns ausfüllen werden. 

Bis hierher schwang sein Antrieb zur Tat aus in ästhetischen Mani¬ 
festen, seine Tatkraft expansionierte in Kunst. In neuen Romanen, 
die schon vollendet sind und der Veröffentlichung harren, schreitet er 
fort auf dem Wege der Verwirklichung und hinaus über die Grenzen 
künstlerischer Formung. Der Zusammenbruch der Kultur fordert 
neuen Aufbau; gewaltsame Entscheidungen haben Zerstörung wahl¬ 
los gebracht. Die Künstler können nicht besonnen mehr ästhetische 
Tendenzen verfolgen, sie müssen sich rechtfertigen durch den allen 
auferlegten Dienst für das gemeinsame Ziel. „Die Kunst soll die 
höchste Formel der menschlichen Sympathie werden,“ wie es Carrieres 
Idee war. Mit der Erkenntnis, daß jede Aktion des Geistes, die nicht 
die Freiheit des Menschen zum Ziel hat, verbrecherisch sei, ist Heinrich 
Mann die Richtung neuer Wirksamkeit gewiesen, die der Realisierung 
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aller Einsicht und Wahrheit, des Triumphes der Vernunft nnd des 
Rechts. In einem der letzten Werke klingt in der Apostrophe eines 
aufrechten Greises ab Sehnsucht, was wir heute schon als tätigen 
Willen erkennen: „Ihr Freunde der Menschheit und Jeder guten Zu¬ 
kunft, weitherzig und unbekannt mit der düsteren Selbstsucht eines 
nationalen Vetternbundes: Weltseelen ihr, kehrt wieder!“ 


OTTO FLAKE: 

„Untergang " 

U ntergang** ist ein kleines Heft, fast ein fliegendes Blatt, aus der 
Schweiz herfiberflatternd zu deutschen Freunden; ein Dutzend 
Seiten Verse, fünf Gedichte, nicht mehr, Auswahl aus Erregungen, 
die durch das Geschehnis des Krieges in einem warmen, gütigen 
Menschen ausgelöst worden sind. Natürlich sind sie auch im Buch¬ 
handel zu haben (bei Rascher u. Cie. in Zürich und Leipzig), aber ich 
will nicht wie von einem Buch darüber berichten, das man „bespricht**, 
sondern wie von einem Brief, den ich erhalten habe und den Ich mit 
einem guten Gefühl las. Worte des Seelischen, Klage eines Empfinden¬ 
den wurden empfangen und mögen weitergegeben werden. 

S. D, Steinberg ist der Name dieses Freundes. 

Im ganzen Verlauf des VöHcerkrIeges Ist es noch keinem gelungen, 
die Männlichkeit, die Berauschung, die Aktivität des Krieges in 
bleibende Verse zu bringen, und es wird auch keinem gelingen. Denn 
die Nibelungenzeiten sind vorüber, wie die des Feudalismus vorüber 
sind. Nie mehr wird die Herrlichkeit des Krieges, nie mehr das 
frischfröhliche Jagen besungen werden. Dem, der es versuchen 
wollte, würde die Hand erstarren. 

Tief, groß, unerschöpflich und gestaltend ist nur nodi die Auf¬ 
lehnung gegen das Morden, wertvoll nur noch die Besinnung auf 
Menschlichkeit, nachhaltend nur noch das Wissen um die grauenhafte 
Last des Tötens nnd Getötetwerdens. Dinge, die zu lange dauern, 
Dinge, die bis zum bitteren Ende restlos ausgeschöpft werden, verlieren 
ihr Pathos,, es bleibt nur ihre Schwere. 

Alle Umfragen nach dem Kriegslyriker sind umsonst; auch für 
Lillencrons Drauflosdichten hätten wir nur ein ger^es oder kalt¬ 
ablehnendes Achselzucken. 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 




„Untergang.“ 


1037 


Die Befrachtung der Kunst durch den Krieg wird HaB heißen, bei 
weicheren Temperamenten Grauen und Klage. 

Klage und Grauen, das ist Steinberg. 

Ich wanderte mit müdem, wundem Knie 
Durch tausend Straßen, einsam, wie noch nie. 

Lauwarm und milchig lag die Nacht 

Auf Häusern, die sich — seltsam abgeflacht — 

Mit toten Fenstern in das Dunkel bogen. 

An einer Ecke saßen schwarze Menschen; sie zogen 
Mit greisenhaften Händen, wie im Spielen, 

Sich Haare aus den Bärten, lachten blöde und fiden 
Wie betrunken in die Gosse. Die Köpfe hingen 
Ihnen schlaff im Kot. — Ich rief de an. 

Sie hoben die entstellten Angesichter — Mann nach Mann, 
Mein Herz blieb Jählings — wie getötet — stehn: 

Dreimal In drei Gesichtern hab ich mich gesehn. 

Ist das nicht brüderlich und visionär? So spricht einer, der sich, 
wenn er Zeitungen las, fragte: was begibt sich in Jenen Dörfern und 
Städten, über die das Entsetzliche hereinbricht? Ist ihnen nicht zu 
Mute, als seien sie, eben noch unbekannt und vergessen, zum Mittel¬ 
punkt des Weltgerichtes gewählt worden? Eines Jüngsten Qerldites, 
bei dem Gott selbst seinen Untergang findet, verschlungM von den 
Kräften, die er nicht mehr binden kann: 

Aus dem zerrissenen Himmel aber schlugen Flammen. 

Dann ward er wie ein Vorhang weggerissen. 

Und aus den letzten Finsternissen 
Schwankte ein Greis — 

Aus der zerbrochenen Stirne rann ihm leuchtend weiß 
Ein Strom zum Bart — 

Der Alte sang. 

Sein Lied klang 

Schwer ins Herz, wie Steine, die ins Wasser fallen; 

Und alle Nähe ward gedämpftes Hallen, 

Und alle Ferne ward gewaltger Ton — 

Die ganze Welt, dem Bindenden entflohn. 

Zerfiel, ward Flamme, Farbe, Klang. 
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Und mitten im Zerfall und Untergang 
Stand der zerbrochene Qott 
Und Sans:. 

Qott sin8:t; er ist irrsinnis: geworden. — 

Hier eine andere Klage. Es ist ein Mädchen. Es sagt: 

.4Ile Männer sind hinausgezogen, auch du blauer Leutnant, 
Auch du blauer Leutnant nrit den braunen Wangen. 

Denkst du noch, wie du mir nachgegangen 
Im Sommertag? Du wolltest mich gewinnen 
Drei Straßen lang. Wie sonderbar — nun rinnen 
Mir deine Farben und dein Angesicht, 

Die drei; vier Bäume und viel Sonnenlicht, 

Und deine kaum gesehenen Gebärden 

Zusammen wie ein Bild — doch ohne Bfld zu werden. 

Was einer von denen, die aus dem Krieg Novellen ziehen, auf ein 
paar Seiten sagt, ist hier in ein paar Zeilen eingeschlossen. Die 
Novelle wäre schlecht, denn sie wäre nur eine Pointe, die Verse 
bleiben haften und sind so kurz und sinnende Frage wie das Gefühl, 
das sie ausdrflcken: „Du wolltest mich gewinnen drei Straßen lang.“ 


Glossen. 

„ ... So gräbt sie sich ihr eigenes Grab**. 

Der Kongreßbeschluß ist keine Entschuldigung. Wenn die Partei 
sich heute noch an alle alten in gemütlicher Friedenszeit gefaßten 
Kongreßbeschlüsse binden will, so legt sie sich selbst in Fesseln. Der 
Rechtsboden, auf dem eine lebende Partei sich bewegt, muß nicht 
nur selbstgeschaffen, er muß auch jederzeit abänderbar sein. Indem 
das Sozialistengesetz alle Kongresse und damit die Abänderung der 
alten Kongreßbeschlüsse uiunöglich macht, vernichtet es auch die 
bindende Kraft Jener Beschlüsse. Eine Partei, der man die Möglich¬ 
keit abschneidet, bindende Beschlüsse zu fassen, hat ihre Gesetze nur 
in ihren lebendigen, stets wechselnden Bedürfnissen zu suchen. WiB 
sie diese Bedürfnisse aber früheren Beschlüssen unterordnen, die 
Jetzt starr und tot sind, so gräbt sie ihr eigenes Grab. 

(Brief von Engels an Bebel vom 23. Oktober 1879, zitiert 
in Bebel: „Aus meinem Leben*', IJf. Band, S. 70.) 
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„Wird Deutschland erdrUckt, dann auch wir . . 

„Die Krtegsgefahr wird größer. . . . Die Russen wollen die Iran- 
zösische Alliance rasch und gründlich diplontatisch ausbeuten. . . . 
lieber diesen Punkt haben Bebel und ich korrespondiert und wir sind 
der Ansicht, daß, wenn die Russen Krieg mit uns anfangen, die deut¬ 
schen Sozialisten ä ouirance (aufs äußerste) auf die Russen und ihre 
Bundesgenossen, wer sie auch seien, loshaaen. Wird Deutschland 
erdrückt, dann auch wir. . . 

(Friedrich Engels an Sorge 24. Oktober 1894.) 


Herrn Wilson ins Stammbuch, 

„Amerika ist das jüngste, aber auch das älteste Land der Welt. 
Ganz wir Ihr drüben die altfränkischen Möbelformen neben ganz 
eigenen erfundenen, an Boston Droschken, wie ich sie zuletzt 1838 in 
London sah, im Qebirg Stage coaches aus dem siebenzehnten Jahr¬ 
hundert habt, neben den Pullmann cars, gerade so erhaltet Ihr auch 
alle in Europa abgelegten geistigen alten Kleider. Alles, was hier 
sich überlebt, kann in Amerika noch zwei Generationen fortleben." 

(Friedrich Engels an Sorge 16. Januar 1895.) 


Ein Engländer über Deutschland. 

„Was langsam aber sicher in England auf ein freundschaftlicheres 
Verhältnis zu Deutschland hinarbeitet, gründet sich auf eine bessere 
Kenntnis und eine intelligentere Schätzung des deutschen Charakters 
und der deutschen nationalen Art. 

Im Hinblick hierauf kann man sich gar nicht genug über die Resul¬ 
tate freuen, die die Besuche der Journalisten bekler Völker zeitigten. 
Niemals werden die Engländer die warme und freundliche Aufnahme, 
die ihnen letzten Juni in Deutschland zuteil wurde, vergessen, und sie 
taten alles, um ihre Landsleute darüber zu unterrichten. Aber mehr 
als dies: wir haben eine neue Anschauung über die moderne deutsche 
Bewegung und ihre Anwendung auf soziale Probleme mit nach Hause 
gebracht. Das trug viel mit dazu bei, die mythische Vorstellung zu 
untergraben, Deutschland sei nichts weiter als ein von Waffen star¬ 
rendes Lager, das unausgesetzt den Nachbar bedrohe und in der 
Hauptsache nur damit beschäftigt sei, immer neue und immer ge¬ 
fährlichere Angriffsmethoden zu erfinden. Statt der Artikel über 
deutsche Weltpolitik haben wir in den letzten Monaten Aufsätze über 
die deutsche Armengesetzgebung, über das deutsche System der 
Städtegründung und über die deutsche Art, die Arbeitslosen zu be¬ 
handeln, zu lesen bekommen. So lernen wir Deutschland nicht als 
Arsenal, sondern als soziales Laboratorium kennen." 

(H. T. A. Spender, Herausgeber der Londoner „Wesiminster Gazette" 
im „März" vom 2. November 1907.) 


Digitized by 


Google 


Original frorri 

THE OHIO STATE UNIVERSITY 






1040 


Lied gegen den Tod. 


KARL BRÖQER; 

Lied gegen den Tod. 

(Im Trommelfeuer gesungen.) 

Bum - wum - dirum - 

Nase steif und kehr dich nicht am! 

Dirum - bum - wum - 

Der starke Tod geht um. 

Ja, der Tod ist stark geworden, 
seit der Mensch im Graben steckt. 

Ost und Westen, Süd und Norden 
haben reichen Tisch gedeckt. 

Wo sind seine vormals hohlen 
Rippen, die der Wind durchbUes, 
seit mit Raben und mit Dolden 
er sich schmatzend niederließ? 

Horch! Es kracht die Kreuz und Quere 
ein atd unseren Unterstand. 

Das ist seine schwammig schwere, 
schweiß- und blutbekleckte Hand. 

Seine leisten Riesenfinger, 
dreißig Zentimeter rund, 

Quetschen unseren Panzerzwinger, 
reißen Quadern aus dem Grund. 

Wär der Schmerbauch nur geraten, 
daß du ihn auch treffen kannst: 
Teufel! Unsre Handgranaten 
platzten längst an seinem Wanst. 

Doch das höllische Gelichter 
stiebt bei ledern Wurf davon, 
und im aufgesprengten Trichter 
wälzt sich einer Mutter Sohn. 

Wum - dirum - bum - 

Der starke Tod geht um. 

Einmal wird ihm Halt geboten, 
der nur immer uns gebot, 
denn am letzten, , lieben Toten 
frißt der Fresser sich za Tod. 

Stürzt den Wärwolf dann kopfüber 
in den tiefsten Minenschacht 


und wälzt einen Berg darüber, 
daß er ewig nicht erwacht. 
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